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Einleitung. 


§  l. 

Di«-  Hoffnung,  «lass  die  Gründung  des  deutschen  Reiches  als 
schönst«'  Frucht  einen  mit  umfassender  Zuständigkeit  ausgerüsteten 
Staatsg«>richtshof  für  Deutschland  zeitigen  werde,  ist,  ebenso  wie 
»•inst  bei  Gründung  des  deutschen  Bundes,  nicht  in  Erfüllung 
gegangen. 

Die  Rcichsverfassnng  hat  einen  «Uesen  Wünschen  entgegen- 
gesetzten Weg.  «ler  einst  von  den  Gründern  des  deutschen  Hundes 
als  «'in  provisorischer  beschritten  worden  war,  gewählt;  sie  hat  den 
\  »»rtretungskörper  der  deutschen  .Staaten  mit  den  Befugnissen  eines 
liVieh>Lr«'ri«  htes  ftirStreitigkeiten  «les  öffentlichen  Rechts  ausgestattet. 

Je  sehnlicher  die  Hoffnung  auf  die  Errichtung  eines  unab- 
hängigen Keiehsstaatsgeriehtshofes  gewesen  war,  um  so  abfälliger 
wurde  nun  die  neue  Hinrichtung  beurteilt,  welche  eine  Versamm- 
lung von  08  Gesandten  der  verbündeten  Regierungen  von  deren 
Vollmacht  und  Instruktionen  sie  abhängig  sind,  als  höchstes  Gericht 
des  öffentlichen  Rechtes  einsetzte.  Diese  Einrhhtung  wurde  als 
eine  Seltsamkeit,  a*s  Verstoss  gegen  wichtige  Grundsätze  des  mo- 
dernen Staatsrechts  dargestellt,  l'eberdie  hauptsächlichsten  einzelnen 
richterlichen  Befugnisse  «les  Bundesrates  wurden  ebenfalls  scharfe, 
mißbilligende  Urteile  geäussert. 

In  den  :t0  Jahren,  welche  seit  «ler  Grflndung  «les  Reiches  ver- 
strichen sind,  wurden  zwar  auf  zahlreichen  Gebieten  des  öffentlichen 
Rechts  besondere  Verwaltungsgerichte  eingesetzt;  als  solche  sind 
das  Reichsversh'herungsamt,  «las  Ober-Seeanit,  das  Patentamt,  «Ii«' 
Jieichsray^nkonimission,  das  verstärkte  Rciehs-Kisenbalmamt  und 
•las  Reichsamt  für  «las  Heimatwesen  thätig. 

Fleischer.  Zuständigkeit  den  Bundesrates.  1 
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Andererseits  wurde  die  richterliche  Kompetenz  des  Bundes- 
rates wesentlich  erweitert. 

Die  Kritik  ist  ihr  jedoch  nicht  günstiger  geworden.  Ebenso 
wie  bei  Gründung  des  norddeutschen  Hundes  und  des  deutschen 
Reiches,  wie  bereits  bei  Errichtung  des  deutschen  Hundes,  wo  ;iuf 
dem  Wiener  Kongreß  die  Einsetzung  eines  Bundesgerichtes  von 
Preussen  für  „den  letzten  und  notwendigsten  Schlussstein  des 
Rerhtsgebi'iudes  in  Teutschland"  erklärt  wurde,  fordern  gewichtige 
Stimmen  aus  verschiedenen  Kreisen  des  deutschen  Volkes  die  Ein- 
setzung eines  Reichsstaat .sgcrichtshofes  und  verwerfen  die  richter- 
lichen Betugnisse  des  Bundesrates. 

Dass  trotzdem  eine  Aenderung  im  Wege  der  Gesetzgebung 
bisher  nicht  erfolgt  ist,  erhöht  das  Interesse  des  Gegenstandes, 
indem  es  anregt,  durch  genaue  Feststellung  und  Prüfung  der  richter- 
lichen Befugnisse  des  Hundesrates  zu  untersm  hen.  inwieweit 
die  gegen  die  ganze  Einrichtung  und  gegen  einzelne  Stücke  der- 
selben erhobenen  Einwendungen  begründet  sind  oder  ob  der  be- 
stehende Zustand  den  Schutz  der  zu  wahrenden  ött'entlichrecht liehen 
Befugnisse  in  ausreichendem  Masse  gewährleistet, 
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Krster  Abschnitt. 


Feststellung"  der  Befugnisse  des  deutschen  Bundesrates 
zur  Erledigung  öffentlich  rechtlicher  Streitigkeiten. 

A.  Die  Zuständigkeit  des  Bundesrats  bei  zwischenstaat- 
lichen Streitigkeiten. 

§  2. 

Wenn  Staaten  sich  zu  einer  engeren  Verbindung  mit  gemein- 
samen Organen  zusammenschliessen,  so  erwachst-  ihnen  für  den 
Schutz  des  zwischenstaatlichen  Rechts  der  erhebliche  Vorteil,  dass 
^ie  an  Stelle  der  mangelhatten  Mittel  des  Völkerrechts  eine 
Hechtsinstanz  mit  gesicherter  Wirksamkeit  setzen  können.  Kim» 
derartige  Einrichtung,  an  sich  für  jede  auf  Dauer  berechnete 
Staatenverbindung  eine  Lebensbedingung,  ist  am  unentbehrlichsten 
für  den  Hundesstaat,  welcher  eine  grössere  Anzahl  von  Staaten  zu 
einem  Staatsorganismus  verbindet. 

Organ  für  Erledigung  zwischenstaatlicher  Streitigkeiten  ist  in 
den  beiden  ausserdeutschen  Bundesstaaten  der  Neuzeit  ein  Bundes- 
gericht, im  deutschen  Reiche  der  Bundesrat. 

I.  Der  Oedanke,  bei  Streitigkeiten  unter  den  Bundesgliedern 
dem  Vertretungsorgan  derselben  im  Bunde  wichtige  Befugnisse 
zu  deren  Erledigung  einzuräumen,  ist  in  das  deutsche  Staatsrecht 
nicht  erst  durch  die  Reichsverfassung  eingeführt  worden,  sondern 
dem  Rechte  des  deutschen  Bundes  entlehnt.  Letzterer  hatte  für 
Streitigkeiten  unter  den  Bundesgliedern,  deren  rechtliche  Erledigung 
er  für  eine  seiner  wichtigsten  Aufgaben  erachtete,  durch  eingehende 
gesetzliche  Bestimmungen,  welche  teilweise  an  Einrichtungen  des 
früheren  deutschen  Reichs  anknüpften,  Fürsorge  getroffen1). 

l)  Vgl.  Klüber,  Oeffentlichcs  Recht  des  Tcutschcn  Bundes  §  172  — 17(>. 

—  Xachariae.  Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht  Bd.  II,  S.  724— 7(>ti. 

—  üeffter,  Beiträge  zum  deutschen  Staats-  und  Füiateureiht   No.  III : 

1* 
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Die  obersten  Grundsätze  hierfür  enthielt  Art.  11  Abs.  IV  der 
deutschen  Bundesakto:  „Die  Bundesglieder  machen  .sich  ebenfalls 
verbindlich,  einander  unter  keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen,  ihh-Ii 
ihre  Streitigkeiten  mit  (iewalt  zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der 
Bundesversammlung  anzubringen.  Dieser  liegt  alsdann  ob,  die 
Vermittlung  durch  einen  Ausschuss  zu  versuchen,  falls  dieser 
Versuch  fehlschlagen  sollte  und  demnach  eine  richterliche  Knt- 
scheidung  notwendig  würde,  sob  he  dun  Ii  eine  wohlgeordnete  Aus- 
t.räga  linstanz  zu  bewirken,  «leren  Ausspruch  die  streitenden  Teile 
sich  sofort  zu  unterwerfen  haben." 

Von  den  näheren  Bestimmungen,  welche  hauptsäehlich  in 
der  Austrägalordnung  vom  Di.  Juni  I H 1 7  1 ) ,  den  Artikeln  l!>  ■  •_»■!. 
HO  un<l  31  der  Wiener  Schlussakte-),  sowie  in  dem  Bundes- 
beschlusse  vom  .'J.  August  18"2U  das  bei  Aufstellung  der  Aus- 
trägal-Instanzen  zu  beobachtende  Verfahren  betrettend  n)  enthalten 
sind,  seien  folgende  hervorgehoben : 

Sofern  niiht  die  Parteien  die  Krlcdigung  des  Streitfalles 
durch  Kompromiss  oder  Vergleich  anstreben  oder  sich  etwa  vor- 
handener Familien-  (»der  Vertragsaust  rage  bedienen,  ist  die 
Bundesversammlung  für  alle  Streitigkeiten  unter  Buudcsgliodcrn 
zuständig  und  die  letzteren  sind  verpflichtet,  dieselben  bei  der 
Bundesversammlung  anzubringen. 

a.  Wenn  die  Bundesversammlung  von  einem  Bunde>gliede  zum 
Schutze  des  Besitzstandes  angerufen  wird  und  der  jüngste  Be- 
sitzstand streitig  ist,  so  ist  die  Bundesversammlung  befugt1), 
ein  unbeteiligtes  Bundesglied  in  der  Nähe  des  zu  schützenden 
IJcbietes  aufzufordern,  die  Thatsache  des  jüngsten  Besitzes  und 
die  Störung  desselben  durch  seinen  obersten  (iernht^hof  un- 
verzüglirh  untersuchen  und  darüber  einen  rechtlichen  Bes.  hluss 


(C.hI.'V  Austrc  ^alis  iM»ntV<lcr;itioiiis  ( ieniKonc;..- ).  —  Ii.  Muhl.  .Ii.-  li.lie 

K.vhtsplle^e  «leutseln-n    Hmi<le>.      -    v.    I  uli.inli.    .Iiis    A  u>l  f:i*r;i  I- 

v. Hainen  ili's  tl.  ntsrli.  il  Hundes. 

<i.  v.  Mover.  St:ialMikt.'ii  II.  S.  17  f. 
2   ii.  v.  Mever,  II,  S.  105  f. 

a.i  v.    Mover.    II,   S.    'III'.  :ui.  Ii    »iie  l'Aekut  ii»ns<>r.lnuioj  wmi 

gleichen  Tap>  (v.  Mover  II.  S.  ll.'Jl' 

4     Alt.    •.'<!  .1.1    Wi.ll.l  SrlllllN>;ikle. 
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abfassen  zu  lassen,  dessen  Vollstreckung  erforderlichen  Falls 
durch  die  Bundesversammlung  bewirkt  wird. 
I).  In  den   übrigen  Fällen  tritt  sowohl  bei  possessorischen  als 
bei   petitorischen  Streitigkeiten   das   ordentliche  Austrägal- 
verfahren  ein. 

m.  Die  Bundesversammlung  hat  alsdann  durch  einen  Ausschuss 
die  Vermittlung  unter  den  Parteien  zu  versuchen').  Der 
Ausschuss  macht,  nachdem  er  die  beklagte  Partei  um  eine 
Darstellung  der  Sache,  besonders  ihrer  Einwendungen  er- 
sucht hat,  Vergleichsvorschläge.  Kommt  ein  Vergleich  zu 
Stande,  so  werden  die  Vergleichsurkunde  in  Urschrift  und 
die  gegenseitigen  Ratifikationsurkunden  in  beglaubigter  Ab- 
schrift in  dem  Bundsarchiv  hinterlegt. 

Der  Bund  übernimmt  die  Garantie  des  Vergleiches. 
Ji.  Wenn  aber  der  Vermittlungsausschuss  die  Anzeige  von  dem 
Mi  ss  Ii  ngen  des  Ausgleichs  Versuchs  gemacht  hat,  so  soll 
der  Beklagte  dem  Kläger  binnen  4— t>  Wochen  drei  un- 
harteiisthe  Bundesglieder   vorschlagen5*)3),   aus   denen  der 
Kläger  binnen  gleicher  Frist  eins  auswählt. 
Die   „dritte  oberste  Justizstelle"    des  ausgewählten  Bundes- 
gliedes oder,   falls  der  Kläger  unter  etwa  vorhandenen  mehreren 
Gerichten  dritter  Instanz  nicht  eins  ausgewählt  hat,  das   von  der 
Bundesversammlung   bezeichnete  Gericht  dritter  Instanz  des  aus- 
gewählten Staates  übernimmt  im  Namen  und  anstatt  der  Bundes- 
versammlung auf  den  von  «lieser  zu  erteilenden  förmlichen  Auf- 
trag   hin  die   Instruktion.   Verhandlung    und   Entscheidung  des 
Pro/esses4).    Dem  im  Namen  und  Auftrage  des  Bundes  zu  ver- 
kündenden Erkenntnis  sind  vollständige  Entscheidungsgründe  bei- 
zugeben. 


'}  Austrägalordnung  Art.  '2. 
*)  Austrägalordming  Art.  3. 

*)  I>as  Vorsehlagsrecht  geht  bei  Fristversäumnis  Seitens  des  Üeklagten 
auf  die  Kundesversaiimdung  über. 

*)  Wenn  der  oberste  Gerichtshof  aus  mehreren  Senaten  besteht.  s<< 
verhandelt  und  entscheidet  er  die  Streitigkeit  in  pleno,  lalls  nieht  nach 
.Massgabe  des  Buiidcsboschlusses  vom  Ii).  Oktober  1S38  (v.  Meyer.  Staats- 
akten II,  S.  353  f.)  ein  besonderer,  aus  mindestens  13  Mitgliedern  bestehender 
Autsträgalsenat  gebildet  worden  ist. 
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Die  Instruktion  des  Prozesses  erfolgt  nach  der  Pn>7ess«irdnung. 
welche  für  das  entscheidende  Gericht  massgebend  ist,  das  Kr- 
kenntnis  in  Ermanglung  besonderer  Entscheidungsquellen  nach 
den  in  Deutschland  hergebrachten  gemeinen  Rechten  oder,  wie 
Art.  4  des  Bundesbesehlusses  vom  3.  August  1S-J0  sich  ausdrückt, 
„nach  den  in  Rechtsstreitigkeiten  derselben  Art  vormals  von  den 
Reichsgerichten  subsidiarisch  befolgt«»!»  Rcchtsquellen ,  insofern 
diese  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  der  JUuidesglieder  noch  an- 
wendbar sind." 

Ueber  die  Kostenfrage  soll  das  Gericht  nach  gemeinrecht- 
lichen Grundsätzen  entscheiden,  bei  Berechnung  der  Kosten  soll 
die  für  das  entscheidende  Gericht  massgebende  Gebührenordnung 
befolgt  werden1). 

Das  Austrägalgericht  ist  berechtigt-  und  verpflichtet,  über 
Gesuche  der  Parteien  um  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
gegen  Fristversäumnisse  zu  entscheiden*). 

Gegen  die  Erkenntnisse  der  Austrügalgeri»  hte,  welche  .sofort 
nach  Verkündigung  rechtskräftig  sind,  sind  nicht  die  ordentlichen 
Rechtsmittel  noch  die  Nichtigkeitsbeschwerde'1),  sondern  nur  die 
restitutio  ex  capite  novorum  zulässig,  welche  die  Vollziehung  des 
Urteils  nicht  hemmt4). 

Die  Bundesversammlung  verfügt  die  Vollziehung  der  Bundes- 
austrägalerkenntnisse,  sofern  denselben  nicht  sofort  oder  nicht 
vollständig  Folge  geleistet  wird5),  jedoch  nur  auf  Anrufen  der 
Parteien*5).  Das  Erkenntnis  selbst  darf  in  keinem  Falle  Gegen- 
stand der  Beratung  oder  Besehlussfassung  der  Bundesversammlung 
bilden.  Werden  gegen  die  Vollziehung  noch  Hinwendungen 
vorgebracht,  oder  kommen  bei  der  Vollziehung  überhaupt 
Streitigkeiten  vor,  die  ein  weiteres  rechtliches  Verfahren  und  eine 


')  Art.  5  des  Beschlusses  vom  3.  August  1820. 

")  Bundesbesrhluss  vom  l'i.  September  184-.  -  <v.  Mever  11.  S.  JO'.t  oben. 

a)  Vgl.  Bundesbesehluss  vom  25.  Juni  183.*).  (v.  Mover  11,  S.  32-1  11. 
besonders  8.  327.)  —  Zacharias  II.  S.  755f.  — 

*)  Art.  3  No.  9—11  der  Austriigalordnung.  Art.  G-  S  des  Bundesbe- 
sehlusses v.  3.  August  1820. 

■)  Art.  9  des  Bundcsbesrhlusses  vom  3.  August  1820. 

•)  Art.  12  der  Kxekutiotisordnung  vom  3.  August  182U. 
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richterliche  Entscheidung  erforderlich  machen,  so  sind  sie  an  das 
Gericht,  welches  das  Erkenntnis  gelallt  hat,  zu  überweisen. 

Desgleichen  sollen  Einreden  gegen  die  Vollziehung  von 
Kompromissen  und  gütlichen  Vergleichen  zwischen  Bundesgliedern 
durch  das  ordentliche  Austrägalverfahren  zur  Entscheidung  ge- 
bracht werden1). 

Entsprechende  Anwendung  findet  das  ordentliche  Austrägal- 
v erfahren  auf  den  Sonderfall  des  Art.  30  der  Wiener  SehJussakte, 
welcher  lautet*):  „Wenn  Forderungen  von  Privatpersonen  deshalb 
nicht  befriedigt  werden  können,  weil  die  Verpflichtung,  denselben 
Genüge  zu  leisten,  zwischen  mehreren  Bundesgliedern  zweifelhaft 
oder  bestritten  ist,  so  hat  die  Bundesversammlung,  auf  Anrufen 
der  Beteiligten,  zuvörderst  eine  Ausgleichung  auf  gütlichem  Wege 
zu  versuchen,  im  Fall  aber,  dass  dieser  Versuch  ohne  Erfolg 
bliebe,  und  die  in  Anspruch  genommenen  Bundesglieder  sich  nicht 
in  einer  zu  bestimmenden  Frist  über  ein  Kompromiss  einigten, 
die  rechtliche  Entscheidung  der  streitigen  Vorfrage  durch  eine 
Austrägalinstanz  zu  veran lassen s).u 

c  Nach  Art.  1*2  des  Bundesbeschlusses  vom  30.  Oktober  18344) 
können  die  Bundesglieder  sich  dahin  einigen,  entstandene 
Streitigkeiten  statt  durch  das  ordentliche  Austrägalverfahren 
durch  das  zur  Entscheidung  von  Verfassungsstreitigkeiten  in 
den  Einzelstaaten  bestimmte  Bundesschiedsgericht5)  zum 
Austrag  zu  bringen.  Die  Bundesversammlung  wird  alsdann 
auf  gleichzeitige  Anzeige  der  streitenden  Bundesglieder  hin 
die  Einleitung  des  schiedsrichterlichen  Verfahrens  nach  Mass- 
gabe des  gedachten  Bundesbeschlusses  vom  30.  Oktober  1834 
veranlassen. 

II.  Der  Bundesrat  erhält  seine  Zuständigkeit  durch  Art.  7t> 
Abs.  1  der  Beichsverfassung,  welcher,  demselben  Artikel  der  Ver- 
fassung des  norddeutschen  Bundes  gleich,  folgendennassen  lautet  : 

„Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Bundesstaaten,  sofern 
dieselben  nicht  privatrechtlicher  Natur  und  daher  von  den  kompetenten 


')  Art.  12  der  Exekutionsordnung. 

■)  v.  Meyer,  Staatsakten  II,  S.  IOC. 

»)  Vgl.  Zachariä  II  §  273,  (S.  757  ff.)  -  Klüber  §  17«. 

4   v.  Meyer  II,  S.  316  f. 

*)  Ueber  dieses  siehe  unten  S.  31  f. 
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Oericht.sbehörden  zu  entschf idon  sind,  werden  auf  Anrufen  des 
einen  Teils  von  dem  Bundesrate  erledig." 

1.  Der  Satz  setzt  voraus  eine  Streitigkeit,  bei  welcher 
a)  verschiedene   deutsche  Bundesstaaten  Parteien  sind,  schlugt 

demnach    alle  Streitfall«'  aus,    wo  dieses   Fi fordernis   ni<  ht 

erfüllt  ist. 

Dies  ersieht  sich  aus  «l*'in  unzweideutigen  Wort laute  des 
Hechtssatzes  und  dementsprechend  wird  der  (iedaukc  in  aller  Schärfe 
v<»n  zahlreichen  Schriftstellern1)  in  positiver  und  negativer  Form 
zum  Ausdruck  gebracht. 

Anderer  Ansicht  triebt  neuerdings  Kekule  von  Siradouitz  Aus- 
druck, indem  er  ausfuhrt*):  „Die  Keiehsverfassung  unterscheide 
nicht  zwischen  den  Worten  „Bundesstaate?!*'  und  „  Bundesgliodern." 
Daher  könne  man  in  Art.  7<>  Abs.  1  der  KV.  für  „ Bundes- 
staaten tt  rBundesgliodoru  einsetzen,  womit  der  angeblich  unabweis- 
baren strengen  Interpretation  de*  Wortes  „  Bundesstaatenu  der 
Boden  entzogen  sei.  Hieraus  ergebe  sich  gemiiss  Art.  T < »  Ah>.  1  KV. 
die  Zuständigkeit  des  deutschen  Bundesrates,  zu  entscheiden 
„Streitigkeiten  /.wischen  verschiedenen  Bundesgliedern,  d.h.  Streitig- 
keiten ,  bei  welchen  Bundesfftrsten  oder  Bundesstaaten  die 
streitenden  Teile  sind." 

Diese  Folgerung  erscheint  mir  ebenso  un/uti -eilend  als  ihre 
Begründung  überraschend. 


Denn  wenn  auch  in  «lein  deutschen  Bunde,  der.  ein  völker- 
rechtlicher Verein,  entstanden  in  der  Zeit  des  noch  vorherrschenden 
Absolutismus  und  von  einigen  Staatsgebieten  nur  einen  Teil  um- 
fassend, die  Fürsten  als  lilicdcr  des  Bundes  betrachtet  wurden, 
trifft  dies  für  das  heutige  deutsche  Heich  nicht  mehr  zu.  Zwar 
haben  die  deutschen  Fürsten,  wie  der  Eingang  der  Ii V.  hervorhebt, 
den  neuen  Bund  geschlossen,  jedoch  als  Vertreter  und  im  Namen  ihrer 
Staaten.     Durch    diese   Handlung   sind   ihre   Staaten  Mitglieder 


l)  Vj;l.  Th  u  «l  i  c  Ii  um.   S.  Gl  uml   Aniucrk.   I     -  v.  S.\<l.l    Hutnm«  u- 
tiir,   S.  404.  —  Arndt,   Kommentar  S.  3  UM'.  Ii<  i<  li>>l:t:iiMv,|ii.  Hl. 
Ilacncl  I,  S.  573.  —  Zorn  1,  S.  171  NM.-  «I.       II.  S.-hulzc  II.  S.  tu».  _ 
Westerkamp.  S.  53  Anin.  Percls.  S   -_>3  f. 

*    Archiv  für  öffentl.  Uccht.    IUI  XIV.     1WW,  8.  13  IV. 
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des    n«»r«ldeuts4 hen   Rundes   und    später   des    deutschen  Reiches 
geworden *). 

Die  Beweisführung  von  Kekule  von  Stradonitz  ist  ferner 
unlogisch.  Nachdem  er  bewiesen,  dass  in  der  Reichsverfassung 
der  Ausdruck  „Bundesstaaten"  das  Gleiche  bedeute  wie  „Bundes- 
u'iieder44  und  für  „Bundesstaaten"  in  Art.  7«>  Abs.  1  „Bundes- 
irlieder"  eingesetzt  hat,  zieht  er  eine  Schlussfolgerung*),  aus  welcher 
hervorgeht,  dass  er  eben  unter  „Bundesgliedorn"  etwas  anderes  ver- 
steht, als  „Bundesstaaten,"  nämlich Bundesfurslen  oder  Bundesstaaten. 

Ausser  diesem  Schriftsteller  legt  die  Wissenschaft  die  Ein- 
gangsworte des  Art,  7(1  Abs.  1  wörtlich  aus.  Es  fallen  in  die 
Zuständigkeit  des  deutschen  Bundesrates  nur  zwischenstaatliche 
Streitigkeiten  im  strengen  Wortsinn,  Herrscher  können  nur  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Oberhäupter  ihrer  Staaten  in  Betracht 
kolinnen. 

Lauenburg,   durch  das  Gesetz  vom   *j:$ten  Juni  1  S7*i  mit 
l'reussen  vereinigt,   ist  kein  Bundesstaat,   wahrend   in  dieser  Be- 
ziehung vielleicht  der  Wortlaut  des  Art.  1  U.V.  Zweifel  erregen 
könnte3);  ebensowenig  ist  das  Reichsland  Elsass-Lothringen  Bundes- 
staat im  Sinne  unseres  Rechtssatzes. 
!>)  Ausgenommen  von  der  Zuständigkeit  des  Bundesrates  werden  | 
diejenigen   Streitigkeiten,    weiche    „privatrechtlicher    Natur  i 
und    daher  von  den  kompetenten  Gerichtsbehörden   zu  ent- 
scheiden sind." 

Der   letztgenannte  Satz   enthält    nach   meiner  Ansicht  etwas 
Negatives,  eine  Ausnahme,  und  etwas  Positives,  einen  Befehl. 


V"  Anderer  Meinung  ausser  Kekule  von  Stradonit/:  Sevdel  Kommentar. 
S.  131  ff.  -  (I.  Meyer  widerspricht  sich.  Vgl.  Lehrbuch,  8.  IS5I1.  dagegen 
S.  :>>:i  und  besonders  S.  38*  Anm.  -  «Jegen  <i.  Meyer  ausfuhrlich  Kliemke 
S.  15.  -  Vgl.  ferner  U.V.  Art.  K.  Laband  1,  S.  IM,  57  u.  a.  v.  Mohl,  8.  _»33. 
Rede  bismarek's  vom  UHcn  April  1871.   (Sten.  15er.  S.  2!»8.) 

*1  Archiv,  S.  15.    -  Vgl.  dagegen  auch  I'erels,  S.  f. 

■)  Vgl.  I'erels.  S.  L'O  1*.  —  Wahleck  kann  trotz  lebcrtragung  seiner  Ver- 
waltung an  l'reussen  als  ein  Hundesstaat  mit  anderen  lluudcsstaaten  Streitig- 
keiten haben,  welche  den  Art.  7tf  Abs.  1  erfüllen,  auch  mit  l'n  iissen.  aber 
mit  letzterem  nur  bezüglich  der  .lein  Staate  oder  dem  Fürsten  gegenüber 
ler  preuss.  Regierung  verbliebenen  Rechte.  In  diesem  Tunkte  aiob-n-r 
Meinung  I'erels,  S.  21. 
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Negativ:  Für  privatreehtliche  Streitigkeiten  zwischen  ver- 
schiedenen Hundesstaaten  kommt  Art.  7(i  Abs.  1  nicht  zur  An- 
wendung. Selbstverständlich  ist  ihnen  jedoch  in  solchen  Fällen 
die  Einigung  auf  den  Hundesrat  als  Schiedsrichter  nicht  verboten. 

Positiv:  Privatrechtliche  Streitigkeiten  deutscher  Bundes- 
staaten gehören  vor  die  ordentlichen  Gerichte. 

Dieser  Satz  ist  eine  Neuerung.  Denn  gleich  der  Bundesaktc 
Art.  11')  schKss  dc-r  preussische  Entwurf  der  Verfassung  des  nord- 
deutschen Hundes  die  privatrechtlichen  Streitigkeiten  der  Einzel- 
staaten in  die  Kompetenz  der  besonderen  Reichsinstanz  «'in. 
Aehnlich  hatte  auch  die  Reichsverfassung  vom  'JiSten  März  1S4!> 
in  Art.  l'2<>e  bestimmt2). 

Die  Entscheidung,  ob  eine  Streitigkeit  zwischen  Bundesstaaten 
privat-  oder  örl'eiitlichrechtlicherNatur  ist,  wird  geringeren  Schwierig- 
keiten begegnen,  als  es  sonst  oft  bei  Rechtsstreitigkeiten  der 
Fall  ist. 

Eine  privatrechtliche  Streitigkeit  können  Staaten  nur  als  Sub- 
jekte von  Vermögensrechten  haben.  Dabei  genügt  es  jedoch  nicht 
dass  eine  Partei  als  Vermögenspersoii  bei  dem  Streite  auftritt, 
sondern  beide  müssen  sich  als  solche  gegenüberstehen3). 

Um  ein  Heispiel  zu  gebrauchen:  Ein  Staat  ist  als  Eigen- 
tümer eines  Grundstücks  im  Gebiete  eines  anderen  Vermögens- 
persoii; dennoch  entsteht  durch  Widerspruch  gegen  das  Ent- 
eignungsverfahren von  Seiten  des  letzteren  ein  Streit  nicht  privat- 
rechtlicher  Natur,  welcher  bei  Erfüllung  der  sonstigen  Voraus- 
setzungen gemäss  Art.  7ti  Abs.  I  vom  Bundesrate  zu  erledigen  wäre. 

Wo  demnach  die  Bundesstaaten  nicht  als  Vennögenspersoiien 
streiten,  ist  immer  eine  Staatenstreitigkeit  nach  dem  Erfordernisse 
des  Art.  7b'  Abs.  1  R.V.  anzunehmen.  Dies  trifft  daher  auch,  wie 
Haenel  bemerkt4),  zu  für  „diejenigen  Fälle,   in  welchen  der  eine 


1  Y«l.  auch  Austriigalurdniui^  vom  IGtoii  Juni  1817  Abs.  1  und 
Zachariii  II,  S.  73i\ 

*i  Haenel  1,  S.  "üi;  deutet  die  Worte  „und  daher  von  den  kompetenten 
«ierielitsbehördeu  zu  entseheiden  sind"  als  eine  Anslc«riin2.  was  unter  Streitig- 
keiten „privatreelitlieher  Natur"  zu  verstehen  sei. 

»   H.  Srhulze  11.  S.  ;>«>. 

*)  Haenel,  8.  574. 
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Staat  durch  sein  beleidigendes  Verhalten  den  Ansprach  des  anderen 
auf  Genugthuung  und  Sühne  begründet  hat." 

Ein  solcher  Streit  ist,  selbst  wenn  er  sich  von  der  einen 
Seite  aus  in  einer  Vermögenswerten  Sühneforderung  äussert,  ein 
Streit  des  in  seiner  Hoheit  gekränkten  Staates  gegen  seinen  Be- 
leidiger, nicht  der  eines  fordernden  Fiskus  gegen  einen  ver- 
weigernden. 

Hat  der  eine  Staat  den  Herrscher  des  anderen  in  solcher  Eigen- 
schaft beleidigt,  so  ist  auch  dieser  Vorgang  zur  Begründung  eines 
zwischenstaatlichen  Streites  im  Sinne  des  Art.  7(i  Abs.  1  RV. 
geeignet,  da  in  seinem  Herrscher  der  Staat  selbst  getroffen  ist. 

Nach  den  Worten  der  Verfassung  ist  die  Natur  der  Streitig- 
keit als  privatrechtliche  oder  öffentliehreehtliche  massgebend; 
demnach  sind  deren  Erscheinungsform  oder  sonstige  Unterschiede 
ohne  Bedeutung1). 

Die  Streitfrage      ob  für  den  in  Art.  MO  der  Wiener  Schluss- 
akte geregelten  Fall  der  Bundesrat  gemäss  der  heutigen  Reichs- 
verfassung zuständig  sein  könnte,  ist  mit  Haenel3)  dahin  zu  be- 
antworten, dass  aus  einer  Sachlage,  wie  die  in  Art.  AO  der  Wiener 
Sehlussakte  vorausgesetzte,  eine  zwischenstaatliche  Streitigkeit  nur 
dann  entstehen  kann,  wenn  der  Staat,  welchem  der  Fordernde  an- 
gehört,  auf  Grund  einer  vertragsmässigen  Garantieübernahme  die 
Sache  seines  Unterthanen  den  die  Zahlung  verweigernden  Staaten 
gegenüber  vertritt, 
o  Gemäss  Art.  7l>  Abs.  1   bedarf  es  auch  eines  äusseren  An- 
stusses  für  die  richterliche  Thätigkeit  des  Bundesrates,  welcher 
als   formelle  Voraussetzung   bezeichnet  werden  kann4),  im 
Gegensatze  zu  den  sachlichen  Vorbedingungen  oder  „mate- 
riellen Voraussetzungen."    Der  äussere  Anstoss  ist  das  An- 
rufen von  Seiten  der  einen  Partei. 

Sollte  zwar  die  bedrohliche  Natur  der  zwischenstaatlichen 
Streitigkeit  es  erheischen,  so  wäre  nach  dem  Grundsätze  der  Selbst- 


»)  Haenel  I,  S.  574. 

*   Laband  I,  S.  247  und  daselbst  Aum.  1\  —  v.  Martitz,  S.  'Ml  —  Abg. 
Zacharia  im  Yerfa&mnpsberalendeti  Reichstage  von  1NI7.   ..Sien.  Her.  S. 
>)  Haenel  I,  S.  574. 

*)  I>ie  Einteilung  in  formell»;  und  materielle  Voraussetzungen  ist  erfolgt 
nach  v.  Seydcl,  Bundesrat,  S.  IG. 
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erhaltung  dem  Bundesrate  die  Befugnis  zum  Einschreiten  auch 
ohne  Aufforderung  einer  Partei  zuzuerkennen,  jedoch  nur  in  einem 
Falle  iiusserster  Gefahr  für  den  Bestand  oder  die  Sicherheit  des 
Meiches. 

Ob  durch  den  vorliegenden  Keehtssatz  für  die  streitenden 
Parteien  eine  Verpflichtung  zur  Anrufung  des  Bundesrates  als  de> 
zuständigen  Ben  hsorgancs  hegründet  wird,  wie  in  entsprechender 
Weise  in  der  deutelten  Bundesakte  Art.  11  und  in  der  Austrägal- 
ordnung  vom  Kiten  Juni  1.N17  Abs.  I  geschehen,  ob  nicht  vielmehr 
die  durch  das  Hecht  des  deutschen  Hundes  getrotlene  Hcgcltuig 
dem  Zwecke  der  zwischenstaatlichen  Fliedensbewahrung  wirksamer 
diente  als  die  jetzige  Anordnung,  ist,  lebhaft  erörtert  worden',, 
obwohl  bezüglich  der  zweiten  Frage  die  geschichtliche  Entwicklung 
längst  den  Streit  entschieden  hat. 

Zur  Aufklärung  der  streitigen  Frage  mnss  man  jedenfalls 
folgendes  beachten: 

Völkerrechtliche  Selbsthülfe  gegeneinander  ist  den  zum  deutschen 
lieiche  vereinigten  deut/chen  Staaten,  weicht;,  wie  au>  dem  Fin- 
gange  der  Bei«  hsverfassung  hervorgeht,  «einen  ewigen  Hund  zum 
Schutze  des  innerhalb  des  Bundesgebietes  gültigen  Kc«lits*  ge- 
schlossen haben,  nicht  gestatlet*). 

Wenn  demnach  zwischenstaatliche  Streitigkeiten  nicht  vor  die 
ordentlichen  Gerichte  gehören  und  wenn  nicht  die  Entscheidung 
einem  Schiedsgericht  übertragen  wird,  so  bleibt  zur  Geltend- 
machung des  streitigen  Anspruchs  nur  ein  Weg,  Anrufung  des 
Heichsorgans  für  Staatenstreitigkeiten,  des  Bundesrates.  Diesem 
„mittelbaren  Zwange3)*  zur  Anrufung  des  Bundesrates  gegenüber 
ist  es  unbegründet,  gegen  die  Beichsverfassuiig  in  diesem  Funkte 


M  Vj»l.  v.  Martit/,  8.  18  welcher  sairt  :  die  besprochene  formelle  Vor- 
aussetzung der  Kompetenz  des  Bundesrate*  >ei  „«  in  schwer  ZU  recht fertigendes 
Hinabsteigen  unter  die  Normen  des  Art.  11  der  deutschen  Uundesaktc  von 
1815-,  —  Aehnlich  v.  Könne  I,  S.  -J18:  -  Penis,  S.  ;$7  Aiim.  1.  -  Vj»l. 
ferner  v.  Sevdcl.  Bundesrat.  S.  l(i.  —  Haenel  1.  S.  .r>77. 

2\  V»I.  aiu-h  l.aband  1.  S. -J17.  —  II.  Schulze  II.  S.  .V.l.  —  Hamel  K 
S.  577.  —  K  e  kille  von  S  t  ra  il «.  i<  i  t  z.  S.  18.  —  v.  Se\dr|.  Ki.miM.nlai 
S.  404:  Hun-Iesrat,  S.  16. 

a>  Ausilruek  v.  Srvild's,  Bundorat,  S.  |6.  —  Voii  einer  „vrrta»ini£>- 
mässiL'eii  Pflicht-  /nr  Anrufung  des  Burdesra»e>  zu  sprechen,  wie  II, im.  1 
thut  —  1,  8.  577  —  trifft  daher  wohl  naht  völlig  zu. 
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den  Vorwurf  ungenügenden  Schutzes  des  zwischenstaatlichen 
Friedens  zu  erheben. 

2.  Welches  ist  nun  die  Zuständigkeit  des  Bundesrates  unter 
•Ion  angegebenen  Voraussetzungen  ? 

Solche  Streitigkeiten  werden  -  wie  Art.  7<>  Abs.  1  sagt  — 
von  dem  Bundesrate  „erledigt." 

Die  Auslegung  des  Wortes  „erledigt41  scheidet  die  deutschen 
Staatsrechtslehrer  in  zwei  feindliche  Lager.  Einig  ist  man  nur 
darüber,  dass  das  Wort  „erledigt44  von  dem  in  demselben  Satze 
der  Verfassung'  angewendeten  Worte  „entscheiden *  abzusterben, 
etwas  anderes  zu  bedeuten  bestimmt  ist. 

Der  Zwiespalt  der  Meinungen  ist  durch  einige  amtliche  Er- 
klärungen zudem  entsprechenden  Satze  der  norddeutschen  Bundes- 
verfassung bei  Entstehung  derselben  hervorgerufen  worden: 

a.  Zu  dem  Schlussprotokollo  der  Beratung  des  preussisehen 
Entwurfs  einer  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  erklärte 
am  7  ten  Februar  18(>7  der  grossherzoglich  hessis.  he  Bevoll- 
mächtigte1): rZu  Artikel  (58  —  (Art.  7b'  der  norddeutschen 
Bundesverfassung  und  der  R.V.)  —  geht  die  grossherzogliche  Re- 
gierung von  der  Ansicht  aus,  dass  bei  solchen  Streitigkeiten  unter 
Itundesglicdcrn,  weh  he  zwar  nicht  zur  Kompetenz  der  ordentlichen 
Berichte  gehören,  bei  welchen  es  aber  gleichwohl  auf  die  Ent- 
scheidung streitiger  Rechtsfragen  oder  die  Beweisführung  über 
bestrittene  Thatsacheu  ankomme,  diese  Entscheidung  nicht  durch 
den  Bundesrat  selbst,  sondern  durch  eine  zu  diesem  Zwecke  an- 
zuordnende Austrägalinstanz  erfolgen  werde,  und  dass  diese  Art 
der  Erledigung  von  Streitigkeiten  unter  Bundesgliedern  durch  die 
vorliegende  Fassung  des  Art.  (J«s  nicht  ausgeschlossen  sei.44 

b.  Einer  ähnlichen  Voraussetzung  gab  der  hamburgis»  he  Be- 
vollmächtigte durch  Erklärung  zum  Selilussprotokoll  Ausdruck-). 

c  Von  Wichtigkeit  für  den  Streitfall  sind  insbesondere  aus 
den  Erklärungen  des  preussisehen  Bundeskomniissars  von  Savignv 
im  veriassungsberatenden  Reichstage  zu  Titel  XIII  des  Kegiorungs- 
entwurfes  folgende  Stücke3): 

Vi  Anlagen  zn  dem  Stennjrr.  Berichte  der  Verhandlungen  dos  vei-fassnni.'N- 
boralemlen  Ueichstaires  von  18*»7,  S.  2.5  f. 
»)  a.  a.  O.,  s.  -_><;. 

Sten.   Her  der  Verhnndlnnt'en  de.««  verfiissiim/sherateiiden  KVichst^js 

S.  Uta. 
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i)  „Man  hat  auch  diesen  Abschnitt  nach  Fnrm  um!  Inhalt  mög- 
lichst einfach,  schlicht  und  kurz  fassen  wollen,  und  es  hat 
dabei  die  Absicht  nicht  zu  Gründl'  gelegen,  diese  hochwichtige 
Materie  ein  für  alle  Mal  zu  erschöpfen  oder  zum  Absi  hluss 
zu  bringen,  sondern  wir  sind  davon  ausgegangen,  dass  auch 
hier  die  verbündeten  Regierungen  nur  das  bieten  wollen, 
was  sie  zu  gewähren  imstande  sind  und  zwar  sofort." 
Weiter  sagte  Savigny: 

jl)  .  .  .  „Unter  dem  Worte  „erledigen"  ist  nur  im  Allgemeinen 
angedeutet  worden,  dass  der  Bundesrat  seinerseits  bestrebt 
sein  wird,  falls  es  ihm  nicht  gelingt,  innerhalb  seines  Schosses 
—  ich  möchte  sagen,  im  Familienrate  -  eine  solche  Sache 
zu  befriedigender  Lösung  zu  bringen,  diejenigen  Rechtswege 
selbst  zu  bezeichnen,  auf  denen  die  Sache  zum  Austrage 
kommen  kann. 

Vorzugsweise  ist  dabei  auch  der  Fall  einer  Verweisung  auf 

A usträgalinstanz  vorausgesehen. 

Das  verstehen  wir  unter  „Erledigung". 

v.  Seydel    zieht     aus    diesen    amtlichen  Erklärungen 
abgesehen   von   der  oben  unter  a  angeführten  Savignv's,  welche 
Seydel  nicht  berücksichtigt  —  folgende  Schlüsse1): 

Sprachlich  betrachtet  habe  der  Ausdruck  „erledigt"  im 
Gegensatze  zu  „entscheiden"  eine  weitere  Bedeutung,  sodass  er 
sowohl  den  Weg  des  Vergleiches  und  die  Entscheidung  durch 
einen  Schiedsspruch  als  die  eigene  Entscheidung  durch  den  Bundes- 
rat in  sich  schliesse.  Jedoch  gehe  aus  der  Geschichte  dieses 
Wortes,  d.  h.  wenn  man  die  beiden  Erklärungen  zum  Schluss- 
protokoll und  die  des  preussischen  Bundeskommissars  v.  Savigny 
berücksichtige,  hervor,  dass  man  mit  dem  Wort*  „erledigt."  einen 
engeren  Sinn  verbunden  habe  als  mit  „entscheiden"  und  nur  an 
gütlichen  Ausgleich  oder  Verweisung  an  ein  Schiedsgericht  ge- 
dacht habe. 

Dagegen  halten  namentlich  Thudichum  und  Laban d  die 
Befugnis  des  Bundesrates  zur  Entscheidung  zwischenstaatlicher 
Streitigkeiten  nicht  für  ausgeschlossen8). 


*)  v.  S.M  rM,  Kommentar  S.  405  ff. 

*)  Thudichum.  S.  1 10.  -  Laban«!  I,  S.  iMC  u.  *la.s.  Ann..  I 


Digitized  by  Google 


—    15  — 


Laband  beruft  sich  auf  den  oben  ersterwähnten  Satz  aus 
den  Erklärungen  v.  Savignys  und  auf  die  Ausführungen  des  Abg. 
Zachariä  ebenfalls  im  verfassungsberatenden  Reichstage1). 

Der  Ansicht  v.  SeydePs  pflichten  hei  v.  Könne  und  Arndt2). 

Zu  der  entgegengesetzten  bekennen  sich  ausser  Thudichuni 
und  Laband  v.  Murtitz,  Westerkamp,  G.  Meyer,  Zorn,  H.  Schulze, 
Haenel,  Kliemke,  Pereis,  Bind  in  g3). 

Zu  derselben  Auffassung  bin  ich  durch  folgende  Erwägungen 
gelangt  : 

1.  Wie  v.  Seydel  zugiebt,  enthält  das  Wort  „erledigt"  kurz 
nach  „entscheiden"  und  anscheinend  absichtlich  zu  diesem  in 
Gegensatz  gestellt,  einen  weiteren  Sinn  als  dieses.  Das  Wort 
«erledigen**,  ein>  der  vielsagendsten  Worte  der  deutschen  Sprache, 
bedeutet  beendigen,  beseitigen,  bei  Seite  schaffen  und  wird  meist 
gebraucht,  um  die  Art,  der  Beseitigung  dahingestellt  sein  zu  lassen. 

Wenn  wir  diese  Worte  in  unserem  Verfassungssatze  einsetzten, 
wurde  derselbe  lauten:  „Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen 
Bundesstaaten  ....  werden  auf  Anrufen  des  einen  Teils  vom 
Bundesrate  beseitigt  (beendigt). 

Als  Wege  der  Beseitigung  von  solchen  Streitigkeiten  bieten  sich 
I.  Einwirkung  auf  die  Parteien  zur  Aussöhnung  oder  zur  Bezeich- 
nung eines  Schiedsrichters,  Beseitigung  durch  Richterspnn  h 
und  zwar,  a)  Betrauung  eines  anderen  mit  diesem,  b)  eigene  Ent- 
scheidung. 

Der  letztgenannte  Weg  der  Beseitigung  ist  der  kürzeste. 

2.  Der  durchsichtige  Wortlaut  des  Art.  7(5,  Ab.  1  RV.  wird  durch 
die  von  Seydel  angeführten  amtlichen  Erklärungen  seiner  Beweis- 
kraft nicht  beraubt.  Gegen  die  Auflassung  v.  SeydePs  spricht: 
1.  Die  von  Laband,  nicht  von  Seydel  berücksichtigte  einleitende 
Erklärung  Savigny's,  welche  oben  unter  t  erwähnt  wurde,  ins- 
besondere die  Worte:  ....  „sondern  wir  sind  davon  ausgegangen, 


')  Sten.  Bor.  S.  «70. 

*)  v.  Könne  I,  S.  218  f.  —  Arndt,  Kommentar  S.  H21 :  Kcirlisstaats- 
rerht  S.  III  f. 

■)  v.  Martitz,  S.  36.  —  Westerkamp,  S.  54.  —  (i.  Meyer,  S.  711. 
-  Zorn  I,  S.  171.  —  Haenel  I,  S.  ;»75.  —  H.  Sohnlze  II,  S.  GO. 
Kliemke,  S.  4ti.  —  IV reit»  S.  41  IT.  -  ItiiKling,  JuiUmz.-ituiitf         S.  7J. 
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dass  auch  hier  die  verbündeten  Regierungen  nur  das  bieten 
wollen,  was  sie  zu  gewähren  imstande  sind  und  zwar  sofort u. 

Die  deutsehen  Regierungen  haben  als  Ergebnis  ihrer  bis- 
herigen Vereinbarung  der  Vertretung  des  deutschen  Volkes  zu  dem 
Kapitel  „Zwischenstaatliche  Streitigkeiten**  die  Autstellung  folgenden 
Rechtssatzes  angeboten:  „Zwischenstaatliche  Streitigkeiten  zu  be- 
endigen ist  bei  Anrufen  einer  Partei  Sache  unseres  Vertretungs- 
körpers, des  Bundesrates." 

Nicht  aber  haben  die  verbündeten  Regierungen  das  Mehrere 
bieten  wollen  —  wie  v.  Seydel  annimmt  — ,  was  zugleich  eine 
mehr  ins  Einzelne  gehende  Vereinbarung  der  Regierungen  erfordert 
und  Beschränkung  der  Befugnisse  ihres  Organs  enthalten  hätte: 
Für  Staatenstreitigkeiten  soll  der  Bundesrat  verpflichtet  sein,  nach 
misslungenem  Ausgleichsversuch  ein  Austrägalgericht  zu  be- 
zeichnen." 

3.  Die  Erklärungen  des  hessischen  und  humhurgischcn  Bevoll- 
mächtigten haben  nur  den  Charakter  von  Ausführungs- 
wünschen, ohne  für  die  Auslegung  des  Rechtssatzes  mass- 
gebend zu  sein  '). 

4.  Der  von  Seydel  angezogene  Teil  aus  der  Rede  Savigny's 
beweist  nicht  «las,  wofür  er  nach  Seydel  zeugen  soll.  H.  S<  hul/e 
bemerkt*):  „Man  kann  in  diesen  Worten  nur  die  dem  Bundes- 
rat« beigelegte  Befugnis  erkennen,  eine  derartige  Streitsache  an 
eine  Austrägalinstanz  zu  verweisen,  aber  man  darf  nicht  mit 
Seydel  herauslesen  wollen,  dass  der  Bundesrat  die  Streitsache 
stets  an  eine  Austrägalinstanz  abgeben  müsse  und  nicht  selbst 
entscheiden  dürfe. u 

Savigny  sagt  ausdrücklich,  dass  der  Bundesrat  seinerseits  be- 
strebt sein  werde,  falls  es  ihm  nicht  gelinge,  die  Sache  innerhalb 
seines  Schosses  zu  befriedigender  Lösung  zu  bringen,  den 
geeigneten  Rechtsweg  zu  bezeichnen,  v.  Seydel  sagt3),  diese  Er- 
klärung schliesse  «dienbar  den  Ocd.mken  an  eine  eigene  Entscheidung 
des  Bundesrates  ganz  aus,  denn  sollte  dem  letzteren  dieses  Recht 
zugestanden  werden,  so  wäre  nicht  abzusehen,  wie  er  in  die  lTn- 


')  Vgl.  hierzu  baband  I.  S.  Un  t. 
8   II.  Sehnl/e  II   S.  i;o  Ann.  J. 
3)  S.-v.lel,  K. »iimi. 'litar  S  tO.V 
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Möglichkeit  versetzt  sein  sollte,  eine  solche  Angelegenheit  zu  be- 
friedigender Losung  zu  bringen,  seine  Entscheidung  würde  sie  ja 
lösen.  Diese  Auflassung  trifft  nicht  zu.  Savigny  spricht  nicht 
von  „Lösung,"  sondern  von  „befriedigender  Lösung,"  was  in 
.«»•inen  Augen  vermutlich  einen  sehr  erheblichen  Unterschied  dar- 
stellte. 

Mannigfache  Erwägungen  werden  das  Urteil  des  Bundesrates, 
ob  die  Erledigung  der  Streitigkeit  in  seinem  Schosse  befriedigend 
sein  würde  oder  ob  die  Erledigung  durch  Spruch  eines  Austrägal- 
gerichts  mit  der  damit  verbundenen  Verpflanzung  des  Streites 
aus  dem  „Familienräte"  in  die  Oeffentliehkeit  vorzuziehen  sei, 
bestimmen.  Insbesondere  wird  ihm  Lösung  des  Streites  durch 
seine  eigene  Entscheidung  nicht  als  befriedigend  erscheinen,  wenn 
die  Parteien  sich  nicht  zum  Verzicht  auf  ihre  Stimmen  im  Bundes- 
rate bereit  erklären  oder  wenn  die  mehr  formell  juristische  als 
politische  Eigenschaft  der  betreffenden  Streitigkeit  dieselbe  für 
die  Entscheidung  eines  Berufsgerichtes  geeigneter  erscheinen  lässt 
als  für  eine  solche  einer  Vereinigung  von  Staatsmännern.  Im 
unigekehrten  Falle  wird  ihm  jedenfalls  die  Erledigung  im  Schosse 
des  Bundesrates,  im  Notfalle  durch  förmlichen  Richterspruch 
desselben  als  befriedigendere  Lösung  des  Staaten streites  erscheinen* 

Das  eigentliche  Organ  für  Erledigung  der  zwischenstaatlichen 
Streitigkeit  bleibt  der  Bundesrat  auch  dann,  wenn  er  die  Ent- 
scheidung einem  Gerichtshofe  überträgt;  letzterer  entscheidet  auf 
Grund  des  Auftrages  und  im  Namen  des  Bundesrates  an  dessen 
Statt 

Es  ist  dem  Bundesrate  nicht  verwehrt,  Gutachten  Sach- 
verständiger einzuholen. 

Jedoch  darf  man  nicht  die  Entscheidung  einer  vom  Rundes- 
rate eingesetzten  Austrägalinstanz  als  „sachverständiges  Gutachten" 
auffassen*),  welches  nur  dadurch  rechtliche  Bedeutung  gewinne, 
dass  es  der  Bundesrat  bestätige. 

Dem  widerspricht  die  Geschichte  der  Austrägalgerichts- 
barkeit. 


»)  Vgl.  Seydel,  Bundesrat,  S.  17.  —  Kommentar,  S.  40C.  —  H.  Schulz«' 
II,  S.  60.  -  Zorn  I,  S.  171  Anm.  64.  —  Hacnel,  S.  575. 
*)  Su  La  band  I,  S.  246.  -  ferner  Pereis,  S.  39  f. 
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Die  Ausübung  der  Befugnis  des  Bundesrates  als  des  Reichs- 
organes  für  Staatenstreitigkeiten  wird  auf  das  beauftragte  Gericht 
übertragen,  wodurch  dasselbe  die  Fähigkeit  zu  rechtsverbindlichem 
Spruche  über  die  streitigen  Ansprüche  erhält. 

Danach  bleibt  für  ein  Bestätigungsre<  ht  des  Hundesrates 
kein  Kaum  mehr1). 

Nur  eine  amtliche  Mitteilung  des  Spruches  wird  er  verlangen 
können,  zumal  er  für  die  Verwirklichung  desselben,  wie  wir 
später  sehen  werden,  als  Vollstreckungsgericht  in  Frage  kommen 
kann. 

3.  Ueber  das  beim  Austrage  von  zwischenstaatlichen  Streitig- 
keiten zu  beobachtende  Verfahren  ist  reichsrechtlich  nichts  be- 
stimmt. 

Es  steht  daher  nichts  im  Wege,  geeigneten  Falls  «las  Aus- 
trägalverfahren  des  deutschen  Hundes  analog  zur  Anwendung  zu 
bringen  *). 

4.  Von  den  Streitfällen  zwischen  deutschen  Hundesstaaten,  bei 
welchen  bisher  die  Bestimmungen  des  Art.  7<I  Abs.  1  der  Reichs- 
verfassung zur  Anwendung  gelangten,  ist  der  Streit  zwischen 
Preussen  und  Sachsen  im  Jahre  1S77  wegen  der  Berlin-Dresdener 
Eisenbahn  der  bekannteste.  Er  wurde  durch  Urteil  des  ehe- 
maligen hanseatischen  Oberappellatiousgerichts  in  Lübeck  ent- 
schieden8). 

v.  Sevdel  macht  ferner  noch  folgende  Streitfälle  namhaft4): 
2)  Streit  zwischen  Preussen  und  Sachsen- Weimar  und  Coburg- 
Gotha  wegen  der  Besteuerung  der  thüringischen  Eisenbahn  — 
Reichsoberhandelsgericht  (1S7S);  ■$)  Streit  zwischen  Preussen 
und  Hamburg  wegen  der  Landeshoheit  über  die  sog.  hohe  Rade 
—  Reichsgericht  (1**0);  4)  Streit  zwischen  Schwar/.burg- Rudol- 
stadt   und   Schwarzburg-Sondershausen   wegen   des  Gesetzes  des 


')  Vgl.  v.  Scydel,  Kommentar  S.  40(>.  —  Kino  liesiiit ij;unirspHieht  be- 
hauptet (i.  M  ey  er,  S.  711. 

*)  Von  fernerer  Wirksamkeit  der  Vorschriften  des  deutsehen  Hundos- 
rei-htes  über  «las  Austräjjalv.'ifahn'ii  kann  In  ilirli  —  wie  v.  K «» n n i*  1,  S  "JUS 
bet out  —  nicht  die  Rode  sein. 

8)  Vgl.  H  i  Iths  Annalen  des  I>euts<hen  Keirhes  1ST7.  S.  UM. 

*)  Se\  rl.-l.   Kommentar.  S.  -107. 
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letzteren  vom  14.  Juni  1881  betreffend  das  fürstliche  Kammer- 
tfut  —  durch  die  Streitteile  selbst  beigelegt.;  5).  1884.  Streit 
zwischen  Preussen  und  Mecklenburg-Strelitz  wegen  Stauung  des 
Dochower  Sees  —  Vergleich  erfolgte  im  Jahre  1887  durch  Ver- 
mittlung des  Bundesrates;  (>).  1885:  Grenzstreitigkeit  zwischen 
den  beiden  Grossherzogtümern  Mecklenburg  und  Lübeck  —  Reichs- 
gericht (1887). 

Die  vorgekommenen  Streitigkeiten  sind  demnach  entweder 
durch  Vergleich  oder  durch  Urteil  eines  höchsten  Reichs-  oder 
Landesgerichtshofes  zur  Erledigung  gebracht  worden.  Die  Ent- 
scheidung einer  Streitigkeit  zwischen  deutschen  Bundesstaaten 
durch  den  Hundesrat  selbst  ist  bisher  nicht  erfolgt. 

5.  Auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  für  hilfsbedürftige  Personen 
i>t  die  Zuständigkeit  des  Bundesrates  gemäss  Art.  7ti  Abs.  1  RV. 
in  zweifacher  Hinsicht  durch  Bestellung  von  Sondergerichten  aus- 
geschlossen: 

a.  Streitigkeiten  der  Armenverbände  verschiedener  Bundesstaaten 
im  Geltungsgebiete  des  Reichsgesetzes  über  den  Unterstützungs- 
wohnsitz, welches  alle  deutschen  Bundesstaaten  mit  Aus- 
nahme Bayerns  umfasst,  entscheidet  nach  Massgabe  der 
§^  37  —  52  des  Gesetzes  über  den  l'nterstützungswohnsitz 
.sofern  nicht  lediglich  die  Organisation  oder  örtliche  Abgrenzung 
der  einzelnen  Armenverbände  in  Frage  steht,  in  höchster 
ln>tanz  das  Bundesamt  für  das  Heimatwesen a). 

I).  Nach  dem  Schlussprotokoll  zu  dem  Vertrage  vom  23.  No- 
vember 1870  betreffend  den  Beitritt  Bayerns  zur  Verfassung 
des  deutschen  Bundes  III. 3)  bleiben  der  Gothaer  Vertrag  vom 
15.  Juli  1851  wegen  gegenseitiger  Uebemahme  der  Aus- 
gewiesenen und  Heimatlosen4)  und  die  Eisennacher  Ueberein- 
kunft  vom  11.  Juli  1853  wegen  Verpflegung  erkrankter  und 
Beerdigung  verstorbener  Unterthancn5)  für  das  Verhältnis 
Bayerns  zu  dem  übrigen  Bundesgebiete  fortdauernd  in  Geltung. 
Darnach  ist  auch  §  12  des  Gothaer  Vertrages,  welcher  für  Er- 

')  Eger,  Kommentar,  S.  227  ff. 
»)  $  41  des  genannten  Gesetzes. 

»!  H.G.B1.  1871,  S.  23.  —  Arndt,  Kommentar  S.  338  f. 
4j  Preussische  Gesetzsammlung,  S.  711. 
8)  Pr.  G.S.  S.  877  ff. 
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ledigung  von  Streitigkeiten  zwischen  den  Behörden  der  ver- 
schiedenen Vertragsstaaten,  zu  denen  sämtliche  jetzigen  Bundes- 
staaten gehören.  Vorkehrung  trifft,  für  Streitigkeiten  zwischen 
den  Bayrischen  Behörden  und  den  Behörden  eines  anderen 
Bundesstaates  über  die  Aufnahme  eines  Auszuweisenden  noch 
massgebend.  Derartige  St  reitigkeiten  sollen  durch  Schiedsspruch 
einer  dritten  deutschen  Regierung  zur  Erledigung  gebracht 
werden. 

Dagegen  wird  bei  Streitigkeiten  Bayerns  mit  anderen 
deutschen  Bundesstaaten,  welche  sich  aus  der  Kisenacher  Ceberein- 
kunft  ergeben,  der  Bundesrat  gemäss  R.V.  Art.  7«;  Abs.  1  zuständig 
sein,  da  die  Kisenacher  Uebereinkunft  Bestimmungen  über  Bildung 
eines  Schiedsgerichts  zur  Entscheidung  streitiger  Fragen  nicht 
enthält. 
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B.  Zuständigkeit  des  Bundesrates  bei  Streitigkeiten  des 
öffentlichen  Partikularreclites. 

I.  Der  Fall  des  Art.  77  der  Reichsverfassung. 
(Justizverweigrerungr  in  einem  Bundesstaate.) 

§3. 

Schon  dem  Staatsrecht  des  heiligen  römischen  Reiches  deutscher 
Nation  war  die  Zuständigkeit  der  kaiserlichen  Gerichte,  also  von 
Reichsorganen,  für  Erledigung  von  Beschwerden  über  Rechtsver- 
weigerung der  Landesgerichte  bekannt. 

Durch  Art.  *JJ)  der  Wiener  Schlussakte  der  Bundesversammlung 
Übertragen,  ist  die  Zuständigkeit  für  derartige  Streitigkeiten  um 
den  öflentliehrechtlichen  Anspruch  auf  den  Rechtsschutz  im  nord- 
deutschen Bunde  und  im  deutschen  Reiche  dem  Bundesrate  zu- 
gewiesen. 

Art.  77  der  norddeutschen  Bundesverfassung  sowie  der  Reichs- 
verfassung bestimmt:  „Wenn  in  einem  Bundesstaate  der  Fall 
einer  Justizverweigerung  eintritt  und  auf  gesetzlichen  Wegen  aus- 
reichende Hülfe  nicht  erlangt  werden  kann,  so  liegt  dem  Bundes- 
rate ob,  erwiesene,  nach  der  Verfassung  und  den  bestehenden  Ge- 
setzen des  betreffenden  Bundestaates  zu  beurteilende  Beschwerden 
über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege  anzunehmen,  und 
darauf  die  gerichtliche  Hülfe  bei  der  Bundesregierung,  die  zu  der 
Beschwerde  Anlass  gegeben  hat,  zu  bewirken". 

1.  Die  Streitigkeit,  zu  deren  Erledigung  der  Bundesrat  liier 
thiitig  werden  soll,  ist  der  Streit  um  den  Rechtsschutz,  das  geltend 
gemachte  Recht  das  Recht  des  Bürgers  auf  Schutz  seiner  Rechts- 
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Sphäre  durch  den  Staat,  „das  wichtigste  subjektive  öffentliche 
Recht  des  Einzelnen"  l). 

Die  Erledigung  einer  solchen  Streitigkeit  erfolgt  gemäss  dem 
Art.  77  R.V.  durch  zwei  Akte  des  Hundesrates,  erstens  Annahme 
der  Beschwerde,  zweitens  Bewirtung  der  gerichtlichen  Hülfe;  der 
erste  Akt  ist  ein  richterlicher,  der  andere  ein  diplomatischer;  jener 
enthält  ein  Urteil,  dieser  soll  die  Vollstreckung  desselben  herbei- 
führen. 

a.  Die  formelle  Voraussetzung  der  Thätigkeit  des  Bundesrates 
ist  auch  in  diesem  Falle  Anrufen  des  einen  Teils,  die  Be- 
schwerde. 

b.  Materiell  ergeben  sich  aus  der  Prüfung  des  bezüglichen 
Verfassungssatzes  folgende  Voraussetzungen: 

Die  Beschwerde  hat  zum  Inhalte,  es  sei  gegenüber  dem 
Beschwerdeführenden  in  einem  Bundesstaate  der  Fall  einer  .Justiz- 
verweigerung eingetreten. 

Justizverweigerung  bedeutet  hierbei  nicht  allgemein  Ver- 
weigerung des  Rechtsschutzes,  sondern  in  der  geschichtlich  ge- 
bildeten Begrenzung  „Verweigerung  des  Rechtsschutzes  bei  Justiz- 
sachen2),"  d.  h.  bei  den  zur  Zuständigkeit  der  bürgerlichen  und 
Strafgerichte  gehörigen  Sachen  im  Gegensätze  zu  den  reinen  Ver- 
waltungssachen und  zu  den  Verwaltungsstreitsaehen. 

Es  ist  der  Begriff  der  Justizverweigerung  innerhalb  der  oben 
angegebenen  Begrenzung  im  weiteren  Sinne  von  dem  im  engeren 
Sinne  zu  unterscheiden  und  anzunehmen,  dass  Art.  77  der  U.V., 
da  er  nicht  auf  eine  Beschränkung  hindeutet,  von  dem  weiteren 
Begriffe  handelt. 

Klüber  definiert3):  „Justizverweigerung  im  weiteren  Sinne 
heisst  jede  Begehungs-  oder  Unterlassungsliandlung,  durch  welche 
in  Justizsachen  rechtswidrig  von  einer  Gerichtsbehörde  oder 
anderen  Staatsbehörden,  den  Souverän  mit  eingeschlossen,  die 
ordnungsmässige  Rechtspflege  von  Anbeginn  versagt  oder  in  ihrem 


»)  Dcrnburp,  Pandekten  5t«  Aulla*«  IM.  I,  S.  300. 

•)  Zachariä  II,  S.  784  ff.  -  Klüber  S.  2(»3.  v.  S,.v,l,  l  K...mn.ntar. 
S.  410.  —  Haenel  I,  S.  738.  -  Zorn  I.  S.  170.  -  Ani.lt  kVi.hs.staa!>- 
recht,  8.  114. 

»)  Klüber,  S.  203  Anui.  b. 
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Laufe  verzögert  oder  in  Hinsicht  auf  Vollziehung  des  rechts- 
kräftigen Richterspruchs  gehemmt  oder  wirkungslos  gemacht  wird." 

Diese  HegritTshestimmung  Klüber's  entspricht  noch  der 
herrschenden  Meinung  *). 

Im  Einzelnen  führt  namentlich  Haenel*)  aus,  wie  mannig- 
facher Art  die  Hemmung  der  Justiz  Seitens  der  Staatsgewalt  sein 
kann:  Sie  kann  durch  die  Justiz  Verwaltung  erfolgen,  sofern  diese 
die  Gerichte  nicht  ordentlich  besetzt,  oder  durch  die  Vollstreckungs- 
organe, wenn  diese  die  Vollstreckung  von  Urteilen  unterlassen 
<ider  vereiteln,  durch  sonstige  staatliche  Behörden,  wenn  sie  die 
Kn  htssuehenden  auf  unerlaubte  Weise  an  der  gerichtlichen  Ver- 
folgung ihrer  Ansprüche  hindern,  endlich  durch  die  Organe  der 
Gesetzgebung,  falls  die  zur  Ergänzung  oder  Ausführung  der  Reichs- 
gesetze erforderlichen  Landesgesetze  nicht  erlassen  werden. 

Die  Justizverweigerung  im  engeren  Sinne  mit  der  Unterart 
der  Justizverzögerung  unifasst  diejenigen  Fälle,  wo  die  ordent- 
lichen Gerichte  auf  ein  zum  Zwecke  des  Rechtsschutzes  an  die- 
selben gestelltes  Ersuchen  nicht  oder  nur  mit  absichtlicher  Ver- 
zögerung Bescheid  erteilen.  Erklärt  sich  jedoch  das  Gericht  for- 
meller gesetzlicher  Berechtigung  entsprechend  für  unzuständig,  so 
ist  ein  Fall  der  Justizverweigerung  im  Sinne  des  Art.  77  UV. 
nicht  anzunehmen3);  der  Bundesrat  hätte  eine  Beschwerde  wegen 
Justizverweigerung  auf  Grund  eines  derartigen  Thatbestandes 
abzuweisen. 

Denn  eine  sachliche  Prüfung  der  richterlichen  Entscheidung 
kann  ihm  nicht  zugestanden  werden*). 


')  Vgl.  <i.  Meyer,  S.  711.  —  Haenel  1.  S.  TM)  f.  -  v.  könne  I,  S.  185. 
*)  Haenel  I,  S.  740. 

•)  Vgl.  Zöpfl  II.  S.  390.  —  Lank  im  BluntschliVhen  Staatswörtcrbn.h 
S.  451— Zach  ariä  II,  8.  788.  —  Anderer  Meinung  Kl  üb.  ;r,S.  '202.  ha  Art.  77 
üVr  KV.  sich  von  dem  für  das  Hecht  des  deutschen  Bundes  massgebenden  Art. 
der  Wiener  Schlnssakte  nnr  durch  da«  Wort  „Bundesrat"  an  «Statt  „Bundes- 
versammlung" unterscheidet,  ist  die  Meinung  der  Lehrer  des  deutschen 
Hundesrechtes  für  die  vorliegenden  Fragen  von  gleicher  Bedeutung'  wie  die 
<ier  Ausleger  der  KV. 

*)  Dies   sprach  der  Bundcsbeschluss   vom  2ti.  März  1858  aus.    (G.  v. 
Jfeyer  Th.  II.  S.  679.)  —  Vgl.  ferner  Zachariä  II,  S.  790.  -  Zöpfl  LI» 
390 f.  —  Lauk  a.  a.  0.,  S.  451. 
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Nur  Beschwerden  wegen  Justizverweigerung,  welche  sich  gegen 
Organe  eines  Bundesstaates  richten,  gehören  vor  das  Forum  des 
Bundesrates,  nicht  solche,  welche  sich  gegen  ausländische  oder 
Keiehsbehörden  richten.  In  diesem  Sinne  ist  wohl  die  von  der 
Reichsverfassung  in  Art.  77  angewandte  Umschreibung  „wenn  in 
einem  Bundesstaate  der  Kall  einer  Justizverweigerung  eintritt"  zu 
verstehen. 

Dementsprechend  ist  nicht  nach  den  allgemeinen  Begriffen, 
sondern  „nach  der  Verfassung  und  den  bestehenden  Gesetzen 
des  betreffenden  Bundesstaates"  zu  beurteilen,  ob  der  vorliegende 
Thatbestand  einen  Fall  verweigerter  oder  gehemmter  Rechtspflege 
darstellt.  Den  Landessatzungen  treten  jedoch  die  für  den  be- 
treffenden Bundesstaat  verbindlichen  Reichsgesetze  als  gleich  mass- 
gebend zur  Seite. 

Die  Zuständigkeit  des  Bundesrates  ist  ferner  davon  abhängig, 
dass  zuvor  von  dem  Beschwerdefuhrenden  alle  sonstigen  Hechts- 
behelfe ohne  Erfolg  angewendet  worden  sind. 

Es  ist  ein  Verdienst  der  Reichsjustizgesetze,  dass  Fälle  von 
Justizverweigerung  jetzt  als  ausgeschlossen  gelten  können. 

•J.  Der  Spruch  des  Bundesrates  lautet  entweder  auf  Ab- 
weisung oder  auf  Annahme  der  Beschwerde.  Das  letztere  erfolgt, 
wenn  alle  durch  Art.  77  KV.  gestellten  Vorbedingungen  erfüllt 
sind,  und  der  Thatbestand,  welcher  die  Beschwerde  begründet, 
von  dem  Beschwerdeführenden  bewiesen  worden  ist. 

Der  Bundesrat  kann  seiner  Entscheidung  ein  Gutachten  eines 
Einzelnen,  eines  Gerichtshofes  (»der  einer  .Juristenfakultät  zu  Grunde 
legen.  Jedoch  scheint  die  Uebertragung  der  Entscheidung  über 
die  Beschwerde  mit  dem  Wortlaute  des  Art.  77  KV.  nicht  ver- 
einbar1). 

Mit  der  Kundgabe  seiner  Meinung  ist  die  Pflicht  des  Bundes- 
rates nicht  erschöpft,  er  hat  noch  die  gerichtliche  Hülfe  bei  der 
Bundesregierung,  die  zu  der  Beschwerde  Anlass  gegeben  hat,  zu 
bewirken. 

Je  nach  der  Verschiedenheit  des  Hindernisses,  welches  der 
Verwirklichung  des  Rechtes  im  einzelnen  Falle  entgegensteht, 
wird  auch  die  Einwirkung  des  Bundesrates   auf  die  Regierung 


')  Haenel  I,  S.  741  ist  umlerer  Meinung. 
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des  betreffenden  Bundesstaates  sich  in  entsprechenden  Anforderungen 
äussern.  Die  Einwirkung  kann  auch  in  ganz  allgemeiner  Fassung 
lediglich  das  Verlangen  enthalten,  binnen  einer  Frist  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dass  dem  Beschwerdeführenden  kein  Hindernis 
der  Verwirklichung  seines  Rechtes  mehr  entgegenstehe. 

Andererseits  kann  der  Bundesrat  die  Mittel  zur  Beseitigung 
des  Hindernisses  näher  bezeichnen. 

Jedoch  widerspricht  die  Behauptung  HaenelV),  die  Be- 
wirtung gerichtlicher  Hülfe  könne  auch  in  unmittelbarer  recht- 
licher Wirksamkeit  der  gefällten  Entscheidung  bestehen,  dem 
Art.  77  der  Reichsverfassung. 


>)  Haenel  I,  S.  741. 
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II.  Die  staatski rchllche  Gerichtsbarkeit  des  deutschen 
Bundesrates  für  Elsass-Lothringen. 

Dem  Schutze  üflen tl ich-n*clitl icli«*r  Befugnisse  aus  partikularem 
Hecht»1  dient  weiterhin  die  Zuständigkeit  des  Bundesrates  zur  Er- 
ledigung von  Beschwerden  über  „Missbrauch,"  „von  reeours  coniine 
d'ahus"  in  Klsass-Lothringen.  In  diesen  Pallien  vertritt  der  Bundesrat 
ebenfalls  die  Stelle  eines  landesreclitlichen  Staatsgeriehtshofes. 

Für  Klsass- Lothringen  bestimmt  $  !>  des  Verwaltungsgesetzes 
vom  30.  Dezember  1N71:  „l'eber  „Kekurse  wegen  Missbrauehs  in 
kirchliehen  Angelegenheiten*  reeours  c«»mme  dabus  — .  welche 
durch  das  die  Organisation  «1er  Kulte  betreffende  Gesetz  vom 
1 X.  Genninal  X  und  die  dasselbe  ergänzenden  Gesetze  dein  Staats- 
rate übertragen  sind,  entscheidet  an  Stelle  des  Staatsrates  der 
Hundesrat  nach  Vernehmung  seines  Ausschusses  für  Justizwesen.44 

1.  Der  recursus  ab  abusu,  in  verschiedenem  Umfange  in  zahl- 
reichen Kulturstaaten  vertreten,  am  folgerichtigsten  jedoch  in 
Frankreich  ausgebildet,  ist  daselbst  immer  gegeben,  wenn  die 
Grenzen  der  geistlichen  Gewalt  in  Betracht  kommen  für  die  Frage, 
ob  eine  Macht  ■Überschreitung  vorliegt1). 

Da  eine  solche  sowohl  Seitens  der  geistlichen  Gewalt  zum 
Schaden  der  weltlichen  als  auch  umgekehrt  möglich  ist.  schützt 
die  französische  Gesetzgebung  über  den  appcl  conime  d'abus  gegen 
beide  Arten  des  MissgritVs. 

')  O.  Muyur,  Franz.  YcrwultuiiKsrecht,  8.  513  u.  blb. 
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Gemäss  Art.  6  der  organischen  Artikel  vom  18.  Oerminal  X 
ist  dieses  Rechtsmittel  gegeben  „dans  tous  les  cas  d'abus  de  la 
part  des  superieurs  et  autres  personnes  ecclesiastiques." 

Von  solchen  Missbräuchen  der  geistlichen  Amtsgewalt  macht 
Art.  fi  der  organischen  Artikel  folgende  namhaft:  Die  Anmassung 
oder  Ueberschreitung  einer  Befugnis,  die  üebertretung  staatlicher 
Kechtssätze,  die  Verletzung  der  Regeln,  welche  die  in  Frankreich 
anerkannten  päpstlichen  Verfugungen  enthalten,  Angriff  auf  die 
Rechte  dei  gallikanischen  Kirche,  endlich  jegliches  Verhalten  bei 
Ausübung  des  Kultus,  welches  die  Ehre,  das  Gewissen  oder  die 
Freiheit  der  Bürger  bedroht. 

Andererseits  schützt  Art.  7  der  organischen  Artikel  die 
Geistlichkeit  gegen  Eingriffe  in  ihre  Rechte. 

Als  Fälle  von  Missbrauch  sollen  nämlich  auch  gelten  die 
Eingriffe  in  die  öffentliche  Uebung  des  Kultus  und  die  Be- 
einträchtigung der  gesetzlichen  Freiheit  der  Geistlichkeit  in  Aus- 
übung desselben. 

Die  Ergänzungsgesetze,  deren  in  §  9  des  Verwaltungsgesetzes  für 
Kl  süss- Lothringen  gedacht  wird,  sind  die  organischen  Artikel  für  den 
protestantischen  Kultus,  ebenfalls  vom  18.  Germinal  X,  und  die 
Verordnung  vom  *2ö.  Mai  1844,  Satzungen,  durch  welche  mit  Be- 
schränkungen die  Geltung  des  appel  comme  d'abus  als  Rechts- 
mittels auf  den  protestantischen  und  auf  den  jüdischen  Kultus 
ausgedehnt  ist. 

Schutz  wider  Uebergriffe  der  weltlichen  Gewalt  gegen  pro- 
testantische Geistliche  wird  nicht  gewährt.  Art.  ti  der  organischen 
Artikel  über  die  protestantischen  Kulte  bestimmt  nur:  der  Staats- 
rat wird  erkennen  über  alle  Uebergriffe  der  Geistlichen  und  über 
alle  Meinungsverschiedenheiten,  welche  sich  etwa  zwischen  den- 
selben erheben  werden." 

Dagegen  verfügt  bezüglich  des  jüdischen  Kultus  Art.  .">.">  der 
genannten  Verordnung:  „Alle  Uebergriffe  der  Diener  des  jüdischen 
Kultus,  alle  Meinungsverschiedenheiten,  welche  sich  etwa  unter 
selbigen  Dienern  erheben  werden,  alle  Eingriffe  in  die  Uebung 
des  Kultus  und  in  die  seinen  Dienern  gewährleistete  Freiheit 
werden  auf  den  Bericht  unseres  Kultusministers  hin  vor  uns  in 
unsem  Staaterat  gebracht  werden,  auf  dass  durch  uns  das  Weitere 
verfügt  werde. u 
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Da  somit  die  Beschwerde  wegen  Missbrauchs  in  Hifisicht  auf 
den  jüdischen  Kultus  in  zahlreicheren  Fällen  gegeben  ist  als  bezüg- 
lich des  protestantischen  Kultus,  so  ist  die  Zuständigkeit  des 
deutschen  Bundesrates  als  staatskirchlichen  Gerichtshofs  für  Elsass- 
Lothringen  ausgedehnter  bei  Streitigkeiten  um  die  Grenzen  der 
geistlichen  Gewalt  der  jüdischen  Geistlichkeit  als  der  protestantischen. 

In  gleicher  Weise  gehören  jedoch  Streitigkeiten  innerhalb 
der  protestantischen  wie  der  jüdischen  Geistlichkeit  vor  das  Forum 
des  Bundesrates,  während  derselbe  bei  Streitigkeiten  innerhalb  der 
katindischen  Geistlichkeit  des  Keichslandes  nicht  zuständig  ist, 

Das  Rechtsmittel  des  appel  «online  d'abus  steht  dem  Ver- 
letzten zu;  mangels  sonstigen  Antrages  kann  dasselbe  auch  vom 
Präfekten,  jetzt  im  Reichslande  von  dem  zuständigen  Bezirks- 
präsidenten erhüben  werden. 

*2.  Hinsichtlich  des  zu  beobachtenden  Verlahrens  bestimmen 
die  organischen  Artikel dass  ein  schriftliches,  eine  ausführ- 
liche Darstellung  enthaltendes  und  unterschriebenes  Ersuchen 
an  dasjenige  Mitglied  des  Staatsrates  zu  richten  ist,  welches  mit 
der  Bearbeitung  der  die  Kulte  betrettenden  Angelegenheiten  betraut 
ist;  dies  war  in  Frankreich  der  Kultusminister.  Derselbe  haltt* 
dann  die  nötigen  Berichte  einzufordern  und  in  der  Versammlung; 
des  Staatsrates  das  Referat  zu  erstatten. 

Dasselbe  Verfahren  wird  jetzt  gegenüber  dein  Bundesrate  in 
Fällen  der  Anwendung  des  appel  comiue  d'abus  zu  beobachten 
sein  mit  der  Massgabe,  dass  nach  der  Bestimmung  des  Verwaltungs- 
gesetzes an  Stelle  des  französischen  Kultusministers  der  deutsche 
Bundesratsausschuss  für  das  Justizwesen  getreten  ist. 

Nach  dein  Berichte  des  Kultusministers  im  Staatsrate  soll  — 
so  bestimmte  das  französische  Recht  —  die  Sache  behandelt  und 
erledigt  werden  „dans  la  forme  administrative*  oder  sie  soll  je 
nach  Lage  des  Falles  an  die  zuständigen  Behörden  verwiesen 
werden *). 

Der  französische  Staatsrat  hatte  aber  nur  die  zu  fassende 
Massregel  dein  Staatsoberhaupte  vorzuschlagen  und  >eiu  Beschluss 


•)  Vgl.  über  <b-n   fiang   des  Verfahrens  <>rg.  Art.  für  <len   kath.  Kult 
Art.  8. 

»)  Vgl.  De  Herty,  S.  147.  -  Hübler,  S.  4SI. 
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erhielt  erst  durch  die  Bestätigung  und  Veröffentlichung  seitens 
des  letzteren,  welche  allerdings  gewohnheitsnuissig  in  den  meisten 
Fällen  erfolgte,  verbindliche  Kraft 'j.  Dagegen  ist  dem  deutschen 
Bundesrate  die  Entscheidung  über  derartige  Beschwerden  selbst- 
standig  übertragen,  sodass  dessen  Zuständigkeit  von  der  des  eon- 
seil ri'etat  in  diesem  wesentlichen  Punkte  abweicht. 

Jedoch  ist  in  Ermanglung  einer  anderen  Bestimmung  für 
den  Bundesrat  noch  massgebend  die  Forderung  des  Art.  8  der 
org.  Art.,  dass  diu  Verhandlung  und  Beschlussfassung  über  die 
Beschwerden  wegen  Missbrauchs  in  kirchlichen  Angelegenheiten 
zu  erfolgen  habe  „dans  la  forme  administrative,14  d.  h.  in  geheimer 
Sitzung,  ohne  Anklage-  und  Verteidigungsreden  und  ohne  Zulässig- 
keit  einer  Verurteilung  zu  den  Kosten2). 

3.  Die  Entscheidung  des  Bundesrates  wird  entweder  das 
Vorliegen  eines  „cas  d'abus*  verneinen  und  die  Beschwerde  ab- 
weisen oder  bejahen  und  im  Interesse  des  Verletzten  das  Weitere 
veranlassen,  z.  B.  die  Unterdrückung  der  missbräuchlichen  Schrift- 
stücke verfügen  oder  auch  die  Sache  zur  weiteren  Verfolgung  an 
die  zustandigen  Civil-  und  Strafgerichte  verweisen3). 

>)  Vgl.  De  Berty,  S.  14ti.  —  Leoni  u.  Mandel,  S.  300. 
*   Delabrousse,  S.  413.  —  De  Berty,  S.  145f. 

*)  Bezüglich  «irr  einzelnen  möglichen  Fälle  der  Entsrlhidung  des  Bundes- 
rates nehme  ich  Bezug  auf:  Friedberg  S.  525,  De  Bert)  S.  147,  Dela- 
brou*se  S.  413. 
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DL   Verfassungrsstreitigkeiten  innerhalb  eines  deutschen 

Bundesstaates. 


Den  Schutz  des  innerstaatlichen  Verfassungsrechtes  bezweckt 
die  Zuständigkeit  des  deutschen  Hundesrates  bei  Verfassungsstreitig- 
keiten  in  den  Einzelstaateu  nach  Massgabe  des  Art.  7<i  Abs.  '2  der 
Reiehsverfassung. 

1.  Auch  diese  Kompetenz  des  Hundesrates  hat  ihr  Vorbild 
in  »lein  Recht  des  deutschen  Hundes. 

In  diesem  konnte  die  Bundesversammlung  aus  mehrfachen 
Anlässen  sich  mit  der  Erledigung  von  Verfassungsstreitigkeiten  in 
den  Staaten  des  Hundes  befassen.  Es  wurde  hierbei  unterschieden 
zwischen  Verfassungen,  deren  Garantie  der  Hund  ausdrücklich 
übernommen  hatte,  und  den  übrigen  Staatsverfassungen,  zu  deren 
Sicherung  der  Hund  sich  nur  allgemein  verpflichtet  fühlte. 

Durch  rebernahme  der  besonderen  Garantie  der  landständi- 
schen  Verfassung  eines  Hundesgliedes  erhielt  die  Hundesversamm- 
lung gemäss  Art,  <>0  der  Wiener  Schlussakte  die  Hefugnis.  „auf 
Anrufen  der  Heteiligten  die  Verfassung  aufrecht  zu  erhalten  und 
die  über  Auslegung  oder  Anwendung  derselben  entstandenen  Ir- 
rungen, sofern  dafür  nicht  anderweitige  Mittel  und  Wege  vor- 
geschrieben sind,  durch  gütliche  Vermittlung  oder  kompromissarische 
Entscheidung  (d.  h.  Hestelluug  eines  Schiedsgerichts)  beizulegen." 
In  Verfassungsstreitigkeiten  der  übrigen  Bundesglieder  durfte  die 
Hundesversammlung  nur  dann  eingreifen,  wenn  Widersetzlichkeit 
der  Unterthanen  oder  offener  Aufruhr  in  dem  Hundesstaate  die 
innere  Ruhe  unmittelbar  gefährdeten    und  Wiederherstellung  der 


Digitized  by  Google 


—    31  — 

Ordnung  erheischten  (Art.  61,  *25,  '26  der  Wiener  Schlnssakte), 
oder  wenn  die  Regierung  eines  Bundesstaates  die  durch  Art.  XIII 
der  Bundesakte  übernommene,  in  den  Artikeln  ">4— 5i>  der  Wiener- 
Sehl  ussakte  näher  begrenzte  Verpflichtung,  eine  landständische 
Verfassung  einzuführen  und,  sofern  sie  vorhanden,  nicht  in  rechts- 
widriger Form  abzuändern,  verletzte. 

Während  die  Bundesversammlung  in  letzterem  Falle  an  den 
Antrug  eines  Beteiligten  nicht  gebunden  war,  konnte  sie  im  ersteren 
Falle  nur  auf  Anrufen  der  streitenden  Regierung  eingreifen,  nach- 
dem diese  alle  verfassungs-  und  gesetzmässigen  Mittel  zur  Er- 
ledigung der  Streitigkeit  erschöpft  hatte. 

Zu  diesen  Mitteln  gehörte  in  erster  Linie  das  durch  den 
Bundcsbeschluss  vom  30ten  Oktober  l^.'U1)  geschaffene  Bundes- 
schiedsgericht, dessen  Einrichtung,  wie  besonders  auch  die  in  Art.  1 
des  genannten  Beschlusses  enthaltene  Bestimmung  des  Begriffs 
„ Verfassungsstreitigkeiten",  für  die  Auslegung  und  Anwendung 
des  Art.  7U  Abs.  *2  der  Reichsverfassung  von  Wic  htigkeit  ist: 

Art.  1  ..rdnete  an:  „Für  den  Fall,  dass  in  einem  Bundes- 
staate zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen2)  über  die  Aus- 
legung der  Verfassung  oder  über  die  Grenzen  der  bei  der  Aus- 
übung bestimmter  Rechte  des  Regenten  den  Ständen  eingeräumten 
Mitwirkung,  namentlich  durch  Verweigerung  der  zur  Führung 
einer  den  Bundespflichten  und  der  Landesverfassung  entsprechen- 
den Regierung  erforderlichen  Mittel,  Irrungen  entstellen,  und  alle 
verfassungsmässigen  und  mit  den  Gesetzen  vereinbarlichen  Wege 
zu  deren  genügenden  Beseitigung  ohne  Erfolg  eingeschlagen  worden 
sind,  verpflichten  sich  die  Bundesglieder,  als  solche,  gegen  ein- 
ander, ehe  sie  die  Dazwisehenkunft  des  Bundes  nachsuchen,  die 
Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  durch  Schiedsrichter  auf  dem 
in  den  folgenden  Artikeln  bezeichneten  Wege  zu  veranlassen." 

Kennt  somitArtikel  1  des  Bundesbeschlusses  als  Voraussetzungen 
der  Kompetenz  des  Bundesschiedsgerichts  a.  Vorhandensein  einer 


lj  G.  v.  Meyer  Bd.  II,  S.  31«  IT. 

*)  Bezw.  nach  Art.  11  zwischen  den  Senaten  und  den  vcHassunpsmassitfen 
bürgerlichen  Behördeu  der  freien  Städte  mit  Ausnahme  von  Frankfurt  a.  M. 
,Vgl.  bez.  dos  letzteren  Artikel  4(J  der  Wiener  Koiigressakte:  G.  v.  Meyer 
1,  S.  Jtiä;. 
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Irrung  zwischen  Regierung  und  Ständen  über  die  Auslegung 
der  Verfassung  oder  über  die  Grenzen  der  verfassungsmässigen 
Mitwirkung  der  Stande,  insbesondere  einer  Budgetstreitigkeit, 
b.  Erschöpfung  aller  sonstigen  gesetzlichen  Mittel,  c.  Antrag  der 
streitenden  Regierung  und  zwar  nach  Art.  3  bei  der  Bundes- 
versammlung,  so  fugt  Art.  %  als  vierte  Voraussetzung  hinzu 
d.  Einverständnis  der  Stande  mit  der  Anrufung  des  Rundesschieds- 
gerichts !). 

lieber  das  Verfahren  war  folgendes  bestimmt  :  Behufs  Bildung 
der  Spruchmännerliste  sollte  jede  der  17  Stimmen  des  engeren  Rates 
der  Hundesversammlung  einen  rechts-  und  einen  verwaltungskun- 
digen Mann  zum  Spruchmann  für  eine  dreijährige  Periode  wählen  *). 
Aus  der  so  gebildeten  Liste  sollten  beide  Parteien  —  Regierung 
und  Stände  bezw.  Senat  und  Bürgerschaft  —  eine  gleiche  Anzahl 
(in  der  Regel  je  3  Schiedsmänner)  auswählen,  wobei  die  von  der 
streitenden  Regierung  ernannten  Schiedsmänner  in  der  Regel  aus- 
geschlossen waren.  Die  ernannten  Schiedsrichter  sollten  unter  dem 
Vorsitze  eines  aus  den  übrigen  Spruchmännern  zu  wählenden  Ob- 
mannes „nach  ihrem  Gewissen  und  eigener  Einsicht"  durch  Stimmen- 
mehrheit den  Streit  entscheiden. 

Ihr  Spruch,  welchem  die  Kraft  und  Wirkung  eines  austrägalge- 
richtlichen Erkenntnisses  beigelegt  wurde,  sollte  erforderlichen  Falles 
nach  Massgabe  der  bundesgesetzlichen  Exccutionsordnung  verwirk- 
licht werden.  Seine  Wirkung  sollte  sich  bei  Streitigkeiten  über 
die  Ansätze  eines  Budgets  auf  die  Dauer  der  Steuerbewilligungs- 
periode, welche  das  in  Frage  stehende  Budget  umfasse,  erstrecken. 

Die  Kosten  des  Verfahrens  fallen  dem  beteiligten  Staate  zur 
Last  und  werden  bei  Erhebung  von  Anständen  über  ihre  Höhe 
von  der  Bundesversammlung  festgesetzt8.) 


>)  Vgl.  Zacharift  Bd.  II,  S.  781.  —  v.  Rönne,  Reichsstaatsrecht  Bd.  I, 
S.  220  Anm.  1. 

»)  Vgl.  die  Spruchtnännerlisten  von  1835  u.  1838  bei  G.  v.  Meyer  Bd.  II, 
S.  318  f. 

*)  Das  Bundesschiedsgericht  ist  niemals  in  Tätigkeit  getreten.  Versuche 
scheiterten  an  dem  mangelndem  Einverständnis  einer  Partei  oder  daran,  da«s 
die  Bundesversammlung  nicht  sämmtlirhe  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  er- 
füllt erachtete.  Vgl.  Zachariä  II,  S.  789  Anm.  9.  —  v.  Könne  I,  S.  221  Anm. 
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2.  Artikel  76  Abs.  2.  der  Reichsverfassung  bestimmt: 
„Verfassungsstreitigkeiten  in  solchen  Bundesstaaten,  in  deren  Ver- 
fassung nicht  eine  Behörde  zur  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten 
bestimmt  ist,  hat  auf  Anrufen  eines  Teiles  der  Bundesrat  gütlich 
auszugleichen  oder,  wenn  das  nicht  gelingt,  im  Wege  der  Reichs- 
gesetzgebung zur  Erledigung  zu  bringen." 

a.  Die  erste  Voraussetzung  der  Zuständigkeit  des  Bundesrates 
ist  das  Vorliegen  einer  „Verfassungsstreitigkeit". 

Dieser  an  sich  vieldeutige  Begriff  bedarf  der  Begrenzung. 

Zunächst  ist  festzustellen,  ob  sich  derselbe  auch  auf  Fälle 
erstreckt,  wo  die  Einführung  einer  Verfassung  oder  die  Abänderung 
derselben  erstrebt  wird1). 

Diese  Frage  kann  naturgemäss  nur  insoweit  gestellt  werden, 
als  das  Bestreben  sich  auf  einen  positiven  Rechtsgrund  stützt; 
andernfalls  würde  die  Streitigkeit  als  eine  rein  politische  für  die 
Anwendung  des  Art.  76  Abs.  2  der  Reichsverfassung,  welcher  nur  ■ 
Rechtsstreitigkeiten  im  Auge  hat,  nicht  in  Frage  kommen. 

Obige  Frage  ist  in  der  parlamentarischen  Geschichte  des  nord- 
deutschen Bundes  und  des  deutschen  Reiches  wiederholt  erörtert 
und  in  entgegengesetzter  Weise  entschieden  worden.  Anlass  gaben 
die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Grossherzogtümer  Mecklen- 
burg, insbesondere  auch  eines  Teiles  von  Mecklenburg-Strelitz, 
des  Fürstentums  Ratzeburg8)8). 


')  Bejahend  unter  Bezugnahme  anf  den  Ratzebarger  Fall:  Haenel 
S.  568.  Verneinend:  v.  Rönne,  Reichsstaatsrecht  I.  S.  221.  G.  Mcvcr,  Staats- 
recht S.  713.   Arndt,  Reiehstaatsrecht  S.  113. 

■)  Vgl.  v.  Rönne  I,  S.  221;  Haenel.  S.  568  f.  Anm.  4.  —  Besonders 
vgl.  Büsing,  Staatsrecht  d.  Grossherzogtümer  Mecklenburg,  S.  69  ff. 

*)  Das  etwa  382  qkm.  umfassende  Fürstentum  Ratzeburg  wurde  bis 
zur  Gründung  des  norddeutschen  Bandes  seitens  der  Landesherrschaft  von 
Mecklenburg-Strelitz  absolut  regiert,  da  eine  Verfassung  für  dasselbe  nicht 
bestand.  Im  Jahre  1867  beantragte  der  Justizausschuss  des  Bundesrates 
infolge  von  Petitionen  der  Bewohner  des  Fürstentums,  der  Bundesrat  wolle 
beschließen,  die  Regierung  des  Grossherzogtums  Mecklenburg-Strelitz  sei 
zu  ersuchen,  in  das  Fürstentum  Ratzeburg  auf  dorn  einen  oder  dem  andorn 
Wege  eine  solche  Verfassung  einzuführen,  welche  den  Anforderungen  des 
Art.  XIII  der  Verfassung  des  ehemaligen  deutschen  Bundes  zu  genügen 
geeignet  sei. 

Ehe  der  Bundesrat  über  seine  Kompetenz  zu  einem  derartigen  Be- 
schlüsse eine  Entscheidung  treffen  konnte,  wurde  die  Sache  durch  die  Er- 
Fleischer,  Zuständigkeit  des  Bundesrates.  3 
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Die  für  die  Zuständigkeit  des  Bundesrates  angeführte  Be- 
hauptung, Art.  76  Abs.  2  der  Reichsverfassung  setze  das  Vor- 
handensein einer  Verfassung  im  konstitutionellen  Sinne  in  jedem 
Bundesstaate  und  für  jeden  Teil  desselben  voraus,  ist  irrig.  Denn 
gerade  daraus,  dass  bei  Entstehung  des  Art.  76  Abs.  2  der  R.V. 
in  zwei  Bundesstaaten  nicht  konstitutionelle,  sondern  ständische 
Verfassungen  bestanden,  ergiebt  sich,  dass  dieser  Rechtssatz  eben- 
sowenig lediglich  konstitutionelle  Verfassungen  im  Auge  hat,  als 
etwa  der  Bundesbeschlnss  vom  30.  Oktober  1834.  Jedenfalls  hat 
es  auch  Verfassungsstreitigkeiten  schon  lange  gegeben,  ehe  man  an 
Verfassungen  im  konstitutionellen  Sinne  dachte. 

Wenn  aber  bei  Feststellung  der  Reichsverfassung  beabsichtigt 
worden  wäre,  die  konstitutionelle  Form  für  die  Einzelstaaten  vor- 
zuschreiben, so  würde  dies  durch  eine  besondere  Bestimmung  aus- 
gedrückt worden  sein.  Aus  dem  Worte  „Verfassungsstreitigkeiten" 
kann  ein  Schluss  auf  eine  derartige  Absicht  der  Reichsverfassung 
nicht  entnommen  werden. 

Auch  auf  den  Art.  XIII  der  Bundesakte  hat  man  sich  zu 
Unrecht  berufen,  da  nicht  zu  erweisen  ist,  dass  dem  Bundesrate 
die  Aufgabe  der  Bundesversammlung  nach  Art.  54  der  Schluss- 
akte, über  die  Ausführung  des  Art.  XIII  der  Bundesakte  durch 
Einführung  landständischer  Verfassungen  zu  wachen,  übertragen 
worden  ist.  Dagegen  erscheint  die  Auflassung,  dass  die  nord- 
deutsche Bundesverfassung  und  entsprechend  die  deutsche  Keichs- 


klärung  des  Mecklenburgischen  Bevollmächtigten,  die  Regierung  sei  zur 
Einführung  einer  Verfassung  entschlossen,  erledigt.  Die  alsdann  dem  Fürsten- 
tum Ratzeburg  im  Jahre  1869  oktroyierte  Verfassung  ist  bisher  wegen  des 
Nichterscheinens  der  Mehrzahl  der  Landesvertreter,  welche  in  Uebcrein- 
stimmung  mit  der  öffentlichen  Meinung  die  gegebene  Verfassung  für  un- 
zureichend halten,  nicht  in  Wirksamkeit  getreten. 

Als  im  Jahre  1870  bei  dem  Bundesrate  Beschwerden  über  die  oktroyierte 
Verfassung  mit  Berufung  auf  Art.  7G  Abs.  2  der  Bundesverfassung  eingereicht 
wurden,  erklärte  der  Bundesrat,  dass  eine  Verfassungsstreitigkeit  im  Sinne 
des  Art.  76  nicht  vorliege  und  wies  die  Beschwerde  deshalb  ab.  Diese  Ent- 
scheidung hielt  der  Bundesrat  durch  Bcschluss  vom  11.  März  1873  aufrecht 
entgegen  der  Auffassung  des  Reichstages,  welcher  am  12.  Juni  1872  auf 
den  Antrag  der  Petitionskommission  beschlossen  hatte,  „die  Petition  dem 
Reichskanzler  behufs  wiederholten  Versuchs  gütlichen  Ausgleichs  des  noch 
schwebenden  Verfassungstreues  durch  den  Bundesrat,  zu  übei weisen." 
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Verfassung  nur  die  Sicherung  des  bestehenden  innerstaatlichen 
Verfassungsstandes  gegen  Rechtsverletzungen  mit  der  Bestimmung 
des  Art.  7G  Abs.  2  R.V.  bezweckten,  als  zutreffend. 

Die  Schaffung  eines  Verfassungssatzes  des  Inhalts,  „dass  in 
jedem  Bundesstaate  eine  aus  Wahlen  der  Bevölkerung  hervor- 
gehende Vertretung  bestehen  müsse,  deren  Zustimmung  bei  jedem 
Landesgesetze  und  bei  der  Feststellung  des  Staatshaushaltes  er- 
forderlich ist"  ') ,  ist  bisher  trotz  wiederholten  Antrages  im  Reichs- 
tage und  Annahme  durch  diesen  infolge  der  ablehnenden  Haltung 
des  Bundesrates  nicht  zu  Stande  gekommen. 

Demnach  würde  auch  eine  in  den  gesetzlichen  Formen  sich 
vollziehende  Rückverwandlung  einer  Landesverfassung  aus  einer 
konstitutionellen  in  eine  ständische  eine  „Verfassungsstreitigkeit" 
im  Sinne  des  Art.  76  Abs.  2  R.V.  nicht  begründen. 

Da  durch  die  obigen  Erwägungen  festgestellt  ist,  dass 
Streitigkeiten  de  lege  ferenda  nicht  als  Verfassungsstreitigkeiten 
im  Sinne  des  Art.  76  Abs.  2  R.V.  aufgefasst  werden  können, 
ergiebt  sich,  dass  unter  dem  Begriff  „Verfassungsstreitigkeiten" 
nur  Streitigkeiten  um  eine  in  rechtlicher  Giltigkeit  stehende 
Verfassung  fallen. 

Diese  Auffassung  stimmt  sowohl  mit  der  aus  Art.  1  des 
Bundesbeschlusses  vom  30ten  Oktober  1834  als  auch  mit  der 
aus  den  Landesverfassungen  zu  entnehmenden  Begriffsbestimmung 
überein. 

Eine  zweite  Einschränkung  des  Begriffs  „Verfassungsstreitig- 
keiten" in  Art.  76  Abs.  2  R.V.  ergiebt  sich  aus  folgenden  Er- 
wägungen: 

Art.  1  des  Bundesbeschlusses  vom  30ten  Oktober  1834,  der 
Vorgänger  nnd  wohl  auch  das  Vorbild  *)  des  Art.  76  Abs.  2  R.V., 
handelte  nur  von  Streitigkeiten  zwischen  der  Regierung  und  den 
Ständen  eines  Bundesstaates,  Art.  11  von  den  Irrungen  zwischen 
dem  Senate  und  den  verfassungsmassigen  bürgerlichen  Behörden 
einer  freien  Stadt. 


')  Vgl.  t.  Rönne,  Reichsstaatsrecht  I,  S.  222  a.  das.  Anm.  2.  —  v. 
Se  dcl,  Kommentar,  S.  410. 
*)  Laban d  I,  S.  248. 

3* 
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Ebenso  verstehen  die  deutschen  Landesverfassungen  unter 
Verfassungsstreitigkeiten  nur  Streitigkeiten  zwischen  Regierung  und 
Volksvertretung1). 

Da  die  Reichsverfassung  eine  abweichende  Fassung  des  He- 
griffs nicht  erkennen  lässt,  ist  anzunehmen,  dass  sie  den  all- 
gemein üblichen  Sinn  damit  verbindet*). 

Die  Begrenzung  des  Begriffs  „Verfassungsstreitigkeiten"  nach 
der  angedeuteten  Richtung  entspricht  der  Auffassung  des  Bundes- 
rates, wie  aus  folgendem,  von  Laband  mitgeteilten  Vorfall  zu 
schlössen  ist:  Der  Bundesrat  wies  im  Jahre  1 874  den  Magistrat  der 
Stadt  Rostock  mit  einer  auf  Art.  76  Abs.  2  R.V.  gestützten  Klage  ab 
mit  der  Begründung,  die  von  einer  Korporation  aufgestellte  Be- 
hauptung, dass  ein  von  den  verfassungsmässigen  Faktoren  der 
Landesgesetzgebung  vereinbartes  Gesetz  der  Landesverfassung  nicht 
entspreche,  begründe  eine  Verfassungsstreitigkeit  im  Sinne  des 
Art.  7(5  Abs.  2  R.V.  überhaupt  nicht. 

Doch  wird  man  auch  Ausnahmen  zulassen  müssen.  Wenn 
nämlich  die  Verletzung  der  Verfassung  in  der  Beseitigung  der 


•)  Sächsische  Verfassung  §  153  (Stork  8.  137.)  Oldenburgischc  Ver- 
fassung Art.  .209  (Stork  S.  325).  Altenburgischo  Vorfassung  §  266  Abs.  2 
(Stork  S.  432).  Rraunschwcigischo  Verfassung  §  231  (Stork  S.  359).  Ver- 
fassung von  Reuss  ä.  L.  §  91  (Stork  S.  531).  Bremer  Verfassung  Art.  66 
Abs.  2  (Stork  S  602).  Verfassung  von  Reuss  j.  L.  §  117  (Stork  S.  548). 
Lübecksche  Verfassung  Art.  74  (Stork  S.  587).  Bremer  Gesetz  betreffend 
die  Erledigung  von  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem  Senate  und 
der  Bürgerschaft  §  l  (Stork  S.  607).  Hamburgischc  Verfassung  Art.  71 
Ziffer  1  und  Art  76  (Stork  S.  620,  622)  und  R.G.  vom  Uten  März  1881 
betr.  die  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  für  Streitfragen  zwischen  dem  Senat 
und  der  Bürgerschaft  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  (R.G.B1.  8.  37. 
Stork  S.  626.) 

Die  für  die  Grossherzogtümer  Mecklenburg  massgebende  Verordnung 
vom  28ten  November  1817  versteht  unter  Verfassungsstreitigkeiton  Streitig- 
keiten zwischen  der  Regierung  und  den  LandstÄnden.  Vgl.  G.  v.  Meyer  II 
S.  65  f. 

*)  Vgl.  Seydel,  Kommentar  S.  407:  Bundesrat  S.  18.  Laband  I.  S.  248. 
H.  Schulze  II  S.  61.  Arndt,  Kommentar  S.  321;  Reichsstaatsrechts.  112. 
Zorn,  I  S.  172,  welcher  einen  „akuten  Konflikt  zwischen  Einzelregiernng 
und   ihrer  Volksvertretung44  voraussetzt.    Pereis  S.  49. 
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Volksvertretung,  Verhinderung  der  Wahlen,  Niehteinherufung  der 
Abgeordneten  oder  in  völliger  Ausserkraftsetzung  der  Verfassung 
besteht,  soll  bei  diesen  schwersten  Fällen  von  Verfassungsstreitig- 
keiten, nur  weil  eine  Volksvertretung  im  juristischen  Wortsinn 
fehlt,  die  Möglichkeit  rechtlicher  Erledigung  des  Streites  aus- 
geschlossen sein? 

Man  wird  deshalb  definieren :  „  Verfaasungstreitigkeiten  sind 
Streitigkeiten  zwischen  Regierung  und  Volk  in  Ansehung  der 
bestehenden  Verfassung." 

Denn  das  Staatsgrundrecht,  die  Verfassung,  enthält  den  recht- 
lichen Ausgleich  des  Gegensatzes  zwischen  der  Regierung  und 
dem  Volke  durch  Feststellung  der  gegenseitigen  Befugnisse.  In 
einem  Streite  um  die  Verfassung,  besonders  um  Ausübung  und 
Grenzen  dieser  Befugnisse,  treten  naturgemäss  Regierung  und 
Volk  sich  als  Parteien  gegenüber.  Letzteres  wird  in  der  Regel 
durch  sein  gesetzliches  Organ,  die  Volksvertretung,  dargestellt. 
Wenn  aber  eine  Volksvertretung  zur  Zeit  des  verfassungswidrigen 
Uebergriffs  der  Regierung  nicht  besteht  oder  an  der  Ausübung 
ihrer  Thätigkeit  gehindert  wird,  kann  das  Volk  durch  eine  andere 
Vertretung,  gewählte  Vertrauensmänner,  die  Organe  der  Kommunal- 
verbände oder  durch  sonstige  angesehene  Körperschaften  gemäss 
Art.  76  Abs.  2  R.V.  den  Verfassungskonllikt  bei  dem  Bundesrat 
anhängig  machen1). 

Von  dem  Begriff  der  Verfassungstreitigkeit  sind  alle  Streitig- 
keiten um  Ansprüche  des  Privat-  und  Strafrechts  ausgeschlossen, 
auch  wenn  sie  sich  aus  dem  Staatsgrundrecht  ergeben. 

Demnach  gehören  Anklagen  gegen  hohe  Staatsbeamte  wegen 
Verletzung  der  Verfassung  nicht  zu  diesem  Begriffe,  wie  auch 
aus  denjenigen  Landesverfassungen,  welche  sowohl  für  Ministeran- 
klagen als  für  Verfassungsstreitigkeiten  einen  Gerichtsstand  be- 
gründen *),  hervorgeht. 

Nunmehr  sind  wir  zu  folgendem  Ergebnis  gelangt:  „Ver- 
fassungsstreitigkeiten im  Sinne   des  Art.  76  Abs.  2  R.V.  sind 


V  Vgl.  Haenol  I,  S.  568. 

")  Vgl.  Haenel  I,  S.  569  Anm.  5.  —  Ferner  v.  Marti  tz,  S.  30. 
Per  eis,  S.  53. 
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staatsrechtliche  Streitigkeiten  zwischen  Regierung  und  Volk  in 
Bezug  auf  das  Staatsgrundrecht"  *). 

Der  so  gekennzeichnete  Thathestand  giebt  dem  Bundesrate 
Anlass  zur  Entwicklung  seiner  Kompetenz  unter  zwiefacher  Vor- 
aussetzung: 

b.  Die  sachliche  Voraussetzung  lautet  «...  in  solchen  Bundes- 
staaten, in  deren  Verfassung  nicht  eine  Behörde  zur  Entscheidung 
solcher  Streitigkeiten  bestimmt  ist." 

Der  Satz  erklärt  die  Zuständigkeit  des  Bundesrates  als  sub- 
sidiär. Doch  ist  die  Deutung,  die  ihm  H.  Schulze  und  auch  Seydel 
in  seinem  Kommentar  zur  Reichsverfassung  gegeben  haben  *), 
ungenau. 

Schulze  sagt:  „Die  Anrufung  des  Bundesrates  findet  keine 
Anwendung  in  den  Bandesstaaten,  deren  Grundgesetze  die  Ent- 
scheidung von  Verfassungsstreitigkeiten  an  eigene  Behörden  ver- 
weisen." Seydel:  „Die  Thätigkeit  der  Organe  des  Reichs  ist 
gänzlich  ausgeschlossen,  wenn  in  einem  Staate  eine  entscheidende 
Behörde  für  Verfassungsstreitigkeiten  besteht."  Dagegen  besteht 
in  Wahrheit  die  Subsidiarität  der  Zuständigkeit  des  Bundesrates 
darin,  dass  er  gemäss  Art.  76  Abs.  2  R.V.  nur  dann  in  Thätigkeit 
tritt,  wenn  es  für  den  jeweiligen  Streitfall  nach  dem  Staatsrechte 
des  Einzelstaates  einen  Gerichtshof  nicht  giebt,  mag  es  überhaupt 
diesem  Staate  an  einer  derartigen  Behörde  fehlen  oder  deren  Be- 
fugnis den  Streitfall  nicht  umfassen. 

*)  Vor  Jahresfrist  wurde  berichtet,  die  Regierung  des  Fürstentums 
Lippe  habe  den  Bundesrat  gemäss  Art.  76  Abs.  2  R.V.  auf  Grund  folgender 
Behauptungen  angerufen:  Sie  habe  der  Stadtverwaltung  von  Detmold  die 
Erlaubnis  erteilt,  die  Anlage  einer  neuen  Wasserleitung  über  ein  Dominial- 
gut  zu  führen.  Der  Landtag  wolle  aber  diese  Genehmigung,  da  sie  ohne 
seine  verfassungsmässige  Zustimmung  erteilt  sei,  nicht  als  rechtsgültig  an- 
erkennen. Hieraus  sei  zwischen  ihr  und  dem  Landtage  Streit  entstanden,  ob 
zur  Erteilung  der  fraglichen  Genehmigung  verfassungsmässig  die  Zustimmung 
des  Landtages  erforderlich  sei.  Die  Richtigkeit  jener  Berichte  vorausgesetzt, 
mag  dieser  Streitfall  als  ein  Beispiel  einer  Verfassungsstreitigkeit  im  Sinne 
des  Art.  76  Abs.  2  R.V.  Erwähnung  linden. 

*)  H.  Schulze  II,  S.  62.  -  v.  Seydel,  Kommentar,  S.  408.  —  Da- 
gegen v.  Seydel,  Bundesrat,  S.  18:  „Die  Zuständigkeit  des  Bundesrates 
findet  nur  statt,  wenn  das  betreffende  Landesrecht  keine  Mittel  zur  Schlich- 
tung des  Streites  an  die  Hand  giebt."  —  Vgl.  Thudichum,  S.  325.  — 
Labaud  I,  S.  248.  -  Haenel  I.  S.  570.  —  Berels,  S.  53. 


Digitized  by  Google 


—    39  — 


Infolgedessen  fallen,  wie  Haenel  bemerkt1),  Streitigkeiten 
über  die  Zuständigkeit  des  Gerichtshofes  für  Verfassungsstreitig- 
keiten, da  für  solche  Streitfälle  nirgends  in  den  Landesverfassungen 
eine  Behörde  bestellt  ist,  stets  in  die  Kompetenz  des  Bundes- 
rates*). 

Die  Bundesstaaten,  in  denen  überhaupt  eine  Behörde  zur 
Entscheidung  vonVerfassungssteitigkeiten  bestimmt  ist,  sind  Sachsen, 
Braunschweig,  Oldenburg,  Mecklenburg- Schwerin,  Mecklenburg- 
Strelitz,  Sachsen-Altenburg,  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg8). 

Von  diesen  sehen  Entscheidung  der  Verfassungsstreitigkeit 
durch  ein  Schiedsgericht  vor  die  Verfassungen  von  Braunschweig, 
Sachsen-Altenburg  und  Oldenburg.  Nach  der  letzterwähnten  Ver- 
fassung soll  auf  Anrufen  einer  Partei  auch  der  Staatsgerichtshof 
als  Schiedsgericht  zuständig  sein. 

Im  Königreich  Sachsen  sind  Verfassungsstreitigkeiten  vor 
den  Staatsgerichtshof,  in  Lübeck  und  Bremen  vor  das  hanseatische 
Oberlandesgericht,  in  Hamburg  vor  das  Reichsgericht  verwiesen. 

Für  die  beiden  Grossherzogtümer  Mecklenburg  ist  durch  die 
„Patent- Verordnung  vom  28.  November  1817  wegen  einer  an- 
gemessenen Instanz  zur  Erlangung  einer  rechtlichen  Entscheidung 
in  Streitigkeiten  zwischen  dem  Landesherrn  und  den  Ständen 
über  Landesverfassung  und  was  dahin  gehört4)"  eine  Kompromiss- 
instanz zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  der  Landes- 
herrschaft und  den  Landständen  über  die  Landesverfassung,  Landes- 
grundgesetze, sonstige  öffentliche  Verträge,  die  Auslegung  und 


>)  Haenel  I,  S.  570. 

*)  Eine  Ausnahme  machen  Art.  76  der  Hamburgischen  Verfassung 
Stork,  S.  622)  und  das  Rcichsgosetz  vom  14.  Marz  1881  (Stork,  S.  626) 
für  die  freie  Stadt  Hamburg  insofern,  als  das  Reichsgericht  als  Staatsgcrichtshof 
für  Hamburg  auch  zur  Entscheidung  der  Frage  zuständig  ist,  ob  eine 
Meinungsverschiedenheit  zu  der  im  Art.  71  der  Verfassung  unter  Ziffer  1 
bezeichneten,  ihm  zugewiesenen  Kategorie  von  Streitigkeiten  (Verfassungs- 
streitigkeiten) oder  zu  der  in  Ziffer  2  bezeichneten,  ovcntuell  einer  Ent- 
scheidongsdeputation  zugewiesenen  Kategorie  gehört. 

*)  Die  einschlägigen  Verfassungssätze  sind  oben  S.  36  nach  Störk's 
Handbuch  der  deutschen  Verfassungen  zitiert. 

4)  Dieselbe  wurde  vom  Deutschen  Bunde  durch  Beschluss  der  Bundes- 
versammlung vom  25.  Mai  1818  garantiert.  Dieser  Beschluss  sowie  die 
Verordnung  selbst  ist  abgedruckt  bei  G.  v.  Meyer  D,  S.  64 ff. 
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Anwendung  derselben,  sowie  Oberhaupt  über  die  Ausübung  der 
landesherrlichen  Gewalt  eingerichtet1). 

Die  Verfassungen  von  Reuss  ä/L.  (§01.  Störk,  S.  531)  und 
von  Schaumburg- Lippe  (Art.  46  Abs.  2.  Störk,  S.  556),  in  den 
Jahren  1867  und  1868  verkündet,  verweisen  auf  die  Organe  des 
norddeutschen  Bundes,  und  demnach  indireckt  auf  die  gleichen 
Organe  des  deutschen  Reiches. 


*)  Als  kornpromissariscbc  Behörde  sollen  je  nach  Uebcrcinkunft  der 
Parteien  ein  inländisches  oder  ausländisches  Gericht,  oder  zwei  deutsche 
Bundcsfnrsten  eingesetzt  werden,  welche  ihre  Bundestaggesandten  oder  zwei 
rechts-  und  staatsknndige  Männer  zur  Verhandlung  und  rechtlichen  Ent- 
scheidung des  Streites  bestellen  sollen.  Letztere  sollen  unter  dem  Vorsitze  eines 
von  ihnen  oder  erforderlichen  Falles  von  der  Bundesversammlung  gewählten 
rechtskundigen  Obmannes  ihren  Spruch  fällen.  (Art.  11  1  und  2,  Art.  IV 
Abs.  1). 

Falls  die  Parteien  sich  nicht  über  eine  dieser  beiden  Gattungen  der 
Bestellung  des  Schiedsgerichts  einigen,  wählen  sie  je  einen  oder  zwei  ein- 
heimische oder  auswärtige  Männer,  ,ohne  alle  Beschränkung  durch  Standes- 
oder Dienstverhältnisse  derselben-,  zu  Schiedsrichtern,  welche  uutcr  Leitung 
eines  von  ihnen  zu  wählenden  Obmannes  verhandeln  und  entscheiden  (Art.  II  3 
u.  Art.  IV  Abs.  2). 

Das  Vorfahren  ist  schriftlich.  Nach  Einreichung  der  beiderseitigen 
Schriftsätze  bei  dem  Schiedsgericht  soll  der  Obmann,  oder  im  Falle  der  Be- 
stellung eines  Gerichts  als  entscheidender  Behörde  dieses  den  Versuch  güt- 
licher Ausgleichung  durch  Verhandlung  mit  Abgeordneten  der  Parteien 
inachen.  Die  bei  Misslingen  der  Ausgleichsverhaudlung  zu  treffende  Ent- 
scheidung soll  von  beiden  Teilen  ohne  Widerrede  und  woiteren  Streit  be- 
folgt werden.  Dio  Vollstreckung  derselben  liegt  den  Landesherrn  ob 
(Art.  V— XII  der  Verordnung).  Anderweitige  Bestellung  des  Schiedsgerichtes 
sowie  Festsetzung  eines  abweichenden  Verfahrens  bleibt  der  Uebcreinkunft 
der  Parteien  vorbehalten.    (Art.  XIII). 

Die  Giltigkeit  des  Freicnwalder  Schiedsspruchs  vom  12.  September  1850, 
welcher  das  Staatsgrundgesetz  für  Mecklenburg-Schwerin  vom  10.  Okt.  1849 
und  die  Schweriner  Verordnung  vom  gleichen  Tage  betr.  die  Aufhobung  der 
landständischen  Verfassung  für  nichtig  und  die  alte  landständische  Ver- 
fassung für  rechtsbeständig  erklärte,  ist  bestritten  (vgl.  Büsing,  Staatsrecht 
der  Grosshcrzogtümer  Mecklenburg,  S.  16).  Da  aber  die  landständischc 
Verfassung  in  Mecklenburg  bei  ihrer  länger  als  50jährigen  thatsiiehlichen 
Uebung  jetzt  in  anerkannter  Wirksamkeit  steht,  so  ist  auch  die  Patcnt- 
verordnung  vom  28.  November  1817,  als  ein  hervorragender  Bestandteil  der 
landständischen  Verfassung  Mecklenburgs,  jedoch  mit  der  durch  den  Weglall 
der  ehemaligen  deutschen  Bundesversammlung  eingetretenen  Veränderung, 
noch  rechtlich  massgebend. 
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Dagegen  ist  die  Verweisung  der  Verfassungsstreitigkeiten  an 
das  ehemalige  Bundesschiedsgericht  in  §  117  der  Verfassung  von 
Reuss  j./L.  (Störk,  S.  548)  jetzt  ebenso  bedeutungslos  als  die 
Bezeichnung  des  Bundesschiedsgerichts  als  zweite  Instanz  durch 
Art.  209  der  Oldenburgischen  Verfassung  (Stork,  S.  325) *). 

Derartige  Hinweise  der  Landesverfassungen  auf  Einrichtungen 
des  deutschen  Bundes  können  nicht  auf  ähnliche  Einrichtungen 
des  deutschen  Reiches  umgedeutet  werden,  sondern  sind  für  den 
gegenwärtigen  Rechtsstand  bedeutungslos. 

Die  Grenzen  der  Kompetenz  der  landesrechtlichen  Behörden 
sind  verschieden.  In  der  Regel  umfasst  sie  jedoch  nur  die  streitige 
Auslegung  von  Sätzen  der  Verfassung.  Demzufolge  werden  auch 
aus  den  Bundesstaaten,  welche  für  Erledigung  von  Verfassungs- 
streitigkeiten Vorkehrung  getroffen  haben,  noch  zahlreiche  Streit- 
fälle an  den  Bundesrat  gelangen  können. 

Allerdings  ist,  wie  Pereis  treffend8)  ausführt,  kden  Bundes- 
staaten wegen  der  Subsidiarität  der  durch  Art.  76  Abs.  2  R-V. 
geschaffenen  Reichsinstanz  gestattet,  durch  Landesgesetz  einen  Ge- 
richtshof für  Verfassungsstreitigkeiten  einzusetzen  oder  die  Zu- 
ständigkeit eines  bestehenden  zu  erweitern. 

Dagegen  würde  ein  Landesgesetz,  welches  Verfassungsstreitig- 
keiten in  zweiter  Instanz  an  die  Reichsorgane  verweisen  würde, 
wie  die  Oldenburgische  Verfassung  an  das  Bundesschiedsgericht, 
den  Wortlaut  und  Sinn  des  Art.  76  Abs.  2.  verletzen,  und  daher 
ungültig  sein. 

c.  Die  formelle  Voraussetzung  der  Kompetenz  des  Bundesrates 
auf  Grund  des  Art.  76  Abs.  2  R-V.  ist  ebenfalls  „Anrufen  des 
einen  Teils." 

Wenn  infolge  der  in  einem  Bundesstaate  herrschenden  Ver- 
fassungsstreitigkeit die  verfassungsmässigen  Pflichten  gegen  das 
Reich  verletzt  werden,  so  kann  der  Bundesrat  ohne  Antrag  auf 
(Jrund  des  Artikels  19  der  Reichsverfassung  einschreiten.  In 
diesem  Falle  ist  er  jedoch  zur  Erledigung  der  Verfassungsstreitig- 
keiten nicht  befugt,  sondern  kann  nur  durch  die  in  der  Exekution 
enthaltenen  Mittel  auf  die  streitenden  Parteien  einen  Druck  aus- 


*)  Anderer  Meinung  Haenel  I.  8.  570.  Vgl.  dagegen  PereU,  S.  51  f. 
*)  Perel«  S.  53  f. 
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üben,  die  gesetzlichen  Wege  zur  Beendigung  des  Streites  einzu- 
schlagen. 

Sollte  es  zulässig  sein,  die  Reichsexekution  bis  zur  Seques- 
tration des  Staates  auszudehnen1),  so  wird  der  mit  Ausübung 
der  Regierungsgewalt  betraute  Reichskommissar  zum  Zwecke  der 
Erledigung  der  Verfassungsstreitigkeit  den  nach  der  Landesver- 
fassung oder  nach  Art.  76  Abs.  2  R-V.  erforderlichen  Antrag 
stellen  müssen. 

3.  Sofern  alle  gesetzlichen  Voraussetzungen  erfüllt  sind,  hat 
der  Bundesrat  die  Verfassungsstreitigkeit  „gütlich  auszugleichen 
oder,  wenn  das  nicht  gelingt,  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung 
zur  Erledigung  zu  bringen." 

a.  Behufs  Bewirtung  gütlichen  Ausgleichs  steht  dem  Bundes- 
rate jeder  ihm  zweckmässig  erscheinende  Weg  frei.  Die  Herbei- 
führung freiwilliger  Ueberein Stimmung  der  Parteien  ist  das  Ziel  seiner 
Bemühungen,  wie  sie  überhaupt  als  beste  Lösung  mit  allen  Mitteln 
zu  erstreben  ist*).  Insbesondere  wird  der  Bundesrat  darauf  hin- 
wirken, dass  sich  die  Parteien  einem  Schiedsgericht  unterwerfen. 
Für  dessen  Bildung  ist  die  Nachahmung  der  Bestimmungen  des 
Bundesbeschlusses  vom  30.  Oktober  1834  über  Zusammensetzung 
und  Verfahren  des  Bundesschiedsgerichts,  welche  eben  so  sehr  eine 
sachverständige  Beurteilung  als  eine  unparteiische  Entscheidung 
der  Streitigkeit  sichern,  empfehlenswert.  Der  Spruch  eines  Schieds- 
gerichtes ist  für  die  Parteien  unbedingt  massgebend,  seine  Be- 
folgung Bundespflicht. 

Die  Unterwerfung  der  Parteien  unter  den  Schiedsspruch  des 
Reichsgerichtes,  eines  anderen  deutschen  Gerichtshofes  oder  einer 
angesehenen  Korporation  oder  Persönlichkeit  ist  ebenfalls  zu  er- 
streben. 


,)  Diese  Frage  wird  unten  in  §  9  bejaht. 

*)  v.  Oerbcr  (Gründung«*,  S.  133  u.  Anui.  3)  weist  darauf  hin,  dass  die 
Rechtsbefugnisse  von  Krone  und  Volksvertretung  ähnlich  wie  in  anderen 
organischen  Rechtsverhältnissen  z.  B.  in  der  Ehe  oft  nicht  mit  scrupelloser 
Aengstlichkeit  abgegrenzt  seien  und  dass  man  dahor  oft  auf  ein  „non  liquet* 
stosse,  dessen  Erledigung  von  der  vertrauensvollen  Gesinnung  erwartet  werde, 
welche  man  bei  beiden  Teilen  voraussetze.  Für  ein  andauernd  erspriessliches 
Verhältnis  zwischen  Krone  und  Volksvertretung  soi  Erfordernis  und  Voraus- 
setzung, dass  beide  Toile  ihre  formellen  Rechte  nicht  mit  allen  Konsequenzen, 
sondern  mit  sittlicher  Selbstbeschränkung  ausübten. 
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b.   Würde  keine  dieser  zahlreichen  Möglichkeiten  gütlicher  Aus- 
gleichung Erfolg  nahen,  so  soll  sich  der  Bundesrat  an  den 
Reichstag  wenden  mit  dem  Vorschlage  zu  einem  Gesetze, 
welches  den  Streit  zur  Erledigung  bringen  wird. 
Aus  der  Fassung  des  Art.  76  Abs.  2  R.V.  ergiebt  sich,  dass 
zu  einem  derartigen  Gesetze  nur  der  Bundesrat,  nicht  der  Reichs- 
tag, das  Recht  der  Initiative  hat. 

Der  Vieldeutigkeit  des  Wortes  „Erledigung"  zufolge  kann 
das  vorzuschlagende  Gesetz  die  Begründung  einer  Instanz  für 
den  Einzelfall  oder  für  eine  Gattung  von  Verfassungstreitigkeiten, 
die  Grundlagen  eines  Vergleichs  oder  einen  Rechtsspruch  ent- 
halten. In  der  Praxis  wird  ein  derartiges  Gesetz,  falls  jemals 
der  Fall  eintreten  sollte,  dass  sich  die  Parteien  nicht  schon  vor- 
her auf  Vergleich  oder  schiedsrichterliche  Entscheidung  einigen 
sollten,  kaum  einen  anderen  Inhalt  haben,  als  die  Einsetzung  eines 
Gerichtes  zur  Entscheidung  der  Streitigkeit1). 

Für  die  Wahl  eines  solchen  Gerichtes  gilt  dasselbe,  was  oben 
ausgeführt  wurde.  In  erster  Linie  wird  das  Reichsgericht  oder 
ein  oberstes  Landesgericht  eines  unparteiischen  Staates,  besonders 
ein  Oberverwaltungsgericht,  in  Frage  kommen. 

Die  Freie  Stadt  Hamburg  hat  daher  eine  Vereinfachung  des 
Verfahrens  unter  Ausschluss  des  langwierigen  Umweges  des  Art.  76 
Abs.  2  B.V.  dadurch  herbeigeführt,  dass  sie  in  Art.  71  Ziffer  1 
und  Art.  76  ihrer  Verfassung  die  Entscheidung  von  Verfassungs- 
streitigkeiten dem  Reichsgericht  überwiesen  und  veranlasst  hat, 
dass  hierfür  die  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  und  zwar  der 
vereinigten  Civilsenate  durch  das  Reichsgesetz  vom  14.  März  1881 
begründet  wurde. 

Wenn  auch  die  Fassung  des  Art.  76  Abs.  2  R.V.  einen 
mannigfachen  Inhalt  des  zu  erlassenden,  die  Verfassungsstreitig- 
keit zur  Erledigung  bringenden  Gesetzes  zulässt,  so  muss  der 
Ansicht,  dass  dieses  Gesetz  Sätze  der  Landesverfassungen  ab- 
ändern könne,  scharf  entgegengetreten  werden. 

Diese  Art  der  Erledigung  wäre  zwar  die  bequemste;  sie 
kann  jedoch,  obwohl  ihre  Zulässigkeit  in  der  Litteratur  überwiegend 


*)  Vgl.  Arndt,  Reichsstaatsrecht,  S.  112  f.  -  Kommentar,  S.  321 
Anm.  10. 
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vertreten  wird,  dem  Willen  der  Reichs  Verfassung  keinesfalls  ent- 
sprechen. Denn  Bandesrat  und  Reichstag  sind  subsidiär  an  Stelle 
eines  landesrechtlichen  Staatsgerichtshofes,  welcher  entweder  in 
dem  fraglichen  Staate  fehlt  oder  für  den  Streifall  nicht  zustandig 
ist,  mit  der  Erledigung  der  innerstaatlichen  Verfassungsstreitigkeit 
betraut.  Sie  sind  daher  im  Dienste  der  Rechtspflege,  zur  Fest- 
stellung und  Durchführung  von  Sätzen  des  Staatsgrundrechts  thä- 
tig;  durch  diesen  Zweck  wird  ihr  Spruch,  obwohl  im  formellen 
Sinne  Gesetz,  in  seinem  Wesen  bestimmt  und  bezüglich  seines 
Inhaltes  an  Schranken  gebunden. 

Es  ist  daher  ausgeschlossen,  dass  der  übereinstimmende  Be- 
schluss  des  Bundesrates  und  des  Reichstags,  welcher  lediglich 
den  Namen  eines  Gesetzes  fuhrt,  Aenderung  oder  Aufhebung 
landesrechtlicher  Verfassungsbestimmungen  enthalten  könne.  Es 
wäre  ein  unlösbarer  Widerspruch,  dass  der  Bundesrat,  bezw. 
Bundesrat  und  Reichstag,  welche  nach  der  Absicht  des  Art.  76 
Abs.  2  R.V.  das  Verfassungsrecht  der  Einzelstaaten  schützen  sollen, 
die  ihnen  zu  diesem  Zwecke  verliehene  Zuständigkeit  zur  Auf- 
hebung und  Aenderung  von  Sätzen  desselben  Verfassungsrechtes 
sollten  benutzen  können1). 


*)  Die  Meinung,  dass  ein  nach  Art.  76  Abs.  2  R.V.  ergehendes  besetz 
die  Landesverfassung  abändern  könne,  wird  überwiegend  vertreten.  Vgl.  v. 
Seydel,  Kommenter,  8.  407;  Bundesrat,  S.  19.  —  Zorn  I,  S.  172.  — 
H.  Schulze  II,  S.  63.  —  v.  Martitz,  Betrachtungen,  S.  31.  —  Laband 
S.  249  fuhrt  aus:  „Dio  K.Y.  verlangt  auch  nicht,  dass  diese  Entscheidung 
eine,  der  Sache  nach,  richterliche  sein  müsse.  Die  „Erledigung"  der  Ver- 
fassungtstreitigkeit  kann  auch  erfolgen  durch  Veränderung  der  Verfassung 
oder  durch  AuBserkraftsetzen  des  bestehenden  Verfassungsrechtes  für  den 
einzelnen  Fall-. 

Wenn  man  erwägt,  dass  die  Kompetenz  von  Bundesrat  und  Reichstag 
nach  Art.  76  Abs.  2  R.V.  doch  die  Herbeiführung  einer  richterlichen  Ent- 
scheidung der  Verfassungsstreitigkeit  bezweckt,  wird  man  mit  der  vor- 
erwähnten Ausführung  Laband  's  die  folgende  (Handbuch,  S.  89  Anm.  2) 
kaum  vereinigen  können:  BWonn  im  Wege  des  Gesetzes  ein  zwischen  zwei 
Parteien  schwobendor  Rechtsstreit  entschieden  wird,  so  hat  dies  materiell 
nicht  die  Wirkung,  dass  eine  neue  Rechtsrcgel  sanetioniert  oder  authentisch 
interpretiert  wird,  also  nicht  die  Wirkung  eines  Gesetzes  im  materiellen 
Sinne,  sondern  es  wird  nach  Massgabc  des  geltenden  Rechts  ein  konkreter 
Anspruch  für  begründet  erklärt  oder  als  unbegründet  zurückgewiesen,  d.  h. 
es  tritt  dieselbe  Wirkung  ein,  wie  sie  jedes  Urteil  hat." 
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Die  Absicht  des  zweiten  Satzes  des  Art.  76  Abs.  2  E.V.,  dem- 
zufolge die  Erledigung  einzelstaatlicher  Verfassungsstreitigkeiten 
nicht  wie  die  zwischenstaatlicher  Konflikte  gemäss  Abs.l  Art.  76  R.V. 
durch  den  Bundesrat  allein  sondern  unter  Mitwirkung  des  Reichs- 
tages erfolgen  solle,  ist  doch  offenbar,  durch  das  Zusammenwirken 
des  Reichstages  mit  dem  Bundesrate  jeglichen  Verdacht  der 
Parteilichkeit  auszusohliessen.  Diese  Erwägung  gab  im  ver- 
fassungberatenden Reichstage  des  norddeutschen  Bundes  der  Ab- 
geordnete Braun  (Wiesbaden)  treffenden  Ausdruck1):  „  

Bringt  er  (der  Bundesrat)  eine  Vermittlung  nicht  zu  Stande,  so 
soll  die  Gesetzgebung  entscheiden,  d.  h.  der  Bundesrat  und  der 
Reichstag.  Der  Reichstag  hat  also  ein  Veto  in  dieser  Sache  und 
ich  denke,  er  wird  davon  einen  vernünftigen  Gebrauch  machen." 


Dagegen  bemerkt  v.  Gerber  (Grnndzüge,  8.  200  Anm.  4):  „Die 
richterliche  Entscheidung  soll  von  denselben  Antorit&ten  and  in  denselben 
Formen  gegeben  werden,  von  und  in  denen  Gesetze  im  Reiche  gegeben  werden 
können."  —  Gegon  die  herrschende  Meinung  auch  Haenel  I,  S.  571.  „Auch 
der  Weg  der  Gesetzgebung  soll  dem  materiellen  Erfolg  nach  nur  eine  Rcchts- 
entsebeidung  herbeiführen." 

>)  Sten.  Bericht,  S.  627.  —  Ebenso  Arndt  Roichsstaatsrecht,  8.  113: 
„Dass  nicht  der  Bundesrat  allein,  wie  im  Fallo  des  Abs.  1,  sondern  der 
Reiehsgesetzgcber  den  Streit  zur  Erledigung  bringen,  d.  h.  das  zuständige 
Gericht  auawählen  soll,  erklärt  sich  daher,  dass  man  bei  Verfassungsstreitig- 
keiten die  Volksvertretung,  den  Reichstag,  nicht  fortlassen  zu  dürfen  glaubte." 
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IV.  Thronfolgrestreitigkeiten  in  einem  Bundesstaate. 

§6. 

Die  Streitfrage,  unter  welchen  Voraussetzungen  der  Bundes- 
rat zur  Erledigung  einzelstaatlicher  Thron folgestreitigkeiten  kompe- 
tent sein  dürfte,  ist  besonders  in  neuerer  Zeit  lebhaft  erörtert 
worden. 

Ueber  diese  Frage  werden  folgende  Ansichten  vertreten: 
1.  Ansicht:  Der  Bundesrat  ist  unter  Umständen  zuständig  auf 
Grund  des  Art.  7G  Abs.  1  R.V. 

Diese  Auffassung  vertrat  die  Regierung  von  Schaumburg- 
Lippe,  indem  sie  gegen  den  von  der  Regierung  des  Fürstentums 
Lippe  dem  Landtage  vorgelegten  Gesetzentwurf,  welcher  die  Thron- 
folge in  Lippe  mit  Ausschluss  der  Schaumburgischen  Linie  regelte, 
den  Bundesrat  anrief.  Dieser  stellte  sich  auf  den  gleichen 
Standpunkt,  indem  er  an  die  Lippe'sche  Regierung  das  Ersuchen 
richtete,  vor  seiner  Beschlussfassung  über  den  Antrag  Schaumburg- 
Lippes  der  Beratung  der  fraglichen  Gesetzvorlage  keinen  Fortgang 
zu  geben,  indem  der  Bundesrat  sich  also  nicht  für  unzuständig 
erklärte,  vielmehr  eine  Beschlussfassung  in  Aussicht  stellte1). 

Kekule  von  Stradonitz2)  geht  in  dieser  Auffassung  so 
weit,  dass  er  annimmt,  der  Bundesrat  sei  auf  Grund  des  Art.  76 
Abs.  1  R.V.  zuständig,  wenn  die  Parteien  1.  Bundesstaat  gegen 
Bundesstaat,  2.  Bundesfürst  gegen  Bundesstaat,  3.  Bundesfürst 
gegen  Bundesfürst  seien. 


»)  Vgl.  Rinding,  in  der  Juristcnzoitung,  1899,  S.  73.  —  G.  Meyer, 
Lehrbuch,  S.  712,  713  Anna.  9. 

«)  Archiv  für  öffentliches  Recht,  1899,  S.  19. 
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2.  Ansicht:  Der  Bundesrat  ist  zuständig  auf  Grund  des  Art.  76 
Abs.  2  R.V. 

a.  In  jedem  Falle  (v.  Rflnne,  G.  Meyer1),  b.  wenn  die 
gesetzgebenden  Faktoren  in  einem  Bundesstaate  —  solche  können 
nach  Verfassungsrecht  auch  Agnaten  sein  —  um  die  Thronfolge 
streiten  (Kekule)*),  c.  wenn  Thronfolge-  und  Regentschafts- 
gesetze unter  Verletzung  agnatischer  Rechte  erlassen  werden 
(Haenel)5),  d.  nur  wenn  eine  Verfassungsstreitigkeit  zwischen 
Regierung  und  Volksvertretung  vorliegt  (H.  Schulze,  v.  Seydel, 
Pereis)4). 

Im  Gegensatze  hierzu  halten  Laband  und  Arndt6)  die  Zu- 
ständigkeit des  Bundesrates  auf  Grund  dieses  Verfassungssatzes 
für  ausgeschlossen. 

3.  Ansicht:  Der  Bundesrat  hat  infolge  seines  Rechtes,  die  Legi- 
timation seiner  Bevollmächtigten  zu  prüfen,  ein  Entscheidungs- 
recht darüber,  wer  als  der  rechtmässige  Thronerbe  anzusehen 
ist.  (Laband,  H.  Schulze,  Zorn,  Haenel,  Arndt,  Kekule8) 

Gegen  diese  Auffassung  wendet  sich  v.  Seydel7). 

4.  Ansicht:  Die  Zuständigkeit  des  Bundesrates  ergiebt  sich  aus 
dem  bundesstaatlichen  Verhältnis,  da  das  Oberhaupt  eines  Bundes- 
staates, der  Anerkennung  des  Reiches  bedarf   und  letzteres 


»)  v.  Rönne,  Reicbsstaatsrccht  I,  S.  220.  —  G.  Meyer,  Lehrbuch, 
S.  712.  —  Letzterer  betont  S.  712  Anm.  9  im  Gegensatz  zur  herrschenden 
Meinung,  der  Begriff  Verfassungsstreitigkeiten  sei  nicht  auf  Streitigkeiten 
zwischen  Regierung  und  Volkvertretung  beschränkt.  Er  zieht  daraus  den 
Schluss:  „Es  können  daher  Streitigkeiten  zwischen  zwei  Prätendenten  auch 
dann  zur  Entscheidung  gelangen,  wenn  einer  derselben  vom  Landtage  des 
betreffenden  Staates  anerkannt  ist." 

»)  Kekule  a.  a.  0.,  S  21  ff. 

•)  Haenel  I,  S.  568. 

«)  H.  Schulze  II,  S.  61.  -  v.  Scjdel,  Kommentar,  S.  408.  —  Pereis, 

S.  48. 

•)  Arndt,  Kommentar  S.  322:  „Einmütigkeit  herrscht  z.  Zt.  wohl 
darüber,  dass  Art.  76  Abs.  2  R.V.  auf  den  Fall  von  Thronfolgestreitigkoitcn 
in  einem  Bundesstaate  nicht  zur  Anwendung  kommt."  —  Laband  I,  8.  250. 

•)  Laband  I,  S.  227,  261.  -  Schulze  II,  S.  62.  -  Zorn  I,  8.  158. 
-  Haenel  I,  S.  566.  —  Arndt,  Reichsstaaterecht,  S.  92,  118;  Kommentar 
8.  820.  -  Kekule,  S.  7  ff. 

*)  v.  Seydel,  Kommentar  S.  409.  Gegen  seine  Ausführungen  Kekule, 
S.  7  ff. 
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wissen  muss,  wer  zur  Ausübung  der  Mitgliedschaftsrechte  des 
fraglichen  Staates  befugt  ist.  Das  Organ,  durch  welches  das 
Reich  eine  gesamtverbindliche  Entscheidung  abgeben  kann,  ist 
der  Bundesrat.    (Laban d1). 

Diese  Ansicht  wird  ebenfalls  von  Seydel  bekämpft*). 
5.  Ansicht.  Das  Reich  und  als  dessen  Organ  der  Bundesrat  ist 
zuständig,   weil  Prätendenten  bei  Ausschluss  der  Selbsthülfe 
ihre  Ansprüche  nur  durch  Vermittlung  des  Reichs  verwirklichen 
können  (Laband8). 

Bei  näherer  Prüfung  dieser  mannigfachen  Theorien  ist  die, 
welche  die  Zuständigkeit  des  Bundesrates  auf  Art.  76  Abs.  2 
stützt,  auszuscheiden: 
Die  Schöpfer  der  Reichsverfassung  verstanden,   als  sie  die 
bundesrätliche  Kompetenz  für  Verfassungsstreitigkeiten  begründeten, 
den  Begriff  derselben  so,  wie  er  damals  in  der  Gesetzgebung  und 
in  der  Theorie  festgestellt  war.    Hätten  sie  mit  diesem  Begriff 
einen  weiteren   als    den   üblichen  Sinn    verbinden   wollen,  so 
würden  sie  an  Stelle  des  an  sich  vieldeutigen  Wortes  „  Ver- 
fassungsstreitigkeiten "  eine  nähere  Bestimmung  oder  eine  Auf- 
zählung derjenigen  Streitfälle,  welche  durch  Art.  7tf  Abs.  2  R.V. 
dem  Bundesrate  zur  Erledigung  überwiesen  werden  sollten,  gegeben 
haben. 

Es  sind  aber  in  keiner  deutschen  Landesverfassung  Thron- 
folgestreitigkeiten als  Verfassungsstreitigkeiten  aufgefasst,  noch  ist 
für  Thronfolgestreitigkeiten  in  den  Landesverfassungen  ein  Ge- 
richtshof eingesetzt 4)„  Letzteres  ist,  wie  Laband6)  ausführt, 
überhaupt  nicht  denkbar,  da  in  monarchischen  Staaten  jede  Be- 
hörde ihre  Zuständigkeit  vom  Monarchen  ableitet  und  die  Stellung 
des  Monarchen  demnach  nicht  auf  den  Richterspruch  eines  Landes- 

»)  Laband  I,  S.  252. 

')  v.  Seydel,  Kommentar  S.  408. 

*)  Laband  I,  S.  252.  —  Kekule,  8.  18. 

*)  Die  Rcichsverfassung  vom  28.  Märt  1849  unterschied  Thronfolgestreitig- 
keiten von  den  Verfassungatrcitigkeitcn,  indem  sie  in  §  126  der  Zuständigkeit 
des  Reichsgerichts  überwies:  „d)  Streitigkeiten  über  Thronfolge,  Regierungs- 
f&higkeit  und  Regentschaft  in  den  Einselstaaten,  e)  Streitigkeiten  «wischen 
der  Regierung  eines  Einzelstaates  und  dessen  Volksvertretung  über  die  Gültig- 
keit oder  Auslegung  der  Landesverfassung. 

«)  Laband  I,  S.  250. 
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gerichtes  beruhen  kann.  Man  muss  aber  annehmen1),  dass 
Art.  7r>  Abs.  2  B.V.,  wenn  er  dem  Bundesrate  nur  die  Erledigung 
von  Streitigkeiten  „in  solchen  Bundestaaten,  in  deren  Verfassung 
nicht  eine  Behörde  zur  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  be- 
stimmt ist*4  anvertraut,  sich  nur  auf  Streitigkeiten  bezieht,  welche 
durch  eine  Landesverfassung  einer  Landesbehörde  überwiesen 
werden  könuen.  Da  dies  für  Thronfolgestreitigkeiten  nicht  Zu- 
trift!, werden  sie  von  Art.  7t>  Abs.  *2  nicht  inbegriffen. 

Auf  diesen  Rechtssatz  kann  daher  iür  den  Bundesrat  die  Kom- 
petenz zur  Erledigung  von  Thronfolgestreitigkeiten  nicht  gestützt 
werden. 

b.  Wohl  aber  kann  sie  sich  auf  Abs.  1  des  Art.  70  gründen, 
vorausgesetzt,  dass  das  oben  festgestellte  gesetzliche  Erfordernis, 
ein  zwischenstaatlicher  Streit  im  strengen  Wortsinn,  vorliegt. 

Wenn  von  Kekule  auf  einen  im  Jahre  1838  entschiedenen 
Streitfall  hingewiesen  wird,  für  welchen  die  Bundesversammlung 
sich  gemäss  Art.  1 1  der  Bundesakte  für  zuständig  erklärt  habe, 
obwohl  es  sich  nicht  um  Streitigkeiten  zwischen  zwei  Bundes- 
staaten, sondern  zwischen  einem  Bundesstaate  und  einem  Bundes- 
fursten  gehandelt  habe,  so  muss  gegen  die  Beweiskraft  dieses  Bei- 
spiels darauf  hingewiesen  werden,  dass  zur  Zeit  des  deutschen 
Bundes  die  Bundesfürsten  als  die  Bundesglieder  galten,  jetzt 
aber  die  Bundesstaaten  als  Glieder  des  deutschen  Keichs  an- 
zusehen sind*). 

Der  Wortlaut  des  Art.  7(>  Abs.  1:  „Streitigkeiten  zwischen 
verschiedenen  Bundesstaaten"  ist  übrigens  zu  unzweideutig, 
um  eine  abweichende  Auslegung  zulassen  zu  können5). 


')  Laband  I,  S.  250. 

s)  Gegen  v.  Seydel,  welcher  ebenso  wie  Kekule  die  Bundesfürsten 
als  Rundesglieder  ansieht  (Kommentar,  S.  132)  und  die  Ausdrücke  „Bundes- 
staaten" und  „Bundesglieder"  für  gleichbedeutend  erklärt  (Juristenzeitung  1898 
S.  483),  bemerkt  Laband  (I,  S.  251  Note  2):  Seydel  müsstc  konsequenter 
Weise  zu  dem  Resultat  kommen,  dass  „Streitigkeiten  zwischen  Bundcs- 
fnrsten"  „Streitigkeiten  zwischen  verschiedene  Bundesstaaten"  seien,  weiche 
aber  dieser  Konsequenz  mit  einem  logischen  Seitensprunge  aus. 

')  Als  Schaumburg-Lippe  gegen  Lippe  den  Bundesrat  anrief,  war  zwar 
der  Staat  Lippe  wegen  seiner,  die  Schaumburgische  Linie  abschliessenden 
Gesetzes  vorläge  als  Beklagter  legitimiert,  nicht  aber  Schaumburg-Lippe  als 
Kläger,  da  nur  ein  persönlicher  Anspruch  seiner  Herrscherl'aniilie  in  Frage 
Fleischer,  Zustiodigkett  des  Bundesrates.  "4 
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Es  fragt  sich,  ob  überhaupt  Fülle  denkbar  sind,  in  denen 
Throufolgestreitigkeiten  sich  als  zwischenstaatliche  Streitigkeiten 
darstellen.  Laband  verneint  dies1)  mit  der  Begründung,  dass 
ein  Staat  als  solcher  kein  Thronfolgerecht  haben  könne,  sondern 
nur  der  Fürst  und  zwar  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Vertreter 
seines  Staates,  sondern  auf  Urund  seiner  persönlichen  Abstammung 
und  anderer  in  seiner  Person  begründeten  Rechtstitel;  der  Fall, 
dass  ein  Staat  als  solcher  ein  Hecht  darauf  habe,  dass  ihm  unter 
gewissen  Voraussetzungen  ein  anderer  Staat  anwachse,  könne  als 
nur  theoretisch  ausgedachter,  der  im  Reiche  ^tatsächlich  nicht 
vorkommen  könne,  ausser  Betracht  bleiben. 

Wenn  aber  das  politische  Interresse,  welches  ein  Bundesstaat 
daran  haben  kann,  dass  sein  Herrscher  den  Thron  eines  anderen 
Bundesstaates  besteige,  dazu  geführt  hat,  die  Erbfolgefrage  zum 
Gegenstände  eines  Staatsvertrages  zu  machen,  so  wird  bei  Er- 
ledigung des  Thrones  eine  Thronfolgestreitigkcit,  die  sich  durch- 
aus als  eine  zwischenstaatliche  Streitigkeit  kennzeichnet,  eintreten 
können  und  die  Zuständigkeit  des  Bundesrates  nach  Art.  7(1 
Abs.  1  K.V.  begründen. 

Ein  Fall  des  Art.  7C>  Abs.  I  liegt  —  wie  Arndt  treffend  be- 
merkt2) ferner  vor,  wenn  ein  Bundesstaat,  nachdem  ein  anderer 
Bundesstaat  seinem  Herrscher  die  Legitimität  bestritten  und  die 
Beziehungen  abgebrochen  hat,  den  Bundesrat  anruft. 

c.  Die  von  Sevdel  bekämpfte  Lcgitimationsprüfungstheorie 
wird  von  Laband8),  wie  folgt,  ausgeführt:  Die  dem  Bundesrate 
zustehende  Prüfung  der  Vollmacht  oder  Legitimation  seiner  Mit- 
glieder erstrecke  sich  in  der  Kegel  nur  darauf,  dass  in  einer  formell 
oidnungsmässigen  l'rkunde  die  Vertretung  des  Staates  im  Bundes- 
rate und  die  Stimmführung  demjenigen  übertragen  sei,  welcher 

stand.  —  Hin  ding,  Jurist  «'iizeitung  18!)9,  S.  73  bemerkt,  auch  _<lie  Thatsaehe. 
«las*  wenn  «lie  Schauu. burger  zur  Suecession  in  Lippe  kämen,  <lie  beulen 
Staaten  Schaumburg  uml  Lippe,  von  der  Personalunion  abgesehen,  vi »11- 
stämlig  getrennt  bleiben  würden,  beweise  für  jeden  Juristen,  «lass  «ler  Staat 
Schaumburg  sieb  nicht  im  Streite  belindc,  sondern  «Ii«-  Lipper,  <lie  auf  seinem 
kl. -inen  Throne  sitzen. - 

»)  Laban«!  L  S.  ->■*)  f. 

"-)  A  rudt ,  Kommentar  S.  3JO. 

*)  Laband  1.  S.  III. 
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als  Bevollmächtigter  des  Staates  auftrete.  Sie  könne  aber  auch 
darauf  sich  erstrecken,  ob  die  Vollmacht  von  dem  befugten  Ver- 
treter des  Staates  ausgestellt  ist1).  Falls  in  einem  Bundesstaate 
mehrere  Prätendenten  um  den  Thron  streiten  oder  wenn  ein  Usur- 
pator sich  desselben  bemächtigt  habe,  könne  der  Bundesrat  die 
sich  meldenden  Vertreter  des  Staates  entweder  sämtlich  wegen 
nicht  gehörig  erfolgter  Legitimation  zurückweisen,  oder  einen  von 
ihnen  zulassen  und  dadurch  implicite  den  Vollmachtgeber  desselben 
als  den  rechtmässigen  Landesherrn  anerkennen. 

(iegen  diese  Auffassung  macht  v.  Seydel  zunächst  geltend2), 
die  Entscheidung  eines  Thronstreites  auf  dem  Wege  der  Legiti- 
niationsprfifung  erscheine  ihm  geradezu  unmöglich,  da  würde 
causa  minor  maiorem  trahere."  Wenn  Kekule  gegen  diesen  Ein- 
wand bemerkt8),  „er  sei  gar  kein  Einwand  sondern  eine  Kritik; 
man  könne  doch  nicht  sagen,  der  und  der  Satz  eines  Gesetzes 
«»der  einer  Verfassung  gelte  nicht,  weil  sonst  infolge  seiner  causa 
minor  majorem  trahit,"  so  greift  diese  Bemerkung  deshalb  nicht 
durch,  weil  es  keineswegs  ein  Satz  der  Verfassung  ist,  dass  der 
Hundesrat  bei  Gelegenheit  der  Legitimationsprüfung  seiner  Be- 
vollmächtigten Thronfolgestreitigkeiten  entscheidet,  sondern  ein 
aus  einer  zum  Gewohnheitsrecht  gewordenen  herkömmlichen 
rebung  entnommener  Sehluss,  an  den  man  den  Massstab  logischer 
Kritik  zu  setzen  berechtigt  ist. 

Seydel  sucht  ferner  die  Legitimationstheorie  durch  Analo- 
gieen  aus  anderen  Gebieten  des  öffentlichen  Hechts  ad  absurdum 
zu  führen,  indem  er  ausführt4):  Bei  allen  zwischenstaatlichen 
Verträgen  prüfen  die  Bevollmächtigten  gegenseitig  ihre  Legiti- 
mation;  darin  liege  aber  doch  nicht  eine  massgebende  Prüfung 


»)  Ebenso  H.  Schulze  I,  S.  «1  f.  —  Arndt,  Kommentar,  S.  320  halt 
•len  Bundesrat  bei  Lcgitimationsprüfung  seiner  Mitglieder  für  zustandig,  eine 
-indirekte  Entscheidung  über  die  Thronfolge  abzugeben."  —  Zorn  I, 
S.  158  fügt  hinzu,  in  der  Regel  würden  wohl  staatsrechtliche  Streitfragen 
*o  tiefgreifender  Natur  schon  vorher  auf  dein  einen  oder  anderen  Weg«!  zur 
Beurteilung  der  lteichsgcwalt  gelangt  sein.  —  Haenel  I,  S.  5ÜC.  —  Kekule, 
S.  8  ff. 

*)  Soydel,  Kommentar  S.  409. 

»)  Kekule  a.  a.  <>.,  S.  8. 

*)  Seydel,  Kommentar  S.  409. 

4* 
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des  Rechtes  des  Vollmachtgebers  auf  seine  Krone.  Ferner:  Die 
ersten  Kammern  prüfen  die  Legitimation  ihrer  Mitglieder.  Wenn 
die  Mitgliedschart  auf  Innehabung  eines  bestimmten  Grundbesitzes 
beruhe,  dann  liege  im  Rechte  der  Legitimationsprüfung  doch  nieht 
die  Befugnis,  den  Streit  über  die  Erbfolge  in  diesen  Grundbesitz 
zu  entscheiden. 

Auch  diese  Angriffe  SeydePs  sind  an  sich  logisch  und 
treffend,  dennoch  würden  sie  von  Seydel  nicht  erhoben  worden 
sein,  wenn  Laban d  seine  Theorie  bereits  früher  so  eingeschränkt 
oder  so  verständlich  dargestellt  hatte,  wie  dies  in  der  jüngst  er- 
schienenen vierten  Autlage  seines  Staatsrechts  geschieht.  Daselbst 
führt  Laband  aus1):  „Die  Entscheidung  über  das  Thronfolge- 
recht  trifft  aber  nur  ein  einzelnes,  in  der  Staatsgewalt  enthaltenes 
Recht,  die  Stimmführung  im  Bundesrate2).  Der  von  dem 
Rundesrate  zurückgewiesene  Prätendent  könnte  sich  trotzdem  im 
Besitze  des  Thrones  behaupten  und  falls  keiner  der  mehreren 
Prätendenten  einen  Bevollmächtigten  zum  Bundesrat  entsendet, 
käme  der  Bundesrat  gar  nicht  in  die  Lage,  in  der  Form  der 
Legitimationsprüfung  den  Thronfolgestreit  zu  entscheiden-1). 

Wie  aus  den  Uegenausführungen  Seydel's  hervorgeht, 
hat  dieser  die  besonders  von  Laband  vertretene  Legitimations- 
theorie dahin  aufgelasst,  der  Bundesrat  sei  vermöge  seines  Legi- 
timationsprüfungsrechtes  befugt,  eine  rechtsverbindliche  Entschei- 
dung des  Thron folgestreites  zu  treffen.  Gegen  eine  derartige 
Auffassung  richteten  sich  mit  Recht  die  Angriffe  Seydels. 

Wenn  aber  die  Befugnis  des  Bundesrates  nur  dahin  gehen 
soll,  Bevollmächtigte  eines  nach  seiner  Ueberzeugung  nicht  be- 
rechtigten Prätendenten  zurückzuweisen.  —  oder  von  mehreren  auf- 


!)  Laband,  4.  Aufl.,  S.  251.  —  Vgl.  dagegen  Laband  3.  Auflage  I, 
S.  217. 

a)  Diese  Auffassung  wird  auch  von  Arndt  vertreten:  Vgl.  Reichs- 
staatsrerbt,  S.  113:  „Ein  solcher  Bosehluss  des  Bundesrates  bat  nur  für 
die  Erage  der  Bevollmächtigung  d.  h.  für  das  Recht  der  Ernennung  des 
Bundesratsmitgliedes  und  keine  weitergebende  rechtliche  Wirkung." 

3)  Ebenso  billigt  Laband  rj,  8.  2"j1  Anm.  5)  dein  Kaiser  die  Prüfung 
und  Entscheidung  darüber  zu,  welchem  von  mehreren  Prätendenten  die  in 
der  Weichsverfassung  und  den  Militärkonventionell  bestimmten  kontingents- 
beirlicben  Wecbte  und  militärischen  Ehrenrechte  gebühren  und  zu  erweisen  sind. 
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tretenden  Bevollmächtigten  nur  den  desjenigen  Prätendenten  zur 
Stimmführung  zuzulassen,  welchen  er  für  den  berechtigten  Thron- 
folger hält,  oder  auch,  wenn  nach  seiner  Ueberzeugung  bisher 
keiner  der  Prätendenten,  welche  Bevollmächtigte  entsandt  haben, 
seine  Berechtigung  nachgewiesen  hat,  sämtliche  sich  meldenden 
Bevollmächtigten  wegen  ungenügender  Legitimation  zurückzuweisen, 
so  werden  dagegen  Einwendungen  kaum  zu  erheben  sein. 

Man  wird  dies  aber  kaum  „  Entscheidung"  des  Bundesrates 
nennen  können;  wenigstens  empfiehlt  es  sich,  diesen  Ausdruck  zu 
vermeiden,  auch  wenn  nur  von  „indirekter  Entscheidung"  oder 
von  einer  Entscheidung  „implicite"  gesprochen  wird.  Die  An- 
erkennung oder  Nichtanerkennung  eines  Bevollmächtigten  als  ge- 
hörig legitimiert  ist  ein  lediglich  interner  Akt  des  Bundesrates, 
während  man  unter  Entscheidung  einen  allgemein  verbindlichen 
Ausspruch  zu  verstehen  pflegt.  Eher  könnte  man  die  fragliche 
Aensserung  des  Bunderates  als  „einstweilige Verfügung"  bezeichnen, 
da  sie  nur  eine  Regelung  für  ein  einzelnes  Rechtsverhältnis  bis 
zur  rechtskräftigen  Entscheidung  über  das  ihm  zu  Grunde  liegende 
Recht  trifft. 

Diesem  provisorischen  Charakter  seiner  Aeusserung  entsprechend, 
wird  der  Bundesrat  in  der  Regel  einen  negativen  Bescheid  abgeben, 
um  nicht  den  Vertreter  eines  Prätendenten,  dessen  Ansprüche 
vielleicht  später  abgewiesen  werden,  zur  Stimmführung  zuzulassen. 

Diese  Vorsicht  wird  besonders  in  den  Fällen  geboten  sein, 
wo  der  Hundesrat  Aussicht  hat,  aus  anderen  Gründen  später  zur 
formellen  Entscheidung  der  Streitigkeit  zu  gelangen. 

Müsste  der  Bundesrat  aus  sonstigen  Erwägungen  zu  der- 
artiger rechtskräftiger  Beurteilung  des  Streites  befugt  erscheinen, 
so  wird  er  vielleicht  die  Entscheidung  gelegentlich  der  Legiti- 
mationsprtitung  fällen.  Trotzdem  muss  beides,  wie  sich  aus 
obigen  Ausführungen  ergiebt,  theoretisch  streng  getrennt  werden. 

Die  Legitimationstheorie  in  der  dargestellten  Begrenzung  war 
bereits  in  der  deutscheu  Bundesversammlung  herrschend,  wie 
folgender  Vorfall  erweist1): 

Nach  dem  am  15.  November  18ti3  erfolgten  Ableben  des 
Königs  Friedrich  VII.  von  Dänemark  meldeten   sich  bei  der 


l)  Vgl.  G.  v.  Meyer,  Bd.  III  S.  465-485. 
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deutschen  Bundesversammlung  als  Bevollmächtigte  für  das  Herzog- 
tum Holstein  ein  Vertreter  des  Herzogs  Friedrich  VIII.  von 
Schleswig- Holstein -Augustenburg  und  ein  Vertreter  des  Königs 
von  Dänemark,  Christian  IX. l).  Die  Bundesversammlung,  welche 
darüber  nicht  im  Zweifel  war,  dass  sich  ihr  Recht  der  Legiti- 
mationsprüfung auch  auf  die  Prüfung  des  Rechts  des  Vollmacht- 
gebers auf  den  Thron  erstrecke,  besehloss  in  der  Sitzung  vom 
28.  November  1H(»38),  obwohl  die  Mehrzahl  der  Staaten  das  Thron- 
folgerecht des  Augustenburgers  anerkannte,  um  ihrer  endgültigen 
Entscheidung  nicht  zu  präjudizieren,  sowie  um  die  Giltigkeit  ihrer 
Verhandlungen  und  Beschlüsse  nicht  durch  etwaige  ungerecht- 
fertigte Zulassung  eines  Bevollmächtigten  zu  gefährden,  die  Führung 
der  Holsteinschen  Stimme  in  der  Bundesversammlung  zu  suspen- 
dieren, demnach  bis  auf  Weiteres  keinen  der  beiden  Bevoll- 
mächtigten als  solchen  zuzulassen8). 

Bei  den  gepflogenen  Erörterungen  ging  die  Mehrzahl  der 
Vertreter  in  der  Auslegung  des  LegitimationsprfifungsreidiU's  so 
weit,  dass  sie  vor  förmlicher  Anerkennung  des  dänischen  Gesandten 
als  Bevollmächtigten  des  rechtmässigen  Herzogs  von  Holstein 
nicht  einmal  Erklärungen  dieses  Gesandten  in  das  Protokoll  auf- 
zunehmen gestatteten4).  Mehrere  Vertreter  hatten  sogar  bezweifelt, 
ob  der  dänische  Gesandte  die  Mitteilung  vom  Tode  seines  Laudes- 
herrn, des  anerkannten  Herzogs  von  Holstein,  noch  in  der  Bundes- 
versammlung machen  dürfe,  bevor  er  als  Vertreter  des  recht- 
mässigen Nachfolgers  des  Verstorbenen  in  der  Mitgliedschaft  des 
Bundes  anerkannt  wäres). 

Aus  dem  ganzen  Vorgange  erweist  sich,  dass  die  Vertreter 
der  Legitimationstheorie  sich  durchaus  auf  historischein  Boden 
belinden. 

d.   Nach  Auflassung  Lahauds")  ist  der  Bundesrat  jedoch  auch 
zur  rechtskräftigen   Entscheidung  von  Tltronfolgestreitigkeiten 


')  Vollmacht  des  Krstcrcn  bei  G.  v.  Meyer,  IUI.  III  S  4K8,  des  Letzteren 
S.  177. 

*)  <i.  v.  Meyer  III,  S.  485. 

3)  Vgl.  den  Ausschussbericht.  —  <;.  v.  Meyer  III,  S.  482  11. 

4)  ii.  v.  Meyer  III,  S.  475  f. 
6)  Ii.  v.  Meyer  III,  S.  466. 
•}  Laband  I,  S.  452. 
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ohne  Antrag  einer  Partei  befugt,  wie  aus  allgemeinen  Erwägungen 
zu  schliessen  sei.  Einmal  nämlich,  weil  das  Reich  in  streitigen 
Fällen  berechtigt  und  genötigt  sei  festzustellen,  wer  Oberhaupt  des 
Bundesstaates  sei  und  als  solcher  die  aus  der  Zugehörigkeit  zum 
Reiche  erwachsenden  Pflichten  zu  erfüllen  habe  und  die  ent- 
sprechenden Rechte  ausüben  dürfe,  andererseits  weil  bei  Ausschluss 
jeglicher  Selbsthülfe  unter  den  Rundesgliedern  Prätendenten  den 
Schutz  und  die  Verwirklichung  ihrer  Ansprüche  nur  beim  Reiche 
finden  könnten.  Das  Organ,  durch  welches  letzteres  eine  gesamt- 
verbindliche  Entscheidung  abgeben  könne  und  welches  in  Er- 
manglung einer  anderen  Behörde  Kraft  seiner  allgemeinen  und 
subsidiären  Kompetenz  zuständig  sei,  sei  der  Bundesrat. 

Auch  diese  Folgeningen  greift  Seydel  an.  Er  macht  gegen 
Lab  an  d,  welcher  die  Kompetenz  des  Bnndesrates  „aus  dem 
bundesstaatlichen  Verhältnis"  herleitet,  geltend1),  „es  habe  etwas 
Missliches,  eine  nicht  vorhandene  Bestimmung  ans  einer  überdies 
flieht  unbestrittenen  Theorie  heraus  zu  ergänzen."  Diese  Be- 
merkung dürfte  nicht  zutreffen.  Es  ist  bei  der  von  Laban  d  für 
die  Kompetenz  des  Bundesrates  massgebend  erachteten  Erörterung 
auf  den  Begriff  „Bundesstaat"  kein  Wert  gelegt,  sondern  auf  die 
thatsächliche  Gestaltung  des  Reiches  als  eines  Bundes,  dessen 
Mitgliedschaftsrechte  und  -Pflichten  von  den  Fürsten  bezw.  Re- 
genten der  Bundesstaaten  ausgeübt  werden. 

Seydel  wendet  ferner  ein2):  „Es  ist  auch  nicht  anzunehmen, 
dass  man  eine  so  schwer  wiegende  Zuständigkeit  unter  der  Hand 
habe  dem  Reiche  überweisen  wollen,  ja  es  ist,  glaube  ich,  gerade- 
zu ausgeschlossen,  dass  man  an  eine  solche  Zuständigkeit  nur 
gedacht  habe;  träfe  sie  doch  das  monarchische  Gefühl  an  seinem 
empfindlichsten  Punkte."  Diese  letztere  Bemerkung  erscheint 
nicht  recht  verständlich;  es  ist  nicht  abzusehen,  weshalb  das 
monarchische  Gefühl  durch  die  Entscheidung  eines  Kollegiums 
von  Vertretern  der  verbündeten  Regierungen  oder  eines  von  diesen 
eingesetzten  Gerichtes  empfindlicher  verletzt  werden  sollte,  als 
durch  eine  andere  richterliche  Entscheidung.  Dass  aber  die  An- 
nahme der  Zuständigkeit  des  Reiches  und  zwar  seines  Staaten- 


*)  Seydel,  Kommentar  S.  408. 
Seydel,  Kommentar  8.  408. 
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organes  zur  Erledigung  von  Thronfolgestreitigkeiten  nicht  ein  so 
unerhörter  und  völliger  neuer,  sondern  vielleicht  gerade  ein  nahe- 
liegender Gedanke  ist,  dürfte  durch  den  Hinweis  darauf,  dass  dieser 
Gedanke  bereits  in  dem  Gesammtorgan  der  deutschen  Staaten  im 
ehemaligen  deutschen  Bunde,  einer  sehr  lockeren  Staatenverbindung, 
überwiegend  vertreten  wurde,  zu  erweisen  sein. 

Die  deutsche  Bundesversammlung  übertrug,  als  Herzog  Karl 
von  Braunschweig  nach  gesetz-  und  verfassungswidriger  Miss- 
regierung am  7.  September  1830  aus  Braunschweig  vertrieben 
worden  war,  durch  Beschluss  vom  2.  Dezember  1N301)  die  Regent- 
schaft des  Herzogtums  Braunschweig  an  den  Bruder  des  Ver- 
triebenen, Herzog  Wilhelm,  und  gab  den  berechtigten  Agnaten 
des  Herzogs  Karl  anheim,  „diejenige  definitive  Anordnung  für  die 
Zukunft,  welche  bei  diesem  beklagenswerten  Stand  der  Dinge  die 
dauernde  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  in  dem  Herzogtum  Braun- 
schweig erheischt,  in  Gemässheit  der  Herzogl.- Braunschweigischen 
Hausgesetze  und  des  in  deutschen  und  anderen  souveränen  Hausern 
üblichen  Herkommens  zu  beraten  und  zu  bewirken,  sowie  auch 
baldige  Benachrichtigung  über  die  in  solcher  Art  getroffenen 
Anordnung  dem  Deutschen  Bunde  zur  Anerkennung  zu- 
kommen zu  lassen."  Die  Bundesversammlung  hielt  sich  dem- 
nach „eingedenk  der  durch  Urundverträge  des  Bundes  (Bundes- 
akte Art.  II,  Wiener  Schlussakte  Art.  1,  3,  7,  J>  und  IN)  ihr  auf- 
erlegten Pflicht*)"  für  berechtigt,  in  einem  Bundesstaate  den 
rechtmässigen  Herrscher  dauernd  von  der  Regierung  fernzu- 
halten, für  ihn  eine  Regentschaft  einzusetzen  und  die  «lauernde 
Regelung  der  Regierungsfrage  einem  Familienvertrage  zu  über- 
tragen. Dessen  Anerkennung  behielt  sie  sich  jedoch  vor.  Als 
durch  die  Verabredung  der  Agnaten  die  Regierung  von  Braun- 
schweig für  erledigt  betrachtet  und  der  Regent  zum  Herzog 
erklärt  wurde,  erkannte  die  Bundesversammlung  auf  die  erfolgte 
Anzeige  hin  diese  Regelung  am  12.  Juli  1N32  durch  den  Beschluss-1), 
„die  von  seiner  Durchlaucht  dem  Herzoge  Wilhelm  von  Braun- 


')  G.  v.  Meyer  II,  S.  221.  -  Klnber,  8.  361  f. 

«)  Klüber,  8.  360. 

a)  G.  v.  Meyer  U,  S.  222. 
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schweig  auf  den  Bundestagsgesandten  ausgestellte  Vollmacht  in 
das  Bundesarchiv  zu  hinterlegen",  an. 

Erwähnt  sei  ferner  der  Beschluss  vom  7.  September  184<>') 
den  offenen  Brief  des  Königs  von  Dänemark  über  die  Succcssions- 
verhältnisse  des  Herzogtums  Holstein  betreffend,  wobei  „die  Bundes- 
versammlung als  Organ  des  deutschen  Bundes  sich  die  Geltend- 
machung ihrer  verfassungsmässigen  Kompetenz  in  vorkommenden 
Fällen  vorbehielt.« 

Dass  die  Bundesversammlung  als  das  Organ  des  deutschen 
Bundes  zur  Erledigung  von  Thronfolgestreitigkeiten  in  den  Bundes- 
staaten angesehen  wurde,  muss  daraus  geschlossen  werden,  dass  in 
Beziehung  auf  den  einzigen  wirklichen  Thronfolgestreit,  der  während 
des  Bestehens  des  deutschen  Bundes  ausbrach,  den  Holstein-Lauen- 
burgischen  Erbfolgestreit,  in  zahlreichen  Fällen  Ansprüche  auf  die 
Herzogtümer  Holstein  und  Lauen  bürg  in  Gestalt  von  Verwahrungen, 
Erklärungen  und  Anträgen  bei  der  Bundesversammlung  angebracht 
wurden2). 

Nach  dem  Ableben  Friedrichs  VII.  beschluss  die  Bundes- 
versammlung infolge  der  wiederholten  Anträge,  sie  möge  die  Thron- 
folgestreitigkeit zwischen  dem  Könige  von  Dänemark  und  zwischen 
dem  Herzoge  von  Schleswig-Holstein-Augustenburg  zur  Erledigung 
bringen,  auf  die  Berichterstattung  des  mit  der  eingehenden 
Prüfung  der  Frage  der  Erbfolge  in  den  deutschen  Herzogtümern 
beauftragten  Ausschusses  am  12.  März  1804*),  dass  die  Vollmacht 
des  dänischen  Gesandten  auf  Grund  des  Londoner  Vertrages  vom 
X.  Mai  1852  nicht  angenommen  werden  könne,  der  Ausschuss 
vielmehr  über  die  Erbfolge  in  den  Herzogtümern  Holstein  und 
Lauenburg  zum  Zwecke  der  Entscheidung  über  die  vorliegenden 
Vollmachten  mit  weiterer  Berichterstattung  unter  Nichtberück- 
sichtigung des  Londoner  Vertrages  beauftragt  werde.  Eine  end- 
gültige Beschlussfassung  über  die  Streitfrage  wurde  durch  den 
Ausbruch  des  Krieges  gegen  Dänemark  und  durch  ihre  gewalt- 
same Lösung  verhindert.    Nach  den  Voten  der  Mehrzahl  der  Bevoll- 


')  ö.  v.  Meyer  II,  S.  442  f. 

*)  Verwahrungen:  Zacb|ariä  II,  S.  626  Nut«  16.  v.  Meyer,  II, 
S.  445,  446,  447,  452,  496.  —  Anträge  und  Erklärungen:  v.  Meyer  IU, 
S.  469  ff.,  494  ff.,  525  f. 

*)  v.  Meyer  III.  8.  525. 
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mächtigten  in  der  Beratung  vom  25.  Februar  1 8fU  *)  kann  es  jedoch 
nicht  zweifelhaft  sein,  dass,  falls  jene  Ereignisse  nicht  eingetreten 
wären,  die  Bundesversammlung  nach  Erstattung  des  Ausschuss- 
gutachtens zum  Wenigsten  über  die  Holsteinsche  Erbfolgefrage  eine 
Entscheidung  gefällt  haben  wurde2). 

Laban d  zieht  aus  den  wiederholten  Beschlussfassungen  der 
Bundesversammlung  über  Thron  folge  fragen  den  Schluss5),  wenn  in 

»)  G.  v.  Mover  III,  S.  5->0  ff. 

*)  Ks  darf  jedoch  nicht  unerwähnt  bleiben,  »las»  du?  beiden  grössten 
Bundesstaaten,  Oesterreich  und  Preusscn,  die  fragliche  Kompetenz  der  Bundes- 
versammlung bestritten.  Die  Gesandten  Oesterreichs  und  Preusscns  erklärten 
am  11.  Februar  18(>4  (G.  v.  Meyer  III,  S.  517):  „leberdies  kommt  es  zu- 
nächst und  vor  Allem  auf  die  sorgfältige  und  vollständige  Begründung  und 
rtngreiuung  der  Kompetenz  hoher  Bundesversammlung  in  der  Sache  an. 
Wie  bei  der  Bundcstagsvcrhandlung  vom  Jahre  1846  über  die  Holsteinische 
Sache  in  dem  Ausschussvortrage  vom  17.  September  (*2S.  Sitzung  §  264, 
S.  708  des  Protokolls)  die  Koinpctcnzbcgründuug,  nach  Massgabe  der  Sach- 
lage, für  jede  Kventualität  vorbehalten  worden  ist  und  stattgefunden  haben 
würde,  so  ist  auch  jetzt  von  derselben,  in  Bezug  auf  die  dermalen  vor- 
liegenden Verhältnisse,  auszugehen.  Ks  ist  dies  unumgänglich,  da  über 
Krbfolgcfragen  in  Fürstlichen  Häusern  zunächst  die  Hausgesetze  derselben  und 
die  Verfassungsgesetze  der  betreffenden  Lande  entscheiden,  eine  ausnahms- 
weise Zuständigkeit  hoher  Bundesversammlung  also, 
bei  dem  Schweigen  der  B  u  n  d  e  s  g  e  s  e  t  z  c  hierüber,  d  e  r 
besonderen  Rechtfertigung  gegen  jeden  voraussetz- 
liehen  Widerspruch  bedarf. 

Ks  wird  ferner  auch  die  Nachweisung  des  Weges  erfordert,  wie  für  die 
Geltendmachung  der  Gegenansicht,  für  die  eigentlich  kontradiktorische  Kr- 
örteruug  des  von  Bundeswegen  anzuerkennenden  Hechtes,  in  geeigneter 
Weise  Kaum  zu  geben  und  wie,  insoweit  es  auf  Begründung  des  Anspruches 
oder  Widerspruches  durch  authentische  Dokumente  ankommt,  deren  Produ- 
zierung und  die  Prüfung  ihrer  Echtheit  zu  veranlassen  ist." 

Ihrer  abweichenden  Auffassung  entsprechend  stimmten  die  Gesandten 
Oesterreichs  und  Preussens  am  25.  Februar  1864  (G.  v.  Meyer  III,  S.  5*20) 
gegen  die  Anträge  der  Ausschussmehrheit  und  dahin,  dass  der  Ausschuss  zu 
einer  Berichterstattung  über  die  Successioiisfrage  selbst,  namentlich  darüber 
angewiesen  werde,  inwiefern  die  durch  den  Bundcsbeschluss  vom  17.  Sep- 
tember 1816  vorbehaltene  Kompetenz  d-s  Bundes  verfassungsmässig  be- 
gründet sei,  und  auf  welchem  Wege  die  Krbansprüche,  unter  Vortragung  der 
betreffenden  Hechtstitel  und  Ausführung  der  beiderseitigen  Hechtsgründe  in 
kontradiktorischen  Verfahren,  zur  Krörterung  gebracht  werden  könnten." 

Später  freilich  erklärte  die  Oesterreichische  Regierung,  dass  sie  in  der 
I lerzogthümerfrage  -alles  Weiti  re  den  Kntschlicssungcti  des  Bundes  anheim- 
stelle" (Protokoll  v.  1.  Juni  lS»;»i.    G.  v.  Meyer  III,  S.  611;. 
")  La  band  1,  S.  253  Anm.  I. 
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dem  lose  gefügten  Verbände  des  deutschen  Bundes  die  Thronfolge 
in  einem  Bundesstaate  wegen  ihres  Interesses  für  die  Gesamt- 
heit als  eine  Angelegenheit  des  Bundes  betrachtet  worden  sei, 
könne  gegen  eine  derartige  Annahme  für  das  deutsche  Reich,  eine 
unvergleichlich  engere  Vereinigung,  umsoweniger  ein  Bedenken 
obwalten. 

Dass  Thron  folgefragen  für  das  Reich  in  der  Tliat  ein 
ausserordentliches  Interesse  haben,  ist  nicht  zu  bestreiten,  da  mit 
der  Thronfolge  in  dem  Einzelstaate  zugleich  die  Ausübung  der 
Mitgliedschaftsrechte  desselben  am  Reiche  in  Frage  steht.  Für 
den  Bundesrat  ist  die  Erledigung  einer  derartigen  Streitigkeit 
auch  deshalb  von  grösster  Wichtigkeit,  weil  er  Vertreter  des 
Staates,  dessen  Thron  umstritten  ist,  als  Mitglieder  aufnehmen 
soll  und  diese  ihre  Vollmacht  von  dem  rechtmässigen  Landeshorrn 
erhalten  müssen. 

Anzuerkennen  ist  ferner,  dass  Thronprätendenten  bei  den 
Landesgerichten  Schutz  ihrer  Ansprüche  nicht  finden  können,  dass 
überhaupt,  abgesehen  von  etwaiger  Kompetenz  des  Bundesrates, 
für  die  Erledigung  von  Thronfolgestreitigkeiten  nur  der  Weg  des 
Schiedsvertrages  in  Frage  kommt,  welcher  jedoch  dem  Schwächeren 
in  der  Regel  verschlossen  bleibt,  dass  demnach  der  Sieg  des 
Rechts  bei  derartigen  öffentlichrechtlichen  Streitigkeiten  von 
äusserst4?r  Wichtigkeit  in  keiner  Weise  verbürgt  ist. 

Wenn  man  aber  diese  Thatsaehen  auch  als  zutreffend  aner- 
kennt, wird  man  dennoch  der  Schlussfolgerung  La  band's,  dass  der 
Bundesrat  aus  jenen  allgemeinen  Gründen  zur  Entscheidung  von 
Thronfolgestreitigkeiten  in  deutschen  Bundesstaaten  kompetent  sei, 
nicht  beistimmen  können. 

Aus  den  von  Laband  geltend  gemachten  Erwägungen  folgt 
nur,  dass  das  Reich  die  Verpflichtung  hat,  für  Erledigung  von 
Thronfolgestreitigkeiten  Sorge  zu  tragen  und  dass  diese  Verpflichtung 
besonders  den  Bundesrat,  das  Vertretungsorgan  der  deutschen 
Bundesstaaten,  zugleich  das  Hauptorgan  für  Erledigung  öffentlich- 
rechtlicher  Streitigkeiten,  trifft.  Man  kann  ferner  daraus  folgern, 
dass  zur  Erledigung  von  Thronstreitigkeiten  geeignete  Anträge  im 
Bundesrate  zu  stellen,  in  erster  Linie  dem  Kaiser  als  dem  „primus 
inter  pares"  unter  den  deutschen  Bundesfürsten  obliegt. 

Diese  Verpflichtungen  dürfen  aber  nur  i  n  n  e  r  Ii  a  I  b  des  Reich  >- 
Terfassu  ngsrechts  zur  Ausführung  gebracht  werden.  Sie  können 
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seitens  des  Bundesrates  durch  Vermittlungsvorschläge,  durch  Mit- 
wirkung bei  Ernennung  eines  Schiedsrichters,  oder  durch  Anträge 
an  den  Reichstag,  welche  Erledigung  der  Thronfolgestreitigkeit  durch 
Einsetzung  eines  Gerichtes  für  den  einzelnen  Fall  oder  für  der- 
artige Streitigkeiten  überhaupt  bezwecken,   verwirklicht  werden. 

Jedenfalls  aber  können  aus  den  von  Lab  and  angeführten  und 
als  treffend  anzuerkennenden  Gründen  keine  ausserhalb  des  gelten- 
den Rechtes  stehenden  Berechtigungen  eines  Reichsorganes, 
sondern  nur  die  Verpflichtung  zur  Geltendmachung  verfassungs- 
mässiger Rechte  gefolgert  werden. 

Diese  Verpflichtung  beruht  auf  der  im  Eingange  der  Ver- 
fassung ausgesprochenen  Aufgabe  des  deutschen  Reiches,  das  in 
seinem  Gebiete  gültige  Recht  zu  schützen.  Neue  Rechte  von 
Reichsorganen,  welche  die  Verwirklichung  dieser  Pflicht  fordern 
sollten,  könnten  nur  in  der  Form  eines  verfassungsändernden  Ge- 
setzes begründet  werden. 

C.  Zuständigkeit  des  Bundesrates  bei  Streitigkeiten  aus 
der  öffentlichen  Rechtsordnung'  des  Reiches. 

I.  Der  Bundesrat  als  Oberverwaltun gsgerieht  des  Reiches. 

§  7. 

Mehrere  Reichsgesetze  weisen  dem  Bundesrate  die  Funktionen 
eines    Reiehsoberverwaltungsgerichtes    zu,    Funktionen,   die  auf 
einzelnen     Verwaltungsgebieten     von    anderen  Reichsbehörden, 
dem  Reiehsversicherungsaint,  Ober-Seeamt,  Patentamt,  dem  ver- 
stärkten Reichs- Eisen bahnamt,   dem  Bundesamt  für   das  Heimat- 
wesen und  von  der  Reichsrayonkommission  wahrgenommen  werden, 
a.     Das  Eisenbahnpostgesetz  vom  '20.   Dezember    1875  (RGbl. 
S.  3 IS  fl*. welches  für  das  deutsche  Reich  mit  Ausschluss  von 
Bavern  und  Württemberg  die  rechtlichen  Beziehungen  der  Reichs- 
post  zu  den  Eisenbahnverwaltungen  regelt,  überträgt  in  Art.  1 
Abs.      bei  allen  Meinungsverschiedenheiten    zwischen  Reichs- 
postverwaltung  und  Landeseisenbabnbehörde  über  die  Bedürf- 


»)  Vgl.  Arndt,  lleichssta»tsrecht  S.  2D1  f. 
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nisse  des  Postdienstes,  die  Natur  und  Erfordernisse  des  Eisen- 
bahnbetriebes, wenn  die  Reichspost  sich  bei  dem  erstinstanz- 
lichen Spruche  der  Landesaufsichtsbehörde  nicht  beruhigt,  dem 
Hundesrate  als  der  Rekursinstanz  die  Aufgabe,  nach  Anhörung 
der  Reichspostverwaltung  und  des  Reichseisenbahnamtes  die 
endgültige  Entscheidung  der  Streitigkeit  zu  fallen. 

Die  Rechtsnormen,  nach  welchen  der  Spruch  über  die  beider- 
seitigen Verpflichtungen  von  Post  und  Eisenbahn  zu  lallen  ist, 
sind  insbesondere  in  dem  genannten  Eisenbahnpostgesetz  ent- 
halten. 

Da  das  Eisenbahnpostgesetz  auf  die  Privateisenbahnen  nach 
Art.  11  nur  insoweit  Anwendung  findet,  als  dies  nach  deren 
Konzessionsurkunden  zulässig  ist  oder  wenn  die  Gesellschaft 
an  Stelle  der  ihnen  konzessionsmässig  obliegenden  Verpflichtungen 
für  den  Postdienst  die  durch  das  Eisenbahnpostgesetz  vorge- 
schriebenen übernimmt,  so  ist  die  Gerichtsbarkeit  des  Rundes- 
rates bei  Streitigkeiten  zwischen  Privateisenbahnen  und  der 
UYichspost  nur  unter  dieser  Voraussetzung  begründet. 

b.  Nach  Art.  4  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  30.  März  1873  be- 
treffend die  Geldmittel  zur  Umgestaltung  und  Ausrüstung  von 
deutschen  Festungen  (R.G.B1.  S.  123  ff.)  haben,  falls  die  Thore  und 
Th«>r brücken  in  deutschen  Festungsstädten  den  Ansprüchen  des 
Verkehrs  nicht  mehr  genügen,  die  betreffenden  Gemeinden  einen 
Anspruch  darauf,  dass  dieselben  auf  Kosten  des  Reiches  er- 
weitert werden. 

Die  vereinigten  Ausschüsse  des  Bundesrates  für  Handel  und 
Verkehr  und  für  Landheer  und  Festungen  entscheiden  in  letzter 
Instanz  darüber,  inwieweit  dieser  Anspruch  der  Gemeinden  be- 
gründet und  ob  er  mit  den  Zwecken  der  Befestigung  verein- 
bar ist. 

c.  Der  vorerwähnten  Bestimmung  entspricht  die  Kompetenz  des 
Rundesrates,  über  Rekurse,  welche  gegen  Beanstandung  von 
Bauten  und  Anlagen  in  den  Reichskriegshäfen  seitens  der 
Marinebehorden  von  den  Beteiligten  vor  ihn  gebracht  werden, 
nach  Anhörung  des  Reichsmarineamts  zu  befinden  (Gesetz  be- 
treffend die  Reichskriegshäfen  vom  Ii».  Juni  18N3  —  R.G.B1. 
S.  1 0(5  ff.  —  §3).  Nack§  5  dieses  Gesetzes  entscheidet  der  Bundes- 
rat ferner  bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  olden- 
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burgischen  Staatsministerium  und  dem  Reichsmarineamt  über 
die  Zulässigkeit  gewisser  Bauten  und  Anlagen  im  oldenburgi- 
sehen  Gebiete  des  Jadektiegshafens.  Sofern  der  Bundesrat  den 
Widerspruch  des  Reichsmarineamts  für  begründet  erachtet,  ist 
die  oldenburgische  Regierung  verpflichtet,  die  bereits  'errichteten 
Anlagen  auf  ihre  Kosten  wieder  beseitigen  zu  lassen. 

d.  Der  Bundesrat  ist  höchster  Gerichtshof  in  wichtigen  Fragen 
auf  den   Gebieten    der   Invalidität*-  und  Unfallversicherung. 

1.  Nach  §  72  Abs.  1  und  4  des  Invalidenversicherungsgesetzes 
vom  13.  Juli  181)9  (RGBl.  S.  4i»_>)  bedürfen  die  Statuten 
der  Versicherungsanstalten  sowie  Abänderungen  derselben 
der  Genehmigung  des  Reichsversicherungsamtes. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Reichsversicherungsamtes,  durch 
welche  die  Genehmigung  versagt  wird,  findet  binnen  einer 
Frist  von  4  Wochen  seit  Zustellung  die  Beschwerde  an  den 
Bundesrat  statt  (Abs.  2  und  4  des  §  72.) 

2.  Da  ferner  das  Invalidenversicherungsgesetz  den  Fall,  dass 
Versicherungsanstalten  sich  über  verschiedene  Kommunalver- 
bände und  über  verschiedene  Bundesstaaten  erstrecken,  zu- 
lässt,  wird  in  §  101  Abs.  3  (R.G.B1.  S.  500)  angeordnet, 
dass  der  Umfang,  in  welchem  bei  Auflosung  einer  gemein» 
samen  Versicherungsanstalt  die  Kommunalverbände  ver- 
schiedener Bundesstaaten  oder  verschiedene  Bundesstaaten 
an  «lern  Uebergange  des  Vermögens  zu  beteiligen  sind,  sofern 
darüber  eine  Einigung  nicht  zu  stände  kommt,  durch  den 
Bundesrat  bestimmt  werden  soll. 

3.  Nach  den  Unfallversicherungsgesetzen  vom  30.  Juni  UNK)1) 
bedürfen  die  Genossenschaftsstatuten  und  deren  Abänderung 
zu  ihrer  Gültigkeit  der  Genehmigung  des  Reichsversicherungs- 
amtes. 

Gegen  die  Versagung  der  Genehmigung  findet  innerhalb 
eines  Monats  seit  Zustellung  die  Beschwerde  an  den  Bundes- 
rat statt.  (Vgl.  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz  §  30  Abs.  1 

')  Nach  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  5.  Juli  1900: 
a.  (iesetz  betreffend  die  Abänderung  der  rnfallversichenings^osetze  (J'.G.Hl. 
S.  573 — 584):  b.  (iiwerbe-l'nfallversicherun^siresitz  (UVi.H).  8.  585—640): 

e.  rnl'allversiehermi|L.'8jjesetz  für  Land-  u.  Forstwirtschaft  (lt.<  5. Hl.  S.  64 1  —  697) : 
d.  Hau  -  l  ufallversichenmirsKesi  t/.  (K.liJil.  8.  698— 715);  e.  See- Unfall ver- 
sicheruiigsgesetz  i.lt.U.Ul.  8.  716— 773;. 
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(R.G.B1.  S.  MO);  Unfallversicherungsgesetz  "  für  Land-  und 
Forstwirtschaft  §  40  (R.O.W.  S.  <>:><;):  Bau-Unfallversieherungs- 
gesetz  §  14  (R.G.B1.  S.  703)  vergl.  mit  §  3t)  des  Gewerbe-Un- 
fallversicherungsgesetzes; Bau-Unfallversicherungsgesetz  §  22 
(R.G.B1.  S.  705) >);  See-Unfallversicherungsgesetz  §  3t>  (R.G.B1. 
S.  732)). 

4.  Berufsgenossenschaften  welche  zur  Erfüllung  der  ihnen 
durch  die  Unfallversicherungsgesetze  auferlegten  Ver- 
pflichtungen unfähig  werden,  sind  auf  Antrag  des  Reichs- 
versicherungsamtes vom  Bundesrat  aufzulösen  (Gewerbe-Unfall- 
versicherungsgesetz  $  ">4  (R.G.B1.  S.  (>()(>);  Bau -Unfall - 
v ersieh ernngsgesetz  $  14  (R.G.B1.  S.  703);  See- Unfallver- 
sicherungsgesetz §  ">7  (R.G.B1.  S.  73*») :  Unfall  Versicherungs- 
gesetz für  Land-  und  Forstwirtschaft  §  (54  *)  (R.G.B1.  S.  (>«;>). 

Der  Bundesrat  fällt  auf  Antrag  des  Reiehsversichorungs- 
amts  ein  Urteil  darüber,  ob  die  Genossenschaft  zur  Erfüllung 
ihrer  gesetzlichen  Verpflichtung  noch  leistungsfähig  ist  oder 
nicht.  Bei  verneinender  Feststellung  spricht  er  die  gesetz- 
liche Folge.  Autlösung  der  Genossenschaft,  aus. 

Für  die  Vorbereitung  der  Beschlussfassung  in  diesen  Fullen 
ist  vom  Bundesrate  mindestens  je  ein  nichtständiges  Mitglied 
des  Reichsversicherungsamtes  aus  den  Vertretern  der  Arbeit- 
geber und  der  Versicherten  hinzuzuziehen  ($  18  Nr.  2  des 
Gesetzes  betreffend  die  Abänderung  der  Unfallversieherungs- 
gesetze  —  R.G.B1.  S.  581). 

ö.  Wenn  land-  und  forstwirtschaftliche  Berufsgenossenschaften, 
welche  sich  über  mebrere  Bundesstaaten  erstrecken,  vom 
Bundesrate  wegen  Leistungsunfähigkeit  aufgelöst  werden,  so 
gehen  ihre  Rechtsansprüche  und  Verpflichtungen  nach  dem 
Massstube  der  im  letzten  Rechnungsjahr  gezahlten  Beiträge 
auf  die  beteiligten  Bundesstaaten  über. 

Wenn  letztere  sich  über  den  Vermögenshbergaug  der  auf- 
gelösten Genossenschaft  nicht  einigen,  so  eutscheidct  auf  Au- 


M  Betrifft  die  Nebenatatuten  der  Versicherungsanstalten  im  Jtereiehe 
d«'s  ttuu-rnfallversicherungsgcsetzes. 

T)  Ausnahme  nach  §  1  l-l,  wenn  die  aufzulösende  Ucrufs<reii.issoi^rhaft 
nach  Massgabe  landesgesetzlicher  Vorschriften  gebildet  ist. 
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rufen  der  Bundesrat.    (§  145  des  Unfallversicherungsgesetzes 

fttr  Land-  und  Forstwirtschaft  —  R.G.B1.  S.  691.) 
e.     Eine  wichtige  höchstrichterliche  Entscheidung  ist  dem  Bundes- 
rate durch  §  Ol»  des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  März  187.'* ') 
(R.G.B1.  S.  73)  übertragen  worden. 

Nach  dem  Grundsatz  des  $  C>1  soll  ein  Reichsbeamter,  welcher 
durch  Blindheit.  Taubheit  oder  ein  sonstiges  körperliches  Ge- 
brechen oder  wegen  Schwache  seiner  körperlichen  oder  geistigen 
Kräfte  zu  der  Erfüllung  seiner  Amtspflichten  dauernd  unfähig 
ist,  in  den  Ruhestand  versetzt  werden.  Erhebt  der  Beamte 
gegen  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  Einwendungen,  be- 
schliesst  jedoch  die  oberste  Reichsbehörde,  dass  dem  Verfahren 
Fortgang  zu  geben  sei,  so  erfolgt  die  Entscheidung  über  die 
Versetzung  in  den  Ruhestand,  nachdem  die  erforderlichen  Er- 
mittlungen und  Vernehmungen  durch  einen  von  der  obersten 
Reichsbehörde  beauftragten  Beamten  vorgenommen  und  die  ge- 
schlossenen Akten  der  obersten  Reichsbehörde  eingereicht  worden 
sind,  betreffs  solcher  Beamten,  welche  eine  kaiserliche  Bestallung 
erhalten  haben  (Mitglieder  der  höheren  Reichsbehörden,  sowie 
die  nach  dienstlicher  Stellung  gleich  oder  höher  stehenden  Be- 
hörden und  die  Konsuln)*),  durch  den  Kaiser  im  Einvernehmen 
mit  dem  Bundesrate3). 

In  Betreff  der  übrigen  Beamten4)  steht  die  Entscheidung  der 
•»bersten  Reichsbehörde5)  zu.    Gegen  deren  Spruch  hat  der  Be- 


')  Tri opol,  Quellcnsammlung  S.  121  ff. 

*)  Verordnung  betr.  die  Zuständigkeit  der  Reirhsbchörden  zur  Aus- 
führung des  Gesetzes  vom  31.  März  1873  und  die  Anstellung  der  Reichs- 
beamten vom  23.  November  1871.  §  2  (ROM.  S.  135.  Triepel  S.  179  f.; 
UV.  Art.  56 

3)  Labaud  l.  S.  245  Anm.  2  bemerkt  hierzu:  „Materiell  entscheidet  also 
auch  hier  der  Bundesrat.  Dass  der  Form  nach  der  Kaiser  entscheidet,  ist 
unerlässlieh  wegen  des  von  ihm  ausgestellten  Anstcllungspatentes". 

*)  Deren  Anstellungsurkundc  im  Namen  des  Kaisers  vom  Reichskanzler 
mler  von  einer  durch  denselben  dazu  ermächtigten  Behörde  erteilt  ist  ^§  3 
der  Verordnung  vom  23.  November  1874). 

6)  Oberste  Reichsbeborden  sind  nach  den  der  Verordnung  vom  23.  Nov. 
1874  und  der  Verordnung  vom  27.  Dezember  189!»  (RGBl.  S.  730.  Triepel 
S.  287)  anliegenden  Verzeichnissen:  1.  Das  auswärtige  Amt,  2.  das  Reiclis- 
amt  des  Innern,  3.  das  KgL  preussische  Kriegsiuinistcrium,  4.  das  Kgl.  säeh- 
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amte  binnen  einer  Frist  von  vier  Wochen  den  Rekurs  an  den 
Bundesrat.    Dieser  entscheidet  alsdann  in  oberster  Instanz1). 

üeber  das  von  ihm  zu  beobachtende  Verfahren  hat  der  Bundes- 
rat in  §  10  der  revidierten  Geschäftsordnung  vom  2(J.  April  18808) 
folgendes  bestimmt:  Die  eingehenden  Rekurse  werden  von  dem 
Vorsitzenden  des  Bundesrates  ohne  Vortrag  im  Plenum  unmittelbar 
dem  Ausschuss  des  Justizwesens  überwiesen.  Der  Vorsitzende 
dieses  Ausschusses  ernennt  den  Referenten,  welchem  die  ein- 
schlagenden Akten  mit  einer  Aeusserung  der  obersten  Reichs- 
behörde, welche  die  Entscheidung  getroffen  hat,  mitgeteilt  werden. 
Ueber  die  gutachtliche  Beschlussnahme  des  Ausschusses  ist  ein 
Protokoll  abzufassen,  welches  die  für  massgebend  erachteten  that- 
säehiichen  und  rechtlichen  Momente  unter  gleichzeitiger  Angabe 
des  stattgehabten  Stimmverhältnisses  enthält. 

Auf  den  in  der  Regel  mündlich  zu  erstattenden  Bericht  des 
Ausschusses  fällt  alsdann  der  Bundesrat  seine  Entscheidung. 

Nach  den  39,  (38  Abs.  2,  51  Abs.  2  und  52  steht  dem  Bundes- 
rate eine  Entscheidung  über  Zuerkennung  von  Pensionen  an  Reichs- 
beamte, welche  das  pensionsfähige  Dienstalter  nicht  erreicht  haben, 
sowie  über  doppelte  Anrechnung  der  von  Gesandtschafts-  und  Kon- 
sulatsbeamten in  bestimmten  aussereuropäischen  Ländern  ver- 
brachten Dienstzeit,  endlich  über  Anrechnung  der  nicht  im 
deutschen  Reichs-  oder  unmittelbaren  Staatsdienst  aufgewendeten 
Dienstzeit  späterer  Reichsbeamten  zu. 

Laband8)  meint,  diese  Beschlussfassung  könne  ebenfalls 
., hierher"  (in  das  Kapitel  „der  Bundesrat  als  Organ  der  Rechts- 
tiische Kriegsministerium,  5.  das  Kgl.  Württembergische  Kriegsministerium 
6.  das  Reichs-Mariueamt,  7.  das  Reichs- Justizanit,  8.  das  Reichsschatzamt, 
9.  das  Rcichs-Eisenbahnamt,  10.  der  Rechnungshof  des  deutschen  Reiches, 
11.  die  Verwaltung  des  Rcichs-Invalidenfonds.  12.  das  Reichs-Postamt,  13.  das 
Reichsamt  für  die  Verwaltung  der  Rcichseisenbabmn. 

')  An  Stelle  dieses  Verfahrens  tritt  bei  Beamten,  welche  vor  Eintritt 
der  Pensionsberechtigung  dienstunfähig  geworden  sind,  das  förmliche  Diszi- 
plinarverfahren, sofern  nicht  die  oberste  Reichsbehörde  mit  Zustimmung  des 
Bundesrates  für  angemessen  erachtet,  dem  Beamten  eine  Pension  zu  dein  Be- 
trage zu  bewilligen,  welche  ihm  bei  Erreichung  des  Zeitpunktes,  mit  welchem 
die  Pensionsberechtigung  für  ihn  einträte,  zustehen  würde  (4j  US  des  Reichs- 
beamtengesetzes). 

*)  Triepel,  S.  228. 

»)  Laband  1,8.  245. 
Fleischer.  Zuständigkeit  des  Bund<?ir»tes.  5 
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pflege")  gerechnet  werden.  Dieser  Auffassung  wird  man  nicht 
beistimmen  können.  Der  Beschluss  des  Bundesrates  in  diesen 
Fallen  wird  in  der  Regel  den  Charakter  eines  durch  Erwägungen 
der  Billigkeit  bestimmten  Verwaltungsaktes,  oft  den  eines  Gnaden- 
aktes  aufweisen.  Auch  Erwägungen  der  Zweckmässigkeit  können 
massgebend  sein.  So  wenn  ein  ausgezeichneter  Gemeindebeamter, 
Rechtsanwalt,  Notar  oder  ausländischer  Beamter  in  den  Reichs- 
dienst gezogen  werden  oder  nach  Massgabe  des  $  08  Abs.  2  des 
Reichsbeamtengesetzes  der  Weg  des  förmlichen  Disziplinarverfahrens 
gegen  einen  in  den  Ruhestand  zu  versetzenden  Reiclisbeamten  ver- 
mieden werden  soll. 

Als  Organ  der  Rechtspflege  ist  der  Bundesrat  in  allen  diesen 
Fällen  nicht  thätig. 

II.  Der  Bundesrat  als  Richter  bei  Konflikten  zwischen 
dem  Reiche  und  der  Einzelstaatsgewalt. 

§  8. 

Beschlussfassung  über  Mängel  nach  Art.  7  Ziffer  3  der 

R  e  i  c  h  s  v  e  r  f  a  s  s  u  n  g. 

Das  Reich  hat  auf  der  Mehrzahl  der  Gebiete,  welche  seiner 
Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  unterliegen,  die  Durchführung 
seiner  Gesetze  den  Landesbehörden  überlassen.  Infolgedessen  kann 
in  zahlreichen  Fällen  eine  verschiedene  Auflassung  des  Sinnes 
und  Ilmfanges  der  Reichsgesetze  seitens  der  obersten  Reichsorgane 
und  der  Landesbehörden  zu  Tage  treten. 

Das  entscheidende  Wort  bei  solchen  Meinungsverschiedenheiten 
zu  sprechen,  liegt  naturgemäss  dem  Reiche  ob;  diese  Aufgabe  ist 
«lern  Bundesrate  zugewiesen. 

Art.  7  Zitier  3  der  Reichsverfassung  bestimmt:  „Der  Bundes- 
rat besehliesst  über  Mängel,  welche  bei  der  Ausführung  der  Rcichs- 
geset/.e  und  der  vorstellend  erwähnten  Vorschriften  und  Einrichtungen  l) 
hervortreten. u  Der  Sinn  dieses  Verfassungssatzes  ist  aus  seiner 
Entstehungsgeschichte  —  er  stammt  aus  dem  Rechte  des  Zoll- 
vereins —   zu   erklären2).    Es   war  nämlich   für  den  Zollverein, 

')  1).  h.  der  .zur  Ausführung  der  Keichsgesetze  erforderlichen  all- 
gemeinen  Yerwaltungsvorschriften  und  Hinrichtungen.''   Vgl.  Ziffer  2  des  Art.  7. 

8)  Vgl.  über  den  vorliegendem  Satz  der  Reichsverfassung  besonders  die 
ausführlichen  Erörterungen  von  Lab  and  I,  S.  i'Jiä  11'.,  *24.'l  ff.  Ferner  Arndt, 
Keichsstaatsrecht,  S.  K/8  f.  und  Se\del,  Kommentar,  S.  144  f.,  S.  61  f. 
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in  welchem  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zolle  und  gemein- 
schaftlichen Steuern,  ebenso  wie  jetzt  im  deutschen  Reiche,  den 
einzelnen  Staaten  oblag,  anerkanntes  Bedürfnis,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  die  Zoll-  und  Steuergesetzgebung  des  Vereins  seitens 
aller  Staaten  eine  gleichmässige  und  durchaus  vorschriftsmässige 
Durchführung  erfahre.  Die  deshalb  erforderliche  Beaufsichtigung 
der  Vertragsstaaten  wurde  nach  dem  Vertrage  vom  16.  Mai  1865 l) 
wechselseitig,  nach  dem  Vertrage  vom  8.  Juli  1867*)  durch  das 
Präsidium  veranlasst.  Fanden  die  Kontrollbeamten  Ungleichheiten 
oder  sonstige  Mängel  bei  der  Zoll-  oder  Steuerverwaltung  eines 
Vertragsstaates,  so  wurde  die  Abstellung  der  Mängel  zuerst  im 
Wege  gegenseitiger  Verständigung  angestrebt.  Blieben  diese  Be- 
mühungen ohne  Erfolg,  so  entschied  über  die  angeblichen  Mängel 
nach  dem  Vertrage  von  1865  die  Zollkonferenz,  nach  dem  Ver- 
trage von  1867  der  Bundesrat  des  Zollvereins.  Die  Entscheidung 
dieser  Versammlung  stellte  für  den  Zollverein  massgeblich  fest,  ob 
ein  Verstoss  gegen  die  Zoll-  und  Steuergesetze  vorliege  und  be- 
jahenden Falls,  in  welcher  Art  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
Genüge  zu  leisten  sei. 

Nachdem  dieses  Verfahren  im  norddeutschen  Bunde  durch 
thatsächliche  Uebung  auf  das  gesamte  Gebiet  der  Bundesgesetz- 
gebung ausgedehnt  worden  war,  da  alle  Bedenken  über  die  Aus- 
führung und  Handhabung  der  Bundesgesetze  dem  Bundesrate  zur 
Beschlussfassung  vorgelegt  wurden8),  hat  diese  Uebung  durch 
Art.  7  Ziffer  3  der  deutschen  Reichsverfassung  gesetzliche  Fest- 
legung erfahren. 

Wie  nach  dem  Zollvereinsvertrage  von  1867  das  Präsidium, 
so  hat  im  deutschen  Reiche  nach  Art.  17  der  Verfassung  der 
Kaiser  die  Ausführung  der  Bundesgesetzgebung  zu  überwachen. 
Ist  er  durch  Vermittlung  der  Reichsbehörden  zu  der  Ueberzeugung 
gelangt,  dass  Aeusserungen  der  Landesstaatsgewalt  den  Gesetzen, 
Verwaltungsvorschriften  oder  Einrichtungen  des  Reiches  wider- 
sprechen, oder  dass  letztere  seitens  eines  Einzelstaates  nicht  ge- 
bührend beachtet  werden,  dass  demnach  in  der  bezeichneten  Hin- 


»)  Vgl.-  Art.  31  und  32  des  Vortrages  (Pr.  Gs.  S.  666). 

»  Art.  20.    (B.G.B1.  S.  102.)    Vgl.  auch  Art,  35  der  Ndd.  B.V. 

«)  La  band  I,  S.  238. 

5* 
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sieht  ein  „Mangel"  vorliege,  und  erklärt  sich  der  fragliche  Staat 
nicht  selbst  zur  Abstellung  des  Mangels  bereit,  so  wird  der  Bundes- 
rat um  Ausspruch  seiner  Meinung  ersucht. 

Ein  Beschluss  des  Bundesrates  des  Inhalts,  es  liege  in  be- 
stimmter Hinsicht  und  aus  anzugebenden  Gründen  ein  „Mangel1)" 
im  Sinne  des  Art.  7  Zitier  3  der  R.V.  vor,  enthält  eine  an  den 
Einzelstaat  gerichtete  Belehrung,  welche,  weil  von  dem  obersten 
Verwaltungsorgan  des  Reiches  kraft  gesetzmässiger  Befugnis  erteilt, 
unbedingten  Gehorsam  beansprucht. 

Diese  Belehrung  richtet  sieh  jedoch  nur  an  die  Verwaltungs- 
behörden der  Einzelstaaten.  Für  die  Gerichte  ist  sie,  da  ihr  die 
Eigenschaft  der  authentischen  Interpretation  fehlt,  nicht  verbind- 
lich. Der  Bundesrat  wird  daher,  wie  Arndt  treffend  ausführt*), 
„wenn  höchstrichterliche  Entscheidungen  z.  B.  des  Reichsgerichts, 
Bundesamts  für  das  Heimatwesen,  Reichsversicherungsamtes  über 
die  Handhabung  und  Auslegung  der  Reichsgesetze,  sowie  über  die 
Statthaftigkeit  allgemeiner  Verwaltungsvorschriften  auf  den  der 
Rechtssprechung  unterstellten  Gebieten  ergangen  sind,"  sich  der 
Beschlussfassung  enthalten,  da  er  jenen  höchstrichterlichen  Aus- 
sprüchen gegenüber  seine  Ansicht  nur  auf  dem  Wege  authen- 
tischer Interpretation  oder  einer  GeseUünderung  zur  Geltung 
bringen  könnte3). 

Dies  ist  aber  eine  rein  ^tatsächliche,  nicht  eine  rechtliche 
Begrenzung  der  Kompetenz  des  Bundesrates. 

Jedoch  ist  die  Zuständigkeit  des  Bundesrates  auch  rechtlich 
eingeschränkt.  Sie  erstreckt  sich  nicht  auf  diejenigen  Verwaltungs- 
gebiete, welche  durch  Rcichsbehördeu  verwaltet  werden,  auf  die 
Post-  und  Telegraphenverwalhing,  die  Reichsinarine  und  das  Kon- 
sulatswesen.    Auf  diesen    Gebieten   werden   Mängel    durch  den 

l\  Mängel  können  sich  nach  Scydcl,  (Kommentar  S.  144;  dadurch  er- 
geben, dass  „entweder  die  Ausführung  verweigert  oder  verzögert  oder  in  un- 
richtiger Weise  bothatigt  wird." 

8;  Arndt,  Rcichsstaaatsreeht,  S.  lUtf. 

8)  I>or  Bundesrat  würde  trotz  seiner  ausserordentlichen  Machtvoll- 
kommenheit jenen  Richtersprüchen  gegenüber  ebenso  ohnmächtig  sein,  als 
um  ein  Beispiel  zu  gebrauchen  —  die  preußischen  Verwaltungsbehörden 
gegenüber  der  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgeriehts  über  Auflösung 
Aon  Versammlungen  wegen  Gebrauchs  der  polnischen  Sprache  zur  Durch- 
führung ihrer  Rcchtsautt'assung  machtlos  sind. 
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Kaiser,  den  Reichskanzler  oder  durch  die  obersten  Dienstbehörden 
festgestellt  und  ihre  Abstellung  verfügt. 

Die  Kompetenz  des  Bundesrates  ist  ferner  auf  dem  Gebiete 
des  Heerwesens  ausgeschlossen,  da  auf  diesem  durch  Art.  63 
Abs.  3  der  R.V.  dem  Kaiser  die  Feststellung  von  Mängeln  und 
der  Erlass  der  erforderlichen  Anordnungen  ubertragen  worden  ist. 

Die  auf  Grund  des  Art.  7  Ziffer  3  der  R.V.  dem  Bundesrate 
zustehende  Entscheidung  wird  in  der  Regel  nur  eine  Meinungs- 
verschiedenheit zwischen  den  obersten  Reichsbehörden  und  einer 
Landesregierung  beendigen  >). 

Aber  auch  wirkliche  Streitigkeiten  zwischen  Reich  und  Einzel- 
staaten, sofern  sie  sich  auf  die  Auslegung,  Durchführung  oder  An- 
wendung reichsrechtlicher  Vorschriften  beziehen,  insbesondere  auch 
Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  Reichs-  und  Staatsgewalt  können 
auf  Grund  des  Art.  7  Ziffer  3  durch  den  Bundesrat  zur  Erledigung 
gebracht  werden. 

Ueber  die  Ausführung  des  bundesratlichen  Beschlusses  zu 
wachen  liegt  den  kaiserlichen  Beamten,  in  erster  Linie  dem 
Reichskanzler  ob.  Ein  unmittelbarer  Eingriff  in  die  Verwaltung 
der  Einzelstaaten  steht  dem  Bundesrate  nicht  zu.  Dennoch  hat 
sein  Besehluss,  da  er  für  die  Bundesstaaten  eine  verfassungs- 
mässige Pflicht  begründet,  nach  Art.  Ii)  der  R.V.  volle  Gewähr 
der  Verwirklichung. 

§  9. 

Anordnung  der  Reichsexekution. 

Eine  weniger  rücksichtsvolle  Art  der  Erledigung  einer  öffent- 
lichrechtlichen Streitigkeit  zwischen  dem  deutschen  Reiche  und 
einem  Rundesstaate  ist  die  „Exekution". 

1.  Der  deutsche  Bund  hatte  für  zwangsweise  Durchführung 
der  durch  Bundesbeschluss  den  einzelnen  Staaten  auferlegten 
Pflichten    folgende   Bestimmungen    getroffen-):    Die  Bundesver- 

»}  Vgl.  das  von  Laband  (I,  S.  244  Anm.  1)  mitgeteilte  Anschauliche 
Beispiel. 

*)  Die  ausführlichen  Bestimmungen  über  die  Bundesexekution  enthält 
die  Exekutionsordnung  vom  3ten  August  1820  (v.  Meyer  II,  S.  113  ff.)  Die 
Grundsätze  sind  bereits  in  den  Artikeln  31—34  der  Wiener  Schlussakte 
(v.  Meyer  II,  S.  107)  festgestellt.  Vgl.  über  die  Exekution  nach  deutschem 
Bundesrecht:  Klüber,  §  178  f.,  Zachariä  II,  §  263. 
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Sammlung  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  für  Vollziehung  a.  der 
Bundesakte,  b)  der  übrigen  Grundgesetze  des  Bundes,  c)  der  in 
Gemüssheit  ihrer  Kompetenz  von  ihr  gefassten  Beschlüsse,  d)  der 
durch  Austräge  gefällten  schiedsrichterlichen  Erkenntnisse,  e)  der 
unter  die  Gewährleistung  des  Bundes  gestellten  kompromissarischen 
Entscheidungen,  f)  der  am  Bundestage  vermittelten  Vergleiche, 
g)  für  Aufrechterhaltung  der  von  dem  Bunde  übernommenen 
besonderen  Garantieen  (z.  B.  von  Verfassungsgesetzen  oder  staat- 
lichen Einrichtungen  eines  Bundesstaates)  nach  Erschöpfung  aller 
anderen  bundesverfassungsmässigen  Mittel  die  Bundesex ek ution 
anzuordnen. 

Die  Vollziehung  der  vorerwähnten  Willensäusserungen  des 
Bundes  überwacht  eine  von  der  Bundesversammlung  auf  die  Dauer 
von  f>  Monaten  gewählte  Kommission  von  '>  Gesandten.  Erhält 
diese  ständige  Kommission  die  Ueberzeugung,  dass  in  einem  be- 
stimmten Falle  die  bundesmässigen  Verpflichtungen  nicht  oder 
nicht  hinlänglich  befolgt  worden  sind,  so  verlangt  sie  vun  dem 
Gesandten  des  säumigen  Bundesstaates  binnen  einer  kurzen  Frist  die 
Anzeige,  dass  das  Versäumte  nachgeholt  oder  Nachweis  der  Ursachen, 
aus  denen  die  Folgeleistung  bisher  nicht  erfolgt  sei.  Nach  erfolgter 
Erklärung  oder  nach  Fristablauf  entscheidet  die  Bundesversammlung 
auf  Grund  des  Gutachtens  der  Kommission,  ob  die  Sache  erledigt 
ist,  oder  ob  die  Nichterfüllung  einer  bundesmässigen  Verpflichtung 
vorliegt. 

In  letzterein  Falle  beschliesst  sie  Einleitung  des  Exekutions- 
verfahrens. 

Diesen  Besch luss  teilt  sie.  ehe  sie  seine  Ausführung  anordnet, 
der  Regierung  des  beteiligten  Bundesstaates  durch  Vermittlung 
seines  Gesandten  am  Bundestage  mit  und  richtet  an  sie  eine 
„angemessene  und  motivierte44  Aufforderung  zur  Folgeleistung 
unter  Bestimmung  einer  nach  Lage  der  Sache  zu  bemessenden 
Frist. 

Wenn  innerhalb  dieser  Frist  nicht  vollständige  Folgeleistung 
nachgewiesen  wird,  so  wird  der  wirkliche  Eintritt  der  Exe- 
kution beschlossen  und  der  säumige  Bundesstaat  davon  benach- 
richtigt. Die  Ausführung  der  Exekution,  welche  sich  in  der  Regel 
nur  gegen  die  Regierung  des  pflichtvergessenen  Bundestaates  richtet, 
wird  einem  oder  mehreren  Staaten  des  Bundes  übertragen.  Die 
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Bundesversammlung,  welche  den  Umfang  der  Exekution,  die  Mass- 
regeln derselben  und  die  Stärke  der  zu  verwendenden  Mannschaft 
bestimmt,  behält  die  oberste  Leitung  und  Beaufsichtigung  der 
Exekution,  welche  durch  einen  Civilkommissar  der  ausführenden 
Regierung  unmittelbar  geleitet  wird. 

Die  Kosten  der  Exekution  trägt  der  von  ihr  betroffene  Bundes- 
staat, sie  sind  von  seiner  Regierung  zu  berichtigen,  oder  es  ist  Sicher- 
heit zu  leisten. 

lieber  Einwendungen  oder  Beschwerden  gegen  die  angesetzten 
Beträge  entscheidet  die  Bundesversammlung,  wenn  jedoch  die 
Exekution  ein  austrägalgerichtliehes  Erkenntnis  zur  Ausführung 
brachte,  das  erkennende  Gericht. 

2.  Gegenüber  den  auch  die  Einzelheiten  regelnden  Be- 
stimmungen des  Bundesrechtes  hat  die  Reichsverfassung 
wiederum  nur  in  einem  einzigen  Satze  —  dem  Artikel  10  — 
Voraussetzungen,  Anordnung  und  Ausführung  der  Exekution  geregelt: 
»Wenn  Bundesglieder  ihre  verfassungsmässigen  Bundespflichten 
nicht  erfüllen,  können  sie  dazu  im  Wege  der  Exekution  angehalten 
werden.  Diese  Exekution  ist  vom  Bundesrate  zu  beschl iessen 
und  vom  Kaiser  zu  vollstrecken." 

Nähere  reichsgesetzliche  Bestimmungen  über  die  Exekution 
«ind  bisher  nicht  ergangen. 

a.  Wenn  der  Bundesrat  durch  Art.  Ii)  mit  der  Entscheidung 
darüber  betraut  wird,  ob  ein  Bundesstaat  steine  verfassungsmässigen 
Bundespflichten  nicht  erfüllt  hat,  wie  von  seiten  des  Reiches  be- 
hauptet wird,  so  wird  der  Bundesrat  für  den  Streit  zwischen  dem 
Reiche  und  dem  Einzelstaate  als  Richter  eingesetzt. 

Art.  19.  R.V.  bezieht  sich  ebenso  wie  der  vorstehend  erörterte 
Art.  7  Ziffer  3  der  R.V.  auf  diejenigen  Aeusserungen  und  Gebiete 
der  Staatsgewalt,  wo  die  Thätigkeit  der  Einzelstaaten  nicht  durch 
Organe  des  Reiches  ersetzt  wird,  die  Einzelstaaten  vielmehr  nur 
in  ihrer  Bewegungsfähigkeit  durch  befehlende  oder  verbietende 
Normen  des  Reiches,  oder  schlechthin  durch  den  Bestand  und  den 
Zweck  des  Reiches  mit  den  daraus  sich  ergebenden  Folgerungen 
begrenzt  oder  zu  bestimmtem  positivem  Verhalten  genötigt  werden. 

Auf  diesen  Gebieten  ist  dem  Anscheine  nach  das  Verhältnis 
der  Bundesstaaten  zum  deutschen  Reich  vom  dem  der  Staaten  des 
deutschen  Bundes  zu  diesem,  welcher  ebenfalls  von  den  Bundes- 
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gliedern  Beachtung  seiner  Beschlüsse  und  Achtung  seines  Be- 
standes verlangte  und  erforderlichen  Falls  durch  Exekution  erzwang, 
nicht  verschieden.  Die  Frage,  ob  die  Exekution  im  deutschen 
Reiche  zur  Erzwingung  des  Gehorsams  gegen  die  Oberhoheit  des 
Reiches  dient wie  hauptsächlich  nach  der  Auflassung  des  letzteren 
als  eines  Bundesstaates  anzunehmen  ist,  oder  ob  sie  wie  im 
deutschen  Bunde  lediglich  zur  Erzwingung  der  Bundestreue  dient, 
was  Seydel  behauptet*)  ist  praktisch  unerheblich. 

b.  Das  Missverhältnis  zwischen  Reich  und  Einzelstaat,  welches 
dadurch  entstanden  ist,  dass  letzterer  nach  Auffassung  der  Reichs- 
organe sich  eine  Pflichtverletzung  hat  zu  schulden  kommen  lassen, 
kann  bereits  durch  Ersuchen  der  obersten  Reiclisbehorden  an  die 
Regierung  des  Bundesstaates  um  Erfüllung  der  vernachlässigten 
Pflicht  und  durch  den  abweisenden  Bescheid  der  Staatsregierung 
den  Charakter  einer  Streitigkeit  angenommen  haben.  Jedoch  ist 
es  nach  der  Fassung  des  Art.  19.  der  R.V.  zulässig,  dass  unmittelbar 
durch  einen  Antrag  beim  Bundesrate  auf  Erlass  des  Exekutions- 
beschlusses der  Konflikt  zwischen  dem  Reiche  und  einem  an- 
geblich pflichtvergessenen  Bundesstaate  erhoben  wird.  Der  Antrag 
kann  von  jedem  Bundesstaate  gestellt  werden,  in  der  Regel  aber 
wird  er  vom  Kaiser  ausgehen,  welchem  in  erster  Linie  obliegt, 
darüber  zu  wachen,  dass  die  Bundesstaaten  ihren  Pflichten  gegen 
das  Reich  nachkommen. 

c.  Der  Thatbestand,  der  einem  Exekutiorisbeschluss  des  Bundes- 
rates zu  Grunde  liegt  und  dessen  Vorhandensein  demnach  vom 
Bundesrate  zu  prüfen  ist,  wird  von  der  Reichsverfassung  mit  den 
Worten  bezeichnet:  „Wenn  Bundesglieder  ihre  verfassungsmässigen 
Bundespflichten  nicht  erfüllen.14  Die  der  richterlichen  Prüfung 
des  Bundesrates  unterliegende  Frage,  ob  der  vorbezeichnete  That- 
bestand erfüllt  ist,  gliedert  sich  in  zwei  Unterfragen,  ob  die  that- 
säehlichon  Angaben  über  Thun  oder  Unterlassen  des  angegriffenen 
Bundestaates  zutreffen,  und  ferner,  <>b  in  dein  festgestellten  Ver- 
halten desselben  Verletzung  einer  verlassimgsmiissigeii  Bundes- 
pflicht zu  erblicken  ist. 


')  v.  Könne  I.  S.  R9. 

f)  Seydel,  Kommentar,  S.  1SS. 
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Zur  Erläuterung  des  Ausdrucks  „verfassungsmässige  Bundes- 
pflichten" bemerkt  Haenel1),  es  seien  damit  nicht  nur  diejenigen 
Bundespfliehten  gemeint,  die  unmittelbar  aus  der  Verfassung 
abzuleiten  seien,  sondern  der  Ausdruck  sei  im  Sinne  des  „ver- 
fassungsmässigen Gehorsams"  gebraucht,  in  welchem  verfassungs- 
mässig jede  Pflicht  sei,  der  die  Nachweisbarkeit  ihrer  rechtlichen 
Begründung  zur  Seite  stehe,  dass  übrigens  die  Rechtsbegrnndung 
aller  Bundespflichten  der  Einzelstarten  im  letzten  Grunde  aus  der 
Keichsverfassung  hervorgehe.  Vielleicht  enthält  der  Ausdruck 
den  Hinweis  darauf,  dass  Willensäusserungan  von  Reichsorganen 
für  die  Bundesstaaten  eine  Bundespllicht  nur  insoweit  begründen, 
als  diese  Aeusserungen  innerhalb  der  verfassungsmässigen  Kom- 
petenz der  Reichsorgane  ergangen  sind,  ähnlich  wie  nach  dem 
Rechte  des  deutschen  Bundes  nur  die  in  Gemässheit  ihrer  Kompe- 
tenz von  der  Bundesversammlung  gefassten  Beschlüsse  zwangs- 
weise zu  verwirklichende  Bundespflichten  begründen  konnten.2) 

Jedenfalls  wird  man  jedoch  das  Wort  „verfassungsmässige", 
da  es  im  Grunde  überflüssig  ist,  nur  als  verstärkendes  Beiwort 
zu  dem  Begriffe  „Bundespfliehten"  auffassen  können. 

Bundespflichten  der  deutschen  Staaten  sind  Befolgung  und 
Beachtung  der  Reichsverfassung  und  der  grundlegenden  sowie 
der  sonstigen  Verträge  des  Reiches,  der  Reichsgesetze,  der  Ver- 
ordnungen, Ausführungsvorschriften  und  Beschlüsse  der  Reichs- 
organe innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit,  endlich  der  im 
Namen  des  Reiches  ergangenen  gerichtlichen  Entscheidungen,  so- 
wie der  vom  Bundesrate  oder  einem  unter  seiner  Mitwirkung  er- 
nannten Schiedsrichter  vermittelten  Vergleiche.  Diesen  Willens- 
äusserungen der  Reichsorgane  müssen  sich  die  Einzelstaaten  nicht 
nur  unterwerfen,  sondern  auch,  soweit  erforderlich  und  zulässig, 
durch    ergänzende  Anordnungen  deren  Durchführung  ermöglichen. 

Unterlassungspflichten  der  Bundesstaaten,  welche  zwar  in  der 
Keichsverfassung  nicht  besonders  bezeichnet  sind,  sich  aber  aus 
rler  bundesmässigen  Gestaltung  des  Reiches  und  aus  dem  Zwecke 
seiner  Gründung  ergeben,  sind,   nichts  gegen  den  Bestand  oder 


>)  Haenel  I,  S.  446. 

*i  Vgl.    Art.  31' der  Wi.-ner  Schlußakte  (v.  Mover  II.  S.  If»T>  und 
Art    1    der  Kiekut iuiibordnung  vom   3.  August   lb-0  (v.  Mcycr  II,  S.  113). 
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die  Sicherheit  des  Reiches  zu  unternehmen,  sowie  Feindseligkeiten 
gegen  andere  Glieder  des  Bundes  zu  vermeiden1). 

Jede  Verletzung  der  Pflichten  gegen  das  Reich  begründet  den 
Thatbestand  des  Art.  19;  Erheblichkeit  der  Pflichtverletzung  oder 
besonders  nachteilige  Wirkungen  derselben  werden  nicht  voraus- 
gesetzt. 

Verletzung  der  Pflichten  gegen  das  Reich  kann  von  jedem 
Organe  der  Staatsgewalt  eines  Bundesstaates,  bezw.  auf  jedem 
Gebiete  staatlicher  Thätigkeit  verschuldet  werden. 

ol.  Sie  kann  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  liegen,  wenn 
diese  die  zur  Durchführung  der  Reichsgesetze  erforderlichen  Landes- 
gesetze nicht  erlässt,  oder  den  Reichsgesetzen  widersprechende 
Landesgesetze  aufstellt.  Wenn  im  letzteren  Falle  auch  diese  Landes- 
gesetze ungiltig  sind,  so  ist  es  doch  Pflicht  der  Bundesstaaten, 
derartige,  Reichsgesetzen  widersprechende  Landesgesetze  nicht 
zu  erlassen  und  in  scheinbare  Geltung  zu  setzen.  Ein  solches 
Gesetz  könnte  von  Verwaltungsbehörden  und  Gerichten  des  Landes 
irrtümlich  als  rechtsgiltig  angesehen  und  zur  Anwendung  ge- 
bracht werden. 

Besteht  demnach  eine  Verletzung  darin,  wenn  ein  mit  einem 
Reichsgesetze  in  Widerspruch  stehendes  Landesgesetz  erlassen 
wird,  so  wäre  es  weitere  Pflichtverletzung,  dieses  Gesetz  nach 
Feststellung  des  Widerspruchs  nicht  formell  ausser  Geltung  zu 
setzen  und  dies  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Form  zur  öffent- 
lichen Kenntnis  zu  bringen2). 

Den  Widerspruch  zwischen  Landes-  und  Reichsgesetz  wird 
der  Bundesrat  in  der  Regel  im  Wege  der  Beschlussfassung  nach 
Art.  7  Ziffer  3  R.V.  feststellen.  Er  kann  jedoch  auch  und  wird 
bei  schweren  oder  sehr  dringlichen  Fällen  stets  den  kürzeren 
Weg  eines  Exekutionsbeschlusses  wählen. 

ß.  Ungehorsam  gegen  den  Willen  des  Reiches  kann  auch 
von  den  Gerichten  der  Bundesstaaten  geübt  werden.  Eine  Ver- 
letzung der  Bundespflichten  durch  den  betreffenden  Staat  würde 


M  Vgl.  aber  verschiedene  Fälle  von  Nichterfüllung  von  Bumlcspflichtcti 
besonders  Haencl  1,  S.  44fi  t. 

*)  lieber  die  Form  der  Zurücknahme  vgl.  Lab  and,  im  Handbuche 
S.  99  Anm.  2. 
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in  solchen  Fällen  bei  der  Unabhängigkeit  der  Gerichte  nur  insoweit 
vorliegen,  als  die  Regierung  des  Bundesstaates  im  Wege  der 
Dienstaufsicht  den  üebelstand  beseitigen  könnte,  dies  jedoch  unter- 
liesse.  Von  derartigen  Fallen  abgesehen,  könnte  eine  Verletzung 
der  Bundespflicht  dem  Staate  nicht  zur  Last  gelegt  werden. 

Für  diese  Annahme  sei  folgendes  Beispiel  angeführt:  Ein 
auf  Grund  des  Art.  7  Ziffer  3  der  Reichsverfassung  ergangener 
Bundesratsbeschluss  des  Inhalts,  dass  ein  Landesgesetz  der  Reichs- 
gesetzgebung widerspreche,  ist  für  den  in  Frage  stehenden  Bundes- 
staat massgebend  und  begründet  die  Pflicht  des  Gehorsams.  Wenn 
trotzdem  die  Landesgerichte  das  fragliche  Gesetz  in  ihrer  Recht- 
sprechung als  giltig  anwenden,  so  kann,  da  der  Landesregierung 
ein  Einfluss  auf  die  RechtsauiTassung  der  Gerichte  nicht  zusteht, 
der  Thatbestand,  *  den  der  Exekutionsbeschluss  voraussetzt,  in  dieser 
Rechtsprechung  der  Landesgerichte  nicht  gefunden  werden. 

f.  Auf  mannigfachste  Art  können  die  Bundespflichten  seitens 
eines  Bundesstaates  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  im  weiteren 
Sinne  d.  h.  der  übrigen,  nicht  Gesetzgebung  oder  Rechtssprechung 
enthaltenden  Thätigkeit  verletzt  werden. 

Nach  aussen  kann  sich  ein  Bundesstaat  der  Pflichtverletzung 
dadurch  schuldig  machen,  dass  er  mit  fremden  Mächten  Unter- 
handlungen anknüpft,  welche  sich  gegen  den  Bestand  oder  die 
Sicherheit  des  Reiches  richten,  oder  wenn  er  den  zwischenstaat- 
lichen Frieden,  der  Voraussetzung  des  Bestehens  des  Reiches  ist 
und  einen  Hauptzweck  seiner  Gründung  darstellt,  durch  Gewalt- 
tätigkeiten stört. 

In  der  inneren  Verwaltung  sind  ausserordentlich  mannig- 
fache Fälle  von  Verletzung  der  Bundespflichten  denkbar.  Sie 
kann  auf  dem  Gebiete  des  Militärwesens  besonders  in  Vernach- 
lässigung der  Pflichten  in  Hinsicht  auf  das  Landeskontingent, 
Nichtberücksichtigung  der  kompetenzmässigen  Anordnungen  der 
vorgesetzten  Dienststellen  oder  des  Kaisers,  Versäumung  der 
Beseitigung  der  von  ihm  nach  Art.  (13  Abs.  3  R.V.  festgestellten 
Mängel  beruhen. 

Im  Finanzwesen  werden  u.  a.  Säuniigkeit  in  der  Zahlung 
der  Matrikularbeiträge  und  Unregelmässigkeiten  bei  Zoll-  und 
Steuerverwaltung  sich  als  Verletzung  verfassungsmässiger  Bundes- 
pflichten kennzeichnen. 
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d.  Von  der  rein  richterlichen  Entscheidung  darüber,  ob  der 
Thatbestand  nicht  erfüllter  Bundesptlicht  vorliegt,  ist  die  An- 
ordnung der  Exekution  grundsatzlich  zu  unterscheiden.  Sie  ist 
nicht  notwendige,  kraft  Gesetzes  auszusprechende  Folge  jener 
Entscheidung.  Die  Anordnung  der  Exekution  ist  kein  richterlicher, 
sondern  ein  Verwaltnngsakt.  Erwägungen  der  Zweckmässigkeit 
ist  es  überlassen«  ob  der  Bundesrat  jene  Entscheidung,  dass  ein 
Bundesstaat  seine  verfassungsmässigen  Bundespfliehtcn  nicht  erfüllt 
hat,  durch  die  Exekution  zur  Vollstreckung  bringen  will. 

Die  Exekution  ist  eine  einsehneidende  Massregel,  sie  wird 
nicht  nur  zeitweilige  Beeinträchtigung  der  Regierungsgewalt, 
sondern  auch  Schädigung  des  Ansehens  des  von  ihr  betroffenen 
Staates  herbeiführen,  und  sowohl  bei  der  Regierung  als  in  der 
Regel  auch  bei  der  Bevölkerung  desselben  dauermle  Verstimmung, 
reichsfeindliche  Gesinnung  zurücklassen. 

Die  Zusammensetzung  des  Bundesrates  aus  den  Vertretern 
der  Bundesstaaten  bietet  Gewähr  dafür,  dass  vor  Anordnung  der 
Exekution  alle  sonstigen  Mittel,  um  den  säumigen  Staat  zum  Ge- 
horsam zu  veranlassen,  versucht  werden. 

Wenn  aber  alle  derartigen  Bemühungen  gescheitert  sind,  soll 
nach  Art.  19  der  Bundesrat  dem  Vertreter  des  Klägers,  des 
deutschen  Reiches,  nämlich  dem  Kaiser  für  das  ergangene  Crteil 
gewissermassen  die  Vollstreckungsklausel  erteilen,  indem  er  die 
Exekution  gegen  den  säumigen  Staat  anordnet1). 


')  Der  zweite  Absatz  «los  Artikels  10  haltete  in  der  Verfassung  des 
norddeutschen  Bundes,  wie  folgt:  .Diese  Exekution  ist  a)  in  Betreff  mili- 
tärischer Leistungen,  wenn  Urfahr  im  Verzuge,  von  dem  Bunde>fcldherrn 
anzuordnen  und  zu  vollziehen,  b)  in  allen  wideren  Fallen  aber  von  dem 
Bundesrate  zu  beschliesseii,  und  von  dorn  Bundcsfeldherrn  zu  vollstrecken. 
Die  Exekution  kann  bis  zur  .Sequestration  des  betreffenden  Landes  und  seiner 
Ucgierungsgcwalt  ausgedehnt  werden.  In  den  unter  a;  bezeichneten  Fällen 
ist  dem  Bundesrate  von  Anordnung  der  Exekution  unter  Darlegung  der  Be- 
weggründe ungesäumt  Kenntnis  zu  geben". 

Der  erste  Satz  dieses  Absatzes  weicht  von  der  jetzigen  Bestimmung 
insofern  erheblich  ab,  als  nach  jenem  die  Exekution  betreffs  militärischer 
Leistungen  in  dringenden  Fällen  nicht  vom  Bundesrate,  sondern  vom  Kaiser 
anzuordnen  war.  Diese  Ausnahme  erschien  jedenfalls  bei  Urnndung  des 
norddeutschen  Bundes,  wo  man  die  politische  Haltung  des  Bundesrates 
ebensowenig  voraussehen  konnte  als  die  grössere  oder  geringere  Schnelligkeit 
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e.  Dadurch,  dass  die  Ausführung  der  Exekution  dem  Kaiser 
übertragen  ist,  wird  ihm  nicht  etwa  der  pflichtvergessene  Bundes- 
staat auf  Gnade  oder  Ungnade  in  die  Hand  gegeben,  es  wird 
vielmehr  erwartet,  dass  alle  von  dem  Kaiser  zu  ergreifenden 
Massregeln  den  Zweck  der  Exekution,  die  Erzwingung  der  ver- 
nachlässigten Bundespflicht,  zu  fordern  geeignet  sind.  Diese  Mass- 
regeln können  mittelbare  Zwangsmittel  sein,  welche  auf  den  Willen 
der  säumigen  Regierung  wirken  sollen,  besonders  militärische  Be- 
setzung des  Staatsgebietes,  oder  von  Bezirken  desselben,  aber  auch 
unmittelbare  Vollstreckungsmassregeln,  so  bei  Nichtzahlung  pflicht- 
mässiger  Beiträge  Befriedigung  aus  dem  Eigentum  des  Staates, 
sind  nicht  ausgeschlossen.  Auch  können  Regierungsgeschäfte  des 
Bundesstaates  insoweit  übernommen  werden,  als  es  zur  Erreichung 
des  bestimmten  Zieles  erforderlich  ist,  Akte  der  Staatsgewalt 
können  an  Stelle  des  betreffenden  Staates  ausgeübt  werden,  unter 
letzteren  auch  gesetzgeberische  Akte.  Im  äussersten  Falle  kann 
die  ganze  Regierungsgewalt  des  Staates  übernommen  und  aus- 
geübt werden. 

Die  Beschränkung  der  Exekution  durch  ihren  Zweck  hat  zur 
Folge,  dass  die  Exekution  einzustellen  ist,  wenn  dieser  Zweck, 
Erfüllung  der  verfassungsmässigen  Bundesptlicht  des  Einzelstaates, 
zu  der  er  im  Wege  der  Exekution  angehalten  werden  sollte, 
erfüllt  ist. 


seiner  Beschlussfassung,  ratsam.  Dass  auch  «lio  norddeutsche  Bundesver- 
fassung den  Bundesrat  als  das  eigentlich  zuständige  Organ  betrachtet  wissen 
wollte,  drückt  der  letzte  Satz  ihres  Art.  19  noch  besonders  deutlich  aus. 

SaU  -  des  zweiten  Absatzes  „die  Exekution  kann  bis  zur  Sequestration 
des  betreffenden  Landes  und  seiner  Begierungsgcwalt  ausgedehnt  werden", 
fehlt  in  der  Beichsverfassung.  Durch  Weglassung  dieses  Satzes  ist  jedoch 
nicht  die  l'nzuliissigkeit  der  Sequestration  als  Mittel  der  Exekution  zum  Ge- 
setz erhoben  worden.  Denn  die  uneingeschränkte  Bestimmung  der  Beichs- 
verfassung lässt  jedes  Mittel  zur  Erzwingung  der  vernachlässigten  Bundes- 
pflichten  zu.  v.  Bönue,  deutsches  Staatsrecht  I,  S.  ~'2.  v.  Scjdel.  Kommen- 
tar S.  190.  Arndt,  Kommentar  S.  151.  Ueber  die  Abänderung  des  Art.  19 
vgl.  die  Erklärung  Delbrücks  im  norddeutschen  Beichstage  (II  a.  o.  Beichs- 
tag  1870,  Stenogr.  Bericht  S.  70)  in  dem  Kommentar  von  Sevdel,  S.  189. 
Vgl.  ferner  Brie,  Theorie  der  SUatenvctbindungen  S.  91  Anm.  4.  Eine  ab- 
weichende Auffassung  wird  von  Thud  ich  um  in  II  ol  tze  ndorf  fs  Jahrbuch  I, 
S.  J8  und  von  Haenel  I,  S.  401  f.  vertreten. 
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f.  Da  der  Bundesrat  zur  Urteilsfällung  über  den  der  Exe- 
kution zu  Grunde  liegenden  Thatbestand  der  Nichterfüllung  einer 
verfassungsmässigen  Bundespflicht  bestimmt  ist,  liegt  ihm  nach 
begonnener  Exekution  auch  die  Entscheidung  darüber,  ob  durch 
deren  Einwirkung  die  vernachlässigte  Pflicht  erfüllt  worden 
ist,  ob. 

Durch  Bejahung  dieser  Frage  seitens  des  Bundesrates  wird 
dem  Vollstreckungsbefebl  die  gesetzliche  Grundlage  entzogen.  Der 
Bundesrat  ist  daher  verpflichtet,  die  Einstellung  der  Exekution 
anzuordnen.    Dieser  Anordnung  muss  der  Kaiser  Folge  leisten. 

g.  Die  Kosten  der  Exekution  ebenso  wie  etwaige  Kosten  des 
vorausgegangenen  Beschlussverfalirens  fallen  nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  dem  Staate,  gegen  welchen  auf  Exekution  er- 
kannt worden  ist,  zur  Last1).  Die  Festsetzung  des  zu  zahlenden 
Betrages  erfolgt  durch  das  erkennende  Gericht,  den  Bundesrat  *)'). 


l)  Seydel,  Kommentar  S.  91.  Vgl.  auch  die  Exekutionsordnung  des 
deutschen  Bundes,  Art.  14  (v.  Meyer  II,  S.  ll.r>.) 

*)  Eine  Ausnahme  von  diesem  Grundsätze  ist  mangels  ausdrücklicher 
Bestimmung  auch  dann  nicht  zulässig,  wenn  die  Exekution  austrägalgericht- 
lichc  Erkenntnisse  zur  Durchführung  gebracht  hat  (Vgl.  Art.  14  der  Bundes- 
exekutionsordnung), da  das  Exekutionsverfahren  mit  Einschluss  der  vorher- 
gegangenen Beschlussfassung  von  dem  bereits  abgeschlossenen  Austrägalver- 
fahren  völlig  getrennt  ist. 

•)  Die  von  Seydel  vertretene  Ansicht  (Kommentar  S.  191),  dass  eine 
Exekution  gegen  l'reussen  unmöglich  sei,  ist  für  den  Fall,  dass  der  Kaiser  mit 
Verh&ngung  der  Exekution  nicht  einverstanden  ist,  zweifellos  richtig.  Nach 
der  (dem  Verfasser  gegenüber  dargelegten)  treffenden  Meinung  von  Brie 
ist  jedoch  der  Kall  denkbar,  dass  dem  Kaiser  selbst  die  Exekution  gegen 
l'reussen  insbesondere  wogen  des  Widerstandes  der  Kammern,  bezw.  einer 
Kammer,  wünschenswert  und  notwendig  erscheint.  Alsdann  würde  der  Aus- 
führung derselben  nichts  im  Wege  stehen. 
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Kritische  und  vergleichende  Betrachtung*  der  Befugnisse 
des  deutschen  Bundesrates  zur  Erledigung  von  öffentlich- 
rechtlichen  Streitigkeiten. 

A.  Mangel  des  bestehenden  Rechtszustands. 

§  10. 

Eine  bunte  Reihe  von  Streitfällen  aus  allen  Gebieten  des 
öffentlichen  Rechts  sahen  wir  dem  deutschen  Bundesrate  zur  Er- 
ledigung überwiesen.  Ein  Teil  gehört  den  wichtigsten  Beziehungen 
des  öffentlichen  Rechts  an.  Die  Streitigkeiten  der  zum  deutschen 
Reiche  vereinigten  Staaten  unter  einander  stehen  an  erster  Stelle. 
Muss  es  doch  als  oberste  Pflicht  jedes  Staaten  Vereins  und  als  Vor- 
bedingung seines  Bestandes  gelten,  dass  in  den  Beziehungen  der 
verbündeten  Staaten  das  Recht  herrsche,  und  etwaige  Streitfälle 
streng  nach  dem  Rechte  und  im  Wege  Rechtens  behandelt  und 
entschieden  werden.  Desgleichen  ist  die  Aufgabe,  Verfassungs- 
streitigkeiten in  den  Einzelstaaten  zur  Erledigung  zu  bringen,  von 
grösster  Wichtigkeit  sowohl  für  den  von  dem  Streit  betroffenen 
Einzelstaat  als  auch  für  das  gesamte  Reich,  dessen  staatliches 
Leben  nur  dann  ohne  Störung  bleiben  kann,  wenn  die  Organismen 
der  Einzelstaaten  in  ordnungsmässiger  Thätigkeit  sind. 

Für  ungehinderte  Rechtspflege  in  den  Staaten  des  Reichs  zu 
wachen,  über  Beschwerden  wegen  Hemmung  oder  Verweigerung 
des  Rechtsschutzes  zu  entscheiden,  ist  eine  aus  alter  Zeit  über- 
kommene Ehrenpflicht  für  ein  Reichsorgan ,  wenngleich  diese 
Kompetenz  seit  Erlass  der  Reichsjustizgesetze  mit  ihrem  geregelten, 
in   den    wichtigsten  Fällen  zuletzt  an  ein   unabhängiges  Reichs- 
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gericht  verweisenden  Instanzenzuge  bei  weitem  nicht  mehr  dieselbe 
Wichtigkeit  hat,  wie  in  früheren  Zeiten. 

Dagegen  ist  die  Aufgabe,  die  Grenzen  der  Rechtsgebiete  des 
Staates  und  der  Kirche  —  allerdings  nur  im  Reichslande  Elsass- 
Lothringen  —  durch  Ausübung  der  staatskirchlichen  Gerichts- 
barkeit aufrecht  zu  erhalten,  jetzt  noch  ebenso  von  grosser  Be- 
deutung wie  je;  desgleichen  die  Wahrung  der  Rechte  des  Gesamt- 
staates gegenüber  den  Gliedstaaten  durch  Feststellung  der  Pflichten 
der  letzteren,  besonders  wenn  die  entscheidende  Behörde  auch  die 
Befugnis  hat,  ihr  Urteil  mit  der  Vollstreckungsklausel  —  Exekutions- 
beschluss  —  zu  versehen. 

Diesen  für  die  Allgemeinheit  wichtigen  Streitfällen  stehen  die 
*  ebenfalls  dem  Bundesrate  zugewiesenen  Streitigkeiten  aus  den  ver- 
schiedenen Gebieten  des  Verwaltungsrechts  an  Bedeutung  nach. 
Doch  legt  der  moderne  Staat  gerade  auf  sorgfältige  Ausbildung 
der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  besonderen  Wert.  An  Schwierigkeit 
werden  diese  Fälle  den  vorgenannten  uft  nicht  nachstehen. 

§  11. 

Verschieden  wie  die  Streitfälle,  welche  an  den  Bundesrat  ver- 
wiesen sind,  ist  die  Art  der  Thätigkeit,  welche  er  ihnen  widmen 
soll. 

Bei  der  Mehrzahl  ist  er  auf  Parteiverlangen  zur  förmlichen 
Urteilsfällung  verpflichtet. 

Dazu  berechtigt,  jedoch  nicht  verpflichtet  ist  er  bei  zwischen- 
staatlichen Streitigkeiten,  die  er  in  der  Regel  an  ein  von  ihm  zu 
bezeichnendes  oder  besonders  einzusetzendes  Gericht  verweisen 
wird. 

Anders  liegt  der  Fall  bei  Verfassungsstreitigkeiten ;  bei  diesen 
kann  eine  richterliche  Entscheidung  -  von  einem  Schiedsverträge 
der  Parteien  abgesehen  —  nur  dann  zu  stände  kommen,  wenn 
der  Bundesrat  sich  mit  dem  Reichstag  über  ein  die  Erledigung 
der  Streitigkeit  bezweckendes  Reichsgesetz  einigt.  Die  Thätigkeit 
des  Bundesrates  wird  sich  daher  nach  Scheitern  der  Vermittlungs- 
versuche in  Gesetzesanträgen  und  in  Beschlussfassung  über  Be- 
schlüsse des  Reichstages  äussern. 

Bei  Verfassungsstreitigkeiten  werden  dem  Bundesrate  in  erster 
Linie  Bemühungen  zu  gütlichem  Ausgleich  zur  Pflicht  gemacht. 
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Ein  Gleiches  wird  bei  zwischenstaatlichen  Streitigkeiten  vor- 
ausgesetzt, üeberhaupt  werden  die  Bemühungen  des  Bundesrates 
in  erster  Reihe  auf  einen  Vergleich  der  Parteien  gerichtet  sein, 
eine  Thätigkeit,  für  welche  er  als  eine  Versammlung  von  Staats- 
männern in  reichem  Maasse  Neigung  und  Geschick  haben  wird. 

Wie  verschieden  demnach  die  Thätigkeit  des  Bundesrates  zur 
Erledigung  der  ihm  zugewiesenen  öffentlichrechtlichen  Streitigkeiten 
in  den  verschiedenen  Fällen  sein  wird,  so  ist  sie  doch  stets  auf 
Feststellung  und  Durchführung  des  objektiven  oder  wenigstens  eines 
von  den  Parteien  anerkannten  Rechts  gerichtet.  Seine  Thätigkeit 
ist  eine  richterliche.  Der  Bundesrat  vertritt  die  Stelle  eines  Reichs- 
gerichts für  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

§  12- 

Aus  Staatsmännern  zusammengesetzt,  im  Mittelpunkte  des 
öffentlichen  Lebens  im  Reiche  stehend  und  beständig  mit  Fragen 
des  öffentlichen  Rechts  beschäftigt,  bringt  der  Bundesrat  diesen 
volles  Verständnis  und  grössere  Einsicht  als  irgend  ein  Gerichts- 
hof entgegen. 

Dennoch  ist  von  dieser  ausserordentlichen  Beherrschung  des 
Stoßes  bis  zur  mustergiltigen  Entscheidung  oder  auch  nur  richter- 
lichen Behandlung  der  Streitfälle  ein  weiter  Weg.  Mannigfache 
Umstände  können  dazwischen  eine  unüberbrückbare  Kluft  bilden. 

Seit  der  Ausstattung  des  deutschen  Bundesrates  mit  richter- 
lichen Befugnissen  ist  ununterbrochen  mit  grossem  Nachdruck 
behauptet  worden,  dass  dem  Bundesrate  jegliche  Befähigung  zur 
Uebung  der  Pflichten  eines  Gerichtshofes  durchaus  fehle. 

Bedenken  dieser  Art  müssen  jedenfalls  gänzlich  verstummen, 
soweit  die  Vermittlung  zwischen  den  Parteien  in  Frage  kommt. 
Vermöge  seiner  gründlichen  Kenntnis  der  einschlägigen  Fragen, 
der  diplomatischen  Ausbildung  vieler  seiner  Mitglieder  und  ver- 
möge seiner  Eigenschaft  als  Vertretungskörper  zahlreicher  an  Grösse 
und  Art  verschiedener  Staaten,  deren  Interessen  er  ausgleicht,  wird 
der  Bundesrat  namentlich  bei  den  wichtigsten  zu  seiner  Zuständig- 
keit gehörigen  Streitfragen  als  Vermittler  unschätzbare  Dienste 
leisten. 

Demnach  sind  die  im  folgenden  zu  erörternden  Bedenken  nur 
gegen  das  Recht  des  Bundesrates  zu  richterlicher  Entscheidung 

Fleischer,  Zuständigkeit  des  Bundesrates.  6 
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öffentlichrechtlicher  Streitigkeiten  mit  Einschluss  des  zur  Ent- 
scheidung iührenden  Prozessverfahrens  gerichtet. 

§  13. 

Im  Organismus  des  deutschen  Reiches  ist  der  Bundesrat 
Hauptorgan  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung. 

Wenn  ihm  gleichzeitig  aus  Gründen,  deren  Erörterung  vor- 
behalten bleibt,  richterliche  Befugnisse  übertragen  worden  sind,  so 
sind  diese  für  den  Bundesrat  nur  ein  Nebenamt1)  und  kommen 
gegenüber  der  ungeheuren  Ausdehnung  seiner  Thätigkeit  auf  den 
Gebieten  der  Regierung  und  der  Gesetzgebung  kaum  iu  Betracht. 
Der  Bundesrat  ist  in  dieser  Beziehung  den  Ministerien  der 
deutschen  Einzelstaaten  vor  Einführung  der  Verwaltungsgerichts- 
barkeit, als  noch  die  öffentlichrechtlichen  Streitigkeiten  in  letzter 
Instanz  vom  Ministerium  entschieden  wurden,  vergleichbar. 

Alles  was  man  gegen  diese,  jetzt  als  überlebt  betrachtete  und 
zum  grossen  Teil  abgeschaffte  Einrichtung  mit  Recht  eingewendet 
hat,  spricht  auch  gegen  die  Gerichtsbarkeit  des  Bundesrates.  Ins- 
besondere die  Erwägung,  dass  hohe  Regierungskollegien  in  der 
Regel  unter  dem  Banne  politischer  Ueberzeugungen  und  Wünsche 
stehen.  Diese  werden  im  Bundesrate  zwar  nicht  in  dem  Grade 
dem  Wechsel  unterliegen,  wie  in  den  Ministerien  parlamentarisch 
regierter  Einheitsstaaten,  da  der  Bundesrat  sich  aus  den  Vertretern 
vieler  Staaten  zusammensetzt;  aber  der  U  ebelstand  ist  unleugbar, 
dass  der  Bundesrat  wie  jede  politische  Körperschaft  zum  mindesten 
bei  Fällen  von  allgemeiner  Bedeutung  zuerst  erwägen  wird,  was 
im  Allgemeininteresse  zweckmässig  und  wünschenswert  sei,  nicht 
aber  auf  strenge  Unterscheidung  von  Recht  und  Unrecht,  ohne 
welche  ein  wirklicher  Richterspruch  undenkbar  ist,  das  Haupt- 
gewicht legen  wird. 

Diese  Betrachtungsweise  wird  sich  ihm  in  der  Regel  unbewusst 
durch  die  Macht  der  Gewohnheit  aufdrängen.  Demnach  ist  die 
Uehcrzeugung   gerechtfertigt,   dass   der  Bundesrat   zu  wahrhaft 


*}  „Ganz  in  der  Nebenkompetenz"  Bin  ding.  Di-ntsdie  Juristonzcitung 
1899.    8.  TO. 


Digitized  by  Google 


83  - 


richterlicher  Behandlung  und  Entscheidung  einer  öffentlichrecht- 
lichen Streitigkeit  nicht  befähigt  ist1)*). 

Der  Bundesrat  wird  in  bezug  auf  richterliche  Fähigkeiten 
noch  hinter  den  Ministerien  der  Einzelstaaten  zurückstehen.  In 
letzteren  sind  eine  Reihe  tüchtiger  Juristen  zur  Unterstützung 
der  Verwaltuugsbeamten  in  Rechtsfragen  thätig.  Dagegen  besteht 
der  Bundesrat  fast  ausschliesslich  aus  Verwaltungsbeamten  der 
verbündeten  Staaten. 

§  14. 

Wenn  der  deutsche  Bundesrat  für  zahlreiche  Fälle  mit  richter- 
lichen Befugnissen  ausgestattet  wurde,  so  hätte  man  zur  Aus- 
übung dieser  Thätigkeit  ein  ihrer  Eigenart  entsprechendes,  von 
dem  sonstigen  Geschäftsgang  der  Körperschaft  abweichendes  Ver- 
fahren festsetzen  müssen.  Man  hätte  dem  Bundesrate  eine  Prozess- 
ordnung geben  und  darin  die  Hauptgrundsätze  des  deutschen 
Gerichtsverfahrens  mit  den  Besonderheiten,  welche  durch  die  Natur 
der  zur  Verhandlung  gelangenden  Streitfälle  und  durch  die  Rück- 
sicht auf  das  Allgemeinwohl  geboten  erschienen,  zur  Anwendung 
bringen  müssen. 

Dies  ist  nicht  geschehen.  Allgemeine  Prozess Vorschriften  für 
den  Bundesrat,  welche  eine  gerechte  und  zweckentsprechende  Be- 
handlung der  Streitfälle  gewährleisteten,  fehlen  gänzlich. 

Für  einzelne  Fälle  sind  unbedeutende  Vorschriften,  besonders 
Anordnung  der  Vernehmung  des  Justizausschusses,  durch  Reichs- 
gesetz oder  durch  die  Geschäftsordnung  des  Bundesrates  fest- 
gesetzt worden. 

")  Rinding,  (a.  a.  0.  S.  73  f.)  beleuchtet  die  juristische  Fähigkeiten 
des  Bundesrates  treffend  durch  Hinweis  auf  dessen  Beschluss  vom  5.  Januar 
1899  in  der  Lippe'schcn  Streitfrage,  in  welchem  Binding  drei  Abweichungen 
Toni  geltenden  Recht  feststellt. 

*>  Äusserst  lehrreich  ist  die  Betrachtung  der  Art.  wie  die  deutsche 
Bundesversammlung  üffentlichrechtliche  Streitigkeiten,  z.  B.  Verfassuugs- 
streitigkciten  in  den  Staaten  des  Bundes,  bcsondors  auch  die  Schleswig- 
Holsteinischc  Erbfolgcfrago  behandelte.  Zu  Zeiten  des  deutschen  Bundes 
wurde  auch  einmal  der  Gedanke  angeregt,  wegen  der  mangelnden  juristischen 
Schulung  der  Bundestagsgesandten  eigene  Justizkonsulenten  für  den  Bundes- 
tag anzustellen.  Vgl.  die  Erklärung  des  Königreichs  Hannover  in  dem 
Wiener  Ministerialkouferenzen  von  1819—1820  beiKlüber,  Öffentliches  Recht 
des  Umtschen  Bundes.  S.  288  u.  289  Antn.  d. 

6* 
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Es  stände  dem  Bundesrate  frei,  sich  selbst  im  Wege  der 
Aenderung  seiner  Geschäftordnung  ein  Prozessgesetz  zu  geben 
Von  dieser  Befugois  hat  er  bisher  nicht  Gebrauch  gemacht. 

§  15. 

Vor  allem  hatte  man  bei  Ausstattung  des  deutschen  Bundes- 
rates mit  richterlichen  Befugnissen  das  wichtigste  Erfordernis 
jeglicher  richterlichen  Thätigkeit,  die  Unabhängigkeit  der  Richter 
und  die  unbeeinflusste  Freiheit  der  Entscheidung,  gewährleisten 
müssen.  Die  Reichsverfassung  müsste  deshalb  den  Satz  enthalten, 
dass  die  Bevollmächtigten  zum  Bundesrate  bei  Ausübung  richter- 
licher Befugnisse  an  die  Instruktion  ihrer  Regierung  nicht  ge- 
bunden, vielmehr  von  jeglicher  Beeinflussung  bei  Verhandlung 
und  Entscheidung  von  Rechtsstreitigkeiten  im  Bundesrate  ledig  sind. 

Die  Reichsverfassung  hätte  diesen  Gedanken  aus  der  eid- 
genössischen Verfassungs geschiente  entnehmen  können:  Nach  der 
sog.  Vermittlungs-  oder  Mediationsakte  für  die  schweizerische  Eid- 
genossenschaft vom  Jahre  1803  waren  die  Abgeordneten  der  Tag- 
satzung an  die  Instruktionen  ihrer  Kantone  gebunden.  Wenn  die 
Tagsatzung  jedoch  Streitigkeiten  zwischen  Kantonen  zu  entscheiden 
hatte,  stimmten  die  Abgeordneten  ohne  Instruktion 2). 

Ein  ähnliches  Beispiel  bietet  die  ältere  Geschichte  der 
Schweiz.  In  der  alten  Eidgenossenschaft  wurden  Streitigkeiten  der 
Kantone  vor  ein  Schiedsgericht  gebracht.  Die  Schiedsrichter. 
Mitglieder  der  Räte  der  streitenden  Kantone,  waren  für  die  Dauer 
des  Verfahrens  von  dem  ihrer  Obrigkeit  geleisteten  Eide  ent- 
bunden, um  ein  freies  Urteil  abgeben  zu  können. 

Im  deutschen  Reiche  sind  die  Mitglieder  des  Bundes- 
rates auch  bei  Verhandlung  und  Entscheidung  von  Rechts- 
streitigkeiten  an  die  Instruktion  ihrer  Regierung  gebunden. 
Wenn  z.  B.  die  Regierung  eines   deutschen  Bundesstaates  ihren 


')  Hei  Entscheidung  über  einen  recours  comme  (Tubus  aus  dem  Kcichs- 
lande  ist  <ler  Bundesrat  an  die  Bestimmung  des  Organischen  Artikels  8,  dass 
die  Verhandlung  und  Entscheidung  „dans  la  forme  administrative"  zu  er- 
folgen hat  (Vgl.  oben  8.  L'!>)  gebunden.  IMese  Vorschrilt  könnte  nur  im 
Weg«-  eines  tiesetzes  ausser  Kraft  gesetzt  werden. 

*)  Für  diesen  Fall  hatte  jeder  Kanton  nur  eine  .Stimme.  Auch  diese 
weise  Bestimmung  wäre  für  die  Kcichsverfassung  nachahmenswert  gewesen. 


Digitized  by  Google 


-  85 


Bundesratsbevollmächtigten  anwiese,  stets  auf  die  Einschränkung 
der  Macht  eines  anderen  Bundesstaates  hinzuwirken,  oder  etwa, 
hei  Verfassungsfragen  unbedingt  den  Standpunkt  der  Regierung 
zu  vertreten,  so  würden  die  Bevollmächtigten  auch  bei  streitigen 
Fällen  dieser  Anweisung  nachkommen  müssen. 

Derartige  Fälle  können  um  so  eher  eintreten,  als  die  ver- 
bündeten Regierungen  bei  manchen  Streitfällen  der  Meinung  sein 
worden,  dass  nicht  eine  reine  Rechtsfrage,  sondern  dass  eine  Macht- 
frage vorliegt,  für  deren  Erledigung  nicht  juristische,  sondern 
politische  Erwägungen  massgebend  seien. 

Wird  aber  ein  Streitfall  von  den  verbündeten  Regierungen 
als  eine  Rechtestreitigkeit  anerkannt,  so  ist  zu  erwarten,  dass  sie 
nach  ihrer  Rechtsüberzeugung  die  Abstimmung  ihres  Gesandten 
bestimmen. 

Da  die  Bevollmächtigten  der  Anweisung  folgen  müssen,  be- 
steht der  Reichsstaatsgerichtshof  im  Grunde  nicht  aus  den  Bundes- 
ratebevollmächtigten,  sondern  aus  den  Regierungen  der  25  ver- 
bündeten Staaten !).  Dass  unter  diesen  Umständen  keinerlei 
Bürgschaft  für  einen  gerechten  Spruch  vorhanden  ist,  ist  kaum 
zu  bestreiten. 

Dieser  Gerichtehof  wird  noch  eigenartiger,  wenn  einzelne  Re- 
gierungen, was  ihnen  naturgemäss  freisteht,  ihren  Bevollmächtigten 
für  die  Urteilsfällung  die  Befugnis  eines  selbständigen  Urteils 
verstatten.  Dann  haben  wir  ein  aus  Staatsregierungen  und  ein- 
zelnen Richtern  gemischtes  Gericht. 

Verfügen  diese  Regierungen  über  mehrere  Stimmen,  so  müssen 
die  Bevollmächtigten,  wenn  auch  nicht  gleicher  Meinung,  doch 
ein  übereinstimmendes  Urteil  abgeben. 

§  16. 

Die  deutschen  Regierungen,  welche,  wie  wir  gesehen  haben, 
vermittels  der  Instruktion  ihrer  Bevollmächtigten  das  Urteil  des 

*)  Treffend  Binding,  a.  a.  0.  S.  73:  „Ein  Gerichtshof,  fast  noch  eigen- 
tümlicher aber  dadurch,  dass  keiner  der  Richter  eine  eigene  Meinung  hat 
oder  wenigstens  äussern  darf  und  dass  doch  17  und  6  und  4  Richter  je  die 
gleiche  Meinung  hahen  müssen.  Das  Urteil  wird  eben  nicht  im  Bundesrate, 
sondern  die  eiuselnen  Stimmen  werden  in  den  Regierungen  der  ßinzelstaatcn 
festgestellt  und  auf  dem  Wege  bindender  Instruktion  in  den  Bundesrat 
telephoniert." 
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Bundesrates  bestimmen,  können  an  der  Beratung  und  Beschluss- 
fassung über  Rechtstreitigkeiten  auch  dann  teilnehmen,  wenn 
sie  oder  die  von  ihnen  geleiteten  Staaten  an  dem  Streit  als  Par- 
teien beteiligt  sind,  in  den  Fällen  des  Art.  76  Abs.  1  u.  *_\ 
Art.  7  Ziff.  3,  Art.  19,  Art.  77  der  R.V. 

Dies  ist  doch  sicherlich  ein  Zustand,  der  allen  Reehtsbegrifien 
widerspricht.  Dazu  kommt  noch,  dass  die  einzelnen  Staaten  eine 
verschiedene  Stimmenzahl  haben,  dass  der  grösste  Staat,  Preussen. 
gegenüber  den  meisten  anderen  Staaten  eine  siebzehn  fache  Stimm- 
zahl in  die  Wagschale  wirft. 

Wenn  diese  Stimmverteilung  bei  Ausübung  der  eigentlichen 
Befugnisse  des  Bundesrates  in  der  Gesetzgebung  und  Regierung 
der  Billigkeit  entspricht,  so  ist  sie  dagegen  für  die  richterlichen 
Geschäfte  des  Bundesrates  unbegründet,  und  ihre  Geltung  auch 
für  Verhandlung  und  Entscheidung  von  zwischenstaatlichen  Streitig- 
keiten geradezu  widersinnig1). 

B. 

Die  Einrichtungren  anderer  Bundesstaaten. 

T.  Der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

§  17. 

Für  die  Erwägung  der  Mängel  und  Vorzüge  der  öffentlich- 
rechtlichen  Jurisdiktion  des  deutschen  Bundesrates,  für  die  Ent- 
scheidung der  Frage,  inwieweit  staatsrechtliche  Bundesgerichte 
vorzuziehen  seien,  ist  eine  vergleichende  Betrachtung  der  ein- 
schlägigen Einrichtungen  der  beiden  ausserdeutschen  Bundesstaaten, 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft, von  Nutzen  und  Interesse,  zumal  da  diese  von 
den  Freunden  der  Bundesgerichte  als  Vorbilder  für  die  zukünftige 
Gestaltung  des   deutschen  Rechtszustandes    hingestellt  werden. 

')  Vgl.  Binding,  a.  a.  0.  S.  7*2  f.,  welcher  folgendes  Beispiel  bildet: 
_l)cr  Streit  geht  zwischen  Preussen  und  Bayern  oder  Kcuss  iL  L.  Cnter  den 
Richtern  sitzen  aber  die  streitenden  Staaten  selbst  und  so  hat  Preussen 
Sonne  und  Wind  für  sieh.  Denn  es  wirft  seine  17  Stimmen  gegen  die 
G  bayrischen  oder  die  eine  russische  mit  grossem  Gewicht,  vielleicht  aus- 
schlaggebend in  die  Wagschale." 
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a.  Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  kennt  nur  für  den 
einen  Fall  des  „iropeachmentu,  der  politischen  Anklage  gegen 
Rundesbeamte,  eine  richterliche  Kompetenz  politischer  Behörden; 
die  Anklage  wird  von  dem  Repräsentanten  hause  erhoben,  und 
darüber  vom  Senat«  verhandelt  und  entschieden1). 

Alle  sonstigen  Rechtsstreitigkeiten  werden  von  den  Gerichts- 
behörden, und  zwar,  da  die  Vereinigten  Staaten  eine  besondere 
Venvaltungsgenchtsbarkeit  nicht  kennen,  ausschliesslich,  ob  öffentlich- 
rechtlich  oder  privatrechtlich,  von  den  ordentlichen  Gerichten  ent- 
schieden. Diese  scheiden  sich  in  Bundes-  und  in  Staatengerichte, 
da  auch  in  unterster,  wie  in  mittler  und  höchster  Instanz  Bundes- 
gerichte thätig  sind. 

Artikel  III,  Abschnitt  1,  Satz  1  der  Bundesverfassung  be- 
stimmt*): „Die  richterliche  Gewalt  der  Vereinigten  Staaten  liegt 
in  den  Händen  eines  obersten  Gerichtshofes  und  so  vieler  Unter- 
gerichte, als  der  Kongress  von  Zeit  zu  Zeit  verordnen  und  ein- 
setzen will." 

Nach  Abschnitt  2  des  Artikels  III  erstreckt  sich  die  Zu- 
ständigkeit der  Bundesgerichtc 

1.  „auf  alle  Fälle  nach  gemeinem  Recht  oder  nach  Billigkeits- 
recht, die  auf  Grund  dieser  Verfassung,  der  Gesetze  der  Ver- 
einigten Stallten,  der  bereits  von  den  Vereinigten  Staaten  ab- 
geschlossenen oder  künftigen  Verträge  derselben,  unter  ihrer 
Hoheit,  entstehen, 

2.  auf  alle  Fälle,  die  Botschafter  und  andere  diplomatische  Beamte 
oder  Konsuln  betreffen, 

3.  auf  alle  Fälle  der  Admiralität  und  Seegerichtsbarkeit, 

4.  auf  Prozesse,  in  denen  die  Vereinigten  Staaten  Partei  sind, 


')  Die  durch  die  verfassungsmässige  Verpflichtung  der  Vereinigten 
Staaten  (Art.  IV  Abschnitt  4  der  Bundesvcrf.).  jedem  Staat  in  der  l'nion  eine 
republikanische  Regier  ungsform  zu  garantieren,  für  die  Hundesregierung  und 
zwar  für  den  Kongress  (Vgl.  v.  Holst,  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  S.  128)  erwachsene  Aufgabe,  zu  prüfen,  ob  die  Verfassungen 
«ler  Kinzclstaaten  eine  wahrhaft  republikanische  Kcgierungsform  aufweisen, 
enthält  eine  politische  Aufsichtsbefugnis,  nicht  eine staatsrcchsliche  Jurisdiktion. 

')  Die  Bestimmungen  der  Unionsverfassung  werden  nach  der  Über- 
setzung von  Rentner,  „Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika" 
angeführt. 
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5.  auf  Prozesse  zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten  !), 

6.  auf  Prozesse  zwischen  einem  Staate  und  Bürgern  eines  anderen 
Staates8), 

7.  auf  Prozesse  zwischen  Bürgern  verschiedener  Staaten, 

8.  auf  Prozesse  zwischen  Bürgern  desselben  Staates  wegen  An- 
sprüchen auf  Land  auf  Grund  der  Verleihung  seitens  ver- 
schiedener Staaten, 

9.  auf  Prozesse  zwischen  einem  Staate  oder  dessen  Bürgern  und 
fremden  Staaten  oder  dessen  Bürgern  oder  Unterthanen 2). 
Einschränkend  entzieht  der  Zusatzartikel  XI  zur  Bundesver- 
fassung diejenigen  Prozesse,  welche  nach  gemeinem  Recht  oder 
nach  Billigkeitsrecht  zu  beurteilen  sind  und  die  gegen  einen  der 
Vereinigten  Staaten  von  Bürgern  eines  anderen  Staates  oder  von 
Bürgern  oder  Unterthanen  eines  auswärtigen  Staates  angestrengt 
oder  fortgesetzt  werden  —  Streitfälle  aus  Ziffer  6  und  ^  der 
obigen  Aufzählung  nach  Artikel  III  der  B.V.  — ,  der  richterlichen 
Gewalt  des  Bundes,  sodass  für  diese  Fälle  die  Gerichte  des  ver- 
klagten Staates  allein  zuständig  sind. 

Nicht  in  allen  verfassungsmässig  zur  Kompetenz  der  Bundes- 
gerichte gehörigen  Fällen  sind  jedocli  diese  ausschliesslich  zuständig; 
vielmehr  besteht  bei  einem  Teil  eine  konkurrierende  Jurisdiktion 
der  Staaten gerichte.  Von  diesen  können  die  Streitfälle  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  an  die  Bundesgerichte  überführt  werden. 

b.  Die  vom  Kongress  geschaffenen  unteren  Bundesgerichte 
sind  die  Kreis-,  Bezirks-, Kreisberufungsgerichte  und  das  Beschwerde- 
gericht. 

Das  Oberbundesgericht  entscheidet  in  allen  Streitsachen,  die 
Botschafter  oder  andere  diplomatische  Beamte  oder  Konsuln  be- 
treffen, sowie  in  denjenigen,  in  welchen  ein  Staat  Partei  ist,  in 
erster  und  letzter  Instanz. 


')  Zur  Kompetenz  der  Bundesgerichtsbarkeit  und  zwar  des  Oberbundes- 
gerichtes gehören  nach  zahlreichen  Kntsehcidungen  des  letzteren  besonders 
auch  Grcnzstreitigkciten  zwischen  verschiedenen  Staaten.  Vgl.  Rüttimann, 
daa  nordamerikanische  Hundesstaatsrecht  1,  S.  ^4.  v.  Holst,  a.  a.  <>.  S.118. 
v.  Holst,  fa.  a.  O.)  bemerkt,  es  sei  jetzt  kaum  zu  besorgen,  dass  je  ein 
Streitfall  zwischen  Staaten  entstehen  könne,  hinsichtlich  dessen  die  Kompe- 
tenz der  Huudcsgerichte  ernstlich  und  mit  Nachdruck  bestritten  werden  würde. 

*;  Die  durch  Zusatzartikel  XI  der  Hundesverfassung  geschaffene  Kin- 
schränkung  im  Folgenden. 
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Oberste  Instanz  ist  das  Ober-Bundesgericht  ausserdem  in  den 
meisten  sonst  zur  Zuständigkeit  der  Hundesgerichte  gehörigen 
Streitfällen. 

Seine  ausserordentliche  Bedeutung  beruht  besonders  auch  auf 
dem  Umstände,  dass  den  Bundesgerichten  nach  Ziffer  1  des  Abs.  2 
Art.  III  der  B.V.  die  Befugnis,  über  die  Verfassungsmässigkeit 
von  Gesetzen  und  über  die  Gesetz-  und  Verfassungsmässigkeit  von 
Regierungsverfügungen  eine  Entscheidung  abzugeben,  zusteht.  Die 
Bundesgerichte  befinden  sowohl  darüber,  ob  Gesetze  oder  Regierungs- 
verfügungen .  des  Bundes  und  der  Einzelstaaten  in  der  durch  Ver- 
fassung bezw.  durch  Gesetze  vorgeschriebenen  Form  entstanden 
und  verkündet,  also  der  Form  nach  richtig  sind,  als  auch  darüber, 
ob  ihr  Inhalt  nicht  der  Verfassung,  den  Gesetzen  oder  Staatsver- 
trägen der  Union  oder  bezw.  der  Verfassung  und  den  Gesetzen 
des  Einzelstaates  zuwiderläuft,  ob  sie  auch  materiell  gültig  sind. 
Indem  also  die  Bundesgerichte  auch  darüber  befinden,  ob  der  Bund 
verfassungswidrig  in  das  Rechtsgebiet  der  Einzelstaaten  eingedrungen, 
oder  ein  Einzelstaat  zu  Unrecht  die  Rechtssphäre  der  Union  ver- 
letzt hat,  entscheiden  sie  Kompetenzkonflikte  zwischen  der  Bundes- 
gewalt und  den  Einzelstaatsgewalten1).  Alle  diese  verfassungs- 
rechtlichen Entscheidungen  der  Bundesgerichte  ergehen  jedoch 
nicht  auf  abstrakte  Klagen,  sondern  erfolgen  bei  Gelegenheit  be- 
stimmter Rechtsfälle,  welche  vor  die  Bundesgerichte  gebracht  werden. 
Ruttimann  erläutert  den  von  der  Unionsverfassung  angewendeten 
Ausdruck  „Rechtsfälle"  treffend  dahin2),  es  müsse  ein  Streit  über 
ein  bestimmtes  konkretes  Verhältnis,  welches  von  den  Parteien 
einem  Gerichte  auf  dem  gesetzlich  vorgeschriebenen  Wege  zur  Er- 
ledigung vorgelegt  sei,  vorhanden  sein.  Gelegentlich  derartiger 
konkreter  Fälle  geben  die  Bundesgerichte  ihrer  Ueberzeugung 
über  die  Rechtmässigkeit  von  einzelnen  zu  dem  streitigen  Rechts- 
verhältnis in  Beziehung  stehenden,  oder  von  den  Parteien  in  Be- 
ziehung gebrachten  Gesetzgebungs-  oder  Verwaltungsakten  dadurch 
Ausdruck,  dass  sie  bejahenden  Falls  dieselben  als  gültig  an  wenden, 
verneinenden  Falls  unter  Darlegung  der  Gründe  als  nichtig  er- 
klären und  als  nicht  vorhanden  betrachten.  Durch  diese  Gelegenheits- 

i)  Vgl.  v.  Holst.  a.a.O.  S.  32  ff.  Brie,  Theorie  der  Staatsver- 
bindnngen,  S.  112. 

*)  Küttimann,  a.  a.  Ü.    I,  §  289,  S.  345.    Ähnlich  v.  Holst,  S.  35. 
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urteile  der  Bundesgerichte  werden  die  davon  betroffenen  Gesetze 
oder  Regierungsverfügungen  an  sich  um  so  weniger  in  ihrem  that- 
sächlichen  Bestehen  berührt,  als  die  Meinungen  der  zahlreichen 
Bundesgerichte  ganzlich  verschieden  sein  können  und  das  Ober- 
bundesgericht  selbst  seine  Meinung  rindern  kann1).  Gicht  das 
Oberbundesgericht  jedoch  durch  wiederholten  Ausspruch  der  Un- 
gültigkeit eines  Gesetzes,  eines  .Staatsvertrages  oder  einer  Regierungs- 
verfügung diese  Ueberzeugung  als  feststehend  und  unabänderlich 
zu  erkennen,  so  sind  diese  Akte  in  Wirklichkeit  undurchführbar 
und  stehen  nur  auf  dem  Papier,  da  jeder,  der  sich  durch  ihre 
Anwendung  beschwert  fühlt,  die  Bundesgerichte,  zuletzt  das  Ober- 
bundesgericht anrufen  wird. 

c.  Die  Richter  des  Bundes  entbehren  nicht  der  üblichen 
Sicherung  ihrer  Unabhängigkeit.  Sie  werden  auf  Lebenszeit  an- 
gestellt und  erhalten  ein  festes  Gehalt,  das  während  ihrer  Amts- 
tätigkeit nicht  herabgesetzt  werden  darf.  Ihres  Amtes  können 
sie  nur  dadurch  enthoben  werden,  dass  der  Senat  sie  auf  Anklage 
des  Repräsentantenhauses  wegen  Hochverrats.  Bestechung  oder 
anderer  schwerer  Verbrechen  oder  Vergehen  verurteilt. 

Vorbedingung  ihrer  Anstellung  ist  nach  dem  Gesetz  über 
den  Civildienst  vom  U>.  Januar  1X83  der  Nachweis  ihrer  wissen- 
schaftlichen und  praktischen  Vorbildung  durch  Ablegung  einer 
Prüfung  vor  der  Civildienstkommissiun 

II.  Der  schweizerischen  Kidgenossenschaft. 

a.  Das  Bundesgericht. 

§  ls. 

Der  vorstehend  in  Kürze  dargestellte  Rechtszustand  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  kann  wegen  des  in  Deutschland  als 

')  v.  Holst  (S.  35)  benennt  Beispiele,  um  darzulegen,  das  das  Ober- 
bundesgericht in  der  That  seine  Ansieht  bei  verfassungsrechtlichen  Fragen 
von  grösstcr  Wichtigkeit  nach  verhältnissmässig  kurzer  Zeit  geändert  hat. 

*)  Vgl.  Rentner,  die  Verfassung  für  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  S.  13«;. 

a)  In   den   nach   gemeinem   Recht  zu  entscheidenden  Fallen  haben  die 
Parteien  ein   Recht,   die    Kntscheidung  durch   beschworene   zu  verlangen, 
vorausgesetzt,  dass  der  Streitgegenstand  den  Wert  von  20  l)ollars  ubersteigt 
Zusatzartikel  7.    Vgl.  Rentner,  S.  138  u.  1G6. 
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überlebt  verworfenen  Grundsatzes,  sämtliche  Rechtsstreitigkeiten 
des  öffentlichen  wie  des  privaten  Rechts  den  ordentlichen  Civil- 
gerichten  zuzuweisen,  nicht  vorbildlich  sein. 

Grössere  Beachtung  verdienen  die  Einrichtungen  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft,  weil  sie  der  Notwendigkeit,  öffentlich- 
rechtliche Streitigkeiten  in  besonderem  Verfahren  zur  Entscheidung 
zu  bringen,  in  höherem  Masse  gerecht  werden. 

Das  Bundesgericht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  be- 
steht erst  seit  1848,  mit  der  jetzigen  umfassenden  Zuständigkeit 
sogar  erst  seit  der  jüngsten  Verfassungsreform  des  Jahres  1874  1). 
Es  hat  eine  ausgedehnte  Kompetenz  für  Fälle  des  Civil-,  Straf- 
nnd  Staatsrechts. 

Nur  in  letzterer  Beziehung  ist  es  für  unsere  Betrachtung  von 
Interesse. 

Die  Ueberzeugung,  welche  der  Bundesrat  der  Eidgenossenschaft 
in  der  Botschaft  vom  17.  Juni  1870  betreffend  die  Revision  der 
Bundesverfassung  mit  den  Worten  kundgab8):  „Für  Klagen 
über  Rechtsverletzungen  ist  der  Richter  in  aller  Welt  die  natür- 
liche Entscheidungsinstanz,  nicht  die  Regierung  und  nicht  der 
gesetzgebende  Körper,"  ist  durch  die  Verfassung  von  1874  nicht 
völlig  verwirklicht  worden.  Vielmehr  sind  jetzt  für  die  Eidgenossen- 
schaft drei  verschiedenartige  Behörden  zur  Entscheidung  von 
öffentlichrechtlichen  Streitigkeiten  zuständig,  das  Bundesgericht, 
der  Bundesrat  und  die  Bundesversammlung. 

a.  Das  Bundesgericht  ist  zur  Erhaltung  einer  freien  und 
würdigen  Stellung  sorgfältig  mit  Garantien  der  Unabhängigkeit 
ausgestattet 3). 

Es  besteht  aus  9  Mitgliedern  und  9  Ersatzmännern,  welche 
von  der  vereinigten  Bundesversammlung  auf  eine  Amtsdauer  von 
G  Jahren  gewählt  und  beeidigt  werden. 

*)  Von  Orelli  wird  es  als  der  Glanzpunkt  der  Verfassung  von  1874 
bezeichnet  (Orelli,  S.  38).  Vgl.  über  das  schweizerische  Bundesgericht 
die  Ausführungen  von  Duos,  Das  öffentliche  Hecht  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft, Theil  II,  Abschnitt  7,  C.  S.  72  ff. 

»)  Blumer-Morcl  11  2,  S.  138. 

»I  Art.  106  —  114  der  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874  enthalten 
die  wichtigsten  Grundsatze  über  das  Bundesgericht:  die  näheren  Be- 
stimmungen giebt  das  Gesetz  über  die  Organisation  der  Bundesrechtspllege 
vom  27.  Juni  1874.    Vgl.  Üubs  11,  S.  83  ff. 
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Jeder  in  den  Nationalrat  wählbare  Schweizer  weltlichen 
Standes  ist  zum  Mitgliede  des  Kundesgerichts  wählbar.  Ausgenommen 
sind  jedoch  die  Mitglieder  des  Bundesrates  und  die  von  ihm  ge- 
wählten Beamten  sowie  Mitglieder  der  Bundesversammlung. 

Die  Richter  sind,  abgesehen  von  verwandtschaftlichem  Inter- 
esse am  Ausgange  eines  Prozesses,  von  der  Ausübung  des  Kichter- 
amtes  kraft  Gesetzes  ausgeschlossen  in  Sachen  einer  juristischen 
Person,  der  sie  angehören,  besonders  in  Streitfällen,  wo  ihre 
Heimatsgemeinde  oder  ihr  Heimatskanton  Prozesspartei  ist  oder 
bei  Beschwerden,  welche  sich  gegen  die  gesetzgebende  Körperschaft 
oder  gegen  die  Regierung  ihres  Kantones  richten. 

ß.  Das  Verfahren  des  Bundesgerichtes  bei  Behandlung  staats- 
rechtlicher Streitigkeiten  ist  nach  Art.  Ol  des  Bundesgesetzes  über 
die  Organisation  der  Bundesreehtspflege  grundsätzlich  schriftlich. 
Ein  Mitglied  des  Bundesgerichtes  instruiert  den  Prozess,  hört  die 
Parteien  und  sorgt  für  Erhebung  der  erforderlichen  Beweismitte  1 

In  besonderen  Fällen  kann  eine  mündliche  Verhandlung  vor 
dem  Bundesgerichte  verstattet  werden. 

y.  Die  für  die  Parteien  verbindlichen  Entscheidungen  des 
Bundesgerichtes  als  Staatsgerichtshofes  werden  vom  Bundesrate 
vollzogen. 

g  1!». 

Zuständigkeit  des  Bu  ndes  gerieb  t  es   für  staatsrechtliche 

Streitigkeiten  l). 

Nach  Art.  113  Abs.  1  der  Bundesverfassung  urteilt  das  Bundes- 
gericht 

1.  über  Kompetenzkonflikte  zwischen  Bundesbehörden  einerseits  und 
Kantonalbehörden  andererseits, 

2.  über  Streitigkeiten  staatsrechtlicher  Natur  zwischen  Kantonen, 
über  Beschwerden  betreffend  Verletzung  verfassun  gsmässiger  Rechte 
der  Bürger,  sowie  über  solche  von  Privaten  wegen  Verletzung 
von  Konkordaten  (zwischen  Kantonen )  und  Staatsverträgen  (mit 
dem  Auslande;. 

Zu  den  Streitigkeiten  staatsrechtlicher  Natur  zwischen  Kantonen 
gehören  nach  Art.  f>7  des  Organisationsgesetzes  insbesondere  Grenz- 

•)  D  ubs  II,  S.  87  ff. 
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und  Auslieferungsstreitigkeiten  zwischen  Kantonen,  Streitigkeiten 
über  Anwendung  zwischenstaatlicher  Verträge  und  Kompetenz- 
streitigkeiten zwischen  Behörden  verschiedener  Kantone. 

Durch  das  Recht  der  Entscheidung  über  Beschwerden  wegen 
Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte  ist  dem  Bundesgerichte 
grundsätzlich  der  Schutz  der  sämtlichen  Freiheitsrechte  der  Schweizer- 
bürger zugewiesen.  Als  zu  dieser  Kompetenz  gehörig  fasst  das 
Hundesgericht,  wie  Orelli  mitteilt1),  auch  die  Beschwerden  wegen 
Justizverweigerung  auf. 

Für  die  nach  Abs.  1  des  Art.  113  reich  bemessene  Zu- 
ständigkeit des  Bundesgerichtes  werden  jedoch  durch  die  Absätze 
2  u.  3  desselben  Artikels  zwei  einschneidende  Einschränkungen 
geschaffen. 

Einmal  werden  die  durch  die  Bundesgesetzgebung  näher  fest- 
zustellenden Administrativstreitigkeiten  von  der  Entscheidung  des 
Bundesgerichts  ausgeschlossen. 

Andererseits  wird  dem  Bundesgericht  das  Recht,  über  die 
Verfassungsmässigkeit  von  Beschlüssen  der  Bundesversammlung 
zu  entscheiden,  durch  folgende  Bestimmung  versagt:  „In  allen 
diesen  Fällen  sind  jedoch  die  von  der  Bundesversammlung  er- 
lassenen Gesetze  und  allgemein  verbindlichen  Beschlüsse,  sowie 
die  von  ihr  genehmigten  Staatsverträge  für  das  Bundesgericht 
massgebend". 

Die  Kompetenz  des  eidgenössischen  Bundesgerichtes  unter- 
scheidet sich  dadurch  aufs  Schärfste  von  der  der  nordamerikani- 
schen Bundesgerichte2),  welchen,  wie  oben  dargelegt,  das  Recht, 
bei  der  Beurteilung  von  Streitfällen  Beschlüsse  des  Kongresses 
auf  ihre  üebereinstimmung  mit  dem  Verfassungsrecht  zu  prüfen, 
uneingeschränkt  zusteht. 

Zu  der  Befugnis  des  Bundesgerichtes,  über  staatsrechtliche 
Streitigkeiten  zwischen  Kantonen  zu  entscheiden,  sei  ergänzend  be- 
merkt, dass  dadurch  den  Kantonen  der  Weg  des  Vergleichs  oder 
des  Schiedsgerichts  nicht  verschlossen  wird3).    Solehe  Vergleiche 


')  Orelli,  S.  42  Anmerkung. 

»}  Rütthnann  I,  S.  288  ff.    Dubs  II,  S.  92.    Orelli,  S.  44. 

•)  In  der  Zeit  der  alten  Eidgenossenschaft  war  in  den  Buudesbriefcn 
Verweisung  der  Streitigkeiten  zwischen  Kantonen  an  ein  Schiedsgericht,  an 
-eidgenössisches   Hecht"    vorgesehen,   wobei  er.st  ein  Verfahren  „in  Minne", 
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oder  Schiedssprüche  werden  nach  Art.  10*2  Ziffer  5,  ebenso  wie 
Urteile  des  Bundesgerichtes,  vom  Bundesrate  vollstreckt. 

b.  Die  richterlichen  Befugnisse  des  schweizerischen  Bundesrates. 

§  20. 

Die  oberste  Regierungsbehörde  der  Eidgenossenschaft,  der  aus 
7  Mitgliedern  bestehende  Bundesrat,  hat  —  darin  dem  deutschen 
Bundesrate  vergleichbar  —  neben  einer  Unzahl  von  Befugnissen 
auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung1)  in  zahlreichen,  teilweise  sehr 
wichtigen  Fällen  als  Verwaltungsgericht  zu  dienen. 

Art.  102  Ziffer  2  der  Bundesverfassung  giebt  dafür  den 
Grundsatz:  Er  (der  Bundesrat)  hat  für  Beobachtung  der  Verfassung, 
der  Gesetze  und  Beschlüsse  des  Bundes,  sowie  der  Vorschriften 
eidgenössischer  Konkordate  zu  wachen;  er  trifft  zur  Handhabung 
derselben  von  sich  aus  oder  auf  eingegangene  Beschwerde,  soweit 
die  Beurteilung  solcher  Rekurse  nicht  nach  Art.  113  dem  Bundes- 
gerichte übertragen  ist,  die  erforderlichen  Verfügungen."  Die 
ausführlichen  Bestimmungen  enthält  das  Organisationsgesetz  in 
Art.  59  Absatz  2 8).  Die  demnach  dem  Bundesgericht  entzogenen 
in  erster  Instanz  vom  Bundesrat  zu  entscheidenden  Administrativ- 
streitigkeiten beziehen  sich  auf  die  Bestimmungen  der  Bundes- 
verfassung betreffend  unentgeltliche  Ausrüstung  der  Wehrmänner, 
das  Schulwesen  der  Kantone,  die  Handels-  und  Gewerbefreiheit, 
die  noch  anerkannten  Verbrauchssteuern  und  die  Eingangsgebühren 
von  Wein  und  anderen  geistigen  Getränken,  betreffend  Rechte  der 
Niedergelassenen,  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  und  freie  Aus- 
übung gottesdienstlicher  Handlungen 3),  Civilstand  und  Begräbnis- 
platze. 

dann  ein  Rechtsverfahreu  stattfand.  Diese  dem  deutsehen  Austrägalvcr- 
fahren  ähnliche  Einrichtung  blieb  bis  zur  Hundes  Verfassung  von  1848 
herrschend,  wenn  auch  nicht  ununterbrochen  und  in  unveränderter  Form. 

')  Auf  dein  Gebiete  der  Gesetzgebung  hat  er  nur  ein  Vorschlagsrecht. 

f)  Vgl.  diese  Gesetzesbestimmung,  welche  auch  die  einschlägigen  Ver- 
fassungsartikel benennt,  bei  Orelli,  S.  43. 

a)  Mit  Ausnahme  der  Anstände  wegen  Besteuerung  zu  gunsten  einer 
andersgläubigen  Religionsgesellschaft  und  der  Anstände  aus  dem  Hrivatrecht, 
welche  aus  der  Bildung  uud  Trenuung  von  Religionsgesellschaften  entstehen ; 
diese  Streitfälle  unterliegen  der  Entscheidung  dos  Bundoagerichtes. 
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Ebenso  unterliegen  der  Entscheidung  des  Bundesrates  in 
erster  Instanz  Beschwerden  über  die  Anwendung  der  ßundesgesetze 
betreffend  die  Ausübung  der  Fischerei  und  Jagd,  betreffend  den 
Ausweis  der  Befähigung  zu  wissenschaftlichen  Berufsarten,  über 
die  Kinderarbeit  in  den  Fabriken,  den  Schutz  der  Fabrikarbeiter, 
über  den  Geschäftsbetrieb  von  Auswanderungsagenturen  und  von 
privaten  Versicherungsbetrieben,  über  die  Ausgabe  und  Einlösung 
von  Banknoten  und  die  Festsetzung  von  Mass  und  Gewicht,  über 
gemeingefährliche  Epidemien  und  Viehseuchen,  Beschwerden  gegen 
die  Gültigkeit  kantonaler  Wahlen  und  Abstimmungen,  endlich 
Anstünde  herrührend  aus  denjenigen  Bestimmungen  der  Staats- 
verträge  mit  dem  Auslande,  welche  sich  auf  Handels-  und  Zoll- 
verhältnisse, Patentgebühren,  Niederlassung,  Befreiung  vom  Militär- 
pflichtersatze  und  Freizügigkeit  beziehen. 

Wie  aus  dieser  Aufzählung l)  ersichtlich,  sind  die  Kompetenzen 
des  schweizerischen  Bundesrates  als  öffentlichrechtlichen  Gerichts 
äusserst  mannigfach  und  zahlreicher  als  die  des  deutschen  Bundes- 
rates, neben  dem  noch  mehre?  e  Sondervenvaltungsgerichte  thätig 
sind  -). 

c.  Die  Bundesversammlung. 

§  21. 

Beschwerden  gegen  Entscheidungen  des  schweizerischen  Bundes- 
rates in  Administrativstreitigkeiten  entscheidet  die  aus  der  Ver- 
tretung der  Kantone,  dem  Ständerate,  und  aus  dem  Nationalrate, 
der  Vertretung  des  schweizerischen  Volkes,  bestehende  Bundes- 
versammlung. 

Ihr  liegt  auch  die  Sorge  für  Aufreehterhaltung  der  Kantonal- 
verfassungen und  dieErzwingungder  bundesmässigen  Verpflichtungen 
der  Kantone  ob.  Art.  85  der  Bundesverfassung  besagt  nämlich: 
„Die  Gegenstände,  welche  in  den  Geschäftskreis  beider  Räte  fallen, 
sind  insbesondere  folgende:  7.  Garantie  der  Verfassungen  und 
des  Gebietes  der  Kantone;  Intervention  infolge  der  Garantie; 
Massregeln   für  die  innere  Sicherheit,  für  Handhabung  von  Ruhe 

')  Wenn  Orelli  (S  49)  bemerkt,  bei  dieser  Ausscheidung  fohle  jegliches 
Vrinxip,  so  wird  man  ihn  kaum  unrecht  geben  können.    Vgl.  Dubs  II,  S.  91. 
*)  Vergleiche  die  Einleitung  oben  Seite  1. 
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und  Ordnung;  Amnestie  und  Begnadigung;  8.  Massregeln,  welche 
die  Handhabung  der  Bundesverfassung,  die  Garantie  der  Kantonal- 
verfassungen, die  Erfüllung  der  bundesmässigen  Verpflichtungen 
zum  Zwecke  haben1). 

Die  Bundesversammlung  entscheidet  endlich  und  zwar  beide 
Rate  \ ereinigt,  über  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  Bundes- 
behörden. Dazu  gehört  auch  die  Frage,  ob  ein  Streitfall  vor  das 
Bundesgericht  oder  vor  den  Bundesrat  gehört*). 

C.  DieBestrebungen  zurErrichtung  eines  staatsrechtlichen 
Bundes-  bezw.  Reichsgerichts  für  Deutschland  seit  dem 
Untergange  des  alten  deutschen  Reiches. 

I.  Die  einzelnen  Entwürfe  und  Anträge 

§  22. 

I.  Das  alte  deutsche  Reich  hatte  in  seinen  beiden  Reichsge- 
richten, dem  Reichskammergericht  und  dem  Reichshofrat,  Gerichts- 
höfe mit  ausgedehnter  Zuständigkeit  auch  auf  den  wichtigsten  Ge- 
bieten des  öffentlichen  Rechts.  Thronfolgestreitigkeiten,  Verfassungs- 
streitigkeiten, Beschwerden  wegen  verweigerter  oder  verzögerter 
Justiz  und.  wenn  auch  mit  Einschränkungen,  Klagen  der  Land- 
stände und  Ünterthaneu  wegen  Missbrauchs  der  landesherrlichen 
Gewalt  konnten  vor  die  Reichsgerichte  gebracht  werden. 

Mit  dem  Untergänge  des  Reiches  verschwanden  zum  Leid- 
wesen vieler  Patrioten  auch  diese  Gerichtshöfe,  die  trotz  mannig- 
facher Schwächen  und  entgegenstellender  Hindernisse  einst  den 
wertvollsten  Bestandteil  des  alten  Reichsrechtes  gebildet  hatten. 
Als  nach  Beendigung  der  Befreiungskriege  die  Neueinigung  der 
deutschen  Staaten  erstrebt  wurde,  wurde  die  Errichtung  eines 
Bundesgerichtes   von    vielen   Freunden   des   Einigungswerkes  als 

l)  Diese  Bestimmungen  klingen  lebhaft  an  die  Befugnisse  der  ehe- 
maligen deutschen  Bundesversammlung  an. 

a)  Wenn  dagegen  in  einem  Rechtfälle,  welcher  bei  dem  Bundesgericht 
anhängig  gemacht  worden  ist.  von  einer  Partei  behauptet  wird,  das*  derselbe 
ausschliesslich  in  die  Kompetenz  kantonaler  Behörden  falle,  oder  dass  er 
durch  auswärtige  Behörden  oder  durch  ein  Schiedsgericht  zu  erledigen  sei, 
so  entscheidet  das  Bundesgericht  nach  Art  b\\  des  Organisationsgesetzes 
selbst  über  seine  Zuständigkeit. 
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dessen  wichtigster  Theil  betrachtet.  Namentlich  Preussen  betonte 
die  Notwendigkeit  einer  derartigen  Einrichtung  aufs  Nachdrück- 
lichste und  wies  in  den  von  ihm  vorgelegten  Verfassungsentwürfen 
dem  Bundesgerichte  eine  wichtige  Stellung  und  reiche  Kompetenz 
zu ,).  In  diesem  Sinne  äusserten  sich  die  Preussischen  Bevoll- 
mächtigten beim  Wiener  Kongress,  Hardenberg  und  Wilhelm 
von  Humboldt  bei  Ueberreichung  der  Verfassungsentwürfe  vom 
Februar  1815  in  einer  Note  an  den  Fürsten  Metternich  vom 
10.  Februar  1815*)  folgendermaßen:  „Es  giebt  bei  der  deutschen 
Verfassung  nur  drei  Punkte ,  von  denen  man  nach  der 
innersten  Meinung  der  Unterzeichneten  nicht  abgehen  kann,  ohne 
der  Erreichung  des  gemeinschaftlichen  Endzwecks  den  wesentlichsten 

Nachteil  zuzufügen,  1  2.  ein  Bundesgericht,  3  .  .  .  .  8)u 

Ferner:  -So  ist  es  z.  B.  unleugbar,  dass,  wenn  es  der  künftigen 
Verfassung  an  einem  Bundesgerichte  fehlt,  man  nie  wird  die 
Ueberzeugung  aufheben  können,  dass  dem  Rechtsgebäude  in 
Deutschland  der  letzte  und  notwendige  Schlusstein  mangle,  und 
die  Unterzeichneten  teilen  selbst  vollkommen  diese  Ueberzeugung 4)u. 

Trotzdem  wurde  im  Laufe  der  Verfassungsberatungen  das 
Bundesgericht  auf  Antrag  Bayerns  gestrichen.  Es  fand  auch  später 
in  das  öffentliche  Recht  des  deutschen  Bundes  nicht  Aufnahme, 
obgleich  die  Bundesbeschlüsse  mehrfach  erklärten,  dass  die 
Schaffung  eines  Bundesgrichts  keineswegs  aufgegeben  sei.  Der 
deutsche  Bund  behielt  „die  wandernde  Justiz  des  Austrägalver- 
fahrens5)"  mit  der  Bundesversammlung  als  Vermittlerin  bis  an 
sein  Ende  bei.  Das  durch  den  Bundesbeschluss  vom  30.  Ok- 
tober   1834  geschaffene   Bundesschiedsgericht6)   zur  Erledigung 

')  a)  Entwurf  der  Grundlage  der  deutschen  Bundesverfassung,  vom 
preu.s.sischen  Staatskanzler  Fürsten  Hardenberg  am  13ten  September  1814 
dem  Fürsten  Metternich  vorgelegt:  Klüber,  Akten  des  Wiener  Kongresses 
I,  S.  45  ff.  Vgl.  Ziffer  21->9  des  Entwurfes:  Klüber,  a.a.O.  S.  53  f. 
b)  u.  r)  Proussische  Verfassungsentwurfe  vom  Februar  1815:  b)  mit  Kreis- 
eiuteilung:  die  Bestimmungen  über  das  Bundesgericht  §§98— 120:  Klüber, 
Akten  II,  S.  47—55.  c)  ohne  Kreiseinteilung,  Bundesgericht  §§  84—  10G. 
(Im  wesentlichen  mit  b)  übereinstimmend.):  Klüber,  Akten  II,  S.  02 ff. 

s)  Klüber,  Akten  II,  S.  6  ff. 

3)  Klüber,  a.  a.  0.,  S.  16. 

*)  Klüber,  a.  a.  O.,  S.  17. 

*)  v.  MartiU,  Betrachtungen,  S.  37. 

•)  Vgl.  oben  S.  31  f. 
Fielst  b er,  Zuständigkeit  des  Bundesrates.  7 
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von  Verfassungsstreitigkeiten  wurde  derart  durch  Vorbehalte  ein- 
geschränkt, dass  es  nie  in  Thätigkeit  getreten  ist. 

Die  Hoffnung  auf  Errichtung  eines  Bundesgerichtes  blieb 
jedoch  wach  •).  Die  Zeit  der  allgemeinen  Staatsumwälzungen,  die 
Wiedergeburt  Deutschlands  in  den  Jahren  1848  und  184«)  schien 
ihre  Erfüllung  zu  bringen. 

Nach  dem  Vorbilde  des  Verfassungsentwurfes  der  17  Männer 
des  öffentlichen  Vertrauens*)  schuf  die  Reichsverfassung  vom 
28.  März  1849  ein  Reichsgericht  mit  ausgedehnter  Kompetenz 
für  staatsrechtliche,  privat-  und  strafrechtliche  Fälle5). 

Ebenso  enthielt  der  dem  Dreikönigbündnis  vom  26ten  Mai 
1849  beigegebene,  von  dem  Parlamente  der  deutschen  Union 
angenommene  Verfassungsentwurf  ein  Reichsgericht  mit  einer  im 
wesentlichen  gleichen  Kompetenz4). 

II.  Nach  dem  Scheitern  der  Unionsbestrebungen  wurden  die 
Pläne  zur  Errichtung  eines  Bundesgerichtes  erst  bei  Erstehung 
des  norddeutschen  Bundes  von  neuem  ernstlich  betrieben.  Als 
die  verbündeten  Regierungen  einen  Verfassungsentwurf  vorlegten, 
welcher  eines  Bundesgerichtes  entbehrte,  dagegen  im  wesentlichen 
die  jetzigen  verfassungsmässigen  richterlichen  Befugnisse  des 
Bundesrates  enthielt,  wurden  aus  der  Mitte  des  Reichstages 
von  hervorragenden  Mitgliedern  desselben  Anträge  zu  gunsten 
eines   Bundesgerichtes  gestellt5),    von  den   Abgeordneten  Zacha- 

')  Vgl.  die  Denkschrift  des  Generals  von  Radowitz  über  die  vom 
deutschen  Hunde  zu  ergreifenden  Massregeln,  vom  l'O.  November  1847. 
Kr  verlangt  auf  dein  Gebiete  des  Rechtsschutzes  Kinsct.'ung  eines  obersten 
Rundesgerichtes  für  alle  Streitigkeiten  zwischen  Regierungen,  Standen,  Pri- 
vaten, die  auf  staatsrechtlichem  Titel  beruhen.  Roth  u.  Merck,  (Quellen  - 
saiumlung,  S.  I'J.  Kerner  besonders  desselben  Denkschrift  vom  gleichen 
Tage  über  die  Rildung  eines  obersten  Hundesgerichtes.  Roth  und  Merck, 
S.  -'3  IT. 

*i  Weil,  Quellen  und  Aktenstücke.  S.  Höf.  Roth  u.  Merck,  S.  381  f. 

s  Abschnitt  V.  Artikel  I.  ^iL'jff.  Weil.  S  148  r.  Roth  und 
Merck.  S.  J 16  f.  Rinding.  Staatsgrundgesct/.e  Heft  II,  S  _>G  f. 

*)  Abschnitt  V.  Artikel  I.  ^  123  ff.  Weil.  S.  li*0  f.  Rinding,  a.  a. 
O,.  S.  71  f.  Vgl.  auch  die  Renierkungen  der  Denkschrift  der  verbündeten 
Regierungen  vom  11.  Juni  1X41)  über  da.-,  geplante  Reichsgericht.  Weil, 
8.  -J31  f. 

6)  Die  gesamten  Anträge  und  die  Verhandlungen  darüber  bei  Ho- 
zold,  Materialien  der  deutsehen  Reichsverfassung  IM.  II,  8.  otlü  ff. 
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riä1)  Reichensperger*),  v.  Wächter3),  Schwarze4),  und 
Wigard  u.  Gen.5). 

Die  verbündeten  Regierungen  verhielten  sich  jedoch  gegen 
alle  derartigen  Vorschläge  ablehnend,  der  Reichstag  verwarf  sie 
ebenfalls  und  nahm  Art.  70  der  Verfassung  nach  der  Vorlage  der 
verbündeten  Regierungen,  Art.  77  in  der  Fassung  des  Antrages 
Wiggers  an. 

In  neuester  Zeit,  im  Jahre  1900  wurden  von  Abgeordneten 
der  sozialdemokratischen  Partei,  Alb  recht  u.  Gen.6),  und  von 
Mitgliedern  der  Zentrumspartei,  Dr.  Lieber  u.  Gen.7),  Anträge  auf 
Errichtung  eines  Staatsgerichlshofes  an  den  Reichstag  gerichtet; 
der  Antrag  Albrecht  erstrebt  nur  einen  Gerichtshof  zur  Ver- 
wirklichung der  Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers,  während 
der  Antrag  Lieber  auf  Einsetzung  eines  mit  umfassenden  Be- 
fugnissen  auszustattenden  Reichsstaatsgerichtshotes  gerichtet  ist. 

Besonders  bemerkenswert  sind  die  eingehenden  Vorschläge 
Binding's8),  welche  einen  lebhaften  Widerhall  gefunden  und  diese 
alte  Streitfrage  von  neuem  in  den  Vordergrund  gestellt  haben. 
Der  Lippe' sehe  Thronfolgestreit  und  seine  Behandlung  durch 
den  Bundesrat  boten  hierzu  den  Anlass. 

§  23. 

Die  Vorschläge  über  Zusammensetzung  des  Staats- 
gerichtshofes. 

Ueber  die  Zusammensetzung  des  geforderten  Gerichtshofes 
enthält  die  Mehrzahl  der  vorstehend  genannten  Anträge  nichts, 
sondern   beschränkt  sich  darauf,  Bestimmungen  darüber  von  der 

M  Drucksachen  des  verfassungberatenden  Reichstages  des  nordd.  Bundes 
No.  90.  v.  He/, old,  II,  S.  (»05.  Vgl.  die  Begründung  des  Antragstellers: 
v.  Bezold  II,  S.  597  ff. 

*)  Drucksachen  No.  92.  v.  Bezold  II,  S.  600  f.  Begründung  v.  Bezold  II, 
S.  565  f. 

»)  Drucksache  No.  94.   v.  Bezold  II,  S.  607. 
♦)  Drucksachen  No  100.  v.  Bezold  II,  S  600. 
6)  Drucksachen  No.  102.  v.  Bezold  II,  S.  606. 

•)  Deutscher    Reichstag,    10.  Legislaturperiode,  II.  Session   1900  bis 
1901  Aulagen  zu  dein  stenographischen  Bericht  Bd.  I,  S.  364  f. 
r)  a.  a.  O.  S.  366. 

8)  Deutsche  Juristenzeitung  1899,  S.  69  ff. 

7* 
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späteren  Gesetzgebung  zu  erwarten.  Auch  die  Reichsverfassung 
vom  28.  März  1840,  welche  die  Fälle  der  Kompetenz  des  Reichs- 
gerichts auf  s  Genaueste  und  mit  ausserordentlicher  Sorgfalt  fest- 
stellte, bestimmte  in  §  1*28  Abs.  1.,  dass  über  die  Einsetzung  und 
Organisation  des  Reichsgerichts,  über  das  Verfahren  und  die  Voll- 
ziehung der  reichsgerichtlichen  Entscheidungen  und  Verfügungen 
ein  besonderes  Gesetz  ergehen  werde. 

Dagegen  hatte  der  Verfassungsentwurf  der  17  Vertrauens- 
männer über  die  Zusammensetzung  des  Gerichts  und  über  die 
Garantieen  der  Unabhängigkeit  der  Richter  in  den  §§  11  und  '13 
folgende  Vorschläge  gemacht:  Das  Reichsgericht  sollte  aus  Ii  Mit- 
gliedern bestehen,  von  denen  je  ein  Drittel  vom  Reichsoberhaupte, 
vom  Oberhause  und  vom  Unterhause  auf  Lebenszeit  zu  ernennen 
sei.  Es  sollte  seinen  Präsidenten  und  Vizepräsidenten  aus  seiner 
Mitte  erwählen,  seinen  «Sitz  in  Nürnberg  haben;  seine  Verhand- 
lungen sollten  öffentlich  sein.  Unvereinbar  mit  der  Stelle  eines 
Reichsrichters  sei  die  Bekleidung  jedes  anderen  Reichs-  oder 
Staatsamtes  uud  die  Mitgliedschaft  des  (»bei-  und  Unterhauses. 

Dieser  Entwurf  weist  der  Zuständigkeit  des  Reichsgerichtes 
auch  die  privatrechtlichen  Streitigkeiten  zwischen  Rundesstaaten 
und  die  Klagen  gegen  den  Reiehsfiskus,  sowie  auch  die  Straf- 
geriehtsbarkeit  in  den  Fällen  des  Hochverrates  und  Landesverrates 
gegen  das  Reich  und  bei  Majestätsverbrechen  gegen  das  Reichs- 
oberhaupt zu  und  bedarf  «leshalb  eines  ständig  versammelten  Ge- 
richtshofes. 

Wenn  in  Zukunft  in  Deutschland  ein  Staatsgerichtshof  be- 
gründet werden  sollte,  so  würde  dieser,  da  die  vorgenannten  Kompe- 
tenzen, weil  bereits  von  ordentlichen  Gerichten  wahrgenommen, 
für  ihn  nicht  in  Frage  kämen,  nicht  genügend  Beschäftigung 
haben,  um  die  Arbeitskraft  besonderer  lebenslänglich  angestellter 
Richter  auszufüllen.  Die  Besetzung  des  Gerichtes  könnte  nur 
durch  Richter  im  Nebenamt  oder  im  Ehrenamt  erfolgen.  Die  Vor- 
schlüge, welche  Rinding  in  dieser  Voraussicht  macht,  verdienen 
gewiss  Beachtung.  Sie  enthalten  im  wesentlichen  folgendes1): 
I.  Der  Staatsgerichtshof  ist  an  das  Reichsgericht  anzugliedern;  er 
wird  mit  I  I  Mitgliedern  besetzt.    1.  Der   Präsident  des  Reichs- 

•)  Deutsche  Juristeiizeitung  l.S!»i).    S.  Tl!. 
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gerichis  oder  ein  für  ihn  besonders  ernannter  Vertreter  führt 
dauernd  den  Vorsitz  des  Staatsgerichtshofes.  3.  Vier  weitere 
Mitglieder  des  Reichsgerichts  aus  den  Civil-  und  Strafsenaten  - 
auch  sie  mit  festen  Vertretern  —  werden  dauernd  zu  Mitgliedern 
des  Staatsgerichtshofes  ernannt 

4.  Von  den  f>  nicht  dauernden  Mitgliedern  des  Staatsgeriehts- 
liofes  sollen  5  deutschen  Verwaltungsgerichten  angehören.  Sie 
werden  aus  einer  Liste  von  12  Mitgliedern  derartiger  Gerichte  in 
fester  Reihenfolge  —  aus  keinem  deutschen  Staate  jemals  mehr 
als  einer  —  nach  Bedarf  zu  den  Sitzungen  des  Staatsgerichts- 
hofes einberufen. 

5.  Als  elftes  Mitglied  soll  aus  einer  gewählten  Anzahl  von 
vielleicht  6  angesehenen  Lehrern  des  Staatsrechts  einer  in  be- 
stimmter Reihenfolge  berufen  werden. 

Diese  Vorschläge  Binding's  haben  für  den  Fall,  dass  der  Plan 
der  Gründung  eines  deutschen  Staatsgerichtshofes  zur  Verwirk- 
lichung gelangen  sollte,  gerechten  Anspruch  auf  Berücksichtigung. 

Doch  würde  es  sich  empfehlen,  ein  oder  mehrere  Mitglieder 
des  Bundesrates  als  in  politischen  Fragen  und  in  der  Reichs- 
verwaltung erfahrene  Manner  an  Stelle  von  Mitgliedern  des  Reichs- 
gerichts oder  von  Mitgliedern  eines  Verwaltungsgerichts  in  das 
Gericht  zu  berufen. 

Die  Mitglieder  des  Staatsgerichtshofes  wären  auf  Vorschlag 
des  Bundesrates  vom  Kaiser  zu  ernennen. 

§  '-24. 

Die  Zuständigkeit  für  staatsrechtliche  Streitigkeiten. 

1.  Die  mannigfachen  Versuche,  ein  Staatsgericht  für  das 
deutsche  Reich  in  das  Leben  zu  rufen,  weisen  diesem  in  der 
Hauptsache,  ein  Teil  ausschliesslich,  staatsrechtliche  Prozesse  zu. 

Als  solche  sind  auch  Verhandlungen  über  Anklagen  gegen 
Minister  wegen  Verfassungsverletzungen  zu  betrachten.   Dies  recht- 

J)  Ein  solcher  Stamm  «tändiger  Mitglieder  wäre  jedenfalls  unentbehr- 
lich, um  das  gesamte  laufende  Dezernat  des  StaaUgerichtshofes  zu  er- 
ledigen, die  Sitzungen  des  Plenums  vorzubereiten,  Beschlüsse  über  Kosteu- 
festsetzung,  über  Bewilligung  des  Armenrechtes  zu  fassen  schleunige  Beweis- 
aufnahmen vorzunehmen,  einstweilige  Verfügungen  zu  erlassen. 
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fertigt  sich  nach  der  Geschichte  dieser  Prozesse,  nach  ihrer  Auf- 
gabe, die  Staatsverfassung  zu  schützen,  endlich  nach  dem  Charakter 
der  zur  Beurteilung  des  Gerichtes  kommenden  Streitfragen  und 
rechtlichen  Verhältnisse,  welche  ausschliesslich  dem  öffentlichen 
Recht  angehören1).  Seine  einstige  Bedeutung  hat  das  Institut 
der  rechtlichen  Verantwortlichkeit  der  Minister  langst  eingebüßt2), 
da  jetzt  die  politische  Verantwortlichkeit,  welche  im  Parlament, 
in  Versammlungen  und  in  der  Presse  ausgeübt  wird,  förmliche 
Anklagen  überflüssig  macht.  Dennoch  wollen  die  Anträge  Lieber 
und  AI  brecht  die  Entscheidung  über  Verantwortlichkeit  des  Reichs- 
kanzlers und  seiner  gesetzlichen  Vertreter  dem  zukünftigen  Staats- 
gerichtshofe zuweisen.  Albrecht  will  sogar  lediglich  zu  diesem 
Zwecke  einen  Staatsgerichtshof  von  24  Mitgliedern  einsetzen.  Die 
Reichs  Verfassung  vom  *28.  März  1841*  verwies  sowohl  die  Ver- 
antwortlichkeitsklagen gegen  die  Minister  des  Reiches  als  auch 
der  Einzelstaaten  an  das  Reichsgericht. 

Bin  ding  wünscht  die  Kompetenz  des  Staatsgeriehtshofes  auf 
alle  Streitigkeiten  zwischen  dem  Reichskanzler  und  dem  Reichs- 
tage auszudehnen3). 

2.  Eine  ebenso  veraltete  Waffe  wie  die  Ministeranklage  ist 
die  Beschwerde  wegen  Justizverweigerung.  Dieses  Rechtsschutz- 
mittel ist  seit  dem  Erlass  der  Reichsjustizgesetze,  welche  durch 
Sicherung  der  Unabhängigkeit  der  Richter  und  durch  Regelung 
des  Instanzenzuges  Sorge  getragen  haben,  dass  sowohl  gegen  Ver- 
weigerung und  Verzögerung  der  Rechtspflege  seitens  der  Gerichte 
als  gegen  Hemmung  derselben  durch  die  Verwaltungsbehörden 
ohne  Anrufen  des  Bundesrates  oder  eines  Staatsgerichtshofes  aus- 
reichende Hilfe  erlangt  werden  kann,  als  überflüssig  zu  betrachten. 


')  Vgl.  Brie,  Staatsminister,  Staat>ministerium :  Wörterbuch  fies  Ver- 
waltungsrechts Bd.  II,  S.  493. 

*)  Die  Gründe  hierfür  erörtert  Kaband  in  seiner  Kritik  der  Anträge 
Albrecht  und  Lieber.  Deutsche  Juristenzeitung  1901,  S.  lf  Kr  ver- 
gleicht (a.  a.  O.  S.  2}  das  Kccht  der  Ministeranklage  treffend  mit  einer  „alten 
Waffe,  welche  ehemals  gut  und  tauglich  war.  jetzt  aber  ausser  Gebrauch 
gekommen  ist  und  verrostet."  Kine  präventive  Bedeutung  wird  dem  Institut 
der  Ministeranklage  immerhin  noch  zugestanden.  Diese  Auffassung  wird 
man  nicht  ablehnen  können. 

■)  Xo.  1  seiner  Vorschläge.    Deutsche  .Juristenzeitung  1899,  S.  7.r>. 
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Art.  77  der  Reichsverfassung  ist  nicht  zu  Bedeutung  gelangt,  ob- 
gleich namentlich  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Reichsgründung 
zahlreiche  Beschwerden  wegen  angeblicher  Justizverweigerung 
an  den  Bundesrat  gerichtet  wurden.  Dieses  zwar  historisch  ehr- 
würdige aber  entbehrliche  und  deshalb  zu  einer  Neubelebung  nicht 
geeignete  Rechtsinstitut1)  wollen  gleich  den  älteren  Entwürfen 
auch  der  Antrag  Lieber  sowie  die  Binding'schen  Vorschläge  in 
die  Kompetenz  des  Reichsstaatsgerichtes  aufgenommen  wissen2)3). 

3.  Uebereinstimmend  geben  die  Vorschläge  zur  Einsetzung 
eines  Staatsgerichtshofes  dem  Wunsche  Ausdruck,  dass  die  jetzt 
zur  Kompetenz  des  Bundesrates  gehörigen  Streitfälle  aus  Art.  7(> 
der  Reichsverfassung  an  das  Reichsstaatsgericht  zu  verweisen  seien. 
Es  sollen  zur  Zuständigkeit  dieses  Gerichtes  in  erster  Linie  die 
öfTcntlichrechtlichen  Streitigkeiten  zwischen  deutschen  Bundesstaaten 
gehören4).  Zachariä  wünschte  jedoch  in  seinem  auf  Streichung 
des  jetzigen  Art.  76  R.V.  gerichteten  Antrage  diejenigen  Streitig- 
keiten von  der  Zuständigkeit  des  Bundesgerichtes  ausgenommen 
zu  sehen,  deren  Erledigung  in  Gemässheit  der  Verfassung  zur 
Kompetenz  des  Bundespräsidiums  oder  des  Bundesrates  gehört. 

4.  Desgleichen  soll  das  Reichsstaatsgericht  für  Verfassungs- 
streitigkeiten in  den  Einzelstaaten  zuständig  sein5).  Die  Wünsche 
über  die  Bedingungen  und  den  Umfang  der  Entscheidungsbefugnis 
des  Gerichtes  stimmen  jedoch  nicht  üherein.  Zachariä  verlangt 
nur  eine  subsidiäre  Kompetenz  des  Reichsstaatsgerichts  für  Ver- 
fassungsstreitigkeiten in  solchen  Bundesstaaten,  in  deren  Verfassung 
nicht  eine  Behörde  zur  Entscheidung  dieser  Streitigkeiten  bestimmt  ist. 


*)  Auch  der  Einrichtung  der  Beschwerde  wegen  Justizverweigerung  wird 
eine  vorbeugende  Bedeutung  beigemessen.  Wollte  man  dies  aueh  annehmen, 
so  würde  dennoch  eine  Veranlassung,  ein  Bundesgericht  mit  dieser  Kompe- 
tenz zu  betrauen,  nicht  vorliegen.  Eine  Streichung  des  Art.  77  R.Y.  wird  von 
keiner  Seite  befürwortet. 

*■  Reichsverfassung  vom  28.  Marz  1849  §  12G  h.  Antrag  Zachariä 
Ziffer  4,  Lieber  Ziffer  4,  Rinding  Ziffer  i). 

»)  Es  würde  dadurch,  wie  Laband  bemerkt  „höchstens  einigen  gewohn- 
heitsrnässigen  (Querulanten  noch  eine  neue  Instanz  gewährt  werden." 

*)  R.Y.  von  1849  §  126  c.  Zachariä  Ziffer  4,  Bin  ding  Ziffer  2, 
Lieber  Ziffer  1. 

*)  R.V.  von  1849  §  126e  und  f.  Zachariä,  a.  a.  0.  No.  2,  Rinding 
No.  3,  Lieber  No.  3. 
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Auch  wünscht  er,  was  beifallswürdig  ist  und  manche  Entscheidung 
erübrigen  dürfte,  vorhei gehende  Vermittlungsversuche  des  Bundes- 
rates. Nach  dem  Vorschlage  Dinding  s  soll  dagegen  das  Staats- 
gericht für  alle  Verfassungsstreitigkeiten  auf  dem  Boden  der 
Landesverfassung  kompetent  sein.  Wenn  man  seine  vorangegangene 
Definition  der  „verfassungsrechtlichen  Streitigkeiten  auf  dem  Boden 
der  Reichsverfassung*  analog  anwenden  darf,  will  Bin  ding  alle 
möglichen  einzelstaatlichen  Konflikte  zwischen  der  ersten  Kammer 
und  dem  Staatsoberhaupt,  zwischen  jener  oder  diesem  und  der 
zweiten  Kammer,  zwischen  dem  Ministerium  und  der  Volksvertretung, 
zwischen  den  Staatsbürgern  und  den  Organen  des  Staates  wegen 
angeblicher  Verkümmerung  oder  Verletzung  ihrer  Staatsbürger- 
rechte der  Entscheidung  des  Reichsstaatsgerichts  unterstellen. 

Die  Reichsverfassung  vom  "2 S.  März  1845*  begründete  eine  zwie- 
fache Kompetenz  des  Reichsgerichts  für  einzelstaatliche  Verfassungs- 
streitigkeiten: einmal  für  solche  in  der  üblichen  Wortbedeutung, 
Streitigkeiten  zwischen  der  Regierung  eines  Staates  und  seiner 
Volksvertretung  in  Beziehung  auf  das  Staatsgrundrecht;  ferner  für 
Klagen  der  Angehörigen  eines  Einzelstaates  gegen  die  Regierung 
desselben  wegen  Aufhebung  oder  verfassungswidriger  Veränderung 
der  Landesverfassung,  sofern  die  in  der  Landesverfassung  gegebenen 
Mittel  der  Abhilfe  nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden  können. 

5.  Endlich  stimmen  die  genannten  Vorschläge  und  Entwürfe 
darin  überein,  Streitigkeiten  über  Thronfolge,  Regierungsfähigkeit 
und  Regentschaft  an  das  Reichsstaatsgericht  zu  verweisen1). 

Nach  dem  bestehenden  Recht  ist  in  Deutschland  die  Möglich- 
keit rechtlichen  Austrages  derartiger  Streitfälle  gering;  denn  der 
Bundesrat  ist,  von  einem  etwaigen  Schiedsverträge  abgesehen,  nur 
unter  den  Voraussetzungen  des  Art.  7l>  Abs.  1  der  Reichsverfassung 
zur  formellen  Entscheidung  einer  Thronfolgestreitigkeit  zuständig; 
eine  andere  richterliche  Behörde  besteht  hierfür  nicht.    Wie  sehr 

>)  Vorbild:  Reichsverfassung  vom  28. Marz  1849  §  12«  «1.  Zachariä,  a.a.O. 
Ziffer  4.  Lieber,  a.  a.  O.  Z  3:  „Verfassungsstreitigkeiten  sowie  Streitig- 
keiten über  Thronfolge,  Regierungsfähigkeit  und  Regentschaft  in  solchen 
Bundesstaaten,  in  deren  Verfassung  nicht  eine  andere  Behörde  zur  Ent- 
scheidung dieser  Streitigkeiten  bestimmt  ist."  Binding,  a.  a.  0.  Z.  4 
wünscht  die  Zuständigkeit  des  Bundesgerichtes  für  alle  Thronfolgestreitig- 
keiten  bezüglich  deutscher  Throne,  einerlei,  ob  nur  Angehörige  deutscher 
oder  auch  auswärtiger  Fürstenhäuser  in  dieselben  verwickelt  seien. 
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infolgedessen  Thronfolgestreitigkeiten  in  die  Länge  gezogen  werden 
und  Beunruhigung,  Verwirrung  und  Zwiespalt  erregen  können,  hat 
der  Lippesche  Thronfolgestreit  zur  Genüge  dargethan.  Eine  Reichs- 
instanz für  Streitigkeiten  um  die  Regierungsgewalt  würde  manche 
Unklarheit  in  den  Staatsverfassungen  beseitigen,  besonders  auch 
die  wichtige  Frage,  ob  die  Rechte  der  Agnaten  der  Abänderung 
durch  ein  verfassungsänderndes  Staatsgesetz  ohne  Rücksicht  auf 
Zustimmung  der  Agnaten  unterliegen,  zur  Entscheidung  bringen. 

(J.  Die  Vorschläge  ßinding's  gehen  nach  dem  Vorbilde  des 
§  1*2G  der  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  über  die  bisher 
erörterten  zukünftigen  Befugnisse  eines  Reichsstaatsgerichts  weit 
hinaus.  Sie  zeigen,  dass  Bin  ding  alle  Streitigkeiten  innerhalb 
des  deutschen  Reiches  um  Befugnisse  und  Bestimmungen  des 
Reichs-  und  Landesstaatsrechts  an  ein  Reichsstaatsgericht  ver- 
weisen will.  Damit  schaltet  er  den  Bundesrat  als  Aufsichts- 
behörde über  die  Verwaltung  des  Reiches  und  der  Einzelstaaten 
und  als  Vermittlungsamt  zwischen  dem  Reiche  und  den  Einzel- 
staaten fast  völlig  aus  und  verändert  überhaupt  die  Reichs  Ver- 
fassung von  Grund  auf,  indem  er  dem  Reichsstaatsgerichtshof  eine 
ausserordentlich  bedeutsame  Stellung  im  Reiche  einräumen  will. 
Binding  ahmt  die  Bestimmungen  der  Reichsverfassung  von  1849 
getreulich  nach ,  ohne  zu  berücksichtigen,  dass  diese  niemals 
praktisch  erprobt  worden,  sondern  Schöpfungen  des  damals 
herrschenden  Doktrinarismus  sind,  welche  in  unsere  Reichs  Verfassung, 
ein  Werk  politischen  Ausgleichs  der  bestehenden  staatlichen  Ver- 
hältnisse in  Deutschland,  wohl  kaum  hineinpassen. 

Nach  Binding's  Vorschlage  soll  das  Reichsstaatsgericht  zu- 
ständig sein  für  alle  verfassungsrechtlichen  Streitigkeiten  auf  dem 
Boden  der  Reichsverfassung,  besonders  für  alle  möglichen  Konflikte 
zwischen  Bundesrat  und  Kaiser,  zwischen  einem  von  beiden  und 
dem  Reichstage,  zwischen  dem  Kanzler  und  diesem,  zwischen  den 
deutschen  Reichsbürgern  und  den  deutschen  Gliedstaaten  oder  den 
Organen  des  Reichs  wegen  angeblicher  Verkümmerung  oder  Ver- 
letzung ihrer  Reichsbürgerrechte1). 

»)  Vgl.  R.V.  vom  28.  Marz  1849  $  126:  .Zur  Zuständigkeit  dos  Reichs- 
gerichts gehören:  b)  Streitigkeiten  zwischen  dein  Staatenhause  und  dem 
Volkshause  unter  sich  und  zwischen  jedem  von  ihnen  und  der  Rcichsre^ierunj. 
welche  die  Auslegung  der  Reichsgesetze  betreHen,  wenn  die  streitenden  Teile 


Digitized  by  Google 


—    lOfi  — 


Ebenso  will  Hin  ding  die  Kompetenz  des  Reichsstaatsgerichts 
für  alle  publizistischen  Streitigkeiten  zwischen  dem  Reiche  und 
seinen  Einzelstaaten  begründet  wissen,  vielleicht  auch  zur  Ver- 
folgung der  Ansprüche  auswärtiger  Mächte  bei  internationalen 
Konflikten  mit  dem  deutschen  Reich  oder  seinen  Gliedern '). 

Unter  den  Streitigkeiten  zwischen  Reichs-  und  Gliedstaats- 
gewalt versteht  Rinding  in  erster  Linie  Konflikte  der  beider- 
seitigen Gesetzgebung.  Der  Staatsgerichtshof  soll  alsdann  die 
Ungültigkeit  von  Landesgesetzen,  welche  mit  dem  Reichsrechte  in 
Widerspruch  stehen,  aussprechen. 

Die  gleiche  Kompetenz  weist  der  Antrag  Lieber  dem  Staats- 
gericht zu,  schliesst  jedoch  dessen  Entscheidungsbefugnis  aus,  so- 
fern über  die  Gültigkeit  der  fraglichen  Bestimmung  des  Landes- 
rechts ein  Urteil  des  Reichsgerichts  vorliegt2).  Dieser  Antrag 
weist  der  gelegentlichen  Feststellung  des  Reichsgerichts,  dass  eine 
Norm  des  Landesrecht*  dem  Reichsrecht  widerspricht  und  dem- 
nach nichtig  ist,  oder  der  entgegengesetzten  Feststellung  die  gleiche 
Bedeutung  und  bei  zeitlicher  Priorität  den  Vorrang  vor  der  förm- 
lichen Entscheidung  des  Staatsgerichtes  über  Gültigkeit  oder  Un- 
gültigkeit der  landesrechtlichen  Bestimmung  zu. 

Die  zahlreichen  Zweifel  und  Ausstellungen,  zu  denen  der 
Lieber'sche  Vorschlag  Anlass  giebt,  erörtert  Laband  ausführlich 
unter  den  Hauptgesichtspunkten :  Wer  soll  die  Entscheidung  des 
Staatsgerichtshofes  herbeiführen  können,  gegen  wen  soll  der  Streit 

sich  vereinigen,  die  Entscheidung  des  Reichsgericht  einzuholen,  g  Klagen 
deutscher  Staatsbürger  wegen  Verletzung  der  durch  die  Reichsverfassung 
ihnen  gewährten  Rechte.  Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Umfang 
dieses  Klagerechts  und  die  Art  nnd  Weise,  dasselbe  geltend  zu  machen, 
bleiben  der  Reichsgesetzgebung  vorbehalten. 

V)  Vgl.  K.V.  von  ist!)  §  lJtia:  „Klageu  eines  Kinzelstaates  gegen  die 
Reichsgcwalt  wegen  Verletzung  der  Rcichsverfassung  durch  Erfassung  von 
Reichsgesetzen  und  durch  Massregelu  der  Reichsregierung,  sowie  Klagen  der 
Reichsgewalt  gegen  einen  Einzelstaat  wegen  Verletzung  der  Keichsverfassung." 
Vgl.  Lieber,  a.  a.  O.  ZiH'er  1:  Streitigkeiten  zwischen  dem  Reich  und  einem 
Bundesstaat  über  ötlentliehreehtltche  Bcfugnis>e." 

a)  Vgl.  Antrag  Lieber  A.b.  „Entscheidungen  darüber,  ob  eine  laudes- 
rechtliche  Bestimmung  mit  dem  Reichsrecht  in  Widerspruch  steht,  soweit 
nicht  über  die  Gültigkeit  dieser  Bestimmung  ein  Urteil  des  Reichsgericht« 
vorliegt." 
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geführt  werden,  wie  soll  das  Verhältnis  zum  Reichsgericht  sich 
gestalten  ')? 

Von  der  Einschränkung  zu  gunsten  einer  vorliegenden  Reichs- 
gerichtsentscheidung abgesehen,  streben  der  Antrag  Lieber  und 
die  Vorschläge  Binding's  dem  gleichen  Ziele  zu  wie  dereinst 
die  Reichsverfassung  von  1849,  den  Staatsgerichtshof  zu  einem 
Gerichtshofe  für  Kompetenzkontlikte  zwischen  dem  Reiche  und  den 
Einzelstaaten  zu  machen.  Diese  Neuerung  würde  teils  zu  Ungunsten 
der  jetzigen  Befugnisse  des  Bundesrates,  teils  auf  Kosten  der 
Rechte  der  ordentlichen  Gerichte  erfolgen. 

Jetzt  ist  der  Rechtsstand  folgender:  Wenn  durch  die  Reichs- 
gesetzgebung nicht  zweifelsfrei  bestimmt  wird,  dass  bestimmte 
Vorschriften  des  Landesrechtes  als  der  Reichsgesetzgebung  wider- 
sprechend ausser  Kraft  treten,  können  Zweifel  darüber  entstehen, 
ob  die  genannten  Sätze  des  Landesrechtes  mit  dem  Reichsrecht  in 
Widerspruch  stehen.  Sobald  gelegentlich  bestimmter  Prozesse  die 
ordentlichen  Gerichte  an  diese  Frage  herantreten  müssen,  entscheiden 
sie  von  Fall  zu  Fall  darüber.  Durch  den  Instanzenweg,  der  in 
dem  Reichsgerichte  seine  Spitze  findet,  gefördert  durch  wissen- 
schaftliche Erörterung,  wird  in  der  Regel  eine  Uebereinstimmung 
in  der  Beurteilung  der  Frage  erreicht  werden.  Wenn  es  sich  um 
Verordnungen  der  Landesbehörden  handelt,  ist  die  Auflassung  des 
Bundesrates  über  Gültigkeit  oder  Nichtigkeit  der  Verordnung  für 
die  Regierung  des  Einzelstaates  massgebend;  diese  ist  verpflichtet, 
eine  nach  der  Ueberzeugung  des  Bundesrates  dem  Reichsrecht 
widersprechende  und  deshalb  nichtige  Verordnung  auch  formell  zu 
beseitigen  oder  wenigstens  ihre  durch  das  Reiehsrecht  erfolgte 
Aufhebung  anzuerkennen. 

Auf  die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  kann  der  Bundesrat 
nicht  in  der  gleichen  Weise  einwirken.  Er  ist  daher,  wenn  er  die' 
Entscheidung  über  die  Gültigkeit  des  Landesgesetzes  nicht  der 
ordentlichen  Rechtsprechung  überlassen  will,  genötigt,  eine  authen- 
tische Interpretation  des  Reichsgesetzes  mit  Rücksicht  auf  dessen 
Verhältnis  zu  den  fraglichen  Landesgesetzen  herbeizuführen. 

Nach  den  Vorschlägen  Binding's  und  Licber's  soll  der 
Reichsstaatsgerichtshof  zur  formellen  Entscheidung  der  Frage  bc- 


•)  Vgl.  Laband,  Deutsche  Juristenzeitung     1901,  S.  3. 
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rechtigt  sein.  Nach  Rinding  soll  der  Staatsgerichtshof  nur  bei 
Konflikten  der  beiderseitigen  Gesetzgebung  kompetent  sein,  während 
ihm  Lieber  die  Entscheidung  darüber,  ob  eine  landesrechtliehe 
Bestimmung  —  also  auch  eine  Verordnung  —  mit  dem  Reichs- 
rechte in  Widerspruch  steht,  dem  Staatsgerichtshofe  zuweisen  will. 

Eine  Einrichtung  wie  die  von  Rinding  und  Lieber  vorge- 
schlagene wurde  vermutlich  bedeutenden  Schwierigkeiten  begegnen. 
Die  unüberwindlichen  Missstände,  die  der  ordentlichen  Rechts- 
pflege durch  eine  derartige  Kompetenz  eines  Reichsstaatsgerichts- 
hofes erwachsen  würden,  stellen  besonders  diesem  Plane  hindernd 
entgegen l). 

§  25. 

Ausschluss  strafrechtlicher  und  civilrecht  I  iehor  Prozesse. 

Wenn  der  Plan  der  Errichtung  eines  Reichsstaatsgerichts  zur 
Verwirklichung  gelangen  sollte,  s«  mttsste  die  Kompetenz  desselben 
auf  Fälle  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts  sich  beschränken. 
Das  deutsche  Reich  ist  jetzt  im  Besitze  eines  ordentlichen  Reichs- 
gerichts, welches  die  straf-  und  civilrechtliche  Rechtsprechung  des 
Reiches  ausübt.  Nach  der  Reichsverfassung  von  1849  und  nach 
den  Plänen  Zachariä' s  und  seiner  Freunde  sollte  ein  einziges 
Reichs-  bezw.  Bundesgericht  für  wichtige  Rechtsfälle  des  bürger- 
lichen und  des  Strafrechts  wie  des  Staatsrechts  eingesetzt  werden. 

1.  Die  Strafgerichtsbarkeit  dieses  Reichsgerichts  sollte  haupt- 
sächlich die  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  das  Oberhaupt,  den 
Bestand  und  die  Sicherheit  des  Reiches  umfassen*).  Ueber  diese 
Verfehlungen  urteilen  jetzt  teils  das  Reichsgericht,  teils  die  Landes- 
gerichte. 

2.  Folgende  bürgerlichreeht liehe  Streitfälle  sollten  von  dem 
Reichs-  bezw.  Bundesgerichte  entschieden  werden: 

a.  Privatrechtliche  Streitigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Staaten3), 


h  Vgl.  Laban d,  Juristenzeitung  1!»01,  S.  3. 

*)  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  §  126  1.  Zachariä,  a.  a.  O. 
Ziffer  1  wollte  die  in  dem  jetzigen  Art.  75  der  Reichsverfassung  dem 
Oberappcllationsgerioht  zu  Lübeck  provisorisch  zugewiesenen  Strafsachen  der 
Kompetenz  des  Bundcsgerichts  zugeteilt  wissen 

•)  R.Y.  von  !S4(J  §  12b"  c.    Zachariä,  a.  a.  U.  Z.  2. 
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b.  Klagen  gegen  das  Reich  bezw.  den  Bund1), 

c.  Entscheidung  über  privatrechtliche  Ansprüche  gegen  mehrere 
Bundesstaaten,  wenn  die  Frage  ob  und  in  welchem  Maasse 
die  einzelnen  Staaten  verpflichtet  sind,  zweifelhaft  oder  be- 
stritten ist2), 

nach  der  R.V.  von  1849  ferner  auch,  wenn  die  gemeinschaftliche 
Verpflichtung  gegen  mehrere  Staaten  in  einer  Klage  geltend  ge- 
macht wird2). 

Für  alle  diese  Fälle  ist  die  Zuständigkeit  eines  Reichsgerichts 
in  erster  Instanz  jetzt  nicht  mehr  erforderlich,  während  sie  zu  der 
Zeit,  als  die  genannten  Bestimmungen  entworfen  wurden,  bei  dem 
Mangel  eines  gemeingültigen  Prozessrechts  und  einer  obersten 
Reichsinstanz  als  notwendig  erscheinen  konnte.  Klagen  gegen 
deutsche  Staaten  sind  bei  den  ordentlichen  Gerichten  des  beklagten 
Staates  oder  eines  von  mehreren  beklagten  Staaten  einzubringen, 
falls  nicht  ein  sonstiger  Gerichtsstand  begründet  ist.  Nach  §  18 
C.P.O.  ist  der  allgemeine  Gerichtsstand  eines  Fiskus  durch  den 
Sitz  der  Behörde  bestimmt,  welche  berufen  ist,  den  Fiskus  in  dem 
Rechtsstreit  zu  vertreten.   Dies  gilt  für  den  Reichsfiskus  ebenfalls8). 

Sollte  man  jedoch  mit  Binding  der  Meinung  sein,  dass  für 
die  Klagen,  welche  in  Art.  30  der  Wiener  Schlussakte  erwähnt 
werden  —  es  sind  dies  die  oben  unter  c  aufgeführten  —  die 
Kompetenz  eines  Reichsgerichts  wünschenswert  sei,  so  kann  da- 
für das  Reichsstaatsgericht  nicht  in  Frage  kommen,  weil  es  sich 


»)  R.V.  v.  1849  a.  a.  0.  ui.    Zachariä,  a.  a.  O.  Z.  6. 
*)  R.V.  von  1849  n.    ZachariS,  a.  a.  O.  Z.  7. 

*)  Soweit  nicht  in  einzelneu  Gesctzon  besondere  Bestimmungen  ge- 
troffen sind,  nimmt  das  Reich  am  Sitz  der  obersten  Behördon,  in  Berlin, 
Rcchr  nnd  wird  durch  den  Reichskanzler  oder  seine  Stellvertreter  vertreten. 
(Vgl.  Entgeh,  des  Reichsgerichts  Bd.  8  S.  1,  Bd.  11  S.  93,  Bd.  15  S.  37: 
Gruchot,  Bd.  Hl  S.  1139.)  Ausnahmen:  §  116  des  Militärpensionsgesetzes 
vom  27.  Juni  1871  (U.O.B1.  S.  276):  $  13  des  R.G.  über  das  I'ostwesen 
vom  28.  Oktober  1871  (RG.lll.  S.  347):  §  42  des  Rayon^eselzcs  vom 
21.  Oktober  1871  (R.G  Bl.  S.  459):  §  151,  153  des  Reichsbeamtengesetzes 
vom  31.  Marz  1873.  (R.G.B1.  S.  61.)  Der  Reichstnilitärliskus  wird  durch 
die  Kontingentsverwaltungen  der  Einzelstaaten,  bezw.  bei  Streitigkeiten  um 
Rechtsverhältnisse,  die  den  Staaten  gemeinsam  sind,  durch  den  preussischen 
Kriegsminister  vertreten.  Durch  wen  die  Einzelstaaten  vertreten  werden, 
richtet  sieh  nach  den  Bestimmungen  ihres  Sta;its-  und  Verwaltungsreehts. 
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um  rein  privatrechtliche  Streitigkeiten  handelt.  Uebrigens  werden 
derartige  Fälle  nicht  entfernt  so  häufig  vorkommen,  wie  in 
den  ersten  Tagen  des  deutschen  Bundes,  als  dieser  vor  der 
Aufgabe  stand,  die  durch  die  zahlreichen  Gebietsveränderungen 
der  Napoleonischen  Zeit  hervorgerufene  Reehtsverwirrung  beseitigen 
zu  helfen. 

§  26. 
Schluss. 

Bei  der  Gründung  des  norddeutschen  Bundes  scheiterte  die 
Errichtung  eines  Reichsstaatsgerichtshofes  an  der  ablehnenden 
Haltung  der  verbündeten  Regierungen.  Bismarck  wies  namens 
derselben  alle  Anträge  auf  Aenderung  des  jetzigen  Art.  76  der 
Reichsverfassuug  zu  gunsten  eines  derartigen  Gerichtes  unbedingt 
ab.  Die  Abneigung  der  verbündeten  Regierungen  gegen  die  Er- 
richtung eines  Bundesgerichtes  begründete  der  Bundeskommissar 
von  Savigny   mit  folgenden  bemerkenswerten  Ausführungen 

„Wie  kommt  es  nun,  dass  dies  alles  (die  Bestrebungen  zu 
gunsten  eines  Bundesgerichtes)  dennoch  niemals  einen  rechten 
Erfolg  gehabt  hat?  Das  muss  doch  alles  seine  guten  Gründe  ge- 
habt haben  und  ich  glaube,  mich  nicht  zu  irren,  dass,  wenn  es 
darauf  ankam,  die  Sache  in's  Leben  zu  rufen,  die  meisten  Staaten 
Bedenken  getragen  haben,  mit  Rücksicht  auf  die  ihnen  teure 
Selbständigkeit  und  Souveränität  im  Voraus  sich  dieser  zu  begeben. 
Ich  glaube,  dass  die  preussisehe  Regierung  ihrerseits  auch  nicht 
gewillt  sein  dürfte,  in  ein  ähnliches  Verhältnis  zu  treteu.  Das 
heisst  für  Fragen,  die  nicht  rein  privatrechtlicher  Natur  sind, 
sondern  recht  eigentlich  Fragen,  die  sicli  auf  politischem  Gebiete 
bewegen  sollen,  könnte  man  einem  Staate  wie  Preussen  ebenso- 
wenig wie  seinen  Mitverbündeten  anempfehlen,  sich  a  priori  dem 
Urteil  eines  Kollegiunis  zu  unterwerfen,  das,  wenn  es  auch  aus 
noch  so  namhaften  Elementen  zusammengesetzt  sein  sollte,  jeden- 
falls denn  doch  vorzugsweise  bloss  nach  rein  juristischen  Grund- 
sätzen und  nach  Massgabe  rein  juristischer  Gesichtspunkte  ent- 
scheiden würde.  Man  braucht  sich  deshalb  vor  dem  Rechte  selbst 
nicht   zu   scheuen.    Wir  glauben  aber,   dass  Fragen  von  eminent 

•)  v.  Ii     old  II,  S.  585. 
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politischer  Natur  weit  besser  so  behandelt  werden,  wie  es  ihre 
Natur  erheischt  und  wie  es  ihre  Natur  vindiziert."  Die  Gründe 
der  Gegnerschaft  der  verbündeten  Regierungen  werden  durch  diese 
Worte  völlig  klargestellt.  Dass  unter  den  deutschen  Staaten  jetzt 
eine  andere  Ueberzeugung  vorherrsche,  ist  nicht  anzunehmen. 

Es  ist  Aufgabe  der  Gesetzgebungspolitik,  welche  Schlüsse  aus 
den  Mängeln  der  Jurisdiktion  des  Bundesrats  nach  dem  gültigen  Ver- 
fassungsrecht und  aus  mannigfachen  Vorzügen  eines  Reichsstaats- 
gerichtes zu  ziehen  sind;  eine  politische  Betrachtung  wird  vielleicht 
sogar  einen  Teil  der  oben  erörterten  Mangel  der  bestehenden 
Einrichtung  als  rein  theoretisch  unberücksichtigt  lassen,  anderer- 
seits von  der  Einsetzung  eines  Staatsgerichts  mannigfache  Schwierig- 
keiten und  Gefahren  befürchten.  Sie  wird  zwischen  den  beiden 
Extremen  der  jetzigen  Einrichtung  und  der  Schaffung  eines 
Gerichts  mit  so  ausgedehnter  Kompetenz  wie  des  in  der  Reichs- 
verfassung vom  2$.  März  1849  vorgesehenen  oder  nach  Massgabe 
der  Binding'schen  Vorschläge  zu  gestaltenden  mittlere  Wege  be- 
merken, die  den  Vorzügen  beider  Einrichtungen  nach  Möglichkeit 
gerecht  zu  werden  geeignet  sind. 

Keinesfalls  wäre  ein  Fortschritt  darin  zu  erblicken,  wenn  man 
den  Bundesrat  als  Vermittlungsamt  ausschalten  wollte.  Dagegen 
wäre  es  erforderlich,  durch  Abänderung  des  Art.  70  Abs.  1  der  R.V. 
festzustellen,  dass  der  Bundesrat  zwischenstaatliche  Streitigkeiten 
nicht  selbst  entscheiden  darf,  und  ferner  zweifelsfrei  zu  bestimmen, 
dass  bei  Verfassungsstreitigkeiten  der  Weg  der  Reichsgesetzgebung 
nur  zur  Einsetzung  eines  Gerichtes  gebraucht,  nicht  aber  zu 
Aenderung  des  Landesverfassungsrechts  gemissbraucht  werden 
kann.  Dies  ist  zwar,  wie  oben  ausgeführt1),  jetzt  bereits  aus  den 
Worten  der  Verfassung  zu  entnehmen,  doch  werden  diese  auch 
vielfach  in  entgegengesetztem  Sinne  ausgelegt,  sodass  eine  klarere 
Bestimmung  erwünscht  ist.  Ferner  ist  durchaus  anzustreben,  dass 
Streitigkeiten  um  die  Regierungsgewalt,  um  Thronfolge,  Regierungs- 
fähigkeit und  Regentschaft  in  einem  Einzelstaate  an  die  Reichs- 
instanz gelangen  können. 

Für  die  Frage  der  Entscheidungsbefugnis  des  Bundesrates  bei 
zwischenstaatlichen  Streitigkeiten   ist  es  von  Interesse,  dass  sich 


')  Sieh«'  oben  S.  43  ff. 
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der  Bundesrat  darin  selbst  die  von  der  Gerechtigkeit  gebotene  Be- 
schränkung auferlegt.     Folgende   Erklärung  des  Staatssekretars 
Graf  Posadowsky-Wehner  in  der  Sitzung  des  Reichstages  vom 
17.  Januar  18901),  veranlasst  durch  die  Angriffe  des  Abgeordneten 
Lenzinann  auf  den  Bundesrat  in  Rücksicht  auf  dessen  Thätigkeit 
in    dem   Lippeschen   Thronfolgestreite2) ,   zeugt   dafür:  „Meine 
Herren,  der  Herr  Abgeordnete  Lenzmann  ist  immer  von  der 
Ansicht  ausgegangen,  meines  Erachtens  irrtümlich,  dass  der  Bundes- 
rat als  solcher  entscheiden  soll  und  daraus  hat  er  des  weiteren 
gefolgert,  wie  ungeheuerlich  eine  solche  Entscheidung  sein  würde, 
da  die  Macht-  und  Stimmenverhältnisse  der  einzelnen  Bundes- 
staaten im  Bundesrate  so  verschieden  sind  und  die  Bevollmächtigten 
nach  der  Instruktion  ihrer  Regierungen,  eventuell  also  auch  nach 
politischen  Gesichtspunkten  abzustimmen  hätten.    Ich  kann  dem- 
gegenüber die  beruhigende  Versicherung  geben,  dass  man  von 
keiner  Seite  auch  nur  im  entferntesten  daran  gedacht 
hat,  dass  der  Bundesrat  in  seiner  verfassungsrechtlichen  Zu- 
sammensetzung auf  Grund  des  verfassungsmässigen  Stimmenverhält- 
nisses selbst  in   der  Sache   entscheiden  sollte,  sondern, 
wenn  eine  sachliche  Entscheidung  notwendig  werden  sollte,  so  wird 
sie  in  Form  eines  Austrägalgeriehtes  oder  in  Form  eines  schieds- 
gerichtlichen Verfahrens  erfolgen."    Da  der  Bundesrat  damals,  weil 
der  Lippesche  Thronfolgestreit  den  Charakter  einer  von  den  beider- 
seitigen Regierungen  geführten  Streitigkeit  zwischen  Schaumburg- 
Lippe  und  Lippe  angenommen  habe,  eine  zwischenstaatliche  Streitig- 
keit als  vorliegend  erachtete,  wird  man  die  Erklärung  des  Grafen 
Posadowsky  verallgemeinern   und   daraus  den  Schluss  ziehen 
dürfen,  dass  der  Bundesrat  entschlossen   ist,  zwischenstaatliche 
Streitigkeiten  niemals  selbst  zu  entscheiden,  sondern  an  ein  Gericht 
zu   verweisen,  obwohl   ihm   die  eigene   Entscheidung  nach  der 
Reichsverfassung  nicht  verwehrt  ist3).    Aber  weil  der  Bundesrat 
gesetzlich  zu  eigner  Entscheidung  berechtigt  erscheint,  muss  man 
eine  Ergänzung  des  Art.  7(>  Abs.  I  der  Reichsverfassung  im  Sinne 
der  obigen  Erklärung  für  wünschenswert  erachten. 

')  Stcnogr.    Bericht  drr  Yf»rh;m<l)unK<>n  <l«'s   Koirtistatfcs.     I.  Session 
18!)8-I!X)0.    Bei.  1,  S.  i>47. 
2)  a.  a.  O.  S.  m. 
»)  Vgl.  ob«...  S.  13  ff. 
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Wenn  der  Bundesrat  nach  dem  Scheitern  seiner  Bemühungen, 
zwischen  den  Parteien  einen  Vergleich  zu  vermitteln,  die  Streit- 
frage an  ein  seiner  Ueberzeugung  nach  zur  Entscheidung  geeignetes 
Gericht  verweist,  so  wird  man  dagegen  erhebliche  Bedenken  kaum 
geltend  machen  können.  Vor  der  ehemaligen  Austrägalgerichts- 
barkeit  und  vor  der  Einrichtung  des  Bundesschiedsgerichts  nach 
dem  Bundesbeschluss  von  1834  hat  das  auf  Art.  7H  der  Reichs- 
verfassung beruhende  Verfahren,  obwohl  daran  anlehnend,  den 
Vorzug,  dass  jetzt  der  Bundesrat,  —  bei  Verfassungsstreitigkeiten 
in  üebereinstimmung  mit  dem  Reichstage  —  befugt  ist,  das 
Gericht  für  den  Streit  einzusetzen,  welchem  die  Parteien  dann  nach 
verfassungsmässiger  Verpflichtung  unterworfen  sind,  dass  man 
demnach  bei  Einsetzung  der  Instanz  an  die  zeitraubende  oder  eine 
Entscheidung  überhaupt  vereitelnde  Mitwirkung  der  Parteien  nicht 
gebunden  ist.  Der  Bundesrat  kann  ein  bestehendes  Gericht,  am 
besten  wohl  ein  deutsches  Verwaltungsgericht,  welches  die  ordent- 
lichen Gerichte  an  Uebung  in  der  Entscheidung  öffentlichrecht- 
licher Streitigkeiten  übertrifft,  mit  der  Entscheidung  des  Streites 
betrauen.  Auch  wird  man  vielleicht  in  Zukunft  der  Frage  näher 
treten  müssen,  ob  man  fortfahren  soll,  den  Bundesrat  mit  der 
Entscheidung  aller  Verwaltungsstreitigkeiten  zu  belasten,  die  nach 
künftigen  Reichsgesetzen  entstehen  können  und  nicht  in  das 
Gebiet  eines  Spezialverwaltungsgerichtes1)  hineingehören,  oder  ob 
nicht  die  Schaffung  eines  Reichsverwaltungsgerichtes  oder  eines 
verwaltungsrechtlichen  Senates  bei  dem  Reichsgericht  für  alle  der- 
artige Verwaltungsstreitfälle  in  Erwägung  zu  ziehen  ist.  Ein  der- 
artiges Gericht  könnte  der  Bundesrat  ebenfalls  mit  der  Entscheidung 
von  zwischenstaatlichen  Streitigkeiten  betrauen. 

Der  Bundesrat  —  bezw.  Bundesrat  und  Reichstag  —  könnte 
auch  in  Nachahmung  der  Binding'schen  Vorschläge  ein  Staats- 
gericht für  den  einzelnen  Fall  bilden,  Mitglieder  des  Reichsgerichts 
oder  eines  Reichs  Verwaltungsgerichts  oder  eines  deutschen  Ver- 
waltungsgerichts  und  Autoritäten  des  deutschen  Staatsrechts  als 
Richter  berufen.  Zur  Vervollständigung  des  Gerichtes  könnten 
demselben  Mitglieder  des  Bundesrates  zugesellt  werden.  Damit 
würde  man  der  Erkenntnis  Rechnung  tragen,  dass  namentlich  zur 


■)  Vgl.  oben  S.  1. 
Fleischer,  ZtutimUgkeit  des  Bundesrates.  8 
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Entscheidung  zwischenstaatlicher  Streitigkeiten  die  Mitwirkung 
von  Männern,  welche  in  Fragen  der  Reichspolitik  erfahren  und 
mit  den  gegenseitigen  Beziehungen  der  deutschen  Bundesstaaten 
vertraut  sind,  von  Nutzen  sein  muss. 

Ein  Mangel  des  jetzigen  Rechtsstandes  liegt  darin,  dass  in 
den  wichtigen  Rechtsfällen,  die  Art.  7«  der  Reichs  Verfassung  um- 
fasst,  eine  einheitliche  Rechtsprechung  nicht  gewährleistet  ist. 
Dieser  Mangel  würde  auch  einem  nach  den  Binding'schen  Vor- 
schlägen zu  hildenden  Gerichtshöfe  innewohnen.  Nur  ein  ständiges 
Reichsstaatsgericht  würde  eine  gleichinässige  Rechtsprechung  er- 
warten lassen. 


Digitized  by  Google 
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Die  Abhandlungen:  Krick,  Der  Bundesrat  als  Schiedsrichter 
zwischen  deutschen  Bundesstaaten  (Rostocker  rechtswissenschaftliche 
Studien.    Bd.  1,  Heft  2).    Leipzig  1903  und 
Cybichowski:    Art.   76    der  Reichsverfassung,  Strassburger 
Dissertation.   Breslau  1902 

erschienen  zu  einer  Zeit,  als  von  der  vorliegenden  Schrift, 
deren  Fertigstellung  sich  durch  äussere  Umstände  verzögert  hat, 
die  Abschnitte  über  den  Art.  76  R.V.,  welchen  die  genannten 
Abhandlungen  besprechen,  bereits  gedruckt  waren. 

Es  ist  deshalb  eine  nachträgliche  Erörterung  wichtiger,  be- 
sonders abweichender  Darlegungen  der  beiden  Schriften  von  Krick 
und  Cybichowski  erforderlich1). 

Zu  Abs.  1  des  Art.  76  R.V.: 

Krick  (S.  5)  erblickt  das  Unterscheidungsmerkmal  einer 
Streitigkeit  im  Gegensatze  zu  einer  Meinungsverschiedenheit  darin, 
dass  letztere  durch  gütliche  Einigung  der  Parteien  gehoben  werden 
könne,  während  eine  Streitigkeit,  auf  die  Art.  76  Abs.  1  R.V.  sich 
erstrecke,  mit  Rücksicht  auf  den  Ausschluss  völkerrechtlicher 
Zwangsmittel  zu  ihrer  Beseitigung  der  Einwirkung  eines  ausser- 
halb der  Parteien  stehenden  Faktors  bedürfe.  Abweichend  von 
dieser  Unterscheidung  wird  man  unter  Streitigkeit  jede  Meinungs- 
verschiedenheit, die  sich  in  entgegengesetzten  Ansprüchen  und 
Anträgen  äussert,  verstehen  müssen. 


*)  Vgl.  auch  die  kurze  Besprechung  der  beiden  Abhandlungen  durch 
Lab  and,  Archir  für  öffentliches  Recht,  Bd.  17.  S.  599  ff. 
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Krick  (S.  6)  führt  aus,  bei  einer  Meinungsverschiedenheit  in 
einer  Angelegenheit,  die  an  sich  schon  der  Beschlussfassnng  des 
Bundesrates  unterliege,  könne  man  von  einer  Streitigkeit  im  Sinne 
des  Art.  76  Abs.  1  R.V.  nur  in  solchen  Fällen  sprechen,  wenn 
die  Ansichten  mehrerer  Bundesstaaten  über  die  Frage,  ob  die  An- 
gelegenheit zur  Kompetenz  des  Bundesrates  gehöre,  differierten. 
Auch  in  diesem  Falle  aber  steht  dem  Bundesrat  auf  Grund  seiner 
gesetzlichen  Kompetenz  die  Entscheidung  zu;  der  Anwendung  des 
Art.  76  Abs.  1  R.V.  bedarf  es  nicht. 

Cybichowski  legt  dar  (S.  14  f.),  dass  die  Streitigkeiten 
deutscher  Staaten  auf  Grund  von  Rcichsgesetzen  —  man  kann 
wohl  allgemeiner  sagen:  sämtliche  Streitigkeiten,  welche  infolge 
der  Zugehörigkeit  der  Staaten  zum  deutschen  Reiche  entstehen  — 
als  staatsrechtliche  zu  bezeichnen  sind.  Die  übrigen  nennt 
Cybichowski  völkerrechtliche;  man  wird  sie  treffender  als 
„quasivölkerrechtliche bezeichnen. 

Cybichowski  (S.  19)  erblickt  mit  Recht  einen  Mangel  darin, 
dass  für  den  Fall  eines  Kompetenzkonfliktes  zwischen  dem  Bundes- 
rate und  den  ordentlichen  Gerichten  wegen  der  Frage,  ob  eine 
Staatenstreitigkeit  privatrechtlicher  oder  nicht  privatrechtlicher 
Natur  ist,  die  Reichsverfassung  nicht  durch'  eine  Bestimmung, 
wessen  Meinung  massgebend  ist,  Vorsorge  getroffen  hat. 

Die  Bemerkung  von  Cybichowski  (S.  22),  die  Bundesakte 
habe  nicht  vorgeschrieben,  dass  die  Bundesversammlung  erst  auf 
Anrufen  bei  Streitigkeiten  unter  Bundesgliedern  tätig  werden  solle, 
steht  mit  dem  durch  Art.  1 1  Abs.  4  der  Bundesakte  (oben  S.  4) 
ausgesprochenen  Grundsatz  nicht  in  Einklang.  Seine  Kritik,  es 
sei  „uuüberlegt  und  unrichtig14  zu  schliessen,  dass  deshalb  das 
Anrufen  in  Art.  7(1  Abs.  1  R.V.  eine  Neuerung  sei.  was  man  in 
der  Litteratur  fast  allgemein  annehme,  ist,  soweit  sie  auf  meine 
Dissertation  „Mehrere  Fälle  der  Zuständigkeit  des  deutschen 
Bundesrates  für  Erledigung  von  öffentlichen  Streitigkeiten"  S.  15 
bezug  nimmt,  ungerechtfertigt,  da  daselbst  ein  derartiger  Gedanke 
nicht  ausgeführt  ist.  Betreffs  des  von  Marti tz  erhobenen  Vor- 
wurfs, es  sei  ein  schwer  zu  rechtfertigendes  Hinabsteigen  unter 
die  Normen  des  Art.  1 1  der  deutschen  Bundesakte,  dass  in  der  Reichs- 


»)  Vgl.  Per  eis,  S.  38  u.  58. 
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Verfassung  von  einer  Pflicht  zur  Anrufung  des  Bundesrates  nicht 
die  Rede  sei,  ein  Vorwurf,  den  Cybichowski  als  „noch  schlimmer" 
bezeichnet,  vcrgl.  oben  S.  12f.  Formell  erscheint  die  Fassung  des 
Art.  1 1  der  Bundesakte  deshalb  nachdrücklicher  als  Art.  76  Abs.  1, 
weil  ersterer  unter  Verbot  von  Krieg  und  Gewaltmassregeln  die 
Anrufung  der  Bundesversammlung  bei  Streitigkeiten  der  verbfindeten 
Staaten  als  Pflicht  bezeichnet. 

Krick  (S.  29  f.)  und  Cybichowski  (S.  21)  weisen  mit  Recht 
darauf  hin,  dass,  wenn  deutsche  Bundesstaaten  zwecks  Erledigung 
einer  Streitigkeit  einen  Schiedsvertrag  geschlossen  haben,  eine 
Ober  die  Auslegung  und  Befolgung  des  Vertrages,  die  Entscheidung 
des  Schiedsrichters  und  deren  Vollstreckung  entstehende  Streitigkeit 
ebenfalls  unter  Art.  76  Abs.  1  R.V.  fällt.  Der  Bundesrat  wird 
auf  Anrufen  einer  Partei  seine  Tätigkeit  insbesondere  auf  Durch- 
führung des  Schiedsvertrages  zu  richten  haben.  Durch  den  be- 
stätigenden Bescheid  des  Bundesrates  wird  die  Unterwerfung 
unter  den  Vertrag  zu  einer  verfassungsmässigen  Verpflichtung  der 
beteiligten  Staaten. 

Gegen  die  Meinung  Labands1),  es  stehe  nichts  im  Wege 
und  sei  aus  praktischen  Gründen  empfehlenswert,  die  Vorschriften 
des  deutschen  Bundes  über  das  Bundesausträgalverfahren  zur 
Anwendung  zu  bringen,  wendet  Krick  (S.  44)  ein,  dies  sei  mangels 
eines  rechtlichen  Zusammenhanges  des  deutschen  Reiches  mit  dem 
ehemaligen  deutschen  Bunde  und  mangels  eines  ausdrücklichen 
Hinweises  der  Reichsverfassung  nicht  zuzugeben.  Mit  Unrecht: 
Die  vollständige  Freiheit  der  Erledigung  einer  Staatenstreitigkeit, 
welche  dem  Bundesrate  verfassungsmässig  zusteht,  giebt  ihm 
die  Erlaubnis,  ein  dem  Bundesausträgalverfahren  nachgebildetes 
Verfahren  zur  Anwendung  zu  bringen.  Ein  tatsächlicher  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Art.  76  Abs.  1  R.V.  und  dem  Bundes- 
austrägalrecht  ist  zweifellos  vorhanden,  der  Mangel  eines  recht- 
lichen Zusammenhanges  zwischen  dem  Reichsrecht  und  dem  Bundes- 
recht ist  unerheblich. 


•)  Lab»nd,  deutsche»  Staatsrecht.    4.  Aufl.  I.  S.236. 
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Cybichowski  macht  im  zweiten  Teile  seiner  Abhandlung 
Abs.  2  des  Art.  76  R.V.  zum  Gegenstande  der  Erörterung.  Seine 
buchstabengemässe  Interpretation  des  Wortes  „  Verfassungs- 
streitigkeiten u  als  Streitigkeiten  um  Auslegung  der  Verfassungs- 
urkunde wird  mit  Recht  von  Laband1)  gerügt.  Aus  der  von 
Cybichowski  angeiührten  Äusserung  des  Abg.  Wiggers  im 
verfassungsberatenden  Reichstage  des  norddeutschen  Bundes, 
welche  ohne  den  Anspruch  grundsätzlicher  Bedeutung  zu  besitzen, 
dem  Redner  wohl  nur  als  Anlass  zur  Vorbringung  der  Mecklen- 
burgischen Verfassungsbeschwerden  diente,  kann  man  den  Schluss, 
man  sei  sich  im  verfassungsberatenden  Reichstage  darüber  klar 
gewesen,  dass  es  sich  nur  um  Streitigkeiten  um  Auslegung  einer 
Verfassungsur  künde  handle,  nicht  entnehmen.  Vgl.  über  den 
Begriff  der  Verfassungsstreitigkeiten  oben  S.  33  fl. 

Gegen  die  Behauptung  von  Cybichowski  (S.  35),  die  R.V. 
sehe  es  als  selbstverständlich  an,  dass  in  jedem  Gliedstaate  eine 
Verfassung  bestehe,  demnach  sei  die  Schaffung  einer  Verfassung 
Bundespflicht  der  Bundesglieder,  siehe  oben  S.  34  f.  Auch  die 
weiteren  Austührungen  Cybichowski's  (S.  36),  »vom  rein 
juristischen,  d.  h.  unbefangenen  Standpunkte"  werde  man  nur 
sagen  können,  dass  die  Schaffung  einer  konstitutionellen  Ver- 
fassung Bundespflicht  sei,  wird  von  ihm  nicht  hinreichend 
begründet.  Sie  führt  Cybichowski  (S.  37)  zu  ferneren  anfecht- 
baren Schlüssen :  Da  die  Schaffung  einer  Verfassung  Bundespflicht 
der  deutschen  Staaten  sei,  so  folge,  dass  auch  bei  rechtsgültiger 
Aufhebung  der  bestehenden  Verfassung  der  Bundesrat  wegen  Ver- 
letzung einer  Bundespflicht  nach  Art.  11)  R.V.  zuständig  sei,  dass 
bei  rechtswidriger  Aufhebung  der  Landesverfassung  neben  Art.  1 0 
auch  Art.  76  Abs.  2  R.V.  zur  Anwendung  kommen  könne. 

Cybichowski  (S.  42)  versteht  auch  in  der  Wendung:  „in 
solchen  Bundesstaaten,  in  deren  Verfassung  nicht  eine  Behörde 
zur  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  bestimmt  ist,u  das  Wort 
„Verfassung"  als  „Verfassungsurkunde" ;  vgl.  dagegen  oben  S.  38. 
Bedenklich  erscheint  die  Meinung  von  Cybichowski  (S.  43),  dass 
§  91  der  Verfassung  des  Fürstentums  Reuss  ä/L.  vom  28.  März 
1867,  welcher  bei  Fehlschlagen  eines  gütlichen  Ausgleichs  die 
Anrufung  der  Bundesinstanz  gestattet,  nicht  mehr  gelte,  weil  das 

»)  Laband,  Archiv  XVII  S.  59». 
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Landesrecht  auch  insoweit  ausser  Kraft  trete,  als  es  sich  mit  dem 
Reichsrecht  decke  and  weil  der  genannte  Satz  der  Verfassung 
von  Reuss  ä/L.  das  Reichsrecht  modifiziere;  desgleichen  sei  Art.  46 
Abs.  2  der  Verfassung  von  Schaumburg-Lippe  von  1 868,  welcher 
bei  bestimmten  Verfassungsstreitigkeiten  nach  vorherigem  Antrage 
bei  der  Regierung  Beschwerde  boi  den  nach  der  Bundesverfassung 
zuständigen  Organen  des  norddeutschen  Bundes  gestattet,  ungültig 
(Cyb.  S.  44,  vgl.  oben  S.  40).  Gegen  diese  Ausführungen  ist  ein- 
zuwenden: Da  Art.  76  Abs.  2  der  norddeutschen  Bundesverfassung 
und  der  deutschen  Reichsverfassung  eine  subsidiäre  Instanz  für 
solche  Bundesstaaten,  in  denen  Verfassungsstreitigkeiten  nicht  zur 
Entscheidung  kommen  könnten,  schaffen  wollte,  so  ist  die  in  den 
beiden  genannten  Landesverfassungen  enthaltenen  Verweisung  an 
die  Organe  des  norddeutschen  Bundes  zwar  überflüssig,  aber  dem 
Bundesrecht  nicht  widersprechend,  demnach  gültig.  Eine  Er- 
schwerung der  Voraussetzungen  des  Art  76  Abs.  2  R.V.  liegt  nicht 
vor;  denn  gütliche  Ausgleichsversuche  und  Anträge  seitens  der 
Volksvertretung  an  die  Regierung  werden  immer  der  Anrufung 
des  Bundesrates  vorhergehen. 

Die  Verfassung  von  Oldenburg  sieht  ein  Schiedsgericht  für 
Verfassungsstreitigkeiten  vor,  dessen  Spruch  bei  dem  Bundes- 
schiedsgericht angefochten  werden  könne.  Auch  diese  ganze  Be- 
stimmung hält  Cybichow8ki  für  ungültig  (S.  45),  unter  der  Be- 
gründung, Art.  76  Abs.  2  R.V.  finde  nur  dann  keine  Anwendung, 
wenn  in  der  Verfassung  eines  Gliedstaates  eine  Behörde  zur  Ent- 
scheidung, d.  h.  zur  „endgültigen"  Entscheidung  von  Verfassungs- 
zwisten „bestimmt"  sei;  eine  solche  Behörde  habe  aber  Oldenburg 
nicht  „bestimmt".  Aus  dem  Ausdrucke  „bestimmt"  wird  man 
Schlüsse  nicht  ziehen  können;  von  einer  „endgültigen"  Ent- 
scheidung aber  spricht  die  Reichsverfassung  nicht.  Es  sollte  die 
rechtliche  Erledigung  der  Verfassungsstreitigkeiten  ermöglicht  und 
deshalb  für  den  Fall,  dass  nach  dem  Landesstaatsrecht  eine  Ent- 
scheidung nicht  erfolge,  die  Erledigung  von  Reichswegen  gesichert 
werden.  Demnach  wird  die  in  der  Oldenburgischen  Verfassung 
vorgesehene  erste  Instanz  durch  Art.  76  Abs.  2  der  R.V.  nicht 
berührt.  Dagegen  ist  die  Bezeichnung  des  Bundesschiedsgerichts 
als  zweite  Instanz  schon  deshalb  hinfällig,  weil  das  Bundesschieds- 
gericht nicht  mehr  besteht  (Vgl.  ferner  oben  S.  41). 
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Da  Cybichowski  (S.  48f.)  eben  so  wie  die  vorliegende  Ab- 
handlung (oben  S.  43  ff)  auf  dem  Standpunkte  steht,  dass  ein  in 
Gemässheit  des  Art.  76  Abs.  2  R.V.  ergehendes  Reichsgesetz 
Landesstaatsrecht  nicht  ändern  kann,  so  muss  man  mit  ihm 
(S.  49  ff)  den  Schluss  ziehen,  dass  ein  Reichsgesetz,  welches  aus 
Anlass  einer  Verfassungsstreitigkeit  ergehend,  Landesstaatsrecht 
abändert,  den  Formen  eines  verfassungändernden  Gesetzes  genügen 
muss,  dass  es  anderenfalls  nichtig  ist1). 

Krick  (S.  45ff)  und  Cybichowski  (S.  54ff)  bekennen  sich 
als  Anhänger  eines  Reichsstaatsgerichts.  Vgl.  über  das  Für  und 
Wider  dieser  Frage  oben  Abschnitt  2.  C.  (S.  9t>ff). 


»)  Dagegen  Laban  d  a.  a.  O. 


Druck  von  H.  Pleiscbiuann  io  Breslau  Oblauer»tiasso  s 
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Di«  Lehre  von  der  Mitwirkung  gesetzgebender  Körperschaften 
bei  Staatsverträgen  ist  namentlich  in  den  beiden  ersten  Jahrzehnten 
des  neuen  Reiches  in  fast  nicht  geringerem  Masse  als  die  Fragen 
des  Budgetrechtes,  mit  denen  sie  ja  auch  mannigfache  Berührung 
hat,  Gegenstand  des  wissenschaftlichen  Interesses  gewesen.  Neuer- 
dings scheint  dieses  Problem  an  einem  Punkte  angelangt  zu  sein, 
an  dem  es  ein  Vorwärts  nicht  mehr  gibt,  obwohl  seine  Lösung  bis- 
her nicht  gelungen  ist.  Sowohl  die  Schriftsteller,  welche  auf  dem 
Boden  des  positiven  Rechtes  stehen,  wie  die  Vertreter  des  allgemeinen 
Staatsrechtes,  die  zuletzt  auf  dem  Platze  erschienen  und  wesentlich 
znr  Förderung  der  Aulgabe  beigetragen  haben '),  nehmen  einen  mehr 
resignierenden  Standpunkt  ein.  So  erklärt  Lab  and8)  geradezu, 
dass  eine  bestimmte  Entscheidung  darüber,  welche  Bedeutung  der 
Mitwirkung  von  Bundesrat  und  Reichstag  bei  Staatsverträgen  zu- 
komme, bei  der  Unklarheit  des  Art.  1 1  Abs.  3  Rvf.  nicht  zu  treffen 
sei5).  Die  Vertreter  des  allgemeinen  Staatsrechts  aber  haben  mehr 
Fragen  gestellt,  als  Antworten  gegeben  —  mehr  Zweifel  angeregt  als 
gelöst*).  Nur  die  Überzeugung  ist  das  sichere  Ergebnis  der  theo- 
retischen Entwicklung,  dass  die  grossen  Schemata,  mit  denen 
man  bisher  an  die  Sache  herangegangen  ist,  mehr  den  Tatsachen 
Gewalt  antun,  als  einen  ihnen  genau  entsprechenden  Ausdruck  bilden. 


')  Jcllinck.  Ges.  u.  Verord.  (1887);   Scligmano.  Beitr.  z.  Lehre  v 
Stautsges.  u.  Staalsvertrag  II  (1890);  Texncr,  Zcitschr.  f.  d.  priv.  u.  öfTuntl. 
Recht  d.  Gegenwart  ^Grünhut)  Bd.  20  (1893),  S  120  f. 

*)  Staatsrecht  d.  dtsch.  Reichs  4.  A.  §  61  Bd.  II,  S.  131. 

•)  Vgl.  insbesondere  den  „Fragenkatalog1'  Tezncrs,  S.  128. 
Kit»»,  Mitwirkung  der  gesetzgebende!!  Körperschaften  1 
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Und  zweitens  hat  sich  vor  allem  die  wichtige  Lehre  herausgestellt, 
dass  im  Staatenverkehre  weit  ausschlaggebender  als  die  logische  Ge- 
schlossenheit eines  Systemes  die  Anforderungen  der  Praxis  sind. 

Mit  diesen  beiden  Prinzipien  als  Leitsternen  sollen  hier  — 
insbesondere  gegenüber  der  letzten  Wendung  zum  allgemeinen 
Staatsrechte,  wenn  auch  in  stetem  Hinblick  auf  seine  Ergebnisse 
—  die  positiven,  deutschen  Normen  über  die  Beziehungen  der  ge- 
setzgebenden Körperschaften  zu  Staatsverträgen  untersucht  werden. 
Es  handelt  sich  dabei  nicht  nur  um  das  Aufsuchen  gemeinsamer 
Grundgedanken  in  den  Verfassungen  der  einzelnen  Staaten  —  in 
welchem  Sinne  etwa  von  Gerber  in  seinen  „Grundzügen"  von 
einem  „deutschen"  Staatsrechte  spricht  — ,  sondern  um  Dar- 
stellung jedes  einzelnen  deutschen  Verfassungsgesetzes,  einschliess- 
lich der  Verfassungsurkunde  des  Reichs1).  Neben  der  Inventari- 
sierung des  gesamten,  einschlagigen  Kechtsstoffes  gewährt  diese 
Ausdehnung  der  Aufgabe  gegenüber  der  Betrachtung  nur  einer 
Verfassung  den  Vorteil,  dass  der  Blick  für  die  Eigenheiten  jedes 
Gesetzes  geschärft  wiid,  gegenüber  der  sich  auf  dem  Boden  der 
allgemeinen  Staatsrechtslehre  bewegenden  Untersuchung  aber  die 
Möglichkeit,  stets  an  dem  Gesetze  selbst  eine  Stütze  zu  suchen*). 

Was  insbesondere  die  Berücksichtigung  der  praktischen  An- 
forderungen anlangt,  so  ist  dazu  natürlich  die  Kenntnis  der  Praxis 
selbst  notwendig.  Aus  naheliegenden  Gründen  ist  es  freilich  nicht 
möglich,  für  sämtliche  Bundesstaaten  den  Wegen  ihres  internatio- 
nalen Verkehres  nachzugehen.  Wohl  aber  konnte  dies  für  das 
Reich  und  für  Preussen,  namentlich  mit  Hilfe  der  parlamentarischen 
Verhandlungen  geschehen,  —  nicht  zuletzt  in  der  Hoffnung,  dass 
aus  diesem  Unternehmen  auch  für  das  Recht  der  anderen  Bundes- 
staaten, das  ja  mannigfache  Ähnlichkeiten  mit  dem  preussischen 
hat,  Nutzen  erwachsen  möge.  Als  Vorbild  konnte  bei  dieser 
Absicht  das  ausgezeichnete  Werk  Ernst  Meiers  „Uber  den  Ab- 
schiuss  von  Staatsverträgeu"  (1K74)  dienen,  der  die  preussische 


')  Abgesehen  von  den  beiden  Mecklenburg,  da  sie  keine  „gesetzgebenden 
Körper'1  haben. 

*)  Unzureichend  ist  ein  ähnlicher  Versuch  von  Tinsch,  Recht  der 
deutschen  Einzelstaatcn  bezügl.  des  Abschlusses  völkerrechtlicher  Vertrag« 
(Erlangcr  Dissertation  1882).  Eine  knappe  Übersicht  gibt  auch  Pro e bat 
(Aunalen  des  deutschen  Reichs  1882),  S.  319  §  3. 
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Staatspraxis  von  1850 — 1873  neben  den  ersten  Anfängen  der  des 
Reiches  festgestellt  und  gewertet  hat.  Die  Fortführung  seines 
Planes  erschien  um  so  mehr  gerechtfertigt,  als  erst  durch  seine 
Antithese  gegen  Gneists  berühmtes  Gutachten  zu  Art.  48  der 
preussischen  Verfassung  *)  die  Entwicklung  der  Theorie  hervor- 
gerufen ist,  so  dass  die  Verwertung  der  dadurch  gegebenen 
neuen  Gesichtspunkte  für  die  Betrachtung  der  Praxis  noch  aus- 
steht. Zugleich  werden  freilich  auch  dabei  die  Unebenheiten  in 
der  tatsächlichen  Handhabung  der  hierher  gehörigen  Vorschriften 
aufgedeckt  werden,  die  selbst  da  sich  zeigen,  wo  sie  keine  Recht- 
fertigung in  den  Bedürfnissen  des  Staatslebens  finden.  Solche 
Fälle  sind  natürlich  nicht  geeignet  die  Theorie  zu  beeinflussen, 
wenn  auch  selbst  sie  in  der  Staatspraxis  oft  als  Präjudiz  heran- 
gezogen werden,  ebenso  wie  sogar  manchmal  eine  Bezugnahme 
auf  Vorgänge  sich  findet,  die  sich  überhaupt  nicht  ereignet  haben. 

Noch  in  einer  dritten  Richtung  sollen  die  Anregungen  der 
bisherigen  Entwicklung  der  Theorie  befolgt  werden:  da  nämlich 
zuletzt  nicht  nur  der  Staatsvertragsabschluss,  sondern  auch  die 
Vertragsendigung  eingehender  betrachtet  worden  ist*),  so  wird 
auch  hier  dem  ersten,  auf  die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden 
Körperschaften  beim  Abschlüsse  der  Verträge  bezüglichen  Teile 
ein  zweiter  folgen,  der  ihre  Funktion  bei  der  Vertragsendigung 
darstellt. 


')  Abgedruckt  bei  E.  Moier,  S.  339  f. 

*)  Vergl.  bes.  Heilborn,  Archiv  f.  öffcntl.  Recht  Bd.  XII,  S.  Ulf. 
(1897):  ferner  Affoher,  daa.  Bd.  VI  (1891)  S.  378 f.;  Sto erk,  das.  Bd.  IX 
(1894)  S.  23  f. 
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Erster  Teil 


Die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaften bei  Abschluss  und  Inkraftsetzung  von 

Staatsverträgen. 

Erstes  Kapitel:  Theoretische  Grundlagren. 

Im  konstitutionellen  Staate  ist  die  Mitwirkung  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  bei  Staatsverträgen  bedingt  durch  den 
Begriff  und  die  juristische  Natur  dieser  Verträge  und  eine  Folge 
der  bei  dieser  Staatsform  bestehenden  Kompetenzverschiedenheit 
für  die  völkerrechtliche  Vertretung  und  für  die  Gesetzgebung. 
Staatsverträge  sind  stets  Rechtsgeschäfte,  durch  die  die  kontra- 
hierenden Staaten  gegeneinander  völkerrechtliche  Ansprüche  und 
Verpflichtungen  begründen  wollen;  und  selbst  dann,  wenn  die 
Verträge  ihrem  Gegenstände  nach  bezwecken,  auf  die  innerstaat- 
liche Rechtsordnung  von  Kinflnss  zu  sein,  reicht  ihre  Kraft  nicht 
weiter,  als  die  Staaten  zum  Erlasse  von  entsprechenden  Befehlen 
an  Untertanen  oder  Behörden  zu  verpachten;  nie  kann  den  Ver- 
trägen selbst  die  Macht  zustehen  in  die  staatliche  Rechtsordnung 
unmittelbar  einzugreifen 1).    Solange  nun  das  Organ  der  völker- 

l)  Dies  ist  z.  B.  verkannt  in  der  Entscheidung  des  Reichsgerichts,  Civils. 
IUI.  *24,  S.  13  (aus  dem  Jahre  1889;  zu  §  4  des  Kinf.-Gos.  z.  Konk.-O.:  „Rechts- 
normen, welche  in  Staatsvertragen  cnthaltcu  sind,  beruhen  nicht  wie  Landes- 
gesetze auf  einer  Verfügung  der  gesetzgebenden  Gewalt,  sondern  auf  der  Willena- 
einigung  der  Vertragsschliessenden  Staaten  .  .  Richtiger  dagegen  Reiehsger. 
in  Strafs.  IM.  4,  S.  274  und  Lid.  1l\  S.  381  f.,  sowie  die  Auffassung  des  preuss. 
Oberverwaltungsgerichts  in  einem  Trteil  aus  dem  Jahre  1880,  Entsch.  Bd.  VI, 
S.  'M  f.,  bes.  S.  40  :  Bd.  XVIII,  S.  79.  Richtig  auch  Protokolle  der  Kommission 
f.  d.  II.  Lesg.  des  Entwurfs  des  Bürgert,  lies.  B.,  Bd.  VI  (Guttentag,  1899) 
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rechtlichen  Vertretung  identisch  ist  mit  dem  der  Gesetzgebung, 
können  Schwierigkeiten  aus  dem  Unterschiede  von  Staatsvertrag 
und  Staatsgesetz  nicht  entstehen. 

Diese  Situation  verschiebt  sich  aber  da,  wo  —  wie  nach 
deutschem  Staatsrechte  die  Landesfürsten  und  die  Senate  —  das 
Organ  für  die  auswärtigen  Beziehungen  in  der  Gesetzgebung  durch 
Landtage  oder  Bürgerschaften  beschränkt  oder  —  wie  der  deutsche 
Kaiser  —  zur  Gesetzgebung  überhaupt  nicht  berufen  ist.  Hier 
ist  für  den  Abschluss  eines  Staatsvertrages  eine  ganz  andere  Vor- 
aussetzung gegeben  wie  für  die  Umsetzung  seines  Inhalts  in  ver- 
bindliches staatliches  Recht.  Daraus  folgt  eine  Mitwirkung  der 
gesetzgebenden  Körperschaften  bei  Staatsverträgen  von  selbst. 

Die  Theorie  unterscheidet  nun  zwei  Systeme  für  diese  Be- 
teiligung: 

Nach  dem  ersten  —  dem  sogenannten  englischen  —  bleibt  es 
bei  den  allgemeinen  Kompetenzen  der  Gesetzgebungsorgane,  d.  h.  sie 
sind  nach  der  Absicht  der  zu  dieser  Klasse  gehörigen  Ver- 
fassungen nur  zur  Umsetzung  des  Vertragsinhalts  in  verbindliches 
staatliches  Recht  tätig;  nach  dem  zweiten  Systeme,  das  hier 
als  „völkerrechtliches"  bezeichnet  werden  soll,  ist  diesen  Organen 
eine  weitergehende  Mitwirkung  bei  dem  Vertrage  selbst  eingeräumt1). 

S.  563.  Über  die  Stellung  des  B.G.B,  zu  den  hier  behandelten  Fragen 
sprechen  sich  die  Motive  z.  I.  Entw.,  Bd.  I,  S.  2  f.  aus.  Interessant  wegen 
der  über  die  Natur  der  Staatsverträge  herrschenden  Unklarheiten:  Motive 
i.  Entw.  e.  Einf.  Ges.  z.  B.G.B.,  S.  148;  die  oben  zitierten  Protokolle,  S.  366. 
'iegen  die  Auffassung  des  Vertrages  als  Rechtsgeschäft:  Stoerk,  Wörterb. 
d.  dtsch.  Verw.-R.  II,  Art.  Staateverträge,  §  7. 

l)  Anerkannt  ist  die  Möglichkeit  beider  Systeme  von  allen  Schriftstellern. 
So  gibt  Gne ist  für  die  französischen  Verfassungen  vom  3, 14.  Sept.  1791, 
vom  17.  Juni  1793,  22.  Aug.  1795,  13.  Dez.  1799  die  Herrschaft  des  zweiten 
Syst«mes  zu  (Gutachten  1.  c.  S.  347  f.);  cf.  ferner  La  band  II,  124:  Arndt* 
Staatsr.,S.  706;  Heilborn,  Syst.  S.  145;  E.  Meier,  S.  VIII,  115,  238;  Probst, 
S.  266,  292;  Brie,  Archiv  IV,  40;  Tezner,  S.  145;  Nippold,S.  127  f.;  Kauf- 
mann, S.  34:  v.  Liszt,8.  162.  Der  Ungcr  sehe  Versuch  in  Grün  hu  ts  Ztschr. 
Bd.  VI,  S.  349  f  stellt  sich  methodisch  als  generelle  Interpretation  aller  jener  Ver- 
fassungen dar,  die  die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Organe  „zur  Gültigkeit" 
erfordern,  er  löst  seine  Aufgabe  durch  die  privatrechtliche  Analogie  —  ohne  damit 
die  Möglichkeit  des  englischen  Systemes  abzuleugnen,  wenn  das  Gesetz  anders 
gefasst  ist.  Auch  Jellinok  erkennt  beide  Systeme  an  (Ges.  u.  Ver.,  S.  345 
u.  356  bes.),  sieht  bloss  ihren  Unterschied  in  einem  anderen  Punkte  als  die 
Cbrigen  aut  Grund  allgemeiner  Deduktion  aus  der  Natur  des  Staates. 
Methodisch  auf  einer  Stufe  mitJellinek  steht  Leoni.    Der  von  ihnen  ein- 
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Welches  von  diesen  beiden  Systemen  die  einzelne  Verfassung 
angenommen  hat,  ist  eine  Interpretationsfrage  der  einzelnen  Ver- 
fassungsurkunden und  kann  daher  nur  bei  deren  Behandlung  be- 
antwortet werden. 

Allein  es  bedarf  hier  der  Voraberörterung  einiger  über  das 
positive  Recht  hinausgehenden  Fragen;  sie  betreffen  den  Unter- 
schied der  beiden  Systeme  im  allgemeinen,  der  keineswegs  so 
einfach  zu  erfassen  ist,  wie  er  auf  den  ersten  Blick  erscheint  und 
erst  durch  die  Entwicklung  der  Theorie  zur  klaren  Formulierung 
gebracht  worden  ist;  ihr  ist  es  insbesondere  zu  verdanken,  dass 
—  freilich  belehrt  durch  die  Staatspraxis  —  eine  ganze  Reihe 
von  Momenten,  die  ursprünglich  als  wesentliche  Bestandteile  des 
einen  oder  des  anderen  System  es  gegolten  haben,  als  Nebenpunkte 
erkannt  worden  sind,  die  bei  dem  einen  System  so  gut,  wie  bei 
dem  anderen  vorkommen  können Die  fortschreitende  Erkenntnis 
hat  allerdings  gleichzeitig  zu  der  Einsicht  geführt,  dass  die  Be- 
dürfnisse der  Staatenpraxis  stärker  sind  als  alle  juristische  Logik, 
und  dass  ein  praktisch  ins  Gewicht  fallender  Unterschied  zwischen 
beiden  Systemen  nicht  besteht,  weil  bei  beiden  immer  eine  starke 
politische  Pflicht  da  in  die  Bresche  tritt,  wo  das  Recht  im 
Verhältnis  zu  dem  anderen  Systeme  sie  offen  lässt.  Die  Bedeutung 
der  theoretischen  Betrachtung  beider  Systeme  beruht  dalier 
wesentlich  darin,  dass  die  Orientierung  über  die  Einzelfragen 
durch  sie  erleichtert  wird,  und  infolge  der  von  ihr  vorge- 
nommenen scharfen  Analyse  erst  die  einzelnen,  auch  von  dem 
System  unabhängigen  Probleme,  die  auf  dem  Boden  positiven 
Rechtes  zu  stellen  und  zu  lösen  sind,  erkannt  und  in  den  er- 
forderlichen, grösseren  Zusammenhang  gebracht  werden. 

I.  Der  wesentliche  Unterschied  der  beiden  Systeme  besteht 
in   der  Verschiedenheit  des  Einflusses,   der  der  Mitwirkung  der 


geschlagene  Weg  fährt  freilich  dazu,  dass  die  Intentionen  der  Gesetze  nicht 
zur  (Geltung  kommen:  der  Unterschied  beider  Systeme  verschiebt  sich  an 
einen  Punkt,  an  dem  er  nach  der  Absicht  der  Verfassungen  sich  nicht  zeigen 
sollte.  Bei  Tczner,  S.  123  f.  iitsbes.  Ausführungen  darüber,  dass  die  Ab- 
sicht der  Verfassung  nicht  allein  massgebend  ist,  weil  das  Völkerrecht  vor- 
geht.   Diese  Anregung  ist  unten  S.  13  f.  beachtet. 

»)  Vcrgl.  auch  Brie,  Archiv  f.  öffeutl.  R.  IV.  (1889),  S.  37.  Ferner 
den  Fragenkatalog  Tezners,  a.  a.  0.,  S.  128 f. 
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gesetzgebenden  Organe  auf  die  Perfektion  eines  Staatsvertrages 
eingeräumt  ist. 

Bei  dem  englischen  Systeme  ist  die  Mitwirkung  der  ge- 
setzgebenden Körperschaften  ihrer  juristischen  Qualität  nach  — 
wenn  auch  oft  der  Form  nach,  wie  noch  zu  zeigen  sein  wird,  ver- 
schieden —  keine  andere  als  die  ihnen  sonst  zustehende,  nämlich 
die  bei  der  Gesetzgebung,  sie  haben  also  lediglich  bei  der  Um- 
wandlung des  Vertragsinhalts  in  ein  Gesetz  mitzuwirken.  Die 
völkerrechtliche  Vertretungsbefugnis  ist  in  diesen  Staaten 
durchaus  dem  Staatsoberhaupte  übertragen;  nur  seine  Willenserklärung 
berechtigt  und  verpflichtet  den  Staat  gegenüber  dem  anderen  Staate. 

Hält  man  diese  beiden  Sätze  für  das  sogenannte  „englische" 
System  fest,  das  aber  hier  wesentlich  mit  Rücksicht  auf  das 
positive  deutsche  Recht  betrachtet  wird  und  daher  aller  spezifisch 
englisch-rechtlichen  Sondergestaltungen  —  Konsequenzen  der 
Stellung  des  englischen  Parlaments  —  entkleidet  werden  muss, 
so  ergibt  sich  aus  ihnen  eine  wichtige  Folgerung  für  die  Stellung 
der  gesetzgebenden  Körperschaften  in  allen  den  Fällen,  wo  der 
Landesfürst  als  Organ  für  den  völkerrechtlichen  Verkehr  den 
Vertrag  ohne  Rücksicht  auf  die  Volksvertretung  abschliesst:  hier 
liegt  eine  vollkommene,  auch  mit  den  Prinzipien  der  Verfassung 
übereinstimmende  Staatsverpflichtung  vor.  Einer  solchen  dürfen 
die  Staatsorgane  nicht  zuwider  handeln,  mithin  muss,  wenn  und 
soweit1)  wirklich  das  Staatsoberhaupt  alleiniger  Repräsentant  des 
Staates  ist  und  einen  Vertrag  ratifiziert  hat,  die  Umsetzung  des 
Vertragsinhalts  in  ein  Gesetz  erfolgen,  auch  die  gesetzgebenden 
Organe  können  dazu  ihre  Mitwirkung  nicht  versagen.  Ihre  Pflicht 
besteht  natürlich  nicht  gegenüber  dem  fremden  Staate,  sondern 
ist  eine  staatsrechtliche:  denn  die  gesetzgebenden  Körperschaften 
sind  dazu  berufen  und  verpflichtet  —  und  zwar  nicht  bloss 
moralisch  oder  politisch  —  Pflichten  des  Staates  zu  erfüllen,  und 
um  eine  solche  Pflicht  handelt  es  sich  hier.  Nicht  anders  steht 
es  ja  auch  im  Finanzrechte  mit  dem  Ausgabenbewilligungsrechte 
des  Landtages2):  nach  wohlbegründeter  und  herrschender  Ansicht 
begehen  die  gesetzgebenden  Körperschaften   ein  staatsrechtliches 

')  Innerbalb  einer  Verfassung  können  beide  Systeme  je  für  gewisse 
Vertragsklassen  bestehen.  Vergl.  unten  die  Erörterungen  über  den  „Umfang" 
der  Mitwirkung  und  die  Darstellung  der  einzelnen  Staaten,  z.  B.  S.  27,  35. 

•)  Vorgl.  statt  Aller  Laband,  Budgetrecht  (1871),  S.  20f. 
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Unrecht,  wenn  sie  für  verfassungsmässig  begründete  Staats- 
verpflichtungen nicht  die  notwendigen  Mittel  bereitstellen1).  Nicht 
nur,  dass  Staatsverträge  gerade  sehr  oft  ein  Titel  für  solche  Aus- 
gaben sind  und  daher  bei  Annahme  des  englischen  Systems  schon 
nach  den  Prinzipien  des  Finanzrechtes  die  Kompetenz  der  Land- 
tage eine  Einschränkung  erfährt,  vielmehr  soll  das  Finanzrecht 
auch  beweisen,  dass  die  Annahme  einer  solchen  Bindung  der  ge- 
setzgebenden Faktoren  durchaus  nicht  etwas  völlig  Fernliegendes 
ist  —  etwas  so  Abwegiges,  dass  gerade  eine  solche  Konsequenz 
beweisen  müsste,  dass  der  Vertragsschluss  durch  das  Staatsober- 
haupt selbst  in  Staaten  des  englischen  Systemes  eben  kein  un- 
bedingter wäre8). 

Einzelne  Argumente  für  diese  Behauptung  einer  Kompetenz- 
einschränkung der  gesetzgebenden  Organe,  soweit  das  englische 
System  deutsches  Recht  ist,  sollen  bei  der  Behandlung  der  Einzel- 
staaten aus  dem  positiven  Rechte  noch  beigebracht  werden.  Aber 
schon  hier  mag  noch  auf  eine  analoge  Erscheinung  des  deutschen 
Landesstaatsrechtes  hingewiesen  werden,  die  die  Auffassung  gerade 
der  deutschen  Verfassungen  in  einer  ähnlichen  Frage  deutlich  zum 
Ausdrucke  bringt.  Es  handelt  sich  um  das  Verhältnis  der  Gesetz- 
gebung des  deutschen  Bundes  zu  der  der  einzelnen  Gliedstaaten. 
Bekanntlich  wurden  ja  dessen  Gesetze,  als  die  eines  Staatenbundes, 
erst  durch  Verkündigung  seitens  der  Einzelstaaten  für  deren 
Untertanen  verbindlich.  Handelte  es  sich  um  Aufbringung 
finanzieller  Mittel  infolge  von  Bundesbeschlüssen,  so  war  die  Mit- 
wirkung der  Landtage  notwendig.  In  der  Mehrzahl  der  deutschen 
Grundgesetze  findet  sich  dieser  Satz  ausdrücklich  ausgesprochen, 
zugleich  wird  aber  oft  betont,  und  es  ist  auch  ohnedies  diese  Mit- 


')  In  England  hat  dies  ja  zu  der  Institution  des  sogen.  Consolidated 
Fund  geführt,  aus  dem  ohne  parlamentarische  Bewilligung  gewisse  dauernde 
Ausgaben  gedeckt  werden  (17  und  18  Yict.  c.  94,  Iii  u.  20  Vict.  c.  59). 
Vergl.  Max  v.  Heckel,  Das  Budget  (Leipzig  1898),  S.  53. 

*)  Dies  ist  der  Ausgangspunkt  für  Leoni  und  Jellinek.  Die  gewöhnliche 
Darstellung  des  englischen  Systemes  vereinigt  allerdings  absolutes  Vertrags- 
recht des  völkerrechtlichen  Organs  mit  Willensfreiheit  der  Legislative,  wes- 
wegen die  Gegner  dieses  Systemes  ihm  vorwerfen,  es  bedeute  deu  „Wider- 
spruch" zwischen  Abschluss  und  Vollziehung  von  Staats  vertragen.  Über 
diese  Darstellung  vergl.  Laban  d,  4.  Aufl.  II,  §61,  S.  123  Anm.  1,  S.  129f., 
ferner  auch  T  e  z  ne  r,  S.  143  und  153. 
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Wirkung  nur  so  zu  verstehen,  dass  die  erforderlichen  Mittel  nicht 
versagt  werden  durften,  dass  nur  hinsichtlich  der  Art  und  Weise 
der  Aufbringung  das  Votum  der  Volksvertretung  massgebend 
sein  sollte1).  Das  hier  vorhandene  Verhältnis  zwischen  äusserer 
und  innerer  Verbindlichkeit  ist  kein  anderes,  wie  es  auch  bei 
Staatsverträgen  vorliegt,  und  es  wird  daher  durch  jene  Normen 
zur  Gewissheit,  dass  auch  die  deutschen  Verfassungen  auf  dem 
hier  vertretenen  Standpunkte  stehen,  insoweit  sie  eben  überhaupt 
das  englische  System  haben*). 

Anders  liegt  die  Sache  bei  dem  zweiten  Systeme.  Nach 
ihm  steht  den  gesetzgebenden  Organen  —  auch  soweit  sie  an  der 
völkerrechtlichen  Vertretung  formell  nicht  beteiligt  sind  —  doch 
eine  von  ihren  legislativen  Kompetenzen  juristisch  streng  ge- 
schiedene Mitwirkung,  eine  Entscheidung  über  den  Vertrag  selbst 
zu.  Ohne  ihre  Genehmigung  kann  eine  wirksame  Staats- 
verpflichtung gar  nicht  entstehen,  dieses  System  wahrt  also  in 
radikaler  Weise  die  Kompetenzen  der  Legislative,  während  das 
englische  ihre  Einschränkung  bedeutet.  Während  dort  die 
gesetzgebenden  Faktoren  verpflichtet  sind,  tätig  zu  werden,  sobald 
der  Staat  verpflichtet  ist,  ist  nach  dem  zweiten  System  ihre  freie 
Kutsch  Hessling  selbst  nach  erfolgter  Ratifikation  des  Vertrages 
mindestens  rechtlich  gegeben,  ihre  Genehmigung  ist  Voraus- 
setzung für  das  Zustandekommen  des  Vertrages,  für  seine  Ver- 
bindlichkeit gegenüber  dem  fremden  Staat. 

Praktisch  gleicht  sich  dieser  Unterschied  darum 
aus,  weil  die  Vorlage  an  die  Volksvertretungen  auch  in  Staaten 
mit  englischem  Systeme  meist  vor  der  Ratifikation  erfolgt  und 
in  diesem  Falle,  da  dann  noch  keine  volle  Staatsverpflichtung 
vorliegt,  auch  keine  Beschränkung  für  die  Kammern  besteht.  So 
konnte  z.  B.  die  hessische  II.  Kammer  den  auf  die  Main- Weser- 
Bahn  bezüglichen  Staats  vertrag  mit  Preussen  vom  28.  Nov.  1878 

*)  So  die  Verfassungen  von  Sachsen  (§89,  dazu  Ges.  v.  5.  Mai  1851 
§  I,  Ges.  v.  3.  Dez.  1868  IV),  Württemberg  (§  3),  Baden  (§  2),  Hessen 
(Art.  2),  Oldenburg  (Art.  2  und  187  §  2),  B  r  a  n  n  s  c  h  w  c  i  g  (§  12,  §  180), 
Altenburg  (§  12),  Coburg-Gotha  (§  2),  Anhalt  (§  19),  Heuss  ä.  L.  (§  68),  j. 
L.  (§§  2,  68),  Schaumburg-Lippc  (Art.  2,36). 

")  In  der  amerikanischen  Theorie  hat  man  diese  Konsequenz  für  das 
bei  der  Vertragsschliessung  nicht  beteiligte  Repräsentantenhaus  längBt  ge- 
logen.  Vergl.  E.Meier,  8.  166 f. 
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ablehnen,  obwohl  Hessen  das  englische  System  angenommen  hat, 
weil  der  Vertrag  noch  nicht  ratifiziert  war1). 

Umgekehrt  aber  erfährt  auch  in  Staaten  des  nichtenglischen 
Systems  die  Freiheit  der  gesetzgebenden  Organe,  selbst  einen 
ratifizierten  Vertrag  abzulehnen,  insoweit  eine  Einschränkung,  als 
diejenige  Vertragsgruppe,  bei  der  am  leichtesten  der  Fall  vor- 
heriger Ratifikation  eintritt,  die  Friedensverträge,  der  volker- 
rechtlich bedeutsamen  Mitwirkung  der  Legislative  meist  nicht 
unterworfen  sind. 

Der  die  ratio  aller  hierher  gehörender  Vorschriften  bildende 
Gegensatz  zwischen  Vertrag  und  Gesetz  —  völkerrechtlicher 
Gültigkeit  und  gesetzmässiger  Verbindlichkeit  gestaltet  sich  daher 
so,  dass  er  solange  praktisch  unbedeutsam  ist,  als  alle  Beteiligten 
auf  dem  Pfade  des  Rechtes  sich  halten.  Denn  bei  dem  englischen 
Systeme  können  die  gesetzgebenden  Körperschaften  nur  einem 
noch  nicht  ratifizierten  und  daher  noch  nicht  perfekten  Vertrag 
ihre  rein  legislativ  zu  wertende  Zustimmung  versagen,  einem 
gültigen  Vertrag  kann  die  Abstempelung  der  Gesetzgebungs- 
faktoren nicht  fehlen.  Vertrag  und  Gesetz  können  hier  zwar 
zeitlich  auseinanderfallen,  unter  normalen  Umständen  aber  nie  in 
Widerspruch  treten.  Bei  dem  anderen  Systeme  aber  kann  ohne 
ihre  Zustimmung  der  Vertrag  gar  keine  völkerrechtliche  Gültigkeit 
erlangen.  Natürlich  müssen  die  Körperschaften,  nachdem  sie 
einen  Vertrag  konsentiert  haben,  auch  zu  seiner  Ausführung  alles 
Notwendige  leisten2).    Und  dazu  kommt,   dass  unter   der  Herr- 


*)  Sic  hat  ihn  nachher  «loch  angenommen,  worauf  er  auch  vom  preußi- 
schen Landtage  genehmigt  und  dann  beiderseits  ratifiziert  wurde  (Prcuss. 
Ges.  Sg.  1880,  S.  157).  —  Auch  in  Staaten  des  nkhteiiglischcn  Systems  sind 
Ablehnungen  sehr  selten  Mir  sind  aus  der  deutschen  Praxis  bekannt  ge- 
worden nur  2  Fälle  noch  nicht  ratifizierter  Verträge:  1)  Der  Vertrag  zwischen 
Preusscn,  Oldenburg,  Bremen  vom  6.  Marz  1K76  wegen  künftiger  Unterhaltung 
der  Schifiahrtszcichcn  auf  der  unteren  Weser.  Kr  wurde  zweimal  von  der 
bremischen  Bürgerschaft  abgelehnt,  erst  beim  dritten  Male  angenommen. 
(Preuss.  Ges.  Sg.  1877,  S.  178).  2)  Die  Verträge  Prcussens  mit  Bremen,  bezw. 
mit  Braunschweig  und  Bremen,  und  mit  Lippe  über  Kanalisicrung  der  Weser 
von  Hameln  bis  Bremen,  die  bei  Verwerfung  der  Kanalvorlage  in  der 
92.  Sitzung  des  prcuss.  Abgeordnetenhauses  vom  10.  Aug.  1899  (Stcn.  Bcr. 
1898/99  Bd.  IV,  S.  2907)  von  der  Tagesordnung  abgesetzt  wurden. 

»)  Vergl.  z.  B.  E.  Meier,  S.  249. 
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schaft  dieses  Systemes  der  einem  Vertrag  die  Genehmigung  er- 
teilende Beschluss  zugleich  ein  Schritt  zur  Umwandlung  des  Ver- 
tragsinhalts in  ein  Gesetz  ist,  wie  noch  naher  zu  zeigen  ist.  Bei 
beiden  Systemen  lässt  sich  die  „äussere  und  innere  Gültigkeit0 
des  im  Staatsverlrage  Vereinbarten  zwar  „  spalten a,  theoretisch 
scheiden,  beide  Gültigkeiten  werden  oft  auch  zeitlich  auseinander 
fallen,  allein  sie  sind  rechtlich  aufs  Engste  verknüpft,  ja  sogar, 
wie  bei  dem  zweiten  Systeme,  ihre  Entstehung  zum  Teil  ver- 
schmolzen. Der  Ausgleich  zwischen  Vertrag  und  Gesetz  wird 
vermittelt  durch  die  Pflicht  der  gesetzgebenden  Organe,  Staats- 
verbindlichkeiten zu  erfüllen,  und  durch  das  teilweise  Zusammen- 
fallen von  Mitwirkung  beim  Vertrage  und  beim  Gesetze.  Will 
man  diese  Tatsache  mit  einem  Schlag worte  kennzeichnen,  so  mag 
man  sie  als  den  Satz  von  der  „Kongruenz  —  oder  besser  Harmonie 
—  der  Vorschriften  über  den  Abschluss  und  die  Ausführung  der 
Staatsverträge"  bezeichnen.  Er  bildet  aber  nicht  den  Ausgangs- 
punkt oder  das  Hauptargument ')  für  die  Untersuchung,  sondern 
deren  Ergebnis. 

II.  Zu  denjenigen  Momenten,  die  früher  als  organische  Be- 
standteile des  einen  oder  des  anderen  Systemes  erachtet,  allmäh- 
lich aber  als  nebensächliche  Punkte  erkannt  worden  sind,  gehören : 
die  Legitimation  des  völkerrechtlichen  Örganes  und  ihre  Be- 
schränkung durch  die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaften bei  Staats  vertragen,  der  Zeitpunkt  der  Vorlage  des 
Vertrages  an  das  Parlament  und  die  Form  der  Mitwirkung  der 
gesetzgebenden  Faktoren. 

1)  Im  Beginn  der  Theorienentwicklung  wurde  das  völker- 
rechtliche System  als  gleichbedeutend  mit  einer  direkten  völker- 
rechtlichen Aktion  der  gesetzgebenden  Körper2),  mit  einer  Legi- 
timationsbeschränkung des  Vertretungsorgans  angesehen.  Die  Mit- 
wirkung bei  dem  Vertrage,  die  Voraussetzung  für  Vertragsgültig- 
keit ist,  sollte  identisch  sein  mit  einer  völkerrechtlichen  Teil- 


*)  So  bezeichnet  ihn  La  band  (4.  A.  §  61  II,  S.  123  Anm.  1)  im  Hin- 
blick auf  Ungers,  Jcllineks  und  Anderer  Ausführungen.  Allein  auch  bei 
diesen  Autoren  ist  er  nur  eine  Schlussfolgerung  —  kein  Argument.  Es  tritt 
allerdings  bei  ihnen  meist  das  nicht  klar  hervor,  dass  die  Mitwirkung  der 
gesetzgebenden  Organe  in  Staaten  nichtenglischen  Systemes  sowohl  völker- 
wie  staatsrechtliche  Bedeutung  hat  (insbes.  bei  Unger). 

*)  So  E.  Meier,  s.  B  S.  281  u.  öfter. 
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legitimation  der  Körperschaften.  Das  Legitimationsproblem  hatte 
sich  gegenüber  der  Gültigkeitsfrage  noch  nicht  verselbständigt, 
wurde  noch  lediglich  als  Annex  der  Frage  nach  dem  System  be- 
handelt: nur  bei  dem  englischen  System  sollte  das  Staatsoberhaupt 
Dritten  gegenüber  unbeschränkt  sein. 

Man  muss  aber  zweierlei  unterscheiden :  einmal  die  Befugnis, 
die  Willenserklärung  formell  gegenüber  der  anderen  Macht  für 
den  eigenen  Staat  abzugeben  (die  völkerrechtliche  „Legitimation")* 
und  die  Befugnis,  den  Willen  für  den  Staat  zu  bilden.  Ein  Organ 
kann  zwar  befugt  sein  den  Staatswillen  allein  zu  erklären,  kann 
aber  bei  der  Bildung  des  Willens  an  die  Zustimmung  eines 
anderen  Organs  gebunden  sein. 

So  sehr  es  nun  an  sich  möglich  wäre,  dass  die  deutschen 
gesetzgebenden  Körperschaften  auch  formell  an  der  Vertrags- 
schliessung beteiligt  wären,  so  wenig  ist  dies  nach  irgend  einem 
deutschen  Verfassungsgesetze  der  Fall;  vielmehr  hat  nach  ihnen 
allen  der  Landesfürst  formell  unbedingt  das  Recht  Staatsverträge 
abzuschliessen,  nur  er  hat  etwas  zu  erklären,  und  nur  er  empfängt 
Erklärungen.  Darin  stehen  sich  also  beide  Systeme  völlig  gleich, 
dass  nur  die  Landesfürsten  —  ebenso  nur  der  Kaiser  —  mit  dem 
anderen  Staate  verkehrt,  nur  er  Verträge  ratifiziert. 

Es  kann  daher  hier  dahingestellt  bleiben,  ob  kraft  eines  Volker- 
rechtssatzes, der  die  Staatsoberhäupter  für  unbedingt  legitimiert  er- 
klärt, Staatsverträge  abzuschliessen *),  oder  ob  kraft  des  Umstandes, 
dass  der  Übergang  von  dem  absoluten  Staate  zum  konstitutionellen, 
der  zugleich  ja  die  Frage  nach  der  Mitwirkung  der  gesetzgebenden 
Organe  bei  Staatsverträgen  aufrollt,  für  völkerrechtlich  unerheblich, 
nichts  verändernd  gehalten  wird2),  eine  völkerrechtliche  Aktion 
der  gesetzgebenden  Organe  neben  der  des  Fürsten  unmöglich  ist  3): 
das  deutsche  Staatsrecht  kennt  eine  solche  in  formeller  Hinsicht 
gar  nicht,  wie  die  Darstellung  des  positiven  Hechts  noch  zeigen 

')  Vcrgl.  hierzu  K.  Mcicr,  S.  31  f.  —  Hei  G  n  c  i  s  t  handelt  es  sich 
nur  um  einen  „normalen  Grundsatz  konstitutioneller  Verfassungen"  (1.  c. 
8.  350  und  3til),  also  bloss  um  ein  psychologisches,  kein  logisches  Argument. 

■)  H  e  i  1  b  o  r  n  ,  System  S.  143. 

•)  Soweit  beide  Argumente  auch  die  Unmöglichkeit  einer  materiellen 
Beschränkung  beweisen  sollen,  kann  hier  bezüglich  d.  s  ersten  auf  die  treffen- 
den kritischen  Ausführungen  K.  Meiers  a.  a.  0.,  hinsichtlich  des  zweiten 
auf  die  Darstellung  im  Text  S.  13  verwiesen  werden. 
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soll1).  Soweit  das  englische  System  deutsches  Recht  ist,  ist  das 
Staatshaupt  nicht  einmal  materiell  in  der  Vertragsschliessung  be- 
schränkt, weil  nach  ihm  die  Körperschaften  überhaupt  keine  be- 
sonderen Kompetenzen  für  Verträge  haben,  weil  es  sich  hier  nur 
um  ihre  allgemeine  legislative  Zuständigkeit  handelt.  In  den 
konstitutionellen  Staaten  ist  das  wohl  eine  Beschränkung  des 
Landesherrn  als  Gesetzgebers  —  aber  keine  seines  Vertragsrechtes. 
Anders  ist  es  freilich  in  den  Staaten  des  zweiten  Systemes.  Hier 
ist  die  Legitimation  des  Landesherrn  zum  Vertragsschlusse  zwar 
formell  uneingeschränkt,  nur  er  erklärt  den  Willen  des  Staates, 
erwähnt  nicht  einmal  die  notwendige  Zustimmung  der  Kammern 
(oder  des  Bundesrates)  —  aber  seine  Kompetenz  ist  materiell  be- 
schränkt. 

Besteht  so  allerdings  formell  kein  Unterschied  zwischen  beiden 
Systemen,  so  bleibt  doch  der  in  den  Kompetenzen  der  gesetzgeben- 
den Organe  materiell  bestehen,  auch  gegenüber  den  Bedenken, 
welche  daraus  hergeleitet  werden  und  zur  Behauptung  einer  ab- 
soluten, unbedingten  Kompetenz  führen,  dass  bei  dem  zweiten  Systeme 
mit  der  materiellen  Beschränkung  der  Zuständigkeit  des  Staats- 
oberhaupts eine  der  Voraussetzungen  der  Gültigkeit  eines  völker- 
rechtlichen Rechtsgeschäftes  durch  das  Staatsrecht  normiert  werde. 
Ein  solcher  Einfluss  des  Staatsrechtes  auf  das  Völkerrecht  kann 
hier  freilich  nicht  geleugnet  werden.  Allein  man  muss  eben 
zwischen  den  verschiedenen  Ursachen  der  völkerrechtlichen  Un- 
gültigkeit eines  Rechtsgeschäftes  unterscheiden.  Über  Ungültig- 
keit eines  völkerrechtlichen  Aktes  wegen  Irrtums  oder  Betrugs  zu 
entscheiden  ist  freilich  allein  Sache  des  Völkerrechtes.  Anders 
aber  liegt  die  Sache  dann,  wenn  es  sich  um  solche  Ungültigkeit 
einer  Willenserklärung  handelt,  die  davon  abhängig  ist,  ob  wirklich 
Wille  des  Erklärenden  vorliegt.  Um  diesen  Fall  der  Ungültigkeit 
handelt  es  sich  bei  dem  Mangel  parlamentarischer  Genehmigung 
für  Staaten  des  zweiten  Systemes.  Denn  wenn  eine  Verfassung 
bestimmt,  dass  gewisse  Staatsverträge  der  Genehmigung  des  Land- 
tages zum  Abschlüsse  bedürftig  sein  sollen,  so  will  sie  normieren, 
dass  mangels  einer  solchen  kein  Wille  des  Staates  vorhanden  sei. 
Dass  aber  dazu  der  Staat  befugt  ist,  über  seine  Willensbildung 

*)  Die  formelle  Beteiligung  der  gesetzgebenden  Organe  an  der  Vertrags- 
schliessung  bekämpft  insbesondere  Laband  (4.  Aufl.  11,  S.  131).  Vergl. 
auch  J  c  1 1  i  n  c  k,  Ges.  u.  Ver.  S.  343  („unselbständige  Organe"). 
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Normen  aufzustellen,  und  selbst  wenn  es  sich  um  den  Staaten- 
verkehr handelt,  ist  eine  über  allen  Zweifel  erhabene  Tatsache1). 

*2)  Genau  ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Zeitpunkte  der 
den  gesetzgebenden  Körperschaften  zu  machenden  Vertrags  vorläge. 
Ursprünglich  wurde  mit  dem  englischen  System  die  Möglichkeit 
eng  verknüpft,  auch  nach  der  formellen  Ratifikation  den  Kammern 
eine  Vorlage  zum  Erlasse  des  Ausführungsgesetzes  zu  machen, 
wahrend  das  andere  System  nur  mit  vorhergehender  Vorlage  des 
Vertrags  vereinbar  schien.  Allein  auch  darin  hat  sich  eine 
Wandlung  der  Ansichten  vollzogen,  für  die  namentlich  die  Be- 
dürfnisse der  Praxis  ausschlaggebend  gewesen  sind.  Bei  dem 
englischen  Systeme  kann  kraft  positiven  Rechts  eine  Verpflichtung 
der  Regierung  begründet  sein,  den  Vertrag  vor  der  Ratifikation  den 
Kammern  vorzulegen 2),  und  es  wäre  sogar  denkbar,  dass  sich  mit 
Rücksicht  auf  das  Interesse  des  fremden  Staates  eine  entsprechende 
völkerrechtliche  Pflicht  des  Staates  gewohnheitsmässig  herausbildet. 
Die  Feststellung  etwaiger  staatsrechtlicher  Pflichten  aber  ist  eine 
der  Aufgaben,  die  bei  der  Behandlung  der  in  betracht  kommenden 
Verfassungen  zu  stellen  und  zu  lösen  ist. 

Andererseits  wäre  auch  unter  der  Herrschaft  des  zweiten 
Systemes  die  Ratifikation  eines  Vertrages  nicht  absolut  ungültig, 
weil  die  Kammern  noch  nicht  mit  dem  Vertrage  befasst  waren, 
vielmehr  ist  die  Gültigkeit  der  Erklärung  des  Staatshauptes  noch 
solange  in  der  Schwebe,  bis  diese  Organe  zugestimmt  haben3). 


')  Dies  hat  namentlich  Tezner  gelogeutlich  seiner  Kritik  Seligmanns 
betont  (S.  113  f.  bes.  S.  177).  Ähnlich  J  eil  in  ok,  Staatcnv.  S.  52  und  Oes.  u. 
Vcr.  S. 342; N  ippold,  S.  144;  Triepel,  Völkerr.  u. Latidcsr.,  8.  23G;  L i s z 1, S.  102, 
162.  Der  Satz,  dass  das  Staatsrecht  die  Einschränkungen  der  Vertragskompetenr 
des  Staatsbauptes  bestimmen  könne,  wird  von  Gorius,  1874,  S.  7G1,  768  f; 
1875,  S.  566,  Wegmann,  S.  90,  ferner  den  Völkerrcehtslebrcrn  ßluntschli 
(S.  107),  Bulmerincq  (S.  301),  Martens  (I,  S.  394),  v.  Holtendorf f 
(II,  S.  94),  als  ein  Satz  des  Völkerrechts  erklart.  Ebenso  Laban d,  im 
Handbuche  d.  off.  K.,  S.  118,  (dagegen  nennt  er  ihn  in  IV.  Aufl.  II,  8.  122 
einen  „allgemeinen  Rechtsgrundsatz.")  Vergl.  aber  auch  E.  Meier,  S.  100, 
Rönne,  II,  8.290,  Unger,  S.  855,  Probst,  S.  265,  274,  Seligmann, S.  47  f. 

»)  Dieser  Ansicht  ist  z.  H.  La  band  für  das  Reichsstaatsrecht. 

*)  Diesen  Punkt  betonen  besonders  die  Anhänger  der  sogen,  conditio- 
iuris-Theorie,  die  der  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  zwar 
völkerrechtliche  Bedeutung  zuschreiben,  aber  sie  nicht  als  direkte  völker- 
rechtliche Aktion  (wie  z.  B.  E.  Meier,  8-  281  u.  passim)  neben  der  des 
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Von  einer  bedingten  Gültigkeit  des  Vertrages  kann  natürlich  in- 
zwischen noch  nicht  die  Rede  sein.  Etwas  Anderes  ist  es,  wenn  die 
Regierung  auf  eigene  Verantwortung  inzwischen  die  dem  künftigen 
Vertrage  entsprechenden  Ausführungsmassnahmen  trifft;  ein  solches 
Vorgehen  lässt  nicht  darauf  schliessen,  dass  der  Vertrag  bedingt 
wirksam  wäre.  Bezüglich  einer  Rechtspflicht,  den  Vertrag  vor 
der  Ratifikation  zur  parlamentarischen  Verabschiedung  zu  bringen, 
wird  es  auch  hier  auf  das  positive  Recht  ankommen,  wenngleich 
bei  diesem  Systeme  eine  vorherige  Ratifikation  politisch  ein  noch 
viel  bedenklicherer  Schritt  ist,  als  bei  dem  englischen  Systeme. 

Welche  Bedeutung  der  Verwerfung  eines  Vertrages  durch 
die  Karamern  vor  der  Ratifikation  zukommt,  zeigen  die  oben  an- 
geführten Fälle  aus  der  Staatspraxis  (S.  10). 

3)  Nicht  ganz  ebenso  wie  bei  den  beiden  vorgenannten  Punkten 
liegt  die  Sache  bezüglich  der  Form  der  Mitwirkung  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften.  Denn  naturgemäss  muss  bei  dem 
zweiten  Systeme  stets  der  ganze  Vertrag  dem  Beschlüsse  der 
Legislativorgane  unterbreitet  werden,  wahrend  bei  dem  englischen 
Systeme  ja  eine  parlamentarische  Entscheidung  über  den  Vertrag 
gar  nicht  in  Frage  kommt,  und  es  daher  genügt  eine  entsprechende, 
den  Inhalt  des  Vertrags  rezipierende  Gesetzesvorlage  zu  machen. 
Allein,  wie  in  der  Litteratur  oft  genug  hervorgehoben  worden  ist, 
vollzieht  sich  die  Beschlussfassung  der  gesetzgebenden  Organe 
auch  unter  dem  englischen  Systeme  aus  praktischen,  gesetzestechni- 
schen Gründen  häufig  genug  ebenfalls  in  Form  einer  Abstimmung 
über  den  ganzen  Vertrag:  dies  ergibt  die  Form  des  sogenannten 
Vertragsgesetzes.  Der  Schluss  aus  der  Form  auf  das  System  ist 
also  nicht  immer  richtig.  Auch  in  einer  Verfassung,  die  auf  dem 
Standpunkte  des  englischen  Systems  steht,  kann  durch  positive 
Vorschrift  das  Vertrags gesetz  als  Form  der  parlamentarischen 
Mitwirkung  bestimmt  sein,  wie  dies  z.  B.  Georg  Meyer  (Staats- 


Staataoberhauptes,  sondern  nur  als  vom  Rechte  aufgestellte  Bedingung 
der  Vertragsgültigkeit  begreifen.  Sie  wird  von  Jellinek  richtig  als  Sus- 
pensivbedingung bezeichnet  (Oes.  u.  Yer.  S.  346  f.,  356).  Der  Gedanke  stammt 
von  Gorius,  wenn  er  auch  bei  ihm  noch  unklar  ist,  Aanal.  1874,  S.  772;  1875, 
S.538.  Vgl.  Pröbst,  S.  302,  309  -  314,318,  Seligmann,  S.  105f.,  109  f., 
Texner,  S.  168  f. 


Digitized  by  Google 


-    16  - 


recht  S.  60*2)  für  das  deutsche  im  Gegensatze  zum  englischen 
Staatsrechte  in  Anspruch  nimmt1). 

Es  ist  hier  auch  der  Platz  hervorzuheben,  dass  auch  bei  dem 
Systeme,  das  die  Kompetenz  der  gesetzgebenden  Körperschaften 
als  Mit\rirkung  beim  Vertrage  normiert,  natürlich  eine  Mit- 
wirkung zur  Erzeugung  des  dem  Vertrage  parallelen  Gesetzes 
staatsrechtlich  notwendig  ist,  meist  wird  dies  aber  uno  actu  mit 
dem  völkerrechtlich  bedeutsamen  Beschlüsse  geschehen;  aus  be- 
sonderen gesetzestechnischen  Gründen  kann  aber  auch  die  Gesetzes- 
erzeugung von  der  Vertragserledigung  sich  loslösen  und  durch 
Annahme  eines  besonderen  Gesetzes  neben  dem  Vertrage  vor  sich 
gehen.  Gerade  dieses  Zusammenfallen  der  beiden  Beschlüsse  hat 
die  in  den  Verfassungsurkunden  vorhandenen  Unklarheiten  erzeugt. 
Sie  unterscheiden  sehr  genau  zwischen  englischem  und  nicht- 
englischem Systeme  —  übersehen  aber,  dass,  wenn  auch  nicht  ge- 
sondert, so  doch  immerhin  auch  bei  dem  letzteren  ein  Gesetz- 
beschluss  vorliegt.  Sie  denken  daher,  dass  mit  der  völkerrecht- 
lich erheblichen  Vertragsgenehmigung  der  V ertrag  Gesetze 
aufhebt,  ändert ,  den  Untertanen  Verpflichtungen  auferlegt 
u.  s.  f.*). 

III.  Einer  allgemeineren  Erörterung  bedarf  noch  die  Frage, 
welche  Verträge  für  die  Mitentscheidung  der  gesetzgebenden  Organe 
in  Frage  kommen,  und  in  welchem  Umfange  diese  Gruppen  von 
Vertrügen  der  Beschlussfassung  unterliegen. 

Nach  der  ratio  legis  kommt  die  Mitwirkung  der  gesetzgeben- 
den Faktoren  bei  Staatsverträgen  stets  dann  in  betracht,  wenn  der 
Vertragsgegenstand  der  alleinigen  Verfugung  des  Vertretungsorgans 
bei  innerstaatlichen  Aktionen  entweder  teilweise  oder  ganz  entzogen 
ist.  Mit  anderen  Worten,  es  handelt  sich  um  die  Gegenstände 
der  formellen  Gesetzgebung.  Allein,  wie  die  Betrachtung  des 
positiven  Rechtes  zeigen  soll,  wesentlich  nur  die  neueren  Grund- 

*)  Auch  Laband,  (4.  Aufl  ,  II,  §  61)  misst  zwar  der  Mitwirkung  des 
Reichstags  und  Kundesrats  nur  Hcdeutung  für  die  Umwandlung  des  Ver- 
trags in  ein  Gesetz  bei,  sieht  aber  in  der  „Genehmigung"  des  Art.  11  eine 
selbständige  Form  neben  der  Tätigkeit  der  Organe  bei  der  Gesetzgebung, 
(1.  c.  $  33,  I,  S.  277). 

*)  Vergl.  auch  die  oben  S.  4  zitierte  Keichsgerichtsentschcidung.  Wie 
im  Text  wohl  Seligmann,  S.  -284.  Jellinek,  Ges.  u.  Vcr.  S  362,  Brie 
S.  40,  41. 
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gesetze  haben  in  dieser  korrekten  Weise  den  Umfang  der  Mit- 
wirkung bestimmt.  Für  die  meisten  Verfassungen  zeigt  die  posi- 
tive Begrenzung  der  in  Rede  stehenden  Kompetenzen  dieselbe 
Unklarheit,  wie  die  in  ihnen  vorgenommene  Regelung  der  den 
Parlamenten  bei  der  Gesetzgebung  selbst  zustehenden  Rechte.  Wie 
in  vielen  deutsehen  Staaten  nicht  schlechthin  von  der  Mitwirkung 
der  Landtage  bei  der  Gesetzgebung  gesprochen  wird,  vielmehr 
nur  von  „neuen  allgemeinen  Gesetzen,  die  die  Freiheit  der  Per- 
sonen oder  das  Eigentum  der  -Staatsangehörigen  betreffen u  die 
Rede  ist ,  und  dazu  Oberall  insbesondere  die  Teilnahme  der 
Kammern  an  der  Finanzverwaltung  tritt,  genau  so  ist  es  auch 
mit  der  Abgrenzung  der  hierher  gehörigen  Staats  vertrage:  auch 
hier  werden  als  parlamentarischer  Beschlussfassung  bedürftig  viel- 
fach diejenigen  Verträge  bezeichnet,  die  sich  auf  besondere  „Ver- 
pflichtungen der  Staatsangehörigen tt  oder  die  Staatsfinanzen  beziehen. 
Die  genaue  Feststellung  des  Konipetenzurafanges  gehört  daher  zu 
den  auf  dem  Boden  des  positiven  Rechtes  zu  lösenden  Aufgaben. 

Hält  man  die  hier  gegebene  allgemeine  Begrenzung  des  Mit- 
wirkungsumfanges  fest,  so  gehören  prinzipiell  auch  alle  Gebiets- 
veränderungsverträge ohne  besondere  Vorschrift  zu  denjenigen 
Verträgen,  die  der  Mitwirkung  der  Gesetzgebung  in  irgend  einer 
Art  —  sei  es  nun  nach  englischer  oder  anderer  —  bedürfen. 
Denn  die  auf  ihnen  beruhende  Besitzaufgabe  oder  Räumung  eines 
Gebietes,  der  darin  begründete  Besitzerwerb  sind  ja  nicht  bloss 
Akte  von  sozusagen  geographischer  Bedeutung  —  nicht  bloss 
völkerrechtlich,  sondern  auch  staatsrechtlich  erheblich:  sie  bedeuten 
Verlust  oder  Erwerb  und  also  Veränderung  der  Staatsgewalt, 
Wechsel  im  imperium.  Dies  ist  aber  auch  identisch  mit  einem 
Eingriff  in  die  gesamte  öffentliche  und  private  Rechtsstellung  der 
Staatsuntertanen.  Zweifellos  ist  dies  ja  für  die  Untertanen  des 
veräussernden  Staates,  insbesondere  —  aber  freilich  nicht  allein 
—  für  die,  welche  aus  dem  Staatsverbande  ausscheiden1).  Aber 
auch  für  die  Bürger  des  erwerbenden  Staates  ist  die  Rechtslage 
keine  andere  —  ganz  abgesehen  von  den  neuen  Rechtsverhält- 
nissen, welche  sich  für  die  dazukommenden  Untertanen  ergeben. 
Denn  den  alten  Bürgern  werden  auch  Lasten  durch  die  Gebiets - 


')  Sehr  viele  Verfassungen  betonen  gerade  dieses  MomcuL  besonders. 
Blei«,  Mitwirkung  dtr  gesetzgebenden  Körperschaften  - 
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erweiteruog  auferlegt,  Personen,  denen  gegenüber  sie  bisher  als 
Inländer  bevorzugt  in  vieler  Beziehung  waren,  werden  ihnen  jetzt 
gleichgestellt.  Bedeutet  daher  die  Autgabe  von  Gebiet,  dass  man 
Untertanen  verbriefte  Redite  entzieht  —  z.  B.  die  der  Ver- 
fassung, so  bedeutet  auch  die  Gebietserwerbung  nicht  bloss  die 
Statuierung  des  imperiums  gegenüber  bisher  Staatsfremden,  die  noch 
keine  verfassungsmässigen  Rechte  haben,  sondern  auch  in  mancher 
Beziehung  für  die  alten  Untertanen  Rechtsminderung. 

Aus  diesen  Gründen  bedürfen  Gebietsverträge  irgend  welcher 
Art  mindestens  zur  Ausführung  der  gesetzgeberischen  Mitwirkung1), 
um  ihren  Inhalt,  der  als  materieller  Gesetzinhalt  sich  darstellt, 
für  die  Untertanen  und  Behörden  verbindlich  zu  machen.  Soweit 
aber  für  Verträge  solchen  Inhalts  das  nichtenglische  System  ein- 
geführt ist,  gehören  prinzipiell  auch  Gebietsverträge  zu  ihnen. 
Stellt  die  Verfassung  das  Gebiet  in  irgend  einer  Art  fest,  so  sind 
Gebietsveränderungen  überdies  Verfassungsänderungen.  Diese  so 
einfache  Lage  wird  durch  das  positive  Recht  ausserordentlich 
kompliziert  gestaltet,  indem  den  Gebietsverträgen  eine  von  den 
übrigen  Staatsverträgen  ganz  unabhängige  Stellung  in  den  meisten 
Verfassungen  eingeräumt  wird.  Die  natürliche  Stellung  wird  den 
Gebietsverträgen  wesentlich  nur  in  Oldenburg  und  den  3  Repu- 
bliken gewahrt,  die  am  h  sonst  die  beste  Abgrenzung  des  Mit- 
wirkungsumfanges  haben,  sodann  in  Württemberg  und  Reuss 
jüngerer  Linie,  zum  teil  stillschweigend,  zum  Teil  freilich  unter 
besonderer  Benennung  der  Gebietsverträge.  Die  Mehrzahl  der 
deutschen  Staaten  verlangen  die  Zustimmung  der  Landtage,  da 


!)  Die  Littcratur  vorsagt  in  diesem  Punkte  so  gut  wie  vollständig. 
Laband  bemerkt  4.  Aull.  I,  S.  180,  §22,  dass  Gebictsvcranderungen  Ver- 
fassungsänderungen seien,  „rla  die  räumliche  Krstrcckuug  eines  Staates  ohue 
dessen  Willen  nicht  verändert  werden  könne".  Anders  in  seinem  Budget- 
Techt  nach  .  .  .  der  preuss.  Verf.  S.  8  f.  Vcrgl.  feiner  Brie,  Archiv  f. 
öff.  Recht,  IV,  S.  I  i,  der  der  im  Teit  vertretenen  Ansicht  ist,  „weil  durch 
die  Bestimmungen  über  die  räumliche  Begrenzung  des  Staates  der  Kreis  der 
seiner  Gewalt  unterworfenen  Personen  bestimmt  wird.*  Stoerk  im  Wörterb. 
d.  dtsch.  Vcrw.-R.,  Art.  ^Landesgrenzsachen"  (Bd.  11),  geht  auf  die  Natur 
der  Gebietsverträge  nicht  ein.  Hub  er,  Die  Staatensuccession,  behandelt 
zwar  nicht  die  vorliegende  Frage,  seine  Ausführungen  über  die  Natur  und 
die  Rechtsfolgen  der  Staatensuccession  stützen  aber  die  Auffassuug  de*  Textes 
aussei  ordentlich,  vergl.  z.  B.  S.  8  und  bes.  S.  06  f. 
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der  Eingriff  in  die  Untertanenverhältnisse  bei  Gebietsaufgabe  mehr 
auf  der  Hand  liegt,  nur  zu  Gebietsveräusserungen  bestimmter 
Art,  ohne  Rucksicht  auf  das  sonst  von  ihnen  angenommene  System. 
Eine  weitere  Gruppe  bilden  schliesslich  die  Staaten,  die  zwar  keine 
Vorschriften  über  Gebietsveränderungen  haben,  die  aber  das  Prinzip 
der  Unveräusserlichkeit  und  Unteilbarkeit  des  Staatsgebietes  aus- 
sprechen, in  denen  es  also  eine  Verfassungsänderung  bedeutet, 
wenn  ein  Teil  veräussert  wird1).  Einige  Staaten  sprechen  sich 
endlich  auch  über  die  Ausführung  von  Staaten  vertragen  —  z.  B. 
über  die  Notwendigkeit  der  Form  einer  Verfassungsänderung  — 
aus.  Die  Wertung  all  dieser  Normen  bleibt  natürlich  der  Einzel- 
darstellung vorbehalten,  die  insbesondere  auch  die  gerade  in 
diesem  Punkte  ausserordentlich  lehrreiche  preussische  Praxis  be- 
rücksichtigen soll ;  aber  schon  hier  muss  betont  werden,  dass  zur 
Ergänzung  dieser  positiven  Normen,  z.  B.  soweit  sie  Gebiets- 
erwerbungen nicht  berücksichtigen,  stets  die  Folgerungen  aus  der 
oben  dargelegten  juristischen  Natur  der  Gebietsveränderungen 
überhaupt  zu  ziehen  sein  werden,  die  sie  betreffenden  Verträge 
also  als  Verträge  materiellen  Gesetzesinhalts  zu  behandeln  sind. 

Wenn  hier  immer  von  Verträgen  gesprochen  wird,  die  ihrem 
Gegenstande  nach  in  das  Gebiet  der  formellen  oder  materiellen 
Gesetzgebung  gehören,  sich  auf  die  Staatsfinanzen  beziehen,  so  ist 
dies  immer  nur  cum  grano  salis  zu  verstehen.  Naturgemäss 
wird  vielfach  nicht  jede  einzelne  Bestimmung  eines  Vertrages  in 
das  der  Sphäre  der  gesetzgebenden  Körperschaften  überantwortete 
Gebiet  fallen.  In  der  deutschen  Praxis  wird  die  Vorlage  eines 
Vertrages  meist  schon  mit  Bezugnahme  auf  einen  einzigen  Ver- 
tragsartikel gerechtfertigt*). 

Und  in  der  Tat  genügt  eine  einzige  solche  Position  eines 
Staatsvertrages,  um  den  ganzen  Vertrag  mit  Rücksicht  auf  seine 
juristische  und  sachliche  Einheit  der  Entscheidung  der  Gesetz- 
gebungsfaktoren zu  unterwerfen,  soweit  es  sich  bei  dem  weiter- 
gehenden Systeme  um  die  völkerrechtlich  bedeutsame  Vertrags- 
mitwirkung handelt.    Anders  freilich  steht  es,    insoweit  es  sich 

»)  So  ist  wohl  anch  die  Bemerkung  G.  Meyers  §  189  S.  603  Ann».  12 
zu  verstehen. 

*)  Ebenso  für  Osterreich,  vergl.  z.  B.  Tezner,  S.  147  letzter  Absatz, 
S.  153  oben, 
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um  Ausübung  der  legislativen  Funktion  im  engeren  Sinne  handelt. 
Bedürftig  der  gesetzgeberischen  Behandlung  sind  insoweit  nur  die- 
jenigen Vertragsbestimmungen,  die  Gesetzkraft  erlangen  sollen.  Klar 
zu  Tage  treten  wird  dies,  wenn  die  Form  eines  Ausführungsgesetzes 
angewandt  wird.  Dies  gilt  für  beide  Systeme  gleichmässig. 
Komplizierter  ist  die  Sachlage  bei  der  Form  des  Vertragsgesetzes. 
Zunächst  einmal  kann  hierbei  nur  ein  Teil  der  Bestimmungen 
Gesetzeskraft  erlangen,  nämlich  nur  die  auf  völkerrechtliche  Ver- 
pflichtungen des  eigenen  Staates  bezüglichen;  dies  ist  von  Selig- 
mann (S.  210  bis  216)  ausgeführt  worden. 

Aber  die  Anwendung  dieser  Form  hat  für  die  Vertrags- 
kompetenzen der  Legislative  eine  weitgehende  Bedeutung:  die 
formelle  Gesetzeskraft  ergreift  auch  diejenigen  Bestimmungen  des 
Vertrags,  die  einer  Vorlegung  an  die  gesetzgebenden  Organe  an 
sich  nicht  bedurft  hatten  und  z.  B.  in  ein  Ausführungsgesetz  nicht 
aufgenommen  worden  waren.  — 

Die  nunmehr  folgende  Darstellung  des  positiven  Rechts- 
stoffes soll  zunächst  das  Recht  der  Einzelstaaten  behandeln  und 
erst  am  Schlüsse  zur  Reichsverfassung,  dem  juristisch  stärksten 
und  ihnen  allen  vorgehenden  Rechte  gelangen.  Die  einzelstaat- 
lichen Grundgesetze  zerfallen  wieder  in  mehrere  Gruppen  und 
Abteilungen,  die  unter  sich  verwandte  Normen  haben  und  daher 
bei  der  Darstellung  sich  aneinander  anlehnen  können.  Am 
schroffsten  treten  sich  natürlich  die  Staaten,  welche  wesentlich1) 
das  englische  System,  und  die,  welche  der  Hauptsache  nach  das 
andere  angenommen  haben,  gegenüber.  So  ergeben  sich  die  beiden 
grössten  Unterabschnitte  im  folgenden. 

Unter  den  Staaten  des  englischen  Systems  hat  es  heute  nur 
noch  ein  Staat,  Braunschweig,  ausdrücklich,  die  anderen  haben  es 
stillschweigend  sanktioniert  (S.  47  f.). 

Die  nachstehend  gebildeten  Gruppen  des  anderen,  völkerrecht- 
lichen Svstemes  unterscheiden  sich  von  einander  wesentlich  durch 
die  Deutlichkeit,  mit  der  die  ratio  legis  bei  der  Abgrenzung  des 
Gebietes,  auf  dem  die  gesetzgebenden  Organe  zur  Mitwirkung  bei 
Staatsverträgen  berufen  sind,  zum  Ausdruck  gebracht  wird.  Dabei 

l)  Vollkommen  allcinmassgcbend  ist  in  keiner  Verfassung  ein  System. 
Insbesondere  fallen  die  üebietsverträjje  völlig  aus  dem  sonstigen  Rahmen 
heraus. 
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lässt  sich  immer  ein  grosser  Bundesstaat  als  das  Haupt  der  Gruppe 
bezeichnen,  mit  dessen  Vorschriften  die  der  kleineren  Staaten  oft 
wortgetreu  übereinstimmen.  So  führt  eine  aufsteigende  Stufenreihe 
von  der  preussischen  über  die  württembergische  zur  Gruppe,  die 
von  Oldenburg  und  den  drei  Republiken  gebildet  wird. 


Zweites  Kapitel:  Das  positive  Recht. 

A.  Staaten  des  völkerrechtlichen  Systemes. 

Erste  Gruppe. 
Preussen. 

Der  Streit  um  die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körper- 
schaften bei  Staatsvertragen  hat  seinen  Sitz  recht  eigentlich  in 
dem  Art.  48  der  preussischen  Verfassung.  So  verschieden  auch 
die  deutschen  Gesetze  über  diesen  Punkt  sich  ausdrücken,  die 
Fassung  des  preussischen  lässt  —  wie  dies  ja  nun  schon  oft  in 
der  Litteratur  betont  ist  —  am  meisten  zu  wünschen  übrig. 
Welches  der  beiden  Systeme  ist  für  die  preussische  Verfassung 
massgebend,  die  die  Zustimmung  der  Karamern  zur  „Gültigkeit" 
erfordert,  nicht  wie  andere  zum  „gültigen  Abschluss",  zum  „Ab- 
schluss", oder  wie  noch  andere,  die  einfach  die  ständische  „Zu- 
stimmung" oder  „Einwilligung?  heischen? 

Die  Interpretationsmittel  zur  Lösung  dieser  Zweifelsfragen 
scheinen  erschöpft;  die  Heranziehung  „normaler  Grundsätze  des 
konstitutionellen  Staatsrechts",  wie  der  belgischen  Verfassung  ver- 
mögen schwerlich  zwingende  Argumente  abzugeben.  Auch  die 
Entstehungsgeschichte  des  Art.  48  in  den  Kammern  hat  bereits 
Gneist  in  seinem  berühmten  Gutachten  herangezogen.  Und  in 
der  Tat  bieten  insbesondere  die  Verhandlungen  in  der  zweiten 
Kammer  vom  Jahre  1849  (Stenogr.  Ber.  Bd.  I  S.  f.)  jeden- 
falls einen  sicheren  Anhaltspunkt  dafür,  dass  sämtliche  Redner 
und  Antragssteiler  sich  des  Unterschiedes  der  beiden 
Systeme  voll  bewus st  gewesen  sind.  So  sagt  der  Abgeordnete 
Wentzel-Ratibor  in  den  Motiven  zu  seinem  Amendement  (S.  335), 
dass  die  „völkerrechtliche  Gültigkeit"  der  Friedensschlüsse 
nicht  von  einer  Kammergenehraigung  abhängig  sein  solle,  da  sie 
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nicht  auf  einer  Linie  mit  den  anderen  internationalen  Verträgen 
ständen.  So  erklärt  in  der  Diskussion  von  Seckendorf  (S.  338), 
dass  sämtliche  Anträge  nur  den  Zweck  hätten  sicher  zu  stellen, 
dass  die  besonders  gearteten  Friedensverträge  ohne  Genehmigung 
der  Karamern  den  Staaten  gegenüber,  mit  denen  sie  geschlossen 
wären,  gültig  sein  sollten;  und  dieser  Redner  unterscheidet  sehr 
genau  hiervon  die  „Exekution  der  Friedensverträge".  Da  den 
Ausführungen  der  Antragsteller  über  den  Sinn  ihrer  Vorschläge 
wenn  auch  nicht  ausschlaggebende,  so  doch  erhöhte  Bedeutung  für 
die  Gesetzesinterpretation  zukommt,  so  sind  nach  Annahme  des 
Antrages  Bodelschwingh-Hagen  (S.  335),  der  gleichen  Sinn  wie 
der  Wentzelsche  hat,  Zweifel  über  den  Sinn  des  Art.  48  schwerlich 
gerechtfertigt;  umsomehr  aber  muss  man  sich  zu  dieser  gut  unter- 
stützten Ansicht  bekennen,  als  sich  die  preussische  Verfassung  so 
mit  der  Mehrheit  der  deutschen  Staaten,  welche  überhaupt  die 
Frage  geregelt  haben,  in  Übereinstimmung  befindet:  denn  für  die 
meisten  dieser  Staaten  ergibt  sich  aus  der  besonderen  Fassung 
der  betreffenden  Bestimmungen,  dass  in  diesen  „Gültigkeit"  die 
völkerrechtliche  Verbindlichkeit  des  Vertrages  bedeutet. 

Über  den  Zeitpunkt  der  Vorlage  bei  den  in  Art.  48  ge- 
nannten, also  dem  völkerrechtlichen  Systeme  unterliegenden  Ver- 
trägen enthält  das  Gesetz  nichts,  eine  Recht  spflieht  der  Staati- 
regierung  zu  vorherigen  Vorlage  besteht  daher  nicht.  Wie  genau 
es  aber  die  Regierung  mit  dieser  von  ihr  tatsächlich  stets  be- 
folgten, politischen  Pflicht  nimmt,  zeigt  der  Vertrag  vom 
20.  November  1878  zwischen  Preussen  und  Hessen  wegen  An- 
kaufs der  im  grossherzo^lich-hessischen  Staatsgebiete  belegenen 
Strecke  der  Main-Weserbahn  (Druck-S.  d.  Herrenhauses,  Session 
1878/70  No.  108).  Art.  I  des  Vertrages  setzte  den  Übergang  der 
Bahn  auf  den  1.  April  1871)  fest.  Da  aber  die  Zustimmungen 
der  Landesvertretungen  bis  zu  diesem  Termine,  wie  die  Denk- 
schrift erwähnt,  nicht  eingeholt  werden  konnten,  so  wurde  der 
Termin  für  den  Übergang  auf  den  1.  April  1S80  verlegt,  wie  die 
beiden  mitgeteilten  Ministerialerklärungen  beweisen. 

Versagungen  der  Genehmigung  oder  auch  nur  Erteilung 
unter  der  Bedingung  von  Modiiikationen  haben  nicht  stattgefunden.  •) 


»)  Ältere  Fälle  s.  bei  E.  Meier  1.  c.,  S.  219. 
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Ausserordentlich  lehrreich  für  die  Unterscheidung  von  Mit- 
wirkung zum  Vertrage  und  der  zum  Gesetze  ist  auch  die  Be- 
trachtung der  Form  der  den  preussischen  Kammern  gemachten 
Vorlagen.  Der  Unterschied  tritt  in  allen  den  Fällen  klar  zu 
Tage,  wo  ein  formelles  Gesetz  unbedingt  notwendig  ist,  sei  es 
bei  Eisenbahnankäufen  von  fremden  Staaten  oder  Beiträgen  zu 
KanaLbanten  wegen  der  Aufbringung  der  notwendigen  Mittel 
durch  Aufnahme  von  Anleihen,  sei  es  bei  Veräusserungen  von 
Eisenbahnen  an  fremde  Staaten  wegen  Verwendung  der  erzielten 
Einnahmen,  oder  sei  es  schliesslich,  weil  der  Vertrag  in  das 
Privat-  oder  Strafrecht  eingreift  und  daher  genaue  Normen  aus 
dem  Vertragsinhalt  herauszuschälen  sind.  Hier  wird  entweder  ge- 
sondert über  den  Vertrag  und  das  Gesetz  abgestimmt,  oder  die 
Genehmigung  des  Vertrags  durch  die  gesamten  Gesetzgebungs- 
faktoren, wozu  auch  der  König  gehört,  in  dem  Gesetze  selbst 
ausgesprochen. 

Der  erste  Weg  wurde  z.  B.  eingeschlagen  bei  dem  Vertrage 
mit  Lübeck  über  den  Elbe-Travekanal  (Ges.  Samml.  1894  S.  125  l); 
der  zweite  bei  dem  Vertrage  mit  Württemberg  über  die  Auf- 
hebung der  Flösserei  auf  den  preussischen  Teilen  des  Neckar 
(Ges.  Sammig.  18'J9,  S.  153*)  und  den  sämtlichen  Eisenbahn- 
verträgen, die  unter  Art.  48  fallen,  bei  dem  Vertrage  mit  Öster- 
reich vom  21.  Juni  1899  zur  Vermeidung  der  Doppelbesteuerungen 
(Ges.  Sg.  1900  S.  259  f.),  ebenso  bei  den  Gebietsveränderungs- 
verträgen seit  1875,  über  die  noch  zu  sprechen  sein  wird.  Die 
Genehmigung  des  Vertrages  kann  aber  auch  stillschweigend  er- 
folgen, indem  z.  B.  bei  Verträgen  finanziellen  Inhalts  einfach  ein 
Etatsposten  bewilligt  wird.  So  lag  die  Sache  bei  der  Überein- 
kunft mit  Baden,  Bayern  und  Hessen  vom  1.  Februar  1883,  die 
am  24.  März  1883  durch  Austausch  der  Ratifikationsurkunden 
perfekt  wurde,  über  die  Kanalisierung  des  unteren  Mains.  (Ges. 
S.  1883  S.  77 3).    Dass  dies  zu  den  „Gepflogenheiten  des  Hausesu 


')  Pracks,  d.  Herrenhauses  1894,  No.  48,  des  Abg.-H.  18.  Legisl.  Per. 
I.  Sess.  No.  21:  Stcn.  Bcr.  des  Hcrr.-H.  S.  144,  des  Abg.-H.  Bd.  II,  S.  1289. 

»)  Drucks,  d.  Abg.-H.  Anlagen  Bd.  8,  S.  2613,  No.  183;  Stcn.  Ber. 
Bd.  III,  S.  2204,  2226. 

»)  Druck«,  d.  Herrenh.  1882/3,  No.  68. 
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gehöre,  sprach  der  Abgeordnete  Hammacher  in  der  2.  Kammer 
auch  bei  dem  Vertrage  mit  Hessen  vom  30.  Januar  1884  aus1). 

Die  Abgrenzung  der  für  die  Mitwirkung  der  Kammern  in 
betracht  kommenden  Vertragsklassen  lässt  ebenfalls  viele  Zweifel 
an  sich  entstehen  und  ist,  obwohl  sie  den  Bestimmungen  anderer 
Verfassungen  ähnelt,  doch  viel  uuklarer  gefasst,  als  die  meisten 
anderen.  Immerhin  gibt  in  dieser  Beziehung  die  ratio  legis  einen 
recht  zuverlässigen  Wegweiser  ab,  und  eine  konstante  Praxis  seit 
der  Verfassungsemanation  steht  der  Auslegung  zur  Seite:  es  steht 
danach  heute  fest,  dass  unter  den  im  Art.  48  genannten  Ver- 
trägen solche  zu  begreifen  sind,  deren  Gegenstand  in  das  Gebiet 
der  Mitwirkung  des  Landtags  bei  der  Finanzverwaltung  fällt  — 
das  sind  die  Verträge,  durch  die  dem  Staate  Lasten  auferlegt 
werden  — ,  und  zweitens  solche  Verträge,  deren  Inhalt  materieller 
Gesetzesinhalt  ist  —  die  Verträge,  durch  welche  einzelnen  Staats- 
bürgern Verpflichtungen  auferlegt  werden. 

Die  einengende  Interpretation  des  Art.  48  bezüglich  der 
lästigen  Verträge  wird  auch  durch  die  seit  der  Gründung  des 
Reiches  bestehende  —  die  ältere  ist  bei  Ernst  Meier  eingehend 
geschildert  —  Staatspraxis  bestätigt.  Zur  Vorlage  sind  tatsächlich 
nur  solche  Verträge  gelangt,  die  sich  unmittelbar  auf  finanzielle 
Verhältnisse  beziehen,  die  also  der  Einstellung  eines  besonderen 
Etatspostens  nach  Art.  99  der  Verf.  U.  oder  eines  Nachtragsetats 
bedurften,  oder  die  ein  Finanzgesetz,  z.  B.  ein  Anleihegesetz  oder 
ein  seine  Wirkung  auf  mehrere  Etatsjahre  erstreckendes  finanzielles 
Gesetz*),  notwendig  machten;  aber  auch  solche  Verträge,  deren 
Lasten  aus  laufenden  Mitteln  oder  aus  den  durch  die  Anlage  er- 
wachsenden Einnahmen  zunächst  bestritten  werden,  mit  Rücksicht 
auf  die  Zukunft3). 

Zu  dieser  Klasse  von  Verträgen  gehören  insbesondere  die  zahl- 
reichen Eisenbahnverträge  mit  den  deutschen  Bundesstaaten,  ferner 

>)  Steo.  Ber.  d.  Abg.-H.,  S.  1860,  63.  Sitzg. 

*)  Über  den  Begriff  des  Finanzgesetzes  cf.  Sten.  Her.  d.  Hcrr.-Hauses 
Session  1896/7,  17.  Sitzg.  v.  25.  Mai  1897  und  Fleischmann,  Weg  der 
Gesetzgebung  in  Prcusscn.  S.  101. 

")  Vertrag  v.  25.  Febr.  1896  in.  Oldcnburglüber  dic'.Fahrbahn  in  der 
Aussenweser,  Aktenst.  d.  Abg.-H.  18.  Lcg.-Per.  III.  Sess.,  Anlag.  Bd.  VI, 
No.  226,  und  Vertr.  v.  26.  Okt.  1896  m.  d.  Niederlanden  (Ges.  S.  1897, 
S.  209),  Aktst.  No.  19  d.  Abg.-Hauses,  Anl.  Bd.  VI,  18.  Leg.  Per.  IV.  Sets. 
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solche,  in  denen  Prenssen  Beiträge  znr  Unterhaltung  von  Chansseen 
nnd  Schifffahrtszeichen,  zu  Kanalbauten  und  Flussregulierungen 
übernimmt.  Um  eine  nur  scheinbare  Ausnahme  von  diesen 
Prinzipien  handelt  es  sich  in  drei  Verträgen,  die  den  Kammern  mit 
der  Begründung  vorgelegt  wurden,  dass  in  ihnen  „Staatsservituten" 
begründet  würden  >).  Es  handelt  sich  um  zwei  Eisenbahnverträge 
mit  Hessen  und  Mecklenburg  vom  li  ^  1893  und   31.  März 

°  20.  Nov. 

1894  (Ges.  Sg.  1894  S.  149)  und  einen  mit  Oldenburg  vom 
4.  Mai  1896  (Ges.  S.  1897  S.  121),  durch  die  den  drei  Staaten 
der  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen  über  preussisches  Gebiet 
gestattet  wird.  In  Wahrheit  aber  ist  der  Grund  für  die  Vor- 
legung, dass  durch  sie  Ausnahmen  vom  Kommunalabgabengesetz 
von  1893  für  die  drei  Staaten  begründet  werden*). 

Während  in  der  preussischen  Verfassung  nicht  wie  z.  B.  in  den 
Staaten  der  wfirttembergischen  Gruppe  die  Rede  von  solchen  Verträgen 
ist,  die  den  einzelnen  Staatsbürgern  Lasten,  d.  h.  Lasten  finanzieller 
Natur,  auferlegen,  stimmt  sie  in  der  Abgrenzung  der  zweiten 
grossen  Klasse  von  Verträgen  zum  Teil  mit  den  anderen  deutschen 
Verfassungen  überein:  auch  sie  spricht  nicht  von  Verträgen  mit 
materiellem  Gesetzinhalt,  sondern  von  Verträgen,  die  den  einzelnen 
Staatsangehörigen  Verpflichtungen  auferlegen.  Dies  wird  gewöhn- 
lich von  den  Schriftstellern  dahin  erläutert,  es  handle  sich  um 
solche  Verpflichtungen,  die  den  Staatsbürgern  nur  mittelst  Gesetz 
auferlegt  werden  können;  damit  wird  aber  die  Antwort  nur  um 
einen  Grad  verschoben,  nicht  selbst  gegeben.  Bedenkt  man,  dass 
es  gerade  den  Ausgangspunkt  für  die  Mitwirkung  der  Landtage 
bei  der  Gesetzgebung  abgegeben  hat,  dass  dies  der  konstitutionellen 
Idee  Kernpunkt  gewesen  ist,  die  Rechte  der  Staatsbürger  unter 
die  Garantie  der  Volksvertretung  gegenüber  dem  Könige  zu  stellen, 
dass  nur  mit  Bewilligung  der  Stände  die  Freiheit  oder  das  Eigen- 
tum der  Staatsbürger  beschränkt  werden  sollten,  dass  es  —  nach 
dem  Ausdrucke  der  entwickelten,  konstitutionellen  Theorie  —  das 
Wesen  des  materiellen  Gesetzes  ist  „die  Sphäre  der  freien  Tätig- 


*)  Dass  auch  Vertr&ge  über  sonstige  sogen.  Staatsservituten  —  z.  B. 
Etappenstrasscn  —  den  Kammern  nicht  Torgelcgt  sind,  s.  bei  Meier, 
S.  236,  367. 

*)  Sten.  Bcr.  d.  Herren-H.  18.  Leg.-Per.  I.  Sess.,  S.  230. 
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keit  von  Persönlichkeiten  gegeneinander  abzugrenzen"1),  so  ergibt 
sich,  dass  den  Staatsbürgern  überhaupt  keine  neue  Verpflichtung,  die 
in  den  bisherigen  Gesetzen  nicht  begründet  ist,  anders  auferlegt 
werden  kann,  als  durch  Gesetz2).  Die  preußische  Verfassung 
sagt  daher  auch  in  Art.  48  nichts  Anderes,  als  dass  Vertrage  mit 
einem  Inhalt,  der  bestimmt  ist  materielles  Staatsgesetz  zu  werden, 
der  Entscheidung  beider  Kammern  unterliegen.  Es  entspricht 
dieser  Auslegung,  dass  der  Landtag  angegangen  wird,  wenn  z.  B. 
durch  einen  Vertrag  die  Zuständigkeit  gewisser  Behörden  ver- 
ändert wird3)  und  dadurch  gegebenenfalls  „den  Einzelnen  die  Ver- 
pflichtung auferlegt  wird  bei  einer  anderen,  als  der  bisher  zu- 
ständigen Behörde,  Recht  zu  suchen".  So  begründet  die  Denkschrift 
zu  dem  Vertrage  vom  1 1.  Sept.  187  7  mit  Braunschweig  wegen  der  Be- 
arbeitung der  Auseinandersetzungsgeschäfte  in  den  Grenzgebieten 
der  Provinz.Hannover  gegen  das  Herzogtum  Braunschweig  (Drucks, 
d.  Abg.-H.  13.  Leg.  Per.  II.  Sess.  1877/8  No.  4'>;  Ges.  S.  1877 
S.  105)  die  Vorlage  des  Vertrags  unter  Bezug  auf  Art.  48.  Hier- 
her gehört  auch  der  Vertrag  mit  Württemberg  (Ges.  Sg.  1899, 
S.  153)  über  die  Aafhebung  der  Flösserei  auf  dem  Neckar,  da 
nach  den  Worten  der  Begründung  er  eine  Änderung  der  gelten- 
den privatrechtlichen  Vorschriften,  und  zwar  römischrechtlichen, 
über  den  Gemeingebrauch  an  öffentlichen  Flüssen  enthält4). 

Beide  Fälle  enthalten  zugleich  Beispiele  dafür,  dass  das  bis- 
herige Recht  infolge  von  Staatsverträgen  abgeändert  wird.  Diese 
Vertragsklassen,  ebenso  wie  diejenigen  Staatsverträge,  als  deren 
Folge  eine  Rechtsaufhebung  ohne  Ersatz  eintreten  soll,  sind  in  einer 
Anzahl  anderer  Verfassungen,  wie  z.  B.  der  württembergischen, 
ausdrücklich  aufgeführt.  Es  erhebt  sich  danach  die  Frage,  wie  es  mit 
diesen  Vertragsklassen  für  die  preussische  Verfassung  steht.  Soweit 
die  Verträge  sich  mit  materiellen  Gesetzen  berühren,  kann  es  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  sie  unter  Art.  48  fallen,  wie  ja  auch 
die  beiden  Beispiele  eben  gezeigt  haben.   Für  rein  formelle  Gesetze 


»)  Jellinck,  Ges.  u.  Vor.  S.  240. 

a)  Abgesehen  von  besonderen  Delegationen. 

*i  I  ber  <iie  Streit frage,  wann  die  Organisation  von  Behörden  Gegen- 
stand der  Gesetzgebung  ist,  vergi.  G.  Meyer,  Lchrb.  d.  Staatar.  §159 
(5.  Aufl.  S.  516,  Amn.  5). 

*)  Drucka.  d.  Abg.-H.  Se«s.  1898/9  No.  183  (Anl.  Bd.  VIII  S.  2613.) 
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betreffende  Verträge  wäre  zur  Aufhebung  der  Gesetze  natürlich 
auch  eine  Mitwirkung  des  Landtags  nötig,  aber  es  fragt  sich,  ob 
beim  Vertrage  selbst,  ob  also  nach  dem  völkerrechtlichen  oder 
nur  nach  englischem  Systeme  die  Kammern  mit  zu  entscheiden 
haben.  Man  wird  die  erste  Alternative  verneinen  müssen  !),  und 
hierin  einen  Unterschied  zwischen  der  preussischen  Verfassung 
und  den  ihr  konformen  von  der  württembergischen  und  olden- 
burgisch-hanseatischen Gruppe  von  Verfassungen  zu  sehen  haben. 
Denn  einen  Anhaltspunkt  für  diese  Erweiterung  der  Rechte  des 
Landtags  bietet  die  preussische  Verfassung  nicht,  und  man  wird 
um  so  weniger  zu  einer  solchen  Interpretation  neigen,  wenn  man 
die  Fassung  anderer  Staaten  in  Betracht  zieht. 

Von  den  weiter  in  Art.  48  genannten  Vertragsklassen  sind 
die  Handels-*  und  die  Friedensverträge  mit  Rücksicht  auf  die  jetzt 
hierfür  bestehende,  ausschliessliche  Reichskompetenz  (Art.  4*,  33, 
35;  11,  63  Rvf.)  —  Konsequenzen  der  Erklärung  des  Reichs  zum 
einheitlichen  Zoll-  und  Handelsgebiet  und  des  Übergangs  des 
Kriegs-  und  Friedensrechtes  auf  das  Reich  —  ohne  aktuelle  Be- 
deutung. 

Da  indessen  die  Stellung  der  Friedensverträge  in  der  Reichs- 
verfassung in  der  Litteratur  vielfach  mit  der  in  der  preussischen 
in  Parallele  gestellt  wird,  so  mag  hier  nur  auf  die  oben  an- 
geführten Verhandlungen  in  der  zweiten  Kammer  bei  Beratung  des 
Art.  4S  verwiesen  werden;  alle  Antragsteller  und  Redner,  wie  der 
Kommissionsbericht  sind  sich  darin  einig,  dass  den  Friedens- 
verträgen eine  besondere  Stellung  eingeräumt  werden  soll,  dass 
ohne  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt  die  Gültigkeit  gegenüber  anderen 
Staaten  nicht  abhängig  von  der  Kammergenehmigung  sein  soll, 
sondern  die  Mitwirkung  des  Landtags  nur  zur  „Exekution"  zu 
erwirken  sei*). 

Es  bleibt  also  in  der  preussischen  Verfassung  ein  Raum  frei 
für  solche  Verträge,  die  zwar  zu  ihrer  Ausführung,  nicht  aber 
zu  ihrer  völkerrechtlichen  Gültigkeit  der  Mitwirkung  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  bedürfen;  aber  dieser  Raum  ist  infolge 
der  prinzipiellen  Annahme  des  anderen  Systemes  und  der  Ein- 

')  So  wohl  auch  E.  Meier,  S.  247/8  mit  Anführung  ?on  Beispielen. 
*)  Dass  die  preussische  Praxis  dementsprechend  sich  1850,  1864  und 
1866  gestaltet  hat,  hat  Meier  (S.  243  f.)  gezeigt. 
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schränkung  des  Vertragsrechtes  Preussens  durch  die  ausgedehnte 
Reichskorapetenz  auf  das  Engste  begrenzt.  Soweit  aber  das 
englische  System  Geltung  hat,  ist  die  Stellung  des  Landtags  nicht 
in  dem  Masse  frei,  dass  die  Mitwirkung  in  sein  Belieben  gestellt 
wäre.  Ist  z.  B.  nach  einem  Friedensvertrage  eine  bestimmte 
Summe  zu  zahlen,  so  ist  der  Landtag  zur  Einstellung  eines  ent- 
sprechenden Etatspostens  verpflichtet.  Natürlich  geht  diese  Bindung 
nicht  soweit,  dass  die  Kammern  dadurch  zur  Aufnahme  einer 
neuen  Steuer  in  den  Etat  oder  zur  Abgaben-Bewilligung  in  einem 
besonderen  Gesetze  (Art.  100  d.  Verf.  U.)  verpflichtet  wären;  denn 
das  betrifft  ja  nur  die  Art  der  Aufbringung  von  Mitteln ;  lediglich 
dieses  Recht  der  Steuerbewilligung  betonen  die  Redner  z.  B.  auch 
in  den  Verhandlungen  der  zweiten  Kammer  über  die  Stellung 
der  Friedensverträge.  Wer  im  übrigen  aber  im  Finanzrechte  auf 
dem  Standpunkte  steht ,  dass  notwendige  Ausgaben  von  den 
Kammern  in  den  Etat  einzustellen  sind,  wird  auch  in  diesen 
Fällen  eine  Bindung  der  Kammern  annehmen  müssen.  Dass 
solche  Einschränkungen  der  Kammern  die  Folge  auch  von  ge- 
wöhnlichen Staatsverträgen  finanzieller  Natur,  die  sogar  dem 
Landtage  vorgelegt  sind,  sein  können,  wenn  z.  B.  Höhe  des  Be- 
trages und  Art  der  Beschaffung  bei  Abschluss  des  Vertrags  noch 
nicht  feststand,  ist  von  Meier  eingehend  ausgeführt  worden1). 
Klarer  wird  diese  Bindung  für  den  Staat  hervortreten,  für  den 
das  englische  System  auf  alle  Verträge  Anwendung  zu  finden  hat, 
nämlich  Braunschweig. 

Was  schliesslich  die  Mitwirkung  der  Kammern  mit  Rücksicht 
auf  die  Verschiedenheit  des  Vertragsinhalt«  anlangt,  so  kann  das 
oben  allgemein  Gesagte  durch  ein  interessantes,  neueres  Beispiel 
aus  der  preussisihen  Praxis  illustriert  werden*).  Infolge  des 
Satzes,  dass  die  Mitwirkung  des  Landtags  sich  auf  den  ganzen 
Vertrag  bezieht,  soweit  sie  völkerrechtlicher  Bedeutung  sein  soll, 
ist  dem  Landtag  auch  der  Vertrag  vom  '25/17.  Febr.  1899  mit 
Hamburg  über  einige  Abänderungen  früher  geschlossener,  vom 
Landtage  genehmigter  Eisenbahnverträge  (Ges.  S.  1884,  S.  129) 
vorgelegt  worden,  obwohl  der  Vertrag  nichts  enthält,  was  ihn  nach 

»)  S.  249. 

*)  Ein  älteres  bei  Meier,  S.  259  gelegentlich  des  Erwerbt  des  Jade- 
gebiets. 
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Art.  48  der  parlamentarischen  Bestätigung  bedürftig  machen 
würde,  und  obgleich  er  keine  solchen  Bestimmungen  der  früheren 
Verträge  abändert,  die  Art.  48  unterstanden.  Die  Vorlage  ist 
nach  der  Denkschrift  lediglich  deswegen  erfolgt,  weil  der  Vertrag 
in  seinem  Art.  3  „auf  einen  früher  vom  Landtag  genehmigten 
Vertrag  bezug  nimmt"1). 

Der  Gebiets  vertrage  tut  die  preussische  Verfassung  keine 
Erwähnung,  ja  sie  spricht  nicht  einmal  die  Unveräusserlichkeit 
des  Staatsgebietes  aus.  Eine  Festlegung  des  Staatsgebietes  ist  nur 
in  den  Artikeln  1  und  2  enthalten:  der  erste  besagt,  „dass  alle 
Landesteile  der  Monarchie  in  ihrem  gegenwärtigen  Umfange  (sc. 
31.  Januar  1850)  das  preussische  Staatsgebiet  bilden",  der  zweite, 
dass  „die  Gränzen  dieses  Staatsgebietes  nur  durch  ein  Gesetz  ver- 
ändert werden  können".  Die  Bedeutung  dieser  Vorschrift  ist,  wie 
die  Staatspraxis  gezeigt  hat,  nicht  zweifelsfrei  —  umsomehr  als 
bisher  über  die  Natur  der  Gebietsverträge  Klarheit  nicht  herrscht. 
Zunächst  entsteht  die  Frage,  ob  zu  einer  Gebiets  Veränderung 
der  Konsens  des  Landtages  genügt,  oder  ob  die  Veränderung  auch 
in  Gesetzesform  in  der  Gesetzessammlung  bekannt  zu  machen  ist 
Allein  erheblicher  ist  es,  das  Verhältnis  der  Gebietsveränderungs- 
verträge zu  Art.  48  klarzustellen8). 

Bedenkt  man  nun,  dass  nach  einem  der  oben  gegebenen  Bei- 
spiele die  Praxis,  und  zwar  mit  Recht,  schon  darin  eine  Unter- 
tanenverpflichtung als  Folge  eines  Staatsvertrages  erblickt,  wenn 
nach  dem  Vertrage  die  Zuständigkeit  gewisser  Auseinandersetzungs- 
behörden verändert  werden  soll,  so  muss  an  sich  jede  in  einem 

»)  Aktonst.  10G  d.  Abg.-H.  1899,  Bd.  VII  Anlag.  S.  2255;  Ston.  Ber. 
d.  Herr.  H.  S.  94:  Prcuss.  Ges.  Sg.  1S99.  S.  116. 

•j  Diese  Frage  bat  E.  Meier  zuerst  im  Anschlags  an  die  ihm  bekannte 
Praxis  erhoben  (1.  c.  Seite  249  f.)  Seiner  Ansicht  nach  bedürfen  Gebiets- 
verträge, ausser  wenn  sie  dem  Staate  Lasten  oder  den  Untertanen  Ver- 
bindlichkeiten auferlegen,  nicht  der  Genehmigung  (S.  250).  Auf  die  Natur 
der  Gebietsverträge  geht  er  nicht  weiter  ein.  Vergl.  ferner  Stocrk,  Art. 
„Landesgrenzsachcn"  im  Wörterb.  d.  dtsch.  Verw.-R.,  Bd.  II.  S.  2;  Schwartz, 
Vcrf.-l  rk.  f.  d.  prcuss.  Staat  Anm.  z.  Art.  2,  wo  auch  zutreffend  ausgeführt 
wird,  dass  eigentliche  Gobictsrcgulicrungon,  die  bloss  die  Feststellung 
rcrdunkeltcr  Grenzen  beabsichtigen,  nicht  unter  Art.  2  fallen,  ein  Ergebnis, 
das  auch  mit  den  ausdrücklichen  Vorschriften  anderer  Staaten  übereinstimmt. 

*)  Analog  ist  die  Sachlage  für  den  Fall  des  Art.  55  u.  ähnliche  Be- 
stimmungen. 


Digitized  by  Google 


-  30  - 

Vertrage  stipulierte  Gebietsveränderung,  die  doch  die  Zuständigkeit 
der  Staatsgewalt  verändert,  natürlich  erst  recht  unter  Art.  48 
fallen.  Infolge  eines  solchen  Übereinkommens  werden  stets  ein- 
zelnen Staatsbürgern  Verpflichtungen  im  vorentwickelten  Sinne 
jener  Vorschrift  auferlegt,  mag  auch  das  Gebiet  zur  Zeit  un- 
bewohnt sein;  irgendwelche  auch  rechtliche  Bedeutung  muss  das 
abgetretene  oder  erworbene  Land  ja  doch  haben,  sonst  würde  man 
es  nicht  erst  zum  Gegenstände  eines  Vertrages  machen.  Es  be- 
darf daher  erst  nicht  der  Berufung  auf  eine  sonst  noch  in  dem 
Vertrage  fixierte  Last  des  Staates  oder  Untertanenverpflichtung, 
um  Art.  48  zur  Anwendung  zu  bringen.  Es  war  daher  nicht 
notwendig  die  Einholung  der  Kammergenehmigung  zu  dem  — 
nicht  publizierten  —  Vertrage  vom  1.  Mai  1873  mit  Mecklen- 
burg-Schwerin über  die  Regulierung  der  Landesgrenze  auf  und 
an  der  Elbe  etc.  (Drucks,  des  Abg.  H.  No.  364,  12  L.  P.  I.  Sess. 
1873/74)  damit  zu  begründen,  dass  „bis  zur  Vollendung,  der 
Korrektionsbauten  in  der  Elbe  jährlich  mindestens  400U  Thlr.  zu 
zahlen  wären",  oder  gar  wie  bei  dem  Vertrage  mit  Hamburg 
vom  11.  Mai  1876  (Ges.  Sg.  1879  S.  -202),  dass  durch  Art.  3 
des  Vertrages  baupolizeiliche  Beschränkungen  normiert  würden.1). 

Was  sodann  die  bereits  erwähnte  Frage  anlangt,  ob  in  Art.  2 
der  Verfassung  nur  der  Konsens  der  Kammern  zu  Gebietsver- 
änderungen verlangt  wird  —  oder  ob  nicht  auch  der  Erlass  eines 
besonderen  die  Veränderung  formulierenden  Gesetzes  nötig  ist,  so 
muss  zunächst  festgestellt  werden,  dass  diese  Frage  nur  in  dem 
Sinne  gemeint  sein  kann:  genügt  die  Publikation  des  Vertrages 
mit  Erwähnung  der  Zustimmung  der  Kammern  oder  muss  ein 
besonderes  Gesetz  erlassen  werden?  Die  Möglichkeit,  dass  über- 
haupt nur  der  Konsens  verlangt  wird,  nach  erhaltener  parlamen- 
tarischer Genehmigung  aber  der  Vertrag  gar  nicht  publiziert  wird, 
ist  natürlich  völlig  ausgeschlossen.  Es  muss  aber  weiter  mit  Rück- 
sicht auf  den  Wortlaut  des  Art.  2  auch  die  Formulierung  eines 
besonderen  Gesetzes  verlangt  werden;  das  gegenteilige  Verfahren, 
nur  den  Vertrag  mit  Erwähnung  der  Genehmigung  zu  publizieren, 
ist  mindestens  inkorrekt,  das  Weglassen  des  Vermerkes,  dass  die 


»)  Vergl.  Druck«,  d.  Herreuh.  1877,  I.  Sess  No.  80  (Bericht  der  Justii- 
kommiasioQ.) 


)igitized  by  Google 


Kammern  zugestimmt  haben,  geradezu  mit  Art.  2  und  den  Grund- 
sätzen des  Staatsrechts  im  Widerspruch1). 

Art.  2  hat  ferner  die  Bedeutung,  dass  eine  Gebietsver- 
änderung, trotzdem  sie  eine  Modifikation  des  Artikels  1  der  Verf. 
bedeutet,  in  den  Formen  eines  einfachen  Gesetzes  —  nicht  der 
Verfassungsänderung  (Art.  107)  —  vor  sich  gehen  kann,  ebenso 
wie  auch  die  in  den  Art.  3  ff.  der  Verfassung  vorgesehenen 
Ergänzungen  des  Grundgesetzes  durch  einfaches  Gesetz  erfolgen 
können  und  erfolgt  sind. 

Wie  verhält  sich  nun  die  Staatspraxis  zu%  diesen  Grund- 
sätzen? —  Man  muss  in  der  Handhabung  der  Regierung  2  Perioden 
unterscheiden;  den  Einschnitt  bildet  der  Staatsvertrag  mit  Ham- 
burg vom  11.  Mai  1875  über  die  Grenzregulierung  des  zwischen 
der  Blücher-  und  Jägerstrasse  belegenen  Terrains.  Bis  dahin  war 
man  völlig  willkürlich  bei  der  Behandlung  von  Gebietsregulierungen 
verfahren.  Die  Initiative  zu  einer  anderweitigen  Staatspraiis  ging 
aus  von  dem  Herren hausmitgliede  Grafen  von  der  Lippe  bei  der 
Beratung  des  genannten  Vertrags  in  der  7.  Sitzg.  vom  10.  Febr. 
1877*),  der  bereits  vorher  einmal  einen  entsprechenden,  aber 
vergeblichen  Versuch  gemacht  hatte3).  Er  regte  die  Frage  an, 
ob  nicht  nach  Art.  2  ein  förmliches  Gesetz  erforderlich  sei,  und 
setzte  es  damals  durch,  dass  die  Angelegenheit  an  die  Justiz- 
kommission ging,  obwohl  der  Regierungskommissar  sich  auf  die 
bisherige  Staatspraiis  berief.  Der  von  der  Kommission  durch  den 
Grafen  Lippe  selbst  erstattete  Bericht4)  kommt  hinsichtlich  der 


')  Die  Formulierung  eines  besonderen  Gesetzes  ist  zudem  zweckmässig, 
weil  darin  zugleich  die  Rechtsverhältnisse  neuerworbener  Gebiete  geregelt 
werden  können.  Die  Kabinetsordre  vom  29.  März  1S37  (G.  Sg.  S.  71)  Ziff.  3 
reicht  nicht  aus.  Die  preussische  Praxis  verfährt  dementsprechend;  v«>rgl. 
auch  Stoerk,  a.  a.  0.  §  5. 

»)  Sten.  Bcr.  S.  76. 

*)  Bei  der  Beratung  des  Vertrages  mit  Anhalt  vom  14.  März  1872 
(Ges.  Sg.  1876,  S.  101.)  Sten.  Bcr.  d.  Herr.-H.  Bd.  I.  (12  Leg.  1*.  I.  Sess. 
1873/4.)  S.64. 

•)  Drucks.  d.Herr.H.,  1S77  (I  Sess.)  Nr.  80.  Auf  diesen,  alle  bis  dahin 
vorgekommenen  Fälle  umfassenden,  ausgezeichneten  Bericht  kann  wegen  der 
Einzelheiten  verwiesen  werden.  Einige  Beispiele  auch  bei  E.  Meier,  S.  250  f. 
Nicht  publiziert  sind  z.  B.  die  Verträge  vom  7.  Jan.  1874  mit  Hamburg 
(D.  S.  Abg.  H.  12.  L.  Per.  I.  Sess.  1873/4  Nr.  342);  mit  Mecklenburg-Schwerin 
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bisherigen  Staatspraxis  zu  einem  ausserordentlich  denkwürdigen 
Ergebnis  —  dessen  Kenntnis  wohl  den  Regierungskommissar  ab- 
gehalten hätte,  sich  auf  die  Staatspraxis  als  Präjudiciuin  zu  be- 
rufen; der  Bericht  fasst  es  dahin  zusammen:  „Von  einer  streng- 
feierlichen Form  ging  man  in  absteigender  Linie  bis  zur  Ver- 
nachlässigung der  Form  vor.  Man  findet  zunächst  Verträge,  Ge- 
setze und  Besitzergreifungspatente;  Verträge  und  Besitzergreifungs- 
patent, Gesetz  mit  Besitzergreifungspatent,  sodann  Verträge  und 
Gesetze,  weiter  einfache  Verträge,  denen  die  Zustimmung  dei 
beiden  Häuser  des  Landtags  erteilt  wnrde  ohne  Gesetzesform, 
Publikation  dieser  Verträge  in  der  Gesetzsammlung,  endlich  auch 
Unterlassung  der  Publikation  in  der  Gesetzsammlung.  Nur  eine 
Form  findet  sich  nirgends  angewendet,  nämlich  der  Publikation 
der  ratifizierten  Staatsverträge  unter  Bezugnahme  auf  die  erteilte 
Zustimmung  des  Landtags". 

Der  Erfolg  war,  dass  sowohl  in  dem  damals  vorliegenden 
Falle,  wie  auch  in  Zukunft  bis  in  die  neueste  Zeit  stets  ein  förm- 
liches Gesetz  vorgelegt  worden  ist,  das  in  einem  besonderen 
Paragraphen  erklärt,  der  zu  Grunde  liegende  Staatsvertrag 
werde  genehmigt1).  In  allen  diesen  Fällen  ist  in  den  Kammern 
nur  über  das  Gesetz  dieses  Inhalts  beschlossen  worden.  Bei  dem 
genannten  Vertrage  mit  Hamburg  von  1875  wurde  allerdings  im 
Herrenhause  gesondert  über  den  Vertrag  und  das  Gesetz  beraten 
und  beschlossen,  weil  —  wie  Graf  Lippe  ausführt  —  die  Zu- 
stimmung zum  Vertrage  mit  Rücksicht  auf  Art.  48  (baupoli- 
zeiliche Beschränkungen)  gesonderte  Bedeutung  habe.  (Sten.  ßer. 
1.  c.  S.  158).  Im  Abgeordnetenhause  wurde  nur  über  das  Gesetz 
abgestimmt.    (35.  Sitzg.  v.   1.  Mai  1877,  Sten.  Ber.  S.  993*). 


v.  I.  Mai  1873  ^ebenda  Nr.  364),  mit  demselben  Staat  v.  12.  Okt.  1872 
(I.  c.  Nr.  242  cf.  E.  Meier  S.  265),  mit  Braunschweig  vom  23.  März  1875 
(12.  Leg.  Per.  II.  Sess.  1S75  Nr.  325  d.  Drucks,  d.  A.  H.) 

»)  Vergl.Ges.  Sg.  1879,  S.  292;  1880  S.  278:  1885,  S.  165;  1889,  S.  5  f.: 
1891  S.  365;  1901,  S.  101;  1902,  S.  163.  Die  abweichende  altere  Fassung 
z.  B.  in  Ges.  Sg.  1878  S.  295  f. 

Ein  Antrag  Dr.Besele  r  (Drucks,  d.  Horr.  H.  1877  Nr.  85)  die  Regierung 
durch  Resolution  zu  ersuchen  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  der  allen  bis- 
herigen Greuzveränderungen  Gesetzeskraft  verleihen  Boll,**  wurde  abgelehnt. 
Ebenso  hatte  die  Jubtizkommission  eine  solche  Resolution  abgelehnt,  da  keiu 
Bedürfnis  dazu  vorliege  —  juristisch  sicherlich  ein  falscher  Staudpunkt. 
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Von  dieser  Praxis  ist  seither  nur  in  einem  Falle  abgewichen 
worden,  in  dem  der  Vertrag  dem  Landtage  nur  zur  Genehmigung 
unterbreitet,  aber  kein  Gesetz  des  üblichen  Inhalts  formuliert 
worden  ist:  es  ist  dies  der  Vertrag  mit  Bremen  vom  14.  März  1892 
wegen  Erweiterung  des  bremischen  Staatsgebietes  nördlich  von 
Bremerhaven ,). 

Die  neuere  preussische  Praxis  seit  1877  entspricht  daher 
insofern  den  gesetzlichen  Bestimmungen,  als  die  Verträge  ge- 
nehmigt und  die  Veränderungen  in  Gesetzesform  und  unter 
Erwähnung  der  Genehmigung  des  Landtags  publiziert  sind. 

Schwapzburg-Sondershausen,  Waldeck  und  Schaumburg- 
Lippe  —  Anhalt. 

In  den  drei  Fürstentümern  Sondershausen,  Waldeck  und 
Schaumburg-Lippe  ist  die  Mitwirkung  der  Landtage  —  sowohl 
was  ihre  Bedeutung  wie  den  Umfang  anlangt  —  ausserordentlich 
ähnlich  der  preussischen  Verfassung  geregelt. 

Genau  so  wie  die  preussische  verlangt  §  1 1  der  waldeckschen 
Verfassungsurkunde  vom  17.  August  1852  die  Zustimmung  der 
Stände  bei  gewissen  Verträgen  zur  „Gültigkeit",  und  in  den 
beiden  anderen  Staaten*)  „bedürfen"  die  Verträge  „der  Zustimmung 
der  Landtage".  Es  kann  nach  dem  Wortlaute  also  kein  Zweifel 
sein,  dass  auch  liier  wie  in  Preussen  die  Entscheidung  der  Stände 
von  Bedeutung  für  den  Vertrag  selbst  sein  soll. 

Noch  mehr  tritt  die  Gleichstellung  der  drei  Landtage  mit  den 
preussischen  Kammern  bei  der  Begrenzung  des  Kompetenz  um  f  an  ges 
hervor.  Sondershausen  und  Waldeck  unterwerfen  —  abgesehen 
von  den  Handelsverträgen  —  ebenfalls  alle  Verträge,  durch  welche 
„dem  Staate  Lasten  oder  den  einzelnen  Staatsbürgern  Ver- 
pflichtungen" auferlegt  werden,  der  Zustimmung  der  Kammern. 
Schaumburg-Lippe  weicht  hiervon  ein  wenig  dem  Wortlaute  nach 
ab  und  erwähnt  neben  Handelsverträgen  solche  Staatsverträge, 

»)  Vcrgl.  Sten.  Ber.  d.  H.  H.  14.  Sitzg.  v.  27.  Mai  1892  S.  218  (Drucks. 
Nr.  76);  Druck-S.  d.  Abg.  H.  (17.  Leg.  Per.  IV.  Sess.)  Nr.  121.  Preuss.  Ges. 
Sg.  1892  S.  251. 

*)  Art.  9  d.  Verf. -Ges.  f.  d.  Fürstt.  Schaumborg-Lippe  vom  17.  Nov.  1868 
and  §  42  des  Grundgesetzes  für  d.  Fürstt.  Schwbg.-Sondersh.  vom  21.  Marx 
1854. 

Blei*,  Mitwirlun«  der  ?emiftb«ad«D  KOrpmcbtftw  3 
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„durch  welche  dem  Lande  oder  einzelnen  Staatsbürgern  Lasten 
und  Verpflichtungen  erwachsen  würden".  Alle  drei  Staaten  wollen 
also  in  gleicher  Weise  zunächst  Verträge  finanziellen  Inhalts 
in  dem  bei  Preussen  dargelegten  Sinne,  ferner  aber  auch  über- 
einstimmend Verträge  mit  materiellem  Gesetzes-Inhalt  von  der 
ständischen  Zustimmung  in  ihrem  Bestände  abhängig  machen. 
Keinen  Unterschied  bedeutet  es,  wenn  in  dem  schauraburger  Ge- 
setze noch  von  Lasten  der  Staatsbürger  die  Rede  ist,  denn  soweit 
finanzielle  Staatslasten  nicht  zugleich  Lasten  der  Einzelnen  sind, 
also  etwa  noch  besondere  Steuern  durch  Verträge  bedingt  sind, 
wird  die  Auferlegung  solcher  Lasten  sich  als  „Verpflichtung  der 
Staatsbürger"  kennzeichnen  lassen.  Nur  insofern  bedeutet  die 
etwas  abweichende  Fassung  der  schaumburger  Verfassung  eine 
Erweiterung  gegenüber  den  anderen,  als  sie  nicht  blos  von  Staats- 
lasten —  also  finanziellen  Lasten  —  spricht,  sondern  auch  von 
„Staats Verpflichtungen".  Diese  Erweiterung  kann  nun  freilich 
nicht  dazu  «führen,  dass  alle  Verträge,  die  dem  Staate  irgend- 
welche Verpflichtungen  auferlegen,  dem  Landtage  zu  unterbreiten 
sind.  Man  wird  hier  zu  jener  von  Gneist  (bei  Meier,  S.  3(1*2) 
sogenannten  mittleren  Auslegung  seine  Zuflucht  nehmen  müssen 
und  unter  den  von  den  Staatslasten  verschiedenen  Staatsver- 
pflichtungen etwa  die  Gewährung  von  Etappenstrassen,  Eisenbahn- 
betrieben u.  s.  w.  zu  verstehen  haben. 

Kennzeichnend  jedenfalls  auch  für  diese  drei  Staaten  ist  die 
Beschränkung  der  Landtagskompetenz  auf  die  Verträge,  die  sich 
mit  den  Rechten  der  Volksvertretung  auf  dem  Gebiete  der  Finanz- 
verwaltung und  der  Gesetzgebung  im  materiellen  Sinne  berühren. 
Verträge,  die  lediglich  auf  formelle  Gesetze  Bezug  haben,  unter- 
liegen nur  der  allgemeinen  Mitwirkung  der  Kammern  zwecks  Um- 
wandlung des  Vertragsinhalts  in  Gesetze. 

Keine  Regelung  enthalten  alle  drei  Staaten  über  den  Zeitpunkt 
der  Vorlage  und  über  Friedensverträge. 

In  §  43  des  Schwarzburg-Sondershausenschen  Grundgesetzes 
sind  von  den  oben  geschilderten  Regeln  alle  Verträge  ausgenommen, 
die  auf  dem  Verhältnisse  dieses  Landes  zum  thüringschen  Zoll- 
und  Handelsverein  beruhen,  der  zuletzt  mit  Preussen  und  den 
anderen  thüringischen  Staaten  unterm  *20.  November  ver- 
längert (Aktst.  Nu.  IS  des  Abg.  H.  17.  Leg.  Per.  II.  Sess.  1890) 
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and  durch  Vertrag  vom  20.  Nov.  1900  erweitert  worden  ist  (Pr. 
Ges.  Sg.  1901,  S.  93)  nnd  sich  auf  die  Leitung  der  Erhebung 
und  Verwaltung  der  Zölle  und  Reichssteuern  bezieht. 

Für  Waldeck  ergeben  sich  noch  insofern  besondere  Verhältnisse, 
als  durch  den  Vertrag  mit  Preusson  vom  2.  März  1887  die  innere 
Verwaltung  und  die  Ausübung  der  Gesetzgebung  endgültig  auf 
Preussen  übergangen  ist  und  Preussen  sämtliche  Einnahmen  und 
Ausgaben  von  Waldeck  und  Pyrmont  übernommen  hat,  während 
das  Vertragsschliessungsrecht  und  das  Recht  der  Zustimmung  zu 
Verfassungsänderungen  und  Gesetzen  dem  Fürsten  verblieben  ist. 
Wenn  auch  dadurch  der  völkerrechtlichen  Stellung  Waldecks  kein 
Abtrag  getan  wird  und  vom  Fürsten  gegebenenfalls  mit  Zustimmung 
des  Landtags  der  Fürstentümer  abgeschlossene  Verträge  durchaus 
völkerrechtlich  gültig  sind,  so  bedingt  doch  der  Accessions  vertrag 
eine  weitgehende  Mitwirkung  nicht  bloss  der  preussischen  Regierung 
bei  dem  Erlass  von  Ausführungsgesetzen ,  sondern  auch  des 
preussischen  Landtags,  wenn  durch  die  waldeckschen  Verträge 
finanzielle  Lasten  übernommen  werden,  die  ja  Preussen  zu  tra- 
gen hat. 

Auch  die  Landschaftsordnung  für  das  Herzogtum  Anhalt  vom 
im.        j^-y  nat  sjcj)  zum  Teil  dem  völkerrechtlichen  Svsteme 

.Hl.  Aug. 

angeschlossen,  indem  sie  die  Zustimmung  des  Landtags  zum  Ab- 
schluss  gewisser  Verträge  verlangt  (§  19);  allein  sie  unterscheidet 
sich  andererseits  dadurch  von  der  preussischen  und  den  drei  vor- 
genannten Verfassungen,  dass  sie  diese  weitergehende  Kompetenz 
des  Landtags  nur  für  solcbe  Verträge,  die  den  Untertanen  neue 
Lasten  auferlegen,  begründet.  Ebenso  wie  ein  Blick  auf  §  19  der 
Landschaftsordnung  zeigt,  dass  die  Zustimmung  des  Landtags  zu 
den  Verträgen  als  Bedingung  für  den  Vertragsbestand  gedacht  ist, 
weil  dort  z.  B.  solche  Gesetze  der  ständischen  Entscheidung  entzogen 
sind,  die  „Ausflüsse  bestehender  Staatsverträge"  sind;  ebenso  zeigt 
die  Zusammenstellung  der  die  Untertanen  belastenden  Verträge 
mit  der  Aufnahme  von  Landesschulden,  Veräusserungen  von 
Domänen  und  Forsten,  dass  auch  hier  nur  finanzielle  Lasten  ge- 
meint sind,  also  neue  Abgaben  im  wesentlichen. 

Bei  allen  anderen  Verträgen,  insbesondere  bei  solchen,  die  in 
die  Rechtsordnung  einzugreifen  bestimmt  sind  —  die  also  einzelne 

3* 
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besondere  Verpflichtungen  zur  Folge  haben  können,  auf  Grund 
deren  Gesetze  aufzuheben  oder  abzuändern  sind,  —  besteht  das 
Erforderniss  einer  Vertragsgenehmigung  durch  die  Stände  nicht, 
hier  genügt  ihre  pflichtmässige  Mitwirkung  bei  der  Ausführung, 
soweit  sie  sonst  nach  §19  dazu  nötig  ist. 

Die  Gebiets  vertrage  sind  in  den  vier  Staaten  der  preussi- 
schen  Gruppe  im  wesentlichen  gleich  zu  behandeln.  Ohne  jede  Vor- 
schrift über  solche  Verträge  oder  auch  nur  über  Grenzveränderungen 
im  allgemeinen  ist  allein  Sondershausen.  Mit  Rücksicht  auf  die 
oben  entwickelte  Natur  der  Gebietsverträge  fallen  diese  Abkommen 
aber  unter  die  generelle  Vorschrift  des  §  42  des  Grundgesetzes, 
weil  „durch  dieselben  den  Staatsangehörigen  Verpflichtungen  auf- 
erlegt werden1).  §  1  der  Verfassung  spricht  überdies  aus,  dass 
das  Fürstentum  in  seinen  gegenwärtigen  Bestandteilen  (8.  Juli 
1857)  einen  unteilbaren,  unter  einer  Verfassung  vereinigten  Staat 
bilde.  Gebietsveränderungen  —  seien  es  Veräusserungen  oder 
Erwerbungen,  welche  ja  in  die  Verfassungsgemeinschaft  aufzu- 
nehmen sind,  sind  mithin  nach  §  38  des  Grundgesetzes  zu  be- 
handeln2). Waldeck,Schaumburg- Lippe  und  Anhalt  haben  da- 
gegen das  Erforderniss  der  Landtagszustimmung  wenigstens  für 
gewisse  Gebietsverträge  aufgestellt.  So  erklärt  der  §  2  der 
waldeck  sehen  Verfassung,  dass  kein  Teil  des  Staatsgebietes  ohne 
Zustimmung  der  Stände  veräussert  werden  könne,  und  dass  auch 
blosse  Grenzfeststellungen  —  die  also  streitige  Verhältnisse 
ordnen  —  infolge  deren  Staatsangehörige  aus  dem  Staatsverbande 
treten,  gleichmässig  der  Genehmigung  der  Stände  bedürfen.  Ähn- 
lich sagt  Art.  1  des  schäum  bürg  sehen  Verfassungsgesetzes,  dass 
das  Fürstentum  in  seinem  dermaligen  Bestände  (17.  Nov.  1868) 
das  unteilbare  und  unveräusserliche  Staatsgebiet  bilde,  und  eine 
Veränderung  der  bestehenden  Grenzen  des  Fürstentums  der  Land- 
tagsgenehmigung bedürfe.  Anhalt  (§19)  erklärt  schliesslich  die 
Landtagszustimmung  zur  Abtretung  von  Landesteilen  an  andere 
Staaten,  soweit  es  sich  nicht  um  einfache  Grenzregulierungen 
handelt,  für  erforderlich.    Dass  die  Genehmigung  der  Landtage 


»)  Vergl.  oben  S.  17  f..  28  f. 

a)  Die  in  §  53  Ziff.  5  erwähnten  Abtretungen  gehören  nicht  hierher,  da  sie 
privatrechtlicher  Natur  sind. 
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als  Mitwirkung  bei  den  Gebietsverträgen  im  Sinne  des  zweiten 
Systemes  gedacht  ist,  kann  nach  dem  Wortlaute  der  Bestimmungen 
—  insbesondere,  wenn  man  den  Art.  2  der  preussischen  Ver- 
fassung dagegen  hält  —  nicht  zweifelhaft  sein,  namentlich  für 
Waldeck,  das  zur  Veräusserung,  und  Anhalt,  das  zur  Ab- 
tretung die  Zustimmung  verlangt.  Erwerbsverträge  sind  in 
Waldeck  nach  den  allgemeinen  Normen  genehmigungsbedürftig 
(§  II)1)  —  in  Anhalt  aber  nur  von  der  freien  Entscheidung 
des  Fürsten  abhängig9).  Wegen  Aufstellung  des  Grundsatzes  der 
Unveräusserlichkeit  des  Staatsgebiets  ist  schliesslich  die  Abtretung 
von  Staatsgebiet  in  Waldeck  nach  §  95,  in  Schaumburg  nach 
Art.  76  eines  Verfassungsänderungsgesetzes  bedürftig. 

Zweite  Gruppe. 
Württemberg. 

Die  württembergische  Verfassungsurkunde  vom  25.  September 
1819,  an  Alter  nur  von  den  bayerischen  und  badischen  Grund- 
gesetzen übertroflfen,  ist  jedenfalls  die  erste,  die  Vorschriften  —  und 
zwar  ausserordentlich  eingehende —  über  die  Beteiligung  der  Stände 
bei  Staatsverträgen  enthält.  Von  ihr  konnte  einst  Mohl  in  seinem 
Staatsrechte  des  Königreichs  Württemberg s)  mit  Recht  sagen,  dass 
sie  hier  „freisinnig  und  keck  über  einen  Punkt  entscheide,  welcher 
in  den  wenigsten  Verfassungen  so  folgerecht  bestimmt  sei,  und 
auch  von  der  Theorie  nur  schüchtern  verlangt  werde."  Denn 
nachdem  zunächst  im  ersten  Satze  des  §  85  die  Vertretung  des 
Staates  in  allen  seinen  Verhältnissen  gegen  auswärtige  Staaten 
dem  Konige  zugesprochen  ist,  erklärt  der  zweite  Satz  dieses  Para- 
graphen weiter,  dass  „ohne  Einwilligung  der  Stände  jedoch  durch 
Verträge  mit  auswärtigen  kein  Teil  des  Staatsgebiets  und  Staats- 
eigentums veräussert,  keine  neue  Last  auf  das  Königreich  und 


')  Da  anch  sie  in  den  oben  8. 17  f.  gezeigten  Sinne  einzelnen  Staats- 
bürgern Verpflichtungen  auferlegen  —  sc.  besonders  gegenüber  den  neu  ein- 
tretenden. 

3)  In  Anhalt    sind  nur  Verträge,  welche  den  Untertanen  finanzielle 
Lasten  auferlegen,  ausser  Abtretungsverträgen  genehmigungspflichtig, 
•j  Band  I  (1829)  S.  219  ff;  561  ff. 
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dessen  Angehörige  übernommen,  lind  kein  Landesgesetz  abgeändert 
oder  aufgehoben,  keine  Verpflichtung,  welche  den  Rechten  der 
Staatsbürger  Eintrag  tun  würde,  eingegangen,  namentlich  auch 
kein  Handelsvertrag,  welcher  eine  neue  gesetzliche  Einrichtung 
zur  Folge  hätte,  und  kein  Subsidienvertrag  zur  Verwendung  der 
königlichen  Truppen  in  einem  Deutschland  nicht  betreifenden 
Kriege  geschlossen  werden  kann." 

Der  Wortlaut  dieser  Bestimmung  ist  durchaus  klar  und  lässt 
es  nicht  zweifelhaft  erscheinen,  dass  die  Einwilligung  der  Stande 
nicht  bloss  zur  Verwandlung  des  Vertragsinhalts  in  Landesgesetze 
notwendig  ist,  dass  hier  auch  nicht  etwa  nur  die  Form  des  Ver- 
tragsgesetzes positiv  angeordnet  ist,  sondern  dass  hier  wirklich 
das  weitergehende  System  normiert  ist.  Dabei  kennt  das  Gesetz 
den  Unterschied  zwischen  dem  Vertrage  selbst  und  seiner  Aus- 
führung durch  Gesetze  sehr  wohl,  wie  sich  daraus  deutlich  ergibt, 
dass  es  den  Abschluss  solcher  Handelsverträge  ohne  ständische 
Einwilligung  verbietet,  die  eine  neue  gesetzliche  Einrichtung 
zur  Folge  haben.  Und  dass  die  Verfassung  nicht  bloss  ein 
Verbot  an  den  König  deswegen  richtet,  sondern  einen  nicht 
genehmigten  Willen  des  Staatshauptes  als  Staatswillen  überhaupt  nicht 
anerkennen  will,  geht  daraus  hervor,  dass  sie  erklärt:  ohne  jene 
Einwilligung  könne  keine  solche  Verpflichtung  übernommen,  kein 
solcher  Vertrag  geschlossen  werden. 

Dafür,  dass  eine  solche  Absicht  der  Verfassung  auch  keines- 
wegs ganz  fern  liegt,  mag  aus  der  Entstehungsgeschichte  des 
württembergischen  Grundgesetzes  angeführt  werden,  dass  der 
Ständische  Entwurf  von  181  (>  —  abgesehen  von  den,  dem  an- 
geführten schliesslichen  §  85  entsprechenden  Itcstimmungen  des 
Kapitels  IX,  1  IT.,  die  auch  ziemlich  genau  den  143  rf. 
(Kap.  VII)  des  königlichen  Entwurfs  von  1817  entsprechen  —  bei 
der  im  8.  Kapitel  $  '2  enthaltenen  Aufzählung  der  ständischen 
Rechte  unter  No.  8  erklärt: 

„Sie  nehmen  Teil  an  den  Traktaten  mit  Auswärtigen  (Kap. IX)." 

Über  den  Zeitpunkt  der  den  Ständen  zu  machenden  Vorlage 
bestimmt  §  8«;  der  Verfassung,  dass  der  König  von  den  Trak- 
taten und  Bündnissen,  die  er  mit  auswärtigen  Mächten  anknüpft, 
die  Stände  in  Kenntnis  setzen  wird,  „sobald  es  die  Umstände 
erlauben".   Offenbar   sollen  also  auch  schwebende  Verhandlungen 
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innerhalb  der  Opportunitätsgrenzen  den  Standen  mitgeteilt  werden; 
man  wird  hieraus  und  aus  dem  Wortlaut  der  Kompetenzbestimmung 
in  §  85  selbst,  die  davon  spricht,  dass  ohne  Einwilligung  gewisse 
Verpflichtungen  nicht  eingegangen,  gewisse  Verträge  nicht  ab- 
geschlossen werden  können,  berechtigter  Weise  schliessen 
können,  dass  vorherige  Vorlage  der  Verträge  dem  Könige  zur 
Pflicht  gemacht  ist. 

Ausserordentlich  eingehend  ist  in  der  württembergischen 
Verfassung  auch  die  Bezeichnung  derjenigen  Vertragsklassen,  die 
der  Einwilligung  der  Stände  bedürftig  sein  sollen. 

Von  einem  genaueren  Eingehen  auf  die  besonders  genannten 
Handelsverträge,  die  eine  neue  gesetzliche  Einrichtung  —  etwa 
auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  —  zur  Folge  hätten,  kann  hier 
mit  Rücksicht  auf  die  ausschliessliche  Reichskompetenz,  die  sich 
aus  der  in  Art.  33  Rvf.  enthaltenen  Erklärung  Deutschlands  zum 
einheitlichen  Zoll-  und  Handelsgebiet  und  aus  Art.  35  und  4 
Ziff.  *2  Rvf.  ergibt,  abgesehen  werden;  ausscheiden  können  aus 
ähnlichen  Gründen  auch  die  Subsidien Verträge  zur  Verwendung 
königlicher  Truppen  in  einem  Deutschland  nicht  betreffenden 
Kriege,  weil  sie  nämlich  ebenfalls  aus  der  Kompetenz  der  Einzel- 
staaten (Art.  t>3  Rvf.)  herausfallen. 

Sonach  bleiben  hier  zu  betrachten  nur  die  übrigen  Klassen 
von  Verträgen.  Unter  denjenigen  Verträgen,  durch  welche  auf 
das  Königreich  oder  dessen  Angehörige  neue  Lasten  übernommen 
werden,  sind  mit  Rücksicht  auf  die  ratio  legis  nicht  etwa  alle 
dem  Staate  Lasten  irgendwelcher  Art  auferlegenden  Verträge  zu 
verstehen,  sondern  nur  solche,  die  Lasten  finanzieller  Natur 
im  Gefolge  haben,  wie  Verträge  über  Flussregulierungen.  Unter- 
haltung von  SchifTfahrtszeichen ,  über  Beiträge  zu  Kanalbauten1). 

Ist  die  Unterwerfung  dieser  Vertragsklasse  unter  die  ständische 
Mitwirkung  als  Konsequenz  des  in  §  100  der  Verfassungslirkunde 
den  Ständen  eingeräumten  Steuerbewilligungs-  und  Budgetrechtes, 
anzusehen,  so  beruht  die  Abgrenzung  der  weiteren  Vertragsklassen 
auf  den  in  §  88  geregelten  Gesetzgebungskompetenzen.  Allerdings 


»)  Gaupp  im  Hdbch.  d.  öff.  R.  (1884)  S.  170  rechnet  hierzu  auch  die 
V bernahme  von  „Staatsservituten."  Dass  die  preussische  Praxis  anders  ist,  ist 
oben  gezeigt  worden. 
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spricht  die  Verfassung  zunächst  nur  von  Verträgen,  durch  die 
„ Landesgesetze  abgeändert  oder  aufgehoben  werden,4*  als  Ergänzung 
dieser  Vertragsgruppe  sind  aber  diejenigen  weiter  genannten  Ver- 
trüge anzusehen,  durch  die  „den  Rechten  der  Staatsbürger  Eintrag 
tuende  Verpflichtungen"  eingegangen  werden.  Denn  gerade  solche 
Verpflichtungen  bilden  den  eigentlichen  Gegenstand  der  Gesetz- 
gebung, wie  es  gerade  die  Grundidee  des  konstitutionellen  Staates 
ist,  dass  der  Monarch  nicht  einseitig  neues  Recht,  das  die  Frei- 
heit und  die  Rechte  der  Individuen  einschränkt,  setzen  dürfe. 
Die  Verfassung  will  also  nichts  anderes  sagen,  als  dass  solche 
Verträge  ohne  Einwilligung  der  Landesstände  völkerrechtlich  gültig 
nicht  eingegangen  werden  können,  deren  Gegenstand  sich  als 
materielles  Gesetz  darstellt,  also  bei  innerstaatlicher  Aktion  in 
Form  eines  Gesetzes,  d.  h.  unter  ständischer  Mitwirkung  geregelt 
werden  müsste.  Nur  insoweit  —  abgesehen  von  etwaigen  Spezial- 
vorschriften —  ist  ja  auch  die  Anwendung  der  Gesetzesform  nötig. 
Die  gesonderte  Aufführung  der  Aufhebung  oder  Abänderung  der 
Landesgesetze  bezweckenden  Verträge  hat  aber  darum  auch  ihren 
Grund,  weil  in  Gesetzesform  ja  nicht  bloss  materielle  Gesetze  ein- 
gekleidet sind:  Staatsverträge  also,  deren  Inhalt  an  sich  zwar 
keineswegs  zur  materiellen  Gesetzgebungssphäre  gehört,  fallen 
auch  dann  unter  §  85,  wenn  aus  irgend  welchen  Gründen  formelle 
Gesetze  bestehen,  in  deren  Bestand  nun  der  Vertrag  eingreift. 

Auch  diejenigen  Verträge  mit  Auswärtigen,  durch  die  Teile 
des  Staatsgebietes  veräussert  werden,  sollen  schliesslich  nach 
§  85  der  ständischen  Einwilligung  bedürfen  und  werden  in  jeder 
Hinsicht  den  anderen  Staatsverträgen  gleichgestellt.  Ausserdem  be- 
stimmt §  1  d.  Verf.,  „dass  sämtliche  Bestandteile  des  Königreichs 
zu  einem  unzertrennlichen  Ganzen  und  zur  Teilnahme  an  einer 
und  derselben  Verfassung  vereinigt  sind  und  bleiben."  Das  Aus- 
scheiden von  Gebiet  stellt  sich  daher  auch  als  Verfassungsänderung 
im  Sinne  des  §176  d.  Verf.  dar1).  Bezüglich  des  Landenverbs 
bestimmt  nur  der  §  2  d.  Verfassungsurkunde,  dass  „neue  Landes- 
teile in  die  Gemeinschaft  der  Verfassung  des  Staates  autzunehmen 
sind."  Dies  bezieht  sich  natürlich  nur  auf  die  Ausführung  eines 
Erwerbsvertrages;  er  selbst  aber  wird  durch  die  allgemeine  Vor- 


»)  Besondere  Garantien  in  Abs.  3  des  §  2  d.  Verf.  für  diesen  Fall. 
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Schrift  des  §  85  gedeckt,  weil  als  eine  Folge  sich  —  wenn  auch 
vielleicht  nicht  in  nennenswertem  Masse  neben  den  Vorzögen  eines 
solchen  Vertrages  —  beeinträchtigende  Verpflichtungen  für  Staats- 
bürger ergeben  und  auch  die  Erweiterung  des  Geltungsbereichs 
der  Verfassungsurkunde  als  Gesetzänderung  anzusehen  ist. 

Veräusserungs vertrage  über  Staatseigentum,  die  ebenfalls  in 
§  85  genannt  sind,  bedürfen  hier  nur  der  Erwähnung,  da  es  streitig 
ist,  ob  sie  eigentliche  Staatsverträge  sind1). 

Nicht  erwähnt  sind  in  der  württembergischen  Verfassung  die 
Friedensverträge,  die  überhaupt  nur  in  der  preussischen  und  der 
Reichsverfassung  genannt  sind.  Im  Hinblick  gerade  auf  Preussen, 
aber  auch  auf  die  Entstehungsgeschichte  der  württembergischen 
Verfassungsurknnde  und  die  ja  besonders  geartete  Natur  der 
Friedensverträge  —  ein  Resultat  ihrer  Entstehung  —  wird  es 
nicht  unzweckmässig  sein  hier  einen  Augenblick  zu  verweilen,  ob- 
wohl es  wegen  der  ausschliesslichen  Reichskompetenz  eine  aktuelle 
Frage  nicht  mehr  ist. 

Sowohl  der  ständische  Verfassungsentwurf  von  1816  (Kap.  IX 
§  2),  wie  der  königliche  von  1817  (Kap.  VII  Abtlg.  1,  §  144) 
enthalten  nämlich  einen  Katalog,  der  sich  aus  der  auswärtigen 
Vertretungskompetenz  des  Königs  (§§  1  bezw.  143  1.  c.)  ergebenden 
Befugnisse,  der  nach  dem  Koramissionsberichte  der  ständischen 
Kommissionsmitglieder  zu  dem  von  der  gemeinschaftlichen 
Kommission  ausgearbeiteten  Verfassungsentwurfe  (vom  Jahre  1819) 
zu  Kapitel  VII  des  Entwurfs  nur  als  selbstverständlich  in  der 
jetzt  geltenden  Fassung  weggeblieben  ist.  In  beiden  genannten 
Entwürfen  findet  sich  das  Recht  des  Friedensschlusses  in  Ver- 
bindung mit  dem  Kriegsführungsrechte,  aber  gesondert  von  dem 
Rechte  der  Vertragsschliessung  mit  fremden  Staaten  genannt.  Es 
ist  nun  ausserordentlich  charakteristisch,  dass  zwar  der  ständische 
Entwurf  in  dem  auf  den  §  2  des  Kapitels  IX,  der  die  könig- 
lichen Rechte  der  Staatsvertretung  in  der  eben  geschilderten  Art 
aufzählt,  folgenden  Paragraphen  enthält:  „Alle  diese  Rechte 
können  jedoch  nur  unter  Beobachtung  der  landesverfassungs- 
mässigen  Bestimmungen  und  Formen  ausgeübt  werden,"  und  dann 


•)  Vergl.  t.  Liixt,  Völkerrecht,  2.  Aufl.  (1902)  §19,  unter  I  Ziff.  2, 
S.  151. 
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namentlich  die  verschiedenen  Vertragsarten  aufzählt  ;  dass  dagegen 
der  königliche  Entwurf  nach  der  Aufzählung  der  Rechte  des 
Königs  in  §  144  (entsprechend  §  2  Kapitel  IX  des  ständischen 
Entwurfs)  im  folgenden  Paragraphen  nur  sagt:  „Durch  Verträge 
mit  Auswärtigen  kann  nichts  ....  veräussert  werden  .  .  . 
Hier  tritt  also  der  Gegensatz  zwischen  Staatsverträgen  und  Friedens- 
schlüssen deutlich  hervor.  Dieses  Resultat  muss  auch  für  die 
endgültige  Verfassung  von  Bedeutung  sein,  obwohl  eine  den  §  2 
Kap.  IX  und  §  144  der  Entwürfe  entsprechende  Bestimmung  fehlt, 
weil  diese  Auslassung  lediglich  redaktioneller  Natur  nach  dem 
genannten  Kommissionsbericht  von  1819  ist.  Dieses  Ergebnis 
entspricht  dem  der  preussischen  Verfassung  und  beide  werden 
daher  für  die  Interpretation  dos  jetzt  allein  massgebenden  Rechtes, 
des  Reichsrechtes,  herangezogen  werden  können. 

Coburg-Gotha  und  Reuss  jüngere  Linie. 

Mit  der  württembergischen  Verfassung  fast  gleichlautende 
Bestimmungen  über  die  Mitwirkung  der  Stände  bei  Staatsverträgen 
enthalten  das  Staatsgrundgesetz  für  das  Herzogtum  Coburg-Gotha 
vom  3.  Mai  1 852  und  das  revidierte  Staatsgrundgesetz  für  das 
Fürstentum  Reuss  jüngerer  Linie  vom  14.  April  1852. 

Was  zunächst  die  Frage  nach  dem  von  den  beiden  Ver- 
fassungen angenommenen  Systeme  der  Ständemitwirkung  anlangt, 
so  kann  es  aucli  hier  gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  für  die 
im  Gesetze-  genannten  Vertragsgruppen  die  Entscheidung  der 
Kammern  den  Vertrag  als  solchen  umfassen  und  in  seinem  Be- 
stände bedingen  soll.  Insbesondere  die  eoburg-gothaische  Verfassung 
schneidet  alle  z.  B.  bei  der  preussischen  und  der  Reichs  Verfassung 
über  die  Bedeutung  des  Wortes  „Gültigkeit4*  auftauchenden  Zweifel 
dadurch  ab,  dass  sie  in  $  12«S  Abs.  1  zwar  dem  Herzoge  das  Kernt 
des  Vertragsschlusses  einräumt,  im  Abs.  2  aber  zur  „gültigen 
Abschliessung"  der  Verträge  mit  anderen  Staaten  die  ständische 
Zustimmung  verlangt.  Ohne  deren  Mitwirkung  ist  also  die  Rati- 
fikation des  Herzogs  kein  gültiger  Ausschluss-,  für  den  coburg- 
gothaischen  Staat  nicht  verbindlich.  Die  reussische  Verfassung 
stimmt  in  §  70  völlig  mit  dem  württembergischen  Rechte  überein 
und  erklärt,  dass  ohne  Zustimmung  der  Stände  durch  Verträge  mit 
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anderen  Staaten  kein  Teil  des  Staatsgebiets  und  des  Staatseigen- 
tums veräussert,  keine  Last  übernommen  werden  kann  u.  s.  w. 

Während  das  coburg-gothaische  Grundgesetz  über  den  Zeit- 
punkt der  Vertragsvorlage  eine  ausdrückliche  Vorschrift  nicht  ent- 
hält, zeichnet  sich  die  Verfassung  von  Reuss  vor  ihm,  aber  auch 
vor  der  württembergischen  und  den  meisten  anderen  deutschen 
Verfassungen  dadurch  aus,  dass  sie  die  vorherige  Zustimmung  des 
Landtags  klar  und  deutlich  erfordert  ;  sie  bestimmt  nämlich,  dass 
durch  Vertrag  keine  Veräusscrung  u.  s.  w.  erfolgen  könne,  „ohne 
dass  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  vor  dem  Abschlüsse 
eingeholt  und  erklärt  worden  ist." 

Bei  der  Abgrenzung  der  zur  ständischen  Kompetenz  gehörigen 
Verträge  zeigt  sich  vollends  die  Zusammengehörigkeit  der  beiden 
Verfassungen  mit  der  württembergischen.  Beide  rechnen  nämlich 
ebenfalls  hierließ  diejenigen  Verträge,  durch  die  Lasten  auf  das 
Land  oder  dessen  Angehörige  übernommen  werden,  und  ferner  die 
Landesgesetze  abändernden  oder  aufhebenden  Verträge.  Noch 
weiter  in  der  Parallele  mit  der  württembergischen  Verfassung,  ja 
bis  zur  wortgetreuen  Übernahme  geht  das  Gesetz  von  Reuss,  das 
schliesslich  auch  die  Verträge,  durch  welche  Teile  des  Staats- 
gebietes (und  des  Staatseigentums)  veräussert  werden,  sowie  die- 
jenigen Verträge  anführt,  durch  die  „Verpflichtungen",  welche 
den  Rechten  der  Staatsbürger  Eintrag  tun  würden,  eingegangen 
werden.  Coburg-Gotha  dagegen  bestimmt,  dass  zu  den  Verträgen 
auch  dann  die  Zustimmung  gehört,  wenn  dadurch  „Gesetze  ge- 
geben" werden.  Dass  damit  ein  sachlicher  Unterschied  nicht  be- 
gründet ist,  ist  klar.  Auch  die  Gebietsverträge  sind  in  dem 
gothaischen  Grundgesetz  nicht  erwähnt.  In  beiden  Verfassungs- 
urkunden ist  aber  in  gleicher  Weise  etwas  über  die  Ausführung 
der  Gebiets  vertrage  bestimmt;  dies  ist  natürlich  für  die  reussische 
Verfassung  um  so  bedeutsamer,  als  sie  ja  auch  über  die  weiter- 
gehende Mitwirkung  des  Landtags  bei  Veräusserungsverträgen  aus- 
drücklich eine  Regel  aufgestellt,  hat.  Ks  geht  hieraus  jedenfalls 
hervor,  wie  scharf  zwischen  den  beiden  möglichen  Beteiligungs- 
arten geschieden  wird.  Der  §  4  des  revidierten  Staatsgrund- 
gesetzes von  Reuss  bestimmt  nämlich  —  abgesehen  von  der  Vor- 
schrift des  §  70  über  Veräusserungsverträge  — ,  dass  die  Grenzen 
des  Staates  nur  durch  ein  Gesetz  verändert  weiden  können.  Da- 
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gegen  sollen  „Grenzberichtigungen  mit  einem  Nachbarstaate, 
durch  welche  nur  einzelne  Stücke  zur  Herstellung  einer  ge- 
ordneten Abgrenzung  ausgetauscht  oder  abgelassen  werden,  nicht 
aber  ein  Staatsangehöriger  abgetreten  wird,  ohne  Zustimmung  der 
Landesvertretung  geschehen  können.-  Reuss  vereinigt  also  die 
Norm  des  Art.  2  der  preuss.  Verf.  mit  der  des  §  85  württ.  Verf. 
ausdrücklich  und  schafft  so  ausserordentliche  Klarheit.  —  In  §  1 1 3 
der  coburg-gothaischen  Verfassung  ist  ausgesprochen,  dass  die  Ver- 
äusserung  und  Aufnahme  neuer  Landesteile  als  Verfassungsänderung 
nach  §112  anzusehen  sei,  dass  mithin  die  dort  vorgeschriebene  quali- 
fizierte Majorität  notwendig  sei.  Durch  diese  Ausführungsnormen 
werden  zugleich  alle  Schwierigkeiten  in  der  Anwendung  auch  der 
allgemeinen  Normen  über  die  ständische  Mitwirkung  bei  allen 
Gcbictsverträgcn  gehoben.  Es  geht  aus  ihnen  hervor,  dass  sie  als 
Gesetzveränderungsverträge  anzusehen  sind,  die  daher  nach  §  70 
der  Verfassung  von  Keuss  bezw.  $  1*28  der  von  Coburg-Gotha  der 
auch  völkerrechtlich  erheblichen  Mitwirkung  der  Landtage  bedürfen. 

In  Coburg-Gotha  muss  übrigens  die  Zustimmung  der  Stände 
in  der  Verkündigung  des  Vertrags  erwähnt  werden,  da  nach 
§  128  Abs.  2  des  Grundgesetzes  die  hier  in  betraeht  kommenden 
Verträge  als  Gesetze  zu  veröffentlichen  sind  und  dazu  nach  §  108 
als  wesentliche  Form  die  Erwähnung  der  Zustimmung  gehört. 
Ferner  bestehen  zwar  nach  §  70  dos  Grundgesetzes  für  jedes  der 
Herzogtümer  Coburg  und  Gotha  besondere  Landtage,  die  die  Be- 
fugnisse der  Stände  ausüben,  soweit  sie  dem  gemeinschaftlichen 
Landtage  nicht  ausdrücklich  zugewiesen  sind;  da  aber  in  §  71 
No.  2  alle  Beziehungen  der  Herzogtümer  zu  auswärtigen  Staaten 
als  gemeinsame  Sache  bezeichnet  sind,  so  sind  Staatsverträge  stets 
dem  gemeinschaftlichen,  nicht  wie  §  128  Abs.  2  sagt:  dem  „be- 
treffenden44 Landtage  zu  unterbreiten. 


Dritte  Gruppe. 
Oldenburg. 

In  dem  revidierten  Staatsgrundgesetz  für  das  Grossherzogtum 
Oldenburg  vom  22.  November  18.V2  haben  alle  auf  die  Mitwirkung 
der  gesetzgebenden  Körperschaften  bezüglichen  Fragen  ihre  klarste 
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Regelung  im  Vergleiche  mit  den  anderen  deutschen  monarchischen 
Staaten  erhalten. 

Art.  6,  der  auch  das  auswärtige  Vertretungsrecht  des  Gross- 
herzogs konstatiert,  unterwirft  die  dort  näher  bezeichneten  Verträge 
der  Zustimmung  oder  Bestätigung  des  Landtags.  Damit  kommt 
zugleich  zum  Ausdrucke,  welche  Bedeutung  die  Vorlage  hat  und 
wann  sie  zu  machen  ist:  es  handelt  sich  also  auch  hier  um 
Annahme  des  völkerrechtlichen  Systemes,  aber  es  wird  der  Regierung 
anheimgestellt,  ob  sie  die  Einwilligung  des  Landtages  vor  oder 
nach  der  Ratifikation  —  offenbar  je  nach  Möglichkeit  oder  Zweck- 
mässigkeit —  nachsuchen  will. 

Die  Begrenzung  der  nur  mit  Zustimmung  oder  Bestätigung 
des  Landtags  abzuschliesscnden  Verträge  entspricht  genau  dem 
Zweck  der  Vorschrift  und  hebt  sich  dadurch  von  den  anderen 
Verfassungen  bedeutend  ab.  Abgesehen  von  den  Handels-  und 
Schifffahrtsverträgen,  die  wegen  der  ausschliesslichen  Reichs- 
kompetenz ohne  Bedeutung  sind,  unterwirft  Art.  t>  alle  diejenigen 
Verträge  der  Landtagseinwilligung,  „die  einen  Gegenstand  be- 
treffen, über  welchen  ohne  Zustimmung  des  Landtags  von  der 
Staatsregierung  verfassungsmässig  Anordnungen  gültig  nicht  ge- 
troffen werden  können."  Es  gehören  hierher  also  Gebiets  ver- 
äusserungen  einschliesslich  von  Grenzberichtigungen,  wenn  dabei 
Staatsangehörige  aus  dem  Staatsverbande  treten l)  (Art.  *2),  Ver- 
träge, die  in  das  Gebiet  des  Finanzwesens  fallen  (Art.  187  f.)  und 
andere  mehr.  Besonders  erwähnt  sind  noch  Verträge,  die  einzel- 
nen Staatsbürgern  besondere  Lasten  auferlegen.  Dies  kann 
hier  nicht  dasselbe  bedeuten,  wie  in  den  Grundgesetzen,  die  nur 
von  Verträgen  reden,  die  für  die  Staatsbürger  Lasten  im  Gefolge 
haben ;  vielmehr  sollen  damit  auch  solche  Fälle  getroffen  werden, 
in  denen  als  Folge  des  Vertrages  ausnahmsweise  für  einzelne,  be- 
bestimmte Untertanen  —  etwa  die  Anlieger  eines  bestimmten 
Flusses  —  besondere,  in  der  allgemeinen  Gesetzgebung  bisher 


')  Die  weiter  in  Art.  2  §  2  genannten  Voraussetzungen,  —  Aufgabe  von 
Krongut  oder  Staatsgut,  unfreiwillige  Abtretung  von  Privatgrundstücken  — 
können  ausser  Betracht  bleiben.  Gebietserwerbungen  fallen  unter  Art.  136, 
also  auch  unter  Art.  6.  —  Für  alle  Uebietaveränderungen  ist  Art.  212  zu 
beachten. 
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nicht  begründet«,  finanzielle  Lasten  sich  ergeben.  Nach  olden- 
burgischem Staatsrechte  ist  jedenfalls  für  das  englische  System  gar 
kein  Platz  frei  gelassen. 

Die  drei  Republiken. 

Die  Verfassungsurkunden  der  drei  deutschen  Republiken  ge- 
hören in  ihrer  jetzt  geltenden  Fassung  der  Zeit  nacli  der  Be- 
gründung des  Reiches  an.  Sie  zeigen  daher  auch  alle  Fortschritte 
der  Staatsrechtstheoric  gegenüber  den  alteren  Staatsgrundgesetzen 
auf.  Von  den  monarchischen  Staaten  stehen  sie  bezüglich  der 
Mitwirkung  der  Bürgerschaften  bei  den  Staatsverträgen,  deren 
Ratifikation  ja  Sache  des  Senats  ist  (Art.  18  Lübeck;  §  57  Bremen; 
Art.  22  Hamburg),  Oldenburg  am  nächsten,  und  in  erhöhtem  Masse 
gilt  dies  von  Lübeck  und  Bremen. 

Alle  drei  Staaten  haben  das  völkerrechtliche  System  vollständig 
angenommen:  Lübeck  verlangt  die  „Mitgenehmigung"  der  Bürger- 
schaft zum  Abschlüsse  von  gewissen  Staatsverträgen,  nachdem  es 
vorher  in  demselben  Paragraphen  die  Mitgenehmigung  zum  Erlass 
von  Gesetzen  verlangt,  also  deutlich  den  Gegensatz  zwischen  Ge- 
nehmigung des  Vertrags  und  des  Gesetzes  erkannt  hat.  Ebenso 
erklärt  die  bremische  Verfassung  (Art.  5£)  die  „Genehmigung*' 
der  Staats  Verträge  zum  Gegenstande  gemeinschaftlicher  Wirksamkeit 
des  Senats  und  der  Bürgerschaft.  In  beiden  Staaten  kommt  also 
die  Gleichstellung  der  beiden  Körperschaften  zum  vollen  Ausdrucke, 
beiden  soll  gleichermassen  „die  Genehmigung"  offenbar  der  Ver- 
tragsentwürfe, die  durch  die  bevollmächtigten  Unterhändler  ver- 
einbart sind,  zustehen.  Nach  hamburgischem  Verfassungsrechte 
schliesslich  ist  die  „Ratifikation*  der  Staatsverträge  in  Art.  62 
als  Gegenstand  der  „Gesetzgebung"  genannt,  also  —  im  Hinblick 
auf  den  unzweifelhaft  formellen  Sinn  des  Wortes  Gesetzgebung 
in  Art.  G 1  und  G2  —  als  Gegenstand  eines  übereinstimmenden 
Beschlusses  von  Senat  und  Bürgerschaft.  Da  die  Unterzeichnung 
der  Ratifikationsurkunden  auch  in  Hainburg  Sache  des  Senates  ist, 
so  kann  die  Vorschrift  des  Art.  02  nur  bedeuten,  dass  die  Ent- 
scheidung darüber,  ob  der  von  den  Bevollmächtigten  vereinbarte 
Vertragsentwurf  überhaupt  ratifiziert  werden  soll,  beiden  Organen 
zusteht.  Dem  entspricht  die  in  Art.  22  enthaltene  Vorschrift, 
dass  der  Senat  zwar  die  Verträge  „schlieft*,  aber  vor  Ratifizierung 
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die  Zustimmung  der  Bürgerschaft  einzuholen  hat;  kurz  die  Rechts- 
lage ist  in  Hamburg  dieselbe  wie  in  Bremen,  wo  auch  die  Ge- 
nehmigung der  Verträge  zum  „Gegenstand  gemeinsamer  Wirksam- 
keit beider  Organe"  gemacht  ist.  Auch  in  diesen  beiden  Staaten 
ergiebt  sich  jedenfalls  für  den  Senat  die  Rechtspflicht  einer  vor- 
herigen Vorlage  der  Verträge  an  die  Bürgerschalt. 

Der  Umfang  der  den  Bürgerschalten  gewährten  Vertrags- 
kompetenzen ist  in  den  Hansestädten  verschieden  bestimmt. 
Hamburg  schränkt  die  Mitwirkung  der  Bürgerschaft  überhaupt 
nicht  ein  und  verweist  einfach  alle  Verträge  auf  den  Weg  der 
Gesetzgebung1).  Bremen  und  Lübeck  dagegen  rechnen  hierzu 
nur  die  Verträge,  über  deren  Gegenstand  „dem  Senate  keine  ein- 
seitige Verfügung  zusteht",  deren  Gegenstand  „der  Mitgenehmigung 
der  Bürgerschaft  unterliegt."  Welche  Gegenstände  das  sind,  er- 
geben die  Aufzählungen  in  denselben  Artikeln,  die  auch  die 
Rechte  der  Bürgerschaften  bei  Staatsverträgen  bestimmen 
(Art.  50  Lübeck,  §  58  Bremen):  also  Verfassungsänderungen, 
Gesetzgebung  im  materiellen  Sinne1),  Abgaben wesen  u.  s.  w.  Lü- 
beck geht  insofern  noch  weiter,  als  es  auch  solche  Verträge  für 
genehmigungsbedürftig  erklärt,  welche  den  „Handel  und  die 
Schifffahrt  betreffen."  Bedenkt  man,  dass  die  jetzige  Lübecksche 
Verlassung  aus  dem  Jahre  1875  und  mit  Rücksicht  auf  die  neuen 
Verhaltnisse  im  Reiche  revidiert  ist,  so  wird  man  annehmen 
müssen,  dass  diese  Verträge  nicht  Handel-  oder  Schifffahrtsverträge 
im  üblichen  Sinne,  also  auf  das  Zollwesen  bezügliche  sind,  zu 
deren  Abschluss  allein  das  Reich  kompetent  ist.  Es  handelt  sich 
vielmehr  offenbar  um  Vereinbarungen  namentlich  mit  anderen 
deutschen  Staaten  über  Verwaltungsmassnahmen,  die  für  den 
Handel  und  die  Schifffahit  von  Bedeutung  sind. 

In  Lübeck  und  Hamburg  besteht  übrigens,  wie  noch  zu  er- 
wähnen  ist,  eine  auch  auf  Staatsverträge  bezügliche  Ausnahme 


')  Also  auch  Gebietsverträge  jeder  Art.  Dazu  bestimmt  Art.  2,  dass 
Gebietaveräusserungen  auf  dem  Wege  der  Verfassungsänderung  (Art.  101), 
blosse  Grenzrcgulicrungen  auch  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  bewirkt 
werden. 

*)  Nur  dadurch  werden  in  Bremen  die  Gcbictsverträge  gedeckt.  In 
Lübeck  ist  in  Art.  50  unter  No.  II  Jeder  Erwerb  und  jede  Veräußerung  von 
Hoheitsrechten'  besonders  für  genehmigungsbedürftig  erklärt. 
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von  den  allgemeinen  Verfassungsgrundsätzen:  wahrend  nämlich 
sonst  der  Senat  der  Bürgerschaft  oder  dem  Bürgerausschusse 
Auskunft  über  Staatsangelegenheiten  erteilen  muss,  besteht  diese 
Pflicht  bei  Verhandlungen  mit  anderen  Staaten  nicht  (Art.  4fi 
Lübeck,  Art.  60  und  65  Hamburg).  In  Lübeck  können  ferner 
die  Befugnisse  der  Bürgerschaft  bei  Staatsverträgen  im  Interesse 
der  Geheimhaltung  auf  eine  Geheimkommission  mit  voller  oder 
beschränkter  Vollmacht  übertragen  werden.  In  diesem  Falle  ist 
der  Vertragsabschluss  nur  dann  für  die  Bürgerschaft  nicht  bindend, 
wenn  die  Kommission  die  Grenzen  ihrer  Befugnisse  überschritten 
oder  der  mit  dem  Abschlüsse  Beauftragte  den  Vertrag  nicht  seiner 
von  der  Kommission  genehmigten  Instruktion  gemäss  geschlossen 
hat  (Art.  52). 


B.  Staaten  des  englischen  Systems. 

1.  Staaten  mit  Vorschriften. 

Braunschweig. 

Unter  den  jetzt  geltenden  deutschen  Verfassungen  nimmt  die 
Neue  Landschaftsordnung  für  das  Herzogtum  Braunschweig  vom 
1*2.  Okt.  1832  bezüglich  ihrer  Vorschriften  über  die  Mitwirkung 
der  Ständeversammlung  bei  den  Staatsverträgen  eine  besondere 
Stellung  ein.  Denn  sie  ist  jetzt  die  einzige,  die  mit  klaren,  un- 
zweideutigen Worten  das  englische  System  durchaus  angenommen 
hat.  In  den  massgebenden  §§  7  und  8  der  Laudsehaftsordnung 
wird  mit  beinahe  theoretischer  Schärfe  zwischen  dem  Abschluss 
der  Staatsverträge  und  ihrer  Ausführung  unterschieden  und  auch 
die  Konsequenz  dieser  Unterscheidung  gezogen.  Der  Abschluss 
der  Verträge  soll  dem  Landesfürsten  mit  uneingeschränkter  Legi- 
timation und  ohne  jedwede  Beschränkung  zustehen,  sodass  —  wie 
das  Gesetz  sagt  —  „er  dadurch  für  das  Herzogtum  Rechte  erwirbt, 
er  es  zur  Erfüllung  der  vertragsmässigen  Verbindlichkeiten  ver- 
pflichtet.*4 Ein  von  ihm  ratifizierter  Staatsvertrag  ist  daher  nicht 
bloss  völkerrechtlich  verbindlich,  weil  des  Herzogs  Wille  ohne 
jede  Beschränkung  als  Staats wille  gelten  soll,  sondern  auch  eine 
dem  braunschweigischen  Staatsrechte  entsprechende  und  von  ihm 
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geradezu  ausdrücklich  anerkannte  Staats  Verpflichtung.  Ständische 
Mitwirkung  soll  nur  bei  der  Ausführung  erforderlich  sein,  also 
bei  der  Bewilligung  der  dazu  erforderlichen  Mittel  und  bei  Erlass 
oder  Abänderung  oder  Aufhebung  von  Gesetzen,  soweit  sich  diese 
Massnahmen  als  Folge  der  Verträge  ergeben.  §  8  Abs.  2  der  Land 
schaftsordnung  erinnert  also,  kann  man  wohl  sagen,  nur  an  die  in 
den  §§  98  und  173  bestimmten  Zuständigkeiten  des  Landtags1). 

Gegenüber  diesen  bestimmten  und  klaren  Normen  muss  sich 
natürlich  sofort  die  dringende  Frage  erheben,  wie  sich  das  Ver- 
hältnis der  Ständeversammlung  zu  den  Staatsverträgen,  mit  denen 
sie  als  solchen  nichts  zu  tun  hat,  gestaltet.  Wie  verträgt  sich 
mit  der  absoluten  Staatsverpflichtung  auf  Grund  eines  vom  Landes- 
herrn abgeschlossenen  Vertrages,  wie  sie  in  §  7  Abs.  2  ausgesprochen 
ist,  das  Bewilligungsrecht  und  die  Mitwirkung  der  Stände  nach 
§  8?  Was  nun  zunächst  das  Bewilligungsrecht  des  braun- 
schweigischen  Landtags  überhaupt  angeht,  so  erkennt  man  die 
Auffassung  der  Landschaftsordnung  —  die  ja  freilich  nur  den 
allgemeinen  Prinzipien  des  Staatsrechts  entspricht  —  aus  §  173: 
das  Recht  der  Stände  wird  zugleich  als  eine  Pflicht  bezeichnet, 
sie  sind  es  schuldig  die  zur  Erreichung  des  allgemeinen  Staats- 
zwecks erforderlichen  Mittel  zu  bewilligen.  Und  zu  diesem  all- 
gemeinen, mehr  politisch  bedeutsamen,  als  juristisch  erheblichen 
Ausspruch  kommt  dann  in  Absatz  2  des  §  173  die  .allerdings 
staatsrechtlich  ausserordentlich  wichtige  Vorschrift,  dass  die  Stände 
„nie  die  Deckung  derjenigen  Ausgaben  verweigern  dürfen,  welche 
auf  den  Grund  verfassungsmässig  erstandener  Verbindlichkeiten 
aus  den  Staatscassen  gefordert  werden  können".  Dieser  Auspruch 
eines  an  sich  anerkannten,  der  Normierung  gar  nicht  bedürftigen 
Rechtssatzes  ist  doch  ausserordentlich  wertvoll  für  den  vorliegenden 
Fall:  spricht  die  Verfassung  hier  in  §  173  in  einem  Zuge  von 
„bewilligen"  und  doch  „nicht  verweigern  dürfen",  so  kann  das 
Bewilligungsrecht  in  §  8  auch  nicht  anders  zu  verstehen  sein,  da 
es  sich  ja  auch  dort  nach  §  7  um  eine  verfassungsmässig  er- 
standene Verbindlichkeit  handelt.    Es  wird  freilich  den  Ständen, 

')  Aufgenommen  sind  nach  §  1  nur  Gebiets  v  er  äusserungon  ab- 
gesehen von  Grenzberichtigungen,  die  nicht  ohne  Zustimmung  des  Landtags 
geschehen  können. 

Rless,  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  4 
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soweit  nicht  die  Beträge  der  Staats  Verpflichtung  im  Vertrage  selbst 
feststehen,  frei  überlassen  sein,  die  Höhe  der  Beträge  z.  B.  bei 
Übernahme  von  Bauten  festzusetzen  und  die  Art  ihrer  Aufbringung 
zu  bestimmen. 

Und  eben  nicht  anders  kann  es  mit  der  Ständemitwirkung 
bei  den  als  den  Vertragsfolgen  sich  ergebenden  Gesetzen  und 
Gesetzveränderungen  stehen.  Da  der  Staat  zur  Erfüllung  ver- 
pflichtet ist  und  es  sein  soll,  so  kann  der  Landtag  nicht  die 
Mitwirkung  verweigern,  nur  innerhalb  der  vom  Vertrage  gelassenen 
Grenzen  vermag  er  seine  Rechte  auszuüben :  z.  B.  bei  Bestimmung 
der  Strafen,  wenn  auf  Grund  eines  Vertrages  neue  Straf  bestimmungen 
notwendig  werden. 

Über  den  Zeitpunkt  der  Vorlage  ist  nichts  bestimmt,  doch 
soll  die  Ständeversammlung,  sobald  es  die  Umstände  zulassen,  von 
solchen  Verträgen  in  Kenntnis  gesetzt  werden  (§  8  Abs.  1 ).  Tat- 
sächlich ist,  wie  Otto1)  mitteilt,  die  Staatspraxis  dahingegangen, 
dass  die  Verträge  meist  vor  der  Ratifikation  der  Ständeversammlung 
vorgelegt  wurden,  nur  vereinzelt  nachher.  Ausnahmsweise  hat 
auch  der  Landtag  im  Voraus  den  Erlass  von  Ausführungs- 
bestimmungen zu  abzuschliessenden  Verträgen  genehmigt,  so  bei 
dein  Bündnisvertrage  mit  Preussen  18(16.  Es  geht  hieraus  hervor, 
dass  praktisch  der  Unterschied  gegenüber  den  bisher  behandelten 
Staaten  aufgehoben  ist,  und  daher  ein  Gegensatz,  der  sich  aus 
der  dem  Fürsten  eingeräumten  Stellung  und  den  Rechten  des 
Landtages  an  sich  ergeben  konnte,  nicht  bloss  tatsächlich  nicht 
besteht,  sondern  mit  Rücksicht  auf  die  ständige  Handhabung 
der  Verfassung  auch  nicht  eintreten  kann. 

Mit  fast  genau  demselben  Wortlaute  wie  die  braunschweigische 
Landschaftsordnung  regelte  §  11  des  hannoverschen  Landesver- 
fassungsgesetzes vom  G.  August  1840,  der  in  §  74  des  Verfassungs- 
abänderungsgesetzes  vom  5.  September  1848  aufrecht  erhalten 
wurde,  die  Mitwirkung  des  Landtages  bei  Staatsverträgen.  Da  es 
gerade  Hannover  und  Braunschweig  sind,  die  sich  am  nach- 
drücklichsten auf  den  Standpunkt  des  englischen  Systems  stellten, 
so  ist  hier  ein  direkter  Eintluss  Englands,  wie  auch  Ernst  Meier 

l)  Das  Staatsr.  iL  Herzogtums  Bramist*hw»Mg  im  Hdb.  d.  öffentl.  Ii.  III, 

2,  1,  S.  106  §  4. 
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betont1),  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  abgesehen  davon,  dass 
in  beiden  Verfassungen  noch  am  meisten  alt-ständische  Ideen 
wirksam  geblieben  sind. 

Staaten  ohne  Vorschriften. 

In  zehn  deutschen  Staaten  —  den  beiden  Königreichen 
Bayern  und  Sachsen,  den  Grossherzogtümern  Baden,  Hessen, 
Sachsen-Weimar-Eisenach,  den  Herzogtümern  Meiningen 
und  Aitenburg  und  den  drei  Fürstentümern  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  Reuss  ältere  Linie,  .sowie  Lippe-Detmold  — 
gibt  es  keine  Vorschriften  über  die  Mitwirkung  der  Landtage 
bei  Staats  Verträgen,  abgesehen  davon,  dass  in  einzelnen  dieser  Ver- 
fassungen Bestimmungen  über  Gebiets veräusserun gen  enthalten  sind. 
Zweifellos  ist  trotzdem,  dass  der  Inhalt  der  Verträge  zur  Verbind- 
lichkeit gegenüber  Untertanen  und  Behörden  der  parlamentarischen 
Genehmigung  bedarf,  insoweit  er  die  Sphäre  der  Legislative  berührt. 
Die  Frage  ist  nur,  welchen  Einfluss  diese  Funktion  auf  die  Ent- 
stehung und  Gültigkeit  der  Verträge  selbst  hat. 

Auf  der  einen  Seite  lässt  sich  nicht  behaupten,  dass  den 
Beschränkungen  des  Staatsoberhauptes  bei  der  Gesetzgebung  ohne 
Weiteres  auch  Wirksamkeit  für  seine  formelle  Legitimation  oder 
auch  nur  materielle  Kompetenz  zum  Abschlüsse  von  Staatsverträgen 
zukommt.  Dem  steht  der  ausdrücklich  ausgesprochene  oder  still- 
schweigend zu  ergänzende,  geschichtlich  begründete  Satz  der  Verfassun- 
gen entgegen,  dass  den  Kammern  nur  diejenigen  Rechte  zustehen,  die 
ihnen  verfassungsmässig  eingeräumt  sind.  Auf  der  anderen  Seite 
fehlt  es  aber  in  den  genannten  10  Staaten  an  einer  unzweideutigen 
Erklärung,  wie  sie  die  braunschweigische  Verfassung  enthält,  dass 
ungeachtet  der  Zuständigkeiten  des  Landtages  der  Fürst  allein 
vollgültig  den  Staat  durch  Verträge  verpflichten  und  berechtigen 
dürfe  und  könne,  dass  die  gesetzgebenden  Körperschaften  zur 
Ausführung  solcher  Verträge  verpflichtet  wären.  Nur  das  Ver- 
fassungsgesetz von  Reuss  ä.  L.  §  3  legt  dem  Fürsten  überhaupt 
ausdrücklich  das  Recht  den  Staat  nach  aussen  zu  vertreten  bei,  in  den 
andern  ist  es  aus  der  allgemeinen  Stellung  des  Staatsoberhauptes 
zu  folgern. 


»)  Seite  106  Anm. 
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Aus  alledem  ergibt  sich,  dass  in  diesen  Staaten  das  Staatsober- 
haupt allein  berechtigt  ist,  völkerrechtliche  Verträge  abzuschliessen. 
Es  berührt  das  völkerrechtlich  durch  den  Vertrag  erzeugte  Ver- 
hältnis zwischen  den  kontrahierenden  Staaten  gar  nicht,  dass  nach 
allgemeinen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  noch  eine  Mitwirkung 
des  Landtages  notwendig  ist,  um  dem  Vertragsinhalte  die  den 
Absichten  der  Vertagsschliessenden  entsprechende  Gesetzkraft  zu 
verleihen  !).  Vom  Standpunkte  der  juristischen  Logik  allein  ist  sogar 
weiter  die  —  bereits  im  allgemeinen  Teile  (S.  7  f.)  begründete  — 
Folgerung  nicht  abzuweisen,  dass  durch  einen  vom  Staatsober- 
haupte allein  abgeschlossenen  Vertrag  eine  rechtliche  wie  politische 
Bindung  der  gesetzgehenden  Körperschaften  erzeugt  wird*).  Dass 
aber  ein  solches  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  freilich  jedenfalls 
entsprechendes  Verfahren  der  Regierung  dem  Geiste  des 
Konstitutionalismus  widersprechen  würde  —  es  sei  denn,  dass 
es  sich  um  eine  Notlage  handelt,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Nur 
in  der  Voraussetzung,  dass  von  dem  gewährten  Rechte  der  liberalste 
Gebrauch  gemacht  werden  würde,  dass  ein  praktischer  Unterschied 
gegenüber  dem  System  beschränkter  Kompetenz  des  Völkerrechts- 
organs sich  nicht  zeigen  werde,  ist  dieser  Rechtszustand  überhaupt 
möglich.  Muss  man  dies  schon  für  eine  Verfassung  wie  die 
Braunschweigs  sagen,  trotz,  ihrer  scharfen  Formulierung  des  Gegen- 


*)  Darüber  herrscht  auch  in  der  Litteratur  fast  völlige  Einigkeit.  So  für 
Bayern:  Seydel,  Bayrisches  Staatsrecht  Bd.  VI.  (1893)  S.  560  f,  bes.  S.  562 
erste  Zeile;  derselbe  in»  Handb.  d.  öff.  H.  (1888)  S.  828:  Pözl,  Lehrb.  d.  bayr. 
Verf.  H.  (München  1870)  §  187  S.  741  f.  Für  Sachsen:  Opitz,  das  Staatsr. 
d.  Königr.  Sachsen  (Leipzig  1887)  Bd.  II.  S.  163.  Ferner  Tczner  «•  a.  0. 
S.  146;  Proebst,  a.  a.  0.  S.  326;  Georg  Meyer,  Lehrb.  des  deutschen 
Staatsrechts,  $  189,  4.  Auü.  (1895)  S.  600.  Anders  aber  Br  ie,  a.  a.  0.  S.  43, 
der  annimmt,  dass  auch  völkerrechtlich  die  Wirksamkeit  (Vollziehbarkeit) 
der  betreffenden  Vereinharungen  bis  zur  Erlangung  der  parlamentarischen 
Zustimmung  suspendirt  ist. 

2)  Für  finanzielle  Verträge  folgt  dies  auch  noch  aus  positiven  Normen: 
$28  des  «irumlgcs.  v.  Schwarzburg-Budolstadt;  ferner  Königr.  Sachsen  (§  97), 
Altenburg  (>j  204),  Kcuss  u.  L.  (S  70),  wonach  der  Etat  stets  so  bemessen 
sein  muss,  dass  den  vertragsmassigen  Verpflichtungen  genügt  werden  kann. 
Vergl.  auch  hessische  Verf.  Art.  2:  Meiiiiugen  >$  81 :  Altenburg  §12:  Reusa 
ä.  L.  §  86  :  Königreich  Sachsen  $  89  (aufgehoben,  jetzt  Gesetz  vom  8.  Dez. 
1868  IV). 
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teils,  so  gilt  es  in  weit  höherem  Masse  von  den  Gesetzen,  die 
sich  jedes  Ausspruchs  über  die  Fragen  enthalten.  Man  kann  es 
daher  mit  Seydel  für  sie  geradezu  als  eine  „Forderung  der  Rechts- 
ordnung" bezeichnen,  dass  der  Fürst  dieses  Recht  so  ausübe,  dass 
den  Kompetenzen  des  Landtags  kein  Abbruch  geschehe;  man 
kann  mit  diesem  Schriftsteller  dem  Landtage  einen  —  freilich 
ungeschriebenen  —  Anspruch  darauf  zuerkennen,  „dass  er  in 
den  Gegenständen  seines  Wirkungskreises  in  keine  Zwangslage 
versetzt  werde",  womit  aber  eben  zugleich  gesagt  ist,  dass  bei 
Nichtbeachtung  dieses  Anspruchs  die  Zwangslage  gegeben  ist1). 

Dass  diesen  Anforderungen  auch  die  bayerische  Praxis  ent- 
spricht, ist  von  Seydel  eingehend  gezeigt,  und  von  den  übrigen 
deutschen  Staaten  gilt  das  Gleiche2).  Dadurch  werden  die  An- 
forderungen, die  sich  aus  dem  Geiste  der  Verfassungen  ergeben, 
aufs  Beste  unterstützt,  soweit  sie  das  überhaupt  nötig  haben. 
Gerade  so,  als  ob  ein  Unterschied  der  Gesetze  gar  nicht  bestände, 
werden  auch  in  den  10  Staaten  ohne  Nonnen  die  einschlägigen 
Vertragsentwürfe  vor  der  Ratifikation  vorgelegt,  und  je  nach 
Zweckmässigkeit  wird  die  Form  des  Vertragsgesetzes  oder  die 
eines  besonderen  Gesetzes  für  die  Ausführung  gewählt. 

Eine  genaue  allgemeine  Formel  für  den  Umfang  der  Mit- 
wirkung zur  Ausführung  von  Staatsverträgen  kann  natürlich  bei 
diesen  Staaten  nicht  gegeben  werden;  es  lässt  sich  nur  soviel 
sagen,  dass  sie  dann  erforderlich  ist,  wenn  der  Vertragsgegenstand 
an  sich  einseitiger  Verfügung  des  Monarchen  oder  der  Staats- 
regierung nicht  unterliegt,  also  wenn  es  sich  um  Erlass  von 
Gesetzen,  Gesetzaufhebung  oder -abänderung,  Übernahme  der  Re- 
gierung eines  fremden  Staates  u.  s.  w.  handelt. 

Nicht  glcichmässig  ist  die  Stellungnahme  dieser  10  Staaten  zu 
den  Gebiets  Verträgen.  Nur  Bayern,  Baden,  Hessen,  Sachsen- 
Altenburg  und  Lippe-Detmold  bleiben  auch  nach  dieser  Richtung 
dem   englischen   Systeme   treu,    enthalten   auch   über  Gebiets- 


»)  Seydel,  a.  a.  0.  Bd.  VI  S.  562. 

*)  Für  Hessen  ist  oben  S.  1 1  ein  Beispiel  gegeben,  dass  die  II.  Kammer 
des  Landtags  einen  ihr  vor  der  Ratifikation  vorgelegten  Vertragsentwurf 
—  wenigstens  anfanglich  —  abgelehnt  hat. 
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Veränderungen,  Gebiets  Verträge  keinerlei  Vorschriften1)-  Das 
Königreich  Sachsen  ,  Sachsen  -  Weimar ,  Sachsen  -  Meiningen  , 
Reuss  ä.  L.  und  Rudolstadt  geben  dagegen  für  gewisse  Gebiets- 
verträge durch  ausdrückliche  Normen  diesen  allgemeinen  Stand- 
punkt auf.  Die  drei  sächsischen  Staaten  bestimmen,  dass  ohne  Zu- 
stimmung des  Landtages  keine  Veräusserung  von  Bestandteilen 
des  Staates  —  mit  Ausnahme  von  Grenzberichtigungen  gegenüber 
Nachbarstaaten  ohne  Untertanenverluste  —  stattfinden  können*). 
Rudolstadt  (sj  3 1 )  erklärt,  dass  alle  „Regierungshand hingen,  durch 
welche  die  regelmässigen  Einkünfte  des  Staates  geschmälert  werden, 
vor  ihrer  Ausführung  der  Genehmigung  des  Landtages  bedürfen," 
und  es  zählt  unter  den  dahin  gehörigen  Handlungen  die  Ab- 
schliessung  von  Staatsverträgen  über  Abtretung  von  Gebietsteilen, 
wobei  Untertanen  aus  dem  Staatsverbande  scheiden,  auf. 

Alle  diese  Gesetze  sind  dahin  aufzufassen,  dass  ohne  die 
ständische  Genehmigung  eine  Veräusserung  —  eine  Abtretungs- 
verpflichtung gegen  einen  anderen  Staat  völkerrechtlich  gültig 
nicht  eingegangen  werden  kann.  Der  Wortlaut  lässt  darüber 
umsoweniger  Zweifel  bestehen,  als  es  sich  gerade  um  Verfassungen 
handelt,  die  sonst  mit  der  durch  Staatsverträge  gegebenen  be- 
schränkten Stellung  des  Parlamentes  sich  begnügen.  Die  Wahrung 
des  räumlichen  Bestandes  erschien  ihnen  aber  so  wichtig,  dass 
sie  hier  die  freie  Willensentscheidung  der  Landtage  hervorheben, 
woraus  umgekehrt  auch  auf  das  System  zu  schliessen  ist.  Auch 
der  §  31  des  rudolstädter  Gesetzes  ist  entsprechend  zu  inter- 
pretieren. „Ausführung  von  Regierungshandlungen"  ist  nicht 
etwa  —  soweit  es  sieh  um  Staats  vertrage  handelt  —  in  dem 
■vSinne  von  „Ausführung  der  Staatsverträge"  gleich  Umwandlung 


')  Bayern,  §§1  Tit.  I  und  III,  Baden  §3  und  Hessen  Art.  3  sprechen 
aber  den  Grundsatz  der  Gebietsunvoräusserlicbkeit  aus.  Gcbictsvcräusserungen 
müssen  daher  in  den  Formen  vun  Verfassungsänderungen  geschehen.  In 
Altenburg  (§  2)  ist  dies  ebenfalls  ausgesprochen,  ja  in  §  l  sind  sogar  die  durch 
künftige  Staatsverüägc  zu  bestimmenden  Bestandteile  ausdrücklich  erwähnt. 
Für  kleinere  Gebietsaustauschungcn  mit  Untertanenverlust  genügt  aber  die 
Vernehmlassung  der  Landesdeputation. 

8)  Sachsen  $  2,  Weimar  §  4,  Reuss  ä.  L.  Jj  L>,  Meiningen  Art.  1  d.  Ges.  v. 
13.  Jan.  1894.  —  Bis  auf  Weimar  ist  hier  auch  das  Prinzip  der  Unvorausserlich- 
keit  ausgesprochen. 
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ihres  Inhalts  in  Gesetze  zu  verstehen;  vielmehr  ist  damit  ihre 
„Vornahme"  geraeint,  und  danach  völkerrechtliche  Erheblichkeit 
för  die  Genehmigung  des  Landtages  anzunehmen. 

Gebietserwerbungen  bedürfen  auch  in  diesen  Staaten  nicht 
der  weitergehenden,  völkerrechtlich  bedeutsamen  Mitwirkung.1) 

C.  Das  deutsche  Reich. 

Kur  das  Reichsstaatsrecht  muss  die  hier  behandelte  Frage 
eine  Erweiterung  gegenüber  den  einzelstaatlichen  Gesetzen  erfahren. 
Denn  —  da  die  völkerrechtliche  Vertretung  des  Reichs  und  mit 
ihr  zugleich  das  Recht  der  Vertragsschliessung,  das  Ratifikations- 
recht (Art.  1 1  Rvf.)  ausschliesslich  dem  Kaiser  übertragen  ist  — 
so  kann  man  sich  nicht  damit  begnügen  die  Stellung  des  Reichs- 
tages, also  die  der  „ gesetzgebenden  Körperschaft"  des  Reiches  im 
eigentlichen,  konstitutionellen  Sinne,  zu  Staatsverträgen  ins  Auge 
zu  fassen;  vielmehr  erwächst  auf  dem  Roden  des  Reichsrechtes 
zugleich  die  weitere  Aufgabe  auch  für  den  Rundesrat  in  dieser 
Hinsicht  Betrachtungen  anzustellen.  Freilich  ist  er  keine  gesetz- 
gebende Körperschaft  nach  Art  der  deutschen  Landtage  oder 
Bürgerschaften,  wie  dies  der  Reichstag  ist,  ist  er  doch  vielmehr 
Träger  der  Reichsgesetzgebung,  der  den  Reichsgesetzen  die  Sanktion 
zu  erteilen  hat.  Allein  gegenüber  den  Kompetenzen  des  Kaisers 
zur  Vertragsratifikation  bedarf  es  auch  für  ihn  der  Feststellung, 
in  welcher  Weise  er  bei  den  Staatsverträgen  kraft  seiner  Stellung 
als  Gesetzgebungsorgan  und  im  Hinblick  auf  die  juristische  Natur 
der  Staatsverträge  beteiligt  ist. 

Die  Vorschrift,  die  die  verschiedenen  Kompetenzen  in  Ein- 
klang bringt,   ist  der  Abs.  3  des  elften  Artikels  der  Keichs- 

*)  Bezüglich  des  Rechtsznstandes  in  den  beiden  Mecklenburgischen 
Staaten  mag  hier  wenigstens  erwähnt  werden,  dass  die  völkerrechtliche  Ver- 
tretung des  Landes  naturgemäss  in  den  Händen  der  Grossherzoge  liegt. 
Soweit  aber  der  Vcrtragsinhalt  für  die  Stände  verbindlich  sein  soll,  in  ihre 
Kechte  einzugreifen  bestimmt  ist,  ist  selbstverständlich  eine  Vercinbarnng 
dos  Landesherrn  mit  den  Ständen  erforderlich.  Vergl.  Hü  sing  im  Hand- 
buch d.  öffcntl.  Rechts,  3.  Bd.,  2.  Halbband,  1.  Abtlg.  (1884),  S.  40.  Wegen 
der  Wismarer  Frage  vergl.  unten  S.  77.  Da  Wismar  die  Landstandschaft 
nicht  hatte,  kam  die  Mitwirkung  der  Stände  bei  dem  Stockholmer  Vertrag«: 
von  1903  nicht  in  Betracht. 
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Verfassung,  indem  er  bestimmt,  dass  bei  den  dort  genannten 
Verträgen  „zum  Abschluss  die  Zustimmung  des  Bundesrates  und 
zu  ihrer  Gültigkeit  die  Genehmigung  des  Reichstages  erforder- 
lich sei". 

Alle  Streitigkeiten  um  die  Bedeutung  der  Mitwirkung  des 
preußischen  Landtags  auf  Grund  des  Art.  48  haben  auch  für 
den  Art.  1 1  Rvf.  sich  erhoben. 

Dass  der  Wortlaut  dieser  Vorschrift  solche  Zweifel  hervor- 
gerufen hat,  ist  zunächst  bei  unbefangener  Betrachtung  nicht 
recht  klar.  Was  sollte  es  anders  heissen,  als  dass  der  Kaiser 
keinen  Vertrag  abschliessen  soll,  dass  ein  von  ihm  abgeschlossener, 
d.  h.  ratifizierter  Vertrag  nicht  als  Reichsvertrag  gelten  und  an- 
erkannt werden  soll  ohne  Einwilligung  des  Bundesrates  —  da 
doch  dessen  Zustimmung  zum  Abschlüsse  des  Vertrages  erfordert 
wird.  Unbefangen  kann  man  sich  auch  bei  dem  Erfordernis  der 
Reichstags-Genehmigung  zur  Gültigkeit  des  Vertrages  etwas  Anderes 
nicht  denken,  als  dass  der  Bestand  des  Vertrages  als  solchen  von 
der  Mitwirkung  der  Volksvertretung  abhängig  gemacht  werden  sollte. 

Eine  solche  Beziehung  der  in  Art.  1 1  normierten  Entscheidung 
beider  Organe  verträgt  sich  auch  recht  gut  mit  den  Aufgaben 
einer  Verfassungsurkunde;  man  kann  nicht  sagen,  dass  ihre  Ab- 
sicht überhaupt  nur  darauf  gerichtet  sein  könne,  die  staatsrecht- 
lichen Verhältnisse,  also  die  staatsrechtliche  Verbindlichkeit  des 
Vertragsinhalts  zu  regeln,  aber  nicht  die  völkerrechtliche  Verbind- 
lichkeit des  Staats  Vertrages  selbst.  Ist  es  nicht  auch  ein  wichtiges 
Problem  des  Grundgesetzes  zu  bestimmen,  wann  eine  vollgültige 
Staatsverpflichtung  gegenüber  anderen  Staaten  vorliegen  und  an- 
erkannt werden  soll,  innerhalb  der  dem  Staatsrecht  von  einer 
höheren  Rechtsordnung  gewährten  Willensfreiheit  allerdings; 
man  kann  mit  Arndt1)  es  wohl  als  Aufgabe  der  Verfassung  be- 
zeichnen „nur  die  Verhältnisse  im  Lande  zu  regeln"  —  aber  eben 
das  geschieht  auch  nur,  wenn  das  Gesetz  die  Organe  nennt,  deren 
Wille  als  Staatswille  gegenüber  Auswärtigen  zu  gelten  hat. 

Auch  wo  sonst  die  Reichsverfassung  von  Zustimmung  oder 
Genehmigung  spricht,  wie  in  Art.  24,  _Hi  (12),  31,  78  Abs.  2*) 


')  Komm.  i.  prcuss.  Verf.-U.  Art.  48,  Anm.  3,  S.  148. 

2)  Auch  in  Abs.  2  Art.  11,  der  aber  besonders  behandelt  werden  soll. 
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ist  die  Sachlage  die,  dass  dadurch  die  Gültigkeit  und  Zulässig- 
keit  des  zu  konsentierenden  Staatsaktes  von  der  Erteilung  der  Ein- 
willigung abhängig  gemacht  ist;  die  Kompetenz  des  handelnden 
Organs  ist  bedingt  durch  die  Mitwirkung  desjenigen  Organs,  das 
zuzustimmen,  das  zu  genehmigen  hat.  Und  nichts  Anderes  scheint 
der  Wortlaut  des  elften  Artikels  sagen  zu  wollen,  der  von  der 
Zustimmung  des  Bundesrates  den  Abschluss  und  von  der  Ge- 
nehmigung des  Reichstags  die  Gültigkeit  des  Vertrages  abhängig 
macht.  Dazu  kommt  noch,  dass  ein  Vertrag  als  solcher  keine 
staatsrechtliche  Gültigkeit  hat;  das  haben  am  Besten  gerade  die 
Autoren  dargetan,  welche  den  Standpunkt  vertreten,  dass  in  Art.  1 1 
„Gültigkeit  des  Vertrages"  nicht  Gültigkeit  des  Vertrages  selbst, 
sondern  des  den  Vertragsinhalt  rezipierenden  Gesetzes  bedeute. 
Das«  der  Vertragsabschluss  ferner  etwas  völlig  Anderes  als  der 
Gesetzeserlass  ist,  ist  ohne  weiteres  klar;  mag  es  noch  als  blosse 
Inkorrektheit  hingehen  von  „Vertragsgültigkeit"  statt  „Gesetzes- 
gültigkeit" zu  sprechen,  weil  oft  ein  besonderes  Gesetz  aus  dem 
Vertragsinhalt  nicht  herausgeschält  wird,  so  wäre  der  Sprach- 
gebrauch „Vertragsabschluss"  statt  „Gesetzeserlass"  einfach  un- 
verständlich. Nur  die  allerzwingendsten  Gründe  könnten  nach 
alledem  es  rechtfertigen,  dass  die  Einwilligung  der  beiden 
gesetzgebenden  Versammlungen  lediglich  im  Sinne  des  Artikels  5 
Rvf.  verstanden  würde,  statt  sie  auf  den  Vertrag  selbst  zu  beziehen, 
könnten  die  Überzeugung  beibringen,  dass  die  Reichsverfassung 
nicht  für  den  Vertragsbestand  selbst  habe  eine  Bedingung  nor- 
mieren wollen. 

Hätte  der  dritte  Absatz  des  Art.  11  nur  die  Bedeutung,  die 
in  Art.  5  geordnete  Zuständigkeit  von  Bundesrat  und  Reichstag 
auch  bei  Staatsverträgen  sicherzustellen,  so  wäre  ein  zwar  be- 
kannter, aber  bisher  nie  gerade  nach  der  Richtung  hin  be- 
achteter Vorgang  bei  der  Entstehung  dieses  Artikels  ausser- 
ordentlich merkwürdig.  Wie  oft  betont  worden  ist,  fehlte  der 
auf  die  Zuständigkeit  der  beiden  Organe  bei  Staatsverträgen 
bezügliche  Absatz  noch  in  dem  preussischen  Entwurf  der 
Bundesverfassung  vom  15.  Dezember  1866,  der  den  Bevoll- 
mächtigten der  Norddeutschen  Regierungen  vorgelegt  wurde. 
Erst  die  Konferenz  dieser  Bevollmächtigten  fügte  dem  Art.  12 
des  preussischen  Entwurfs  einen  zweiten  Absatz  hinzu,  der  bei 
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Staatsverträgen  in  dem  jetzigen  Umfange  „zum  Abschluss  der 
Verträge  die  Zustimmung  des  Hundesrates  für  erforderlich44  er- 
klärte. An  den  Reichstag  dachte  keiner.  (Vcrgl.  Anlage  zu  dem 
2.  Protokoll  vom  28.  Januar  18(17,  in  den  Anlagen  zu  den  Sten. 
Ber.  üb.  d.  Verhdlgn.  d.  R.T.  d.  nordd.  B.  im  Jahre  1867,  Bd.  II, 
S.  20).  Seine  Mitwirkung  wurde  erst  durch  den  verfassungs- 
beratenden  Reichstag  verlangt  und  nach  dem  Antrage  Lette 
(1.  c.  S.  41  f.  Nu.  17)  dem  Art.  11  hinzugefügt.  Diese  Entstehung 
wäre  unbegreiflich,  wenn  man  die  Vertragsmitwirkung  beider 
Organe  nur  als  eine  solche  nach  Art,  f>  Rvf.  konstruieren  will. 
Hatten  die  Regierungsbevollmächtigterl  keine  andere  Absicht  als 
die  Kompetenzen  der  Gesetzgebung  gegenüber  dem  Präsidium 
sicherzustellen,  warum  sollte  dies  nur  beim  Bundesrate  not- 
wendig oder  auch  nur  nützlich  sein?  War  die  Möglichkeit  näher- 
liegend, dass  die  preussische  Krone  eher  die  Rechte  der  ver- 
bündeten Regierungen,  denn  die  der  Volksvertretung  nicht  beachten 
könnte?  Es  wäre  höchst  merkwürdig  gewesen,  nur  das  Recht  des 
Bundesrats  aus  Art,  5  im  elften  Artikel  anzuerkennen  —  das 
dort  bestimmte  des  Reichstags  aber  nicht.  Offenbar  wollten  aber 
die  Regierungsbevollmächtigten  eben  dem  Bundesrate,  und  nur 
ihm,  ein  weitergehendes  Recht  einräumen,  während  der  Reichstag 
nur  eine  sich  aus  Art.  5  ergebende,  auch  bei  Staatsverträgen 
natürlich  nicht  ausgeschlossene  Kompetenz  haben  sollte. 

Mindestens  für  den  Bunderat  bestätigt  daher  die  Entstehungs- 
geschichte die  natürliche  Interpretation  des  Art.  11:  soweit  seine 
Zuständigkeit  also  in  Frage  steht,  muss  für  die  Reichsverfassung 
das  völkerrechtliche  System  angenommen  werden. 

Für  die  Erkenntnis  der  Stellung  des  Reichstages  zu  den 
Staatsverträgen  werden  gewöhnlich  die  Vorgänge  in  der  25.  Sitzung 
des  norddeutschen  Reichstags  vom  2.  April  1807  (Sten.  Ber.  Bd.  I 
S.  ,')18)  verwertet:  es  handelte  sich  damals  um  die  Post-  und 
Telegraphenverträge  und  um  die  Zuffigung  eines  Hinweises  auf 
Art.  11  Abs.  2  der  Norddeutschen  Bundesverfassung  im  Art.  47 
(jetzt  50)  Abs.  2,  wie  der  Antrag  Erxleben-Francke  wollte. 
Gegen  diesen  Verweis  sprach  sich  der  Minister  von  Itzenplitz 
aus,  weil  dann  „die  Post-  und  Telegraphenverträge  vor  ihrer  Aus- 
führung dem  Reichstage  vorgelegt  werden  müssten,  weil  es  unaus- 
führbar sei,  sie  von  der  vorhergehenden  Genehmigung  des  Reichs- 
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tags  abhängig  zu  machen ;  nur  wenn  Geld  gegeben  werden  müsste, 
müsste  der  Reichstag  seine  Genehmigung  geben,  mfisste  der  Ver- 
trag vorher  vorgelegt  werden,  weil  es  ohne  Genehmigung  nicht 
möglich  wäre."  Darauf  erklärte  der  Abgeordnete  Lette,  auf 
dessen  Antrag  ja  die  Genehmigung  des  Reichstags  in  Art.  1 1 
Abs.  2  hinzugefügt  war,  er  habe  damit  „auch  nichts  Anderes  ge- 
meint, als  das,  was  in  der  preussischen  Verfassung  bestimmt  sei: 
schon  die  Fassung  weise  darauf  hin,  dass  es  nur  um  eine  nach- 
trägliche Vorlage  zu  tun  gewesen  sei;  es  sei  eine  andere  Fassung 
in  Bezug  auf  den  Reichstag,  als  auf  den  Bundesrat  gewählt." 

Aus  dieser  Diskussion  geht  m.  E.  nur  das  hervor,  dass  dem 
Minister  Itzenplitz  allein  der  Zeitpunkt  der  Vertragsvorlage  an 
den  Reichstag  am  Herzen  lag;  über  die  Bedeutung  der  Reichstag- 
mitwirkung für  den  völkerrechtlichen  Bestand  des  Vertrages  hat 
er  sich  gar  nicht  ausgesprochen.  Ebensowenig  hat  dies  aber  auch 
der  Abg.  Lette  getan;  auch  er  erklärt  nur,  dass  sein  Antrag  zu 
Art.  1 1  lediglich  eine  nachträgliche  Vorlage  im  Auge  gehabt  habe, 
ohne  die  Wirkung  der  Reichstagsgenehmigung  auf  die  völker- 
rechtliche Vertrags gültigkeit  zu  erörtern.  Darum  sagt  auch  sein 
Vergleich  mit  Preussen  nichts  Weiteres.  Er  hat  insbesondere 
dadurch  nicht  behauptet,  dass  in  Preussen  das  englische  System 
herrsche  und  dasselbe  auch  für  die  Mitwirkung  des  Reichstags 
massgebend  sein  sollte  —  eine  Behauptung,  die  auf  völligem 
Missverständnis  der  wahren,  bei  der  Entstehung  des  Art.  48 
deutlich  ausgesprochenen  Absichten  der  preussischen  Verfassung 
beruhen  würde,  eine  Interpretation,  die  keineswegs  durch  die 
damals  17  jährige  preussische  Staatspraxis  bestätigt  würde. 

Wird  sonach  die  natürliche  Interpretation  des  elften  Artikels 
der  Reichsverfassung  durch  die  Entstehungsgeschichte  geradezu 
bestätigt,  soweit  es  sich  um  den  Bundesr.it  handelt,  so  wird  sie 
hinsichtlich  des  Reichstags  nicht  widerlegt.  Bedenkt  man  ferner, 
dass  die  Unterscheidung  zwischen  Gültigkeit  des  Vertrages  gegen- 
über dem  anderen  Staate  und  der  Verbindlichkeit  seines  In- 
halts als  Gesetz  bei  der  Emanation  der  preussischen  Verfassung 
bereits  klar  erkannt  war,  so  kann  man  nicht  zweifeln,  dass  auch 
die  Bevollmächtigten  der  Regierungen  wie  der  Reichstag  die  Be- 
stimmung des  Art.  1 1  so  gemeint  haben,  wie  es  der  nächste 
Wortsinn  ist,  und  nicht  in  einem  nur  beim  Vorliegen  zwingendster 
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juristischer  Gründe  möglichen,  aus  den  Worten  selbst  durchaus 
nicht  herleitbaren  Sinne.  Die  Reiehsverfassung  kann  nur  dahin 
verstanden  werden,  dass  von  der  Einwilligung  der  beiden 
gesetzgebenden  Organe  die  völkerrechtliche  Existenz  der 
ihrer  bedürftigen  Verträge  abhängig  sein  soll,  dass  mithin  die 
Entscheidung  beider  Körperschaften  über  den  Vertrag  als  solchen 
durchaus  frei  ist,  dass  keine  Kompetenzeinscbränkung  für  sie  selbst 
durch  einen  vom  Kaiser  ratifizierten  Vertrag  erzeugt  wird.  Dass 
durch  die  Annahme  dieses  Systemes  an  sich  über  den  Zeitpunkt 
der  Vorlage  des  Vertrages  kein  Präjudiz  geschaffen  ist,  ist  im 
allgemeinen  Teile  zu  zeigen  versucht  worden. 

Dass  mit  der  Annahme  des  völkerrechtlichen  Systemes  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  die  Umwandlung  des  Vertragsinhalts  in  staats- 
rechtlich verbindlichen  Gesetzesinhalt  uno  actu  mit  der  Konsens- 
erteilung zu  dem  Vertrage  selbst  vor  sich  geht,  haben  ebenfalls 
die  allgemeinen  theoretischen  Ausführungen  ergeben.  Auch  für 
das  deutsche  Reich  ist  die  Form  des  Ausführungsgesetzes  nur 
eine  vereinzelte  Erscheinung ,  meist  bei  strafrechtlichen  Be- 
stimmungen, wie  z.  B.  das  Gesetz  zur  Ausführung  des  inter- 
nationalen Vertrages  zum  Schutze  der  unterseeischen  Telegraphen- 
kabel (vom  14.  März  1884)  vom  21.  Nov.  1887  (R.G.B.  I88S, 
S.  lti!)),  das  Gesetz  zur  Unterdrückung  des  Branntweinhandels  auf 
der  Nordsee  (R.G.B.  18!) 4,  S.  151)  u.  A. 

Dass  indessen  die  theoretische  Scheidung  des  einheitlichen 
Aktes  der  Beschlussfassung  von  Bundesrat  und  Reichstag,  wie  auch 
der  Landtage  in  Genehmigung  des  Vertrages  und  Gesetzesbeschluss 
durchaus  berechtigt  ist.  lehrt  gerade  das  Reichsrecht.  Denn 
während  in  den  Einzelstaaten  der  Landesfürst  zugleich  das  Rati- 
fikationsrecht des  Vertrages  wie  die  Sanktion  des  Vertragsgesetzes 
hat,  hat  im  Reiche  das  Recht.  Gesetze  zu  sanktionieren,  der  Bundes- 
rat. Trotz  der  oben  geschilderten  praktischen  Vereinigung  der 
verschieden  bedeutsamen  Tätigkeiten  beider  Organe  wird  nun 
natürlich  an  den  Erfordernissen  für  das  Zustandekommen  eines 
Reichsgesetzes  nichts  geändert1):  während  daher  die  nach  Art.  11 

*)  Es  gelten  daher,  soweit  es  sieh  um  die  Erzeugung  des  dem  Vortrage 
entsprechenden  Gesetzes  handelt,  alle  Nonnen  für  Gesetze.  In  dieser  Beziehung 
kann  auf  die  Ausführungen  L  a  b  a  n  d  s,  Stuatsr.  4.  A.  Bd.  II,  S.  145  f.  (§  62) 
verwiesen  werden,  wo  auch  die  tatsächlichen  Modifikationen,  so  insbesondere 
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Abs.  3  erfolgende  Beschlussfassung  über  den  Vertrag,  soweit  sie 
nur  Vertragsgenehmigung  ist,  genügt,  um  den  Kaiser  in  den 
Stand  zu  setzen,  unbedenklich  den  Vertrag  zu  ratifizieren,  ist  es 
noch  nötig,  dass  ein  weiterer  Beschluss  des  Bundesrats  gemäss 
Art.  7  Ziff.  1  Rvf.  hinzukommt,  um  die  Sanktion  des  Vertrags- 
gesetzes zu  erzeugen.  Der  erste  Beschluss  des  Bundesrats  —  der 
zugleich  dem  Vertragsschlnsse  zustimmt  —  ist  also  für  das  Ver- 
tragsgesetz nur  das  Stadium  des  Art.  5. 

Man  hat  das  Erfordernis  dieses  zweiten  Beschlusses  häufig 
übersehen,  weil  man  nicht  zu  Ende  dachte  und  sich  mit  der  Fest- 
stellung begnügte,  ob  die  Zustimmung  des  Bundesrats  und  des 
Reichstags  nur  für  den  Befolgungsbefehl  nötig  wäre  oder  nicht. 
Das  hatte  zur  Folge,  dass  die  Ansicht  entstand:  der  ganze  Ge- 
setzgebungsprozess  sei  bei  der  Entstehung  des  Vertragsgesetzes 
ganz  anders  geartet,  als  bei  gewöhnlichen  Gesetzen. 

So  entstand  die  Lehre:  hier  habe  nicht  der  Bundesrat  die 
Sanktion  des  Gesetzes,  sondern  der  Kaiser 1).  Der  ganze  Schwer- 
punkt der  Reichsgesetzgebung  erfährt  nach  ihr  für  diese  Gesetzesart 
eine  Verschiebung.  Begründet  wurde  das  damit,  dass  dem  Kaiser  die 
Entscheidung  über  das  Zustandekommen  des  Vertragsgesetzes  in 
die  Hand  gegeben  sei;  denn  wolle  er  das  Vertragsgesetz  nicht,  so 
liege  es  in  seiner  Gewalt,  den  selbst  von  Bundesrat  und  Reichstag 
konsentierten  Vertrag  nicht  abzuschliessen. 

Der  Fehler  dieser  Ansicht  liegt  darin,  dass  sie  den  tat- 
sächlichen Verhältnissen  einen  falschen  juristischen  Ausdruck 
zu  verleihen   sucht.    Freilich  —  das  ist  ihr  zuzugeben,  dass 


der  Ausschluss  des  Initiativrechts  der  gesetzgebenden  Körperschaften  und  die 
Unmöglichkeit  des  preussischen  Widerspruchs  gegen  ein  Vertragsgesetz  aus 
Art.  5  Abs.  2  and  Art.  35  Rvf.  erörtert  sind.  Soweit  Staatsverträge  Ver- 
fassungsänderungen 7.ar  Folge  haben,  inuss  naturlich  Art.  78  Rvf.  beachtet 
sein.  Soweit  Sonderrechte  der  Bundesstaaten  in  Frage  stehen,  ist  das  Reich 
zur  Vertragsschlicssung  nicht  kompetent,  z.  It.  in  dem  von  L  a  b  a  n  d  1.  c. 
S.  150,  Anm.  2  mitgeteilten  Falle  des  Vertrages  mit  Italien  1874  wegen 
Verzicht  auf  die  Beibringung  von  Trauerlaubnisscbeincn,  es  sei  denn,  dass 
der  Bundesstaat  ausdrücklich  dein  Vertrage  zustimmt. 

*)  Zorn,  Zeitschr.  f.  ges.  Staatswissensehaft  3f>.  Jahrgang,  (1880), 
S.  25  f.;  Staatsrecht  d.  deutschen  Reichs  Band  II,  1.  Aufl.  (1883)  S.  429  f.; 
anders  2.  Aufl.  S.  50G  Anm.  23;  Heilborn,  Archiv  f.  öffentl.  Recht,  Bd.  XII 
S.  143  f.;  dagegen  Jellinek,  Staatenverträge  (1880)  S.  55. 
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tatsachlich  aus  dem  angegebenen  Grunde  der  Kaiser  in  der  Lage 
ist,  das  Zustandekommen  des  Vertragsgesetzes  zu  verhindern,  ohne 
das  Recht  zu  verletzen,  während  bei  gewöhnlichen  Gesetzen  dies 
rechtlich  nicht  erlaubt  ist.  Insofern  ist  tatsächlich  dem  Kaiser 
eine  grössere  Machtsphäre  gegeben.  Doch  ist  es  falsch,  hieraus 
rechtliche  Schlüsse  zu  ziehen;  nichts  spricht  dafür,  deswegen  die 
ganze  Konstruktion  der  Reichsgesetzgebung  abzuändern.  Man 
muss  bedenken,  dass  „Entscheidung  über  die  Existenz"  auch  nicht 
mit  „Sanktion"  identisch  ist:  Sanktion  ist  vor  allem  positiv 
Erlass  des  Gesetzbefehls  und  nur  die  Konsequenz  hiervon  ist  die 
Entscheidung  über  das  Zustandekommen.  Nur  um  ein  tatsäch- 
liches, nicht  einmal  ein  rechtliches  Veto  kann  es  sich  handeln, 
nicht  um  kaiserliche  Sanktion.  Die  Tätigkeit  des  Kaisers  ist  auch 
hier,  soweit  es  sich  um  das  Veitragsgesetz  handelt  nur  die  in 
Art,  17  der  Reichsverfassung  geregelte  und  für  ihn  eine  Rechts- 
pflicht, kein  Belieben. 

Natürlich  bedeutet  die  von  Reichstag  und  Bundesrat  gemäss 
Art.  5  erteilte,  mit  der  Vertragsgenehmigung  nach  Art.  Ii  ver- 
einigte Zustimmung  zu  dem  Vertragsgesetze,  selbst  die  Sanktion 
des  Bundesrates  nicht,  dass  der  Kaiser  nun  den  Vertrag  schliessen 
und  das  Vertragsgesetz  auf  alle  Fälle  verkündigen  müsste:  das 
letzte  hat  ja  nur  dann  Sinn,  wenn  der  Vertrag  wirklich  ratifiziert 
wird.  Man  muss  daher  mit  Laband  sagen,  dass  die  Einwilligung 
der  beiden  Organe  zum  Vertragsgesetze  nur  bedingt  erteilt  ist, 
nämlich  nur  für  den  Fall,  dass  der  Vertrag  wirklich  zustande 
kommt1).  Aus  der  Praxis  des  Reichs  gehören  hierher  die  Über- 
einkunft mit  den  Niederlanden  vorn  Vi.  Mai  1884  zum  gegen- 
seitigen Schutz  der  Rechte  an  Werken  der  Litteratur  und  Kunst*) 
und  die  Übereinkunft  zwischen  dem  Reiche  und  dem  Königreiche 
Siam  betretend  den  Handel  mit  geistigen  Getränken  in  Siam  vom 
1*2.  März  1NS4S),  die  beide   vom  Reichstage   und  Bundesrate  ge- 


l)  Staatsr.  <1.  Atsch.  Reichs  im  Hamlbuche  des  ÖflVntl.  Hechts  II  1, 
(2.  Aufl.,  1884)  S.  116. 

2;  Stcn.  Her.  «1.  Reichst  IV.  Soss.  1884  S.  781,  847.  34.  n.  3G.  Sitzg. 
v.  17.  u   19.  Juni,  (Druckt).  Nr.  12G). 

»)  Sten.  Ber.  1.  c.  8.  104i>,  1162,  42.  u.  14.  Sitzg.  v.  26.  u.  28  Juni, 
(Drucks.  Nr.  170). 
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nehmigt  und  auch  nach  Art.  5  Rvf.  angenommen  worden  waren, 
ohne  ratifiziert  zu  werden. 

Muss  so  daran  festgehalten  werden,  dass  die  Sanktion  des 
Vertragsgesetzes,  gerade  wie  die  eines  Ausfuhrungsgesetzes  zum 
Vertrage  unverändert  Sache  des  Bundesrates  ist,  so  ist  allerdings 
doch  hier  zu  betonen,  dass  das  Sanktionsrecht  des  Bundesrats  bei 
diesen  Gesetzen  eine  Einschränkung  erfuhrt.  Haben  nämlich  die 
beiden  Gesetzesorgane  den  Vertrag  genehmigt  —  gemäss  Art.  11 
Abs.  3  Rvf.  —  so  ist  mit  der  tiur  noch  vom  Kaiser  abhängigen 
Ratifikation  der  Vertrag  perfekt,  damit  zugleich  aber  auch  die  auf 
den  Staat  übernommene  Verpflichtung  fest  begründet.  Der  Erlass 
des  dem  Vertrage  entsprechenden  Gesetzes  ist  dann  nach  dem 
früher  Gesagten  nicht  mehr  ins  Belieben  der  Reichsgesetzgebungs- 
körper gestellt.  Daraus  folgt  nicht  bloss  für  den  Erlass  von  Aus- 
führungsgesetzen eine  Zuständigkeitseinschränkung  des  Bundesrats 
und  des  Reichstages  gegenüber  den  ihnen  nach  Art.  5  eingeräumten 
Rechten,  sondern  auch  bei  Anwendung  der  Vertragsgesetzform,  bei 
der  die  Beschlüsse  aus  Art.  5  mit  denen  aus  Art.  1 1  verschmelzen, 
eine  Sanktionspflicht  des  Bundesrates  —  d.  h.  eine  Koinpeteuz- 
minderung  bezüglich  des  auf  Art.  7  begründeten  Beschlusses. 
Natürlich  ist  das  keine  Aufhebung  der  Zuständigkeit.  Der  Bundes- 
rat könnte  z.  B.  seine  Sanktion  verweigern,  wenn  er  inzwischen 
zu  der  Ansicht  gelangt,  dass  statt  des  Vertragsgesetzes  besser  ein 
Ausführungsgesetz  gemacht  würde,  oder  dass  der  zur  Ausführung 
eines  Vertrages  geforderte  Betrag  zu  hoch  sei,  dass  eine  Reichs- 
verpflichtung nicht  vorliege,  weil  das  Reith  zur  Abschliessung 
eines  solchen  Vertrages  nicht  kompetent  sei.  Besteht  aber  eine 
Bindung  des  Reiches,  so  steht  die  Sanktion  selbst  nicht  mehr  im 
Belieben  des  Bundesrates.  Der  Kaiser  kann  also  unbedenklich 
nach  der  gemäss  Art.  1 1  erfolgten  Vertragsgenehmigung  den  Ver- 
trag selbst  ohne  Rücksicht  auf  die  Sanktion  durch  den  Bundesrat 
ratifizieren,  für  den  Vertragsbestand  ist  gleichgültig,  in  welchem 
Sinne  der  zweite  Bundesratsbeschluss  ausfällt. 

Es  ist  ferner  noch  auf  das  Verhältnis  einzugehen,  das 
zwischen  dem  Beschlüsse  von  Bundesrat  und  Reichstag  nach 
Art.  11  und  der  Willenserklärung  des  Kaisers  besteht.  Manchen 
Schriftstellern  ist  es  bedenklich  erschienen,  dass  der  Kaiser  die 
eigentliche  Vertragserklärung  abgibt,  während  die  Beschlüsse  des 
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Bundesrats  und  des  Reichstags  zwar  sich  gar  nicht  an  den  fremden 
Staat  richten,  aber  für  die  völkerrechtliche  Gültigkeit  des  Staats- 
vertrags doch  von  Bedeutung  sind. 

Warum  dieses  möglich  ist,  ist  an  anderer  Stelle  gezeigt;  hier 
interessieren  nur  die  zahlreichen  Versuche,  das  daraus  sich  ergebende 
Verhältnis  von  Bundesrat  und  Reichstag  zum  Kaiser  juristisch  zu 
konstruieren,  d.  h.  auf  einen  allgemeineren  Rechtsbegriff  zurück- 
zuführen. Die  Versuche  kommen  natürlich  auch  für  die  einzel- 
staatlichen Gesetze  in  Betracht,  sind  aber  wesentlich  für  das  Reiehs- 
recht  unternommen,  und  daher  haben  sie  hier  ihren  Platz  gefunden. 

So  hat  man  dieses  Verhältnis  darauf  zurückzuführen  gesucht1), 
dass  der  Kaiser  als  Stellvertreter  des  Bundesrats  handele.  Dies 
steht  indes  —  abgesehen  davon,  dass  der  Reichstag  ganz  aus- 
fällt —  im  Widerspruch  mit  der  Reichs  Verfassung.  Der  Kaiser 
ist  gar  nicht  Mitglied  oder  Vorsitzender  des  Bundesrats,  es  kann 
sich  also  gar  nicht  um  organische  Stellvertretung  handeln;  es  ist  aber 
auch  kein  besonderes  Vollmachtsverhältnis  nachweisbar,  mithin 
natürliche  Stellvertretung  ausgeschlossen. 

Man  ist  zweitens  davon  ausgegangen,  dass  jedes  Rechtsgeschäft 
eine  Form  und  einen  Inhalt  habe.  Im  vorliegenden  Falle  würde 
die  Form  durch  die  Erklärung  des  Kaisers  erzeugt,  während  die 
materiellen  Wirkungen  des  Rechst  geschäfts  von  der  conditio  iuris 
der  Einwilligung  von  Bundesrat  und  Reichstag  abhängig  wären3). 

Hieran  ist  soviel  richtig,  dass  der  Kaiser  in  der  Tat  allein 
formell  den  Vertrag  durch  Ratifikation  abschliesst.  Allein  auch 
die  materiellen  Wirkungen  hängen  von  seinem  Entschlüsse  ab, 
wie  ja  die  Vertragsratifikation  trotz  Genehmigung  des  Vertrages 
durch  die  beiden  anderen  Organe  in  sein  Belieben  gestellt  ist. 
Und  überhaupt  ist  es  äusserst  schwierig,  wie  z.  B.  Seligmann 
selbst  zugibt,  Form  und  Inhalt  von  einander  zu  trennen.  Dazu 
kommt  endlieh,  dass  diese  schwierige  Terminologie  neben  den  un- 
klaren Begriff  Giftigkeit,  der  Völker-  wie  staatsrechtliche  Verbindlich- 
keit bezeichnen  kann,  treten  soll.  Auch  die  Folgen,  die  Seligmann 
aus  seiner  Konstruktion  des  Verhältnisses  zieht,  sind  unannehmbar: 

>)  Gorius  1874  S.  772:  1875  S.  537-543;  Probst  S.  300.  Dagegen 
Heilborn  XII,  S.  149  f. 

«)  Gorius  1874  S.  772;  1875,  S,  537  f.;  Probst  S.  302,  310:  Selig- 
mann S.  168  f.:  148:  204. 
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die  Form  des  Vertrages  soll  in  Ewigkeit  fortbestehen,  auch  wenn 
seine  materiellen  Wirkungen  nie  verwahrheitet  werden,  weil  Bundes- 
rat und  Reichstag  ihre  Einwilligung  versagt  haben. 

Diese  Schwierigkeiten  sind  alle  unnütz.  Nach  bürgerlichem 
Recht  schliesst  formell  z.  B.  die  Ehefrau  den  Vertrag,  den  der  Mann 
zu  genehmigen  hat,  ohne  dass  jemand  sagen  würde:  die  materiellen 
Wirkungen  hängen  von  der  Genehmigung  des  Mannes  ausschliesslich 
ab.  Oder  besteht  etwa  der  von  der  Frau  allein  abgeschlossene 
Vertrag  ins  Unendliche  formell  fort,  wenn  der  Mann  seine  Ge- 
nehmigung verweigert  hat  (§  1396  Bürgerl.  Ges.-B.)? 

Über  den  Zeitpunkt,  in  dem  den  gesetzgebenden  Reichs- 
organen der  Vertrag  zur  Genehmigung  vorzulegen  ist,  enthält 
Art.  11  Abs.  3,  wie  sich  aus  der  oben  zitierten  Entstehungs- 
geschichte der  Reichsverfassung  ergibt,  positive  Vorschriften.  Nach 
den  Erklärungen  des  Abgeordneten  Lette,  auf  dessen  Veranlassung 
das  Erfordernis  der  Reichstagsgenehmigung  aufgestellt  worden  ist, 
hat  man  eine  abweichende  Fassung  für  den  Reichstag  gewählt, 
weil  ihm  gegenüber  es  nur  um  eine  nachträgliche  Vorlage  zu 
tun  gewesen  sei.  Und  in  der  Tat  stimmt  zu  diesem  Ausspruche 
die  Fassung  des  Art.  11.  „Zustimmung  zum  Abschlüsse"  kann  nur 
bedeuten,  dass  schon  zur  Ratifikation  des  Vertrages  durch  den 
Kaiser  der  Bundesrat  seine  Einwilligung  erteilt  haben  muss;  sie 
geht  also  kraft  positiven  Rechtssatzes  dem  formellen  Vertrags- 
schlusse  voraus,  und  der  Kaiser  hat  die  verfassungsmässige  Pflicht, 
dem  Bundesrate  bereits  den  blossen  Vertragsentwurf  vorzulegen. 

Demgegenüber  drücken  die  Worte  „Genehmigung  zur  Gültig- 
keit" zwar  aus,  zu  welchem  Erfolge  die  Mitwirkung  des  Reichs- 
tages nötig  ist,  sie  sind  aber  in  zeitlicher  Beziehung  durchaus 
farblos,  eine  Rech tspflicht  des  Kaisers  zu  vorheriger  Vorlage  kann 
aus  ihnen  in  Übereinstimmung  mit  Lette  nicht  entnommen  werden. 

Von  dem  eben  entfalteten  Inhalte  des  Gesetzes,  von  den  dort 
geschaffenen  Möglichkeiten  und  Pflichten  hat  man  die  Praxis  zu 
trennen.  Hier  kann  es  vorkommen,  dass  der  Bundesrat  damit  ein- 
verstanden ist,  dass  ihm  der  Kaiser  erst  nach  Ratifikation  des 
Vertrages  eine  Vorlage  macht,  obwohl  in  Art.  1 1  Abs.  3  dem  Kaiser 
eine  vorherige  Vorlage  zur  Pflicht  gemacht  ist.  Sollte  darum  der 
Vertrag  nicht  verbindlich  sein?  Volenti  non  fit  iniuria  kann  mau 
wohl  auch  hier  sageu. 

Kiess,  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  5 
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Umgekehrt  lässt  sich  eine  dahin  gehende  Praxis  konstatieren, 
dass  gewöhnlich  —  mit  ganz  vereinzelten  sogleich  zu  erörternden 
Ausnahmen  —  auch  dem  Reichstage  ohne  entsprechende  Rechts- 
pflicht der  Vertrag  bereits  vor  der  Ratifikation  zur  Beitrittser- 
klärung vorgelegt  wird. 

Dass  dem  Bundesrate  in  Abweichung  von  der  üblichen  Praxis 
erst  nach  der  Vertragsratifikation  der  Vertrag  vorgelegt  worden, 
ist  zwar  vorgekommen;  wenn  es  aber  einmal  nicht  möglich  war, 
den  Bundesrat  als  solchen  zu  hören,  so  hatte  man  sich  doch  der 
Zustimmung  der  verbündeten  Regierungen  versichert.  Dagegen 
ist  mehrfach  dem  Reichstag  erst  nach  erfolgter  Ratifikation  der 
Vertrag  zur  Genehmigung  und  zur  nachträglichen  Billigung  der 
provisorischen  Inkraftsetzung  der  Vertragsbestimmungen  vorgelegt 
worden.  Soweit  mir  solche  Fälle  bekannt  geworden,  sind  sie  in 
der  nebenstehenden  Tabelle  der  leichteren  Übersicht  wegen  zu- 
sammengestellt. 

Allen  diesen  Fällen  —  bis  auf  den  über  die  Zulassung  der 
Grenzmedizinalpersonen  mit  Belgien  —  ist  es  gemeinsam,  dass 
der  Termin  für  das  Inkrafttreten  dieser  Verträge  sehr  nahe  ihrem 
Abschlüsse  festgesetzt  worden  ist,  sodass  eine  vorherige  Vorlage 
an  den  Reichstag  nicht  möglich  war,  ja  dass  sogar  die  Aus- 
führung der  Verträge  zunächst  ohne  die  notwendige  Beteiligung 
des  Gesetzgebungsapparates  geschah.  Zum  Teil,  so  bei  dem  Über- 
einkommen mit  Spanien  von  1883  und  dem  mit  demselben  Staate 
geschlossenen  Abkommen  von  1893  handelt  es  sich  überhaupt  nur 
um  provisorische  Konventionen.  Übrigens  bieten  gerade  die 
Handelsbeziehungen  des  deutschen  Reiches  zu  Spanien  eine  Fülle 
von  Unregelmässigkeiten,  die  hier  einmal  zusammengestellt  sein 
mögen:  man  erinnere  sich  nur  an  den  bereits  in  anderem  Zu- 
sammenhange genannten,  an  dem  Widerstand  der  Cortes  ge- 
scheiterten Handelsvertrag  vom  8.  August  18i>3,  der  bereits  vom 
Bundesrat  und  Reichstag  verabschiedet  war,  ferner  an  das  Gesetz 
vom  17.  März  1894  (K.  G.  Bl.  S.  323)  über  die  Verlängerung  des 
deutsch-spanischen  Handelsprovisoriums,  an  den  Notenwechsel  bei 
Gelegenheit  des  Abkommens  über  die  Abtretung  der  Inseln  im 
Stillen  Ozean  vom  12.  Februar  181)5»  (H.  G.  Bl.  S.  335),  worin 
sich  die  deutsehe  Regierung  verpflichtet,  beim  Bundesrat  und 
Reichstag  vor  der  Ratifikation  des  Abkommens  die  Ermächtigung 
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zur  Gewährung  des  Rechtes  der  meistbegünstigten  Nation  an 
Spanien  nachzusuchen. 

In  dem  Falle  der  Konvention  mit  Belgien,  die  erst  10  Jahre 
später  bei  Gelegenheit  der  analogen  Übereinkunft  mit  Österreich 
vom  30.  Sept.  1882  (B.  G.  Bl.  1883  S.  39)  dem  Reichstage  vor- 
gelegt wurde,  handelt  es  sich  um  eine  Frage,  die  mit  dem  Ver- 
tragsgegenstande zusammenhängt  und  daher  weiter  unten  noch 
berührt  werden  soll  (S.  72). 

Die  juristisch  wichtigen  Momente  in  den  geschilderten  Vor- 
gängen sind  die  nachträgliche  Vorlage,  nachdem  also  die 
formelle  Vertragserklärung  bereits  abgegeben  ist,  und  die  vor  der 
legislativen  Behandlung  erfolgte  Inkraftsetzung  der  Verträge. 

In  der  ersten  Richtung  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  eine 
nachträgliche  Vorlage  der  Verträge  ja  keineswegs  ein  rechtlicher 
Verstoss  ist,  weder  mit  dem  von  dem  Reichsrecht  angenommenen 
Systeme  unvereinbar,  noch  durch  positive  Norm  ausgeschlossen 
ist.  Der  Schluss,  der  etwa  aus  der  nachträglichen  Vorlage  dieser 
Verträge  auf  das  System  gezogen  wird,  ist  in  nichts  gerechtfertigt. 
Unaufgeklärt  bleibt  allerdings  der  Wert  der  Ratifikation,  die  ohne 
die  verfassungsmässige  Genehmigung  erfolgt  ist,  auch  in  den  an- 
gegebenen Fällen.  Denn  da  der  Reichstag  stets  alles  gut  ge- 
heissen  hat,  so  ist  der  Fluss  der  Ereignisse  nicht  mehr  gehemmt 
worden.  Nur  wenn  der  Reichstag  die  nachträgliche  Vorlage  ver- 
worfen hätte,  wäre  unserem  Blick  die  Bedeutung  einer  solchen 
Ratifikation  wie  der  Genehmigung  des  Reichsparlaments  im  Sinne 
des  einen  oder  des  anderen  Systemes  gewissermassen  experi- 
mentell dargetan  worden. 

Was  zweitens  die  vorherige  Inkraftsetzung  der  Verträge 
ohne  legislative  Mitwirkung  anlangt,  so  bleibt  auch  diese  Unregel- 
mässigkeit zunächst  einmal  innerhalb  des  Systems,  das  für  die 
Reichsverfassung  behauptet  wird.  Denn  warum  sollte  es  nicht 
möglich  sein,  einer  noch  nicht  bestehenden  Pflicht,  deren  recht- 
liche Begründung  man  aber  als  sicher  annimmt,  bereits  ent- 
sprechend zu  handeln?  Dass  der  Vertrag  vor  der  Genehmigung 
durch  den  Reichstag  nicht  bloss  ratifiziert,  sondern  sogar  aus- 
geführt wird,  rechtfertigt  noch  nicht  den  Schluss,  dass  der  Ver- 
trag vollkommen  perfekt  auch  ohne  Genehmigung  durch  die 
Volksvertretung  wäre.    Soweit  es  sich  nur  um  die  Möglichkeit 
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einer  vor  der  parlamentarischen  Billigung  erfolgenden  Inkraft- 
setzung des  Vertragsinhalts  im  allgemeinen  handelt,  liegt  zwar 
eine  Abweichung  von  der  regelmässigen  Praxis,  jedoch  keine  gegen 
das  völkerrechtliche  System  sprechende  Tatsache  vor.  Komplizierter 
liegt  die  Sache  insofern,  als  die  Inkraftsetzung  in  den  genannten 
Fallen  auf  nicht  verfassungsmässige  Weise  —  durch  den  Reichs- 
kanzler statt  im  Gesetzeswege  —  erfolgt  ist.  Notverordnungen 
nach  Analogie  des  Art.  63  preuss.  Verf.  kennt  ja  das  Reich  als 
verfassungsmässige  Institution  nicht.  Für  diese  Unregelmässig- 
keiten hat  aber  der  Reichstag  dem  Kanzler,  sei  es  durch  einfache 
nachträgliche  Genehmigung  des  Vertrags,  sei  es  ausdrücklich,  wie 
in  dem  Gesetz  vom  10.  Sept.  1883  bei  dem  Handelsvertrag  mit 
Spanien,  sei  es  stillschweigend  wie  bei  dem  Abkommen  mit 
Spanien  vom  30.  Dez.  1893  (R.  G.  Bl.  1894  S.  109)  „Indemnität" 
erteilt.  Dass  sich  diese  Entlastungen  nur  auf  die  „ Anordnungen a, 
die  vom  Reichskanzler  getroffen  sind,  beziehen,  ist  darin  begründet, 
dass  mit  der  nachträglichen  Vertragsvorlage  zwecks  Erteilung  der 
Genehmigung  keine  Pflicht  verletzt  war. 

So  aufgefasst  lehren  auch  diese  Fälle  nur  etwas  über  den 
Zeitpunkt,  in  dem  die  Vorlage  von  Staatsverträgen  an  die  gesetz- 
gebenden Organe  juristisch  möglich  ist,  sie  können  nicht  —  wie 
dies  vielfach  geschieht  —  als  Symptom  für  das  englische  oder 
das  andere  System  bezeichnet  werden.  Die  einzige  Unregel- 
mässigkeit dabei,  die  nicht  bloss  in  einer  Abweichung  von  dem 
sonst  Üblichen,  sondern  auch  von  den  Verfassungsvorschriften 
besteht  —  die  vorherige,  einseitige  Inkraftsetzung  durch  die 
Staatsregierung  —  ist  vom  Standpunkte  beider  Systeme  als  solche 
anzusehen. 

Die  Abgrenzung  derjenigen  Vertragsklassen,  welche 
der  Mitwirkung  der  beiden  Gesetzgebungsorgane  unterworfen  sein 
sollen,  ist  in  Art.  11  Abs.  3  an  sich  einfacher  und  zweckent- 
sprechender als  z.  B.  in  der  preussischen  Verfassung  geschehen. 
Überblickt  man  die  Gruppen  der  deutschen  Verfassungen,  so  ge- 
hört das  Reich  in  eine  Reihe  etwa  mit  Oldenburg  und  den 
drei  Republiken,  die  ja  alle  diejenigen  Verträge  zu  dem  legislativen 
Wirkungskreise  rechnen,  über  deren  Gegenstand  dem  Landesfürsten 
bezw.  dem  Senat  keine  einseitige  Verfügungsmacht  zusteht.  Allerdings 
ist  die  Fassung  des  Art.  1 1  Abs.  3  durch  den  unnötigen  Hinweis  auf 
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Art.  4  Rvf.  etwas  verdunkelt,  der  wohl  nur  auf  die  allgemeine 
Kompetenzverteilung  zwischen  Reich  und  Einzelstaaten,  wie  sie 
allerdings  besonders  Art.  4  vornimmt,  als  auch  für  die  Staats- 
verträge gültig  hinweisen  sollte;  aber  im  übrigen  bietet  die  Vor- 
schrift zu  Zweifeln  über  den  Umfang  der  Mitwirkung  keinen 
Anlass. 

Dass  es  trotz  des  Verweises  auf  Art.  4  Rvf.  nicht  angängig 
ist,  nur  die  gerade  in  diesem  Artikel  genannten  Gegenstände  der 
Behandlung  gemäss  Art.  H  zu  unterwerfen l),  —  schon  mit 
Rücksicht  namentlich  auf  Art.  78  —  ist  oft  genug  gezeigt.  Noch 
verfehlter  ist  es  natürlich,  die  in  Art.  4  enthaltene  Kompetenz- 
verteilung in  der  Weise  in  Art,  11  hineinzutragen,  dass  nur  bei 
Verträgen  mit  einem  innerhalb  der  Reichskompetenz  bleibenden 
Inhalte  die  Mitwirkung  der  Gesetzgebungsfaktoren  geboten  sei  — 
nicht  bei  Verträgen  des  Kaisers,  deren  Gegenstand  ausserhalb  der 
Reichskompetenz  liege2).  Denn  die  Zuständigkeit  des  Reiches 
und  des  Kaisers  ist  auch  für  Verträge  nicht  absolut,  sondern  nur 
innerhalb  und  nach  Massgabe  der  sonstigen  Kompetenzverteilung 
zwischen  Reich  und  Einzelstaaten  anzuerkennen.  Erste  Voraus- 
setzung für  die  Mitwirkung  des  Bundesrais  und  dos  Reichstags 
bei  Staatsverträgen  ist  daher  auch  hier,  dass  das  Reich  über- 
haupt zuständig  ist5).  Innerhalb  dieser  Reichskompetenz  gibt 
dann  Art.  11  das  ausschlaggebende  Kriterium  für  die  Kompetenz 
der  beiden  Körperschaften  dadurch  an,  dass  alle  Verträge, 
deren  „Gegenstand  in  den  Bereich  der  Reichsgesetz- 
gebung gehört",  der  Zustimmung  und  Genehmigung  beider 
Organe  unterliegen  sollen. 

Eine  doppelte  Erwägung  knüpft  sich  an  diese  Worte: 
I.  Um  zunächst  klar  zu  stellen,  was  unter  dem  „Gegenstande 
eines  Vertrages"  gemeint  ist,  sollen  die  Artikel  4  und  48  Rvf. 
zum  Vergleiche  herangezogen  werden.  Das  Gesetz  unterscheidet 
in  diesen  Artikeln  zwischen  Angelegenheiten  und  Gegen- 
ständen der  Gesetzgebung.    Der  Zusammenhang  der  angezogenen 


»)  So  Hiersemenzel  (vergl.  Probst  S.  283);  GoHub  1875,  S.  547. 
»)  Mohl,  S.  303:  Gorius  1874,  S.  771. 

•)  Laband,  Bd.  II  S.  155  f.  63)  und  Probst  S.  243  f.  geben  eine 
eingehende  Darstellung  der  Bedeutung  dieser  Kompetenzverteilung  für  die 
Yertragszuständigkeit. 
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Stellen  lehrt  nun,  dass  mit  „Angelegenheiten"  ganze  Kreise  von 
Staatsaufgaben  —  die  gar  nicht  nach  juristischen  Gesichtspunkten 
gegeneinander  abgegrenzt  sind  —  gemeint  sind:  Post-  und 
Telegraphenwesen,  Eisenbahn-  und  Zollwesen  sind  solche  „An- 
gelegenheiten". Wenn  gesagt  wird,  diese  Angelegenheiten  unter- 
liegen der  Reichsgesetzgebung,  so  heisst  das  nicht,  dass  nun  z.  B. 
das  gesarate  Postwesen  in  Gesetzesform  erledigt  werden  müsste. 
Nur  die  Möglichkeit,  daraufbezügliche  Reichsgesetze  zu  erlassen, 
wird  dadurch  geschaffen. 

Eine  ganz  andere  Bedeutung  kommt  dem  Worte  „Gegenstand" 
zu.  Hierunter  ist  die  einzelne,  die  konkrete  Frage  zu  verstehen, 
z.  B.  das  Postanweisungswesen,  Zeitungsbezug,  Eisenbahnfracht- 
wesen, Branntweinhandelverbot,  Zulassung  von  Medizinalpersonen, 
die  im  Gesetz  oder  im  Vertrag  geordnet  werden  soll.  So  spricht 
Art.  48  Abs.  2  davon,  dass  „die  Gesetzgebung  des  Reiches  in 
Telegraphen-  und  Postangelegenheiten  sich  nicht  auf  die- 
jenigen Gegenstände  erstrecke,  deren  Regelung  der 

reglementarischen  Festsetzung  überlassen  sei".    In  der 

Tat  kann  sich  auch  nur  nach  dem  besonderen  Inhalte  der  ein- 
zelnen Frage  bemessen  lassen,  ob  sie  in  Gesetzesform  zu  er- 
ledigen ist. 

Dass  der  ganze  Vertragsinhalt  auch  verschieden  zu  quali- 
fizierende  Gegenstände  regeln  kann,  ist  natürlich.  Uber  die 
juristische  Bedeutung  solcher  Unterschiede  im  Vertragsinhalte  für 
die  Tätigkeit  von  Bundesrat  und  Reichstag  ist  an  anderer  Stelle 
bereits  das  Nötige  gesagt. 

II.  Durch  die  Aufstellung  des  Grundsatzes,  dass  nur  die- 
jenigen Verträge  in  der  Form  des  Art.  1 1  zu  erledigen  sind,  deren 
Gegenstände  in  den  Bereich  der  Gesetzgebung  gehören,  erklärt 
die  Verfassung,  dass  die  Grundsätze,  die  für  die  Behandlung 
einer  Frage  in  Gesetzesform  massgebend  sind,  auch  für  die  An- 
wendung der  Vertragsform  aus  Art.  11  Abs.  1  „entsprechende 
Anwendung"  finden  sollen. 

a)  In  erster  Linie  ist  demnach  der  Fundamentalsatz  des 
ganzen  konstitutionellen  Staatsrechts  heranzuziehen,  wonach  jedes 
materielle  Gesetz  zugleich  ein  formelles  sein  soll.  Für  unsere 
Frage  ergibt  sich  aus  ihm  im  Verein  mit  Art.  11  Rvf.,  dass  die 
vertragsmässige,  internationale  Vereinbarung  von  „Rechtssätzen" 
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—  von  Regeln,  kraft  welchen  an  die  Verwirklichung  einos  Tat- 
bestandes sich  Rechtswirkungen  auf  die  Rechtsstellung  der  Staats- 
angehörigen zu  einander  knüpfen  —  stets  in  der  im  Abs.  3  Art.  1 1 
vorgeschriebenen  Form  zu  geschehen  hat. 

Hierbei  ist  es  gleichgültig,  ob  der  Gegenstand  des  Vertrages 
bereits  bestehende  Rechtssätze  aufzuheben  oder  abzuändern  be- 
stimmt ist.  oder  ob  in  der  von  ihm  eingeschlagenen  Richtung 
ein  Eingriff  in  die  Stellung  der  Staatsuntertanen  noch  nicht  er- 
folgt ist. 

Aus  der  Reichspraxis  ist  in  dieser  Richtung  die  bereits  er- 
wähnte Konvention  zwischen  dem  deutschen  Reiche  und  Belgien, 
betr.  die  gegenseitige  Zulassung  der  in  den  Grenzgemeinden 
wohnhaften  Medizinalpersonen  zur  Ausübung  der  Praxis,  vom 
7.  Februar  1873  (R.G.Bl.  S.  55)  interessant.  Unzweifelhaft  ent- 
hält dieser  Vertrag  einen  Eingriff  in  die  Gesetzgebung,  indem 
durch  ihn  den  belgischen  Ärzten,  Tierärzten,  Hebammen  u.  s.  w. 
das  Praktizieren  im  Reichsgrenzgebiete  ohne  Approbation,  wie  sie 
nach  §  20  R.Gew.O.  erforderlich  ist,  gestattet  wird.  Dieser  Vertrag 
ist  ursprünglich  trotz  seines  Gegenstandes  dem  Reichstage  nicht 
vorgelegt  worden,  weil  das  damalige  Reichskanzleramt  nach  Abs.  3  f. 
des  §  29  R,Gew.O.  die  Zustimmung  des  Bundesrats  für  ausreichend 
erachtete,  obwohl  die  dort  erwähnten  Ausnahmen  auf  den  vor- 
liegenden Fall  gar  nicht  passen.  Ebenso  verhielt  es  sich  mit  der 
Übereinkunft  gleichen  Inhalts  zwischen  dem  Reiche  und  den 
Niederlanden  v.  11.  Dez.  1873  (R.G.Bl.  1874,  S.  99).  Diese 
Fehler  wurden  erst  1883  bei  Gelegenheit  der  entsprechenden  Über- 
einkunft mit  Österreich  vom  30.  Sept.  1882  (R.G.Bl.  1883,  S.  39) 
gut  gemacht  und  für  die  beiden  Verträge  nachträglich  die  Ge- 
nehmigung des  Reichstags  eingeholt.  (5(1.  u.  57.  Sitzg.  vom 
3.  und  4.  April  1883,  Sten.  Ber.  S.  1603,  1620) In  der  Folge 
sind  Konventionen  dieses  Inhalts  stets  vorgelegt  worden,  so  die 
mit  Luxemburg  (R.G.Bl.  1884  8.  19;  Sitzg.  v.  12.  u.  15.  März 
1884)  und  mit  der  Schweiz  (R.G.Bl.  1884,  S.  45). 

Eine  erwähnenswerte,  in  der  Fassung  des  Art.  11  Rvf.  be- 
gründete  Abweichung  vom   preussisehen  Rechte   liegt  übrigens 


)  Vergl.  E.  Mcior,  S.  302,  dem  die  Unregelmässigkeit  aufgefallen  war. 
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darin,  dass  sämtliche  Auslieferungsverträge  zur  parlamenta- 
rischen Beschlussfassung  vorgelegt  worden  sind1). 

Gerade  so,  wie  der  an  die  Spitze  gestellte  Fundamentalsatz 
des  Staatsrechtes  dadurch  Ausnahmen  erleidet,  dass  der  Erlass 
von  Rechtsvorschriften  an  andere  Organe  als  an  Bundesrat  und 
Reichstag  oder  nur  an  den  Bundesrat  übertragen  wird,  erleidet 
auch  die  Vertragsform  des  Art.  11  Abs.  3  durch  solche  spezielle 
Ermächtigungen  Eintrag*).  Wenn  z.  B.  Art.  48  Abs. 2  Rvf.  bestimmt, 
dass  Gegenstände,  deren  Regelung  nach  den  in  der  norddeutschen 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  massgebend  gewesenen  Grund- 
sätzen der  reglementarischen  Feststellung  oder  administrativen  An- 
ordnung überlassen  war,  auch  weiter  der  Reichsgesetzgebung  nicht 
unterliegen  sollen,  so  fällt  auch  für  einen  Staatsvertrag  dieses 
Gegenstandes  die  legislative  Mitwirkung  weg.  Fälle,  in  denen  der 
Reichskanzler  zum  Abschluss  von  Übereinkommen  mit  fremden 
Mächten  ermächtigt  wurde  unter  Verzichtleistung  des  Bundesrats  und 
des  Reichstags  auf  ihre  Einwilligungsbefugnis,  bietet  die  oben  ge- 
schilderte Geschichte  der  Handelsbeziehungen  Spaniens  zum  Reiche 
dar3).  Hierher  gehört  auch  die  Tatsache,  dass  die  mit  fremden 
Staaten  geschlossenen,  selbständigen  Armenrechtsverträge,  die  doch 
in  Rechtsverhältnisse  z.  B.  der  Gegenpartei  (§  124  C.P.O.)  ein- 
greifen, nicht  vorgelegt  worden  sind.  Die  Ermächtigung  der 
Staatsregierung,  selbständig  in  einem  Vertrage  die  Zulassung  von 
Ausländern  zum  Armenrechte  zu  versprechen,  muss  in  §  114 
Abs.  2  C.P.O.  erblickt  werden. 

Die  Vertragsform  des  Art.  11  Abs.  3  gewinnt  sodann  da- 
durch an  Anwendungsgebiet,  dass  auch  die  Gesetzesform  nicht 
auf  Gesetze  im  materiellen  Sinne  beschränkt  ist.  In  den  zahl- 
reichen Fällen,  in  denen  staatliche  Willenserklärungen  anderen 

')  Wegen  der  preuss.  Praxis  ist  zu  vcrgl.  E.  M  c  i  c  r,  S.  246  und  G  n  c  i  s  t, 
ebenda  S.  367.  Uber  die  Rechtsnatur  der  Auslieferungsverträge  vergl.  Reichs- 
gericht, Entschdg.  in  Strafs.  Bd.  12,  S.  384;  Hetzer,  deutsche  Auslieferungs- 
verträge (Berlin  1883),  S.  4. 

*)  Hierher  gehört  auch  Art.  7  Ziff.  2  Rvf.,  wenn  man  in  ihm  die  Grund- 
lage des  Rechtsverordnungsrechts  des  Bundesrats  sieht.  E.  M  e  i  e  r,  S.  295 
meint  freilich,  dass  der  Bundesrat  nach  Analogie  von  Abs.  3  Art.  1 1  boi  Vor- 
trägen auch  in  solchen  Fällen  mitzuwirken  habe.  Wie  im  Text  Proebst,  S.  291. 

*)  Vergl.  ferner  §  4  Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz,  §  3  Uuf.-V.-G. 
für  Land-  u.  Forstwirtsch.,  §  8  Bau-Unf.-V.-G.  und  dazu  Soziale  Praxis, 
XIII.  Jahrgang  Nr.  43  .Spalte  1121  f. 
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Inhalts  ebenfalls  nach  positiver  Vorschrift  in  Gesetzesform  zu 
erlassen  sind,  ist  auch  die  Mitwirkung  des  Bundesrats  und 
des  Reichstags  bei  vertragsmässiger  Vereinbarung  geboten. 

Hierzu  gehören  auch  solche  Verträge,  deren  Gegenstand  an 
sich  zwar  nicht  auf  Grund  positiven  Rechtssatzes  in  Gesetzesform 
zu  regeln  ist,  über  den  aber  —  vielleicht  aus  gesetzestechnischen 
Gründen  —  Vorschriften  in  Gesetzesform  erlassen  sind,  die  nunmehr 
infolge  des  Vertrages  abzuändern  oder  aufzuheben  sind.  Zu  den 
Fällen,  die  hier  in  betracht  kommen,  wird  z.  B.  Art.  73  der  Rvf. 
zu  rechnen  sein,  nach  dem  zur  Aufnahme  einer  Anleihe  oder  zur 
Übernahme  einer  Garantie  zu  Lasten  des  Reiches  ein  Gesetz  er- 
forderlich ist. 

Nach  der  Fassung  des  Art.  1 1  ist,  wie  hier  zu  betonen  ist,  die 
Stellung  der  finanziellen  Verträge  —  die  natürlich  für  das  Reich 
wegen  der  Art  der  ihm  gestellten  Aufgaben  insbesondere  auf  dem 
Gebiete  der  Verwaltung  nicht  entfernt  die  Rolle  spielen,  wie  bei  den 
Einzelstaatcn  —  eine  andere,  wie  bei  den  meisten  Bundestaaten. 
Denn  während  in  den  meisten  Landesverfassungen  Verträge,  welche 
dem  Staate  Lasten  auferlegen,  zur  Kompetenz  der  Landtage  gehören 
und  daher  der  Volksvertretung  selbst  dann  —  wie  z.  B.  für  Preussen 
gezeigt  ist,  —  vorzulegen  sind  und  auch  vorgelegt  werden,  wenn 
eine  besondere  Etatsposition  nicht  einzustellen  ist,  weil  die  laufen- 
den Mittel  genügen,  oder  augenblicklich  keine  Ausgaben  entstehen, 
kommen  im  Reiche  finanzielle  Verträge  nur  dann  nach  Art.  11 
für  die  legislative  Mitwirkung  in  betracht,  wenn  ihr  Gegenstand 
in  den  Bereich  der  Gesetzgebung  gehört,  d.  h..  eine  besondere, 
neu  auszuwerfende  Ausgabe  in  dem  Vertrage  festgesetzt  wird,  die 
der  legislativen  Bewilligung  nacli  Art.  G<)f.  Rvf.  unterliegt.  Solche 
Verträge  werden  meist  in  der  Form  von  Anlagen  zum  Etat  oder 
Nachtragsetat  vorgelegt,  wie  z.  B.  die  Internationale  Meterkonvention 
vom  20.  Mai  1875  (R.G.B1.  von  187G,  S.  als  Anlage  zum 
Etat  von  187(i  (I  S.  31).  Nach  parlamentarischem  Gebrauche  be- 
deutet die  Einstellung  der  entsprechenden  Etatspositionen  die  Ge- 
nehmigung des  Vertrages,  wie  dies  z.  B.  für  die  preussische  Praxis 
ausdrücklich  oben  durch  gelegentliche  Aussprüche  nachgewiesen  ist1). 

')  Interessante  Fälle  aus  der  Keichspraxis  (Vertrag  über  die  Gotthard- 
bahn, über  die  Wilhelm-Luxcmburg-Eisenbahn,  die  Militärkonventionen)  bei 
E.  Meier,  S.  314,  dessen  prinzipielle  Ansicht  über  finanzielle  Vertrage 
CS.  314/15)  nicht  rocht  klar  ist 
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Eine  allgemeine  Regel,  die  alle  diese  nicht  in  den  Bereich 
der  materiellen  Gesetzgebung  gehörigen  Fälle  zusammenfasst,  gibt 
es  nicht1);  einzig  und  allein  diejenigen  Vorschriften  der  Reichs- 
verfassung, wonach  gewisse  Angelegenheiten,  die  keine  materiellen 
Gesetze  sind,  in  Gesetzesform  zu  regeln  sind,  und  der  jeweilige 
positive  Stand  der  Reichsgesetzgebung  sind  auch  für  die  An- 
wendung des  Art.  11  Abs.  3  massgebend. 

Um  die  Mitwirkung  der  Gesetzgebungsorgane  bei  Gebiets- 
verträgen zu  bestimmen,  muss  man  zwischen  solchen  des  Reiches 
und  solchen  der  Einze) Staaten  unterscheiden. 

Die  Gebietsverträge  des  Reiches  fallen  einmal  wegen  ihrer 
materiellen  Natur,  wie  dies  im  allgemeinen  Teile  (S.  17  f.)  gezeigt 
ist,  sodann  aber  auch,  weil  sie  einen  Eingriff  in  die  Verfassung 
—  in  Art.  1,  der  das  Bundesgebiet  feststellt  —  enthalten,  unter 
Art.  11.  Unter  diese  Gebietsverträge  sind  zunächst  alle  auf  Er- 
werb und  Abtretung  von  Reichsland  gerichteten  Verträge  zu 
rechnen.  Der  Erwerb  von  Elsass-Lothringen,  das  zunächst 
durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1871,  §  1  mit  dem  Reiche  ver- 
einigt und  erst  in  §  2  des  Ges.  v.  25.  Juni  1873  R.G.B1.  (1871, 
S.  212;  1873,  S.  161)  formell  zum  Bundesgebiet  geschlagen  wurde, 
vollzog  sich  allerdings  anders,  weil  die  zu  Grunde  liegenden  Ver- 
träge vom  26.  Febr.  und  10.  Mai  1871  Friedensverträge  waren, 
deren  Stellung  nach  Reichsrecht,  wie  sogleich  noch  zu  zeigen  ist, 
eine  besondere  ist*).  Der  Erwerb  der  Insel  Helgoland  erfolgte 
zunächst  für  das  Reich;  Helgoland  blieb  auch  3  Monate  in  Reichs- 
verwaltung, ja  im  Reichstage  wurde  sogar  angeregt,  in  Helgoland 
ein  zweites  Reichsland  zu  schaffen,  aber  von  dem  Vertrage  mit 
Grossbritannien  vom  1.  Juli  1890  wurde  nur  der  allein  auf  Helgo- 
land bezügliche  Art.  XII  als  Anlage  zu  dem  späteren  Ges.  v. 
15.  Dez.  1890  (R.G.B1.  S.  207)  über  die  Vereinigung  Helgolands 
mit  dem  Reiche  inkorrekter  Weise  vorgelegt.  Auf  eine  im  Reichs- 
tage aufgeworfene  Frage  wegen  der  Anwendbarkeit  des  Art.  1 1 
Rvf.  hat  der  Reichskanzler  nicht  geantwortet3). 


")  So  auch  Laband.  IV.  A.,  II.  126  f.:  Mcior  S.  294  f.,  der  für  da« 
Post-  und  Eisenbahnwesen  eine  Grenze  zu  ziehen  versucht;  Probst  S.  281  f. 
•)  Vergl.  hierzu  E.  Meier,  S.  307  f. 

«)  Sten.-Ber.  d.  Reichstgs.  8.  Leg.  Per.  I.  Sess.  1890/91,  2.  Anlage-. 
Bd.   (Bd.  9)  Aktet.  Nr.  145;  Verhandlungen   in  Bd.  II.  (88.  u.  88.  Sitzg/ 
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Es  gehören  aber  ferner  hierher  Abtretungen  von  einzelstaat- 
lichem Gebiet  durch  das  Reich.  Gebietserwerbungen  durch  das 
Reich  für  Einzelstaaten  sind  ja  ausgeschlossen,  da  das  Reich  in 
einem  solchen  Falle  lediglich  als  Stellvertreter  des  Einzelstaates  in 
Betracht  käme.  Natürlich  würde  eine  Mitwirkung  des  betreffenden 
Staates  erforderlich  sein1);  bei  Friedensverträgen  aber  wurde  so- 
wohl die  Mitwirkung  des  Einzelstaates  wegfallen,  —  weil  das 
Friedensrecht  nach  der  Reichsverfassung  Sache  des  Kaisers  ist, 
—  wie  auch  die  Teilnahme  der  Reichsgesetzgebungsorgane  nur  zur 
Ausführung  in  Betracht  kommen. 

Was  sodann  diejenigen  Gebietsverträge  der  deutschen  Einzel- 
staaten anlangt,  durch  die  deutsches  Gebiet  an  ausserhalb  des 
Reiches  stehende  Staaten  abgetreten  oder  Nichtreichsgebiet  für 
den  einzelnen  Staat  erworben  wird,  so  ist  die  Reichspraxis 
schwankend.  Bei  der  Regulierung  der  badisch-schweizerischen 
Grenze  bei  Konstanz  wurde  am  27.  Juni  1879  ein  selbständiger 
Vertrag  des  Reiches  mit  der  Schweiz  abgeschlossen,  der  die  badisch- 
schweizerische  Übereinkunft  vom  28.  April  1878  als  „rechtsgültig 
für  das  deutsche  Reich  anerkennt"  (R.G.B1.  1879,  S.  307).  Ein 
Reichsausführungsgesetz  wurde  nicht  erlassen2).  Anders  dagegen 
verfuhr  man  in  zwei  neueren  Fällen.  Bei  der  Verlegung  der 
preussisch-österreichischen  Grenze  längs  des  Przemsa-Flusses  wurde 
der  Vertrag  vom  19.  Januar  1898  im  Namen  des  Reichs  durch 
den  Kaiser  geschlossen,  darauf  von  dem  preussischen  Landtage  in 
§  1  eines  Gesetzes  (Ges.  Sg.  1902,  S.  163)  genehmigt.  Bei  der 
Beratung  im  Abgeordnetenhause  wurden  Bedenken  dagegen  aus- 
gesprochen, dass  der  Vertrag  namens  des  Reiches  geschlossen  sei, 
nun  aber  die  Zustimmung  des  Landtags  erhalten  sollte,  und  ver- 


S.  S.  751  f.,  837  f.  Die  Anfrage  S.  755.  —  In  dem  Reichs-Gcs.  v.  15.  Dez. 
1890  wird  zugleich  der  Vereinigung  mit  dem  preuss.  Staate  zugestimmt,  die 
durch  das  preuss.  Ges.  v.  18.  Febr.  1891  (Ges.  Sg.  S.  11)  erfolgt  ist.  Auch 
dem  preuss.  Landtag  ist  nur  Art.  XII  jenes  Vertrags  als  Anlage  —  hier  aber 
korrekt  vorgelegt.  Akt«t.  Nr.  32  d.  Herren-H.  Sess.  1890/1,  Anl.  Bd.  II,  S.  103. 

»)  Vcrgl.  Laban d  4.  A.  I,  §  22,  S.  180  f:  Seydel,  Komm.  z.  Art.  1 
IM.  (2.  Aufl )  S.  35  f. 

*)  Stcn.  Ber.  d.  Reichstags,  4.  Legisl.-Per.  II.  Scss.  Aktst.  Nr.  367 
(Bd.  6),  Verhandlungen  75.  Sitzg.  (S.  2125)  und  78.  Sitzg.  (S.  2230.) 
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langte  man  die  Vorlage  an  den  Reichstag,  was  auch  zugesichert 
wurde  *).  Nachdem  der  Gebietsaustausch  in  Form  eines  Reichsgesetzes 
(R.G.B1.  1902,  S.  31)  genehmigt  war  (cf.  die  Bekanntmachung 
im  R.G.B1.  1902,  S.  228  und  in  der  Pr.Ges.Sg.  1902,  S.  166), 
ist  der  Vertrag  ratifiziert  worden.  Genau  so  wurde  bei  der 
Änderung  der  Landesgrenze  gegen  das  Königreich  Dänemark  an 
der  Norderau  und  der  Kjärmfihlenau  verfahren  (Vertrag  vom 
12.  Februar  1900;  Ges.Sg.  1902,  S.  17  f.;  R.G.B1.  1902,  S.  32, 
49).  Wer  nicht  mit  Seydel  die  Gebietshoheit  des  Reiches  ab- 
leugnen will,  der  muss  auch  diese  Gebietsverträge  als  solche  des 
Reiches  ansehen.  Das  Reich  kann  nicht  bloss  als  „zustimmende 
Nebenpartei " *)  neben  dem  Einzelstaate  auftreten,  es  muss  viel- 
mehr gleichberechtigt  handeln.  Dem  entspricht  sowohl  das  Ver- 
fahren im  Jahre  1879,  wie  das  in  den  letzten  beiden  Fallen  ein- 
geschlagene, da  ja  die  verhandelnden  Reichsorgane  mit  den 
preussischen  identisch  sind.  Für  unsere  Frage  ergibt  sich  jeden- 
falls, dass  in  solchen  Fällen  unzweifelhaft  wegen  der  rechtlichen 
Natur  der  Gebietsverträge  auch  eine  Mitwirkung  von  Bundesrat 
und  Reichstag  notwendig  ist5). 

Eine  nur  scheinbare  Abweichung  von  den  eben  entwickelten 
Grundsätzen  zeigt  die  jüngst  erfolgte  Regelung  der  Wismarer 
Frage.  Zwischen  Mecklenburg-Schwerin  und  Schweden  ist  am 
20.  Juni  1903  zu  Stockholm  ein  Vertrag  dahin  abgeschlossen 
worden,  dass  das  im  Malmöer  Vertrage  vom  26.  Juni  1803  dem 
Könige  von  Schweden  eingeräumte  Recht,  das  an  Wismar  bestellte 
Unterpfand  mittels  Zahlung  des  Pfandschillings  wieder  einzulösen, 
ftir  erloschen  erklärt  wird,  wohingegen  der  bisherige  Pfandbesitz 
Mecklenburgs  an  Wismar  sich  in  uneingeschränkten  Eigenbesitz 
umwandeln  sollte.  In  Art.  3  dieses  Vertrages  ist  betont,  dass  die 
Anerkennung  der  Vereinbarungen  durch  das  Reich  erforderlich 
sei,  und  entsprechend  ist  auch  am  gleichen  Tage  zwischen  dem 
Reiche  und  Schweden  ein  Anerkennungsvortrag  geschlossen  worden. 


>)  48.  Sitzg.  d.  Abg.  H.  Tom  18.  März  1899  (Ston.  Ber.  Bd.  II,  S.  1637; 
52.  Sitzg.  v.  23.  Marz  1899,  Sten.  Ber.  Bd.  III,  S.  1703. 
*)  Seydel,  Comm.  z.  Art.  I  Kvf.,  S.  35  unten. 

*)  Dagegen  kommen  Gebietsvertrage  der  Bundesstaaten  untereinander 
für  eine  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Roichsorgano  nach  Art.  11  nicht 
in  Betracht  (L  a  b  a  n  d  1.  c).    So  auch  die  proussiache  und  die  Hcichspraxis. 
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Dieser  Anerkennungsvertrag  ist  nun  aber  dem  Reichstage  unterm 
1.  Dezember  1903  nur  zur  Kenntnissnahme,  nicht  zur  verfassungs- 
mässigen Beschlussfassung  vorgelegt  worden.  Eine  amtliche  Be- 
gründung dieses  Verfahrens  ist  nicht  erfolgt.  Das  Vorgehen  der 
Reichsregierung  erscheint  aber  darum  bedenkenfrei,  weil  ja  die 
Reichsverfassung  bereits  in  Wismar  Geltung  hatte,  mithin  weder 
Art.  1  derselben  eine  Veränderung  erfahren,  noch  auch  materiell 
in  der  Stellung  Wismars  zum  Reiche  irgend  etwas  sich  geändert  hat 

Um  wenigstens  ein  Bild  von  dem  Umfange  der  Tätigkeit 
der  Gesetzgebungsorgane  zu  geben,  soll  hier  eine  Übersicht  über 
die  dem  Reichstage  vorgelegten  Staatsverträge  zusammengestellt 
werden.  Es  sind  dies  sämtliche  Freundschafts-,  Handels-,  Schiff- 
fahrts-,  Zoll-  und  Konsularverträge,  auch  die  einzelnen  Zoll-  und 
Abgabenverträge,  wie  z.  B.  das  Übereinkommen  mit  Dänemark  vom 
5.  Febr.  1891  (R.G.B1.  S.  346)  wegen  Aufhebung  des  Abschosses  und 
Abfahrtgeldes  bei  Vermögensübergängen  von  einem  in  das  andere 
Land  durch  Erbfolge,  Schenkung  u.  s.  w.,  Verträge  über  Aus-  und 
Einwanderung,  die  Weltpostvereinsverträge,  gewisse  Postverträge  mit 
einzelnen  Staaten,  der  internationale  Telegraphenkabelschutzvertrag 
von  1884  (R.G.B1.  1888,  S.  151),  das  internationale  Übereinkommen 
über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  von  1890  (R.G.B1.  1892.  S.  793), 
der  internationale  Vertrag  betr.  die  polizeiliche  Regelung  derNordsee- 
fischerei  vom  6.  Mai  1882  (R.G.B1.  1884,  S.  25),  der  internationale 
Vertrag  zur  Unterdrückung  des  Branntweinhandels  unter  den 
Nordseefischern  auf  hoher  See  vom  10.  Nov.  1887  (R.G.B1.  1894, 
S.  427).  Dieser  letzte  Vertrag  zeigt  zugleich  die  Trennung  von 
Vertrag  und  Ausführungsgesetz  besonders  deutlich,  weil  er  bereits 
1888  vom  Reichstag  genehmigt  wurde  (Sten.  Ber.  54  u.  56.  Sitzg. 
am  6.  und  8.  März  1888,  S.  1292/3  und  1365/66),  wogegen 
das  im  Vertrage  vorgesehene  Ausführungsgesetz  erst  in  den 
Reichstags-Sitzungen  vom  2.  und  11.  Dez.  1893  beschlossen  (Sten. 
Ber.  S.  247  und  373)  und  der  Vertrag  erst  am  11.  April  1894 


l)  Die  Maltnöer  Konvention  ist  bei  Martens,  Rccueil  de  Traites,  Con- 
ventions etc.,  Tome  second  (Leipzig  1840),  S.  291  f.  abgedruckt.  —  Die  Stock- 
holmer Verträge  vom  20.  Juni  1903  s.  Drucke  d.  Reichstages,  11  Legisl.- 
Per.,  I.  Session  1903/4,  No.  3li,  den  Vertrag  zwischen  Mecklenburg-Schwerin 
und  Schweden  auch  Regierungsblatt  f.  d.  Grossherzogtum  M.-Schw.,  1903, 
No.  28,  S.  171. 
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ratifiziert  wurde  (R.G.B1.  1894,  151  f.).  Vorgelegt  wurden  ferner 
noch  die  internationale  Sanitätskonvention  (R.G.B1.  1898,  S.  973), 
die  Übereinkünfte  wegen  Cholera  und  Pest,  wegen  der  Viehseuchen, 
die  Reblauskonvention,  Verträge  über  Nachlassregulierungen  von 
in  fremden  Ländern  verstorbenen  Staatsangehörigen,  über  Urkunden- 
beglaubigung, über  den  Schutz  geistigen  Eigentums  und  die 
bereits  genannten  Auslieferungsverträge.  Bei  der  Mehrzahl  dieser 
Verträge  sieht  man  schon  aus  dem  Namen,  dass  ihr  Gegenstand 
zur  Legislative  gehört. 

Einer  gesonderten  Erörterung  muss  noch  schliesslich  die 
Stellung  der  Friedensverträge  unterzogen  werden.  Denn  die 
Reichsverfassung  hat  wenigstens  im  ersten  Absätze  des  Art.  11 
abgesondert  von  dem  Rechte  des  Kaisers,  Verträge  mit  anderen 
Staaten  einzugehen,  das  Recht,  Frieden  zu  schliessen,  aufgeführt. 
Es  fragt  sich  nun  zunächst,  welchen  Umfang  der  Begriff  „Friedens- 
schluss"  hat  —  ob  darunter  nur  ein  solcher  Vertrag  zu  verstehen 
ist,  der  lediglich  den  Krieg  beendet,  die  Einstellung  der  Feind- 
seligkeiten bezweckt;  bejaht  man  dies,  so  fallen  alle  übrigen  bei 
solchen  Gelegenheiten  abgeschlossenen,  ebenfalls  als  Friedens- 
verträge bezeichneten  Abkommen  unter  die  allgemeinen  Staats- 
verträge, sie  werden  dann  natürlich  auch  von  Abs.  3  des  Art.  11 
mitumfasst.  Versteht  man  aber,  schon  mit  Rücksicht  auf  das 
praktische  Staatsleben,  wo  Verträge  nur  über  Einstellung  des 
Kampfes  selten  geschlossen  werden,  unter  Friedensscbluss  auch 
die  gesamten  bei  Beendigung  des  Krieges  abgeschlossenen,  das 
künftige  Verhältnis  der  beiden  feindlichen  Staaten  regelnden,  die 
Friedensbedingungen  festsetzenden  Staatsverträge,  so  erbebt  sich 
gegenüber  dem  Reichsrecht  die  Frage,  ob  entsprechend  der 
Trennung  im  ersten  Absätze  des  Art.  1 1  unter  den  Verträgen  des 
dritten  Absatzes  die  Friedensschlüsse  nicht  inbegriffen  sind,  sodass 
sie  unter  keinen  Umständen  von  den  Gesetzgebungsorganen  zu 
konsentieren  sind  —  oder  ob  der  dritte  Absatz  sie  mitumfasst?1) 


*)  Für  die  letzte  Alternative  L  a band,  4.  A.  II,  S.  149  Anm.  2;  Arndt, 
Staatsr.  S.  72,  705,  713;  Seydol,  Comm.  S.  161.  Über  die  Bedeutung 
des  allgemeinen  Standpunktes  in  der  Systemfrage  für  diesen  Punkt:  Probst, 
S.  314.  Anders  Rönne  II,  2  8.  307  f.;  Mohl,  S.  313,  325;  Schulze  II, 
S.  332;  Prestele  S.  78. 
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Wer  von  der  preussischen  Verfassung  —  und  wie  oben 
gezeigt  ist,  entspricht  ihr  die  württembergische  darin  —  seinen 
Ausgangspunkt  nimmt,  wer  deren  Entstehungsgeschichte  (vergl. 
S.  27  und  S.  40  f.),  und  ihren  Einfluss  auf  die  Reichsverfassung 
sich  vor  Augen  hält,  der  niuss  zu  dem  Resultate  kommen, 
dass  die  Sonderung  des  ersten  Absatzes  in  Art.  11  auch  für 
den  dritten  Absatz  von  Bedeutung  sein  muss,  und  bei  der  Zu- 
fügung  des  Abs.  3  aucli  für  ihn  als  gültig  anerkannt  worden  ist. 
Es  ist  freilich  gegenüber  erhobenen  Einwendungen  zuzugeben, 
dass  die  Fassung  des  Art.  48  über  diesen  Punkt  klarer  ist,  aber 
die  eigentümliche  Entstehung  des  Art.  11  und  gerade  die  un- 
zweideutigen preussischen  Bestimmungen,  an  die  man  sich  an- 
lehnte, lassen  die  doch  nur  geringen  Abweichungen  erklärlich  er- 
scheinen, sodass  irian  aus  ihnen  nicht  einen  bewussten  Gegensatz 
zum  preussischen  Rechte  konstruieren  sollte.  Und  wie  die 
preussische  Praxis  von  1850,  18G4  und  18(J6  entsprechend  den 
Absichten  der  Urheber  des  Art.  48  verfuhr,  so  kann  die  Praxis 
des  Reiches  von  1871  für  die  hier  vertretene  Ansicht  mit  Ernst 
Meier  (S.  307  f.)  herangezogen  werden.  So  ist  der  Prälirainar- 
friede  vom  20.  Febr.  1871  nicht  dem  in  Art.  11  Abs.  3  ent- 
sprechenden Verfahren  unterworfen  worden,  nur  bei  seiner  Aus- 
führung hat  man  bei  einzelnen  Punkten  die  Mitwirkung  der 
gesetzgebenden  Organe  in  Anspruch  genommen.  Der  definitive 
Friede  vom  10.  Mai  1871  wurde  trotz  seiner  Bedeutung  für  die 
Gesetzgebung  dem  Reichstage  nur  zur  Kenntnisnahme  mitgeteilt, 
auch  hier  haben  Bundesrat  und  Reichstag  nur  Anteil  an  seiner 
Ausführung  gehabt1). 


')  Über  den  Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit  gehen  die  Fragen  hinaus, 
inwieweit  die  gesetzgebenden  Organe  des  Reichs  bei  Staatsvertragen  bezüg- 
lich Klsass-Lothringens  und  der  Schutzgebiete  zu  einer  Mitwirkung  berufen 
sind.  Denn  ihre  Beantwortung  hängt  nicht  so  sehr  von  hier  einschlägigen 
Gesichtspunkten,  als  vielmehr  davon  ab.  wie  man  die  Stellung  dieser  Gebiete 
überhaupt  auffasst.  Ks  mag  daher  hier  nur  auf  Hamburger.  Die  staats- 
rechtlichen Besonderheiten  in  der  Stellung  des  Reichslandes  Elsass-Lothringen 
(1901),  S.  65  und  auf  von  Poser  und  '!  ross-Nädlitz,  Die  rechtliche 
Stellung  der  deutschen  Schutzgebiete  (1903',  S.  CO  und  71  f.  verwiesen 
werden. 
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Anhang1. 

Die  Mitwirkung  des  Bundesrats  bei  Kriegserklärungen. 

Gewöhnlich  wird  im  Zusammenhange  mit  der  Lehre  von  den 
Staatsverträgen  auch  die  in  Art.  1 1  Abs.  2  Rvf.  normierte  Kompe- 
tenz des  Bundesrates  bei  Kriegserklärungen  behandelt,  ja  sogar 
die  Stellung  des  Bundesrates  hierbei  zu  verwerten  gesucht  für 
die  Argumentation  in  dem  Streite  über  die  Staatsverträge.  Es 
mag  daher  hier  auch  ein  Blick  auf  die  Mitwirkung  des  Bundes- 
rates bei  Kriegserkläi  ungen  geworfen  werden. 

I.  Bedeutung  der  Mitwirkung. 

Rein  äusserlich  betrachtet  scheint  die  Sachlage  mit  der  bei 
Behandlung  der  Staats  vertrage  aufgedeckten  durchaus  gleich  zu 
sein:  denn  einmal  ist  das  Verhältnis  von  Bundesrat  und  Kaiser 
in  Abs.  2  dasselbe  wie  in  Abs.  3  des  Artikels  11:  hier  wie  dort 
soll  die  „Zustimmung"  des  Bundesrats  zu  einer  Erklärung  „er- 
forderlich" sein,  und  sodann  hängt  die  Erkenntnis  der  damit  be- 
zeichneten Stellung  des  Bundesrates  ebenfalls  von  der  Klarlegung 
des  Verhältnisses  dieser  Vorschrift  zu  Abs.  1  ab. 

Indessen  ergeben  sich  bei  genauerer  Betrachtung  wesentliche 
juristische  Verschiedenheiten.  Denn  während  dort  das  schwierige 
Verhältnis  von  Staatsvertrag  und  Staatsgesetz  die  Grundlage 
bildete  und  der  Schnittpunkt  zwischen  völkerrechtlicher  Ver- 
tretung und  Gesetzgebung  untersucht  werden  musste,  handelt  es 
sich  hier  um  zwei  ganz  anders  geartete,  mehr  politische  als 
juristische  Probleme. 

Einmal  handelt  es  sich  um  die  Betonung  des  föderativen 
Prinzips  gegenüber  den  zentralistischen:  darum  erfolgte  die  Hin- 
zusetzung des  in  der  Norddeutschen  Bundes- Verfassung  noch 
nicht  enthaltenen  zweiten  Absatzes  in  Art.  11,  der  die  Zuständig- 
keit des  Bundesrats  und  damit  der  verbündeten  Regierungen  er- 
weiterte, und  in  zweiter  Linie  soll  das  Erfordernis  der  Zustimmung 
seitens  des  Bundesrats  eine  Erschwerung  der  Angriffskriege  sein: 
die  wesentlich  defensive  Natur  des  Reiches  kommt  darin  zum 
Ausdrucke  »). 

*)  Delbrück  am  5.  De*.  1870  in  den  Ston.  Ber.  des  Reichstags  II.  ausser- 
ordentliche Sess.  1870  S.  70  spricht  dies  aus. 

Rless.  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  6 
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Ist  somit  auch  äusserlich  die  Kechtsform,  in  der  der  Bundes- 
rat zur  Mitwirkung  berufen  ist,  die  gleiche  wie  in  Abs.  3,  so  ist 
doch  der  Ausgangspunkt  ganz  verschieden.  Allerdings  wird  man 
die  rechtliche  Konsequenz  der  äusseren  Gleichheit  zu  ziehen  des- 
wegen doch  nicht  umhin  können,  —  um  so  mehr,  als  Abs.  *2 
später  hinzugefügt  ist  als  Abs.  3:  die  Resultate  können  nur 
analog  sein;  man  muss  also  die  Zustimmung  des  Bundesrats  zur 
Kriegserklärung  von  gleicher  Kraft  sein  lassen,  wie  die  zu  Staats- 
verträgen notwendige.  Von  ihr  hängt  die  völkerrechtliche  Giltig- 
keit  der  Erklärung  ab;  fehlt  sie,  so  ist  kein  Reichs wille  vor- 
handen; Abs.  2  enthält  also  eine  lex  perfecta,  kein  blosses  Ver- 
bot, das  an  den  Kaiser  gerichtet,  von  ihm  ohne  Rechtsfolgen  über- 
treten werden  könnte1). 

Während  indessen  bei  Verträgen  der  Bundesratsbeschluss 
gleichzeitig  auch  als  Mitwirkung  bei  der  Vertragsgesetzentstehung 
unter  Umständen  aufgefasst  werden  muss,  hat  dies  hier  natürlich 
keinen  Sinn;  und  vollends  der  zweite  Bundesratsbeschluss,  der 
dem  Vertragsgesetze  die  Sanktion  erteilt,  ist  liier  gar  nicht  am 
Platze:  eine  besondere  „staatsrechtliche  Gültigkeit"  der  Kriegs- 
erklärung gibt  es  noch  weniger,  als  eine  staatsrechtliche  Gültig- 
keit des  Vertrages  gegenüber  den  Untertanen. 

Die  rechtliche  Folge  der  Aufnahme  des  zweiten  Absatzes  vou 
Art.  1 1  in  die  Reichsverfassung  ist,  dass  der  Kaiser  ohne  Über- 
einstimmung mit  den  übrigen  Bundesstaaten  keinen  Krieg  an- 
fangen kann,  dass  für  die  Zustimmung  der  Einzelstaaten  nunmehr 
das  Mehrheitsprinzip  wie  bei  anderen  Bundesratsbeschlüssen  mass- 
gebend ist,  dass  der  Kaiser  also  mindestens  die  überwiegende 
Mehrheit  des  Bundesrats  für  sich  haben  muss,  was  bis  dahin 
nicht  gefordert  war.  In  diesem  Sinne  konnte  Bismarck  in  einem 
Briefe  an  dem  Württembergischen  Ministerpräsidenten  Mittnacht 
(Gedanken  und  Erinnerungen,  Anhang  Bd.  II,  S.  4G4  f.)  von 
einem  dem  Bundesrate  über  Krieg  und  Frieden  zustehenden 
„Votum"  sprechen. 


»)  So   auch  Seydel   Coinm.  S.  164;   Probst  S.  294  f..  Soliginann 
S.  79  f:   anders  Labnud  IV.  A.  II  8  171  f.:   Tezner   S.  136  Anm.  9  f.! 
Heilborn  Syst.  1G;J:  Arndt  Staatsr.  Ö.  704. 
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II.  Umfang  der  Mitwirkung. 

Die  Ausdehnung  der  Tätigkeit  des  Bundesrats  hängt  hier 
mit  dem  auch  völkerrechtlich  bedeutsamen  Unterschiede  zwischen 
Angriffs-  und  Verteidigungskriegen  zusammen.  In  der  Reichs- 
verfassung  gelangt  dies  dadurch  zum  Ausdrucke,  dass  zur  Kriegs- 
erklärung die  Zustimmung  erfordert  wird  —  „es  sei  denn,  dass 
ein  Angriff  auf  das  Bundesgebiet  oder  dessen  Küsten  erfolgt." 

Dass  diese  Bestimmung,  obwohl  sie  reichsten  Anlass  dazu 
bietet,  bi:>her  so  wenig  kritisch  betrachtet  ist,  erklärt  sich  daraus, 
dass  sich  das  Hauptinteresse  dem  dritten  Absätze  zuwendet  und 
der  zweite  Absatz  des  Art.  1 1  nur  als  Annex  des  ihm  folgenden 
abgesehen  wird.  Dass  die  Versäumnis  wirklich  aber  zu  Unrecht 
geschieht,  wird  sich  sogleich  an  den  Ausstellungen  zeigen,  die 
von  Bedeutung  sind  und  nicht  blosse  Kleinlichkeiten  der  Theorie 
darstellen. 

1 )  Die  Zustimmung  soll  nicht  erforderlich  sein,  wenn  ein  An- 
griff auf  das  Reich  erfolgt.  Hiergegen  lässt  sich  zunächst  sagen, 
dass  der  angegriffene  Staat  doch  nicht  mehr  den  Krieg  „erklärt"; 
er  ist  ja  mitten  in  den  Krieg  hinein  versetzt l).  Eine  Zustimmung 
zur  Kriegserklärung  kann  überhaupt  in  diesem  Falle  gar  nicht  in 
Betracht  kommen.  Also  wenn  überhaupt  eine  Kriegserklärung  im 
Namen  des  Reichs  abgegeben  wird,  nämlich  wenn  das  Reich  einen 
andern  Staat  angreift,  ist  auch  die  Zustimmung  des  Bundesrats 
uötig. 

2)  Bei  Angriffskriegen,  die  das  Reich  führt,  soll  die  Zu- 
stimmung zur  Kriegserklärung  erforderlich  sein. 

Nun  ist  aber  nach  den  Grundsätzen  des  Völkerrechtes *)  eine 
förmliche  Kriegserklärung  nicht  notwendig:  der  tatsächliche  Be- 
ginn der  Feindseligkeiten  steht  der  Form  gleich.  Sollte  aber 
dem  Kaiser  so  die  Möglichkeit  absichtlich  gelassen  sein,  das  Er- 
fordernis der  Zustimmung  des  Bundesrats  dadurch  zu  umgehen, 
dass  er  ohne  Erklärung  gegen  einen  fremden  Staat  den  Kriegs- 


')  Es  ist  allerdings  möglich,  dass  das  angegriffene  Reich  auch  seiner- 
seits eine  Kriegserklärung  abgiebt:  diese  hätte  aber  rein  formelle  Bedeutung 
da  der  Kriegszustand  nicht  mehr  erst  durch  sie  hervorgerufen  wird. 

•)  v.  Liszt  S.  292  f.  Dieso  Ansicht  ist  allerdings  bestritten,  was  aber 
für  die  Zwecke  des  Textes  ohne  Belang  ist. 
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zustand  herbeiführt?  Die  Frage  aufwerten  heisst  auch  sie  ver- 
neinend beantworten.  Es  ergibt  sich  also,  dass  die  Reichsver- 
fassung dem  Kaiser  den  Beginn  eines  Krieges  in  jedem  Falle  nur 
dann  gestattet,  wenn  er  hierfür  die  Zustimmung  des  Bundesrat« 
eingeholt  und  erhalten  hat. 

3)  Unter  einem  Verteidigungskriege  will  die  Reichsverlassung 
einen  Krieg  verstanden  wissen,  bei  dem  ein  Angriff  auf  das 
Bundesgebiet  oder  dessen  Küsten  erfolgt  ist. 

Auch  hier  findet  die  Kritik  einen  Ansatzpunkt. 

Zweifel  bei  dieser  im  allgemeinen  immerhin  einleuchtenden 
Definition  können  nämlich  noch  insofern  entstehen,  als  der  Aus- 
druck „das  Bundesgebiet  oder  dessen  Küsten"  nicht  ganz  ein- 
wandsfrei  ist.  So  ist  es  nicht  recht  begründet,  dass  die  Küsten 
besonders  genannt  sind,  da  sie  doch  ebenso  wie  die  Land- 
grenzen zum  Staatsgebiete  gehören.  Offenbar  sollte  damit  auch 
die  Möglichkeit  eines  Angriffs  zur  See  zum  Ausdruck  gebracht 
werden l). 

Bestritten  ist  auch,  was  die  Reichs  Verfassung  unter  „Bundes- 
gebiet" hier  versteht.  Meines  Erachtens  allerdings  kann  das 
nicht  zweifelhaft  sein:  den  die  Reichsgesetzgebung  hat  in  diesem 
Punkte  stets  deutlich  gesprochen  und  alle  Veränderungen  des 
Gebietes  ausdrücklich  als  solche  bezeichnet.  Somit  ergibt  sich 
der  Umfang  des  Bundesgebiets  zunächst  aus  Art.  1  der  Reichsver- 
fassung. Die  Zugehörigkeit  Elsass-Lothringens  und  Helgolands  zum 
Reichsgebiete  ist  in  dem  §  2  des  Ges.  vom  25.  Juni  1873  und 
in  §  1  des  Ges.  vom  15.  Dez.  1890  (R.G.B1.  1873,  S.  161  f.  und 
1890,  S.  -207  f.)  klar  ausgesprochen  worden.  Der  Angriff  auf 
diese  Territorien  ist  mithin  ein  Angriff  auf  das  Reichsgebiet  im 
Sinne  des  Abs.  2  Art.  11. 

Anders  steht  es  mit  den  Schutzgebieten.  Zwar  unterstehen 
diese  Nebenländer  der  Schutzgewalt  des  Reichs  und  sind  in  völker- 
rechtlicher Beziehung  dem  Auslände  gegenüber  Inland:  ihre 
diplomatische  Vertretung  gebührt  dem  Reiche2).    Indess  Reichs- 


*)  Etwas  Anderes  ist  der  sogen,  „nasse  Küstcnsaum" :  cf.  Bluntschli, 
Völkerr.  §  302  S.  178:  v.  Olshauscn,  Comm.  z.  St.  G.  B.  §3  Anm.  12 
Bd.  I  (6.  A.  1900)  S.  55:  Li sit  Völkerr.  S.  H'>  f. 

«)  v.  Liszt  S.  72. 
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gebiet  im  Sinne  des  Art.  11  sind  sie  darum  noch  nicht;  ein  Ge- 
setz, das  sie  dazu  erklärt  hätte,  ist  nicht  ergangen,  nur  die 
Übernahme  des  Schutzes  ist  verkündet  worden,  offenbar  —  hält 
man  sich  das  oben  berichtete  Verfahren  bei  Elsass-Lothringen 
und  Helgoland  vor  Augen  —  mit  Absicht.  Der  Kaiser  muss 
daher,  wenn  das  Reich  auch  nur  einen  Angriff  auf  unsere  Ko- 
lonieen  mit  einer  Kriegserklärung  erwidert,  die  Einwilligung  des 
Bundesrats  einholen1). 


»)  Ebenso  Meyer,  Lehrb.  d.  Staater.  S.  604,  191:  Scydel,  Oomm. 
S.  161;  Ton  Poacr,  Die  rcchtlicho  Stellung  d.  deutschen  Schutzgebiete,  S.  60 
und  71  f.    Anders  Arndt,  Staater.  S.  704. 
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Zweiter  Teil. 

Die  deutschen  gesetzgebenden  Körperschaften 
und  die  Aufhebung  und  Ansserkraftsetzung 

der  Staatsverträge. 

Zwischen  der  Entstehung  und  der  Endigung  von  Staats- 
verträgen besteht,  wenn  man  beide  Vorgänge  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Bedeutung  für  die  Gesetzgebung  und  die  Stellung  der  gesetz- 
gebenden Organe  zu  ihnen  betrachtet,  eine  strenge  Parallele  nicht. 
Denn  während  die  Eingehung  der  im  eisten  Teile  dieser  Ab- 
handlung betrachteten  Vertragsklassen  zum  Zwecke  und  zur  Folgt* 
hat,  die  Vertrags-Staaten  zur  Schaffung,  Änderung  oder  Aufhebung 
von  Rechtsnormen  zu  verpflichten  oder  ihnen  finanzielle  Lasten 
aufzuerlegen,  zeigt  die  Endigung  dieser  Verträge  nicht  etwa 
einfach  das  Gegenbild  von  Zweck  und  Folge  ihres  Abschlusses  auf. 

Dies  ist  weder  für  solche  Staatsverträge,  die  hinsichtlich  ihrer 
Eingehung  zu  denjenigen  Vereinbarungen  gehören,  welche  in  den 
einzelnen  Verfassungen  der  legislativen  Behandlung  überwiesen 
werden,  noch  auch  für  nicht  dahin  gehörige  Verträge  der  Fall  — 
denn  es  wäre  ja  auf  den  ersten  Blick  denkbar,  dass  zwar  die 
Eingehung  eines  Vertrages  beispielsweise  für  den  Staat  keine 
Lasten  erzeugt,  wohl  aber  seine  Endigung,  insofern  dadurch  etwa 
Beiträge  fremder  Staaten  zu  einem  Kanäle  aufhören. 

Die  Endigung  eines  z.  B.  unter  Art.  48  preuss.  Verf.  oder 
unter  1 1  Rvf.  fallenden  Vertrages  unterscheidet  sich  von  seinem 
Abschlüsse  dadurch,  dass  bei  ihr  der  Staat  keine  Pflicht  übernimmt, 
den  vertragsmässigen  Rechtszustand  zu  beseitigen,  auch  die  Bindung 
der  gesetzgebenden  Organe  fällt  hier  fort,  und  gerade  sie  ist  doch 
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die  ratio  aller  der  behandelten  Vorschriften  in  den  deutschen  Ver- 
fassungen. Und  wenn  ein  Vertrag  ferner  dazu  führen  kann,  dass 
der  Staat  eine  finanzielle  Verpflichtung  auf  sich  nimmt,  so  wird 
in  der  Regel  das  Vertragsende  seine  Freiheit  von  der  Verpflichtung 
zur  Folge  haben. 

Dass  sodann  ein  nicht  unter  die  genannten  Vertragsklassen 
gehöriger  Vertrag  durch  seine  Aufhebung  ein  Ergebnis  herbeiführt, 
das  bei  seiner  Eingehung  ihn  von  der  gesetzgeberischen  Genehmigung 
abhängig  gemacht  hätte,  erscheint  schwer  möglich.  Es  ist  freilich, 
wie  eben  schon  bemerkt,  denkbar,  dass  dem  Staate  durch  die  Endi- 
gung eines  Vertrags  Lasten  erwachsen;  indem  etwa  Beiträge  eines 
Nachbarstaates  zur  Unterhaltung  irgend  einer  Einrichtung  nunmehr 
wegfallen,  allein  die  Last  beruht  dann  nicht  auf  einer  internationalen 
Verpflichtung,  vielmehr  etwa  auf  dem  Gesetze,  das  die  Schaffung 
des  Unternehmens  festlegt,  sodass  man  die  Last  nicht  als  Rechts- 
folge der  Vertragsendigung  bezeichnen  kann,  wie  dies  umgekehrt 
bezüglich  des  Vertragsabschlusses  in  Art.  48  der  preussischen 
Verfassung  z.  B.  vorausgesetzt  ist.  Dass  ferner  infolge  Endigung 
eines  Vertrages  den  Untertanen  neue  Pflichten  auferlegt  werden, 
wird  nur  in  dem  Sinne  möglich  sein,  dass  ihnen  z.  B.  in  dem 
anderen  Vertragsstaate  bisher  gewisse  Rechte  und  Befreiungen 
zugebilligt  waren,  die  ihnen  mit  dem  Aufhören  der  Vertrags- 
beziehungen entzogen  werden  können.  Die  Entziehung  solcher  Rechte 
und  Auferleguug  solcher  Pflichten  bedarf  an  sich  nicht  eines  Aktes 
der  Gesetzgebung,  um  gegenüber  den  Untertanen  verbindliche 
Kraft  zu  erlangen.  Hiermit  soll  nicht  geleugnet  werden,  dass 
tatsächlich  die  Beendigung  internationaler  Verträge  in  der  Regel 
gewichtige  Folgen  für  den  Rechtszustand  der  betroffenen  Staaten 
zeitigen  wird,  dass  meist  die  betreffenden  Gesetze  aufgehoben 
werden  u.  8.  w. 

Entsprechend  dieser  geminderten  rechtlichen  Bedeutung  der 
Vertragsendigung  enthalten  die  Grundgesetze  auch  keinerlei  Vor- 
schriften über  sie.  Auch  die  Litteratur  über  die  hierher  gehörigen 
Fragen  ist  äusserst  geringfügig  und  betrifft  nur  einige  formelle 
Punkte1),  ohne  die  grossen  Probleme  des  konstitutionellen  Staats- 

')  Heilborn  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  Band  XII,  S.  141  f.  be- 
handelt wesentlich  die  unten  S.  92  f.  berührten  Fragen,  Stoo  rk,  ebenda  Bd.  IX. 
S.  23  f.  eine  Einzelürage  dafür:  die  teilweise  Suspension  völkerrechtlicher 
Verträge. 
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rechts  so  zu  berühren,  wie  dies  bei  dem  Probleme  des  ersten  Teils 
der  Fall  war. 

Bei  dem  Mangel  an  positiven  Bestimmungen  besteht  die  Er- 
kenntnis des  Rechtes  der  Vertragsendigung  nur  in  der  Fortent- 
wickelung der  Rechtssätze  über  die  Stellung  der  gesetzgebenden 
Organe  zur  völkerrechtlichen  Vertretung  und  zur  Gesetzgebung 
im  allgemeinen.  Den  Ausgangspunkt  gewährt  auch  hier  der 
Gegensatz  zwischen  Vertrag  und  Gesetz,  wie  er  oben  S.  4  f.  ent- 
wickelt ist.  Nur  dass  er  hier  noch  weit  schärfer  hervortritt,  als 
beim  Vertragsabschluss.  Denn  während  die  Vertragsentstehung 
teilweise  mit  der  Gesetzesentstehung  bei  der  Form  des  sogenannten 
Vertragsgesetzes  zusammenfällt,  wird  man  z.  B.  in  der  Kündigung 
des  Vertrags  nie  zugleich  die  Aufhebungserklärung  des  betreffenden 
Gesetzes  erblicken  können,  womit  einer  anderen  Konstruktion  dieses 
Vorgangs  hier  nicht  vorgegriffen  werden  soll. 

I.  Was  nun  zunächst  die  Endigung  des  Vertrages  als 
solchen  anlangt,  so  scheiden  für  eine  Mitwirkung  der  gesetz- 
gebenden Körper  bei  ihr  ohne  Weiteres  alle  diejenigen  Endigungs- 
ursachen  aus,  die  nicht  in  einer  Willenserklärung  des  eigenen 
Staates  bestehen;  es  gehören  hierher  Untergang  des  anderen 
Kontrahenten,  Erreichung  des  Vertragszwecks  —  wie  z.  B.  bei 
Eisenbahnankäufen  — ,  Ende  der  Vertragszeit,  sowie  Kündigung 
von  seiten  des  anderen  Staates. 

Die  zur  Aufhebung  von  Verträgen  notwendigen  Willens- 
erklärungen lassen  sich  in  zwei  grosse  Gruppen  teilen:  einmal 
kann  nämlich  ein  Vertrag  durch  einen  anderen  Vertrag  auf- 
gehoben werden;  sodann  aber  gibt  es  auch  einseitige  Willens- 
erklärungen, die  die  Endigung  von  Verträgen  herbeiführen:  hier- 
her gehören  Rücktrittserklärungen  und  die  grosse  Klasse  der 
Kündigungen. 

Die  Kündigung  kann  im  Vertrage  vorgesehen  sein,  derart, 
dass  der  für  unbestimmte  Zeit  geschlossene  Vertrag  nach  Kün- 
digung und  Ablauf  einer  Kündigungsfrist  endigen  soll,  oder  dass  die 
bestimmt  festgesetzte  Vertragszeit  aul  eine  bestimmte  weitere  Zeit 
ausgedehnt  wird,  wenn  nicht  vor  Ablauf  der  ursprünglichen  Ver- 
tragsdauer von  einer  Seite  gekündigt  wird.  Es  gibt  aber  ausser 
diesen  vorhergesehenen  noch  die  auf  wichtigen  völkerrechtlichen 
Gründen  beruhenden  Kündigungen,  wie  z.  B.  bei  Eintritt  eines 
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Notstandes,  bei  Notwehr  oder  als  Repressalie.  Auch  das  bürger- 
liche Recht  unterscheidet  ja  z.  6.  bei  der  Miete  und  beim  Dienst- 
vertrag, ebenso  das  Handelsrecht  und  die  Gewerbeordnung 
beide  Arten  der  Kündigung. 

Dass  eine  rölk  er  rechtliche  Aktion  der  gesetzgebenden 
Körperschaften  bei  der  Abgabe  dieser  Willenserklärungen  aus- 
geschlossen ist  durch  die  Stellung,  die  den  Landesfürsten  und 
dem  Kaiser  nach  deutschem  Staatsrechte  zukommt,  bedarf  hier 
keiner  Erörterung  mehr  (oben  S.  11  f.). 

Die  Frage  kann  nur  sein,  ob  die  völkerrechtlichen  Organe 
bezüglich  dieser  Willenserklärungen  einer  materiellen  Beschränkung 
ihrer  Zuständigkeit  unterliegen:  ist  der  Landesfürst  oder  der 
Kaiser  allein  imstande  den  erforderlichen  Willen  zu  bilden  — 
oder  sind  sie  in  dieser  Hinsicht  an  die  Mitwirkung  der  gesetz- 
gebenden Organe  gebunden? 

1)  Wird  die  Endigung  eines  Staatsvertrages  durch  eine  neue 
Vereinbarung  herbeigeführt,  so  ist  dieser  neue  Vertrag  nach  den 
allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden 
Körperschallen  bei  Staatsverträgen,  wie  sie  im  ersten  Teile  dar- 
gelegt sind,  zu  behandeln.  Das  rechtlich  ausschlaggebende 
Moment  ist  hier  die  Aufhebungsform,  die  Tatsache  des  neuen 
Vertragsschlusses  —  nicht  die,  dass  durch  diesen  contrarius  actus 
der  alte  Vertrag  sein  Ende  erreicht.  Es  wird  also  darauf  an- 
kommen, ob  der  Aufhebungsvertrag  zu  den  in  den  einzelnen  Ver- 
fassungen der  gesetzgeberischen  Behandlung  unterworfenen  Ver- 
tragsklassen gehört. 

Verträge,  die  lediglich  auf  die  Aufhebung  eines  anderen 
Vertrages  ohne  Ersatz  gerichtet  sind,  werden  meist  eine  Pflicht 
zur  Abänderung  des  bisherigen  vertragsinässigen  Rechtes  nicht 
aufstellen;  man  wird  in  so  weit  von  ihnen  nicht  sagen  können, 
dass  sie  ihrem  Gegenstande  nach  in  den  Bereich  der  Gesetz- 
gebung fallen,  weil  sie  eben  nur  den  Bestand  des  Vertrages 
berühren  und  gar  keine  unmittelbare  Einwirkung  auf  die  Gesetz- 
gebung bezwecken.  Dass  Verträge,  in  denen  auf  die  Beitrags- 
leistung eines  anderen  Staates  zu  einem  Unternehmen  verzichtet 
wird,  nicht  zu  denen  gehören,  die  dem  Staate  Lasten  auferlegen, 
ist  bereits  erwähnt.  Wenn  für  den  verzichtenden  Staat  nunmehr 
die  Notwendigkeit  eintritt,  das  Unternehmen  allein  zu  unter- 
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halten,  so  geschieht  dies  dann  nicht  infolge  einer  aus  dem 
neuen  Vertrage  hervorgehenden  Rechtspflicht,  und  lediglich  auf 
solche  Lasten  beziehen  sich  die  betreffenden  Verfassungsbe- 
stimmungen. 

Anders  steht  es  mit  Abänderungsvorträgen,  durch  die  der 
bisherige  Vertrag  formell  aufgehoben  wird1).  Hier  wird  in  der 
Regel  eine  Pflicht  zur  Abänderung  der  Vertragsgesetzgebung  be- 
gründet werden  und  daher  die  neue  Vereinbarung  zu  den  legis- 
lativer Behandlung  bedürftigen  Vertragsklassen  gehören. 

2)  Für  eine  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften 
bei  den  einseitigen  Willenserklärungen,  die  auf  die  Aufhebung 
von  Verträgen  gerichtet  sind,  fehlt  nicht  nur  jeder  Anhalt  im 
positiven  Rechte,  sondern  auch  jede  ratio,  wie  sich  aus  dem  im 
Eingange  dieses  Teils  Ausgeführten  ergibt,  Die  Kündigung  eines 
Vertrages  kann  nie  die  Pflicht  zeitigen,  mit  der  Kndigung  des 
Vertrages  auch  die  Vertragsgesetzgebung  aufzuheben.  Ks  soll 
freilich  hier  anerkannt  werden,  dass  die  Unterlassung  der  vertrags- 
massig vorgesehenen  Kündigung  eines  Staatsvertrages,  die  dessen 
Gültigkeit  um  eine  bestimmte  Zeit  verlängert,  von  weittragendster 
finanzieller,  politischer  und  wirtschaftlicher  Bedeutung  sein  kann, 
allein  eine  Grundlage  für  eine  Mitwirkung  der  Parlamente  bei 
der  Kündigung  oder  für  einen  Entscheid,  ob  die  Kündigung 
unterbleiben  soll,  ist  in  ihrer  Rechtsstellung  darum  doch  nicht 
gegeben.  So  begreiflich  daher  die  immer  wieder  zu  Tage  tretende 
Tendenz  der  Parlamente  sein  mag,  auf  die  Vertragsendigung  einen 
Einfluss  zu  gewinnen,  so  gerechtfertigt  ist  es  vom  rechtlichen 
Standpunkte  aus,  wenn  die  Regierungen  diese  Bestrebungen  zu- 
rückweisen. Als  Beläge  mögen  Fälle  aus  der  preussischen  und 
der  Reichspraxis  hier  angeführt  werden. 

Die  Frage  wurde  z.  B.  im  preussischen  Landtag  bei  der 
Regelung  des  Preussen  sehr  belastenden  Accessioiisverhältnisses  zu 
Wal  deck  angeschnitten.  Vor  Ablauf  des  ersten  Vertrages  vom 
18.  Juli  18t>7,   dessen  Dauer  bis  zum  1.  Januar  187*  sich  er- 


')  In  Bezug  auf  andere  Abänderungsverträge,  die  den  formellen  Vertrag«- 
bestand  unberührt  lassen,  s.  oben  S.  28  einen  Fall  aus  der  preussischen  Praxis : 
bei  ihnen  kommen  gan?  andere  (rcsichtspunkto  in  Betracht. 
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strecken  und  der  mangels  Kündigung  auf  weitere  10  Jahre  laufen 
sollte,  stellte  daher  der  Abgeordnete  Kapp  in  der  47.  Sitzung  des 
Abg.-Hauses  vom  3.  Mai  1876  (12.  Leg.-Per.  III.  Sess.,  Druck-S. 
No.  71,  Sten.  Ber.#S.  1164)  den  Antrag  auf  Kündigung  des  Ver- 
trages, den  er  durch  Hinweis  auf  Art  48  pr.  V.  begründete:  es 
würden  durch  die  Verlängerung  dem  Lande  neue  Lasten  auf- 
erlegt. Dem  Antrage  wurde  nicht  stattgegeben1).  Bei  der  Vor- 
lage des  Erneuerungs-  und  Abänderungsvertrages  vom  2.  März 
1887,  der  das  Verhältnis  dauernd  regeln  sollte,  bis  1.  Jannar 
1898  jede  Kündigung  ausschloss  und  für  die  folgende  Zeit 
Kündigung  mit  2  jähriger  Frist  festsetzte,  kam  es  zu  ähnlichen 
Bedenken.  Die  Regierung  schnitt  sie  aber  damit  ab,  dass,  wie 
sie  erklärte,  nach  der  Staatspraxis  dem  Landtage  nie  ein  Recht 
auf  Zustimmung  zur  Kündigung  oder  Nichtkündigung  eingeräumt 
worden  sei,  es  bleibe  ihm  lediglich  das  Recht,  durch  Interpellationen 
und  Resolutionen  bei  der  Staatsregierung  in  dem  einen  oder 
anderen  Sinne  einzuwirken. 

Auf  demselben  Standpunkt  steht  auch  die  Reichsregierung. 
Auch  sie  weist  jeden  Versuch,  sie  in  ihrer  freien  Entscheidung 
über  die  Vertragskündigung  zu  beeinflussen*),  oder  gar  sie  darin 
auch  nur  für  einen  einzelnen  Fall  zu  beschränken,  energisch  zurück. 
In  der  letzten  Richtung  möge  ein  Vorfall  neueren  Datums  in  die 
Erinnerung  gerufen  werden. 

Es  handelte  sich  darum,  dass  der  Reichstag  dem  „am  f».  März 

1902  in  Brüssel  zwischen  dem  Reiche  und  mehreren  andern 
fremden  Staaten  abgeschlossenen  Vertrage  über  die  Behandlung 
des  Zuckers"  die  verfassungsmässige  Genehmigung  erteile3). 
Art.  10  der  Konvention  bestimmt,  dass  der  Vertrag  vom  1.  Sept. 

1903  bis  1.  Sept.  1908  gelten  solle;  würde  er  nicht  12  Monate  vor 
Ablauf  dieser  Frist  gekündigt,  so  solle  er  noch  ein  Jahr  in  Kraft 


*)  Zunächst  wurde  dann  aber  ein  neuer  Vertrag  an  die  Stelle  gesetzt: 
vom  24.  Nov.  1877  (Ges.  Sg.  1878,  S.  18). 

■)  Bei  der  Debatte  über  die  Interpellation  der  konservativen  Partei 
wegen  der  alsbaldigen  Kündigung  der  Handelsverträge,  Januar  1904,  hat  sich 
die  Reichsregicrung  gar  nicht  vci  treten  lassen,  um  dadurch  ihren  Standpunkt 
zum  Ausdruck  zu  bringen. 

*)  S.  Druck«,  d.  Rt.  10.  Legislaturperiode,  11.  Session  1900/1902  Nr.  618. 
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bleiben.  Hierzu  war  nun  ein  Antrag  eingegangen dass  „die 
Genehmigung  mit  der  Massgabe  erteilt  werden  solle,  dass  die 
Kündigung  für  den  1.  Sept.  1908  rechtzeitig  zu  erfolgen  habe, 
falls  der  Reichstag  die  Zustimmung  zu  der  Verlängerung  nicht 
vorher  gegeben  habe". 

Gegen  diesen  Antrag  sprach  der  Reichskanzler  Graf  Bülow 
auf  das  Eindringsliehste*):  „die  schwerwiegendsten  Gründe 
Staats-  und  völkerrechtlicher  Natur  sprächen  gegen  die  Einräumung 
eines  solchen  Rechtes  an  den  Reichstag;  das  hohe  Haus  hätte  nur 
zu  beschliessen,  ob  es  einem  internationalen  Abkommen  seine  Zu- 
stimmung erteilen  wolle.  Wäre  sie  aber  erteilt,  so  müsste  es  der 
Erwägung  der  verbündeten  Regierungen  überlassen  bleiben,  selbst 
den  Zeitpunkt  für  eine  Abänderung  dieses  Zustandes  zu  wählen. 
Eine  Annahme  jenes  Antrages  würde  für  die  verbündeten  Re- 
gierungen Ablehnung  der  Konvention  bedeuten." 

II.  Erwägungen  völlig  anderer  Natur  knüpfen  sich  an  die 
Frage,  ob  und  in  welcher  Weise  die  gesetzgebenden  Organe  bei 
der  Ausserkraftsetzung  des  vertragsmässigen  Gesetzesrechts 
mitzuwirken  berufen  sind.  Die  gesonderte  Betrachtung  recht- 
fertigt sich  hier  nicht  daraus,  dass  die  Vertragsendigung  wie  die 
Vertragsentstehung  eine  Bindung  der  Gesetzgebung  erzeugt,  weil 
sie  gegebenenfalls  nur  Beweggrund  z.  B.  für  eine  Gesetzesauf- 
hebung ist,  aber  nicht  rechtliche  Ursache;  sondern  sie  erwächst 
auf  Grund  der  (Verlegung,  dass  die  Verknüpfung  zwischen  dem 
Vertrag  und  den  vertragsmässigen  Gesetzen  als  eine  so  enge  gew  oll  t 
ist,  dass  der  Vertragsbestand  als  Bedingung  der  Gesetzesdauer 
erscheint,  obwohl  beiden  an  sich  selbständige  Existenz  zukommt. 

Die  rechtliche  Tragweite  dieser  Verknüpfung  aber  kann  nur 
darin  bestehen,  dass  hier  der  Grundsatz  von  der  formellen  Rechts- 
kraft, wonach  ein  in  Gesetzesform  ergangener  Willensakt  des 
Staates  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  wieder  aufgehoben  werden 
kann,  eine  Durchbrechung  erleidet. 

Ausscheiden  können  hier  die  Fälle,  in  denen  die  Endigung 
des  Vertrages  durch  einen  andern  herbeigeführt  wird  und  der 
neue  Vertrag  nach   dem  im  Vorstehenden  (S.  89)  Ausgeführten 


l)  8.  ebenda  Nr.  683  (cf.  auch  Nr.  689). 

l)  Sten.  Ber.  d.  KT.  192.  Sit*g,  vom  11.  Juni  1902  S.  5609  A. 
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unter  die  in  den  Verfassungen  genannten  Klassen  fallt;  hier  gilt 
das  im  ersten  Teile  Gesagte. 

In  allen  übrigen  Fällen1)  fragt  es  sich  also,  ob  der  Grund- 
satz von  der  formellen  Gesetzeskraft  auch  hier  Platz  greift,  oder 
ob  mit  dem  Vertrage  auch  das  entsprechende  Gesetz  ohne  weiteres 
endigt,  sowie  in  welcher  Weise  die  zweite  Alternative  rechtlich 
zu  begründen  wäre.  Von  den  Schriftstellern  erklärt  sich  ein 
Teil  für  die  erste  Möglichkeit8),  ein  anderer  Teil  für  die  zweite 
—  wobei  aber  unter  diesen  wieder  ein  Streit  darüber  besteht,  ob 
die  gleichzeitige  Endigung  von  Vertrag  und  Gesetz  darauf  zurück- 
zuführen ist,  dass  dem  völkerrechtlichen  Organe  auch  die  Auf- 
hebung des  Gesetzes  übertragen  ist8),  oder  darauf,  dass  der 
Vertrag  stillschweigend  oder  ausdrücklich  zur  Bedingung  für  die 
Geltung  des  Gesetzes  gemacht  ist,  mit  deren  Wegfall  auch  sein 
Bestand  ein  Ende  findet*). 

Soweit  es  sich  nun  um  selbständige  Ausführungsgesetze 
handelt,  bei  denen  der  äusserliche  Zusammenhang  mit  dem  Ver- 
trage ganz  gelöst  ist,  wird  es  in  der  Regel  bei  dem  Grundsatze 
von  der  formellen  Rechtskraft  sein  Bewenden  behalten  müssen; 
ein  auf  Grund  internationaler  Vereinbarung  ergangenes  Strafgesetz 
z.  B.  wird  auch  nach  Kündigung  des  Vertrages  fortbestehen,  bis 
es  durch  ein  Gegengesetz  aufgehoben  wird ,  sofern  nicht  aus 
seinem  Inhalte  oder  sonstigen  Umständen  das  Gegenteil  hervorgeht; 
es  ist  dies  eine  Frage  der  Auslegung. 

Anders  liegt  die  Sache  bei  dem  sogen.  Vertragsgesetze.  Wie 
eng  der  Zusammenhang  zwischen  dem  Vertrage  und  dem  Gesetze 
hier  ist,  lässt  sich  schon  aus  der  Anwendung  dieser  Form  erkennen, 

'•)  Anch  die  oben  in  anderem  Zusammenhange  ausgeschiedenen  Fälle, 
in  denen  die  Vcrtragscndigung  aus  objektiven  Ursachen  erfolgt,  werden  von 
dieser  Frage  mit  berührt. 

•)  Affoltcr  im  Archiv  f.  öffentliches  Recht  Band  VI,  S.  402f.,  Zorn 
Staatsrecht  (1.  Aufl.)  II,  S.  437  und  Annalcn  des  deutschen  Reichs  1889' 
S.  378;  ferner  Sarwej,  Staatsrecht  des  Königreichs  Württemberg,  (1883) 
U,  §  86  S.  98;  Gau  pp,  im  Handbuche  d.  öffentl.  Rechts  III,  1,  2,  §  57, 
S.  183,  Anin.  1. 

«)  So  L  ab  a  n  d,  §  62  (4.  Aull.)  Band  II,  S.  153 f.,  J  e  1 1  i  n  e  k,  Ges. 
u.  Ver.  S.  363,  8  toerk,  a.  a.  0.,  S.  34 f. 

4)  So  Heilborn,  a.  a.  0.  und  B  o  r  n  h  a  k,  preussisches  Staatsrecht 
(1890)  Band  III,  §  151,  S.  28. 
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die  die  Umsetzung  des  Vertragsinhalts  in  Gesetzesform  äussert  ich 
gar  nicht  hervortreten  lässt.  Hier  kann  von  einer  besonderen 
Aufhebung  des  Vertragsgesetzes  durch  ein  Gegengesetz  auch  nicht 
die  Rede  sein,  die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Faktoren  zu 
seiner  Ausserkraftsetzung  erübrigt  sich;  in  der  Anwendung  dieser 
Form  offenbart  sich  zugleich  als  Wille  des  Gesetzes  selbst,  dass 
es  mit  dem  zu  Grunde  liegenden  Vertrage  selbst  auch  sein  Ziel 
finden  will.  Handelt  es  sich  um  die  Endigung  des  Vertrages  in- 
folge Zeitablaufs  oder  vertragsmäßiger  Kündigung,  so  sind  über- 
dies diese  Bedingungen  der  Vertragsaufhebung  zugleich  Bestand- 
teil des  Vertragsgesetzes  geworden,  sodass  der  auf  gleichzeitige 
Endigung  mit  dem  Vertrage  gerichtete  Wille  des  Gesetzes  seinen 
Ausdruck  in  ihm  selbst  gefunden  hat;  bei  der  nicht  vorgesehenen 
Kündigung  aus  wichtigen  völkerrechtlichen  Gründen  oder  bei 
Kündigung  von  der  Gegenseite  spricht  bei  der  Form  des  Vertrags- 
gesetzes die  Vermutung  für  einen  entsprechenden  Willen  des 
Gesetzes.  Die  Deutung,  als  wäre  dem  völkerrechtlichen  Organe, 
—  sei  es  im  allgemeinen  oder  jedesmal  —  die  Ermächtigung  still- 
schweigend erteilt,  das  Vertragsgesetz  aufzuheben,  wenn  der  Ver- 
trag sein  Ende  finde,  reicht  zur  Erklärung  derjenigen  Fälle 
nicht  aus,  in  denen  die  Vertragsendigung  durch  objektive  Tat- 
sachen —  wie  z.  B.  durch  Kündigung  von  der  Gegenseite  —  ein- 
tritt, und  stimmt  auch  mit.  der  Praxis  nicht  überein,  insofern 
diese  in  solchen  Fällen  eine  landesherrliche  Verordnung  —  und 
nur  so  könnte  das  völkerrechtliche  Organ  die  ihm  übertragene 
Befugnis  ausüben  —  nicht  kennt. 

In  der  Staatspraxis  erfolgt  aber  nur  eine  einlache  Bekannt- 
machung z.  B.  der  Kündigung  des  Vertrages  —  im  Reiche  auch 
dies  übrigens  erst  seit  neuerer  Zeit1).  Die  Erklärung  der  Aus- 
nahme von  dem  Grundsatze  der  formellen  Rechtskraft  im  vor- 
liegenden Fall  durch  eine  Delegation  an  das  Staatshaupt  kann 
daher  nicht  gebilligt  werden. 

Es  muss  übrigens  erwähnt  werden,  dass  natürlich  auch  ohne 
Endigung  des  Vertrages  das  ihm  entsprechende  Gesetz  durch  ein 
neues  aufgehoben  werden  kann.    In  der  Tat  ist  dies  mehrfach 


')  Vergl.  hierzu  L a  b  a  n  <L  a.  u  0.,  S.  154  nebst  Anm.  2;  H  c  i  1  b  or  n, 
a.  a.  O.,  S.  185. 
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vorgekommen  *),  allerdings  nicht  mit  Absicht,  sondern  in  Unkennt- 
nis der  Tragweite  erlassener  Gesetze  für  die  Derogation  von  staats- 
vertragsmässigem  Rechte.  Diese  Möglichkeit  reicht  aber  nicht 
aas,  um  für  das  Reichsstaatsrecht  die  Konstraktion  des  Gesetz- 
gebungsprozesses zu  verändern  und  dem  Kaiser  als  völkerrecht- 
lichem Vertreter  ein  ihm  sonst  nicht  zustehendes  Sanktionsrecht 
wenigstens  in  denjenigen  Fällen  zuzusprechen,  in  denen  die  Auf- 
hebung eines  Vertragsgesetzes  in  Finge  kommt8);  seine  Befugnisse 
bei  der  Reichsgesetzgebung  bleiben  in  jedem  Falle  auf  die  in 
Art.  17  Rvf.  gewährten  beschränkt,  hier  kommt  nicht  einmal 
jene  tatsächliche  Verschiebung,  die  eine  Folge  des  Ratifikation s rechts 
ist,  zur  Geltung.    (Vergl.  oben  S.  61  f.) 

Keine  Besonderheiten  bietet  die  in  der  Litteratur  im  Anschluss 
an  die  kaiserliche  Verordnung  vom  4.  Juli  1893  (Reichsges.-Bl. 

5.  203)   zum    deutsch  -  österreichischen    Handelsvertrage  (vom 

6.  Dezember  1891,  Reichsges.-Bl.  1892,  S.  3  f.)  behandelte  Frage 
von  der  „partiellen  Suspension"  völkerrechtlicher  Verträge3).  Ob 
die  Aufhebung  von  Teilen  eines  Vertragsgesetzes  oder  Aus- 
führungsgesctzes  zu  einem  Vertrage  mit  den  völkerrechtlichen 
Pflichten  des  Staates  vereinbar  ist,  richtet  sich  nach  dem  Ver- 
trage, und  ist  mangels  Zulassung  in  diesem  zu  verneinen.  Das 
1893  erlassene  Ausführungsverbot  von  Heu,  Stroh  und  Futter- 
kräutern vet\>tiess  also  zunächst  gegen  den  genannten  Handels- 
vertrag, der  nur  andere  Ausnahmen  von  der  Handelsfreiheit 
ausdrücklich  gestattete.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  das  Aus- 
fuhrverbot staatsrechtlich  gültig  gewesen  ist.  Stellt  man  sich 
nun  auf  den  Standpunkt,  dass  der  Bundesrat  für  den  Erlass  von 
Ausfuhrverboten  das  zuständige  Organ  ist  und  die  Form  des  Er- 
lasses eine  kaiserliche  Verordnung  mit  Erwähnung  der  Zustimmung 
des  Bundesrats  ist*),  so  wäre  an  sich  die  in  Rede  stehende  teil- 
weise  Aufhebung  des  deutsch-österreichischen  Handelsvertrages 


')  Entscheidungen  des  preussischcn  OberverwaltungsgerichU,  Band  VI, 
S.  34  f.,  Band  XVIU,  S.  79. 

*)  Dies  gegen  H  e  i  1  b  o  r  n,  a.  a.  0.,  S.  178 f. 

«)  Vergl.  Stoerk,  a.  a.  0..  Heilborn,  S.  198. 

*)  Vergl.  hierüber  Seydcl,  Commentar  zu  Art.  33  Rrf.  (2.  Aufl.) 
S.  231  f. 
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formell  unbedenklich ;  aber  sie  verstösst  gegen  das  Vertragsgesetz, 
zu  dem  der  Handelsvertrag  mil  Österreich  umgewandelt  worden 
war,  da  ja  auch  in  dieses  nur  die  im  Vertrage  genannten  Aus- 
nahmen von  der  Handelsfreiheit  übergegangen  waren ;  die  damalige 
Rechtsverordnung  überschritt  damit  also  auch  die  staatsrecht- 
liche Schranke,  die  den  Rechtsverordnungen  gezogen  ist1). 


')  Vergl.  hierzu  statt  Allor  Laband  im  Handbucho  des  öffenll.  Rechts 
(2.  Aufl.)  §  16,  S.  92  f.  und  über  die  Prüfung  der  Gültigkeit  der  Verordnung 
wegen  ihrer  Gesetzmässigkeit  S.  95. 
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I.  Einleitung.  §  1 


Sinn  und  Bedeutung  der  Fragestellung. 

Je  nachdem  man  die  Äusserungen  der  Staatsgewalt  be- 
trachtet, wie  sie  sich  zeigen  in  der  Regelung  des  inneren  Staats- 
urganismus oder  in  der  Wahrnehmung  der  Beziehungen  dieses 
Staatswesens  zu  den  übrigen  im  völkerrechtlichen  Verkehr,  kann 
man  eine  Scheidung  der  Hoheitsrechte  vornehmen  in  innere  und  in 
auswärtige  Hoheiterechte1).  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und 
Verwaltung  sind  die  verschiedenen  Arten  der  Betätigung  der  inneren 
Hoheitsrechte,  Gesandtschafts-  und  Konsulatsrecht,  Vertragsrecht 
und  schliesslich  das  Recht,  als  kriegführende  Macht  aufzutreten, 
kennzeichen  den  Umfang  der  auswärtigen2). 

Dass  dem  „Staatswesen"  schlechthin  sowohl  die  Fülle  der 
nach  innen  gewandten  Kompetenzen  zusteht,  als  auch  sämtliche 
Hoheitsrechte  zukommen  müssen,  die  im  völkerrechtlichen  Verkehr 
den  einzelneu  Staaten  überhaupt  eingeräumt  zu  werden  pflegen, 
ist  ganz  selbstverständlich  und  folgt  aus  der  Analyse  des  Staats- 
begrifles:  Der  inneren  Selbständigkeit  muss  korrespondieren  die 
.äussere  Unabhängigkeit  und  umgekehrt. 

Ganz  anders  wird  die  Sachlage  in  den  Staatenverbindungen, 
besonders  im  Bundesstaat.  Hier  findet  der  eigentümliche  Vor- 
gang statt,  dass  zwei  Staatsgewalten,  die  der  Einzelstaaten  und 
die  der  Zentrale,  mit  gleichgerichtetem  Betätigungswillen  nach 


')  Zur  Terminologie  vgl.  Brie,    „Staatenverbindungen"  S.  22  und 
Häncl,  Staatsrecht,  S.  534. 

3)  Vgl.  v.  Lisxt,  Völkerrecht,  S.  41:    Rivicr,  S.  11(J:    Brie  a.  a.  0., 
S.  107.    Auch  bei  der  Betätigung  der  auswärtigen  Hoheitsrechte  ündet  eine 
verwaltende  Tätigkeit  des  Staates  statt.    Vgl.  dazu  S.  2  An  in.  1. 
Bleu,  Auswärtige  HobelUrecbte  1 
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innen  und  nach  aussen  hin  in  Konkurrenz  mit  einander  treten. 
Die  notwendige  Kompetenzordnung  zu  schaffen,  die  auch  den 
völligen  Ausschluss  der  einen  Kompetenz  von  gewissen  Gebieten 
zur  Folge  haben  kann,  ist  die  Sache  und  der  Sinn  der  Verfassung 
des  betreffenden  Organismus.  Zwar  muss  auch  hier  der  Satz 
gelten,  dass  die  den  Einzelstaaten  etwa  zustehenden  auswärtigen 
Holieitsrechte  zur  Grundlage  haben  müssen  die  entsprechende 
Freiheit  und  Selbständigkeit  im  Innern1):  Soweit  also  positiv 
auswärtige  Hoheitsrechte  der  Einzelstaaten  bestehen,  lassen  sie 
unbedingt  einen  Rücksehluss  zu  auf  das  Gestehen  von  inneren. 
Ks  ist  aber  wohl  möglich,  dass  im  Interesse  eines  einheitlichen 
und  energischen  Auftretens  nach  aussen  hin  —  und  häufig,  wenn 
nicht  immer,  wird  gerade  dies  das  Hauptmotiv  zum  engeren  Zu- 
sammenschlüsse von  Staaten  bilden2)  —  die  Zentralgewalt  es 
allein  und  ausschliessend  übernimmt,  die  lieziehungen  zu  anderen 
Staaten  wahrzunehmen5):  Soweit  also  auswärtige  Holieitsrechte 
der  Einzelstaaten  nicht  bestehen,  ist  ein  gleicher  Schlu»,  wie 
oben,  nicht  zulässig. 

Für  die  Hetrachtung  des  Einheitsstaates  völlig  überflüssig,  ge- 
winnt die  Frage,  inwieweit  einem  „Staate",  der  nur  ein  Glied 
einer  Gesamt  Persönlichkeit  ist,  auswärtige  Hoheitsrechte  zustehen, 
so  ihre  volle  Berechtigung.  Sie  zeigt  uns  in  ihrer  positiven  He- 
antwititung  vor  allem,  wie  weit  auch  die  Einzelstaaten  noch  im- 
stande sind,  ihre  Beziehungen  zu  anderen  Staatswesen,  dem  Aus- 
lände und  anderen  Einzelstaaten,  selbsttätig  zu  regeln,  wieweit  sie 
Volkerrechtspersönlichkeit  bewahrt  haben;  sie  gibt  daneben  aber 
auch  ein  Hild  von  der  unbezweifelten  inneren  Selbständigkeit 
der  Einzelstaaten,  gibt  also  scharf  den  Punkt  an,  wo  die  im 
allgemeinen  sich  ausdehnende  Kompetenz  der  Zentralgewait  Halt 
macht  in  harmonischem  Respektierung  der  äusseren  und  inneren, 
d.  h.  kurz:  der  rStaatsupersönlichkeit  der  Einzelstaaten. 

')  ImYsit  Zusammenhang  «ler  inneron  und  äusseren  Kompetenzen  wir«! 
mi>  noch   weiter  zu  beschäftigen   haben.    Ypl.  auch  Hünel   a  n.  O.  §  91. 

*-)  F  Ilm  an  11,  8.  11):  Itrie,  Staatenv.  rb  ,  S.  100,  107. 

3)  Niiluv.n  vollständig  ist  »lies  der  Fall  in  «Im  Vej einipten-Staattti  von 
Aiu.  lik:..  v»|.  Alt.  1  sect.  9  Jj§  9  IV.  seet.  Kl  ^  1.2.  All.  2  seft.  2  §§  1,  L',  «!.  Verf 
vu'l.  1 :  i  1 1  1  imaiiu  1,  S.  29X  II '-.  M  ä  u  .■  I ,  Staatsrecht,  S.  *).*59.  vgl.  au.  h  Hunlos- 
verfassun«:  <i*  r  Schw eizerischen  Fiilgcnosscnschnfi  v.  29.  Mai  LS74  Art.  7.8. 
(9)  10.  14.  15.    Hlumer-Morel  I,  S.  195  IT. 
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Bei  der  so  häufig  erhobenen  Frage1),  ob  den  nicht  souveränen 
Gliedstaaten  überhaupt  eine  völkerrechtliche  Rechtspersönlichkeit 
zukommen  könne,  ist  die  völkerrechtliche  von  der  staatsrechtlichen 
Seite  scharf  zu  scheiden.  Zunächst  muss  die  staatsrechtliche 
(praktische)  Frille  entschieden  sein:  Ist  nach  der  Verfassung  des 
Gesamt wesens  ein  selbständiger  Verkehr  für  die  Einzelstaaten  mit 
anderen  Staaten  Oberhaupt  noch  ermöglicht?  —  Das  ist  das 
eigentliche  Thema,  das  wir  behandeln  wollen.  Dann  erst  ist  das 
völkerrechtliche  (mehr  theoretische)  Problem  zu  untersuchen: 
Hat  dieser  Verkehr  der  Einzelstaaten,  der  vor  ihrer  Eingliederung 
in  den  Boichsorgan  isinus  zweifellos  rein  völkerrechtlicher  Natur 
war,  nach  und  trotz  der  Eingliederung  noch  denselben 
(völkerrechtlichen)  Charakter  beibehalten?  Inwieweit  kann  es  sich 
für  die  Einzelstaaten  überhaupt  noch  um  „auswärtige  Hoheits- 
reehte*  in  dem  schlechthin  üblichen  Sinne  handeln?  Auf  diesen 
Punkt  kommen  wir  noch  unten  (auf  Seite  14  f.)  kurz  zurück2). 
Heide  Fragen  werden  wir  für  die  deutschen  Gliedstaaten  bejahen 
müssen  und  werden  daher  im  Folgenden  einstweilen  einfach  von 
„völkerrechtlichem"  Handeln  der  Einzelstaaten  reden. 

Die  Hauptfrage:  Erörterung  des  bestehenden  Zustandes 
öffnet  den  Blick  für  zwei  weitere  Fragen,  die  das  eigentliche  Thema 
umrahmen:  das  Vorher  und  das  Nachher. 

1)  Wie  stellt  sich  uns  die  völkerrechtliche  Handlungsfähigkeit 
der  deutschen  Einzelstaaten  ganz  allgemein  jeweils  dar  in  dem 
grossen  Entwicklungsprozess,  der  seinen  Ausgangspunkt  nimmt  von 
der  Existenz  deutscher  „Staaten"?  Die  Beantwortung  dieser  Frage 
wird  uns  auch  für  die  Beurteilung  des  heutigen  Verfassungszu- 
standes  noch  von  Wert  sein  und  hat  schon  deshalb  ihre  Berechtigung, 
mag  diesei  Prozess  auch  nicht  kontinuierlich  in  grader  Linie  ver- 
laufen sein. 

')  Vgl.  v.  Liszt,  Völkerrecht,  S.  41 ;  Ullmann,  S.  41 ;  Nippold, 
S  105. 

*)  Er  entbehrt  nicht  dos  theoretischen  Intorcsses,  wenn  auch  für  die 
Praxis  Lab  and  Recht  haben  mag  mit  der  Behauptung,  dass  bei  der  An- 
bahnung und  Fortführung  völkerrechtlichen  Vorkohrs  ein  Staat  sich  letzten 
Endes  nicht  wird  von  theoretischen  SiUzcn  des  Völkerrecht«  bestimmen  lassen, 
die  ihm  Aufsohluss  darüber  geben,  ob  ein  eigentlich  völkerrechtlicher  Ver- 
kehr mit  dem  betreffenden  (jliedstaate  überhaupt  möglich  ist  (Staatsrecht  III, 
S.  2). 

!• 


'2j  Wie  sind  die  Aussichten  für  die  Zukunft  ?  nicht  im  politischen, 
sondern  im  staatsrechtlichen  Sinne,  d.  h.  wie  weit  ist  durch  die 
Reichsverfassung  den  Einzelstaaten  Gewahr  dafür  geleistet,  dass 
sie  auch  in  Zukunft  im  besitze  ihrer  Rechte  bleihen? 

Die  Hauptfrage  erfordert  eine  Reantwortung  nicht  nur  hin- 
sichtlich des  Unifanges,  Mindern  auch  hinsichtlich  der  Art  und 
Weise  der  Ausübung  der  den  Einzelstaaten  verbliebenen  Kompetenzen. 

II.  Kurzen  Überblick  über  die  historische 
Entwickelung.   §  2. 

Der  ursprüngliche  Einheitsstaat  des  alten  Deutsehen  Reiches 
liess  durch  zentrifugale  Kraft  einzelne  Staaten  aus  sich  heraus 
entstellen.  Diese  schlössen  sich,  erst  noch  im  Rundesstaat '),  dann, 
derselben  Tendenz  folgend,  in  begrifflich  noch  loserer  Vereinigung, 
im  Staatenbunde,  zusamnieugefasst,  schliesslich,  einer  zentripetalen 
Kraft  folgend,  wieder  zum  Rundesstaat  zusammen  (der,  ent- 
sprechend dem  ganz  andern  genetischen  Prinzip,  auch  einen  andern 
Charakter  als  der  erste  Rundesstaatstypus  aufweist).  Und  so 
deutet  die  aufgerollt»'  Entwicklung  vielleicht  schon  auf  das  letzte 
Glied  der  Kette,  zugleich  den  Ausgangspunkt  des  Kreislaufes,  den 
Einheitsstaat,  hin.  Dieser  Prozess  findet  seinen  Niederschlag  in 
Gestaltung  und  Umfang  der  den  Einzelstaaten  jeweils  zustehenden 
auswärtigen  Hoheitsrechte. 

1.  Charakteristisch  ist  als  Ausgangspunkt .für  die  Kompetenz- 
verteilung zwischen  Reich  und  Keichs>tänden  im  alten  Deutschen 
Ii  ei  che  das  historisch  sicher  unhaltbare,  aber  juristisch  schon 
durch  Hippolithus  a  Lapide  begründete  Prinzip,  dass  dem 
Kaiser  nur  die  ihm  erweislich  gebührenden  Rechte  zuständen, 
alle  andern  aber,  und  zwar  als  nicht  abgeleitete,  sondern  als 
eigene  Rechte,  den  Ken  hsständen  zukämen'-).  Den  tatsächlichen 
Machtverhältnissen   entsprechend   traten   denn   auch  die  grosseren 


')  V-1.  (loffi-ken  in  Holtzenrtorffs  Handbuch  I  II.  S.  1-4 :  Proebstin 
A  minien  1KS2,  8  2-15;   Hrie.  a.a.O.  S.  10O  1<H.  128  129. 

2)  Y«l.  Selm. eiler,  S.  S.'»()ir.:  Itric.  Staatenverb..  S.  108  ff.  besonders 
auch  «lic  Ausführungen  vun  Schulze,   l'rcuss.  Staatsr.2  Jl  S.  (J12. 
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Reichsstände  ganz  wie  selbständige  Machte  im  Staatenverkehr 
auf  und   forderten   sämtliche  auswärtige  Hoheitsrechte  für  sich. 

Sie  beanspruchten  nicht  nur  das  aktive  und  passive  Gesandt- 
schaftsrecht für  sich,  soweit  von  einem  ausgebildeten  Gesandtschafts- 
recht" in  dem  modernen  völkerrechtlichem  Sinne  überhaupt  da- 
mals die  Rede  sein  konnte1),  sondern  auch  das  Recht  zu 
selbständigen  Vertragsschlüssen,  Allianzen,  zum  selbständigen 
Kriegführen  und  Friedenschliessen.  Geringe  Zugeständnisse  nur 
wurden  hinsichtlich  der  Ausübung  im  Interesse  der  Gesamtheit 
gemacht*).  Wie  weit  man  in  praxi  das  Kinzelinteresse  hinter 
das  Gesamtinteresse  setzen  wollte,  blieb  schliesslich  auch  der 
Ki n ze  1  w i  1 1 k fir  über  1  assen . 

Das  wurde  auch  nicht  geändert  durch  die  ausdrückliche 
schriftliche  Fixierung  solcher  Beschränkungsgrundsät/e:  Die  Be- 
stimmungen des  J.P.O.  (besonders  Art.  XIII  §  '2  kommt  in  Be- 
tracht)3; fanden  in  der  Praxis  wenig  Beachtung*). 

Dieser  selbständigen  Stellung  der  Reichstände  entsprach  es, 
dass  der  Kaiser  im  Verkehr  mit  dem  Auslande  sich  stets  nur  in 
völliger  Abhängigkeit  vom  Willen  der  Reichsstände  bewegen 
konnte. 

Das  zähe  Festhalten  der  Rcichsstände  an  ihrer  völkerrecht- 
lichen Handlungsfähigkeit  trug  erkennbar  zu  dem  Untergange  des 
Reiches5)  und  dem  Scheitern  der  gerade  hier  ansetzenden  Refbrm- 
versuche  vom  1(5.  Oktober  18146)  bei. 


')  Mit  dem  Reiche  traten  die  auswärtigen  Mächte  nicht  durch  die 
Person  des  Kaisers,  sondern  durch  den  Reichstag  in  Verkehr. 

»)  Vgl.  Schulze,  Deutsches  Staatsrecht  11,  320  IT. :  «ieffeken  in 
Holtzcndorffs  Handbuch  III,  S.  124  f.  und  «23. 

»)  Art.  VIII  §2  bestimmte:  Cum  primis  vero  ius  faciendi  inter  se  et 
cum  ceteris  foedera  pro  sua  euiusque  conservatione  et  securitate.  singulis 
statibus  perpetuo  liberum  esto —  und  eingeschränkt  wurde  dies  nur  durch  die 
Klausel:  ita  tarnen,  ne  ejusmodi  foedera  sitit  contra  iinpcratoiciu  et  im- 
perium  pacemque  eius  publicam  vel  haue  imprimis  trausactionem  liaut<|Uc 
salvo  per  omnia  iuraincnto,  quo  qtiisque  imperatori  et  imperio  adslrictus  est. 

*;  Vgl.  Schroeder,  S.  871  bcsotiders  über  die  Sonderkriege  und 
-Friedensschlüsse. 

■)  Vgl.  Schulze  a.  a.  <).,  S.  321. 

•)  Vgl.  Proobst,  S.  245. 


*2.  D  i  e  B u  n  d  e  s  ak  t  e vom  gleichen  Grundgedanken  ausgehend  *), 
Hess  den   „souveränen"    Einzelstaaten  das  Gesandtschaftsrecht s). 

Die  Bundesstaaten  behielten  ferner,  in  den  Schranken  des 
Art.  '1  der  Bundesakte,  eine  heinahe  ungekürzte  Vertragsfreiheit : 
denn  es  wird  zwar  der  Bundesgewalt  das  Recht  gegeben,  Unter- 
handlungen und  Verträge  für  den  Bund  abzuschliessen  (in  Art,  f>0 
der  die  Bundesakte  ergänzenden  Wiener  Schlussakte,  welcher  die 
Befugnisse  der  Bundesversammlung  auf  dem  Gebiete  des  Aus- 
wärtigen enthält);  aber  durch  den  Art.  3  wird  ausdrücklich 
die  Kompetenz  des  Bundes  auf  den  in  der  Bundesakte  an- 
gegebenen Umfang  beschränkt,  mithin  auch  hier  die  Vertrags- 
freiheit der  Einzelstaaten  anerkannt.  Auch  das  Kriegsrecht  war 
in  der  Bundesakte  den  Einzelstaaten  nicht  entzogen4,),  ausser  im 
Verhältnis  zu  den  verbündeten  Staaten,  und  dementsprechend  be- 
hielten die  Bundesglieder  das  Hecht  zu  Bündnissen  aller  Art. 
Nur  durften  sie  keine  Verbindungen  eingehen,  welche  gegen  die 
Sicherheit  des  Bundes  oder  einzelner  Bundesstaaten  gerichtet 
waren,  ebensowenig  bei  einmal  erklärtem  Bundeskrieg  einseitig 
mit  dem  Feinde  unterhandeln,  Waffenstillstand  oder  Frieden 
schliessen  (Art.  XI  der  Bundesakte).  Das  Resultat:  Eine  prinzi- 
piell auf  dem  ganzen  Gebiete  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
konkurrierende  Zuständigkeit  der  Einzelstaaten  und  des  Bundes, 
modifiziert  nur  hinsichtlich  der  Ausübung  und  zwar  besonders  des 
Kriegsrechts.  Eine  Kompetenzerweiterung  der  Zentralgewalt  war 
so  gut  wie  ausgeschlossen5!. 

l)  Uber  dio  Wiener  Kongressakte  vgl.  jetzt  insbes.  Fleisch  mann, 
Völkerrcchtsquellcn  S.  5  ff. 

»)  8.  Art.  III  W.  Sehl.  A.  (Hindi Ufr,  dtschc.  Stauts^rundgcs.  III,  8.  42). 

*)  Vgl.  Eingang  zur  Bundesakte,  Schulze  a.a.O.  In  praxi  weit  be- 
deutender als  das  des  Bundes:  (leffcken  a.  a  O.,  S.  t>23. 

*)  Vgl.  Geffcken,  a.  a.  <).,  S.  124;  Brie,  a.  a.  (>.,  S.  !»4 ;  Schulze,  a.  a.O., 
II,  8.321  f.;  Prestele,S.2  Amn.;  Procbst,  S.  24 *i;  Schnieder,  S.  871  ff:  vgl. 
auch  Art.  XI  Abs.  4  der  Bundesaklc,  Ait.  I  >V.  Schi.  A.  und  Art  XV111  ff.  Wie 
allerdings  die  W.  Schi.  A.  meist  interpretiert  wird,  sollten  die  betreffenden 
Bestimmungen  nur  für  die  Staaten  gellen,  die  auch  ausserhalb  des  Bundes 
Besitz  hatten.  Vgl.  W.  Schi.  A.  Art.  XXXXVI,  Schulze  a.  a.  <>.,  S.  322, 
Sarwey  II,  8.  87;  Thudichum,  ..Verfassungsrecht  des  Norddeutschen 
Bundes",  S.  251. 

6)  Bundesakte  Art.  VII,  s.  auch  Brie,  a.  a.  O.,  8.  8if. 
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3.  Der  Wunsch  nach  Konzentration  zeigt  sich  deutlich  in 
der  R e  i  <•  Ii  s  v  c  r  f  a  s s  u  n  g  v  o m  '2  N.  März  IM  0.  Zwar  ist.  auch  hier 
der  Ausgangspunkt  der  gleiche  geblieben  f§  '>),  in  den  <> — 10 
aber  werden  die  auswärtigen  Hoheitsrechte  den  Einzelstaaten  grund- 
sätzlich, und  zwar  nicht,  nur  der  Ausübung  nach,  entzogen  und 
beinahe  in  voller  Ausschliesslichkeit  auf  das  Reich  übertragen. 
Die  in  §  8  zugestandenen  Befugnisse  für  das  Vertragsrecht  werden 
.-ofort  durch  §  \)  eingeschränkt. 

Man  war  zu  weit  gegangen!  Die  Verfassung  trat  nie  in 
•  ich  »mg  und  die  sogenannten  Erfurter  Unionsentwürfe,  die 
die  meisten  Sätze  der  Rcichsverfassung  einfach  übernahmen,  zeigen 
durch  kleine,  scheinbar  geringfügige  Abweichungen  gerade  bei 
der  Regelung  der  auswärtigen  Hoheitsrechte,  dass  man  von  den 
radikalen  Prinzipien  abgekommen  war.  Das  Grundprinzip  des 
$  ist  unverändert  übernommen,  gibt  aber  in  Verbindung  mit  den 
abgeänderten  Paragraphen  ein  sehr  verändertes  Hild  der  Kompetenz- 
verteilung. Ausschliesslich  hat  die  Reichsgewalt  nur  das  „Recht 
des  Krieges  und  Friedens"    (§  10). 

Entwürfe  der  Erfurter 
Reichsverfassung.  Unions-Verfassung. 

Die  einzelnen  deutschen  Staaten  behalten  ihre  Selbständig- 
keit, soweit  dieselbe  nicht  durch  die  Reichsverfassung  beschiänkt 
ist;  sie  haben  alle  staatlichen  Hoheiten  und  Rechte,  soweit  diese 
nicht  der  Reichsgewalt  ausdrücklich  übertragen  sind. 


Die  Reichsgewalt  aus- 
schliesslich übt  dem  Auslande 
gegenüber  die  völkerrechtliche 
Vertretung  Deutschlands  und  der 
einzelnen  deutschen  Staaten  aus. 
§7. 

Die  einzelnen  deutschen 
Regierungen  haben  nicht  das 
Recht,  ständige  Gesandte  zu 
empfangen  oder  zu  halten. 


§6. 

Die  Reichsgewalt  übt  . 

aus. 


§7- 

Die  einzelnen  deutschen  Re- 
gierungen haben  ihr  Recht  .  .  . 
auf  die  Reichsgewalt  über- 
tragen. 
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Auch  werden  dieselben 
keine  besonderen  Konsuln  halten. 

Absendung  von  Bevoll- 
mächtigten an  den  Reichsvorstand 
oder  andere  deutsche  Re- 
gierungen ist  

§8- 

Die  einzelnen  


abzusch  Hessen. 

Ihre  Befugnis 


beschrankt  sich  auf  Gegenstände, 
welche  nicht  der  Zuständig- 
keit der  Reichsgewalt  zu- 
gewiesen sind. 


Auch  dürfen  dieselben  keine 
besonderen  Konsuln  halten.  Die 
Absendung  von  Bevollmächtigten  j  Die 
an  das  Reichsoberhaupt  ist  den 
einzelnen  Regierungen  un- 
benommen. 

§8. 

Die  einzelnen  deutschen 
Regierungen  sind  befugt,  Ver- 
träge mit  anderen  deutschen  Re- 
gierungen abzuschliessen. 

Ihre  Befugnis  zu  Verträgen 
mit  nicht  deutschen  Regierungen 
beschränkt  sich  auf  Gegenstände 
des  Privatrechts,  des  nach- 
barlichen Verkehrs  und  der 
Polizei. 

Alle  Verträge  nicht  rein 
privatrechtlichen  Inhalts,  welche 
eine  Deutsche  Regierung  mit 
einer  anderen  deutschen  oder 
nichtdeutschen  abschliesst,  sind 
der  Reichsgewalt  zur  Kenntnis- 
nahme, und,  insofern  das  Reichs- 
interesse dabei  beteiligt  ist,  zur 
Bestätigung  vorzulegen. 

Aus  allen  den  besprochenen  Verfassungen,  so  verschieden 
auch  die  tatsächlichen  zu  Grunde  liegenden  Verhältnisse  gewesen 
sein  mögen,  geht  das  eine  hervor:  Stets  wird  sogar  in  der  Ver- 
fassung selbst  die  Subsidiarität  der  Zentralkompetcnz  ausdrücklich 
hervorgehoben.  Sie  hat  nur  die  Rechte,  die  sich  unbedingt  aus 
dem  Zweck  des  Zusammenschlusses  ergeben  oder  ihr  ausdrücklich 
zuerkannt  sind:  Die  Vermutung  spricht  also  stets  für  die 
Kompetenz  des  Gliedes. 

Wir  kommen  jetzt  zur  Erörterung  des  bestehenden  Vei  lassungs- 
zustandes.  Von  der  Tatsache  ausgehend,  dass  auch  den  Einzelstaaten 
trotz  Eingliederung  in  den  Reichsorganismus  noch  völkerrechtliche 
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Handlungsfähigkeit  zukommt,  wollen  wir  zunächst  schildern,  wie  sich 
die  mit  einander  konkurrierenden  Kompetenzen  des  Reiches  und  eines 
Einzelstaates  verteilen  auf  dem  Gebiete  friedlichen  Verkehrs  mit 
den  übrigen  Völkerrechtusubjekten,  also  im  Einzelfalle  mit  einem 
ausländischen  Staate  oder  einem  anderen  Einzelstaate.  Wir  behandeln 
zuerst  das  Gesandschafts-  und  Konsulatsrecht  und  darauf  das  Vertrags- 
recht, um  dann  zu  seh  Hessen  mit  der  Betrachtung  des  Kriegsrechts. 
Als  Ahschluss  des  ganzen  Teils  wird  die  Frage  behandelt  werden : 
In  wieweit  können  die  Einzelstaaten  dem  Reich  gegenüber  noch 
in  die  Lage  kommen,  von  ihren  auswärtigen  Hoheitereehten  Ge- 
brauch zu  machen,  und  welches  ist  die  Rechtsnatur  dieser  Be- 
ziehungen? 

III.  Die  auswärtigen  Hoheitsrechte  der  deutschen 

Einzelstaaten. 

1)  Die  allgemein  gültige  Kompetenzverteilung  zwischen 
Reich  und  Einzelstaaten  hinsichtlich  der  auswärtigen 

Hoheitsrechte. 

A.   Im  Allgemeinen.  §  3. 

Auch  für  die  allgemeine  *j  Kompetenzverteilung  zwischen  dem 
jetzigen  deutschen  Reich  und  den  Einzelstaaten  mus.s  es  —  wie  hin- 
sichtlich der  Hoheitsret  hte  überhaupt,  so  auch  der  auswärtigen  —  als 
oberster  Grundsatz  gelten:  Prinzipiell  steht  den  Einzelstaaten 
die  volle  Staatsgewalt  zu,  ihnen  stehen  speziell  alle 
die  auswärtigen  Hoheitsrechte  zu,  die  ihnen  nicht  aus- 
drücklich durch  die  Reichs  Verfassung  (oder  Reichs- 
gesctze)  entzogen  sind,  oder  die  nach  der  ganzen  Natur 
des  Reiches  nur  diesem  zustehen  können2/. 

')  D.  h.  also  abgesehen  -/.uuachät  von  den  Sonderrechten  einzelner 
Gliedstaaten. 

«)  Vgl.  die  Thronrede  in  Stcn.  »er.  d.  K.T.  18»>7  I  S.  1  ebenso  S.  13*5, 
vgl.  ferner  Laband  I,  S.  !M5  ff.,  II  S.  155,  III  S.  337,  1VS.54:  Hfinel, 
8.  218,  551,  71)8  ff.:  Schulze,  Dtsch.  Staatsr.  11  S.  333;  Arndt,  Staiatsr. 
8.713:  v.  Rönne,  Pr.  Staatur.'  18.12(5,  128:  H.Meier,  8.271:  l'roebst, 
8.  245;  Tinsch,8.  28;  Uorius  in  Annahm  1875,  S.  544;  Jellinek,  System, 
8.  281  ff.  —  Was  den  letzten  Punkt  anlangt,  so  wird  gegenwärtig  nur  noch 
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Es  hat  sich  dies  Prinzip  einmal  schon  in  voller  Klarheit  bei 
sämtlichen  oben  besprochenen  Verfassungen  Deutschlands  gezeigt. 
Dass  wir  von  demselben  Grundsatz  ausgehen  können  bei  Inter- 
pretation der  Reichsverfassung,  ergibt  sich  weiter  daraus,  dass  die 
tün/.elstaaten  zweifellos  beim  Eintritt  in  den  Keichs-  resp.  Hundcs- 
verband  souverän  waren  und  aus  der  Fülle  der  ihnen  zustehenden 
Hoheitsrechte  zu  gunsten  der  Zentralgewalt  auf  einzelne  ver- 
zichteten, sodass  ihnen  die  übrigen  noch  zustehen.  Unterstützt 
wird  unsere  Ansicht  endlieh  auch  durch  die  Hetnuhtung  der 
Keichsverfassung  selbst,  wenn  dieselbe  auch  keinen  besonderen 
derartigen  Artikel  aufweist  ';. 

Hänel*)  besonders  widmet  der  Technik  bei  Auslegung  der 
Reichsverfassung  ausführlicheDarlegungen.  Er  geht  davon  aus,  dass 
die  historische  Entstehungsweise  und  die  Schwierigkeit,  die  beider- 
seitigen Kompetenzen  zu  bestimmen,  massgebend  sei  für  die  ge- 
setzgeberische Methode;  es  werde  überall  nur  die  Verfassung  dos 
Zentralwesens  gegeben,  infolgedessen  würden  positiv  nur  dessen 
Kompetenzen,  die  der  Einzelstaaten  aber  nur  negativ  dahin  be- 
stimmt, was  alles  ihnen  nicht  zustehe.  , Ihnen  verbleibt  alles 
dasjenige,  was  dem  rechtlichen  Wirkungskreise  des  zentralen  Ge- 
meinwesens nicht  zugeschrieben  istttSi. 

von  wenigen  Schriftstellern  der  Mangel  einer  völkerrechtlichen  Persönlichkeit 
der  Gliedstaaten  als  Konsequenz  ihres  Zusammenschlusses  im  „Hundesstaat" 
überhaupt  hingestellt,  so  r.  B.  Bulincrincq  in  Marquardscn  I,  S.  11)4: 
v.  Hultzendorff  in  seinem  Hundhnch  II  S.  137:  Martens  Völkerrecht  I, 
S.  '241  f  ,  24ßf.;  vgl.  dagegen  Hnbl«r,  Magistraturen,  S.  21 :  Brie,  S.  U>8, 
Ainn.  —  IHlmann,  S.  SUi  stellt  die  Beschränkung  der  einzelstaatliehen  völker- 
rechtlichen Handlungsfähigkeit  nur  für  das  Gesandtschaftsrecht  als  Hegel 
hin,  in  ähnlichem  Sinne  v.  Liszt.  S.  110:  HI  u  nt  sc  Ii  1  i,  Völkerrecht,  S.  87; 
Hivier,  S.  2G\.  Sehr  pointiert  hebt  diese  Frage  hervor  Geffeken  in 
Holtzendorlf's  Handbuch  III  §  151,  8.  622. 

l)  wie  z.  B.  die  Verfassung  der  Ver.  St.  von  Amerika  von  1787 
Art.  II.  Vgl.  dazu  von  Holst  in  Marquardscn  IV.  1.  2.  S.  32,  und  die 
Schweizer  Verfassung  von  1874  in  Art.  III.  Ein  entsprechender  Antrag 
Zach  ariae  wurde  im  verfassungsberatenden  Reichstage  abgelehnt,  weil  man  ihn 
zwar  für  richtig,  aber  für  selbstverständlich  und  überflüssig  hielt  u.  eventuell 
spitzfindige  Auslegungen  befürchtete.  Vgl.  St.  Her.  1867,  S.  243;  Schulze, 
Mach.  Staatsr  II,  S.  4. 

•)  Staatsrecht,  S.  219. 

3)  Vergleiche  auch  Laban  d  Iii,  S.  337:  Brie  a.  a.  O.  S.  103.  Wie 
geschaffen  zur  Illustration  dessen  im  kleinen  ist  der  Artikel  52  der  Reichs- 
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Den  Hoheitsrechten,  die  den  Einzelstaaten  auf  diese  Weise 
verblieben  sind  —  und  wir  werden  solche  konstatieren  -  ,  ging 
trotz  der  Unterordnung  der  Kinzelstanten  unter  die  Reichsgewalt 
nicht  etwa  der  Charakter  „eigener"  Rechte  verloren1),  sie  sind 
nicht  etwa  als  vom  Reiche  abgeleitete  zu  betrachten.  Galt  dieses 
«loch  schon  für  die  Hoheitsrechte  der  Reichsstande  im  alten 
Deutschen  Reich,  bei  denen  der  historische  Bildungsprozess  doch 
eher  die  gegenteilige  Ansicht  rechtfertigen  würde*)! 

Die  entgegengesetzte  Ansicht  Zorn's8),  der,  um  seiner  Auf- 
fassung von  der  souveränen  Staatsqualität  ausschliesslich  des  Reiches 
willen,  die  ursprünglich  souveränen  Einzelstaaten  ihre  sämtlichen 
Hoheitsrechte  auf  die  Zentrale  übertragen  lasst,  welche  ihnen  dann 
einen  Teil  derselben  gleichsam  per  delegationem,  lediglich  zur 
Ausübung,  zurückübertragt,  ist  als  „eine  vollkommene  Verkehrung 
des  Rechts  und  Tatbestandes  der  (iründungsakte"  von  Hänel 
richtig  charakterisiert4).  Zur  Zeit  der  liründung  des  Reiches 
bezw.  des  Norddeutschen  Rundes  wäre  ein  solcher  Vorgang,  wie 
ihn  Zorn  im  Auge  hat,  an  sich  möglich  gewesen.  Aber  dann 
hätte  der  Wille  der  sich  zusammenschliessenden  Staaten  ein  dahin- 
gehender sein  müssen  und  hätte  nach  aussen  hin  sich  als  solcher 
manifestieren   müssen.     Den   Einzelstaaten   aber  einfach  einen 

Verfassung.  Abs.  I  „die  Bestimmungen  in  den  vorstehenden  Artikeln  .  .  .  . 
linden  auf  Hävern  und  Württemberg  keine  Anwendung.  An  ihrer  Stelle 
gelten  für  beide  Bundesstaaten  folgende  Bestimmungen".  Abs.  II.  „l>em 
Reiche  ausschliesslich  steht  die  Gesetzgebung  über  zu"  Abs.  III. 

», Ebenso  steht  dem  Reiche  Regelung  ....  zu". 

')  Sonst  könnte  man  garnicht  mehr  von  „Hoheitsrccliten",  von  „Staaten' 

reden.    Vgl.  Laband  I,  S.  69  f.:  HäneJ,  Stautsr.  S.  '205:   Liebe,  S.  31  : 

Jellinok,  System,  S.  282  f.,  Rosin  in  Annale«  1882,  S.  282  ff.,  (iareis  in 

Man-u.  I,  1  S.  107. 
*)  Brie,  S.  108. 

«)  „Staatsrecht"  I,  S.  72  ff.  Ztsehr.  f.  d.  ges.  Staatw.  Bd.  37  S  310  ff. 
Annalen  1884,  S.  453  ff.  Seiner  Ansicht  ursprünglich  auch  Jellinok  in 
.,Staatonvorbindungcn"  S.  280  ff.,  s.  aber  jetzt  in  ..(resetz  und  Verordnung" 
S.  281.  —  Gegen  Zorn  besonders  Laband  1,  S.  70  ff.  —  Vergl.  schliesslich 
noch  Hänel  S.  799. 

«)  vgl.  Hanoi  a.  a.  <).  Dieser  Auffassung  widerspricht  noch   ganz  be  - 
sonders  der  von  Moni,  S.  68  ganz  richtig  hervorgehobene  natürliche  Wunsch 
der  Einzelstaaten,  von    ihren  Hoheitsrechtou  „so  wenig  als  irgend  möglich*4 
abzutreten.    Sich  selbst  widerspricht  Zorn  I,  S.  141  („Minimum  von  Kon- 
zessionen.") 
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solchen  Willen  unterzuschieben,  ohne  Anhaltspunkte  dafür  zu 
haben,  das  geht  nicht  an.  Und  jetzt  vollends,  wo  diese  Re<  hte 
bestehen  geblieben  sind,  könnte  unmöglich  das  Reich  einseitig  in 
so  einschneidender  Weise  über  den  Charakter  dieser  Rechte  ver- 
fügen. 

Man  könnte  gegen  die  Richtigkeit  dieser  Grundsätze  allerdings 
das  Vorhandensein  gewisser  verfassungsrechtlichen  Bestimmungen 
ins  Feld  führen,  welche  „dem  zentralen  Gemeinwesen  die  weitesten, 
mit  dem  Staatszwecke  vollkommen  zusammenfallenden  Ziele  zu 
stecken  scheinen1)".  Aber  die  Bedeutung  dieser  Klauseln  wir«! 
richtig  dahin  zu  präzisieren  sein2;,  dass  sie  nicht  etwa  als  Maß- 
stab für  die  Kompetenzgrenze  zwischen  Reich  und  Einzelstaaten 
zu  verwerten  sind:  Bei  dieser  Auffassung  bliebe  für  die  Kom- 
petenz der  Einzelstaaten  nichts  übrig  und  waren  alle  weiteren 
Bestimmungen  schliesslich  unnötig;  sie  sollen  vielmehr  lediglich 
den  „politischen'4,  den  „allgemeinen"  Endzweck,  den  „Staats- 
charakter", die  „Allseitigkeit  des  Zwecks"  des  Reiches  zum  Aus- 
druck bringen. 

Man  hat  schliesslich  gegen  die  hier  vertretene  Ansicht  noch 
angeführt,  dass  dem  Reiche  stets  die  Möglichkeit  gegeben  sei, 
durch  eine  Verfassungsänderung  auf  dem  Wege  des  Art.  78  die 
sogenannten  Hoheitsrechte  der  Einzelstaaten  auf  ein  Nichts  zu- 
sammenschrumpfen zu  lassen3).  Aber  auch  dieses  Argument  er- 
weist sich  nicht  als  stichhaltig.  Das  potentielle  Recht  des  Reiches, 
diese  Rechte  aufzuheben,  srhliesst  das  Bestehen  des  vorläufig  noch' 
aktuellen  Rechtes  der  Einzelstaaten  nicht  aus  und  ändert  auch 
nichts  an  dessen  Selbständigkeit4!.  Wenn  ich  die  Macht  und  «las 
Rocht  habe,  einem  anderen  etwas  wegzunehmen  man  denke  etwa 
an  das  Enteignungsrecht..,  so  gehört  es  doch  eben,  solange  ich  es 
ihm  noch  nicht  weggenommen  habe,  dem  anderen.  Ich  habe  ein 
Recht,  unabhängig  von  dem  seinen  und  anders  geartet,  wie  dieses. 

')  Vgl.  Hänel,  S.  219.,  Einarmig  der  U.V.,  ebenso  Eingang  und  Art.  1  sect.  8 
al.  1  der  amerikan.,  Art.  3  der  schweizerischen  Verfassung. 

8)  Vergl.  Sc  hui  zu,  ntsch.Staatsr.il,  S.  .i:  Hänel.  S.  219:  Brie., 
S.  100,  101:  vgl.  auch  Zorn  1,  S.  43. 

»i  Vgl.  Art.  7«  U.V.  und  Zorn,  Staatsr.  I,  S.  78  IT. 

4)  Vgl.  dazu  La  band  I,  S.  ICO :  Hänel,  S.  799:  Brie  Staatenverb. 
S.  9ö  IV.  I  ber  die  Auflassung  des  Art  78  vgl.  Brie  .Bundesstaat",  S.  163 ff., 
besonders  1681V. 
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Im  gegebenen  Augenblicke  zeigt  mein  Recht  sich  als  so  stark,  dass 
es  das  andere  vollständig  verschwinden  macht,  aber  solange  es 
latent  ist,  bleibt  der  Charakter  des  anderen  völlig  unverändert. 

Wenn  die  Unterordnung  der  Einzelstaaten  zwar  auch  keine 
Wirkung  ausgeübt  hat  auf  den  Charakter  der  ihnen  verbliebenen 
auswärtigen  Hoheitsrechte,  so  zeigen  sieh  die  Folgen  davon  doch 
als  immanente  Schranken  bei  der  Betätigung  derselben.  Die 
Menge  der  einzeln  machtlosen  deutschen  Einzelstaaten  sollte  gerade 
zu  kraftvollem  Auftreten  nach  aussen  hin  als  Einheit  zusammen- 
gefasst  werden.  Will  man  diesen  Zweck  nicht  gradezu  negieren, 
so  muss  man  es  nicht  nur  als  politischen,  sondern  man  könnte 
fast  sagen:  als  logischen,  durch  den  Sinn  der  Verfassung  ge- 
gebenen Leitsatz  für  die  auswärtige  Tätigkeit  der  Einzelstaaten  be- 
zeichnen: Nie  und  nirgends  d  ftrfen  sie  durch  ihre  völkerrecht- 
lichen Handlungen  sich  in  Widerspruch  setzen  zu  der  ver- 
fassungsmässigen auswärtigen  Tätigkeit  des  Reiches1). 
Hei  der  Besprechung  der  einzelnen  auswärtigen  Hoheitsrechte  werden 
sich  die  Konsequenzen  davon  zeigen. 

In  dem  Augenblicke,  wo  der  Gliedstaat,  den  Schutz  des  Reiches 
stets  hinter  sich  wissend,  in  den  Stand  gesetzt  wurde,  in  jedem 
einzelnen  Falle  seinen  Vorteil  nachdrücklicher  wahrzunehmen, 
musste  auch  die  Zahl  der  Fälle  naturgemäss  eine  beschränktere 
werden.  Wegen  jedes  Sonderwunsches  durfte  und  darf  die  Ge- 
samtheit nicht  leichtsinnig  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden. 

Da  das  Reich  aber,  wie  wir  noch  sehen  werden  (s.  u.  §  10), 
für  die  Glieder  besonders  dann  stets  eintreten  muss,  wenn  es 
sich  um  die  ultima  ratio  im  Völkerrechtsverkehr,  um  Durchsetzung 
eines  Verlangens  mit  den  Watten  in  der  Hand,  handelt,  so  er- 
gicbt  sich  als  weiterer  beschränkender  Grundsatz  für  den  volker- 
rechtlichen Verkehr  der  Einzelstaaten: 

In  Rücksicht  auf  die  Gesamtheit  müssen  sie  es  unter  allen 
Umständen  zu  vermeiden  suchen,  durch  Handlungen,  die  auf 
den  völkerrechtlichen  Verkehr  mit  anderen  Staaten  von  Ein- 
tluss  sind,  diesen  einen  Grund  zu  geben,  feindlich  gegen  sie 
selbst  vorzugehen   uud  damit  dem  Reiche,   d.  h.  der  Gesaint- 


«)  Vgl.  Hanoi,  S.  bbl  f.  und  Froebst,  S.  MG  f. 


Digitized  by  Google 


—    14  - 


heit  gegen  deren  Willen  die  Notwendigkeit  eines  Krieges  auf- 
zudrängen 

Aul  Grund  der  ihm  belassenen  auswärtigen  Hoheitsrechte  ist 
für  einen  KinzeUtaat  an  sieh  die  Möglichkeit  gegeben  zum  Ver- 
kehr mit  dem  Auslande,  mit  den  andern  Kinzelstaaten  und 
schliesslich  mit  dem  Reiche. 

Die  Beziehungen  zum  Reiche  behandeln  wir,  soweit  sie  für 
uns  in  Betracht  kommen,  gesondert  (unten  im  §  VI).  Hier  wollen 
wir  nur  noch  kurz  die  schon  oben  (S.  'St  gestreifte  Frage  be- 
handeln, ob  die  für  den  Verkehr  der  Kinzelstaaten  untereinander 
geltenden  Normen  die  gleichen  sind,  wie  die  für  ihren  Verkehr 
mit  dem  Auslande  geltenden,  und  was  das  für  Normen  sind, 
(leiten  hier  noch  die  Normen  des  Völkerrechts?  Wir  werden 
beide  Fragen  bejahen  müssen.  Für  den  Verkehr  der  Kinzelstaaten 
mit  dem  Auslände  können  mangels  einer  anderen  gemeinsam  über- 
geordneten Rechtsordnung  gar  keine  anderen  Nonnen  als  die  des 
Völkerrechts  in  Betracht  kommen.  Aber  auch  für  die  Verkehrs- 
beziehungen der  Kinzelstaaten  unter  einander  findet,  soweit  nicht 
die  bundes-  rosp.  staatsrechtliche  Abhängigkeit  sich  geltend 
macht,  das  Völkerrecht  nicht  nur  „analoge"5)  Anwendung4). 
Gerade  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Staaten  hat  es  zur  Folge, 
dass  auch  hier  nur  reines  Völkerrecht  gelten  kann.    Ihre  hier  ent- 

x)  Unzweideutigen  Ausdruck  gab  dem  W.  Schi.  A.  Art.  XXXVI,  2.  Vgl . 
zu  obigen»  auch  Mo  hl,  S.  301  f. 

*)  Infolgedessen  wird  man  auf  dem  ganzen  Gebiete  der  auswärtigen 
Angelegenheiten,  wenn  auch  nicht  in  so  weitgehendem  Umfang  wie  Zorn, 
(Annalen  1882,  S.  95)  dies  will,  ein  Aufsichtsrecht  des  Reiches  annehmen 
müssen,  das  äusserstenfalls  zu  den  Massregeln  des  Art  19  U.V.  die  Be- 
rechtigung geben  kann,  (regen  Zorn  vgl.  Triepel,  S.  374.  Ins  umgekehrte 
Extrem  verfallt  Holtzendorff  im  Handbuch  II,  S  145.  Vgl.  zu  diesem 
Punkte  unten  S.  55,  65. 

»)  So  Brie  in  v.  Stengel7«  Wörterbuch,  II  Bd.  S.  514;  Bluntschli, 
Völkorr.  S.  92. 

*)  Vgl  dazu  und  zum  Folgenden  Triepel,  S.  198  ff.  Ebenso  wie  die 
dort  citierte  schiedsgerichtliche  Entscheidung  (vgl.  Annalen  1877  S.  993  ff.) 
sprechen  sich  für  die  völkerrechtliche  Natur  zwischenstaatlicher  Verträge 
aus:  v.  Seydel.  Bayr.  Staatsr.  bei  Marqu.  III  1.1.,  S.  327,  v.  Stengel 
bei  Marqu.  III  2,  S.  5(5«.  v.  Martitz,  „Verträge  des  Königr.  Württemberg" 
S.  2G  und  die  bei  Triepel  S.  200  Anm.  2  cit.  A.  A.  Laband  I, 
S.  351.  .,.  .  .  .  ihrer  wahren  Natur  nach  keine  auswärtigen  Angelegenheiten.'4 
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wickelte  Tätigkeit  ist  nlso  zweifellos  ebenfalls  als  ein  Ausfluss 
auswärtiger  Huheitsrechle  im .  technischen,  völkerrechtlichen  Sinne 
zu  betrachten.  Insoweit  ist  mithin  rechtlich  die  Stellung  eines 
Einzelstaates  einem  andern  gegenüber  genau  die  gleiche,  wie  dem 
Auslande  gegenüber,  und  wir  haben  ein  Recht,  überall  von  einer 
„völkerrechtlichen"  Tätigkeit  der  Kinzelstaaten  zu  reden. 

B.   Die  völkerrechtlichen  Organe  der  Einzelstaaten. 

a.    Die  Gesandten.    §  4. 

Der  Artikel  1 1  der  R.  V.  gibt  dem  Kaiser  das  aktive  und 
passive  Gesandtschaftsrecht.  Um  dasselbe  zu  einem  ausschliess- 
lichen zu  machen,  müsste  gemäss  den  oben  aufgestellten  Grund- 
sätzen ein  solches  ausschliessliches  Recht  entweder  ausdrücklich 
in  der  Verfassung  selbst  positiv  bestimmt  sein  !),  was  nicht  der 
Fall  ist2);  («der  es  müsste  ein  ausdrückliches  Verbot  für  die 
Einzelstaaten  bestehen"1);  auch  davon  nirgends  eine  Andeutung; 
oder  endlich  es  müsste  die  Ausschliesslichkeit  aus  der  ganzen 
Natur  der  Zustände,  insbesondere  aus  dem  bundesstaatlichen 
Charakter  des  Reichs  als  notwendige  Konsequenz  der  Reichsver- 
fassung sich  ergeben,  was  ebenfalls  nicht  behauptet  werden  kann4,). 
Schon  daraus  ergibt  sich  das  Fortbestehen  eines  solchen  Rechts 
für  die  Einzelstaaten.  Dies  hat  aber  auch  eine  positive  Anerkennung 
gefunden,  wenn  auch  nicht  in  der  Reichsverfassung  selbst,  so  doch 
im  Schlussprotokoll  zu  dem  Vertrage  betr.  den  Beitritt  Bayerns 
zur  Verfassung  des  Deutschen  Bundes  vom  23.  November  1*70 
in  den  Art.  VII  und  VIII.  Denn  es  besteht  in  der  gesamten 
Literatur  kein  Zweifel  darüber,  dass  das  hier  nur  für  Bayern  fest- 
gestellte Recht,  eigne  Gesandte  zu  halten  und  fremde  zu  empfangen, 


>)  Vgl.  §§6  u.  7  der  Verf.  vom  28.  Mörz  1849:  ferner  Art.  10  der 
Schweizer  Bundesvcrf.  vou  1874  (Uli  mann  S.  50  Anm.  2):  s.  ferner  Art.  2 
sect.  2*  der  Unionsvcrf.  v.  1789  (vgl.  Uli  mann  a.  a.  0.):  Oeffokcn 
a.  a.  O.  S.  622  ff.;  v.  Liszt,  S.  110;  Zorn,  Annalen  1882  S.  90. 

")  Vbex  den  abgelehnten  Antrag  Ausfcld  und  Schulze,  vgl.  Stcn.  Her. 
v.  I8K7  S.  374:  Bczol  d  Mater.  I,  S.  723:  A  rndt,  Staatar.  S.  719.  Auch  ein  An- 
tra«; v.  ('arlowitz  entsprechend  dein  §7  der  Erfurter  Unionsvcrf.  wurde 
abgelchut.    Thudichuin,  „VerfassungKrecht"  S.  247. 

»)  So  §7  der  Verf.  vom  28.  Marz  1849. 

*)  oben  S.  9  Anm.  2. 
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auch  für  die  übrigen  Einzelstaaten  Geltung  haben  solle1).  Eine 
Bestätigung  dessen  geben  ausserdem  eine  Reihe  von  Reichsge- 
setzen*) und  eine  unangefochtene  Praxis8). 

Das  aktive  Gesandtschaftsrecht  der  Einzelstaaten  ist  also  kon- 
kurrierend mit  dem  des  Reiches4),  und  infolgedessen  ergeben  sich 
für  die  Ausübung  desselben  seitens  der  Einzelstaaten  im  all- 
gemeinen folgende  wichtige  Leitsätze.  Infolge  ihrer  Unterordnung 
unter  die  Reichsgewalt  dürfen  die  Einzelstaaten  sich  nie  und  nirgends 
in  Widerspruch    zur  auswärtigen  Politik  des  Reiches 


>)  Vgl.  v.  Seydel,  Kommentar«,  S.  159;  Laband  III,  S.  2  IT.; 
G.  Mcycr,  StaaUr.  S  188  ff.:  Arndt,  8.  719;  Zorn,  Annaion  1882,  8.91; 
Bornhak  III,  8.2:  Seh  ulze.  IUs.h.  Staatsr.  II,  8.  331»:  Hanoi,  8  551,  55»;.- 
Uivier  S.  2<i2:  v.  Liszl,  S.  110  u.  n. 

*)  Vgl.  Pannus  v.  12.  Oktober  I8i?7  *  (5:  SULB.      104;  G.V  <L  18-21. 

■)  Naeh  Ausweis  des  «Jothnisehen  Hofkalouders  v<>n  l!)<>5  stoben  im 
gesandt*,  haftliehen  Vorkehr : 

A.  mit  dein  Aualande: 

l.  Im  passiven  (toaandtsehafts-Verkehr: 

Säm  Hiebe  Kinzelstaaten  mit  Ausuabme  von  Preussen  (vgl.  Text  8.  17 
Aüin.  2),  Lippe  und  Sehaumburg- Lippe. 
2   Im  aktiven  Gesandtschafts-Veikehr : 

Nur  Hävern  (mit  Belgien.  Krankn-ich,  Italien,  Üe.>terrei<-h-Lngarn,  Russ 
land  und  der  Sihwoiz)  und  das  Königroieh  Saehsen  (mit  Österreich- 
l'ngarn). 

Ausserdem  baben  Preussen  und  Bayern  je  »-inen  < iesandten  beim  päpst- 
lichen  8tubl  und  Kadern  empfangt  einen  apostolischen  Nuntius  (vgl. 
dazu  Zorn  Annalen  1 882,   S.  91;    Horn  buk  Preuss.  Staatsr.  III,  S.  9. 
Kivier  §  12.) 

B.  mit  inlän diaeben  Stauten: 

Sämtliche  Kinzelstaaten  sinsser  Waldeck  und  Lippe. 

Im  Kinzelnen  stehen  im  passiven  gesaudta»  haftliehen  Verkehr: 


A   mit  ausländischen  Staaten     IL  mit  inliindisehen  Staaten. 


I»a>  Reich 
Preussen 


10 


II 
I 

3 
4 
4 


Bayern 
Saehsen 


Württemberg 
Baden 


13 
11 
10 

9 


«)  Vtrl.  dir  kritiseben  Bemerkungen  v  Mobl's  S.  321  ff.,  S.  55. 
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setzen,  oder  gar  sie  absichtlich  durchkreuzen.  Das  Reich  allein 
führt  die  „grosse  Politik";  nur  das  Reich  ist  „europäische 
Gros sraach  t 1).  Zu  den  grossen  europäischen  Kongressen  und  Kon- 
ferenzen, bei  denen  es  sich  um  politische  Massnahmen  handelt,  ent- 
sendet nur  —  und  darf  dies  nur  tun  *)  —  das  Reich  Vertreter.  Daraus 
ergibt  sich  weiter:  Für  die  Anknüpfung  des  diplomatischen 
Verkehrs  mit  einer  anderen  Macht  kann  nur  das  Verhalten 
des  Reiches  massgebend  sein.  Die  Gliedstaaten  dürfen  hier  kein 
Präjudiz  für  das  Reich  schaffen,  es  sei  denn,  dass  dieses  sich  der 
Frage  gegenüber  im  Einzelfalle  gleichgültig  verhält.  Bricht  das 
Reich  die  diplomatischen  Beziehungen  ab,  so  sind  die  Einzelstaaten 
genötigt,  dasselbe  zu  tun,  ausser  bei  besonderer  Genehmigung  des 
Reiches  zur  Fortsetzung8). 

Ist  irgendwo  ein  einzelstaatlicher  Gesandter  beglaubigt,  sei 
es  allein,  sei  es  neben4)  einem  Reichsgesandten,  so  ist  stets  der 
Kreis  seiner  geschäftlichen  Tätigkeit  ein  beschränkter;  im  wesent- 
lichen handelt  es  sich  um  zeremonielle  Repräsentationsrechte  und 
um  Wahrnehmung  der  einzelstaatlichen  Sonderinteressen  b).  Fallen 
die  Interessen  des  Einzelstaates  mit  denen  der  Gesamtheit  zusammen, 
so  hat  der  Landesgesandte  keine  Vertretungsbefugnisse.  Bei  Ver- 
hinderung des  Landesgesandten  ruhen  die  Geschäfte  nicht  einfach, 


•)  Vgl.  Bismarck  in  der  Sitz.  d.  Pr.  Abg.-H.  v.  9.  Dezbr.  18G7 
(S.  294):  Thudichum,  S.  248:  H&iicl,  S.  553. 

*)  So  war  beispielsweise  beim  Berliner  Kongross  1878  kein  Einzelstaat 
vertreten.  Vgl.  auch  v.  Mo  hl,  S.  300;  G.  Meyor,  Staater.  Erört.  S.  33. 
Besonders  interessant  sind  in  dieser  Hinsicht  die  diplomatischen  Schriftstück« 
anlasslich  des  französischen  Vorschlages  zu  einer  europäischen  Konferenz 
über  die  Kirchcnstaatsfrago  und  der  an  Sachsen  und  Hessen  ergangenen  Ein- 
ladungen bei  Acgidi  und  Klauhold  Staatsarchiv  Bd.  14  Nr.  3277  u.  3278, 
wo  der  sächsische  Staatsminister  sich  dahin  äussert,  dass  nicht  Pieusseii 
oder  Sachsen  „für  sich  allein",  sondern  „der  norddeutsche  Bund  als  ganzes 
.  ...  an  demselben  (dem  Kongresse)  Anteil  zu  nehmen  habo.u 

»)  Vgl.  Hänel  552,  Zorn  in  Annal.  82,  S.  94:  Staater.  II  S.  417 
Thudichum  in  v.  Holtz endorf f,  Jahrb.  187G  S.  340  IT. 

*)  Was  nur  für  Proussen  wegen  der  Pcrsoncnidentitüt  des  Kaisers  und 
Königs  tatsächlich  ausgeschlossen  ist. 

5)  Wahrnehmung  der  besonderen  Interessen  und  Hechte  der  Staats- 
angehörigen, Förderung  der  Kunst  und  Wissenschaft,  Auslieferungssachen, 
insbes.auch  Vorhandlungen  über  abzuschlicsscnde  Vertrüge  etc.  Vgl.  La  band  Hl 
S.  4:  Hänel,  S.  556. 

IIIms.  Auswärtige  Hoheit «rechte  2 
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falls  ein  Reichsgesandter  am  selben  Hofe  beglaubigt  ist,  sondern 
man  wird  diesen  meist  als  ermächtigt  ansehen  dürfen  —  das  Reich 
hat  die  Oberleituug  der  auswärtigen  Politik!  —  auch  die  Interessen 
der  Einzelstaaten  "wahrzunehmen1). 

Hinsichtlich  des  passiven  Gesandtschaftsrechts  bestehen 
analoge  Grundsätze.  Hervorzuheben  ist  nur,  dass  die  Einzel- 
staaten vermöge  ihrer  beschränkten  Handlungsfähigkeit  im  Innern 
den  Gesandten,  die  bei  ihnen  beglaubigt  sind,  nicht  den  vollen 
völkerrechtlichen  Schutz  zu  gewähren  imstande  sind.  Die  Exeniption 
derselben  von  der  Gerichtsbarkeit  beruht  auf  „reichsgesctzliehen^ 
Bestimmungen  V),  und  entzieht  sie  nicht  der  Zuständigkeit  des 
Reichsgerichts  (in  I.  Instanz). 


>)  Vgl.  Art.  III,  Abs.  6  R.V.:  Bismarck  in  Sten.  Her.  d.  Reichst. 
1869.  S.  50i>.  Es  kann  aber  auch  ein  anderer  Landesgesandter  mit  der  Ver- 
tretung betraut  sein.  Zorn,  Annalen  82  S-  1)5.  Die  Vorrechte-  Bayerns 
kommen  für  uns  hier  nicht  in  Betracht,  da  sie  sich  auf  den  Rcichsurganis- 
mus  beziehen,    (vgl.  unten  S.  67). 

*)  Vgl.  G.V.G.  $  18  ft.  Quartierleist.-Ge.H.  v.  25.  Juni  1S6S  §4,  2  (Bundes- 
ges.-Bl.  8.524):  Nnturallcist.  Ges.  v.  13.  Febr.  1876  4j  3,  2  (Ii M.W.  S.  52) : 
s.  auch  unten  S.  50. 

")  Ganz  kurz  wollen  wir  hier  die  Krage  nach  der  Exemption  der  einzel- 
staatlichcn  Landesherren  von  der  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbarkeit  der 
anderen  Einzclstaatcn  berühren.  Infolge  der  umfassenden  reichgesetzlicheu 
Regelung  dieser  Materie  ist  den  Einzelstaaten  das  Recht  autonomer  Recht- 
setzung hier  völlig  untersagt.  Soweit  Ansprüche  auf  Exemption  auf  diesem 
Gebiete  überhaupt  bestehen,  sind  sie  nur  aus  der  Reichsgcsclzgebung  ab- 
leitbar (vgl.  E.G.  zu  G.V.G.  §  5,  zu  C.P.O.  §  5,  zu  St.P.O.  5j  4  zu  K.O.  §  7) 
—  s.  über  diese  noch  ungeklärte  Frage  Steputat,  8.  28  ff.,  Triepcl, 
S.  206  Anm.  1.  Lab  and  III,  S.  370  und  die  betreffenden  Kommentare  — 
also  aus  einem  „Gesetz",  einein  „staatsrechtlichen"  Modus.  Diese  Ansprüche 
sind  daher  gar  nicht  zu  vergleichen  mit  dem  Exemptionsanspruch,  den  die 
Landesherrn  vor  dem  Zusummensehluss  der  Einzelstaaten  im  Reiche  den  Ge- 
richten der  anderen  Staaten  gegenüber  hatten.  Hier  lag  ein  „völkerrechtlicher'4 
„Satz11  zu  Grunde.  Infolge  der  veränderten  Rechtsgrundlage  hat  uns  die 
Frage  hier  nicht  weiter  zu  beschäftigen. 

Die  ausländischen  Staaten,  die  mit  den  deutsehen  Gliedstaaten  Gesandt - 
schaftsverkehr  unterhalten,  werden  den  Landesherren  folgerichtig  Exterritori- 
alität zuerkennen  müssen.  Vgl.  Sarwev  I,  8.  40  Laban  d  I,  8.  96,  Rivior, 
S.  101. 

Vgl.  zu  dieser  Anm.  noch  Loiting  „Gerichtsbarkeit  über  fremde  Staaten 
und  Souveräne"  Festschrift  für  Eitting.    Halle  11)0.3. 


Digitized  by  Googl 


—    19  - 


Die  Verhältnisse  der  Gesandten,  die  die  Einzelstaaten  unter 
einander  beglaubigen  und  empfangen  dürfen,  erfordern  keine  be- 
sondere Besprechung.  Man  mag  das  Faktum  selbst  als  eine 
„Anomalie"  vom  Standpunkte  des  Bundesstaatsbegriffes  aus  be- 
trachten1), das  ändert  aber  an  ihrem  völkerrechtlichen  Charakter 
und  an  ihrer  dementsprechenden  Stellung  nichts 8).  Ihre  praktische 
Bedeutung  ist  teilweise  eine  recht  erhebliche. 

Zum  Schlass  möchten  wir  noch  erwähnen,  dass  der  Grund- 
satz, die  Einzelstaaten  vom  Verkehr  mit  dem  Auslande  nicht 
völlig  abzuschliessen,  sich  auch  wiederspiegelt  in  der  Institution 
des  Ausschusses  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  im  Bundes- 
rate. Seine  Bedeutung  ist  es  aber  nicht,  wie  Martens8)  an- 
nimmt, „eigentlich  die  auswärtige  Politik  des  Reiches  zu  kon- 
trollieren44, er  soll  vielmehr  lediglich  zur  Orientierung  der  Staaten 
dienen,  die  nicht  unmittelbar  mit  der  Leitung  der  auswärtigen 
Politik  zu  tun  haben,  und  zugleich  dem  Kaiser  die  Ansichten  der 
nichtpreussischen  Einzelstaaten  übermitteln  *). 

b.    Die  Konsuln.    §  5. 

Durch  Art.  4  Ziff.  I  und  Art.  50  R.V.  ist  den  Einzelstaaten 
die  Befugnis  entzogen,  in  Konkurrenz  mit  den  Reichskonsulaten 
auch  ihrerseits  Konsulate  im  Auslande  zu  errichten:  das  Reich 
hat  die  ausschliessliche  Verwaltung  des  Konsulatswesens  im  Aus- 
lande. Der  Vorbehalt  des  Art.  56*  ist  längst  erledigt.  Auch  in 
der  Zwischenzeit  durften  die  Einzelstaaten,  die  keine  eignen 
Konsuln  hatten,  andre  Landeskonsuln  nicht  mit  ihrer  Vertretung 
betrauen  (Art.  56 *)5). 


»)  Zorn,  Annalen  8.91,  Rivier,  S.  26,  2;  Geffckcn,  Handbuch  III, 
S.  (524. 

*)  6.V.G.  §  18*  findot  auf  diese  Gesandton  Anwendung.  Zorn  a.  a.  (>. 
behandelt  sie  ebenfalls  „nach  Massgabe  des  Gesandtschaftsrechts" 

■)  Völkerrecht  I  §  57  S.  242.  Er  verkennt  die  Natur  dieses  Ausschusses 
vollkommen:  „Kennzeichen  dafür,  dass  das  Itoich  oin  Staatenbund  und  uicht 
«in  Bundesstaat  ist." 

*)  Laband  I,  229  f.,  v.  Mohl,  S.  313  f.  Daraus  erklärt  es  sich  auch 
dass  Prcus8en  nicht  in  dem  Ausschuss  vertreten  ist.    (Art.  YllI*  d.  Kcichsvcrf.) 

6)  Laband  III,  S.  11 ;  Bornhak  III,  S.  3:  Schulze,  Staatsr.  II, 
S.  344;  v.  König,  S.  40  ff. 

r 
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Den  Einzelstaaten  ist  es  aber  un benommen,  in  andern 
Gliedstaaten  Landeskonsulate  zu  errichten,  wie  allgemein  an- 
erkannt wird1).  Mögen  diese  zwischenstaatlichen  Konsuln  „ohne 
alle  rechtliche  und  politische  Bedeutung"2),  ein  „Überbleibsel 
deutscher  Titel  sucht"  *)  sein,  das  ändert  nichts  daran,  dass  auch 
sie  nach  den  allgemeinen  völkerrechtlichen  Normen  zu  behandeln 
sind  (Exequatur),  dass  wir  es  mit  „wirklichen"  Konsuln  zu  tun 
haben4). 

Andrerseits  ist  es  —  und  damit  wird  ein  nicht  bedeutungs- 
loses Recht  der  Einzelstaaten  konstatiert  —  „allseitig  anerkannt, 
dass  den  einzelnen  Kundesstaaten  das  Recht  zustehe,  auswärtige 
Konsuln  bei  sich  zu  empfangen  und  für  ihr  Gebiet  mit  dem 
Exequatur  zu  vergehen" 6).  Da  auch  dem  Kaiser  ein  gleiches, 
wenn  auch  nur  mittelbar6)  aus  der  Verfassung  sich  ergebendes 
Recht  zusteht,  so  kann  es  kommen,  dass  die  Einzelstaaten  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Unterordnung  unter  das  Reich  von  ihren 
Rechten  nur  einen  beschränkten  Gebranch  machen  können.  Wenn 
z.  R.  im  deutsch-persischen  Frdsch.-,  Schill*.-  und  Haudelsvertr. 
vom  11.  Juni  1873  die  Zahl  der  deutsch-persischen  wie  der 
persisch-deutschen  Konsuln  ausdrücklich  auf  '6  beschränkt  ist,  so 
dürfte,  falls  diese  Zahl  erreicht  ist,  ohne  besondere  Genehmigung 
des  Reiches  kein  deutscher  Einzelstaat  mehr  persische  Konsuln  bei 
sich  zulassen7).  Dagegen  geht  die  Behauptung  Thudichum\sK): 
„Eine  vom  Bundespräsidium  zurückgewiesene  Person  darf  von 
einer  Einzelstaatsregierung  als  Konsul  nicht  zugelassen  werden", 
entschieden  zu  weit9).    Politische  Erwägungen  mögen  freilich  ein 

')  Labaud  a.  a.  0.,  S.  II  Anin.  1. 
2)  Labaud,  a.  a.  O. 

*)  Zorn,  Staatsr.  II.  S.  445;  Annaion  1882,  S.  418;  v.  Scydel  Kommen- 
tar', S.  210. 

4)  In  Übereinstimmung  mit  unserer  Auflassung  Tri epel,  S.  199  Anin.  3. 

6)  Bayerisches  Schlussprotokoll,  v.  23.  Nov   1870,  Art.  XII. 

•)  Vgl.  v.  Seydol,  a.  a.  O».  S.  308:  Arndt,  S.  721;  Hänel,  S.  533. 
A  M.  von  Mo  hl,  S.  308,  der  aber  in  der  Beurteilung  dieser  „sehr  zweifel- 
haften" (?)  Fragen  entschieden  abirrt.  Vgl.  auch  Thudiehuin,  in  v. 
11  oltzendorff  Jahrb.  8.  34(5. 

7)  Der  (irund  hierfür  liegt  letzten  Kndes  in  dem  ausschliesslichen 
Hecht  des  Reiches,  Konsulate  im  Auslande  zu  errichten:  vgl.  dazu  Hanoi 
8.  ">52  Anin.  10. 

tt)  Thudichum,  Jahrbuch  187G,  8.  34«. 

»)  v.  Seydel,  a.  a.  O2.    S.  303;  Arndt,  S.  722. 
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derartiges  Handeln  meist  anempfehlen1).  Zuzugeben  ist  Hänel 
(S.  557),  dass  die  Einzelstaaten  die  von  ihnen  empfangenen  Kon- 
suln nicht  günstiger  stellen  dürfen  als  das  Reich  die  von  ihm 
empfangenen  Konsuln  desselben  Landes*). 

Die  von  einem  Einzelstaate  zugelassenen  Konsuln  sind,  wie 
G.V.G  §  21  ausdrücklich  hervorhebt,  nicht  von  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit  eximiert,  „sofern  nicht  in  den  Verträgen  des 
deutschen  Reiches  mit  andern  Mächten"  derartige  Vereinbarungen 
getroffen  sind.  Die  Einzelstaaten  dürfen  keine  Sonderexemption 
erteilen.  Konflikte  sucht  man  de  facto  dadurch  zu  vermeiden, 
dass  in  den  Konsularverträgen  des  Reiches  auch  die  Rechte, 
Privilegien  und  Befugnisse  der  von  den  Einzelstaaten  empfangenen 
Konsuln  desselben  Landes  genau  geregelt  werden ;  mitunter  werden 
auch  die  früheren  einzelstaatlichen  Konsularverträge  mit  dem  be- 
treffenden auswärtigen  Staate,  insoweit  eine  Kollision  zu  befürchten 
ist  oder  auch  vollkommen,  ausdrücklich  aufgehoben8). 

Selbstverständlich  kann  das  von  einem  Einzelstaate  erteilte 
Exequatur  nur  für  sein  eigenes  Gebiet  gelten4)5). 

')  Vgl  auch  über  oino  ebenso  unbegründete  andere  Bohauptung  Thu- 
dichum's  Arndt,  S.  722,  v.  Scydel  a.  a.  0.  8.  809. 

*)  In  demselben  Sinne  Laband  I,  S.  178  ff. ;  dagegen  Arndt,  S.  722. 

a)  Vgl.  Hänel  S.  557.  Anm.  21  u.  den  dort  angogobonen  deutsch- 
griechischon  Vertrag  von  1881  Art.  XXIX  Abs.  3  (R.G.B1.  1882  S.  121) 
sowie  den  deutsch-türkischen  Vortrag  v.  26.  Aug.  1890  (R.G.B1.  1891, 
S.  117  ff.)  Art.  25.  In  dem  deutsch-amerikanischen  Vertrage  v.  11.  Dezbr. 
1871  (R.G.B1.  1872,  S.  95  ff.)  sowio  im  dtsch.-russ.  Vertr.  v.  8.  Dzbcr.  1874. 
(R.G.B1.  1875,  S.  145  ff.)  fehlt  eine  entsprechende  Klausel. 

*)  Das  vom  Reich  ausgestellte  Exequatur  gilt  natürlich  auch  für  das 
Gebiet  sämtlicher  Einzelstaaton. 

6)  Nach  Ausweis  des  Gothaischen  Hofkalcndcrs  von  1905  stehen: 

A.    im  passiven  Konsular-Verkehr  mit  dem  Aus  lande: 

sämtliche  deutsche  Kinzclstaaten. 

Im  Einzelnen:    Prcussen*)  mit  38  Staaten 
Bayern  „  27  „ 

Sachsen  „  33  „ 

Württemberg  „  22  „ 
Baden  „  28  „ 

*)  Aus  der  Quelle  lässt  sich  nicht  ersehen,  ob  die  in  den  preussischen 
Städten  angestellten  ausländischen  Konsuln  ihr  Exequatur  vom  Heichc  oder 
von  Preussen  empfangen.  —  Schweden  und  Norwegen  sind  noch  als  Union 
behandelt. 
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a.    Allgemeine  Schranken  des  Vertragsrechts.    §  tf. 

Zunächst  sollen  die  Grundzflge  des  einzelstaatlichen  Vertrags- 
rechts in  den  anderen  grosseren  Hundesstaaten  gezeichnet  werden. 

Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ver- 
nietet den  Einzelstaaten,  sich  in  irgend  einen  Vertrag  politischen 
Inhalts  mit  einem  fremden  Staat  oder  einem  andern  Einzelstaat  ein- 
zulassen '):  Nur  für  privatrechtliche  Verhältnisse  und  Angelegen- 
heiten von  rein  lokaler  Hedeutung  besteht  eine  Ausnahme:  Aber 
auch  dann  ist  stets  eine  Zustimmung  des  Kongresses  zu  solchen 


B.    Es  stehen  im  Konsularverkchr  mit  andere  «deutschen  Kinzelstaaten 


I.  im  passiven 


II.  im  aktiven 


Prousson 

mit 

7 

Staaten 
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Lippo 
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Bremen 
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ii 

Hamburg 
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10 

'1 

ii 
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Zusammen:  \'2  Staaten  |  Zusammen:  15  Staaten 

»)  Vgl.  Art.  I  sect.  10  §  1,2  no  state  shall  enter  int«  any  treaty,  alli- 

ance  or  confederation  no  State  shall  without  the  consent  of  congress  .... 

enter  into  anj  agreement  or  compact  with  another  state,  or  with  a  forcign 
power. 
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Vereinbarungen  nötig1),  welche,  soweit  Vertrage  mit  dem  Aus- 
lande in  Betracht  kommen,  die  Zentralgewalt  zum  eigentlichen 
Kontrahenten  macht 2). 

In  ähnlicher  Weise  spricht  die  Schweizer  Verfassung  von 
1874  in  Art.  8  das  Recht,  (Bündnisse  und)  Staats  vertrage  mit 
dem  Auslande  einzugehen,  „allein'4  dem  Bunde  zu  und  räumt 
den  Einzelstaaten  lediglich  das  Hecht  ein,  „ausnahmsweise"  „Ver- 
träge über  Gegenstände  der  Staatswirtschaft,  des  nachbarlichen 
Verkehrs  und  der  Polizei  (also  nicht  über  politische  Gegenstände) 
mit  dem  Auslande  abzusehliessen"  (Art.  in  der  Beschränkung, 
dass  sie  „nichts  dem  Bunde  oder  den  Beeilten  anderer  Kantone 
Zuwiderlaufendes  enthalten"3).  Soweit  Verträge  der  Kantone 
untereinander  überhaupt  zugelassen  sind  —  nur  über  nicht 
politische  Gegenstände  und  nur  über  Gegenstände  der  Gesetz- 
gebung, des  Gerichtswesens  und  der  Verwaltung  —  müssen  diese 
stets  der  Bundesbehörde  zur  Einsicht  vorgelegt  werden,  welche 
eventuell  „deren  Vollziehung  zu  verhindern  befugt  ist"  (Art.  7). 

Im  Gegensatz  zu  diesen  beiden  Verfassungen,  in  denen  auch 
über  die  Kompetenz  der  Glieder  ausdrückliche  Bestimmungen  sich 
finden,  sagt  die  Reichsverfassung  in  Art.  11  nur,  dass  dem  Kaiser 
das  Recht  zustehen  solle,  „Bündnisse  und  andere  Verträge  mit 
fremden  Staaten  einzugehen";  inwieweit  aber  die  Einzelstaaten 
noch  das  Vertragsrecht  haben,  darüber  findet  sich  keine  prinzipielle 
Bestimmung. 

Grundsätzlich  entzogen  ist  ihnen  jedenfalls  das  Recht  der 
Vertragsschliessung  nirgends,  weder  für  den  völkerrechtlichen 
Verkehr  mit  dem  Auslande  noch  mit  den  andern  Bundesgliedem; 
und  auch  aus  der  allgemeirien  Natur  des  Reiches  als  Bundesstaat 
lässt  sich  ein  zwingender  Grund  für  die  Ausschliesslichkeit  der 
Reichskompetenz  nicht  herleiten4)  —  abgesehen  davon,  dass  die 
letztere  Herleitung  schwerlich  p  r  a  k  t  i  s  c  h  e  Anerkennung  finden  würde. 
Die  Vermutung  andererseits,  die  somit  für  die  den  Einzelstaaten 
belassene  Kompetenz  streitet,  findet  ihre  Bestätigung  einmal  in 
der  Reichsverfassung  selbst  (Art.  .r23,  50°,  ÜCi1),  ausserdem  in 

>)  Rüttimann  II,  S.  3;  Proebst,  S.  244. 

")  Jellinck,  Staatenverb.  S.  292:  Uli  mann,  S.  50. 

*)  Vgl.  v.  Orelli  in  Marqu.  I  1.  2.    S.  85;  Annalen  1875,  S.  499. 

*)  Brie,  Staatenverb.  S.  108.  Anm. 
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zahlreichen  Reichsgesetzen.  Die  Kompetenz  der  Einzelstaaten  ist 
auch  in  Theorie  und  Praxis  allgemein  anerkannt1). 

Soweit  sich  überhaupt  die  staatliche  'Willensmacht  erstreckt, 
ist  es  im  allgemeinen  rechtlich  gleichgültig,  ob  sie  sich  äussern 
will  in  der  Form  der  Gesetzgebung  oder  der  Vertragschliessung8). 
Soweit  also  das  Reich  und  die  Einzelstaaten,  jeder  in  seinem 
Kreise  nach  innen  unabhängig  sind,  d.  h.  soweit  ihnen  die  inneren 
Hoheitsrechte  zustehen,  auf  die  der  Vertrag  materiell  sich  gründet, 
so  weit  reicht  auch  ihre  Selbständigkeit  nach  aussen  hin,  —  immer 
vorausgesetzt,  dass  die  äussere  Handlungsfreiheit  nicht  ausdrücklich 
beschränkt  ist,  wie  z.  B.  besonders  für  die  Unionsglieder.  Freilich 
lässt  die  Staatsmaschinerie  des  Bundesstaates  mit  ihrem  harmonischen 
Ineinandergreifen  und  der  gegenseitigen  Ergänzung  der  beider- 
seitigen Kompetenzen  eine  radikale  Teilung  in  „mein4*  und  „dein" 
nicht  zu,  so  etwa,  dass  jede  Staatsgewalt  in  ihrem  Kreise,  un- 
bekümmert um  das  Vorhandensein  der  andern  schalten  und 
walten  könnte8).  Insbesondere  ergibt  sich  für  die  Ausübung  des 
einzelstaatlichen  Vertragsrechts,  wieder  mit  Rücksicht  auf  die 
Unterordnung  der  Einzelstaaten  unter  das  Reich  der  Satz:  Kein 
Gliedstaat  ist  berechtigt,  vertragsmässige  Vereinbarungen 


l)  Laband  II,  155:  Hanoi  S.  551  u.  a;  Schulze,  Dtsch.  Staatsr. 
II  §263:  Meyer,  StaaUr.  §  80:  v.  Sarwey,  S.  S6  1T.  ;  Proobst  S.  245: 
K.  Meier,  S.  271;  Prostele,  S.  8  f:  Tinsch,  S.  21  f.  -  Zorn  I  S.  501  ff. 
behauptet,  dass  die  Einzelstaaten  „prinzipiell"  das  Vertragsrecht  verloren 
haben,  „denn  da  in  dem  Abschluss  der  Vereinbarung  das  Versprechen  liegt, 
den  Inhalt  derselben  zum  Recht  orheben  zu  wollen,  so  ergibt  sich  mit 
logischer  Notwendigkeit  der  Satz,  dass  nnr  solche  Staaten  in  Betracht  kommen 
können,  welche  bezüglich  der  Hechtssetzung  unbeschränkt  sind,  d.  i  souveräne 
Staaten."  Dieser  Einwand,  eine  Konsequenz  von  Zorn's  Auffassung  von  der 
Stellung  des  Reichs  zu  den  Einzelstaaten  wird  von  Laband  II  (S.  1  55  Anm.  2) 
ganz  richtig  widerlegt,  1.  durch  Hinweis  auf  das  Rocht  der  Landesgesetz- 
gebung also  der  „Rechtsetzung"  und  2.  durch  den  Hinweis  darauf,  dass 
nicht  immer  Schaffung  eines  Rechtssatzes  versprochen  wird.  Warum  die 
Ein/.elstaateu  „unbeschrfmkt  in  der  Rechtssetzung"  sein  sollen,  ist  in  der 
Tat  nicht  einzusehen.  Es  genügt  doch,  wenn  sie  über  die  Vertragsmateric 
verfügen  können. 

*)  Vgl.  Seligmann,  S.  18/19.  vgl.  auch  v.  Stengel,  Wörterbuch  des 
deutschon  Vcrwaltungsrechts  Bd.  II  S.  704. 

*)  Augenscheinlich  nur  im  Ausdruck  unklar  E.  Meier,  S.  271  vgl. 
bes.  Jelliuck,  Staatenverb.  S.  52. 
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zu  treffen,  die  sich  richten  gegen  die  Sicherheit,  die 
Existenz  oder  die  Integrität  des  Deutschen  Reiches  oder 
eines  seiner  Glieder *).  Rücksicht  auf  des  Reiches  Gesetze  und 
in  gewissem  Sinne  auch  auf  die  von  ihm  abgeschlossenen  Verträge 
schränken  das  ohnehin  begrenzte  Gebiet,  das  die  Verfassung  für 
die  Vertragsfreiheit  der  Einzelstaaten  gelassen  hat,  noch  mehr  ein, 
endlich  ganz  •  besonders  die  Rücksicht  darauf,  dass*  letzten  Endes 
die  Geltendmachung  der  erworbenen  Rechte  verfassungsmässig  stets 
dem  Reiche  anheimfällt.  Dies  vorangeschickt,  kann  man  dann 
den  —  allgemein  anerkannten2)  —  Satz  aufstellen: 

Die  Kompetenz  zu  Vertragsschlüssen  verteilt  sich 
zwischen  Reich  und  Einzelstaaten  in  derselben  Weise  wie 
dieGesetzgebungs-  und  Verwaltungskompetenz  der  beiden 
Gewalten  überhaupt.  Dem  entsprechend  werden  wir  3  grosse 
Hauptgebiete  zu  unterscheiden  haben:  1)  das  Gebiet  der  aus- 
schliesslichen Reichs kompetenz,  '2)das  der  konkurrierenden 
Kompetenz  von  Reich  und  Einzelstaat,  3)  das  der  ausschliesslichen 
Kompetenz  der  Einzelstaaten3). 

b.    Umfang  des  Vertragsrechts  der  Einzelstaaten. 
«)  Ausschliessliche  Vertragskompetenz  des  Reiches.  §7. 

Der  Einwirkung  der  Einzelstaaten  durch  das  Mittel  der  inter- 
nationalen Verträge  sind  gänzlich  entzogen :  1 )  alle  die  Gebiete,  die 
ihrer  ganzen  Natur  nach  nur  zur  Sphäre  dur  Reichskompetenz 
gehören  können;  2)  ausserdem  diejenigen,  die  durch  ausdrückliche 
Bestimmungen  der  Kompetenz  der  Einzelstaaten  entzogen  sind. 
Zur  ersteren  Kategorie  sind  zu  zählen  alle  Regelungen,  die  die 
Verfassung  des  Reiches4),  seine  Organe,  die  Verwaltung  der  eigent- 

»)  Lab  and,  II,  S.  15U;  vgl.  auch  StG.B.  §§  8!,  83,  84,  87  ff.,  ausser- 
dem ßundesaktc  Art.  XI,  W.  Sehl.  A.  Art.  1  und  Eingang  der  Reichsverfassung. 

«)  Laband,  IIS.  156;  Hanoi,  S.  557:  Meyer  §  80;  Schulze,  Dtsch. 
Staatsr.  II  S.  333:  Arndt,  S.  713;  Thudichuui,  Verf.  Ii.  S.  250:  v.  Könne, 
Fr.  Staatsr.  I  S.  520;  Gaupp  in  Marqu.  I  2  S.  169;  Pro  ebbt,  S.  246; 
Triepel,  S,  244  ff. 

*)  Über  die  Friedensvertrage  s.  §  13. 

Gegen  ein  solches  Inventar  Sarwey  II  S.  89  Anm.  8;  zu  Unrecht,  denn 
ein  allgemeiner  Überblick  kann  immerhin  dadurch  gegeben  werden. 

4)  lieber  die  mit  dem  Reichsgebiet  zusammenhängenden  Kragen  s.  u. 
S.  57  ff. 
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liehen  Reichsanstalten  ete.  betreffen,  kurz  alle  die  Materien,  die 
den  Zusammenschluss  der  Kinzelstaaten  und  die  Existenz  des 
Reiches  zur  Voraussetzung  haben,  die  die  Gesamtheit  als  solche 
etwas  angehen,  Fragen,  zu  deren  Regelung  ein  Einzelstaat  vor 
dem  Zusammenschluss  gar  keine  Veranlassung  noch  Möglichkeit 
hatte1).  Das  Gleiche  gilt  wie  schon  oben  ausgeführt,  von  der 
gesamten  auswärtigen  Politik*).  Den  Einzelstaaten  .  ist  zweitens 
überall  da  die  Möglichkeit  zur  Vertragsschliessung  genommen, 
wo  das  Reich  nicht  nur  die  Gesetzgebung,  sondern  auch  die  un- 
mittelbare, nicht,  wie  normaliter.  nur  die  beaufsichtigende  Ver- 
waltung, als  sein  ausschliessliches  Vorrecht  in  Anspruch  genommen 
hat,  so  dass  auch  hier  in  gewissem  Sinne  Reichsanstalten  ent- 
standen sind.    Das  gilt: 

1.  Von  dem  gesamten  Konsulatswesen  (Art,  4  Ziffer  7  R.V. 
und  Art.  50),  soweit  es  sich  um  Konsulate  im  Auslande  handelt 
(s.  o.),  sowie  von  den  Rechtsverhältnissen  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten (Art.  4  Ziffer  7  R.V.). 

2.  Vom  Post-  und  Telegraphenwesen,  die  „für  das  ge- 
samte Gebiet  des  Deutschen  Reiches  als  einheitliche  Staats- Ver- 
kehrsanstalten eingerichtet  und  verwaltet"  werden.  (Art.  48  und 
Art.  4  Ziffer  10).  Art.  50  überweist  dem  Kaiser  die  obere  Leitung 
der  Post-  uud  Telegraphen-Verwaltung,  ebenso  das  Recht  des  Er- 
lasses der  reglementarischen  Festsetzungen  und  administrativen 
Anordnungen  sowie  die  ausschliessliche  Wahrnehmung  der  Be- 
ziehungen zu  anderen  Post-  und  Telegraphenverwaltungen.  Für 
alle  Einzelstaaten  besteht  aber  das  Recht,  „mit  andern  (deutschen) 
Staaten  Verträge  über  das  Post-  und  Telegraphenwesen  abzuschliessen, 
sofern  sie  lediglich  den  Grenzverkehr  betreffen" s).    Da  es  neben 


»)  Vgl.  Laband,  II  S.  1 10:  Häncl,  S.  25Ü/260;  v.  Könne,  Pr. 
Staatar.  1.  S.  126. 

8)  Proebst,  S.  24(5  247,  Anschütz  in  v.  Holt  zondorffs  Kncydopädio 
1U04  6.  Aull.  Bd.  II,  S.  616.  Ein  Heispid  eines  solchen  Vertrages  über  eine. 
Frage  europäischer  Politik  bietet  der  Vertr.  v.  18.  7.  1878  (R.O.B1.  S.  307) 
wegen  der  politischen  Verhältnisse  im  Orient. 

a)  Vgl.  Zitier  XI  Schlussprotokoll.  Dagegen  bezieht  sich  das  im  Schluss- 
protokoll Art.  11  den  Einzclstaateo  zugestandene  Hecht  (1.  Satzteil)  lediglich 
auf  das  Verfahren  bei  Abschluss  der  Reichsverträge,  nicht  aber  auf  die  Kompe- 
tenzverteilung.  Den  Kinzdstaaten  steht  kein  Veto  zu.  Vgl.  Laband  11, 
S.  140. 
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der  bayrischen  und  württembergischen  nur  noch  die  Reichspost- 
verwaltung gibt,  so  kommen  für  uns  nur  noch  Verträge  dieser 
beiden  Staaten  untereinander,  mit  dem  Reiche  (s.  u.  §  1*2)  und 
mit  ihren  ausländischen  l)  Nachbarstaaten  in  Betracht*). 

3.  Vom  Kriegsmarinewesen  (Art.  4  Ziffer  14  in  Ver- 
bindung mit  Art.  53  R.V.) 

Hier  ist  das  einzige  Gebiet,  wo  ohne  alle  Einschränkungen 
das  Vertragsschliessungsrecht  der  Einzelstaaten  in  jeder  Beziehung 
vollständig  ausgeschlossen  ist8). 

4.  Hierher  kann  man  schliesslich  den  Fall  zählen,  dass  das 
Reich  „zwischenstaatliche"  Verhältnisse,  (Hänel)  die  ihrer 
ganzen  Natur  nach  keine  gesetzgeberische,  wohl  aber  eine  Ver- 
tragsmässige  Regelung  durch  die  Einzelstaaten  zulassen,  seiner 
ausschliesslichen  Gesetzgebung  vorbehält  und  dabei  zugleich  tief 
in  die  Verwaltungsbefugnisse  der  Einzelstaaten  eingreift,  sodass 
die  vertragsmässige  Regelung  durch  die  Einzelstaaten  ausgeschlossen 
wird.    Wir  meinen  den  Fall  des  Art.  35  Abs.  1  letzten  Satzteil*). 

ji.  Konkurriende  Vertragskompetenz.  §8. 

Eine  reinliche  Scheidung  der  beiden  Kompetenzsphären  in  dem 
Sinne,  dass  nur  dem  Reiche  für  ein  bestimmtes  Gebiet  bei  der  Regelung 
einer  Materie  und  bei  der  Durchführung  der  getroffenen  Be- 
stimmungen ein  Vertragsrecht  zukommen  kann,  haben  wir  auf 
Grund  der  Verfassungsbestimmungen  selbst  eigentlich  nur  an 
einem  Punkte  gefunden  (beim  Kriegsmarinewesen).  In  den  meisten 
Fällen  ist  vielmehr  nach  innen  hin  eine  konkurrierende  Kompetenz 
vorgesehen;  entweder  hat  das  Reich  sieh  neben  der  bestehen  ge- 


«)  Vgl.  Art.  52  Abs.  1  und  8.  R.V. 

*)  Zum  besseren  Verständnis  der  Ausführungen  Dambachs  in  v. 
Holt  tendorffs  Handbuch  III,  S.  320  vgl.  unten  §  12.  Kinzig  bei  der  Krage 
der  Beamtenanstollung  dürfen  die  Einzelstaatcn  noch  mitreden,  s.  u.  S.  36  f. 

•)  Vgl.  Hänel,  S.  161;  Laband  II,  S.  111. 

4)  „Da«  Reich  auschliesslich  hat  die  Gesetzgebung  über  den 

gegenseitigen  Schutz  der  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  erhobenen  Ver- 
brauchsabgaben gegen  Hinterziehungen  sowie  über  die  Massregeln,  welche  in 
den  Zollausschlüssen  zur  Sicherung  der  gemeinsamen  Zollgrenzen  erforderlich 
sind.'    VgL  dazu  Hänel,  S.  260. 
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bliebenen  Gesetzgebungskompetenz  der  Einzelstaaten  ebenfalls  eine 
solche  beigelegt,  oder  es  hat  zwar  das  Recht  der  gesetzgeberischen 
Regelung  ausschliesslich  für  sich  in  Anspruch  genommen,  dagegen 
es  den  Einzelstaaten  überlassen,  die  geeigneten  Verwaltungs- 
massnahmen  zu  treffen.  In  beiden  Fällen  haben  wir,  wenn  auch 
verschieden  geartet,  eine  Vertragskompetenz  der  Einzelstaaten. 

Der  erste  Fall  trifft  zu  für  die  meisten  Materien  des  Art.  4. 
So  lange  und  insoweit  das  Reich  hier  von  seiner  Kompetenz  noch 
keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  ist  es  den  Einzelstaaten  unbenommen, 
auch  ihrerseits  die  gesetzliche  Regelung  vorzunehmen1);  aber  im 
Momente,  wo  ein  Reichsgesetz  über  dieselbe  Materie  ergeht,  wird 
das  Landesgesetz  entsprechend  dem  Grundsatze  des  Art.  %2  R.V. 
hinfällig.  Da  die  Einzelstaaten  von  ihrem  Rechte  auch  durch 
Regelung  auf  Grund  eines  vorher  geschlossenen  Vertrages  Gebrauch 
machen  können,  mithin  überhaupt  Verträge  über  diese  Materie  ab- 
schliessen  können2),  so  muss  hier  derselbe  Grundsatz  gelten:  auch 
diese  Verträge  müssen  im  selben  Moment  hinfällig 
werden,  in  dem  ein  Reichsgesetz  oder  ein  Reichs  vertrag 


•)  Vgl.  die  ausdrückliche  Anerkennung  im  Bayr.  Sehluss-Protokoll  vom 
23.  November  1870  Ziff.  6  und  dem  Schl.-P.  zum  Pr.-sächs.  Vertr.  v.  16.  April 
1869  über  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung.  (Ein  darauf  bezgl.  Reichs- 
gesetz  erging  am  13.  Mai  1870).  Vgl.  dazu  bes.  Hänel  §39  („Die  Reichs- 
gesetzgebung als  Ermächtigung.") 

3)  Dies  wurde  fast  einstimmig  anerkannt  im  preuss.  Abg.-Hause  in  der 
Sitzg.  v.  16.  Dezbr.  1869,  (S.  230  ff.)  bei  den  Debatten  über  den  in  voriger 
Note  berührten  Vertrag  für  Verträge  der  Einzelstaaten  unter  einander.  In 
praxi  übte  Preussen  dies  Recht  z.  B.  in  seinen  Eisenb.  -  Vertr.,  sogar  mit 
atisscrdcutach.cn  Staaten,  mit  Frankreich  am  l.S.  Juli  1867,  mit  Oesterreich 
am  7.  Aug.  1867  und  mit  den  Niederlanden  am  28.  November  1867  (vgl.  G. 
Slg.  1867,  S.  1817,  1765  und  1868,  S.  13)  aus.  Wenn  die  Eisonbahnvertragc 
l'reusscns  später  stets  vom  Reiche  abgeschlossen  wurden,  so  findet  Mcior, 
8.  273  wohl  mit  Recht  den  Grund  dessen  in  der  engen  Verbindung  der 
preussischen  und  deutschen  auswärtigen  Organe  und  in  dem  Wunsche, 
Deutschland  nach  aussen  hin  möglichst  als  Ganzes  auftreten  zu  lassen.  Die  im 
deuUch-östcrreicbischen  Vertrage  v.  20.  Nov.  1902  (R.G.  Bl.  03,  S.  203)  zum 
ersten  Male  auftauchende,  und  seitdem  ständig  beibehaltene  Eingangsformol 
lautet  hierbei  (vgl.  z.  B.  R.G.Bl.  1905,  S.  11,  8.  21,  S.  31,  Ges.-Slg  1904,  8.  259): 
«8.  M.  der  Deutsche  Kaiser,  Konig  von  Preussen,  im  Namen  des  DeuUchon 
Reiches,  das  hierbei  Preussen  auf  dessen  Antrag  vertritt  • 


d  by  Google 


—    29  — 


in  Kraft  tritt,  die  mit  dem  Landesvertrage  in  Wider- 
spruch stehen.  Allerdings  auch  nur,  soweit  ein  solcher  Wider- 
spruch besteht1).  Andernfalls  hätte  es  jeder  Staat  in  der  Hand, 
vermittelst  eines  Staatsvertrages  dem  Reiche  die  Möglichkeit  ge- 
setzgeberischer Einwirkung  auf  sein  Gebiet,  die  ihm  vorher  durch 
die  Reichs-Verfassung  oder  ein  Reichsgesetz  gegeben  wurde,  jetzt, 
gleichsam  auf  einem  Umwege,  zu  rauben8). 

Dass  dieser  Grundsatz  des  ipso  iure  Erlöschens  auch  fOr  die 
Verträge  gelten  muss,  die  die  Einzelstaaten  vor  ihrem  Eintritt 
in  den  Reichsverband  resp.  in  den  Norddeutschen  Bund  geschlossen 
hatten,  wird  von  den  meisten  Schriftstellern  anerkannt8). 


')  Oder  soweit  sich  der  beiderseitige  Inhalt  deckt.  Vgl.  La  band  II 
S.  105:  Arndt  714;  v.  Rönne,  Pr.  Staatsr.  5  I,  S.  127,  s.  darüber  auch 
unten  S.  77  ff.  Treffend,  rodet  Bornhak  S.  5  hior  von  einem  „Damokles- 
schwert", das  über  den  Einzelstaaten  schwebe. 

*)  Laband  II,  S.  157;  Riedel,  S.  105;  Thudichum,  „Verf.  R."  S. 
105;  Proebst,  S.  252.  Inwieweit  eine  solche  Aufhebung  sich  schon  aus 
dein  Art.  11  R.V.  ergibt  (die  Reichs  Vorträge  enthalten  für  den  Einzelstaat 
den  Befehl,  sie  zu  befolgen),  darüber  vergl.  Arndt,  S.  715;  auch  Stocrk  in 
v.  Stengel,  Wörterbuch  II  S.  527. 

»)  Vgl.  Laband  II,  S.  157  Anm.2;  Schul  zo,  Dtsch.  Staatsr.  II  §  362, 
v.  Rönne,  Pr.  Staatsr.*  I,  S.  697:  v.  Stengel  in  Marqu.  III  2,  S.  570; 
Pözl,  S.  643;  Bluntschli,  S.  456;  Huber,  S.  166  f;  vgl.  auch  die  Bekannt- 
machung v.  26.  8.  1881.  (G.-Slg.  1882,  S.  9),  wo  „im  Hinblick"  auf  das  Inkraft- 
treten der  Reichsjustizgesetze  zwischen  Proussen  und  Württemberg  ein  Ein- 
verständnis erzielt  wird  darüber,  dass  ein  Vertrag  von  1864  über  gegenseitige 
Bestrafung  gewisser  Delikte  „als  ausser  Wirksamkeit  getreten  anzusehen  sei.tt 
Anderer  Ansicht  als  die  oben  Citierten  Bornhak  III,  S.  5;  Proebst,  S. 
252:  und  besondors  ausführlich  Tri  opel,  S.  245  ff.  Wenn  dieser  freilich 
die  clausula  rebus  sie  stantibus  „lieber  ganz  beiseite  lassen"  will  (s.  dagegen 
ebenda,  S.  248)  und  dann  durch  logische  Deduktion  aus  dem  Bogriffe  dos 
Vertragsschlusses  eine  einseitige  Rücktrittsmöglichkeit  für  die  Einzelstaaten 
nicht  konstruieren  kann,  so  ist  das  nicht  zu  verwundern.  Ganz  natürlich 
auch,  dass  das  Ausland  sich  möglichst  dagegen  sperren  wird,  einen  solchen 
Satz  sich  gegenüber  anzuerkennen.  Dio  ausländischen  Entscheidungen  sind 
daher  für  uns  nicht  zwingend.  Auch  die  inländische  Praxis  ist  in  diesem 
Punkte  sich  nicht  uncins,  wio  Triepel  meint  (vgl.  die  angezogenen  Ent- 
scheid, d.  R.G.  i.  Civils.,  IV,  S.  272  und  XXIV,  S.  12):  denn  im  letztereu 
Urteil  steht  nicht  das  völkerrechtliche  Prinzip  des  ipso  iure  Erlöschens 
sondern  die  zweifelhafte  Auslegungsfrage  zur  Entscheidung,  ob  das  Reich 
den  „Aufhebungswilleu"  gehabt  hätte.    S.  auch  u.  8.  30.    Triepel  selbst 
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Dass  die  Aufhebung  der  von  den  Einzelstaaten  abgeschlossenen 
Verträge  in  dem  über  dieselbe  Materie  ergehenden  Reichsgesetze 
ausgesprochen  wird,  ist  nie  nötig.  Dass  dies  in  einem  eventuell 
abgeschlossenen  Reichs  vertrage  geschehe,  ist  den  EinzeUtaaten 
gegenüber  —  d.  h.  staatsrechtlich  —  ebenfalls  nie  nötig;  völker- 
rechtlich —  d.  h.  den  Mitkontrahenten  gegenüber  —  würde  es 
der  Billigkeit  entsprechen,  dies  zu  tun,  wenigstens  mit  Rücksicht 
auf  die  Verträge  der  Einzelstaaten  vor  Eintritt  in  den  Reichs- 
verband. Ob  aber  nach  den  Normen  des  Völkerrechts  ein  zwingender 
Grund  hierfür  vorliegt,  ist  zu  bezweifein1).  —  Selbstverständlich 
kann  das  Reich  solche  Vertrage  (auch  nach  Eintritt  des  be- 
treffenden Einzelstaates  in  den  norddeutschen  Bund  bezw.  das 
deutsche  Reich  geschlossene)  auch  aufrecht  erhalten Hier  ent- 
scheidet einmal  seine  Zuständigkeit,  dann  aber  sein  Wille.  Im 
Einzelfalle  kann  streitig  sein,  ob  eine  solche  Aufhebung  still- 
schweigend durch  das  Reich  beabsichtigt  ist8). 

Werden  hier  die  Verträge  erst  nichtig  mit  dem  Augenblick, 
wo  das  Reich  seine  Wirksamkeit  entfaltet,  so  sind  natürlich  ipso 
iure  von  vornherein  alle  Verträge  nichtig,  die  die  Einzelstaaten 
schliessen,  nachdem  das  Reich  über  dieselbe  Materie,  sei  es  durch 
Gesetz,  sei  es  durch  Vertrag  mit  demselben  Kontrahenten  schon 
verfügt  hat. 


lässt  die  Frage  offen.  Auch  aus  Hartmann's  Deduktionen  (S.  152)  lasst 
sich  nichts  Positives  für  unsere  Frage  entnehmen.  Derselben  Meinung 
wie  Proebst  auch  Nippold,  S.  239;  Triepcl,  S.  216  ff.:  v.  Martitz 
„Verträge  des  Königreichs  Würtomberg",  S.  8  9. 

*)  A.  M.  Procbst,  a.  a.  0.  —  In  dein  Vertrage  des  Reiches  mit 
Oesterreich-Ungarn  wegen  Beglaubigung  öffcntl.  Urkunden  x.  25.  Fobr.  1880 
(K.G.B1.  1881,  S.  7)  wurde  die  Aufhebung  der  einzelstaatlichen  Vertrage  in 
Art.  6  Abs.  2  ausdrücklich  konstatiert.  Vgl.  auch  die  Litcrarkonvcntion 
des  Reiches  mit  Italien  v.  20.  Juni  1884  Art.  17  u.  Art.  3  des  dtsch. -belgischen 
Vertrages  vom  12.  Dezbr.  1883  (R.G.B1.  1884  8.  173  ff.  u.  S.  193  ff  ):  s.  auch 
T  r  i  c  p  e  1 ,  S.  248  Anm. 

*)  Der  wichtigste  Fall,  in  dem  dies  geschehen,  ist  Art.  56  E.G.  z. 
H.G.B.  (Motive  I,  S.  2,  3.)   Vgl.  auch  Lab  and,  8.  257  Anm.  2  u  3. 

3)  So  z.  B.  für  die  Frage,  ob  die  Keichs-Kunkurs-Ordnung  die  zwischen 
Oesterreich  und  Sachsen  abgeschlossenen  Vertrage  vom  6.  Jan.  1S54  hat 
ausser  Kraft  setzen  wollen.  Vgl.  Arndt,  S.  715  und  Erk.  d.  U.G.  v.  1.  Juli 
1889  (Bd.  XXIV,  S.  12:  oben  Seite  29  Anm.  3). 
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Freilich  sind,  was  auch  allgemein  angemerkt  wird,  die  aus- 
wärtigen ')  Staaten  in  einer  schlimmen  Lage.  Sie  können  nicht 
immer  wissen,  wieweit  das  Reich  auf  Grund  seiner  vorgehenden 
Kompetenz  die  der  Einzelstaaten  schon  konsumiert  hatte  im  Augen- 
blick, als  der  Einzelstaat  mit  ihnen  kontrahierte,  oder  wieweit  dieser 
Fall  spater  eintritt;  besonders  gilt  dies  dann,  wenn  das  Reich 
durch  ein  Gesetz  von  seiner  Kompetenz  Gebrauch  macht,  da  sich 
dieser  innerstaatliche  Vorgang  ihren  Blicken  fast  gänzlich  entzieht. 
Allein  diese  Schwierigkeiten  ergeben  sich  mit  Notwendigkeit  aus 
der  beschrankten  Handlungsfähigkeit  der  Einzelstaaten  und  die 
auswärtigen  Staaten  müssen  sich  das  überlegen,  bevor  sie  einen  Ver- 
trag mit  einem  Einzelstaat  schliessen,  eventuell  beim  Reichskanzler 
Erkundigungen  einziehen*).  Auch  für  die  Einzelstaaten  ist  es 
dem  Auslande  gegenüber  moralische,  dem  Reiche  gegenüber  poli- 
tische, wenn  man  will,  sogar  Rechtspflicht,  sich  vorher  mit  der 
Reichsregierung  in  Verbindung  zu  setzen.  Es  ändert  aber  am 
Erfolge  nichts,  wenn  sie  es  unterlassen.  Richtig  wäre  es  besonders 
auch,  wenn  sie  in  jeden  derartigen  Vertrag  eine  entsprechende 
Klausel  setzten3),  oder  noch  besser,  wenn  die  Reichsverfassung 
selbst  dieses  ihnen  zur  Pflicht  machte4).  Je  weiter  die  reichs- 
gesetzliche Regelung  fortschreitet,  desto  weniger  Reibungsstoff  ist 
hier  gegeben. 

Die  Wirkung,  die  in  den  eben  geschilderten  Fällen  erst  ein- 
trat, wenn  das  Reich  Gebrauch  machte  von  seiner  Kompetenz, 
tritt  in  den  Fällen,  wo  dem  Reiche  das  ausschliessliche  Ge- 
setzgebungsrecht eingeräumt  ist,  schon  unmittelbar  ein  mit  dem 


l)  Für  Vortrage  der  Einzolstaaten  untereinander  ist  diese  Frage  nicht 

akut. 

')  Laband,  II,  S.  157.  Heilborn,  S.  158  meint  ganz  richtig,  sie 
hätten  vor  Anerkennung  des  K«  ich  es  genaue  Auskunft  über  die  staatsrecht- 
lichen Beschrankungen  für  die  Handlungsfähigkeit  der  Einzelstaaten  ver- 
langen können.  Das  nützt  ihnen  aber  nur  dann  etwas,  wenn  sie  auch  stets 
auf  dein  Laufendeu  erhalten  werden. 

•)  Zur  Veranschaulichung  möge  etwa  der  Schlusspassus  in  Art.  2  des 
preussisch-  russischen  Vertrages  vom  4.  2.  23.  1.  1879  dienen.  (<ies.-Slg. 
S.  138  ff.) 

*)  Wie  dies  ähnlich  §  9  der  tteichsverfassung  v.  28.  März  1848  uud  der 
Entwürfe  der  Erfurter  Unionsverfassung  (oben  S.  7)  beabsichtigte. 
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Feststehen  dieser  Kompetenz  überhaupt1).  Soweit  diese  Aus- 
schliesslichkeit sich  erstreckt,  liegt  für  den  Einzelstaat  eine  Materie 
vor,  die  seiner  selbständigen  Einwirkung  vollkommen  entrückt  ist. 

Aber  weder  die  ausschliessende  Kompetenz  des  Reiches  noch 
die  positive  gesetzgeberische  Regelung  aufGrund  der  konkurrierenden 
Kompetenz  des  Reiches  bezieht  sich  stets  auf  die  ganze  Materie; 
es  wird  den  Einzelstaaten  im  zweiten  Falle  häufig  eine  grössere 
oder  geringere  Freiheit  für  den  Erlass  von  Ausführungsbestimmungen 
gegeben  und  in  beiden  Fällen  meist  die  Selbstverwaltung  unter 
der  Oberaufsicht  des  Reiches.  Und  damit  ist  ihnen  die  Möglich- 
keit*) zu  Verträgen  in  reichem  Masse  gegeben. 

Warum  eine  Reihe  von  Schriftstellern  für  den  letzten  Punkt 
(wenn  den  Einzelstaaten  die  Selbstverwaltung  zusteht)  den  Einzel- 
staaten nur  das  Recht  geben  will,  unter  einander  (und  mit  dem 
Reiche)  nicht  aber  mit  dem  Auslände  Verträge  abzuschliessen,  ist 


»)  Vgl.  Laband,  II  S.  15G  und  besonder«  Hänel,  S.  259  ff. 

Auch  hier  können  daher  Verträge  der  Einzelstaaten  mit  des  Reiches 
Kin Verständnis  bis  auf  weiteres  in  Kraft  bleiben.  So  muss  beispielsweise 
eine  derartige  stillschweigende  Billigung  des  Reiches  hinsichtlich  des  1813 
zwischen  Proussen,  den  Niederlanden  und  Belgien  geschlossenen  Vertrages 
über  den  grenzüberspringenden  Fabrikverkehr  angenommen  werden,  denn 
sonst  wäre  die  Bekanntmachung  v.  I.  Juli  1899  (G.-Slg.,  S.  119),  wo- 
nach dieser  Vertrag  am  30.  Juni  1899  erst  ausser  Kraft  getreten  sei,  nicht 
nur  überflüssig,  sondern  direkt  unrichtig.  Da  nämlich  das  Recht  zum  Ab- 
schluss  von  Zollverträgen  mit  dem  Auslande  nach  der  Reichsverfassung 
ausschliesslich  dem  Reiche  zusteht  (vgl.  u.  S.  33  ff.)  wäre  an  sich 
dieser  Vertrag  schon  mit  Inkrafttreten  der  Reichs-  resp.  Norddeutschen 
Mundes-Verfassung  ipso  iure  erloschen.  Unsere  Auffassung  wird  noch  dadurch 
gestützt,  dass  vom  7.  April  1900  (R.G.B1.  S.  7S1)  ein  entsprechender  Reichs- 
vertrag vorliegt. 

8)  Manchmal  werden  sie  sogar  dazu  gezwungen  sein,  um  ihre 
Pflichten  gegen  das  Reich  erfüllen  zu  können.  Das  gilt  z.  B.  hinsichtlich 
der  Gerichts-  und  Militär-Konventionen  (Tepelmaun,  S.  21/22)  für  die 
kleineren  deutschen  Staaten.  Zorn's  Ansicht  (Staatsrecht,  S.  530),  dass 
solche  Verträge  stets  der  Zustimmung  des  Reiches  bedürfen  („denn  indem 
das  Reich  die  Selbstverwaltung  dem  Staate  A  überliess,  hat  es  den  Staat 
A  und  nicht  den  Staat  B  damit  beauftragt.  Der  Uebergang  dieser  Verwaltung 
ist  demnach  eine  Sache,  die  nur  das  Reich  angeht"),  ist  falsch.  Das  Reich 
hat  die  Hoheitsreehte  den  Kinzelstaaten  nicht  «überlassen",  sondern  sie  sind 
ihnen  zu  eigenem  Rechte  .verblieben". 
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nicht  einzusehen l).  Den  Einzelstaaten  ist  die  Verpflichtung  auf- 
erlegt, resp.  die  Freiheit  belassen,  die  Materie  innerhalb  gewisser 
vorgeschriebener  Schranken  zu  regeln.  Ob  sie  dies  nun  im  Einzel- 
falle bequemer  dadurch  erreichen,  dass  sie  mit  anderen  deutschen 
Staaten  od«r  mit  dem  Auslande  Verträge  schliessen,  ist  eine  Frage 
des  einzelnen  Falles,  immer  aber  für  das  Reich  gleichgültig.  Zu- 
zugeben ist,  dass  die  Natur  der  vorliegenden  Gegenstände  es 
meist  von  selbst  verbieten  wird,  mit  dem  Auslande  in  Verbindung 
darüber  zu  treten  —  insbesondere  ist  hier  zu  denken  an  die  Militär- 
Konventionen  und  an  die  Konventionen  über  Errichtung  gemein- 
samer Gerichte  — ;  ist  dies  aber  nicht  der  Fall,  so  lässt  sich  ein 
rechtlicher  Hintierungsgrund  für  einen  Vertrag  mit  einem  nicht- 
deutschen Staate  nicht  finden,  und  es  würde  einem  Vertrage 
mit  dem  Auslande  rechtlich  nichts  im  Wege  stehen2).  So  haben 
z.  B.  trotz  der  Reichsgesetze  über  das  literarische  Urheberrecht 
Hävern  und  Württemberg  eigne  Literarkonventionen  mit  Italien 
im  Jahre  1872  abgeschlossen9).  Hierher  gehören  auch  Verträge 
über  Gewährung  der  Rechtshilfe  und  Auslieferungsverträge. 

Im  einzelnen  gilt  folgendes  hinsichtlich  der  Gegenstände,  die 

A.   der  ausschliesslichen  Gesetzgebungskompetenz  des 
Reiches  unterstehen,  bei  Selbstverwaltung  der  Einzelstaaten: 

Hierher  gehören 

I.  Das  gesamte  Zoll-  und  Verbrauchssteuerwesen 
(Art.  4  Ziff.  2  in  Verbindung  mit  Tit.  VI  Reichs- Verfassung). 

Drei  Sätze  grenzen  Reichs-  und  Einzelstaats-Kompetenz  von 
einander  ab  und  umgrenzen  damit  zugleich  die  Vertragskorapetenz 
der  Einzelstaaten4). 

1.  Das  Reich  ist  ein  einheitliches  Zoll-  und  Handelsgebiet, 
umgeben  von  gemeinschaftlicher  Zollgrenze,  innerhalb  deren  freier 


»)  Vgl.  Laband  II,  S.  185:  Schwartz,  S.  138;  Moior,  S.  273: 
Prestele,  S.  29;  Procbst,  S.  249;  Tinsch,  S.  32:  Gorius  in  Annaleu 
1875,  S.  545. 

*)  Vgl.  Born  hak  III,  S.  6.  Dieser  Ansicht  innsste  konsequenterweise 
auch  Hfincl  sein  (Tgl.  S.  558  Anm.  22),  der  aber  Vortrage  mit  dem  Aus- 
lande nur  für  den  Fall  zulässt,  dass  bei  konkurrierender  Einzclstaats-  und 
Reichs-Comnctenz  ein  Reichsgesetz  ergangen  ist. 

«)  Vgl.  Bornhak  a.  a.  O.,  Hftncl  a.  a.  0. 

*;  Vgl.  hierzu  und  zum  folgenden  Laband  IV,  S.  385  0. 
Rlcss.  Auswärtige  HoheiUrerhtc.  .'> 
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wirtschaftlicher  Verkehr  stattfindet  (Art.  33).  Grenzsperren  gegen 
das  Ausland  darf  nur  das  Reich  verhängen1),  und  die  aus  veterinär- 
polizeilichen Rücksichten  den  Einzelstaaten  zugesprochene  Befugnis 
(und  Pflicht)!  solche  Massregeln  zu  treffen,  beruht  auf  Delegation 
seitens  des  Reiches,  und  nicht  auf  eigenen  Hoheitsnechten  der 
Einzelstaaten 3). 

2.  Daraus  ergibt  sich  schon  von  selbst  die  ausschliessliche 
Inanspruchnahme  der  Zollgesetzgebung  für  das  Reich.  Ausdrück- 
lich ausgesprochen  ist  dieses  im  Art.  4  Ziff.  2  und  35;  dasselbe 
ausschliessliche  Gesetzgebungsrecht  steht  dem  Reiche  auch  zu  hin- 
sichtlich der  Besteuerung  des  im  Bundesgebiete  gewonnenen  Salzes 
und  Tabaks,  des  ebenda  bereiteten  Branntweins  und  Bieres  und 
aus  Rüben  oder  anderen  inländischen  Erzeugnissen  dargestellten 
Zuckers  und  Svrups  (Art.  35). 

3.  Dagegen  steht  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle 
und  Verbrauchssteuern  nach  Massgabe  der  Reichsgesetze  und 
Bundesratsbeschlüsse  (Art.  36)  den  Einzel  Staaten8)  zu.  Einzig  bei 
«lein  zuletzt  genannten  Punkt  ist  Raum  für  Verträge  der  Einzel- 
staaten  unter  einander  gegeben,  und  in  der  Tat  sind  unter  ihnen 
zahlreiche  Zoll-  und  Steuerkonventionen  abgeschlossen  worden, 
entweder  in  der  Art,  dass  mehrere  Staaten  (»ine  gemeinschaftliche 
Zoll-  und  Steuerverwaltung  errichteten4),  oder  es  ist  die  Ver- 
waltung einlach  einem  anderen  Staate  übertragen  worden.  Ein 
Beispiel  für  den  ersten  Modus  bietet  der  Vertrag  wegen  Errichtung 
des  thüringischen  Zoll-  und  Handelsvereins  in  seiner  letzten  Modi- 
fikation aus  dem  Jahre  1900  <  Pr.  Ges.  S.  1901  S.  93  ff".),  für  den 
zweiten  die  zahlreichen  Vertrüge,  die  zwischen  Preussen  und 
kleineren  deutschen  Staaten,  so  mit  Mecklenburg,  Lippe,  Waldeck 
und  Pyrmont,  Lübeck,  Hamburg,  Oldenburg  etc.  geschlossen 
worden  sind5).  Aber  auch  sonst  ist  in  einzelnen  Fällen  den  Einzel- 
staaten immer  noch  Gelegenheit  zu  Verträgen  gegeben,  so  z.  B. 

•)  Vgl.  aber  auch  t.  Mayr  in  Stengels  Wörterbuch  I  S.  295 ff. 
»)  vgl.  v.  Stengel,  Wörterbuch  I  S.  295. 

8)  l)urch  die  Klausel:  „Soweit  derselbe  sie  bisher  ausgeübt  hat",  wird 
lediglich  die  Anfrcchterhaltung  der  Zollvereinsverträge  und  der  etwa  unter 
einzelnen  Mitgliedern  abgeschlossenen  Separat  vertrüge  ausgesprochen.  (Vgl. 
Laban  d,  IV,  423;  Hanoi,  S.  405 ff.) 

*)  In  verschiedenen  Variationen;    vgl.  Hänel  S.  40*1. 

•)  La  band,  IV,  S.  424. 
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durch  Art.  5  II  §  6  Abs.  1  des  Zoll  Vereinsvertrages  (Vereinbarungen 
über  den  Ort  der  Erhebung  der  inländischen  Steuern),  der  durch 
Art.  40  R.-V.  unberührt  bleibt1). 

Ueber  die  Sonderrechte  der  süddeutschen  Staaten  (vgl.  Art.  35 
Abs.  2)  s.  unten  §11. 

II.  Etwas  verwickelte  Verbältnisse  herrschen  im  Militär- 
wesen (Art.  4  Ziff.  14  in  Verb,  mit  Tit.  XL  der  Reichsver- 
fassung). 

Infolge  der  umfangreichen  Reichsgesetzgebung  *)  und  zahl- 
reicher vertragsmäßiger  Vereinbarungen3),  die  z.  T.  schon  bei 
Festsetzung  der  Norddeutschen  Bundesverfassung  zwischen  den 
Einzelstaaten  getroffen  wurden,  entspricht  der  bestehende  Zustand 
durchaus  nicht  mehr  dem  in  der  Reichsverfassung  zum  Ausdruck 
kommenden.  Neben  dem  Reich  haben  auch  die  Einzelstaaten 
Verwaltungs-  und  somit  Vertragsbefugnisse4). 

Die  beiden  grundsätzlich  verschiedenen  Auffassungen  über  die 
rechtliche  Natur  des  Militärwesens  im  Deutschen  Reiche  haben  uns 
hier  nicht  weiter  zu  beschäftigen5).  Das  eine  kann  jedenfalls  von 
beiden  Parteien  nicht  geleugnet  werden:  Das  Bestehen  und  die 
Zuläs8igkeit  von  Militärkonventionen6)  der  Einzelstaaten.  Man  mag 
ihren  Rechtsgrund  in  einer  Verallgemeinerung  der  Bestimmungen 
des  Art.  66  Ziff.  1   finden7)  oder  in  der  den  Einzelstaaten  ver- 


*)  Lab  and,  IV,  S.  402. 

*)  vgl.  v.  Rönne,  Verfassung  des  deutschen  Reiches  S.  211  ff. 
*)  Sämtliche  24  Einzelstaaten  haben  mit  Preusscn  (bezw.  dem  Reiche) 
Konventionen  geschlossen,  vgl.  Tepelmann  S.  2. 
«)  Vgl.  Meier,  S.  273. 

R)  Die  eine  behauptet,  vertreten  durch  Lab  and:  Den  Einzelstaaten 
verblieben  ist  die  Kontingentsherrlichkeit  als  eigenes  nnabgeleitctes  Hohoits- 
recht  und  die  Selbstverwaltung,  die  andere,  vertreten  durch  Brockhaus 
(Das  deutsche  Heer  und  die  Kontingente  der  Einzelstaaten,  Leipzig  1888) 
und  Hanoi  (S.  493 f7.)  findet  in  diesen  Sätzen  nur  die  Charakteristik  eines 
bayerischen  Sonderrechtes:  Im  übrigen  sei  die  gesamte  Militärver- 
waltung eigne  und  unmittelbare  Verwaltung  des  Reiches.  Vgl.  dazu  Tepel- 
mann, S.  23ff. 

•)  Ausdrücklich  anerkannt  in  Art.  6G  Ziff.  1.  d.  R.-V. 

')  Hänel,  Studien  I  S.  244:  v.  Rönne,  Dtsch.  Staatsr.  II,  2  S.  12G; 
Meyer,  Yerw.-R.  II  8.  44:  Sch  ulze,  dtsch.  Staatr.  II  S.  2(Ji>;  vgl.  darüber 
u.  dagegen  Laban d  IV  S.  24.  S.  auch  Tepelmann,  S.  12 ff. 
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bliebenen  Autonomie  und  Selbstverwaltung  (L  ab  and  IV  S.  25), 
man  mag  die  Rechte  der  Einzelstaaten  charakterisieren  als  Aus- 
flugs der  Militärhoheit  (Laband  IV  S.  54 1.  oder  die  Rechte  der 
Landesherren  schlechthin  als  „einzelne  Rechte  der  Einflussnahme 
auf  die  Organisation  eines  ihnen  im  Rechtssinne  fremden*  Heeres 
betrachten  'Hänel  oder  als  einen  ^Ausfluss  der  fortdauernden 
staatlichen  Selbständigkeit4"  der  Einzelstaaten  (Tepelmann  S.  21 1 
oder  als  Reste  der  vormaligen  Souveränitätsrechte  der  Bundes- 
fOrsten  und  Senate  i wie  Brockhaus  S.  96»:  Immer  handelt  es 
sich  um  eigene,  um  Hoheitsreehte  der  Landesherrn,  über  deren 
Ausübung  sie  verfügen1).  Sie  übertragen  zumeist  entweder  die 
Ausübung  der  gesamten  Kontingentsherrlichkeit  oder  verzichten 
auf  einzelne  Ausflüsse  derselben,  auf  Ausübung  der  Kommando- 
gewalt, der  Gerichtsbarkeit  oder  der  Militärverwaltung-). 

III.  Ueber  die  Kriegsmarine  'Art.  4  Ziff.  14  in  Verb,  mit 
Art.  53  der  Keichsverfassungi.  die  ebenfalls  der  ausschliesslichen 
Ges«?tzgebung>kompetenz  des  Reiches  untersteht,  haben  wir  bereits 
oben  gesprochen,  da  hier  den  Einzelstaaten  jedes  Verfügungs- 
rerht  entzogen  ist. 

IV.  Was  endlich  das  Post-  und  Telegraphen wesen  be- 
trifft, so  sind  hier  nur  noch  die  Rechte  der  Einzelstaaten  auf 
Grund  de<  Art.  50  Abs.  5  zu  erwähnen,  die  sich  im  wesentlichen 
beziehen  auf  das  Recht  der  Ernennung  der  mittleren  und  unteren 
Beamten.  Es  könnten  ganz  wohl  zwei  Einzelstaaten  sich  über 
wechselseitige  Zulassungen  vertragsmässig  einigen.  Das  Recht  gilt 
aber  nur  für  die  „selbständigen"  Post-  und  Telegraphenverwaltungen. 


')  Vgl.  $  I  der  Mil.-Konv.  v.  188C»  mit  Braunschweig,  welcher  bestimmt 
dass  der  Könitf  von  Prcussen  „die  Ausübung  der  Müitür-Hoheitsrechto  über- 
nimmt".   Vgl.   auch  Luband  in  Aich.  III,  S.  491  IT.:    Tepelmann,  S.  37 
scheint  diese  Konvention  nicht  zu  kennen. 

9)  Vgl.  Laband  IV,  S.  54ff.;  Brockhaus  S.  108 IT.  Ein  Verzeichnis 
der  bestehenden  Mil. -Konvent,  bei  Laband,  S.  31  ff.  Vgl.  über  das  Fcstungs- 
wesen  Art.  G5.  Vgl.  dazu  noch  die  eingehenden  Erörterungen  Topelmann's 
über  die  Bedeutung  der  in  den  einzelnen  Konventionen  vorkommenden 
kaiserlichen  Zusicherungen,  über  die  mit  dem  „Kaiser"  abgeschlossenen 
Konventionen  überhaupt,  sowie  über  die  Sonderstellung  der  bayrischen, 
württetiibeiyisfhen  und  sächsischen  Konventionen,  Tepelmann  selbst  neigt 
in  seiner  Schrift  dazu,  um  des  Prinzips  willen  „wichtige  Rechte*  (S.  34)  bei 
seiner  Theorie  unberücksichtigt  zu  lasseu. 
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Für  die  anderen,  die  durch  Vertrüge  bereits  die  gesarate  Verwaltung 
an  andere  Staaten,  —  Preussen  resp.  das  Reich,  —  übertragen 
hatten,  entscheiden  die  Bestimmungen  dieser  Verträge  (Art.  50. 
Abs.  <>)»). 

V.  Gegenstand  lebhafter  Kontroverse  ist  es,  ob  der  aus- 
schliesslichen Kompetenz  des  Reiches  die  Regelung  des  Handels- 
verkehrs untersteht,  innerhalb  Deutschlands  und  mit  dem  Aus- 
lande. Im  Zusammenhange  damit  steht  die  Kompetenzfrage  hin- 
sichtlich des  Seeschiffahrt» wesens  und  der  Organisation  eines 
gemeinsamen  Schutzes  des  deutschen  Handels  im  Auslande, 
sowie  der  deutschen  Flagge  zur  See  (Vgl.  Reichsverfassung 
Art.  4  ZifT.  7  in  Verb,  mit  Art.  54  bis  50).  Schulze8)  und 
Thudichum8)  vertreten  hinsichtlich  aller  dieser  Angelegenheiten 
den  Standpunkt,  dass  das  Reich  ausschliesslich  dazu  berufen  ist, 
hier  als  gesetzgebender,  resp.  vertragschliessender  Faktor  aufzutreten. 

1)  Nun  hat  Art,  4  Ziff.  '2  dem  Reiche  allerdings  die  (Zoll- 
und)  Handelsgesetzgebung  zugewiesen,  und  Art.  33  hebt  aus- 
drücklich die  Einheit  des  deutschen  Zoll-  und  Handelsgebietes 
hervor.  Aber  wahrend  dann  Art.  35  hinsichtlich  des  Zollwesens 
ausschliessliche  Kompetenzen  des  Reiches  aufstellt,  findet  sich  nichts 
derartiges  für  das  Handelswesen4).    Hier  muss  also  vom  theo- 

l)  S.  bei  Lab  and  a.  a.  0.  Iii  S.  44  die  Aufzählung  der  „Reste* 
selbständiger  Verwaltungen  in  diesem  Sinne. 
*)  Pr.  Staatsr.  U  S.  (502,  619. 

3)  Vcrfass.  R.  des  Nordd.  Bundes,  S.  236. 

4)  Interessant  ist  in  diesor  Beziehung  die  folgende  Gegenüberstellung: 
Verfassung:  v.  28.  März  1849  und 

Unlonsentwürfe. 

§  33. 

Das  deutsche  Reich  soll  ein  Zoll- 
und  Ha n delsgcbiet  bilden,  um- 
geben von  gemeinschaftlicher  Zoll- 
grenze, mit  Wogfall  aller  Binnen- 
grenzzölle. 

§  34. 

Die  Reichsgcwalt  ausschliess- 
lich hat  die  Gosetxgsbung  über  das 
gesamte  Zollweson  .... 

§  38. 

Die  Reichsgewalt  hat  das  Recht 
der  Gesetzgebung  über  den 
Handel  und  die  Schiffahrt. 
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Reichs  Verfassung: 

Art.  33. 

Deutschland  bildet  ein  Z  o  1 1- 
und  Hand  eis  gebiet,  umgeben  von 
gemeinschaftlicher  Zollgrenze. 

Art.  35. 

Das  Reich  ausschliesslich  hat 
die  Gesetzgebung  über  das  gesamte 
Zollwesen  

Art.  4  Ziff.  2. 
Der  Gesetzgebung  des  Reiches 
unterliegen  .  .  .  .  die  Handelsgc- 
setzgebung. 
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retischen  Standpunkte  aus  den  Einzelstaaten  Vertragsfreiheit  zu- 
nächst mit  dem  Auslande  zugeschrieben  wei  den1).  Tatsächlich  wird  sich 
allerdings  die  Sache  wohl  immer  so  stellen,  dass  nur  das  Reich 
Handelsverträge  abzuschiiessen  in  der  Lage  ist.  Denn  kein  aus- 
ländischer Staat  wird  sich  gerade  auf  diesem  Gebiete,  wo  die 
Stetigkeit  der  Verhältnisse  von  grösstem  Werte  ist,  der  Lage  aus- 
setzen wollen,  dass  eines  Tages  infolge  eines  Reichsgesetzes  (Art.  4 
Ziff.  2)  die  von  ihm  mit  einem  Einzelstaate  abgeschlossenen  Ver- 
träge hinfällig  werden.  Ausserdem  ist  hier  das  ausschliessliche 
Recht  des  Reiches  zur  Zollgesetzgebung  in  Betracht  zu  ziehen. 
Dazu  kommt  noch  ein  Moment.  Im  SchlussprotokoH  zum  Zollver- 
einigungsvertrage  vom  8.  Juli  18(17  Ziff.  i)  ist  bestimmt:  „Preussen 
wird,  unbeschadet  seiner  „ausschliesslichen"  Befugnis  im  Namen 
des  Vereins  Handels-  (und  Schiffahrts-)Verträge  mit  fremden 
Staaten  einzugehen  .  .  .  .a  Und  die  fortdauernde  Geltung  dieser 
Bestimmung  wird  von  Delbrück*;  dargelegt. 

Handelsverträge  der  Einzelstaaten  unter  einander  sind 
ausgeschlossen.  Das  folgt  aus  den  Bestimmungen  des  Art.  33  in 
Verbindung  mit  den  eben  angezogenen  Bestimmungen  und  aus 
den  Festsetzungen  des  Zollvertrages  vom  8.  Juli  1867  (vgl. 
Art.  40  der  R.-V.);    dann   aber  sind  hier  Art.  3   und  Art.  4 

 —  i 

!)  Ygl.Proebst,  tS.  251;  Prostcle  S.  17.  —  Interessant  ist,  dass  auch 
in  Heft  1  der  Anl.  zu  der  Begründung  dea  Entwurfs  eines  Zolltarifgesetzes 
(Reichstagsdrucksache:  „Zu  Nr.  373  (C.)"  Sess.  1900  —  02  S.  45 ff.),  wo  eine 
lebersicht  der  handelspolitischen  Beziehungen  des  deutschen  Reiches  zum 
Auslande  nach  dem  Stande  zur  Zeit  der  Einbringung  des  genannten  Ent- 
wurfs gegeben  ist  (26.  7.  1901),  als  Rechtsgrundlage  für  dir  Beziehungen  2u 
Dänemark,  Schweden-Norwegen  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
einzelstaatlichcVerträge  angeführt  werden, beispielsweise  für  die  Verein.  St. 
dio  Verträge:  Preussons  v.  1.  5.  1828,  der  drei  Hansestädte  v.  20.  12  1827 

4.  6.  1828,  Oldenburgs  v.  10.  3.  1847  und  Mecklenburg-Schwerins  v.  9. 
12.  1847. 

*)  „Der  Artikel  40  der  R.-V.*   S.  49  f.,  vgl.  v.  Seydel  Kommentar8 

5.  166.  In  dem  angezogenen  §  6  (Bund.  Ges.  Bl.  S.  94)  steht  allerdings 
nichts  von  einer  „ausschliesslichen"  Berechtigung.  An  die  Stolle  Preussens 
ist  natürlich  jetzt  das  Reich  getreten.  Vgl.  zu  dieser  ganzen  Frage  auch 
v.  Röune,  Pr.  Staatsr.  *  1  S.  684;  Bornhak  III  S.  4;  v.  Stengel  in 
Marqu.  IU  2  S.  339. 
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Ziff.  1  der  R.-V.  und  die  auf  Grund  dessen  ergangenen  Gesetze 
zu  berücksichtigen1). 

2.  In  engem  Zusammenhange')  damit  stehen  die  Verhält- 
nisse hinsichtlich  der  Seeschiffahrt.  Für  uns  kommt  hier  folgendes 
in  Betracht: 

a:  Art.  4  Ziff.  7  in  Verbindung  mit  Art.  54  Abs.  1  und 
Art.  55,  53  und  5G  der  R.-V.  haben  es  zur  Folge,  dass  das  Reich 
ausschliesslich  dazu  berufen  ist,  im  völkerrechtlichen  Verkehr  die 
Vertretung  der  deutschen  Schiffahrt  auf  hoher  See  und  im  Aus- 
lande zu  übernehmen3). 

b:  Damit  ist  noch  nicht  gesagt,  dass  auch  staaterechtlich  die 
Handelsmarine  etwa  zu  einer  Reichsbeförderungsanstalt  gemacht 
sei4).  Ein  ausschliessliches  Gesetzgebungsrecht  ist  dem  Reich 
nur  in  den  Materien  des  Art.  54  Abs.  2  und  5  eingeräumt5). 
Das  Reich  hat  in  einer  grossen  Zahl  von  Gesetzen  tatsächlich 
diese  Zuständigkeit  erweitert6).  Besonders  für  uns  in  Betracht 
kommt  die  reichsgesetzliche  Regelung  der  Küstenfrachtfahrt  durch 
Gesetz  vom  22.  Mai  1881.  Es  ist  jetzt  ein  Küstenfrachtfahrt- 
Vertrag  eines  Einzelstaats  mit  einem  andern  Einzelstaat  unmöglich, 


*)  Seit  der  Reichsgründung  sind  bis  zum  Jahre  1905  im  ganzen  aus- 
schliesslich vom  Reiche  36  Hau dels vertrage  mit  ausländischen  Staaten  ge- 
schlossen werden, (Bru  hnsS.  88 ff.).  Gegenwärtig  —  d.  h.  Mitte  1905  —  steht  das 
Reich  mit  32  ausländischen  Staaten  inHandelsvertrags-Vorbindung.  Zu  den  in  der 
S.  33  Note  l  citirteu  Reichstagsdrucksache  angegebenen  Vertrügen  kommt 
noch  der  dcutsch-onglische  v.  1903  und  dor  deutsch-abessynischc  v.  1905 
dazu. 

*)  Die  meisten  Handelsverträge  werden  als  Handels-,  Freundschafts-  und 
Schiffahrtsverträge  bezeichnet.  Aber  auch  in  einem  einfachen  „Handelsver- 
träge" (vgl.  den  dtsch.-ägjp  tischen  v.  19.  Juli  1892)  linden  sich  naturgemäss 
Regelungen  der  Schiffahrt,  ebenso  in  einem  „Zoll-  u.  Handelsvertrag-  (mit 
Oesterreich  v.  6.  Dezbr.  1891   (vgl.  Art.  11—14). 

*)  Vgl.  den  Vertrag  v.  6.  Mai  1882  (Hochseefisch,  auf  d.  Nordsee)  und 
v.  Liszt,  S.  200;   s.  auch  Hänel,  S.  549ff.,  623ff.:  L  ab  an  d  III,  S.  245. 

*)  Anklänge  daran  bei  Hänel,  S.  630;  s.  aber  Laband,  III 
S.  245. 

•)  Proebst,  S.  151.  Uebor  dio  daraufhin  ergangenen  Reichsgcs.  vgl. 
v.  Rönne,  Verfass.  S.  195 ff.;   Zorn  II  S.  844 ff. 

•)  Seemannsordnung  (27.  12.  72),  Ges.  v.  27.  7.  77,  Strandordnung 
v.  17.  5.  74. 
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weil  alle  Schiffe  von  Reichs  wegen  gleichmäßig  zugelassen  sind. 
Ausserdem  schaffen  die  kategorischen  Bestimmungen  des  Art.  f)4 
Abs.  3  und  4  eine  Analogie  zum  Keiehsindigenat  des  Art.  3 ') 
und  machen  eine  vertragsmässige  Regelung  der  Einzelstaaten  unter 
einander  fast  überflüssig.  Das  Reich  unterstellt  ferner  seiner 
Kompetenz  die  Regelung  der  SeeschitTahrtszeichen  (Art.  4  Zill. 
und  hat  sich  eigne  Behörden  im  Schiffsvermessungs-  und  Ober- 
seeamt geschaffen.  Soweit  man  auf  diesem  Gebiete  überhaupt  von 
staatlicher  Verwaltung  reden  kann,  steht  sie  nach  Massgabe  der 
Reichsgesetze  /in  Betracht  kommt  z.  B.  auch  die  R.-Gewerbe-O.; 
und  unter  Aufsicht  des  Reiches  den  Einzelstaaten  zu. 

So  ist  der  Raum  für  Verträge  der  Einzelstaaten  unter  ein- 
ander auf  ein  enges  Gebiet  eingeschränkt. 

c.  Die  Möglichkeit,  Schiffahrtsverträge  überhaupt  mit  dem 
Auslande  abzusehliessen8),  wird  für  die  Einzelstaaten  auch  da- 
durch beschränkt,  dass  sie  im  wichtigsten  Punkte,  in  der  Ab- 
gabenfrage, durch  Art.  54  Ziff.  f>  nicht  mehr  verfügungsfällig  sind. 
Küstenfrachtiahrtverträge  mit  dem  Auslande  abzuschliesscn,  sind 
die  Einzelstaaten  nicht  mehr  berechtigt,  da  nur  das  Reich  hierzu 
die  Befugnis  hat4). 

Bei  Handels-  und  Schiffahrtsverträgen  mit  der  Schweiz  und 
Oesterreich  ist  der  Kaiser  verpflichtet,  die  angrenzenden  Glied- 
staaten zur  Teilnahme  an  den  Vorverhandlungen  zuzuziehen5). 


')  Lab  and  III  S.  245. 

2)  Vgl.  den  Reichsvertrag  mit  den  Nicderland.  über  die  Unterhaltung 
der  Leuchtfeuer  auf  Borkum  etc.  v.  16.  10.  96. 

«)  In  der  (J.-Slg.  1898  S.  269  findet  sich  eine  Bekanntmachung  v.  31.  Juli 
1898,  wonach  der  zwischen  Preussen  und  (irossbritanniou  am  16.  8.  65  (vgl. 
(J.-Slg.  181.6  S.  37)  geschlossene  Schiffahrte-Vcrtrag  erst  am  30.  7.  1898 
als  ausser  Kraft  getreten  konstatiert  wird.  In  diesem  Vertrage  ist  noch  die 
Rede  von  „preussischen"  Schiffen  und  von  „preussischeu"  Kriegsschiffen. 

*j  Lab  and  111  S.  249.  Berechtigt  zur  Küstenfrachtfahrt  durch  Rcichs- 
verträge  oder  kaiserliche  Verordnungen  sind  gegenwärtig  21  europäische  und 
außereuropäische  Staaten  (vgl.  v.  St  eng  e  1  II,  S.  412  und  Registerband  1901 
vom  Reichsgesctzblatt). 

6)  Vgl.  Schlussprotokoll  zum  Art,  8  §  6  des  Zollv.-Vertr.  vom  8.  Juli 
1867;  R.-V.  Art.  40:  dazu  Delbrück,  S.  49  f.  lieber  die  Bedeutung  dieses 
Rechts  s.  oben  S.  26  Anm.  3. 
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B.  Materien    der  konkurrierenden  Gesctzgebungs- 

■ 

kompetenz  des  Reichs  und  der  Einzelstaaten. 

1)  Der  Art.  4  *)  unterwirft  der  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung 
seitens  des  Reichs  in  Ziff.  1  die  Bestimmungen  über  Freizügig- 
keit, Heimats-  und  Niederlassungsverhältnisse,  Staats- 
bürgerrecht, Pass wesen  und  Fremde npolizei  und  über  den 
Gewerbebetrieb  etc. 

Die  beträchtliche  Zahl  der  Reichsgesetze  und  Reichsverträge, 
die  diese  Gebiete  berühren,  nimmt  den  Einzelstaaten  die  Möglich- 
keit vertragsmässiger  Regelung-),  so  besonders  das  Bundes- 
gesetz über  die  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867,  über 
die  Aufhebung  der  polizeilichen  Beschränkung  der  Eheschliessung 
vom  4.  Mai  1808  (nicht  gültig  für  Bayern),  über  die  Gleichbe- 
rechtigung der  Konfessionen  etc.  vom  3.  Juli  1869,  wegen  Be- 
seitigung der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai  1870,  über  Erwerb 
und  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  etc.  Hier  zu 
nennen  sind  auch  die  sogenannten  Bancroft- Verträge.  Es  kann 
nicht  unsere  Aufgabe  sein,  hier  im  kleinsten  zu  untersuchen,  wie 
weit  den  Einzelstaaten  noch  die  Möglichkeit  zu  Verträgen  geblieben 
ist.  Ein  paar  Beispiele  mögen  genügen.  (Für  Verträge  der 
Einzelstaaten  unter  einander  ist  allerdings  wenig  Raum,  denn  die 
Verwandtschaft  des  Art.  4  Ziff.  1  mit  dem  Art.  3  hat  es  zur  Folge, 
dass  den  Einzelstaaten  nicht  nur  die  Befugnis  zur  wirtschaftlichen 
Absperrung  unter  einander  genommen,  sondern  auch  positiv  die 
Rechtstellung  der  einzelnen  Deutschen  im  Verhältnis  zu  den 
einzelnen  Staaten  gleichmässig  geregelt  ist). 

So  lässt  z.  B.  der  §8  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1870  ver- 
tragsmässige  Vereinbarungen  der  Einzelstaaten  über  die  Höhe  der 
Naturalisationskosten  und  über  andere  Punkte  zu3).    So  könnte 


')  Vgl.  zum  Folg.  auch  Westerkamp,  S.  204ff. 

»)  Vgl.  t.  Könnt«,  Verfassung,  S.  43 ff.,  Seydcl,  Kommentar*  S.  70 ff. 
über  die  bereits  ergangenen  Gesetze. 

•)  Vgl.  Laban d  I  S.  156  Anra.  3;  Riedel,  S.  259f.;  Cahn,  S.  71, 
376:  v.  Sarwey  I  S.  163.  Der  Niedcrlassungs-Vertrag  Württembergs  mit 
der  Schweiz  vom  18.  März  1869  ist  wohl  durch  den  deutsch-schweizerischen 
Vertrag  Tom  31.  Mai  1890  aufgehoben. 
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der  §  3  Abs.  2  des  Freizügigkeitsgesetzes  vom  1.  November  1867 
den  Einzelstaaten  Gelegenheit  zum  Abschluss  von  Verträgen  unter- 
einander geben,  wie  auch  aus  dem  Cirkular  des  Preussischen 
Ministers  des  Inneren  v.  2.  Juni  1895  (M.B1.  S.  166)  erhellt.  So 
war  es  Preussen  unverwehrt,  mit  Oesterreich  am  21.  Juni  1899 
einen  Vertrag  betreffs  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  abzu- 
schliessen. 

So  hat  ferner  die  Gewerbeordnung  an  zahlreichen  Stellen 
„weitergehende  landesgesetzliche  Beschränkungen*  der  Gewerbe- 
freiheit zugelassen1)  (vgl.  §§  1,  5,  41  a  Abs.  2,  105  h.  Abs.  1, 
§  144  Abs.  1),  an  anderen  Stellen  die  landesgesetzlichen  Be- 
stimmungen aufrecht  erhalten,  z.  B.  hinsichtlich  des  Gewerbebe- 
triebes der  juristischen  Personen  des  Auslandes  -')  (§  12  Abs.  1 ; 
vgl.  auch  Abs.  2).  In  §  6  schliesslich  ist  ein  Katalog  von  Ge- 
werben aufgestellt,  auf  welche  die  Gewerbeordnung  keine  An- 
wendung findet,  die  also  der  landesgesetzlichen  Regelung  bezw. 
Vertragschliessung  anheimfallen,  so  lange  und  soweit  sie  eine 
reichsgesetzliche  Normierung  noch  nicht  erhalten  haben8).  Die 
gewerbepolizeiliche  Verwaltungstätigkeit  steht  unter  Oberaufsicht 
des  Reiches  den  Einzelstaaten  zu  und  auch  der  Erlass  von  Ver- 
walten gsvorscb  ritten  ist  in  verschiedenen  Fällen  den  Einzelstaaten 
vorbehalten.  Nach  diesen  Sätzen  bemisst  sich  der  Umfang  des  den 
Einzelstaaten  verbliebenen  Vertragsrechtes. 

Ueber  das  Versicherungswesen  möge  es  hier  genügen  die  all- 
gemeinen Grundsätze  für  die  Kompetenzverteilung  anzugeben. 

Was  zunächst  die  Personal  Versicherung  anbelangt,  so  hat 
das  Reich  von  seiner  Kompetenz  noch  wenig  Gebrauch  gemacht. 
Gelegenheit  für  Verträge  der  Einzelstaaten  gibt  beispielsweise  die 
in  den  meisten  Staaten  erforderliche  staatliche  Genehmigung  für 
ausländische  Anstalten,  in  dem  betreffenden  Einzelstaate  Geschäfte 


')  Lab  and  III,  S.  193  ff.,  bes.  196;  Moyer  Vcrw.-R.  I  S.380,  379; 
Zorn  II  S.  Cy.  v.  Landmann  I  S.  4G7,  S.  385;  v.  Scy  de  1,  Bayer.  Staatsr.  III 
S.  399. 

3j  Hiir  hat  auch  das  Reich  schon  zahlreiche  Verträge  geschlossen; 
vgl.  v.  Liszt,  S.  191. 

•)  Labandill  S.  197 ff. 
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zü  treiben.  Als  Ausland  werden  hier  auch  die  anderen  Einzel- 
staaten zu  betrachten  sein  1). 

Auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversichcrung  ist  nur  bei 
der  Kranken-  und  Unfall- Versicherung  infolge  der  eingehenden 
positiven  reichsgesetzlichen  Regelung  der  Raum  für  einzelstaatliche 
Verträge  sehr  eingeschränkt8). 

Für  die  Materien  der  Realversicherung  genüge  Folgendes: 

Bei  der  Vieh-Versicherung  ist  beispielsweise  durch  §58 
des  Reichsgesetzes  v.  -23.  6.  1880  den  Einzelstaaten  in  der  Ent- 
schädigungsfrage Spielraum  für  Verträge  gegeben8). 

Mit  der  Feuerversicherung  hat  sich  das  Reich  noch  gar 
nicht  beschäftigt,  sodass  die  Einzelstaaten  auch  im  Vertragssehl usse 
hier  unbeschränkt  sind. 

Dasselbe  gilt  von  der  Hagelversicherung.  Inwieweit  bei 
der  Seeversicherung  noch  Raum  für  Verträge  der  Einzelstaaten 
ist,  ergibt  sich  aus  den  Bestimmungen  des  neuen  Handelsgesetz- 
buches IV  Buch  X  Abschnitt. 

2)  üeber  die  in  Art.  4  Ziff.  2  und  7  angeführten  Materien 
s.  oben  S.  37  ff. 

3)  Nach  Art.  4  Ziff.  3  untersteht  der  Gesetzgebung  und  Be- 
aufsichtigung des  Reiches  die  Ordnung  des  Mass-,  Münz-  und 
Gewichtssystems  nebst  Feststellung  der  Grundsätze  über  die 
Emission  von  fundiertem  und  unfundiertem  Papiergelde*). 

Den  Weg  einheitlicher  und  umfassender  Reichsgesetzgebung 
bezeichnen  hier  die  Mass-  und  Gewichtsordnung  vom  17.  August 
1868,  die  Gesetze  vom  7.  Dezember  1873  und  11.  Juli  1884,  vom 
20.  Juli  1881,  vom  1.  Juni  1898  (betreffend  elektr.  Masseinheiten), 
die  Aichordnung  von  1885  nebst  zahlreichen  Abänderungen.  Dar- 
nach gibt  es  im  Reiche  nur  noch  ein  einziges,  dus  „Reiehs"- 
Mass-  und  Gewichtssystem.  Die  Einzelstaaten  dürfen  weder 
direkt  neue  Einheiten  schaffen  noch  indirekt,  dadurch,  dass  sie 


')  vgl.  v.  Stengel,  Wörterbuch  H  S.  36.  Proussisches  Gesetz  v. 
17.  5.  1853  §  2. 

*)  vgl.  Laband  UI  S.  262ff. 

')  vgl.  v.  Stengel,  Wörterbuch,  III.  Ergänzungsband  S.  283 ff. 

*)  Hänel,  S.  663ff.;  Löning,  §  167;  Laband  III,  S.  179ff.;  Moyor 
Verw.-R.  I  8.  430 ff.;  Zorn  II  §32.  Einen  genauen  Ueberblick  über  die 
Reichsgesetzgeb.  gibt  v.  Seydel,  Komm."  S.  83 ff.;  Arndt,  Verfasa.  S.  74 ff. 
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die  Reichseinheiten  in  anderem  Sinne  gebrauchen.  Damit  entfällt 
auch  die  Möglichkeit  zu  Verträgen  über  diese  Materie.  An  der 
grossen  internationalen  Meterkonvention  vom  20.  5.  1875  (vgl. 
Reichs-Gesetz-Blatt  187(1  S.  191)  durfte  sich  daher  nur  das  Reich 
beteiligen. 

Auch  auf  dem  Gebiet«  des  Münzwesens  ist  die  Verwaltnngs- 
tätigkeit  der  Einzelstaaten  sehr  eingeschränkt.  Auf  Grund  der 
umfassenden  reichsgesetzlichen ')  Regelung  lassen  sich  die  Rechts- 
sätze über  das  Münzwesen  für  das  ganze  Reich  dahin  zusammen- 
fassen: Das  Reich  hat  die  ausschliessliche  Befugnis  zur  Regelung 
des  Münzsystems  (die  „Münzhoheit"),  die  Einzelstaaten  dagegen 
die  Befugnis  zur  Prägung  von  Münzen  (das  „Münzmonopol14)-). 
Man  kann  das  vielleicht  auch  so  ausdrücken:  Die  Einzelstaaten 
dürfen  wohl  Münzen,  nicht  aber  Gold  schaften. 

Gesonderte  Landeswährung  einzuführen,  steht  also  den  Einzel- 
staaten nicht  mehr  zu.  Die  vordem  geltenden  Währungsnonnen 
sind  aufgehoben;  die  Vorschriften  über  Ausserkurssetzung  sowie 
über  den  Umlauf  fremder  Münzen  im  Reichsgebiete  können  eben- 
falls nur  vom  Reiche  ausgehen  (Münzgesetz  art.  8,  art.  13  Ziff.  1,*2). 
Münzverträge  der  Einzelstaaten,  wie  etwa  der  dem  Vertrage  vom 
13.  Juni  1867  (G.-Slg.  S.  1801)  zu  Grunde  liegende  Vertrag 
zwischen  deutschen  Einzelstaaten  nnd  dem  Auslande,  sind  jetzt 
vollkommen  ausgeschlossen.  Selbstverständlich  könnte  sich  infolge- 
dessen nur  das  Reich  etwa  an  der  grossen  lateinischen  Münzunion 
beteiligen.  Auch  sonst  sind,  wie  sich  aus  dem  eben  Gesagten  er- 
gibt, Verträge  der  Einzelstaaten  auf  diesem  Gebiete  ausgeschlossen. 

Was  endlich  die  Emission  von  fundiertem  und  unfundiertem 
Papiergeld  anlangt,  so  ist  auch  liier  die  Verwaltungstätigkeit  der 
Einzelstaaten  und  damit  die  Möglichkeit  zum  Abschlüsse  von  Ver- 
trägen für  sie  infolge  der  Reichsgesetzgebung  gegenstandslos  ge- 
worden 3). 

*)  lieber  die  ergangenen  Reichsgesetze  vgl.  v.  Könne  „Verfassung", 
S.  178  :  zum  flgd.  und  hierzu  vgl.  bes.  Lab  and  III,  S.  156  ff.:  Häncl  S.  668  ff., 
Zorn  II  $  33;  Lüning  $  169  ff.  und  die  bei  Lab  and  Cit. 

a)  vgl.  Laband  III,  S.  160:  a.  M.  bez.  d.  Münzmonopols  Ii  c  org  M  e  j  e  r 
„Verwaltungsrecht"  I  §  145;  s.  darüber  ferner  v.  Sejdel  Coimneutar*  S.  84. 

»)  Ueber  die  schon  ergangenen  Reichsgesetze  vgl.  v.  Rönne  a.  a.  0. 
S.  80;  bes.  vgl.  das  Ges.  vom  30.  April  1878  betr.  die  Ausgabe  von  Reichs- 
kassenscheineu,  in  welche;:!  das  Reich  über  seine  Kouipetonz  hinausgegangen 
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4)  Die  Zuständigkeit  des  Reiches  nach  Art.  4.  Ziff.  4  deckt 
sich  zum  Teil  mit  der  nach  Art.  4  Ziff.  3.  Zwar  ist  sie  aus- 
drücklich auf  die  „allgemeinen"  Bestimmungen  über  das 
Bankwesen  beschränkt,  womit  im  wesentlichen  die  Notenbanken 
gemeint  sein  sollen1),  aber  infolge  seiner  umfangreichen  Gesetz- 
gebung*) und  infolge  Schaffung  der  Reichsbank  ist  die  Möglichkeit 
für  Verträge  der  Einzelstaaten  auf  ein  Minimum  herabgesunken. 
In  den  wichtigsten  Fragen,  so  in  der  Emissions-  und  Umlaufs-Frage 
ist  ihre  Kompetenz  ausgeschlossen.  Die  Befugnis  zur  Ausgabe  von 
Banknoten  kann  nur  das  Reich  erteilen. 

ö)  Der  Reichsgesetzgebung  unterstellt  sind  ferner  nach  Art.  4 
Ziff..") und (I  dieErfindungspatentc  und  derSchutz  des  geistigen 
Eigentums.  Auch  hier  ist  das  Reich  in  seiner  Gesetzgebung') 
nicht  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Zuständigkeit  verblieben.  Es 
hat  sich  im  Reichspatentamt  eine  eigene  und  unmittelbare  Ver- 
waltungsbehörde geschaffen.  Die  Landespatente,  die  ursprünglich 
durch  das  Reichspatentgesetz  vom  *25.  Mai  1877  in  Kraft  erhalten 
blieben,  sind  inzwischen  sämtlich  erloschen;  neue  dürfen  nicht 
mehr  erteilt  werden.  Es  gibt  nur  noch  Reichspatente  und  Reichs- 
patentverträge.4) 

Aehnlich  sind  die  Regelungen  des  Reiches  durch  das 
Gebrauchsrausterschut/gesetz  vom  1.  Juni  181U  und  das  Waren- 
zeichengesetz v.  12.  Mai  18t)4&). 

Reichsgesetzlich  geregelt  ist  ferner  das  Urheberrecht  an  Schrift- 
werken, Abbildungen  pp. 6). 


ist;  vgl.  auch  Laban d  III,  S.  156  und  175  ff.,  dazu  noch  Koch  in 
v.  Stengels  Wörterbuch  II,  S.  205,  Laband  III,  S.  177  und  Proobst 
S.  225. 

')  Vgl.  dazu  uud  zum  Folgonden  Koch  in  v.  Stengels  Wörterbuch  II, 
S.  166  ff. 

*)  Besonders  dos  Reichsgesetzes  v.  21.  Dez.  1874  und  des  Bankgesetzes 
v.  14.  März  1875.    Vgl.  dazu  v.  Könne  „Verfassung"  S.  81  ff. 

«)  Vgl.  dazu  v.  Rönne,  S.84;  LabandHI,  S.  226.    Ges.  t.  25/5.  1877. 

*)  Vgl.  die  Vertrage  bei  Brubns  No.  625.  626,  628. 

«)  Vgl.  bei  Brünns  die  Verträge  in  No.  624.  627,  629  und  630. 

6)  Vgl.  dazu  Laband  III  S.  243;  Scydcl  a.  a.  0.  S.  86;  Bruhns 
No.  619  bis  623.  S.  bes.  die  eigentümlichen  Bestimmungen  bezgl.  der  Einzel- 
staaten in  Art  XV  des  Berner  Vertr.  v.  9.  9.  86  (R.0.B1.  1887  S.  503). 
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Ist  durch  alle  diese  Gesetze  den  Einzelstaaten  im  wesentlichen 
die  Gelegenheit  zu  Vertragschlüssen  unter  einander  genommen 
(vergl.  aber  §31  des  Ges.  v.  11.  Juni  1870,  betr.  das  Urheber- 
recht u.  s.  w.,  wo  „es  den  einzelnen  Staaten  überlassen  bleibt",  sich 
„an  andere  Staaten  des  norddeutschen  Bundes  anzuschliessen"),  so 
gilt  dieses  doch  nicht  von  den  internationalen  Verhältnissen.  Auf 
internationale  einzelstaatliche  Verträge  ist  zum  Teil  in  den  Ge- 
setzen selbst  als  Regelungsmittel  verwiesen  (vgl.  §  16  Abs.  3. 
des  Gesetzes  vom  11.  1.  1876)  2j.  An  dem  all  gemeinen  Literar- 
vertrage  von  Bern  vom  (J.  September  1886  ist  nur  Deutschland 
beteiligt,  nicht  die  Einzelstaaten  (ebenso  an  den  Patentschutz- 
verträgen mit  Italien,  Spanien,  Oesterreich-Ungarn)3).  Während 
aber  die  Literarkonventionen  Bayerns  und  Württembergs  mit  Ita- 
lien aus  dem  Jahre  1872  aufgehoben  sind  durch  Art.  17  der 
Keichsliterarkonvention  mit  Italien  vom  '20.  Juni  1884  (vgl.  Reichs- 
gesetzbl.  S.  202),  wurden  die  Literarkonventionen  Preussens  mit 
Grossbritannien  von  1846  und  1855  durch  den  Berner  Reiths- 
vertrag v.  9.  September  1886  ausdrücklich  unberührt  gelassen 
(Reichsgesetzbl.  1887,  S.  493  ff.).  Indes  ist  dieser  Vertrag  jetzt 
ebenfalls  ausser  Kraft  getreten4)5). 

6)  Die  in  Art.  4  Ziff.  8.  und  in  Titel  VII  der  Reichsver- 
fassung zum  Ausdrucke  kommende  Regelung  des  Eisenbahnwesens 
ist  als  als  Kompromiß  zweier  sich  kreuzenden  Prinzipien,  des 
Prinzips  der  Dezentralisation  und  der  Zentralisation  aufzufassen'). 
Daher  rührt  die  allgemeine,  weit  gefasste  Form  der  Bestimmung 
des  Art.  4  Ziff.  8,  die  aber  unter  Umständen  den  Rechtsgrund 


»)  Vgl.  Dambach  in  v.  Iloltzeud  orff  III  S.  598. 
")  Vgl.  auch  die  Erklärungen  der  Komm,  dos  Reichstages  zu  §9  Dracksachcn 
III  Session  1875  No.  75  bezüglich  des  internationalen  Photographieschutzes. 
«)  Vgl.  Dambach  a.  a.  O.  S.  599,  592. 

«I  Vgl.  die  Bekanntmachung  vom  22.  1.  1898  (Ges.-Slg.  1898  S.  11). 
Das  durch  die  preussisch-englischen  Verträge  und  die  Verträge  Englands 
mit  mehreren  anderen  Einzelstaaten  statuierte  Vertragsrecht  war  durch 
Reichsvertrag  vom  2.  Juni  1886  als  anwendbar  erklärt  worden  auch  für  das 
übrige  Reichsgebiet. 

6)  Nach  den  Angaben  Dambachs  bestanden  1887  9  Staatsverträge  des 
Reiches  mit  ausländischen  Staaten  über  gegenseitigen  Muster-  und  Modell- 
schutz und  5  Verträge  zum  Schutze  des  Urheberrechts. 

•)  Vgl.  zum  Folgenden  La  band  III,  S.  103  ff. 
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für  eine  sehr  bedeutsame  gesetzgeberische  Einwirkung  des  Reiches 
geben  kann.  Als  eine  „Art  vorläufiger  Ordnung"  (Laban d  III 
S.  106),  als  „Vorgriffe"  auf  die  künftige  Reichsgesetzgebung 
(Hänel  S.  637)  hat  man  mit  Recht  die  im  Titel  VII  der  Reichs- 
verfassung enthaltenen  Bestimmungen  bezeichnet.  Sie  mögen  wohl 
die  Einzelstaaten  in  wichtigen  Beziehungen  beschränken,  aber  schon 
mit  der  ihnen  grundsätzlich  verbliebenen  Selbstverwaltung  ist  den 
Einzelstaaten  eine  weitgehende  Vertragsmöglichkeit  gelassen.  Ihre 
Gesetzgebungsbefugnis  freilich  kann  ihnen  auf  Grund  des  Art.  4 
Ziff.  8  der  Reichsverfassung  durch  ein  Gesetz  verfassungsmässig 
so  gut  wie  vollkommen  (ausser  bei  den  rein  lokalen  Bedürfnissen 
dienenden  Eisenbahnen)  entzogen  werden. 

Tatsächlich  ist  das  Eisenbahnwesen  das  Gebiet,  auf  dem  die 
Einzelstaaten  die  meisten  Verträge  untereinander  geschlossen  haben. 
So  hat  z.  B.  Preussen  in  der  Zeit  von  1891  bis  1900  4iJ  Eisen- 
bahnverträge mit  anderen  deutschen  Staaten  abgeschlossen1). 

Es  nnterliegt  der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  seitens 
des  Reiches  die  Herstellung  von  Landstrassen  im  Interesse 
der  Landesverteidigung  und  des  allgemeinen  Verkehrs.  Die 
Landstrassen  selbst  dagegen  bleiben  Verwaltuugseinrichtungen  der 
Einzelstaaten.  Ebenso  verbleiben  diesen  bisher  die  sämtlichen  Gesetz- 
gebungs-  und  Verwaltungsbefugnisse  hierüber  mit  Ausnahme  der 
Bestimmungen  über  das  Abgabewesen  nach  Massgabe  des  Art.  *22 
des  Zollvereinsvertrages  vom  8.  Juli  1867*).  Analoge  Vorschriften 
gelten  für  die  Wasserstrassen.  Aber  hier  hat  das  Reich  positiven 
Gebrauch  von  seiner  Kompetenz  durch  Schaffung  des  Nordostsee- 
kanals gemacht  und  diesen  zugleich  zu  einer  Reichsanstalt  unter 
Ausschluss  der  einzelstaatlichen  Kompetenz  gestempelt  (Hänel 
S.  265).    Dagegen  hat  beispielsweise  Preussen  seit  der  Reichs- 


')  Für  die  gleiche  Zeit  ist  dagegen  nur  ein  Vertrag  Preussens  mit 
dem  Auslände  (mit  Belgien  vom  15.  4.  97)  zu  verzeichnen,  und  dieser  Ver- 
trag figuriert  merkwürdigerweise  in  der  preuss.  Gcs.-Slg.  auf  S.  367  als  Staats- 
vertrag »wischen  Preussen  und  Belgien,  während  er  S.  369  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  Ausdrucksweise  des  K.G.B1.  (1897  S.  708)  betitelt  ist  als 
„Staatsvertrag  zwischen  dem  Deutschon  Reich  und  Belgien."  Im  übrigen 
sind  alle  Eisenbahnverträge  Preussens  mit  dein  Auslände  durch  Vermittelung 
des  Reiches  abgeschlossen  worden.    Vgl.  oben  S.  28  Note  2. 

*)  Vgl  Hänel,  S.  622. 
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gründung  4  Verträge  mit  anderen  Einzelstaaten  über  Kanali- 
sierungen geschlossen  *). 

7)  In  engem  Zusammenhange  mit  den  eben  behandelten  Ma- 
terien stehen  die  Materien  des  Art.  4  Z.  9  der  R.-V.  Die  Zu- 
ständigkeit des  Reiches  erstreckt  sich  auf  Grund  dieser  Vorschrift 
auf  den  Flösserei-  und  Schiffahrtsbetrieb  auf  den  mehreren 
Staaten  gemeinsamen  Wasserstrassen. 

Soweit  aber  die  Flüsse  nicht  als  „Wasserstrassen"  in  Betracht 
kommen,  ist  die  Reichskompetenz  ausgeschlossen 2)  und  damit  den 
Einzelstaaten  das  Recht  zu  Verträgen  gegeben.  Daher  möchten 
wir  gegen  Laband8)  die  Fischerei  nicht  mit  der  Reichskompetenz 
unterstellen4).  Ein  alle  die  im  Art.  4  Ziff.  i)  angegebenen  Ma- 
terien umfassendes  Reichsgesetz  ist  noch  nicht  ergangen.  Einst- 
weilen stehen  daher  noch  zahlreiche  einzelstaatliche  Flusskonven- 
tionen in  Geltung  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  werden  solche 
Verträge  abgeschlossen5). 

Von  seiner  Kompetenz  zur  Gesetzgebung  über  die  Fl uss-  und 
sonstigen  Wasserzölle,  und  zwar  schlechthin  auf  allen  Wasser- 


Vi  Vgl.  die  Vertrage:  mit  Bayern,  Baden,  Hessen  v.  1.  2.  1883  («.-81»?. 
1883  S.  77  IT.),  mit  Hessen  v.  25.  2.  1897  (G.-Slg.  1897  S.  161),  mit  Lübeck 
v.  4.  7  1893  (G.-Slg.  1894  S.  119  und  von.  13.  11.  1901  (G.-Slg.  1902  S.  2(  7). 

»)  Vgl.  Hanoi  S  626. 

>)  Vgl.  Laband  III,  S.  250. 

*)  S.  u.  §  9,    S.  56. 

6)  Vgl.  z.  B.  für  den  Rhein: 

die  Rheinschiffahrtskonvention  v,  17.  10.  68  sowie  die  Vereinbarungen 
v.  18.  9.  95  und  4.  6.  98  («.-Slg.  1898  S.  265  und  1900  S.  9),  mit  den  Nieder- 
landen und  Frankreich  bezw.  den  Niederlanden  abgeschlossen,  und  den 
badisch-schwcdischen  Vertrag  v.  10.  Mai  1879,  schliesslich  die  preussiseh- 
hessische  Konvention  v.  30.  1.  1884. 

für  die  Weser: 

die  zwischen  deutschen  Einzclstaatcn  getroffenen  Vereinbarungen  v. 
6.  3.  76  und  20.  3.  86  (Ö.-Slg.  1877  S.  178  ff.  und  1886  S.  303  ff.). 

In  der  europäischen  Donaukommission  ist  jetzt  das  Reich  als  solches 
vertreten  (vgl.  R.G.B1.  1882  S.  61  vgl.  auch  v.  Liszt  S.  216  f.,  0.  Mayer 
in  v.  Stengels  Wörterbuch  I,  S.  216). 

Dagegen  vgl.  für  die  Klbe  das  Gesetz  betr.  Aufhebung  der  Elbzollc 
v.  11.6.  1870  (B.G.B1.  S.  416). 

Zu  der  ganzen  Frage  vgl.  Rist  er,  Handwörterbuch  d.  Staatswissen- 
schaften.  2.  Aull,  besonder*  die  Artikel:  .Binnenschiffahrt*  (Stoerk), 
„DonauMchiffahrl"  und  „Rhciiischitfahrt'4  (Jellinck). 
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Strassen  hat  das  Reich  durch  Gesetz  v.  1.  Juni  1870  Gebranch  ge- 
macht1). Auf  Grund  dessen  und  der  Bestimmungen  des  Art.  54  Abs.  3, 
4  und  5  ist  es  den  Einzelstaaten  nur  noch  möglich,  Verträge  zu 
schliessen  über  Flösserei  mit  unverbnndenen  Hölzern  sowie  über 
die  Kanalgebühren-)  (§  1  des  Ges.  B.G.B1.,  S.  313). 

8)  Der  Kompetenz  des  Reiches  sind  unterstellt  in  Art.  4  Z.  11, 
12  u.  13  die  Bestimmungen  über  die  wechselseitige  Voll- 
streckung von  Erkenntnissen  in  Zivilsachen  und  Er- 
ledigung von  Requ  isition  en  überhaupt,  sowie  über  die  Be- 
glaubigung von  ött'entlichen  Urkunden,  schliesslich  noch  die 
gemeinsame  Gesetzgebung  über  das  gesamte  bürgerliche  Recht, 
das  Strafrecht  und  das  gerichtliche  Verfahren3). 

Infolge  der  reichsgesctzlichen Regelung  (Rcichges.  v.  I.Mai  1878 
§  1)  sind  Verträge  der  Einzelstaaten  unter  einander  über  die  Be- 
glaubigung von  öffentlichen  Urkunden  vollständig  ausgeschlossen, 
nicht  aber  solche  mit  dem  Auslande.  Indessen  gibt  es  bis  jetzt 
nur  einen  solchen  Vertrag,  und  zwar  einen  Reichsvertrag,  mit  dem 
Auslande  (mit  Oesterreich  v.  25.  Februar  1880).  Inwieweit  für 
das  bürgerliche  Recht  noch  Staatsverträge  der  Einzelstaaten  in  Be- 
tracht kommen  können,  ergibt  sich  zum  Teil  aus  den  Artikeln 
7  bis  31  E.G.  z.  B.G.B,  resp.  der  Nichtbehandlung  gewisser 
Materien  in  diesen  Artikeln  (so  z.  B.  die  Rechtsverhältnisse  ju- 
ristischer Personen,  unerlaubte  Handlungen,  Besitz  etc.  vgl.  dazu 
Planck  Bd.  VI.  S.  22),  zum  Teil  aus  dem  III.  Abschnitt  des 
E.G.z.  B.G.B,  besonders  aus  den  Artikeln  5G  und  88 4). 

Für  das  Strafrecht  ergibt  sich  der  Umfang  einzelstaatlicher 
Vertragskompetenz  aus  einer  Betrachtung  der  §§  3  bis  9  R.St.G.B. 
Darnach  sind  nicht  nur  Verträge  mit  ausserdeutschen  Staaten 
möglich,  beispielsweise  über  die  Verfolgung  der  im  Auslande  be- 
gangenen Verbrechen,  Vergehen  und  Uebertretungen5),  sondern 

')  Vgl.  auch  den  Elbzollaufhebungsvertrag  zwischen  Oesterreich  und  dem 
Nordel.  Bunde  v  26.  6.  70  n.  No.  542,  363,  364,  365  bei  Brünns. 
»)  Vgl.  Laband  III,  S.  248  f.,  H&ncl,  S.  628  f. 

»)  Vgl.  über  die  Rcichsgcsetzgcbg.  v.  Rönne  „Verfassung"  S.  95  f.: 
S.  272  CT.   Vgl.  z.  d.  Frage  Laband  III,  S.  335  f. 

*)  Vgl.  Born  hak,  Prcussischc  Staats-  und  Rcchtsgeschichte  S.  502  (T. 

e)  Vgl.  Oppenhoff,  Erläuterung  4  zu  §4,  Erl.  4  zu  §6,  Erl.  1  zu  $  3 
des  R  St.G.B.,  v.  Liszt  S.  81  f.,  v.  Bar,  Lehrbuch  des  internationalen  Pri- 
vat- und  Strafrechts,  Stuttgart  1892,  S.  275,  Olshausen,  Commentar  zum 
Kiess.  Auswärtige  Hoheitsrechte  4 
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auch  mit  anderen  deutschen  Einzelstaaten,  so  z.  B.  bei  der  Frage 
nber  die  Anwendung  von  Landesstrafgesetzen  auf  Angehörige 
anderer  Einzelstaaten1). 

Auf  Grund  der  gemäss  Art.  4  Ziff.  13  ergangenen  Reichs- 
gesetze gilt  in  Deutschland  grundsätzlich  nur  eine  Gerichts- 
verfassung und  ein  gerichtliches  Verfahren,  beide  durch  Reichs- 
gesetze normiert.  Aber  die  reichsgesetzliche  Regelung  war  be- 
greiflicher Weise  nicht  erschöpfend;  teils  ausführend,  teils  selbst- 
ständig ergänzend  tritt  die  Landesgesetzgebung  noch  in  Funktion  2). 

Unmöglich  gemacht  ist  den  Einzelstaaten  jedenfalls  die  Exem- 
tion von  der  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbarkeit  (Ausnahme  im 
G.V.G.  §  18  Abs.  I).  Gestattet  ist  ihnen  dagegen  —  und  davon 
haben  sie  vielfach  Gebrauch  gemacht,  —  die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit auf  einen  anderen  deutschen  Staat  ganz  oder  teil- 
weise durch  Gerichtskonventionen  zu  übertragen,  sei  es  in  der 
Weise,  dass  gemeinschaftliche  Gerichte  vereinbart  werden,  sei  es 
so,  dass  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  gewissen  Umfange 
einem  anderen  Staate  delegiert  wird.8) 

Auch  die  Bedingungen  der  Zulassung  zum  Richteramt,  zur 
Rechts-  und  Staatsanwaltschaft  können  noch  Gelegenheit  zum  Ab- 
schlüsse von  Verträgen  geben.  Denn  die  Zulassung  zu  den  ge- 
nannten Aemtern  und  Funktionen  erfolgt  zwar  nach  den  vom  Reiche 
getroffenen  Vorschriften.    Diese  sind  aber  nicht  umfassend*). 


St.G.B.  G  Aufl.  I.  Bd.  Anm.  2  zu  §  4,  1  zu  §  6,  1  zu  §  8:  schliesslich 
s.  noch  Ileinze,  Verhältnis  des  Roichsstrafrcchts  zu  dem  Landstrafrecht, 
Leipzig  1871. 

')  Vgl.  Oppenhoff,  Erl.  7  zu  §  8. 

«)  Vgl.  §  14  Ziff.  1  G.V.G.,  vgl.  auch  Bin  ding,  Grnndriss  des  Straf- 
prozessrechts* S.  46  ff. 

■)  Kondominatsgerichte  hatte  Preussen  1904  mit  7  Staaten  (don  sogen, 
thüringschen)  vereinbart,  ein  Vertragsverhältnis  nach  Art  des  zuletzt  ange- 
führten bestand  mit  5  deutschen  Staaten.  Vgl.  „Allgemeine  Darstellung  der 
Gerichtsverfassung  in  Deutschland"  bearbeitet  im  Justizministerium.  Erster 
Teil,  Berlin  1904.    S.  61  ff. 

4)  Vgl.  z.  B.  den  Vertrflg  Prcussens  mit  Schwarzburg-Sonders- 
hausen v.  7.  10.  1878  Art.  17  (Ges.-Slg.  1879  S.  173).  mit  Anhalt  v.  9.  10. 
1878  Art,  14  (Ges.-Slg.  1879  S.  182),  sowie  besonders  den  Vertrag  mit  An- 
halt v.  11.  1-2.  1899  (Gesetz-Slg.  1900  S.  33)  über  die  Zulassung  anhaltischer 
Referendare  zum  preussischen  höheren  Justizdienat,  vgl.  ferner  Laban d  III, 
S.  423,  420,  452.  schliesslich  nach  §  2  der  li.A.O.  v.  1.  7.  1878. 
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Die  Veranlassung  zum  Abschlüsse  der  früher  so  zahlreichen 
und  verschiedenartigen  Rechtshülfeverträge  ist  jetzt  für  die  Einzel- 
staaten infolge  der  Reichsgesetzgebung  auf  Grund  des  Art.  4 
Ziff.  13  und  des  Reichgesetzes  v.  21.  6.  1869  eine  verschwindend 
geringere,  wenigstens  soweit  andere  Einzelstaaten  in  Betracht  kommen. 
Möglich  sind  Vertrage  unter  Einzelstaaten  auch  innerhalb  des 
Gebietes  der  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbarkeit  noch,  beispiels- 
weise über  den  wechselseitigen  Verzicht  auf  Erstattung  von  Aus- 
Ingen  gemäss  §  105  G.V.G.1). 

Ausserhalb  des  Gebiets  der  ordentlichen  streitigen  Gerichts- 
barkeit, sowie  im  Verkehr  mit  dem  Auslande  ist  noch  ein  weites 
Feld  für  einzelstaatliche  Verträge-;.  So  ist  z.  B.  Preussen  in  den 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  die  nicht  durch 
Keic  hsgesetze  den  Gerichten  übertragen  sind,  durch  Vereinbarungen 
und  zwar  teils  durch  Vertrage,  teils  durch  blosse  Uebereinkünfte ") 
mit  sämtlichen  anderen  Einzelstaaten,  mit  Ausnahme  von  Ham- 
burg und  Lübeck,  Rechtshülfe  garantiert,  Beispiele  für  Rechts- 
hülfe-Verträge  mit  dem  Auslände  bieten  der  Vertrag  Bayerns  mit 
der  Schweiz  von  1874  über  gegenseitige  Mitteilungen  bei  Ge- 
burts-  und  Todesfällen  (vgl.  Böhm,  Handbuch  der  internationalen 
Nachlassbehandlung  S.  105),  ferner  der  Vertrag  Badens  mit 
Frankreich  v.  1<>.  4.  184t>,  der  jetzt  noch  in  Geltung  steht, 
der  Vertrag  Preussens  mit  Russland  vom  4.  2./23.  1.  1871* 
und  29./17.  8.  1883  (Ges.-Slg.  1879  S.  138  ff.  und  1884 
S.  72  ff-)4)  ausserdem  die  Bestimmungen  der  Rhein schiffahrtsakte 
v.  17.  10.  1808  (Ges.-Slg.  S.  798  ff.)  und  des  Zusatzes  vom  18.  9. 
1895  (Ges.-Slg.  1898  S.  265  ff.)  sowie  der  Additionsakte  zur  Elb- 


*)  Vgl.  Löwe10,   S.   151,   Bennock  e-Be  Ii  ng,    Lehrbuch   d.  dtsch 
Reichsstrafprozessrechts,  Breslau  1900,  S.  107  Anm.  5.    Vgl.  auch  die  allgctn. 
Verf.  v.  21.  4.  1885  im  Justiz-Ministerialblatt  S.  152. 

«)  Vgl.  Löwe  a.  a.  0.,  Rausnitz  S.  14,  Müller  S.  1481  ff. 

•)  s.  bei  MuH  er  8.  1485  ff.  die  genaue  Uebersicht  der  von  Preussen 
mit  anderen  deutschen  Einzclstaaten  getroffenen  Vereinbarungen  über  Rechts- 
hülfe. Diese  Angaben  sind  auch  für  die  Gegenwart  noch  richtig.  Vgl. 
„Allgemeine  Darstollung  der  Gerichtsverfassung  in  Preussen."  Berlin  1904. 
S.  29.  Anm.  5. 

*)  Vgl.  auch  La  band  III  §  87.  Sydow-Busch  8.  100  und  über  die 
Bedeutung   des  Art  4  Ziff.  11  der  Reiehsverfassung  Hänel,  S.  5S4. 

4' 
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schiffahrtsakte  v.  13.  4.  1844 l).  Teilweise  wird  die  Rechtshülfe 
auch  in  den  sogen.  Auslieferungsverträgen  geregelt. 

Solche  Auslieferungsverträge  können  sowohl  vom  Reiche  *;  wie 
von  den  Einzelstaaten  geschlossen  werden.  Freilich  ist  infolge  der 
zahlreichen  Rekhsverträge  die  Möglichkeit  zum  Abschlüsse  neuer 
und  die  Zahl  der  noch  in  Kraft  stehenden  früher  geschlossenen 
einzelstaatlichen  Auslieferungsverträge  gering8). 

\) )  Die  Kompetenz  des  Reiches  bezuglich  der  M  e  d  i  z  i  n  a  1  p  o  1  i  z  e  i 4 i 
(Art.  4.  Ziff.  15  d.  Reichsv.)  begreift  nur  solche  Massregeln  in 
sich,  die  ausschliesslich  dem  Zwecke  dienen,  den  Ausbruch  oder 
die  Verbreitung  von  Krankheiten  zu  verhüten  und  die  nicht  einen 
Teil  einer  anderen  staatlichen  Gesetzgebung  oder  Einrichtung 
bilden5).  Die  hier  ergangenen  Reich.sgesetze.  insbesondere  das 
Gesetz  betr.  die  Bekämpfung  gemeingefährlicher  Krankheiten  vom 
:iO.  Juli  1000  (Reichsgesetzbl.  1000  S.  30(»  fl'S  haben  die  Vertrags- 
kompetenz der  Einzelstaaten  sehr  eingeschränkt.  Denkbar  wäre 
beispielsweise  noch  ein  Vertrag  eines  Einzelstaates  mit  einem  anderen 
Eiuzelstaat  über  Schutzimpfungen  ausserhalb  des  Rahmens  der  im 
Reichsimpfgesetz  von  1874  statuierten  Impfflicht7).    Aussicht  auf 


')  Vgl.  Hans  Meyer,  S.  45. 

8)  Ein  Antrag  v.  Bar  auf  Erlass  eines  Rcichsauslicferungsgcsctzcs  v. 
28.  1.  92  wurde  vom  Reichstage  nicht  angenommen.  Vgl.  auch  v.  Mar- 
titz,  Internationale  Rechtshülfe  Abtl.  II  S.  813. 

*)  Reine  Auslieferungsverträge  des  Reiches  bestehen  gcgftiwärtig  mit 
1 1  ausländischen,  andere  entsprechende  Vereinbarungen  mit  6  ausländischen 
Staaten  (vgl.  Müller,  S.  1525.  Die  dort  gegebenen  Daten  sind  auch  für 
1905  noch  richtig).  Württemberg  beispielsweise  stand  1889  nach  den  An- 
gaben von  v.  Martitz  ( Verträge  des  Kgr.  YV.  S.  30)  und  v.  Sarwoy  (II  S.  145) 
im  selbständigen  Vertragsverhältnis  mit  2  europäischen  (den  Niederlanden 
und  Frankreich),  einem  ausserouropiiisrhen  (den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika)  und  drei  deutschen  Staaten  (Hävern,  Raden  und  Preussen  für 
Hohenzollorn).  Preussen  stand  1897  nur  noch  mit  Russland  im  selbständigen 
Vertragsverhältnis.  Vgl.  zu  der  Ausliefern ngsfragc  noch  v.  Liszt,  Straf- 
recht S.  104. 

4)  Vgl.  zum  Folgenden  Lab  and  III,  S  251  f. 

5)  Gerade  die  von  Proebst  S.  257  angeführten  Gesetze,  gehören  nicht 
hierher.    Vgl.  vielmehr  Laband,  8.  252  ff.    Hruhns  No.  450-56,  596 -98. 

°)  Vgl  auch  die  eingehenden  Ausführungsbestimmungen  im  Reichs- 
gesetzbl. 1904  S.  67  ff.  und  S.  59  ff. 

r)  Vgl.  dazu  v.Stengel  a.a.O.  IS.  671  §  5  im  Artikel  ,  Impfpflicht. u 


Digitized  by  Google 


Verträge  mit  dem  Auslande  eröffnet  für  die  Einzelstaaten  beispiels- 
weise der  §24  des  Ges.  vom  30.  Juni  1900 

Was  die  Veterinärpolizei  anbelangt,  so  bat  das  Reich  in  seinen 
Gesetzen  und  Verträgen2)  seine  Kompetenz  an  zwei  Stellen  über- 
schritten sj.  Aber  für  Verträge  der  Einzelstaaten  ist  reichlich  Platz 
gelassen4).  Hierher  gehört  beispielsweise  der  nicht  veröffentlichte 
Vertrag  Preussens  mit  Waldeck  vom  '1.  2.  185)7  betr.  die  Ent- 
schädigung für  den  Milzbrand  gefallene  Tiere  (vgl.  Oes.-Slg. 
181)7  S.  1). 

10)  Es  ist  schliesslich  noch  der  Reichskompetenz  hinsichtlich 
der  Bestimmungen  über  die  Presse  und  das  Vereinswesen  '  Art.  4 
Ziff.  H>)  Erwähnung  zu  tun. 

1)  Ein  umfassendes  Reichsvereinsgesetz  ist  noch  nicht  er- 
gangen5), dagegen  bestimmt  das  Reichsgesetz  vom  11.  12.  1899 
in  seinem  einzigen  Paragraphen,  dass  inländische  Vereine  jeder 
Art  in  Verbindung  mit  einander  treten  dürfen,  und  ausserdem 
hat  die  Reichsgesetzgebung  gelegentlich  der  Regelung  andrer 
Materien  in  einzelnen  Beziehungen  die  öffentlich-rechtliche  Seite  des 
Vereinswesens  gestreift6;.  Verträge  der  Einzelstaaten  untereinander 
wären  beispielsweise  möglich  über  das  Zusammenwirken  gewisser 
Vereine  der  beiderseitigen  Länder.  Auf  das  Recht  der  Kirchen- 
gesellschafteii  (nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Recht  der  kirchlichen 
Vereine)  erstreckt  sich  die  Reichskompetenz  überhaupt  nicht.  Die 
Einzelstaaten  sind  hier  in  ihrem  Vertragsrecht  völlig  unbeschränkt7). 

2)  Auch  im  Presswesen  ist  den  Einzelstaaten  trotz  der  bereits 
ergangenen  Reichsgesetze8)  di«  Möglichkeit  zu  Verträgen  nicht  ge- 
nommen. Eine  solche  Möglichkeit  erhellt  z.  H.  aus  den  Bestimmungen 
des  §  30  d.  fies.  v.  7.  Mai  1874. 


')  Vgl.  ausserdem  den  Krlass  vom  17.  6.  15)02  im  M.B1.  für  Mcdmnal- 
angelcgenheitcn.    S.  270. 

2)  Vgl.  Laband  III  S.  258  11.,  Bruhns  No.  457-467,  No.  471  ff.: 
vgl.  auch  v.  Lisxt  „Völkerrecht*  S.  246,  Bruhns  No.  604,  605. 

*)  Vgl.  Hänel,  S.  710. 

*)  Vgl.  §  1  Artikel  „ Veterinärwesen u  in  v.  Stengel. 

6)  Vgl.  Fischcr-Henle,  Börgerliches  Gesetzbuch  6.  Aufl.  S.  12. 
*)  Vgl.  die  bei  Hänel,  S.  612  citierten  Gesetze. 

7)  Vgl.  Hänel,  S.  610,  v.  Seydel,  Commentar*  S.  113,  s.  auch  u.  S.  56. 

8)  Vgl.  v.  ßeydel  a.a.O.  8.  114. 
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§  9. 

Ueberall  da,  wo  dem  Reiche  nicht  einmal  eine  mit  der  der 
Einzelstaaten  konkurrierende  Kompetenz  zur  Regelung  staatlicher 
Angelegenheiten  gegeben  ist,  besteht  eine  ausschliessliche  Ver- 
fügungs-  und  mithin  Vertragskompetenz  der  Einzel  Staaten.  Selbst- 
verständlich darf  dann  das  Reich  auch  durch  Verträge  mit  aus- 
wärtigen Staaten  über  den  Kreis  dieser  Rechte  nicht  verfügen 
da  es  sonst  völlig  überflüssig  gewesen  wäre,  eine  Kompetenzgrenze 
aufzustellen.  Schon  daraus  ergibt  sich  die  Unhaltbarkeit  der  Be- 
hauptung v.  Möhrs  (S.  305 f.),  dass  jeder  Vertrag  des  Kaisers 
auch  über  Gegenstände,  die  an  sich  nicht  in  die  Kompetenz  des 
Reiches  fallen,  gültig  sei,  wofern  nur  sein  Zweck  und  Inhalt  inner- 
halb der  Aufgaben  des  Reiches  gelegen  sei2).  Wenn  Mohl  eine 
Rechtfertigung  seiner  Ansicht  auch  in  einer  —  streng  wörtlichen 
-  Auslegung  des  Art.  11  Abs.  3  d.  R.V.  finden  will3),  dessen 
Fassung  allerdings  auch  Bismarck  als  ein  „Denkmal  der  Flüchtig- 


l)  Hänel  (8.  544)  spricht  solchen  Vorträgen  sogar  völkerrechtliche 
Gültigkeit  ab,  ebenso  Tricpcl,  S.  244:  vgl.  auch  Kivier,  S.  231,  v.  Liszt, 
S.  105,  v.  Holtzendorff  in  s.  Handbuche  II  S.  144.  Die  Deduktionen 
HäneTs  S.  538  ff.  über  den  Bundesstaatstypus  gehen  nicht  vom  Kernpunkt 
der  Sache  aus:  Von  der  den  Einzclstaaten  verbliebenen  Vertragsfähigkeit. 
Die  amerikanischen  Einzclstaaten  haben  wohl  noch  Gesctzgebungs-,  aber  so 
gut  wie  gar  kein  Vertragsrecht.  Gewisse  Gegenstände  aber  müssen  ver- 
tragsmässig  geregelt  werden.  Daraus  resultiert  uaturgeinäss  das  unbe- 
schränkte, auch  in  die  einzelstaatliehe  Kompetenz  eingreifende  Vertragsrecht 
der  Zentralgewalt,  was  sich  ebenso  naturgemäss  in  der  Verfassung  wider- 
spiegelt. Besteht  aber  das  Verlagsrecht  der  Einzelstaaten,  so  ist  die  innere 
Kompetenzgrenze  im  auswärtigen  Verkehre  auch  für  die  Zentralgewalt 
massgebend. 

*)  Nimmt  man  allerdings  den  Eingang  der  Reichsverfassung  als  Mass- 
stab für  die  Kompetenzabgrenzung  an,  dann  ist  von  einer  „Abgrenzung" 
gar  nicht  mehr  die  Rede.  Denn  dann  hätte  schon  jetzt  da*»  Reich  eine 
aktuelle  Universalkompctenz  (vgl.  oben  S.  11). 

a)  Indem  er  der  Reichsgesetzgebung  die    Landesgesetzgebung  gegen- 
überstellt und  dann  für  solche  Gegenstände,  die  in  den  Bereich  der  Landes 
gesetzgebuug  fallen,  den  Abs.  1  Auwendung  finden  lässt.    [a  a.  0.  S.  303  ff.] 
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keit  ')tt  bezeichnet,  so  besteben  in  der  Litteratur  über  die  Unhalt- 
barkeit  dieser  Art  der  Auslegung  so  gut  wie  gar  keine  Zweifel-). 

Das  „ausschliessliche"  Veriügungsrecht  der  Einzelstaaten  kann 
nur  den  Sinn  haben,  dass  dem  Reiche  hier  jede  Einwirkung  ver- 
sagt ist.  Vereinbarungen  der  Einzelstaaten  auf  diesem  Gebiet  be- 
dürfen weder  der  Sanktion  noch  der  Bestätigung  durch  das  Reich8). 
Eine  Beaufsichtigung  seitens  des  Reiches  findet  höchstens  im  Sinne 
einer  üeberwachung  dahin  statt,  dass  die  Einzelstaaten  ihre  Kom- 
petenz nicht  überschreiten,  und  insoweit,  als  sie  dem  Reiche 
billigerweise  mit  Rücksicht  auf  dessen  völkerrechtliche  Verantwortung 
zugestanden  werden  muss4). 

Zwar  mag  Hänel  vielleicht  besonders  für  die  ausschliessliche 
Vertragskompetenz  der  Einzelstaten  Recht  haben,  wenn  er  (S.  hol) 
im  allgemeinen  sagt,  die  Grenze  für  die  Kompetenz  der  Einzel- 
staaten lasse  sich  nur  negativ  ziehen,  denn  tatsächlich  ergibt  sich 
der  Umfang  der  ausschliesslichen  Vertragsksmpetenz  am  einfachsten, 
freilich  auch  am  bequemsten,  daraus,  dass  man  von  allem,  was 
überhaupt  Gegenstand  eines  völkerrechtlichen  Vertrages  sein  kann, 
dasjenige  abzieht,  was  zur  ausschliesslichen,  oder  doch  auch  zur 
Kompetenz  des  Reiches  gehört6);  immerhin  kann  man  ganz  all- 
gemein, und  ohne  den  Anspruch  auf  Vollständigkeit  zu  machen, 
positiv  als  Gegenstände  der  einzelstaatlichen  ausschliesslichen  Ver- 
tragskompetenz angeben6): 


')  „Gedanken  und  Erinnerungen*  II  S.  273  f. 

»)  Vgl.  Laband  II  S.  126;  Proobst  S.  258  und  282  f.;  v.  Sarwey 
II  S.  88  Note  7.  v.  Möhrs  Ansicht  wird  nur  noch  von  Gorius  in  Annalen 
1874  S.  771  geteilt. 

*)  S.  dagegen  z.  K.  Art.  7*  der  Schweizerischen  Verfassung. 

«)  Vgl.  Hänel  S.  304.  Die  Behauptung  Zorn's  I  S.  140  f.,  der  dein 
Kcich  auch  hier  schlechthin  die  Oberaufsicht  zuerkennen  will,  ist  unbegründet. 
Vgl.  auch  Triepel  S.  373,  Meyer  S.  295  Note  10.  Auf  der  anderen  Seite 
aber  gebt  es  auch  nicht  an,  mit  Gareis  in  Marquardscn  I,  1  S.  107  die 
Reichsgewalt  als  eine  für  die  Glicdcrstnaten  gänzlich  fremde  Staatsgewalt 
zu  betrachten.  Derselben  Ansicht,  wie  die  im  Text  vertretene,  Rüinelin 
in  Zeitschr.,  1883  S.  207. 

•)  Sehr  interessant  in  dieser  Beziehung  ist  die  Gegenüberstellung  der 
beiden  §§  8  der  Reichsverfassung  v.  28.  März  1841)  bozw.  der  Erfurter  Ent- 
würfe.   Vgl.  oben  S.  8. 

•)  Vgl.  dazu  Laband  I  S.  98,  Proebst  S.  258,  Prcstele  S.  20. 
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1)  Die   Verfassung   der    Einzelstaaten,    ihre  Verwaltungs- 
Organisation,  insbesondere  auch  die  Sicherheit^-  und  Baupolizei 
etc.,  das  Landesfinanzwesen,  besonders  auch  die  direkten  Steuern 
das  Sparkassenwesen,  Lotteriewesen  *),  Bautenwesen3)  etc. 

2)  Das  Unterrichts-  und  Kultuswesen4),  sowie  das  Staats- 
ki rehen  recht  •''). 

3)  Grundsätzlich  das  Gebiet  der  Urproduktion,  insbesondere 
das  Jagd,  -Forst-,  Binnenfischerei  Wesen®),  ferner  die  Landwirtschaft, 


*)  Vgl.  z.  B.  die  Vertrage  Proussens  mit:  Sachsen  v.  16.  4.  69  (Ges.- 
Slg.  1870  S.  U2),  Lippc-DctniöM  v.  6.  3.  74  fGcn.-Slg.  1874  8.  251),  Waldock 
v.  6.  8.  1889  (Ges.-Slg.  1884  S.  1  IT.),  mehreren  Einzelstaatcn  v.  20.  11.  89 
(Ges.-Slg.  1890  S.  13),  vgl.  auch  die  Bekanntmachung  vom  17.8.  1901  im 
Abgbn.  C.B1.  S.  77  belr.  hessisch-preussische  und  bremenaiseh-preussische  Ver- 
einbarungen, schliesslich  den  Vertrag  mit  Oesterreich  v.  18.  4.  1900  (Ges.-Slg. 
S.  259). 

*)  Beispielsweise  bestehen  seit  dem  Jahre  1905  Abmachungen  Preusscns 
mit  Lübeck  und  Mecklenburg  über  das  Lotteriewesen. 

*)  Vgl.  die  bei  Grotefend  citierten  Vertrage  Preusscns  mit  Braun- 
schweig  und  Hessen  aus  dem  Jahre  1S98.  Vgl.  auch  die  Bekanntmachungen 
vom  30.8.  und  25.  7.  Ol  (E.V.B1.  1901.  S.  130  und  283)  sowie  vom 
20.  4.  94.  (E.V.B1.  S.  72). 

•)  Vgl.  aber  den  Reichsvertrag  mit  Griechenland  v.  13.  4.  1874  (Reichs- 
gcs.-Bl.  1875  S  241)  wegen  Ausführung  von  archäologischen  Ausgrabungen 
auf  dem  Boden  des  alten  Olympia. 

6)  Vgl.  z.  B.  die  Vertrage  Preusscns  mit  Sachsen  v.  21.  11.  1883  (Ges.- 
Slg.  1884  S.  331)  und  Lippe  v.  2/14.  8.  1888  ^Ges.-Slg.  1889  S.  21).  In 
der  Zeit  zwischen  1891  und  1900  sind  für  alle  die  unter  Ziffer  2  zusammen- 
pefassten  Materien  im  ganzen  7  Verträge  Preusscns  zu  verzeichnen.  Un- 
bestritten ist  jedenfalls  das  Rceht  der  Kinzelstaaten,  Konkordate  mit  dem 
Papste  für  ihr  Gebiet  abzuschliessen.  (l'cber  die  Natur  dieser  Konkordate 
vgl.  Hüb ler  in  v.  Stengels  Wörterbuch  I  S.  827  ff,  Rivier  §  10,  Uli- 
mann §  12.) 

•)  S.  aber  den  Reichsvertrag  v  30.  6.  1885  (Rcichsgcsetzbl.  188b  S.  192) 
betr.  die  Lachsfischerci  im  Stromgebiete  des  Rheins.  Diesem  Vertrage  liegt 
eine  grosse  internationale  Idee  zu  Grunde.  Offenbar  nur  um  des  eindrucks- 
volleren Auftretens  nach  aussen  willen  ist  dieser  Vertrag  abgeschlossen  von 
„ Seiner  Majestät  dem  deutschen  Kaiser,  König  v.  Preussen",  indessen  nicht 
ohne  den  Zusatz:  „mit  Zustimmung*  des  Königs  von  Bayern,  Württemberg 
etc.  Die  Anerkennung  der  einzclstaatlichen  Kompetenz  tritt  also  sogar  nach 
aussen  hin  klar  zu  Tage.  Vgl.  auch  den  Vertrag  Prcussens  mit  Luxemburg 
v.  5./ 15.  November  1892  (Ges.-Sly.  1895  s.  157).  Für  den  Bodensce  ist  die 
Fischerei  vertragsmäßig  nicht  geregelt. 
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insbesondere  Anordnungen  zur  Forderung  der  Landeskultur1),  des 
Äckerbaus  und  der  Viehzucht8),  das  Bergwesen,  Wasser8)-  und 
Deichwesen. 

Im  Einzelnen  diese  Gegenstünde  zu  besprechen,  erübrigt  sich, 
da  die  Verhältnisse  hier  klare  sind;  näher  einzugehen  ist  bei 
dieser  Gelegenheit  nur  auf  eine  Frage,  welche  grossen  Meinungs- 
verschiedenheiten hervorgerufen  hat,  das  ist  die  „Gebietsfrage". 
Zunächst:   Was  ist  Gebietshoheit  und  wem  stellt  sie  im  Reiche  zu? 

Unter  „Gebietshoheit"  ist  zu  verstellen  die  Staatsgewalt  selbst 
in  ihrer  Beziehung  auf  das  Staatsgebiet4);  das  Moment  also,  „dass 
sie,  die  Staatsgewalt,  innerhalb  eines  bestimmten  Gebietes  aus- 
geübt wird,  ist  nicht  ein  Teil  ihres  Inhaltes,  sondern  eine  Eigen- 
schaft 5ja  von  ihr6;.  In  diesem  Sinne  deckt  sich  Gebietshoheit 
mit  Herrschaftsrecht.  Im  „Bundesstaat"  haben  wir  doppelte 
Herrschaftsrechte  und  also  eine  doppelte  Gebietshoheit7).  Infolge- 

>)  Vgl.  die  Vcrträgo  Preusscns  mit:  Sachsen-Meiningen  v.  18.  6.  1868 
(Ges.-Slg.  1868  8.  873),  Schaumburg-Lippe  v.  20.  10.  1872  (Ges.-Slg.  1873 
S.  18  ff.)  und  72.  4.  1874  (Ges.-Slg.  1874  8.  245  ff.),  Brauuschweig  v.  11.  9. 
1877  (Ges.-Slg.  1878  8.  105  ff.)  sowie  die  boi  Grotefend  als  „Verträge 
über  die  Ausdehnung  der  Kompetenz  von  Staatsbehörden"  bezeichneten 
zwischenstaatlichen  Vereinbarungen  (Registerband  6). 

*)  Beispielsweise  wären  Verträge  über  die  getneinschuftliche  Errichtung 
landwirtschaftlicher  Versuchsstationen,  Unterhaltung  von  Gestüten,  etc. 
möglich.  Im  übrigen  sind  hier  die  indirekten  Mittel  zur  Hobung  der  Land- 
wirtschaft: Zölle,  Grenzsperren  etc.  zu  berücksichtigen.  Darüber  s.  u. 
S.  34,  S.  38. 

3)  8.  aber  oben  S.  47 1. 

*)  Vgl.  dazu  v.  Liszt  8.  64:  Hänel  8.  558  Note  22;  La  band,  I  8. 173ff. : 
Meyer  8.190;  Gareis  bei  Marquar  dsen  8.138  Bd.  I,  1 ;  Garcis 
„Völkerrecht"  8.  202  und  Heilborn  S.  5  f. 

•)  Vgl.  La  band  I  8.  173.  Das  Gebiet  ist  nicht  Objekt  der  Staats- 
gewalt in  ihrer Manifesticrung  als  Gebietshoheit.  Vgl.  v.  Liszt,  Völkerrecht 
8.  64  Anm.  1.  Indes  ist  diese  Frage  sehr  bestritten.  Vgl.  Georg  Meyer4 
8.  190. 

6i  Dem  entspricht  es,  dass  in  einzelnen  zwischenstaatlichen  Vertragen 
über  Grenzregulierung  Hoboitsgrenzc  und  Gcbietsgronze  einfach  identiticiert 
werden.  Vgl.  z.  B.  den  Prcussisch-Oldcnburgischcn  Vertrag  v.  27.  September 
1876.  (Ges.-Slg.  1880  8.  278  ff.)  und  den  Preussisch-Braunschweigischen  Ver- 
trag v.  18.  November  1899  (Ges.-Slg.  1904  S.  208  ff.) 

7)  Ganz  konsequent  ist  es,  wenn  Seydel  (Kommentar*,  S.  34  f.  und  Bayr. 
Staatsrecht  I  S.  339)  deshalb  die  Gebietshoheit  des  Reiches  mit  dem  „Staats*- 
charakter  desselben  leugnet.    Ebenso  verfährt  folgerichtig  Bansi  in  Annalen 
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dessen  ist  die  allgemeine  Kompetenzgrenze  zwischen  Reich  und 
Einzelstaaten  auch  massgebend  für  die  Verteilung  der  Gebiets- 
hoheit, unter  ihnen1).  Ein  Grund,  diese  Frage  gesondert  zu  be- 
handeln, ergibt  sich  erst  dadurch,  dass  beiden  Gewalten  an  sich 
die  Möglichkeit  gegeben  ist,  diese  Gebietshoheit  in  ihrer  Totalität 
oder,  wie  man  es  kurz  ausdrucken  kann,  Gebiet  abzutreten  und 
damit  für  die  andere  Staatsgewalt  die  Ausübung  von  Hoheits- 
rechten überhaupt  unmöglich  zu  machen.  Ferner  deshalb,  weil 
die  Reichsverfassung  über  den  letzteren  Punkt  volle  Klarheit  ver- 
missen lässt2). 

Massgebend  für  die  Beurteilung  dieser  Frage  ist  die  Auf- 
fassung die  man  vom  Eingänge  der  Reiehsverfassung,  sowie  von 
Art.  1  und  Art.  G  der  It.-V.  bezüglich  der  territorialen  Ver- 
hältnisse hat.  Die  Eingangsformel  zunächst  hat  nicht  die  Be- 
deutung eines  grundlegenden  Rechtssatzes,  sondern  nur  die  einer 
tatsächlichen  Feststellung;  dafür  spricht,  abgesehen  von  anderen 
Gründen  [Laband  1  S.  118;  Hänel  S.  31J,  343]  schon  die 
Verwandtschaft  derselben  mit  Art.  1  und  2  der  B.A.,  charak- 
teristischer Bestimmungen  eines  Staatenbundes.  Als  Stützpunkt 
für  Theorien  irgendwelcher  Art  ist  sie  daher  in  unserer  Frage 
nicht  zu  verwerten,  insbesondere  auch  nicht  für  Theorien  von  der 
Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  einfacher  vertragsmassig  verein- 
barter Realunionen  der  Einzelstaaten  untereinander. 

Auch  die  Bedeutung  des  Art.  ü  müssen  wir  mit  Laband 
(I  S.  1*20)  gegen  Hänel  (S.  343)  darauf  beschränken,  dass  er  nur 
als  Abstimmungsregulierung  unter  den  vorhandenen  Staaten,  nicht 
aber  als  Garantie  für  die  Existenz  der  Einzelstaaten  überhaupt  zu 
betrachten  ist. 


1898  S.  082,  wenn  er  umgekehrt  den  Staatscharaktor  der  Einzelstaaten  und 
damit  auch  ihre  Gebietshoheit  in  Abrede  stellt.  Falsch  dagegen  von  seinem 
Standpunkte  aus  Prcstele  S.  21  der  sich  auf  eine  missve'rstandcne  Aeusserung 
Bismarcks  stützt.  V  roebst  S.  249  konnte  zur  „ausschliesslichen"  Gebiets- 
hoheit des  Reiches  fremden  Staaten  gegenüber  nur  durch  den  doppeldeutige» 
Ausdruck  kommen,  dass  das  Reich  die  Gebietshoheit  „wahrzunehmen"  habe. 
(Dieser  Ausdruck  kann  sich  aber  nur  auf  den  völkerrechtlichen  Schuti 
des  Gebiets  durch  das  Reich  beziehen.) 

')  Vgl.  dazu  auch  Laband  I  S.  176:  Gaupp  in  Marquardsen  III 
1,  2  S.  H>:  Meyer  S.  212,  besonders  Note  15:  Trieps  S.  140  ff. 

3)  Vgl.  dagegen  Art.  6.  der  W.Schl.A.  und  Art.  1.  der  Reichs-Verfassung 
v.  2S.  März  1849. 
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Was  endlich  den  Art.  1  anbelangt,  so  fassen  wir  ihn  auf  als 
aufschlussgebend  über  das  Bondesgebiet  lediglich  in  der  Be- 
ziehung und  Abgrenzung  desselben  zn  anderen  Staatsorganismen. 
Es  wird  damit  den  Einzelstaaten  die  Befugnis  genommen,  selbst- 
ständige Abänderungen  der  Reichsgreuze  vorzunehmen;  im  übrigen 
aber  gibt  Art.  1  in  Verbindung  mit  dem  Eingange  der  Reichs- 
verfassung nur  den  Wunsch  der  Einzelstaaten  wieder,  ihr  ge- 
samtes Gebiet  unter  den  gemeinsamen  Schutz  zu  stellen,  nicht  aber 
ist  hier  ein  Verzicht  auf  vertragsmässige  Vornahme  von  Binnen- 
grenzveränderungen  anzunehmen.  [Laband  I  S.  119].  Man  kann 
das  auch  dahin  präcisieren:  „Die"  Einzelstaatcn  gehören  zum 
Reich  mit  dem  gesamten  Gebietsumfange,  wie  er  zur  Zeit  der 
Reichsgründung  bestand,  „der"  Einzelstaat  mit  seinem  jeweiligen 
Gebiete. 

Je  nachdem  man  also  Veränderungen  im  Auge  hat,  die  ihre 
unmittelbaren  Wirkungen  nur  innerhalb  der  Reichsgrenzen  äussern 
oder  auch  auf  deren  Integrität  selbst  Einfluss  ausüben,  sind  zwei 
grosse  Gebiete  zu  scheiden: 

I.  Innere  Veränderungen. 

Aus  den  oben  entwickelten  Grundsätzen  folgt  zunächst  das 
Recht  der  Einzelstaaten,  unter  einander  selbständig  und  nicht 
etwa  gebunden  an  eine  Zustimmung  des  Reiches  Gebietsver- 
änderungen vorzunehmen,  sei  es  durch  Abtretung,  sei  es  durch 
Erwerb  oder  Tausch.  In  zahlreichen  Fällen  haben  die  Einzel- 
staaten in  der  Tat  von  diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht1).  Die- 
selbe Freiheit  nehmen  wir  für  die  Einzelstaaten  rücksichtlich 
einer  Personal-  oder  Realunion  mit  anderen  deutschen  Staaten  in 
Anspruch*).  Wird  dagegen  das  ganze  Gebiet  eines  Einzelstaates 
an  einen  anderen  deutschen  Staat  abgetreten,  so  verlangt  z.  B. 
PrestelefS.  £ljein  die  Reichsverfassung  änderndes  Gesetz,  Seydel 
(Komm.  S.  37)  Zustimmung  sämtlicher  „Bundesgenossen3)";  andere 
nehmen  auch  hier  völlige  Freiheit  der  Einzelstaaten  an4). 


l)  Vgl.  z.  B.  für  Prcussen  die  bei  Schwärt  z,  S.  47  aufgezählten  Ver- 
träge.   8.  auch  Grotefcnd  a.  a.  O.  s.  5;  E.  Meier,  8.253. 

*)  Ebenso  z.B.  Meyur  §164;  vgl.  aber  Trieps,  S.  1 19,  Häncl,  S.347. 

3)  Aehnlich  Zorn  I  S.  95. 

4)  8o  z.  B.  v.  Rönne    „Deutsches  Staatsrecht*  I  S.  67;  Schulze  „I). 
Staaterecht-  II  8.  8  ff 
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Um  sich  über  diese  Fragen  klar  zu  werden,  muss  man  unter- 
scheiden: An  sich  bedürfen  solche  Veränderungen  nie  eines  Reichsge- 
setzes. Ein  solches  ist  nur  dann  und  nur  insoweit  erforderlich, 
als  durch  Gebietsveränderungen  auch  Veränderungen  in  der  inneren 
Organisation  des  Reichs  bewirkt  werden  und  nur  über  die  Rück- 
wirkungen selbst i).  [Es  ist  dabei  hauptsächlich  an  die  Verteilung 
der  Stimmen  im  Hundesrate,  an  die  Abgrenzung  der  Wahlkreise 
und  die  Berechnung  der  Matrikularbeiträge  zu  denken].  Nur 
nehmen  die  einen  Schriftsteller  eine  derartige  Einwirkung  auf 
den  Reichsorganismus  stets  an,  die  anderen,  richtiger,  nicht  immer-). 
Von  dem  gewonnenen  Standpunkte  aus  ist  auch  die  viel  um- 
trittene  Frage  zu  beantworten,  ob  es  den  Einzelstaaten  freisteht, 
anderen  Gliedstaaten  oder  ausländischen  Mächten  Staatsservituten 
einzuräumen.  Diese  Frage  ist  entschieden  zu  bejahen,  soweit  es 
sich  um  Einräumung  oder  Unterlassung  der  Ausübung  von  Hoheits- 
rechten handelt,  über  die  den  Einzelstaaten  ein  unbeschränktes 
Verfügungsrecht  zusteht.  Soweit  es  sich  um  andere  deutsche 
Staaten  als  Gegenkontrahonten  handelt,  besteht  wohl  auch  in  der 
Literatur3;  Einstimmigkeit  bezüglich  der  Freiheit  der  Einzelstaaten. 
Anders  bei  der  Frage,  ob  die  Einzelstaaten  dein  Auslande  gegen- 
über ebensowenig  gebunden  sind.  Laband  (I.  S.  18ö>  verneint  die- 
selbe und  erklärt  nur  das  Reich  für  berechtigt,  ausländischen  Staaten 
Servituten  einzuräumen.  Mit  Unrecht.  Er  kommt  hier  dadurch,  dass 
er  plötzlich  den  ttegritt'  der  Souveränität  in  die  Erörterung  hineinbringt, 
zu  einem  Resultate,  das  zu  den  von  ihm  aufgestellten  Grundsätzen 
über  die  Gebietshoheit  und  die  Kompetenzfrage  hinsichtlich  der- 
selben (l.  S.  1731V.)  in  direktem  Widerspruche  steht4). 


»}  So  auch  Riedel  S.  80. 

*)  Der  Accessionsvertrag  Pmissens  mit  WaMnck  v.  18.  Juli  1867 
grht  bis  zur  äussersten  i.Jrenze  solbstSrnftgeii  Yorfugun^srochtes  der  Kinzcl- 
staalcn.  (Vgl.  HSnel  S.  348  Note  7;  Bismarck  in  stenogr.  Rur.  d.  II 
Kammer  18G7,  S.  338.)  Die  AVald  eckschc  Stimme  als  solche  existiert  noch 
im  Bundesrate. 

»)  Vgl.  Laband  I  S  185;  Hänel  S.  558  Notc_>2,  Hrie  in  v.  Stengel. 
Artikel  „ Staatsservituten". 

*j  Vgl.  zu  dieser  Frage  auch  noch  Clanss,  S.  156  ff.;  Meyer,  §  80 
s.  21X:  Tricps  s.  148. 


Digitized  by  Google 


—    61  — 

Personalunionen  von  Einzelstaaten  mit  dem  Aaslande  steht 
nichts  entgegen1),  wohl  aber  Realunionen-)8). 

IT.  Einwirkungen  auf  die  Reichsgrenze. 

Erwerbungen  durch  einen  Einzelstaat  werden  nach  G.  Meyer 
(S.  518)  ipso  iure  zu  Reichsgebiet4),  nach  der  richtigeren  Ansicht 
anderer5)  bedarf  es  dazu  stets  eines  Reichsgesetzes.  Auf  der 
anderen  Seite  ist  der  dauernde  Verbleib  von  einzelstaatlichem  Er- 
werbungen ausserhalb  des  Reichsgebiets  mit  den  Usstimmungen 
des  Art.  1  nicht  in  Einklang  zu  bringen6).  Eingriffe  in  das 
Einzelstaatsgebiet  durch  das  Reich  sind  in  der  Form  der  Aus- 
schliessung auch  mit  Zustimmung  des  betreifenden  Staates  un- 
statthaft7), in  der  Form  der  Abtretung  nur  unter  Zustimmung 
des  betreffenden  Bundesstaates  möglich8). 

Gebietsabtretungen  durch  einen  Einzelstaat  bedürfen  nach 
beinahe  einstimmiger  Ansicht9)  (Ausnahme  Tinsch  S.  43)  der 
Zustimmung  des  Reiches.  Streitig  ist  hier  nur.  in  welcher  Form 
diese  Zustimmung  zu  erfolgen  habe,  ob  durch  ein  Reichsgesetz10), 
durch  gesonderte  Zustimmung  des  Reiches  oder  einen  genehmigen- 
den Reichsvertrag.    Dieser  letztere  Weg  wurde  eingeschlagen  in» 


>)  So  z.  R  Laband  I  S.  182:  Seydol  Korn.«  S.  29.  a.  M.  z.  B. 
Mohl  S.  22. 

«)  Vgl.  z.  B.  Jollinek  „Staaten Verbindungen"  S.  292 ;  TriepsS.  119: 
-  a.  M.  Tinsch  S.  43. 

■)  Selbstverständlich  darf  das  Reich  nicht  ohne  Zustimmung  der  Kinzel- 
siaatcn  die  Binnengrenzen  verändern,  denn  nirgends  ist  dem  Reiche  ein 
Yerfügungsrccht  über  die  totale  Gebietshoheit  der  Einzclstaaten  gegeben. 
Vgl.  oben  S.  57  f.    Eine  Ausnahme  s.  u.  in  §  13. 

«)  S.  auch  Seydol  „Bayr.  Staatsr."  I  S.  640  und  die  bei  Meyer  Cit. 

«)  Laband  J  S.  180;  Sieskind  S.  13  u.  Note  32  bei  Meyer.  Vgl. 
auch  die  Rcichsgesctzo  v.  15.  Dez.  1890  (Helgoland)  und  v.  22.  Januar  1902 
1  Verlegung  der  deutsch-österreichischen  Grenze  längs  des  Przcmsatlusses) . 

•)  Laband  I,  S.  179;  Jollinek  a.  a.  0,  S.  292  und  die  bei  Meyer 
Note  32  Cit. 

7)  Sieskind  S.  19:  Laband  I  S.  180.  A.  M.  Meyer.  Vgl.  auch 
Hiersemcnzel  S.  5  (der  Bund  ist  ein  „ewiger").  Vgl.  z.  B.  die  inter- 
essanten Debatten  im  Reichstage  v.  1.  April  1887  (Sten.-Ber.  S.  97). 

8)  S.  o.  Noto  3. 

»)  Vgl.  Sioskind  S.  25. 

I0)  S.  das  zweite  in  Note  5  citierte  Beispiel  (Przetnsafluss). 
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Falle  der  badisch-schweizerischen  Grenzregulierung  v.  28.  April 
1878  \)»> 

Die  prinzipielle  Frage,  die  wir  zum  Schluss  des  Vertrags- 
rechtes erörtern  möchten,  ub  die  Kinzelstaaten  an  andere  Einzel- 
staaten oder  an  das  Ausland  einzelne  „Hoheitsrechte"  abtreten 
können,  ist  zu  verneinen.  In  ihrer  Bedeutung  als  Kompetenz- 
abgrenzung weist  die  Reichsverfassung  dem  Reiche  und  den 
Kinzelstaaten  (diesen  nur  mittelbar;,  jedem  seinen  bestimmten 
Kreis  von  Heiheitsrechten  zu.  Was  dem  einen  nicht  zukommt, 
steht  ipso  iure  dem  anderen  zu.  Bei  den  Sonderrechten  ist  eine 
Cession  der  Hoheitsrechte  der  Natur  der  Sache  nach  unmöglich 
(s.  u.  §  1 1  S.  6(>),  hei  den  allen  Einzelstaaten  gleichmässig  zu- 
stehenden Hoheitsrechten  hätte  sie  keinen  Sinn;  existiert  über- 
haupt ein  staatliches  Hoheitsrecht,  so  ist  es,  falls  es  nicht  dem 
Reiche  zusteht,  mit  der  Einzelstaatsgewalt  untrennbar  verbunden. 
Verzichtet  ein  Einzelstaat  zu  gunsten  eines  anderen  auf  die  Be- 
tätigung eines  Hoheitsrechtes,  beispielsweise  des  Vertrags- 
schliessungsrechts, so  lebt  sein  Recht  sofort  wieder  auf,  wenn  das 
des  Cessionars  aus  irgend  einem  Grunde  wegfällt.  Wie  wir 
soeben  andeuteten,  kann  es  sich  also  immer  nur  um  eine  Cession 
der  Ausübung  eines  Hoheitsrechtes  handeln,  dem  Auslande 
ebenso  wie  einem  deutschen  Einzelstaat  gegenüber.  Von  einer 
Cession  der  Hoheitsrechte  selbst  kann  nur  dem  Reiche  gegenüber 
die  Rede  sein,  ausserdem  noch  in  einem  Falle:  bei  Gebietsab- 
tretungen und  zwar  dann,  wenn  ein  Kin/.elstaat  für  immer  in 
seiner  Totalität  in  einem  anderen  Gliedstaate  aufgegangen 
ist8)4). 


»)  Vgl.  Hänel  S.  558  Note  24:  Sieskind  S.  2G.    Gegen  die  Richtig- 
keit dieses  Verfahrens,  weil  das  Reich  keine  Gebietshoheit  habe,  PrestcleS.  22. 

')  Austritt  eines  Einzelstaats  durch  einseitigen  Akt  der  Staatsgewalt 
ist  nicht  möglich.    Riedel  S.  80 

a)  Dem  entspricht  es,  dass  in  der  Erneuerung  des  Preussisch-Wal- 
deckischen  Accessionsvertrages  (vgl.  dazu  oben  S.  bU  Anm.  2  vom  24.  Nov. 
1877  (Ges.-Slg.  1878  S.  18  ff.)  im  Art,  4  heisst  es:  „Preussen  übt  die  S'aats 
gewalt  .  .  .  aus"  und  zwar  auf  10  Jahre  lang.  Mangels  Erneuerung  des 
Vertrages  hätte  natürlich  die  Staatsgewalt  Waldeck  in  vollem  Umfange, 
d.  h.  auch  der  Ausübung  nach  wieder  zugestanden. 

*)  Falsch  ist  die   Ansicht   von  l'restele,   8   24:   obonso    die  von 
Riedel,  S.  77.     Unklarheiten   linden  sich   auch  bei  Laband  IV  S.  27 
„Aufopferung  eines  Hoheitsrechtes."     Klar  dagegen  J  eil  ine  k  „Stantenver- 
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bindungen"  S.  53  ff.;  Brie  in  v.  Stengel  a.  a.  0.  (vgl.  auch  Seydel 
Komm."  8.29);  Tepelmann  8.62.  21;  vgl.  auch  Laband  IV  8.  25.  8.  28. 

Die  beiliegende  Tabelle  möge  ein  Bild  davon  geben,  wie  weit  das 
Vertragsrecht  von  Preussen  in  der  Zeit  von  1891  bis  1900  ausgeübt  wurde. 
Ich  beschranke  mich  darauf,  die  in  der  preussischen  Gesetzsammlung  und 
bei  G  r  o  t  e  f  c  n  d,„  Gesetzgebungsmaterial  *  veröffcntl.  Vertrage  zu  berücksichtigen: 
Der  preussisch-nicdcrläud.  Vertrag  v.  10.  3.  94  ist  nicht  veröffentlicht. 


I.  V  urträge  PreuBscns  mit  anderen  deutschen  Ei nzclstaaten. 


1 

i  Eisen- 
bahn 

Grenze 

i 

Zoll-  und 

|  Steuerwesen 

i 
i 

i  Allg. 
:  Ver- 
waltg. 

Kanal,  Schiff- 
fahrt, Flösser. 
etc.  Fischerei 

Justiz 

Kirche 

und 
Schule 

1891 

i 

2 

_ 

4 

1892 

«> 

1 

2 

i 

1894 

3 

1 

1 

1895 

13 

1 

1896 

6 

1 

1897 

8 

1 

1 

1898 

» 

2 

2 

2 

1899 

* 

1 

1 

4 

1900 

4 

1 

1 

Summe 

49 

1 

» 

12 

II.  Verträge  Preuxscns  mit  dem  Auslande. 

Eisen  • 
bahn 

Zoll-  und 
Steuerwesen 

Allg. 

Kanal,  Schiff- 

Kirche 

Grenze 

Ver- 
waltg. 

fahrt,  Flösser. 
etc  Fischerei 

Justiz 

und 
Schulo 

1891 

- 

— 

1892 

1893 
1894 
1895 

1896 

Niederlande 
(10.  März) 

Luxemburg 

(5./15.  Nov.) 

• 

Niederlande 

(18.  Sept.) 

1897 
1898 

Niederlande 

i 

1899 
1900 

- 

Dänemark 
(12.  Februar) 

Oesterreich 
(21.  Juni) 

(4.  Juni) 

Summe 

-  1 

* 

1 

-  ! 

3 

- 

- 
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D.  Kriegsreclit.  §  10. 

Das  Reich,  verfassungsmassig  zur  Schutzmacht  der  Einzel- 
staaten berufen,  muss  auch  die  Mittel  zur  Verfügung  haben, 
nötigenfalls  seine  Autorität  mit  Gewalt  durchzusetzen.  Ob  dieses 
eigene  Mittel  sind  oder  ad  hoc  zur  Verfügung  gestellte  (wie  z.  R 
im  Deutschen  Bunde),  ist  eine  Frage  des  positiven  Verfassungs- 
rechtes. Ebenso  ist  dieses  dafür  massgebend,  ob  nur  die  Central- 
gewalt  oder  auch  die  Gliedstaaten  berechtigt  sein  sollen,  zu 
Mitteln  des  Krieges  zu  greifen.  Fehlt  ihnen  das  Recht  —  das 
ist  klar  —  so  können  sie  im  völkerrechtlichen  Verkehr  nie  eine 
bedeutende  Rolle  spielen. 

In  der  Reichsverfassung 1 )  ist  das  Recht.  Krieg  zu  erklären, 
dem  Kaiser  zugeschrieben,  und  wenn  sich  auch  auf  der  anderen 
Seite  weder  eine  Bestimmung  findet,  die  den  Einzelstaaten  ver- 
bietet, Kriege  zu  führen,  noch  aus  der  Natur  des  Reiches  als 
Bundesstaat  sich  eine  solche  Einschränkung  für  die  Einzelstaaten 
von  selbst  ergibt  *i,  so  geht  doch  aus  dem  ganzen  positiven  Verfassungs- 
zustatide,  insbesondere  dem  uneingeschränkten  V erfügungsrechte  des 
Kaisers  über  die  Kriegsmarine  sowie  über  sämtliche  Truppen  im 
Kriegsfalle,  hervor,  dass  den  Einzelstaaten  das  Recht  selbst- 
ständiger Kriegsführung  entzogen  sein  sollte3).    Diese  Ansicht  ist 


')  Für  die  Recht«?  der  amerikanischen  Einzclstaaten  sind  folgende  Satze 
charakteristisch:  (Art.  1.  sect.  10  SS  1.  2):  no  Mate  shnll  enter  into  any 
alliance  or  confederation,  graut  letters  of  marqne  and  rcprisal,  .  .  .  with- 
out  the  consent  of  eongress  .  .  .  engage  in  war.  unIcss  actually  invaded, 
or  in  such  iniminent  danger  as  will  not  adniit  of  delay.  Kür  die  Schweizer 
Kantone  bestimmt  Art.  8  der  Schweizer  Verfassung:  Dem  Hunde  allein 
steht  das  Hecht  zu.  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schliefen,  Bündnisse 
.  .  .  mit  dem  Auslande  einzugehen. 

8)  Vgl.  Brie  FStaatenve»bindungen'*  S.  107  und  Note  /»  ebendort. 

*)  Ob  wir  dann,  wie  Brie  (S.  108)  sagen:  das  Kriegsrecht  ist  den 
Einzelstaatcn  nicht  direkt  entzogen,  sondern  nur  die  Ausübung  desselben  ist 
ihnen  tausächlich  unmöglich  gemacht,  oder  ob  wir.  einen  kleinen  Schritt 
weitergehend,  behaupten:  dadurch,  dass  man  ihnen  absichtlich  beim  Eintritt 
in  den  Keichsverband  diese  Möglichkeit  genommen  hat,  gab  man  implicile 
zu  erkennen,  dass  ihnen  das  Hecht  selbst  entzogen  sein  solle,  ist  wohl  nur 
eine  scheinbare  Meinungsverschiedenheit.  Vgl.  zu  dieser  Frage  auch  v. 
Seydel  Koni.8  S.  1GÜ  f.  (.dass  die  Einzelstaatcn  nicht  mehr  auf  eigne  Hand 
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auch  im  wesentlichen  unbestritten.  Daraus  ergeben  sich  aber  für 
die  völkerrechtliche  Stellung  der  Einzelstaaten  überhaupt  wichtige 
Folgerungen.  Das  Reich  ist  allein  kriegführende  Macht.  Es  gibt 
weder  einen  Krieg  der  Einzelstaaten  gegen  das  Ausland,  noch 
des  Auslandes  gegen  einen  Einzelstaat,  noch  einen  Krieg  der 
Einzelstaaten  unter  einander1).  Die  Konsequenzen  aus  dem  allein 
dem  Reiche  zustehenden  Rechte  der  Kriegführung  ergeben  sich 
einmal  aus  dem  Charakter  dieses  Rechtes  als  „letzte  Bedingung 
eines  selbständigen  Einflusses  auf  den  Gang  der  europäischen 
Politik"  (Hänel  S.  554).  Wir  haben  diese  Wirkungen  zum  Teil 
schon  oben  (S.  13)  kennen  gelernt  als  immanente  Schranken  für 
die  völkerrechtliche  Handlungsfähigkeit  der  Einzelstaaten  über- 
haupt dem  Auslande  gegenüber.  Hier  sind  die  Wirkungen  hervor- 
zuheben, die  den  Einzelstaaten  gewisse  Befugnisse  direkt  ent- 
ziehen2): Sie  lassen  sich  kurz  dahin  zusammenfassen:  den  Einzel- 
staaten ist  die  Möglichkeit  entzogen,  durch  Waffenstillstands-, 
Allianz-  oder  andere.  Verträge  einseitig  die  Kriegführung  des 
Reiches  irgendwie  zu  beeinflussen3). 

Andere  Konsequenzen  ergeben  sich  daraus,  dass  das  aus- 
schliessliche Recht  des  Reiches  zur  Kriegführung4)  gleichbedeutend 
ist  mit  dem  Verluste  des  „völkerrechtlichen  Aktionenrechts u  (Hänel 
a.  a.  0.  S.  554)  für  die  Einzelstaaten. 

Vermöge  seiner  Eigenschaft  als  verfassungsmässige  Schutz- 
macht der  Einzelstaaten  hat  das  Reich  das  Recht  und  die  Pflicht, 
zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  der  Einzelstaaten  unter  ein- 
ander und  mit  dem  Auslande. 

Die  Einzelstaaten  haben  das  Recht,  aber  auch  die  Pflicht, 
sich  hilfesuchend  an  das  Reich  zu  wenden,  wenn  ein  ausländischer 


Krieg  fahren  dürfen,  ist  zwar  nicht  eigens  gesagt,  liegt  aber  offenbar  im 
Sinne  des  Bundesvertragcs") ;  vgl.  ferner  noch  Bornhak  III  S.  3  ff . ;  v. 
Stengel  in  Marqu.  IV,  2  S.  568;  schliesslich  noch  die  bestimmte  Ausdrucks- 
weise in  §  10  der  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849. 

•)  Vgl.  dagegen  Art.  35  und  46  W.  Schi.  A. 

*)  Vgl.  zum  Folgenden  Hänel  S.  553  f. 

a)  ücber  Friedensverträge  vgl.  unten  §  13. 

«)  Consequenterweise  muss  man  dem  Reiche  ausschliesslich  das  Ueeht 
zur  Anordnung  von  Repressalien  sowie  zur  Verfügung  von  Biokaden  etc. 
einräumen.  Vgl.  Mohl,  S.  309,  310;  dagegen  Seydel  Korn.1  S.  119,  s.  jetzt 
Kom.»  S.  166. 

Ries s.  Auswärtig«  Hoheitsrecht«  5 
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Staat  sie  an greift  oder  ein  anderer  Gliedstaat  sie  behelligen  sollte1). 
Sie  dürfen  sich  aber  auch  nur  an  das  Reich  halten,  nicht  selbst 
mit  dem  ausländischen  Angreifer  paktieren  oder  eine  fremde 
Macht  um  Intervention  bitten,  oder  gar  eine  solche  Intervention 
vorher  vertragsmassig  vereinbaren.  In  der  Person  der  Einzelstaaten 
ist  zugleich  das  Reich  angegriffen. 

Ausführliche  Bestimmungen  gerade  über  die  friedliche 
Schlichtung  ton  Streitigkeiten  der  Glieder  unter  einander  zeigt 
die  Verfassungsurkunde  aller  Bundesstaaten.  Ja,  schon  beim 
Staatenbunde  zeigt  sich  in  den  Verfassungen  naturgemäss  diese 
Tendenz2). 

Aber  auch  die  ausländischen  Staaten  müssen  sich,  wenn  ein 
Ein/.elstaat  sie  behelligt,  stets  an  das  Reich  wenden,  dem 
schlimmstenfalls  Art.  Ii)  eine  Handhabe  zum  Einschreiten  gegen 
den  betreffenden  Gliedstaat  gibt. 

2)  Sonderrechte  der  Einzelstaaten.  §11. 

Der  Grundsatz  der  vollen  Gleichberechtigung  sämtlicher  Glied- 
staaten, in  der  Schweiz  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  in  voller  Reinheit  durchgeführt8),  und  auch  für  das  Reich 
anerkannt  in  Art.  ">.S  und  Art.  70  der  Reichsverfassung,  wird  ver- 
fassungsmässig hier  durchbrochen  durch  die  Schaffung  von  Sonder- 
rechten d.  h.  von  bestimmten  Rechten  gewisser  Einzelstaaten  in 
ihrem  Verhältnisse  zur  Gesamtheit.  Aus  der  Definition  ergibt 
sich  schon,  dass  ein  Anspruch  auf  diese  Rechte  überhaupt  nur 
dem  im  einzelnen  Falle  bevorrechtigten  Staate  oder  dem  Reich 
zukommen  könnte.  Die  Abtretung  derselben  an  einen  anderen 
deutschen  "der  auswärtigen  Staat  ist  ihrer  ganzen  Natur  nach  aus- 
geschlossen. Es  konnte  höchstens  eine  Abtretung  an  das  Reich 
in  Frage  kommen.    Uns  interessieren  solche  Rechte  hier  nur  in- 

1  Vgl.  K  V.  Art.  7<;  Ab>.  1  für  Streitigkeiten  mit  einem  Gliedstaat 
(„auf  Anrufen"  ^ 

-j  Vi^l.  da/11  Art.  7»;  Abs.  1  K.Y..  ferner  Verf.  der  Vor.  Staaten  von  Amerika 
Art.  III  s,  <  t.  •_>  5}  1,  S'hu.-i/or  Bundesverfa.vsnnsr  von  1874  Art,  110  Abs.  I  No.  3, 
Art.  1  13  Ab,.  1  >.  krh  i,,v,  rf.  v.  2-\  März  löV.»  Art.  12  §  54  ff..  Union* 
eiiiwii '.  t-.-  \;  '•)-  t.  Int.  j-«'s-;mt  in  diesem  Sinne  «dud  die  vorbeugenden  Mas*- 
re.-dn  in  der  Schweizer  Verf.  Art.  7.  Art.  10-  No.  2  und  7,  Art.  113  No.3, 
S!>  Nu.  ö.    V-l.  di-  überall.«.  aiMührl.  Bestimm,  in  Art,  18  ff.  der  W.  Sehl.  A. 

8)  Vgl.  Hau  ei  S.  ÖJ7. 
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soweit,  als  ihre  Ausübung  Gelegenheit  zur  Betätigung  auswärtiger 
Hoheitsrechte  gibt.  Es  könnte  1.  ein  Einzelstaat  eine  besonders 
selbständige  Stellung  hinsichtlich  seiner  diplomatischen  Organe  be- 
halten haben.  Das  ist  nicht  der  Fall ;  denn  die  Vorrechte  Bayern's,  an 
die  man  hierbei  denken  könnte  (Schlussprotokoll  v.  23.  Nov.  1870  VII 
und  VIII),  beziehen  sich  auf  den  Reichsorganismus,  gehören  also  nicht 
hierher1).  Es  könnte  2.  das  ausschliessliche  Recht  des  Reiches 
zur  Kriegsführung  zu  gunsten  eines  Einzelstaates  modifiziert  sein. 
Auch  davon  kann  nach  den  Bestimmungen  der  Reichsverfassung 
keine  Rede  sein  (vgl.  oben  §  10).  Schliesslich  kommen  noch 
3.  solche  einzelstaatliche  Sonderrechte  in  Betracht,  bei  deren  Aus- 
übung die  Möglichkeit  zum  Abschlüsse  von  völkerrechtlichen  Ver- 
trägen gegeben  ist. 

Da  uns  im  eigentlichen  Sinne  nur  die  Frage  zu  beschäftigen 
hat,  inwieweit  den  Einzelstaaten  trotz  Eingliederung  in  den 
Reichsorganisraus  Sonderrechte  noch  zustehen  (die  ihnen  als 
Rechte  schlechthin  vor  dieser  Eingliederung  uneingeschränkt 
zugestanden  haben),  so  fällt  die  Betrachtung  der  Sonderrechte, 
die  ihnen  überhaupt  erst  durch  diese  Eingliederung  ent- 
stehen konnten,  hier  völlig  weg,  insbesondere  der  Sonderrechte, 
die  den  Einzelstaaten  inbezug  auf  die  Willensbildung  des  Reiches 
zustehen,  und  die  Betrachtung  der  finanziellen  Vorrechte2). 
Wir  werden  uns  hier  lediglich  mit  den  Sonderrechten  der  Glied- 
staaten zu  beschäftigen  haben,  welche,  schlechthin  als  „Rechte" 
betrachtet,  in  ihrer  Ausübung  sowohl  dem  Reiche  als  auch  „dem" 
Einzelstaate  überhaupt  Gelegenheit  zum  Abschluss  von  Verträgen 
geben  könnten;  am  besten  veranschaulicht  man  sich  das  an  dem 
unten  unter  Ziffer  4  behandelten  Sonderrechten  Bayerns  bezüglich 
der  Niederlassungsverhältnisse. 

Was  von  dem  ausschliesslichen  Verfügungsrecht  der  Einzel- 
staaten galt,  das  gilt  natürlich  hier  ebenso.    Es  darf  der  Bestand 


*)  8.  den  nächsten  Absatz. 

*)  Vgl.  Laban d  in  den  Annalen  1874  8p.  1507:  „Nur  bei  den  eigent- 
lichen Reservatrechten  handelt  es  sich  um  Hoboitsrechte,  welche  der  einzelne 
Staat  nicht  auf  das  Reich  übertragen,  sondern  für  sich  zurückbehalten  hat  " 
üeber  die  viel  umstrittene  Frage  des  Begriffes  der  Sonderrechte  überhaupt 
vgL  H&nel,  Studion  I  S.  132  ff.,  202  ff..  Loning,  Annalen  1875  S.  365  ff.: 
Laband  1,  8.  109. 

5* 
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der  einzelstaatlichen  Sonderrechte  nicht  gefährdet  werden  durch 
das  dem  Reiche  etwa  zugestandene  Recht,  über  sie  durch  Verträge 
zu  verfügen.  Eine  Anerkennung  findet  dieser  Satz  durch  Artikel 
78*  der  Reichsverfassung  für  die  Sonderrechte,  die  in  der  Reichs- 
verfassung oder  in  den  durch  dieselbe  aufrecht  erhaltenen  Ver- 
trägen begründet  sind;  (in  dem  hier  gegen  die  Reichsgesetzgebung 
garantierten  Schutz  liegt  iraplicite  auch  die  Gewähr  gegen  rechts- 
widrige Verträge  des  Reiches).  Wir  müssen  aber  in  Rücksicht 
auf  die  Entstehungsweise  des  Art.  78 2  den  Schutz  der  letzt- 
genannten Norm  (in  ihrer  Anwendung  auf  Verträge  des  Reiches) 
auch  auf  die  Sonderrechte  ausdehnen,  die  durch  einfache  Reichs- 
gesetze und  eventuell  auch  durch  Bundesratsbeschlüsse  den  Ein- 
zelstaaten eingeräumt  sind-).  Darnach  kommen  für  uns  folgende 
Sonderrechte  in  Betracht: 

1)  die  Exemption  Bayerns  und  Württembergs  von  den 
Rechten  des  Reiches  hinsichtlich  der  Post-  und  Telegraphen  Ver- 
waltung (vgl.  Art,  4  Z.  10  und  Art.  52  der  R.-V., 

2)  die  Exemptionen  Bayerns  und  Württembergs,  die  ihnen 
durch  die  Schlussbestimmung  zum  XI.  Abschnitt  der  R.-V.  ge- 
währt sind, 

3)  die  Exemptionen  Bayerns,  Württembergs  und  Badend 
von  der  Reichsgesetzgebung  über  die  Besteuerung  des  inländischen 
(Branntweins  und)  Bieres  gemäss  Art.  3f)  Abs.  '2  R.-V. 8), 

4)  die  Exemption  Bayerns  von  der  Reichskompetenz  be- 
züglich der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  über  die  Heimats- 
und Niederlassungsverhältnisse  gemäss  Art.  4  Z.  1  derR.-V., sowie  über 
das  Vereheliehungswesen,  soweit  es  damit  im  Zusammenhange 
.steht,  gemäss  Zitier  1  des  Sehlussprotokolles  vom  23.  November 
1S70,  modifiziert  durch  die  Reichsgesetzgebung  über  das  bürger- 
liche Recht  (vgl.  Seydel,  Commentar*-'  S.  (54), 

5)  die  Exemption  Bayerns  von  der  Gesetzgebung  des  Reiches 
über  das  Immobiliarversicherungsweseu  gemäss  Art.  4  des  Sehluss- 
protokolles vom  23.  November  1-S70. 

,N  Vgl.  Laba  ml  L  S.  110.     Hanel  „studifii"  1  s.  100  f.  ist  anderer 

•-')  S.  aueb  La  band  IL  S.  l.M>.    Annal.-n  1  ST  t  S.  !f>07. 
r  Vchrr  i\'w   I{rani)1\vi'inrx(M!i])ti<jn.-n   nach   dem   houlipen  Stande  der 
<i«'.sr!/i:«  bun^  vpl.  Laband  IV.  S.  413  und4l4  tl'. 
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6)  die  Exemption  Bayerns  von  den  in  Art.  42  bis  46  Abs.  1 
dem  Reiche  zugewiesenen  Kompetenzen  hinsichtlich  des  Eisenbahn- 
wesens gemäss  Art.  46  Ab.  2  und  3  der  R.-V.  (s.  auch  Art.  48); 

7)  die  Exemption  Württembergs  von  der  im  Art.  45  d.  R.-V. 
begründeten  Befugniss  des  Reiches,  für  sämtliche  in  diesem 
Artikel  aufgeführten  Transportgegenstände  den  Einpfennigtarif* 
zur  Geltung  zu  bringen,  gemäss  Berliner  Protokoll  vom  25.  No- 
vember 1870  Ziffer  2. 

8)  der  Ausschluss  Bayerns  von  der  Kompetenz  der  Normal- 
aiehungskommission  [gemäss  §  3  des  Gesetzes  v.  26.  Nov.  1871]; 

y)  das  Recht  Bayerns,  einer  Notenbank  die  Befugnis  zur 
Ausgabe  von  Banknoten  bis  zum  Höchstbetrage  von  70  Millionen 
Mark  zu  erteilen.   (Bankgesetz  vom  14.  März  1875  §  47  Abs.  3); 

10)  die  Exemption  Bremens  und  Hamburgs  von  der  Zoll- 
gesetzgebung des  Reiches  gemäss  Art.  34  R.-V.,  jetzt  nach  Mass- 
gabe des  Vertrages  vom  25.  Mai  1881  und  der  Reichsgesetze  vom 
16.  Februar  1882  und  31.  März  1885.  (Vgl.  auch  die  Gesetze 
vom  1.  Juli  1869  und  28.  Juni  1879  für  den  vorher  herrschenden 
Zustand). 

•  3)  Die  auswärtigen  Ilohcitsrechtc  der  Einzelstaaten  in 
ihrer  Beziehung  zum  Reich.   §  12. 

Haben  wir  bisher  untersucht,  inwieweit  den  Einzelstaaten  im 
Wettstreit  mit  der  konkurrierenden  Kompetenz  des  Reiches  die 
Möglichkeit  völkerrechtlicher  Einwirkungen,  sei  es  auf  das  Aus- 
land, sei  es  auf  andere  Einzelstaaten  noch  belassen  wurde,  so 
ergibt  sich  notwendig  aus  dem  Resultat,  dass  die  Einzelstaaten 
noch  völkerrechtliche  Handlungsfähigkeit  besitzen,  die  neue  Frage, 
ob  den  Einzelstaaten  auch  im  Verhältnis  zum  Reich  auswärtige 
Hoheitsrechte  im  eigentlichen  Sinne  zukommen  können,  d.  h.  ob 
für  den  gegenseitigen  Verkehr  noch  völkerrechtliche  Normen  An- 
wendung finden  können  oder  gar  müssen.  Für  die  Beantwortung 
ist  massgebend  die  Auflassung  von  der  Natur  des  Verhältnisses 
der  Einzelstaaten  zum  Reiche  überhaupt:  wenn  man  wie  Seydel 
das  Reich  als  Staatenbund  auüusst,  so  muss  man  folgerichtig  die 
eben  gestellte  Frage  bejahen     ebenso  dann,  wenn  man  im  An- 

*)  Vgl.  2.  B.  Komm.*  S.  153  hinsichtlich  der  Bundesratsmitglieder. 
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Schlüsse  an  Waitz  eine  Teilung  der  Souveränität  annimmt. 
Andererseits  müsste  man,  wenn  man  wie  z.  B.  Hänel  (S.  207) 
die  Einzelstaaten  betrachtet  „als  eingefügt  in  ihrer  Totalität  in 
eine  staatliche  Gesamtordnung"  konsequenterweise  zu  einer  genau 
entgegengesetzten  Meinung  kommen  ebenso  auch  dann,  wenn 
man,  wie  Zorn1)  und  seine  Anhänger  die  Einzelstaaten  nur  als 
Selbstverwaltungskörper  gelten  lässt.  Aber  auch  vom  Standpunkte 
der  allgemein  herrschenden  Meinung  aus,  die  die  Einzelstaaten 
als  nichtsouveräne  „Staaten"  betrachtet,  wird  man  zu  dem  Resultate 
kommen  müssen,  dass  es  reines  Volkerrecht  für  die  Verhältnisse 
zwischen  Einzelstaat  und  Reich  nicht  gibt*),  weder  für  Verträge 
noch  für  irgend  welche  Beziehungen  überhaupt  zwischen  Reich 
und  Gliedstaaten.  Das  tolgt  aus  der  Stellung  der  Einzelstaaten 
zum  Reich  als  einem  ihnen  übergeordneten  Gemeinwesen. 

Ganz  kurz  wollen  wir  jetzt  im  Folgenden  die  Beziehungen 
zwischen  Reich  und  Einzelstaaten  im  einzelnen  unter  dem  Gesichts- 
punkte prüfen,  ob  die  drei  grossen  Kategorien  der  völkerrecht- 
lichen Beziehungen  auf  diese  Verhältnisse  noch  Anwendung  finden 
können. 

Zweifellos  können  weder  die  Einzelstaaten  Gesandte  beim 
Reicli  beglaubigen,  noch  ist  das  Umgekehrte  möglich3),  und  auch 
der  Bundesrat,  an  den  man  sofort  denkt,  lässt  sich  nicht 
wie  der  ehemalige  Bundestag  im  deutschen  Bunde,  als  ein  Kongress 
von  Gesandten  auffassen,  obgleich  seine  Mitglieder  gewisse  Privi- 
legien gemessen,  die  sonst  nur  Diplomaten  zustehen  (vgl.  Art.  10 
R.-V.  und  §  18*  G.V.G.j.  Denn  das  Hecht  der  Einzelstaaten, 
Vertreter  in  dem  Bundesrat  zu  schicken,  ist  nicht  als  Ausiluss 
der  ihnen  —  trotz  ihrer  Eingliederung  in  den  Reichsorganismus  — 
verbliebenen  Hoheitsrechte  zu  erklären,  sondern  als  Reflexwirkung 


l)  Vgl.  Zorn,  „Staatsrecht" 1  I  S.  152. 

•)  Vgl.  Tricpcl,  S.  185;  v.  Sarwey  II,  86  N.  2  und  S.  90  NT.8; 
v.  Kirchenheim,  S.  421;  Kivicr,  S.  116.  —  A.  M.  Jellinek,  System 
S.  290;  Scliginann,  S.  6  Note  2. 

■)  Die  Reichsverfassung  v.  28.  3.  1819  hatte  infolge  des  Mangels  eines 
dem  jetzigen  Bundesrate  ähnlichen  Organcs  etwas  derartiges  vorgesehen. 
Vgl.  die  Keichsverf.  v.  28.  3.  1849  Abschn.  II,  §  7.  Vgl.  auch  den  dern- 
entsprechendon  Antrag  in  de;t  8i.-ütr.  v.  1S67  5*.  371:  vgl.  auch  Tricpcl, 
S.  209  unl  Ric,M,  S.  Iü5. 
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der  in  der  Verfassung  dieses  Organismus  enthaltenen  Normen: 
Die  Bundesrats  bevollmächtigten  sind  dazu  berufen,  als  staats- 
rechtliches Organ  des  Reiches  zu  fungieren Praktisch  mag  die 
Institution  des  Bundesrats  das  Auftreten  von  einzelstaatlichen  Ge- 
sandten beim  Reich  ersetzen. 

Was  die  Frage  anbetrifft,  ob  eine  Regelung  der  Beziehungen 
zwischen  Reich  und  Einzehstaaten  auch  durch  völkerrechtliche 
Vertrage  möglich  ist,  so  geht  es  nicht  an,  aus  dem  Bestehen 
einer  beiderseitigen  Vertragsgewalt  über  denselben  Gegenstand 
einfach  den  Schluss  zu  ziehen,  dass  es  sich  hier  um  „völker- 
rechtliche" Verträge  handelt2),  üass  Verträge  überhaupt  zwischen 
Reich  und  Einzelstaaten  möglich  sind  und  auch  tatsächlich  ge- 
schlossen worden  sind,  das  leugnet  niemand3).  Aber  diese  Ver- 
träge können  wir,  da  sie  zwischen  über-  und  untergeordneter  Macht 
abgeschlossen  sind,  nicht  als  „völkerrechtliche"  Verträge  be- 
trachten, mögen  sie  sich  auch  im  Gewände  solcher  Verträge 
präsentieren4).  Ganz  klar  wird  man  sich  über  diese  Frage  erst 
dann,  wenn  man  sie  schärfer  zuspitzt  und  nicht  mehr  fragt: 
Sind  Verträge  zwischen  Reich  und  einem  Einzelstaat  möglich? 
sondern  etwa  so:  Sind  unter  Umständen  solche  Verträge  nötig? 
Kann  eine  Situation  eintreten,  in  der  die  Regelung  von  Beziehungen 
zwischen  dem  Reich  und  einem  Einzeltsaat  nur  auf  dem  Wege 
eines  Vertrages  möglich  ist,  d.  h.  auf  dem  gewöhnlichen  und 
einzigen  Wege  völkerrechtlicher  Verständigung?  Soweit  es  sich 
um  Begründung  neuer  Rechte  handelt,  sei  es  zu  gunsten  des 
Reiches,  d.  h.  um  Kompetenzerweiterung  gegenüber  aller  Staaten, 


')  Vgl.  Schulze,  Preuss.  Staatsr.  II,  2  S.  32G,  ferner  Zorn,  iu 
Ännalen  1882  S.  90.    Dagegen  Seydel,  Komm.8  S.  153. 

a)  So  Pres  tele,  S.  2i);  vgl.  auch  Kirchenheim,  S.  432. 

8)  Vgl.  R.  V.  Art.  50  Abs.  f.  und  (56  Abs.  1,  Art.  VII  und  VIII  des 
Schlussprotokolls  mit  Bayern  v.  23.  Nov.  1870.  S.  darüber  und  zum  Fol- 
genden: Triepel,  S.  187  f.  Hand  in  seinen  Studien  I,  S.  213  beschäftigt 
sich  am  eingehendsten  mit  den  verschiedenartigen  Möglichkeiten  solcher 
Verträge.  Der  Vertrag  zwischen  dem  Reiche  und  Preussen  v.  17/18.  Mai 
1S75  ^Reichsges.-Bl.  S.  215)  über  die  Abtretung  der  Preußischen  Pank  an 
das  Deutsche  Reich  spielt  wegen  der  Eigenart  seines  Objekts  eine  gmz  be- 
sondere Holle. 

*)  Vgl.  dazu  auch  v.  Stengel  in  Marqu.  VI,  2  S  508;  Sarwey,  II,  S.  90. 
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sei  es  zu  gunsten  eines  Einzelstaates,  d.  h.  um  Kompetenzbe- 
schränkungen des  Reiches  durch  Schaffung  von  Exemptionen,  ist 
diese  Frage  schlechthin  zu  verneinen.  Hier  kann  und  muss  stets 
durch  einGesetz  gemäss  Art.  78  der  R.-V.  dieserZweck  erreicht  werden 
(vgl.  Hänel  S.  782).  In  Betracht  kommen  können  also  nur 
Verfügungen  über  solche  Rechte  der  Einzelstaaten,  bei  denen  die 
herrschende  Meinung  der  Ansicht  ist,  dass  sie  neben  dem  ver- 
fassungsmässigen Zustande  als  vertragsmässige  noch  weiter  be- 
stehen. Gemeint  sind  die  nach  §  3  des  Ges.  v.  16.  April  1871 
„nicht  berührten"  Vereinbarungen.  Doch  auch  für  diese  Ver- 
hältnisse hat  Triepel  (S.  190ff;)  den  unseres  Erachtens  über- 
zeugenden Nachweis  geführt,  dass  es  nicht  nur  zulässig  ist,  alle 
diese  Vereinbarungen  im  Wege  der  Gesetzgebung  aufzuheben, 
sondern  dass  allein  durch  ein  Gesetz  ihre  Beiseiteschaffung 
möglich  ist1). 

Ein  Krieg  endlich  zwischen  einem  Einzelstaat  und  dem  Reich 
würde  Bürgerkrieg,  aber  nicht  „Krieg"  im  völkerrechtlichen  Sinne 
sein8).  Humanitätsrücksichten  heischen  jedoch  die  Formen  des 
völkerrechtlichen  Krieges  auch  für  einen  solchen  Krieg  als  die  zur 
Anwendung  zu  bringenden8).  —  Die  Bundesexekution  des  Art.  19 
der  R.-V.  ist  staatsrechtliches  Zwangsmittel;  ein  Vorgehen  nach 
Art.  7(>-  ist  nicht  als  völkerrechtliche  Intervention  zu  betrachten*). 

4)  Friedensverträge5)  und  Konipetcnzkompetenz.  §  13. 

Wie  aus  der  Schilderung  des  gegenwärtig  herrsehenden  Ver- 
fassungsznstandes hervorging,  entspricht  dieser  längst  nicht  mehr 
dem  in  derReiehsverfassungvon  1871  sich  widerspiegelnden  Bilde.  An 
einzelnen  Stellen  hat  das  Reich  neue  Gebiete  in  den  Bereich 
seiner  Gesetzgebungskompetenz  gezogen,  so  besonders  in  Reiehs- 


')  A.  M.  Hänel,  Studien  I,  S.  23G  f.  und  die  bei  Triepel  Citierten. 

a)  Bayern  würde  nach  der  (unbegründeten;  Ansicht  y.  Holtzeudorf fs 
in  seinem  Handbuche  II,  S.  146  die  Eigenschaft  uls  kriegführende  Macht 
zustehen.  • 

»)  Kivior,  S.  118. 

*)  Vgl.  Triepel  a.  a.  O.  S.  19G;  Iiivier,  S.  245. 
■)  Vgl.  unten  S.  74  Anm.  1. 
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Verfass.  Art.  4  Ziffer  13,  an  anderen,  wie  wir  sehen,  sich  im 
Widerspruch  zur  ursprünglichen  Kompetenzordnung  eigene  und 
unmittelbare  Verwaltungsbefugnisse  beigelegt.  In  beiden  Fällen 
ist  damit  die  einzelstaatliche  Vertragskompetenz  geschmälert.  Da- 
mit das  Bild  von  der  völkerrechtlichen  Handlungsfähigkeit  der 
Einzelstaaten  ein  vollkommen  klares  ist,  müssen  wir  noch  unter- 
suchen, wie  weit  nach  den  Vorschriften  der  Reichsverfassung  für 
den  Bestand  der  uns  interessierenden  einzelstaatlichen  Kompetenzen 
Gewähr  geleistet  ist.  An  sich  ist  ja,  wie  wir  schon  mehrfach  be- 
tonten, der  Centraigewalt  durch  Art.  78  der  Reichs  Verfassung  die 
Möglichkeit  gegeben,  jederzeit  ihre  Kompetenz  ins  Ungemessene 
zu  erweitern,  Die  Kompetenzkompetenz  ist  für  den  Bundesstaat 
begriffliches  Erfordernis,  die  rechtlichen  Erfordernisse  jeder 
solchen  Erweiterung  liegen  freilich  im  positiven  Staatsrecht  be- 
gründet. Da  das  Kriegsrecht  den  Einzelstaaten  schon  jetzt  fehlt, 
so  bleiben  für  unsere  Betrachtung  noch  das  Gesandtschafts-  und 
Konsulatsrecht,  sowie  das  Vertragsrecht.  Die  ersteren  beiden  Rechts- 
sphären könnten  den  Einzelstaaten  durch  ein  verfassungsänderndes 
Gesetz  gemäss  Art.  781  der  R.-V.  jederzeit  entzogen  werden.  Ebenso 
einfach  könnte  den  Gliedstaaten  durch  eine  verfassungsändernde 
Bestimmung,  die  in  einem  einzigen  Paragraphen  abzumachen  wäre 
wie  dieses  ähnlich  schon  in  der  Schweiz  und  den  Vereinigten 
Staaten  der  Fall  ist,  das  gesamte  völkerrechtliche  Vertragsrecht 
genommen  werden.  Indessen  ist  uoch  ein  anderer  Weg  gangbar. 
Es  kann  den  Einzelstaaten  dadurch,  dass  man  sie  hinsichtlich 
einzelner  Gegenstände  in  der  inneren  Selbständigkeit  beschränkt, 
praktisch  unmöglich  gemacht  werden,  überhaupt  noch  völker- 
rechtliche Verträge  abzuschliessen.  Besonders  diese  letztere  Möglich- 
keit wird  uns  jetzt  zu  beschäftigen  haben. 

Auf  zweierlei  Art  ist  eine  Verkürzung  der  ein zel staatlichen 
Kompetenz  möglich,  durch  einen  Vertrag  des  Reiches  mit  einer 
auswärtigen  Macht  über  den  betreffenden  Gegenstand  oder  durch 
ein  verfassungsänderndes  Gesetz.  Dass  das  Reich  nicht  die  Be- 
fugnis haben  kann,  durch  gewöhnliche  Verträge  mit  dem  Aus- 
lande über  die  den  Einzelstaaten  eingeräumten  Rechte  zu 
verfügen,  haben  wir  bereits  mehrfach  hervorgehoben  (vgl.  oben 
S.  54,  68). 
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Ganz  anders  gestaltet  sich  die  Sache  allerdings,  wenn  es  sich 
um  einen  Friedensvertrag  handelt1). 

In  der  Literatur  stehen  sich  zwei  grosse  Richtungen  gegenüber: 
Die  einen8)  wollen  die  Friedensverträge  genau  so  wie  andere  Ver- 
träge aufgefasst  wissen,  die  anderen 3)  unterwerfen  sie  gesonderten 
Normen,  indem  sie  die  Anwendung  des  Art.  1 1  Abs.  3  der  R.-V.  nicht 
auf  sie  ausdehnen.    Zuzugeben  ist,   dass  aus  dem   Wortlaut  des 
Art.  11  allein,   insbesondere  aus  der  Stellung  des  Abs.  3  zu  der 
des  Abs.  1  keine  unbedingte  Klarheit  über  die  rechtliche  Natur 
der  Friedensverträge  im   Unterschiede   zu   der  anderer  Verträge 
zu  gewinnen  ist,  wie  dieses  z.  H.   Hänel  (S.  545)   gern  nach- 
weisen möchte  *).    Dagegen  müssen  wir  aus  anderen  Gründen  hier 
in  der  Tat  dem  Reiche  das  Recht  uneingeschränkter  Verfügungs- 
freiheit geben.    Besonders  wichtig  ist  für  uns  die  Verwandtschaft 
des   Art.   11    mit    Art.   -18    der   Preussischen   Verfassung  und 
die  Vorgänge   bei  ihrer  Eutstehung5;,   ferner  die  Praxis  bei  den 
deutsch-französischen  Friedensverträgen  (vgl.  E.  Meier  S.  305  ff.), 
von  ausschlaggebender  Bedeutung  jedoch  die  Erwägungen  Hänels 
(S.  545)   und  Laband's  Bd.  I.  S.  1 8*J >.    Man  wird  in  der  Tat 
nicht  annehmen  können,  dass  die  Reichsverfassung  in  Art.  11  eine 
Bestimmung   habe  sanktionieren  wollen,  vermöge  welcher  letzten 
Endes,   —  wenn  es  sich  um  Eingriffe  in  einzelstaatliche  Sonder- 
rechte handelt,    —   die  Entscheidung  über  Krieg  und  Frieden  in 
den  Händen  eines  Einzelstaates  gelegt  ist.    Ist  ihnen  doch  gerade 
dieses  Recht  durch  die  Keichsverfassung  klar  und   deutlich  ab- 

*)  Die  Friedensverträge  behandeln  wir  gerade  an.  dieser  Stelle,  weil 
durch  ihre  Bestimmungen,  wie  sich  sofort  zeigen  wird,  die  Kompetenzsphärc 
der  Einzelstaaten  in  derselben  Weise  beeinflußt  werden  kann,  wie  durch 
eine  Erweiterung  der  Hciehtikompetcriz  auf  verfassungsgesetzlichem  Wege. 

■)  Vgl.  z.  B.  Hiersemenzel  8.  52:  Seydel  Komm.8  S.  161:  Thu- 
dichum,  »Verfassungsreeht"  S.  93:  Westerkamp,  S.  43. 

3)  Vgl.  z.  B.  Hänel,  S.  545:  Meyer,  $  l'JO  Aum.  14:  Arnd  t,  „Staats- 
recht" S.  705;  So  hulze,  Deutsch«  .-s  Staatsrecht"  11,  S.  33_';  Meier,  S.  303  lf.: 
Pres  tele,  S.  78. 

*)  S.  dagegen  auch  Ernst  Meier  (S.  305  11;.  der  im  übrigen  der  An- 
sicht Hänel's  ist. 

»)  Vgl.  Sten.  Ber.  der  II.  Kammer  1841»  Bd.  I  S.  33'J  bis  343  und  der 
II.  Kammer  1841)  und  1850  S.  UMG;  vgl.  ferner  St.-Bcr.  des  Reichstages 
1871  S.  156,  Bezold,  Materialien  Bd.  III,  S.  1131:  vgl.  schliesslich  noch 
Arndt,  a.  a.  O.  S.  705  Note  2. 
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gesprochen !  Hier  versagt  also  für  die  Einzelstaaten  der  Schutz  des 
Art.  78  Ahs.  1  und  auch  des  Abs.*  2  O2). 

Es  bleibt  uns  noch  zu  betrachten  übrig,  wie  weit  den  Rechten 
der  Einzelstaaten  gegen  die  Gesetzgebung  des  Reiches  Schutz 
gewährt  ist.  Soweit  es  sich  um  Rechte  handelt,  welche  allen 
Staaten  gleichmässig  verblieben  sind,  gibt  Art.  78  Abs,  1  die 
unzweideutigen  Bedingungen  an,  deren  Erfüllung  für  eine  Er- 
weiterung der  Kompetenz  des  Reiches  —  denn  um  eine  solche 
handelt  es  sich  dann  stets  —  notwendig  ist.  Finden  sich  die 
nötigen  vierzehn  Stimmen  nicht  zusammen,  so  werden  auch  den 
dissentierenden  Staaten  ihre  Rechte  entzogen.  Verwickelter  ist  die 
Frage  nur  für  die  im  §  1 1  behandelten  Sonderrechte.  Ihnen  allen 
ist  durch  Art  78  Abs.  2  der  weit  wirksamere  Schutz  gewährt, 
dass  sie  nur  mit  Zustimmung  des  bevorrechtigten  Staates  aufge- 
hoben werden  können.  Ihnen  allen  —  denn  in  Konsequenz  unseres 
oben  (§  11.)  eingenommenen  Standpunktes  müssen  wir  diesen 
Schutz  auch  aut  die  Sonderrechte  ausdehnen,  die  durch  einfache 
Reichsgesetze  den  Einzelstaaten  belassen  sind.  Ist  einmal  bei  der 
Gesetzgebung  ein  so  wichtiger  Umstand  massgebend  gewesen,  dass 
er  derartige  Bevorzugungen  einzelner  Staaten  vor  der  Gesamtheit 
der  übrigen  zuliess  und  rechtfertigte,  so  kann  man  hierüber  in 
Zukunft  nicht  mit  einem  Federstrich  hinweggehen8)4). 


•)  Inwieweit  die  völkerrechtlich  und  staaterechtlich  schon  gültigen 
Friedensverträge  dann  noch  einer  Mitwirkung  von  Bundesrat  und  Reichstag 
bedürfen,  gehört  nicht  hierher.  Vgl.  dazu  Hanoi,  S.  546;  Meyer,  S.  606: 
Kirchenheini,  S.  434:  Arndt,  Komm.  S.  268,  sowie  Alfons  Kiess,  die 
Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  bei  Staatsvertriigcn  etc. 
(Abh.  a.  d.  Staats-  u.  Yerw.-R.  Heft  X)  Breslau  1904. 

*)  Ueber  die  Modiiikationen  der  cin/elstaatlichen  Rechte  infolge  von 
Massnahmen  auf  Grund  des  Art.  68  R.-V.  vgl.  Hänel,  S.  547. 

8)  Vgl.  dazu  Löning,  in  Annalen  1875  Spalte  347  ff .  In- 
wieweit den  Einzelstaaten  umgekehrt  die  Aufgabe  von  Sonderrechten  er- 
schwert ist  —  einfacher  einseitiger  Verzicht  odor  Gesetz,  d.  h.  immerhin 
Billigung  von  seiten  einer  Mehrheit  im  Bundesrate,  abgesehen  von  der 
ausserdem  noch  erforderlichen  Reichstagsmchrhoit  —  das  zu  unterauchen, 
gehört  nicht  hierher.    S.  darüber  Hänel,  S.  811  ff. 

4)  Man  hat  deshalb,  ausgehend  von  der  Forderung  einer  wenigstens 
potentiell  unbeschränkten  Kompetenz  der  Zeutralgewalt  im  „Bundesstaat" 
gerade  in  den  Bestimmungen  des  Art.  78  Abs.  2  eine  Anomalie  gefunden. 
Vgl.  Brie,  „Staatenverbindungen"  S.  106;  Schulze,  Staatsrecht"  II,  S.  17. 
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5)  Schlussbetrachtung.  §  14. 

Das  Resultat  unserer  Betrachtungen  lässt  sich  kurz  dahin 
zusammenfassen:  Trotz  Eingliederung  in  den  Reichsorganismus 
ist  den  Einzelstaaten  noch  völkerrechtliche  Rechtspersönlichkeit 
geblieben.  Freilich  kann  diese  sich  immer  nur  als  eine  unvoll- 
kommene darstellen.  Einmal  deshalb,  weil  die  Einzelstaaten  in 
der  Bewegungsfreiheit,  die  ihnen  für  den  völkerrechtlichen 
Verkehr  überhaupt  noch  belassen  ist,  stetig  eingeengt  sind 
durch  die  Rücksichtnahme  auf  die  Gesamtheit,  sodann  deshalb, 
weil  sie  in  der  Geltendmachung  und  Behauptung  der  erworbenen 
Rechte  stets  auf  dt-n  Schutz  des  Reiches  angewiesen  sind,  und 
nicht  zuletzt  aus  dem  Grunde,  dass  das  Fortbestehen  ihrer  völker- 
rechtlichen Persönlichkeit  in  den  Willen  des  Reiches   gelegt  ist. 
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Einleitung. 

Der  Art.  78  RV.  ist  bereits  mehrfach  besonderen  Erörterungen 
unterzogen  worden.  Von  den  Schriften  zur  Zeit  des  Norddeutschen 
Hundes  ist  hier  zu  erwähnen:  H.A.  Zachariae  „Die  Verfassungs- 
änderung nach  Artikel  78  der  Norddeutschen  Bundesverfassung", 
Braunschweig  18(i!>.  Nach  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches 
liat  sich  zuerst  Haenel  in  seinen  „Studien  zum  Deutschen  Staats- 
recht ",  Rand  I  „Die  vertragsmäßigen  Kiemente  der  Deutschen 
Reichsverfassung'4  Leipzig  1873  in  den  10— 1 4  mit  dem  Art. 
7h  RV.  näher  beschäftigt.  In  neuerer  Zeit  sind  zwei  Dissertationen 
über  den  Art.  78  RV.  erschienen:  Duske  „Die  Können  und  Vor- 
aussetzungen einer  Verfassungsänderung  im  Deutschen  Reiche 
gegenüber  einer  solchen  in  Preußen",  Erlangen  1897,  und  Sellien 
„Verfassungsänderungen  nach  preußischem-  und  Reichsrecht", 
Rostock  VMY2. 

Dem  Abs.  '2  des  Art.  78  RV.  besonders  gewidmet  sind  zwei 
Aufsätze  in  den  Annahm  des  Deutschen  Reiches,  nämlich  von 
Laban d  „Begriff'  der  Sonderrechte  nach  Deutschem  Reichsreehteu 
1874  und  die  Entgegnung  darauf  von  Loening  „Die  Sonderrechte 
der  Deutschen  Staaten  und  die  Reiehsverfassungu,  187."). 

Bei  dem  reichen  Stoffe,  den  der  die  Verfassungsänderungen 
behandelnde  Artikel  78  RV.  bietet,  erscheint  es  angebracht,  diesen 
Artikel  einmal  einzeln  eingehenden  Betrachtungen  zu  unterziehen, 
und  die  vorliegende  Arbeit  soll  deshalb  einen  Beitrag  zur  Er- 
läuterung des  Art.  78  RV.  bieten. 

Für  die  Arbeit  selbst  scheint  es  zweckmäßig,  einige  grund- 
sätzliche Aufstellungen  vorauszuschicken. 

Nach  Autlösung  des  „Deutschen  Bundes"  im  Jahre  18(U; 
hatten  sich  die  norddeutschen  Staaten  in   dem  ..Norddeutschen 

W  i  p  -  i\  Vcrfju*u ng.«äu<!vru nge u  u.  Art.  7*  d.  I »cmt^clt.  UcidisverfussutiK  1 
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Bund"  vereinigt.  Eine  Erweiterung  dieses  Hundes  durch  Auf- 
nahme der  süddeutschen  Staaten,  mit  denen  durch  völkerrechtliche 
Verträge,  namentlich  durch  Schutz-  und  Trutzbündnisse  und  durch 
den  Zollverein,  die  Verbindung  aufrecht  erhalten  w:ir,  sah  die 
Bundesverfassung  vom  17.  April  1S<>7')  bereits  vor  im  Art.  7*J 
Abs.  2,  welcher  lautete: 

Der  Eintritt  der  süddeutschen  Staaten  oder  eines  derselben 
in  den  Bund  erfolgt  auf  Vorschlag  des  Bundespräsidiums  im 
Wege  der  Bundesgesetzgebung. 

Schon  im  Jahre  1870,  schneller  als  erwartet,  veranlaßten  die 
kriegerischen  Ereignisse  die  sämtlichen  süddeutschen  Staaten,  einen 
engeren  Zusammenschluß  mit  dem  Norddeutschen  Bunde  zu  er- 
streben. Die  zu  diesem  Zwecke  bald  eingeleiteten  Verhandlungen 
führten  zum  Abschlüsse  der  Verträge  mit  Baden  und  Hessen  vom 
15.  November  1X702),  mit  Bayern  vom  2'>l.  November  1S703)  und 
mit  Württemberg  vom  2.*).  November  18704),  in  denen  man  sich 
über  die  Verfassung  des  neuen  „Deutschen  Bundes"  verständigte, 
die  mit  dem  1.  Januar  1871  in  Kraft  treten  sollte.  Der  nord- 
deutsche Reichstag  erteilte  sein«'  Zustimmung  zu  diesen  Verein- 
barungen in  den  Sitzungen  vom  5.  bis  !>.  Dezember  1870  und 
genehmigte  am  10.  Dezember  1870,  auf  einen  von  dem  Bundes- 
rate im  Einvernehmen  mit  den  Regierungen  der  süddeutschen 
Staaten  gestellten  Antrag,  daß  der  deutsehe  Bund  den  Namen 
„Deutsches  Reich"  führen  und  daß  die  Ausübung  der  Präsidial- 
rechte  durch  den  König  von  Preußen  mit  dem  Titel  „Deutscher 
Kaiser*5)  verbunden  sein  sollte. 


')  Bundesgcs. -Blatt  18(17  S.  1  fT.:  Ii  in  ding.  Deutsche  Staatsgrundgesetze, 
Bd.  1,  Die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Reichs, 
DH)4  8.  2  ff. 

-')  Bundesges.-Blatt  1870  8.  «27  ff. :  Stoerk,  Handbuch  der  Deutsehen 
Verfassungen,  1884  8.  28  ff. :  Binding,  8.  14!)  ff. 

3)  Bundesges.-Blatt  1871  8.  yff.:  Stoerk  8.. '5.3  ff.:  Binding  8.  183  ff. 

*)  Bundesges.-Blatt  1870  8.  054  ff.:  Stoerk  S.  35  ff.:  Binding  8.  170 ff. 

b)  Auffallend  ist  demgegenüber  —  worauf  Fleisch  mann  in  seinen 
m Völkerrechtsquellen*  DK>5  8.  1(!4  Note  5  hinweist  —  daU  in  dem  Bündnisse 
zwischen  dem  Deutschen  Weiche  und  « >e>l encieh-lngarn  vom  7.  Oktober  1 8T!> 
als  der  eine  vertragschlieUende  Teil  der  Kaiser  von  Deutschland  be- 
zeichnet ist. 
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Die  Zustimmung  der  Landtage  von  Württemberg,  Baden  und 
Hessen  zu  den  mit  dem  Norddeutschen  Hunde  abgeschlossenen 
Verträgen  erfolgte  noch  im  Dezember  1870.  Die  bayrische  Landes- 
vertretung genehmigte  das  Abkommen  vom  23.  November  1870 
zwar  erst  am  21.  Januar  1871,  trotzdem  trat  jedoch  auf  (»rund 
des  November- Vertrages  auch  für  Bayern  das  Deutsche  Reich  am 
1.  Januar  1871  in  Wirksamkeit. 

Die  norddeutsche  Bundesverfassung  hatte  durch  diese  Ver- 
trage mit  den  süddeutschen  Staaten  mannigfache  Abänderungen 
erfahren,  ihr  Text  war  aber  mit  diesen  Änderungen  nicht  in  Ein- 
klang gebracht  worden.  So  waren  denn  die  verfassungsrechtlichen 
Grundlagen  des  neuen  Deutschen  Reiches  in  verschiedenen  Ur- 
kunden zerstreut,  es  fehlte  ein  einheitliches  Staatsgrundgesetz, 
t'm  diesem  bald  empfundenen  Ubelstande  abzuhelfen,  wurde  dem 
am  21.  März  1871  in  Berlin  zusammengetretenen  ersten  Deutschen 
Reichstage  ein  Gesetzentwurf  betreffend  die  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches  vorgelegt,  dem  als  Anlage  eine  „Verfassungsurkunde  für 
das  Deutsche  Reich4*  beigegeben  war.  Am  14.  April  1871 
wurde  der  Entwurf  von  dem  Reichstage  angenommen  und  unter 
dem  16.  April  1871  als  Reichsgesetz  verkündet').  Das  Gesetz 
enthält  zwei  Teile:  das  Gesetz  betreffend  die  Verfassung  des 
Deutschen  Reiches  vom  1(>.  April  1871,  das  in  der  Literatur  kurz 
als  „ Einführungsgesetz"  bezeichnet  wird2),  und  als  Anlage  die 
„Verfassung  des  Deutschen  Reichs". 

Im  §  1  des  sogenannten  Einführungsgesetzes  ist  gesagt  : 

An  die  Stelle  der  zwischen  dem  Norddeutscheu  Bunde 
und  den  Großherzogtümern  Baden  und  Hessen  vereinbarten  Ver- 
fassung des  Deutschen  Bundes  [Bundesgesetzbl.  vom  Jahre  1870 
S.»;27ff.],  sowie  der  mit  den  Königreichen  Bayern  und  Württem- 
berg über  den  Beitritt  zu  dieser  Verfassung  geschlossenen 
Verträge  vom  23.  und  25.  November  1870  [Bundesgesetzbl. 
vom  Jahre  1871  S.  9  ff.  und  vom  Jahre.  1870  S.  (554  ff.]  tritt 
die  beigefügte  Verfassungsurkunde  für  das  Deutsche  Reich. 


')  Bundesgcs.-Blatt  1871  S.  03  IT. :  Stoerk  S.  Gfi\:  Rinding  S.  3  ff. 
3)  Diese  Bezeichnung  findet  sich  zuerst  in  dem  letzten  Satze  der  dem 
«Jesetz-Entwnrfe  beigegebenen  Motive.   V^l.  Hirth's  Anmilm  1S7I  S.  tV. 

1* 
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Die  dem  Einführungsgesetze  beigefügte  Verfassungsurkunde 
selbst  enthält  mit  Ausnahme  zweier  unwesentlicher  Änderungen 
im  Art.  8  Abs.  Ii  und  im  Art.  52  Abs.  3  des  jetzigen  Staatsgrund- 
gesetzes ')  lediglich  eine  Zusammenfassung  der  in  den  verschiedenen 
Vertrügen  niedergelegten  verfassungsrechtlichen  Bestimmungen  mit 
Durchführung  der  Terminologie  „Deutsches  Reich"  und  „Deutscher 
Kaiser". 

Hält  man  sich  diesen  Entwicklungsgang-)  der  Verfassungs- 
urkunde vom  IG.  April  1871  vor  Augen,  so  kann  es  keinem 
Zweifel  unterliegen,  daß  unser  Staatsgrundgesetz  lediglich  als 
Reichsgesetz  angesehen  werden  muß. 

Und  doch  ist  dieser  Satz  nicht  unbestritten.  So  behauptet 
Seydel3),  daß  die  am  l(i.  April  1871  verkündete  Verfassung  zu- 
gleich formelles  Gesetz  und  Staatsvertrag  sei.  Zur  Begründung 
dieser  Ansicht  führt  Seydel  an.  daß  das  Vertragsverhältnis  unter 
den  Staaten  nach  wie  vor  fortbestehe  und  die  Grundlage  bilde, 
auf  welcher  die  Reichsverfassung  als  lediglich  berichtigte  Beur- 
kundung der  in  den  Vertragen  mit  den  süddeutschen  Staaten  ver- 
einbarten Verfassung  beruhe.  G.  Meyer')  nimmt  gleichfalls  an, 
daß  die  Verfassung  auf  den  November-Verträgen  beruhe,  trotzdem 
gibt  er  aber  ihren  ausschließlich  gesetzlichen  Charakter  zu. 

Diesen  Ausführungen  gegenüber  ist  auf  folgendes  hinzuweisen  : 

In  den  Verträgen  mit  den  süddeutschen  Staaten  war,  wie 
bereits  erwähnt,  die  Vereinbarung  getroffen,  daß  die  allseitig  an- 
genommene Verfassung  mit  dem  1.  Januar  1 S7 1  in  Wirksamkeit 
treten  sollte.  Dies  ist  geschehen,  und  damit  waren  jene  Verträge 
erfüllt.  Das  Gesetz  vom  IG.  April  1871  ist  von  den  November- 
Verträgen  von   1870  gänzlich  unabhängig,  es  ist  lediglich  auf 

vgl.  Arndt,  das  Staatsrecht  des  Deutsches  Reiches,  1901,  S.  3f>: 
Lab  and,  das  Staatsrecht  dos  Deutschen  Reiches,  1 !')()!,  I  S.  45. 

-)  l  her  die  geschichtliche  Kntwickelung  der  Verfassung  vgl.  Haetiel. 
Deutsches  Reichs-Staatsrecht,  IM.  I.  18Ü2,  S.  4 '>  ft. :  Laband,  Staatsrecht, 
IS.  Hfi  ff.:  Arndt,  Staatsrecht,  S.  32  11. :  v.  Jage  mann,  die  Deutsche 
Reichsverfassung,  1!>04,  S.  13  ff. :  Hinding  S.  144  ff. 

3)  Seydel,  Kommentar  zur  Vcrfassungsurkunde  für  das  Deutsche  Reich, 
18!>7,  S.  23  f. 

*j  <i.  Meyer,  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts,  1!)0.">.  S.  187  und 
">88f.:  derselbe.  Staatsrechtliche  Krörterungon  über  <lie  Deutsche  Reichs- 
verfassung. JS7l\  S.  <?2f. :  anscheinend  auch:  v.  .Jagemniin  S.  30. 
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Grund  der  dem  Deutschen  Reiche  verfassungsmäßig  zustehenden 
Gesetzgebungsgewalt  in  aller  Form  erlassen1)  und  daher  giltig. 
Man  kann  hiernach  auch  nicht  sagen,  daß  die  Verfassung  die 
Erfüllung  von  Verträgen  darstelle3),  denn  von  einer  späteren 
gesetzlichen  Redaktion  der  Verfassung  ist  in  den  Verträgen  nirgends 
die  Rede.  Daß  tatsächlich  das  Staatsgrundgesetz  vom  1(5.  April 
1*71  im  allgemeinen  nur  eine  Zusammenfassung  der  bisher  in 
den  einzelnen  Verträgen  enthalten  gewesenen  Verfassungbestim- 
mungen ist,  bleibt  für  ihren  rechtlichen  Charakter  ohne  Bedeutung. 

Demnach  wird  daran  festzuhalten  sein,  daß  unsere  Reichs- 
verfassung lediglich  ein  Reichsgesetz  ist  und  als  solches  behandelt 
werden  muß. 


')  So:  La  band,  Staatsrecht,  I  S.  47;  anscheinend  auch:  v.  Könne,  das 
Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  1877,  I  S.  43:  Born  hak,  Die  vertrags- 
mäßigen Grundlagen  der  Reichsverfassung,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht 
Dd.  7  S.  323  ff.,  3f>9:  Haenel,  Staatsrecht,  S.  54:  Zorn,  Das  Staatsrecht 
des  Deutschen  Reiches,  1895,  I  S.  50. 

-)  So:  Arndt,  Staatsrecht,  S.  37. 
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Bedeutung  von  Verfassung<  und  von  Vorschriften  der  Reichs- 
verfassung, durch  welche  bestimmte  Rechte  einzelner  Bundes- 
staaten in  deren  Verhältnis  zur  Gesamtheit  festgestellt  sind  , 

im  Art.  78  RV. 

Kapitel  1. 

Bedeutung  von  „Verfassung"  Im  Art.  78  RV. 

I. 

Allgemeiner  Begriff  von  „Verfassung"  im  Art.  78  RV. 

$1- 

Art.  7S  der  Reichsverfassung  lautet: 

Veränderungen  der  Verfassung  erfolgen  im  Wege  der  <Io- 
setzgebung.  Sie  gelten  als  abgelehnt,  wenn  sie  im  Bundes- 
rate vierzehn  Stimmen  gegen  sieh  haben. 

Diejenigen  Vorschriften  der  Reichsverfassung,  durch  welche 
bestimmte  Rechte  einzelner  Rundesstaaten  in  deren  Verhältnis 
zur  Gesamtheit  festgestellt  sind,  können  nur  mit  Zustimmung 
des  berechtigten  Rundesstaates  abgeändert  werden. 

Verweilen  wir  zunächst  bei  dem  Worte  „Verfassung." 

Die  Bedeutung  von  Verfassung  ist  im  Staatsrecht  durchaus 
keine  einheitliche1».  Hauptsächlich  tritt  uns  der  Begriff  der  Ver- 
fassung in  zwei  Bedeutungen  entgegen,  einmal  in  dem  weiteren, 
materiellen  Sinne  zur  Bezeichnung  des  gesamten  Verfassungszu- 
standes eines  Staates,  und  ferner  in  dem  engeren,  formellen  Sinne, 
gleichbedeutend  mit  Veriassungsurkunde  '*). 

l)  Vgl.  <>.  Mejer.  Kinleitun^  in  das  !>tutsciie  Staatsrecht.  1884,  S.  10. 
-)  Y-l,  Haoncl,  Staatsrecht.  S.  119  f..  218,  774. 
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In  dem  weiteren,  materiellen  Sinne  war  der  Begriff  Ver- 
ladung bereits  im  Altertume  bekannt,  Schon  Aristoteles  sagt  in 
seinen  Politic.  IV  1289a  16  ff.'):  ™imh  uiv  T*P       -ih;  ™;  z6\tw 

ixctTTon  tt<;  xotvaivfo;  t^tv,  und  definiert  mithin  die  Verfassung  als 
Summe  der  Bestimmungen  über  die  Gewalten  im  Staate,  über 
deren  Verteilung,  über  den  Sitz  der  höchsten  Gewalt  und  über 
den  Zweck  des  Gemeinwesens.  Diese  Definition  können  wir  auch 
noch  im  heutigen  Staatsrechte  verwenden.  In  ähnlicher  Weise  be- 
stimmen den  Begriff  Verfassung  z.  B.  H.  A.  Zachariae8) :  als  In- 
begriff der  Rechtsnormen  über  das  Subjekt  der  höchsten  Gewalt  im 
Staate  und  über  die  Ausübung  der  Staatsgewalt,  —  Arndt 3):  als  In- 
begriff aller  Vorschriften  über  die  Grundformen  und  über  die  Organe 
des  Staates,  über  deren  Funktionen  und  Aufgaben,  — Haenel4): 
als  planmäßige  Zusammenfügung  der  Elemente,  durch  die  der  Staat 
gebildet  wird.  Betrachten  wir  alle  diese  Definitionen,  so  ergibt 
sich,  daß  sie  alle  als  hauptsächlichen  Bestandteil  der  Verfassung 
eines  Staates  dessen  Grundorganisation  ansehen,  daß  aber  hiermit 
der  Begriff  der  Verfassung  nicht  erschöpft  ist.  Über  dieses  „mehr" 
gehen  die  Ansichten,  wie  die  angeführten  Definitionen  zeigen,  aus- 
einander, ohne  daß  man  sagen  könnte,  die  eine  Meinung  wäre 
richtig,  die  andere  unrichtig.  Der  Begriff  der  Verfassung  im 
materiellen  Sinne  wird  sich  demnach,  soweit  er  über  die  Grund- 
organisation hinausgeht,  nicht  genau  bestimmen  lassen. 

Eine  derartige  materielle  Verfassung  muß  notwendig  ein  jedes 
Staatswesen  haben.  Sie  kann  sich  zwar  auf  ein  Minimum  be- 
schränken, es  genügt,  wenn  lediglich  einige  Satze  über  die  das 
Staatswesen  aufrecht  erhaltende  Macht  vorhanden  smd,  ganz  ohne 
Verfassung  ist  jedoch  ein  Staat  nicht  denkbar5).    Keineswegs  ist 

')  Angeführt  nach  Jellinck.  Das  Kocht  des  modernen  Staates,  10OO. 
S.  462. 

-)  Zachariae,  Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht,  I,  1865  S.  75. 
3)  Arndt,  Staatsrecht,  S.  186. 
*;  Haenel,  Staatsrecht,  S.  110. 

ö)  Zachariae,  I,  S.  65:  v.  Mohl,  Kncyklopädie  der  Staatswissen- 
schaften,  1872,  S.  137:  Brie,  Zur  Lehre  von  den  Staatenverbindungen,  in 
«irfinhuts  Zeitschrift  Ud.  XI,  S.  85  ff.,  151:  Jullinek,  Das  Hecht  des  mo- 
dernen Staates,  1!)00,  S.  461  :  Sellien,  Verfassungsänderungen  nach  preus- 
sischeui  und  lCeichsrecht,  Diss.    Rostock  UHJ2,  S.  17. 
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aber  erforderlich,  daß  die  Verfassung  in  geschriebenen  Rechtssat  von 
besteht-,  sie  kann  vielmehr  auch  ganz  oder  teilweise  auf  Gewohn- 
heit beruhen.  Da,  wo  wir  es  mit  einer  geschriebenen  staatlichen 
Rechtsordnung  zu  tun  haben,  können  nun  wiederum  die  die  Ver- 
fassung enthaltenden  Satze  ohne  besondere  Hervorhebung  zwischen 
den  übrigen  Kechtssatzen  zerstreut  sich  finden,  oder  sie  können 
in  eine  oder  mehrere  Urkunden  zusammengefaßt  sein.  Hiermit 
kommen  wir  zu  dem  Begriffe  Verfassung  in  dem  engeren,  formellen 
Sinne,  gleichbedeutend  mit  Verfassungsurkunde,  Staatsgrundgesetz. 
Kine  Verfassungsurkunde  war  dem  Altertum  fremd  ').  Die  ge- 
schichtliche Entwicklung  der  Staatsgrundgesetze  hat  Jellinek  in 
seinem  „Recht  des  modernen  Staates*  ausführlich  dargestellt,  so 
daß  sich  hier  ein  Kingehen  auf  diesen  Gegenstand  erübrigt v). 
Was  den  Inhalt  der  Staatsgrundgesetze  anlangt,  so  haben  sich 
bestimmte  Regeln  in  der  Praxis  nicht  gebildet  und  es  weichen 
hierin  die  einzelnen  Verfassungen  erheblich  von  einander  ab.  Im 
allgemeinen  befassen  sich  zwar  die  Verfassungsurkunden  mit  Ho- 
stimmungen über  die  Grundorganisation  des  Staates,  über  das 
„mehr"  lassen  sich  jedoch  auch  hier,  wie  bei  dem  Begriffe  Ver- 
fassung im  materiellen  Sinne,  keine  allgemeinen  Grundsatze  auf- 
stellen :<) 

')  Vgl.  Zachariac.  I,  S.  "'>:  Hacnel.  Staatsrecht.  S.  21S,  774  und 
namentlich  Jellinek.  Recht  des  modernen  Staates.  S.  4*i3. 

-}  Jellinek  ,  Recht  des  modernen  Staates.  S.  4<>3  ff.:  vgl.  auch  Seulc  n. 
S.  1  ff.:  <r.  Meyer,  Staatsiecht,  S.  27. 

3;  Vergleichsweise  mag  hier  der  Begriff  der  Verfassung  im  Kirchen- 
recht und  im  Bürgerlichen  Hecht  kurz  Erwähnung  linden.  Das  Kirchenrecht 
kennt  gleichfalls  eine  Verfassung  im  materiellen  und  im  formellen  Sinne, 
und  es  lassen  sieh  auch  hier  allgemeine  Kegeln  darüber,  welche  Bestim- 
mungen außer  den  die  Grundorganisation  betreffenden  zur  Kirchenverfassung 
gehören,  nicht  aufstellen.  So  rechnet  z.B.  Richter,  Lehrbuch  des  evan- 
gelischen und  katholischen  Kirchenrechts,  1SS<;.  S.  14,  die  Ämtergewalt  zur 
Kircheuverfassiing,  während  sie  Kricdberg.  Lehrbuch  des  katholischen 
und  evangelischen  Kirchenreclites,  lii<>;>.  S.  XIII  als  zur  Kirchenverwaltung 
gehörig  bezeichnet  (vgl.  auch  Mensel,  Kirchliches  Handlexikon.  1801,  Bd.  3, 
S.  SO«»  f.  Artikel  „Kirchen Verfassung",1.  Auch  Verfassungsgesetze  finden 
sich  im  Kirchenrecht,  wie  /,.  B.  das  preußische  <  leset  i.  bet  reffend  die  evan- 
gelische Kirchenverfassung  in  den  älteren  Provinzen  vom  3.  Juni  187(1  (<Jes. 
Sammig.  S.  12.")  IV.,  vgl.  Friedberg.  S.  13s. 

Mas  B<iB.  sj. rieht  von  Verfassung. n  der  rechtsfähigen  Vereine  und 
Stiftungen       2:>.  s;,,  4s7  Abs.  2,  ss  B<iB..  Art.  *2  F»;B<;B).   Eine  Detiniti-n 
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In  einem  aus  mehreren  Gliedstaaten  bestehenden  Staate,  wie 
z.  B.  dem  Deutschen  Reich,  niuü  das  Staatsgrundgesetz  naturge- 
mäß Vorschriften  Ober  die  Kompetenz  des  Reiches  wie  der  Einzel- 
staaten enthalten,  und  HaeneP)  definiert  mit  Recht  den  Begriff 
der  Verfassung  eines  Rundesstaates  als  Regelung  der  Grundver- 
hältnisse, unter  welche  die  Summe  der  Bestimmungen  falle,  die 
die  Wirkungskreise  der  eontralisierten  und  der  decentralisierten 
Staatswesen  gegeneinander  abgrenzen  und  die  Art  und  Weise  ihres 
Zusammenwirkens  feststellen. 

Die  Frage  nun,  ob  „Verfassung"  im  Art.  7.S  RV.  im  mate- 
riellen oder  formellen  Sinuc  gebraucht  ist,  macht  keine  besonderen 
Schwierigkeiten.  Schon  der  Sprachgebrauch  der  Entstehungszeit 
der  Verfassung  ergibt,  daü  unter  „Verfassung'*  im  Art.  7H  RV. 
Hie  „VerfassungsurkuimV  gemeint  ist2).  In  den  Beratungen  der 
Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  wie  derjenigen  des 
Deutschen  Reiches  ist  durchweg  der  Ausdruck  „Verfassung"  für 
„  Verfassungsurkunde  "  gebraucht,  und  so  heißt  es  auch  in  der  am 
J4.  November  1870  gelegentlich  der  Eröffnungssitzung  des  Reichs- 
tages vom  Staatsminister  Delbrück  verlesenen  Thronrede8),  es  werde 
dem  Reichstage  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden  „eine  vom 
Rundesrate  einstimmig  angenommene  Verfassung  eines  Deutschen 
Reiches."   Auch  in  den  Verträgen  des  Norddeutschen  Bundes  mit 


des  Begriffes  Verfassung  gibt  das  BUB.,  im  Gegensätze  zum  ALK.  II  Titel  6, 
§v>  21  L'8,  nicht.  Doch  ist  auch  hier  unzweifelhaft  unter  Verfassung  die 
Grundorganisation  hauptsächlich  zu  verstehen  (vgl.  Gareis,  Allgein.  Teil 
des  BGB.  11KJ0,  S.  42:  Holder,  Kommentar  zum  Allgein.  Teil  des  BGB. 
1!)00,  8.  138,  197:  Planck,  Bürgerliches  Gesetzbuch,  11)01,  Bd.  VI,  S.  108: 
Staudinger,  Kommentar  zum  BGB.  I!K)3.  S.  III,  188)  Da  das  BGB. 
aber  vorschreibt,  daß  die  Verfassung  in  der  Vereinssatznng  bezw.  in  dem 
Stiftungsgeschäfte  enthalten  sein  müsse  (§§  2">,  8.")),  und  diese  bei  einge- 
getragenen  Vereinen  und  allen  Stiftungen  der  Schrift  form  bedürfen,  >  />!», 
Sl  BGB.)  so  erhellt  hieraus,  daU  das  BGB.  unter  Verfassung  lediglieh  den 
begriff  Verfassung  in  dem  engeren,  formellen  Sinne  versteht. 

')  Haenel,  Staatsrecht,  S.  771. 

Vgl.  hierzu  bez.  der  nreuüisehen  Ycrfassuiigsurkunde  Kleischm  ann, 
l>er  Weg  der  Gesetzgebung  in  PreuLlcn.  Heft  l  der  Abhandlungen  aus  dem 
Staats-  und  Vcrwaltungsre<  ht,  herausgegeben  von  Brie.  18!>S,  S.  III. 

*)  Bezold,  Materialien  der  Deutsch<:u  Beichsverfas  sung.  1873,  Bd.  III, 
S.  131. 
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den  süddeutschen  Staaten  findet  sich  überaus  häufig  das  Wort  ^Ver- 
fassung", wo  ohne  Zweifel  die  „Verfassungsurkunde"  gemeint  ist. 

Des  weiteren  ergibt  sich  auch  aus  dem  Gesetze  vom  10.  April 
1871  selbst,  daß  Verfassung  im  Art.  78  im  formellen  Sinne  ge- 
braucht ist.  Wenn  es  in  der  Einleitung  der  Verfassungsurkunde 
heißt: 

„Dieser  Bund  wird  den  Namen  Deutsches  Reich  fuhren 
und  wird  nachstehende  Verfassung  haben" 

so  geht  schon  hieraus  hervor,  daß  mit  Verfassung  im  Art.  78  KV., 
dem  letzten  der  Verfassungsurkunde,  nur  die  vorangehenden  He- 
stimmungen  des  Staatsgrundgesetzes  selbst  gemeint  sein  können. 
Für  diese  Auffassung  spricht  ferner  der  §  1  des  sogenannten  Ein- 
führungsgesetzes vom  1  (I.April  1871,  welcher  sagt: 

„An  die  Stelle  der  ....  tritt  die  beigefügte  Ver- 
fassungsurkunde für  das  Deutsche  Reich" 

sowie  die  Überschrift  des  zweiten  Teiles  des  Gesetzes  vom  IG.  April 
1871,  welche  lautet:  „Verfassung  des  Deutschen  Reiches".  Schließ- 
lich muß  noch  hervorgehoben  werden,  daß  auch  an  den  anderen 
Stellen,  wo  die  RV.  den  Ausdruck  „Verfassung"  gebraucht,  nämlich  1 1 
in  den  Art.  2,  4  So.  1  und  40  RV.  lediglich  „Verfassung*  an  Stelle 
von  „Verfassungsurkunde"  gesetzt  ist.    In  diesen  Artikeln  heißt 
es  allerdings  stets,  um  jeden  Zweifel  auszuschließen,  „dieser 
Verfassung".   Warum  in  Art,  78  RV.  dieser  Zusatz  nicht  gemacht 
worden,  ist  nicht  ersichtlich.    Ks  wäre  vielleicht  zur  Vermeidung 
Zweifels  praktischer  gewesen,  dem  Beispiele  verschiedener  anderer 
jeden  Verfassungsurkunden  zu  folgen  und  statt  „der  Verfassung": 
„dieses  Staatsgrundgesetzes"  oder   „dieser  Verfassungsurkunde" 
zu  setzen,  wie  es  z.  B.  in  'Iit.  X,  §  7  der  bayrischen  Verfassung 
vom  2(>.  Mai  1818 a),  in  §  110  Abs.  1  der  hessischen  Verfassung 
vom  17.  Dezember  18203)  und  in  §  l»8  No.  1  der  braun  Schwei  iri- 
schen Verfassung  vom  12.  Oktober  18H24)  geschehen  ist.  Trotzdem 
dürfte  aus  dem   Gesagten  zur  Genüge  hervorgehen,  daß  „Ver- 
fassung* im  Art.  78  Abs.  1  RV.  nur  die  Verfassungsurkunde  selbst 
bedeutet.    Im  Gegensätze  zu  dieser  in  der  Literatur  herrschenden 

'    Abgesehen  von  dein  dnreli  die  Kest  inmmngen  des  Keichsstrafgesetz- 
bnrlies  gegenstandslos  gewordenen  Art.  74  KV. 

Stoerk,  8.  8l'.'         3)  Stoerk,  8.  i'53.  *)  Stoerk,  S.  340. 
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Ansicht1)  steht  jetzt  nur  Zorn2),  der  behauptet,  daß  unter  „Ver- 
fassung" im  Art.  78  RV.  nicht  nur  der  Text  der  Verfassungs- 
urkunde zu  verstehen  sei,  daß  vielmehr  jedes  Gesetz,  welches 
materiell  eine  Verfassungsänderung  enthalte,  nach  der  Vorschrift 
des  Art.  78  RV.  beurteilt  werden  müsse.  Aus  der  Verfassungs- 
urkunde  selbst  laßt  sich  für  diese  Autfassung  nichts  erbringen. 
Hätte  mit  „Verfassung*4  im  Art.  78  RV.  tatsächlich  der  gesamte 
Verfassungszustand  des  Deutschen  Reiches  gemeint  sein  sollen, 
so  wäre  nach  all  dem  Gesagten  sicherlich  ein  dies  andeutender 
Zusatz  gemacht  worden. 

„Verfassung4*  im  Art.  78  Abs.  1  RV.  ist  also  gleichbedeutend 
m it  „ Verfassungsurkunde*' . 

Diese  Feststellung  genügt  aber  nicht,  es  wird  vielmehr  weiter 
zu  untersuchen  sein,  wie  weit  diese  „Verfassungsurkunde"  reicht, 
was  zu  ihr  gehört. 

n. 

Der  Umfang  der  Verfassungsurkunde  vom  16.  April  1871. 

a)  Die  Verfassungsurkunde  selbst. 

Das  Gesetz  vom  DJ.  April  1871  besteht  aus  zwei  Teilen,  dem 
sogenannten  Einfübrungsgesetze  und  der  „Verfassung  -  für  das 
Deutsche  Reich".  Daß  nur  der  zweite  Teil  als  Verfassung  im 
Sinne  des  Art.  78  RV.  angesehen  werden  kann,  ergibt  sich  einmal 
aus  der  Überschrift  dieses  Teils:  „Verfassung  für  das  Deutsche 
Reich",  und  folgt  ferner  daraus,  daß  im  Art.  1  des  Einführungs- 
gesetzes gesagt  ist:  „An  die  Stelle  .  .  .  tritt  die  beigefügte  Ver- 
fassungsurkunde für  das  Deutsche  Reich".  Somit  scheiden  der 
erste  Teil  des  Gesetzes  vom  Hl.  April  1871  und  damit  auch 

•)  So:  v.  Mohl,  Das  deutsche  Keichsstaatsreeht.  1873,  S.  143  f.. 
v.  Könne,  II,  IS.  20  f.:  Haenel,  Staatsrecht  S.  774:  v.  Seydel,  S.  41<i: 
Laband,  Staatsrecht,  II  S.  33:  Arndt,  Staatsrecht  S.  18(5:  v.  Jageman n, 
S.  227:  Duskc,  Die  Formen  und  Voraussetzungen  einer  Verfassungsänderung 
im  Deutschen  Reiche  gegenüber  einer  solchen  in  I'reussen,  Diss.,  Erlangen, 
18f>7,  S.  14. 

2)  Zorn,  I  S.  432.  -  Die  oben  aufgeworfene  Frage  steht  im  engen 
Zusammenhange  mit  dein  weiter  unten  zu  erwähnenden  Streit  über  die  sog. 
Kompetenz- Kompetenz.  I  ber  die  Literatur  zur  Zeit  des  Norddeutschen 
Bundes  vgl.  Brie,  Der  Bundesstaat,  1874,  S.  1G3  ff. 
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die  dort  angezogenen  Verträge  und  Gesetze  aus  dem 
Kreise  unserer  Betrachtungen  aus.  Wenn  das  sogenannte  Ein- 
führungsgesetz  seihst  die  Überschrift  führt:  „Gesetz  betreffend 
die  Verfassung  des  Deutsehen  Reiches44,  so  ist  dieser  Titel 
augenscheinlich  deswegen  gewählt,  weil  die  beigefügte  Verfassungs- 
urkunde den  Hauptbestandteil  des  Gesetzes  bildet. 

Es  bleibt  demnach  lediglich  zu  untersuchen,  wie  weit  sich 
der  Umfang  des  zweiten  Teiles  erstreckt. 

Bei  dieser  Frage  erheben  sicli  zunächst  schon  Zweifel  be- 
züglich des  Einganges  der  Urkunde.    Er  lautet: 

Seine  Majestät  der  König  von  Preußen  im  Namen  des 
Norddeutschen  Bundes,  Seine  Majestät  der  König  von  Württem- 
berg, Seine  Königliche  Hoheit  der  Großherzog  von  Baden  und 
Seine  Königliche  Hoheit  der  Großherzog  von  Hessen  und  bei 
Rhein  für  die  südlich  vom  Main  belegenen  Teile  des  Groß- 
herzogtums Hessen  schließen  einen  ewigen  Bund  zum  Schutze 
des  Bundesgebietes  und  des  innerhalb  desselben  gültigen  Rechtes, 
sowie  zur  Pflege  der  Wohlfahrt  des  Deutschen  Volkes.  Dieser 
Bund  wird  den  Namen  Deutsches  Reich  führen  uud  wird  nach- 
stehende 

Verfassung 

haben. 

Auch  diese  Worte  stehen  unter  der  Formel:  „Wir,  Wilhelm  .  . . 
verordnen  im  Namen  des  Reiches  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bundesrates  und  des  Reichstages"  und  gehören  somit  zu 
dem  mit  der  Überschrift  „Verfassung  des  Deutschen  Reiches" 
versehenen  Teil  des  Gesetzes  vom  H>.  April  1 M7 1 .  Diese  „Ver- 
fassung des  Deutschen  Reiches44  ist  aber  als  „Verfassungs- 
urkunde  für  das  Deutsche  Reich44  zu  betrachten,  von  der  der  §  1 
des  Einfühmngsgesetzes  spricht.  Hieran  kann  kein  Zweifel  be- 
stehen, wenn  es  auch  auffallen  muß,  daß  in  einem  so  grund- 
legenden Gesetze  der  Sprachgebrauch  schwankt.  Demnach  ist  der 
Eingang  Bestandteil  des  Staatsgrundgesetzes. 

Diese  Ansicht  ist  zuerst  von  Haenel  aufgestellt  und  eingehend 
begründet  worden1).  Haenel  bat  freilich  Einschränkungen  hinzu- 

\>  Haenel.  Studien  zum  I Mit: scheu  Staatsrechte.  IM.  1,  Bio  vertrags- 
mäUigeii   Elemente  der  Deutschen   Koicusverfassung,   1873,  S.  92 IX.:  ihm 
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gefügt,  seine  weiteren  Ausführungen  über  den  Eingang  der  Ver- 
fassung sind  aber  auf  Widerspruch  gestoßen. 

Kr  behauptet  nämlich'),  der  erste  Satz  des  Einganges  bilde 
zwar  formell  einen  Bestandteil  der  Verfassung,  sei  aber  nur  enun- 
eiativ,  die  eigentliche  Verfassung  beginne  erst  mit  dem  zweiten 
Satze.  Aber  wo  das  Gesetz  nicht  unterscheidet,  warum  soll  da  ein 
Unterschied  gesucht  werden? 

Es  ist  nicht  ersichtlich,  weshalb  der  zweite  Satz  des  Einganges 
abänderbar,  der  erste  hingegen  unabänderbar  sein  soll.  Nach  der 
Verfassung  steht  nichts  im  Wege,  daß  den  in  der  Urkunde  ge- 
nannten Bundeszwecken  noch  andere  hinzugefugt  werden2)  oder 
daß  bei  der  Aufnahme  eines  neuen  Bundesgliedes'  —  was  m.  E. 
allein  durch  ein  verfassungsänderndes  Reichsgesetz  geschehen 
kann  s)  —  der  erste  Satz  des  Einganges  abgeändert  wird.  An 
einer  anderen  Stelle  sagt  Haenel  allerdings4),  und  dies  scheint 
mir  mit  seinen  oben  angegebenen  Auslassungen  im  Widerspruche 
zu  stehen,  daß  die  Eingangsworte  die  Vorschrift  enthielten,  die 
Parteien  sollen  einen  Bund  schließen.  Eine  derartige  Behaup- 
tung dürfte  aber  mit  den  bestehenden  Tatsachen  nicht  vereinbar 
sein.  Der  Bund  war  bereits  geschlossen,  als  das  Gesetz  vom 
1(>.  April  1871  in  Kraft  trat,  die  Worte:  „.  .  schließen  einen  ewigen 
Bund"  sprechen  daher  von  einem  vergangenen  Ereignisse  und 
müssen  nach  ihrer  Stellung  als  zur  Verfassung  gehörig  dahin  ver- 


schließen sich  an:  v.  Muhl.  Staatsrecht,  S.  Gl  IT.:  v.  Könne  II,  S.  30:  vgl. 
auch  Zachariac:  I>ie  Verfassungsänderung  nach  Art.  78  der  Norddeutschen 
Bundesverfassung,  18G9.  S.  13  f. 

')  Haenel,  Studien  I,  S.  103. 

3)  So  benennen  z.  B.  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
im  Eingänge  und  die  schweizerische  Bundesverfassung  im  Art.  2  noch  als 
Bundcszwcckc :  Handhabung  der  Buhe  im  Innern  und  Schutz  der  Freiheit. 
Vgl.  v.  Holst:  Das  Staatsrecht  der  Voreinigten  Staaten  von  Amerika,  bei 
Marquardson,  Handbuch  des  öffentlichen  Hechtes,  Band  IV,  1,  3  S.  21)  f.. 
der  die  Präambel  der  amerikanischen  Konstitution  als  den  wesentlichsten 
Bestandteil  der  ganzen  Verfassung  bezeichnet:  vgl.  auch  Brie,  Theorie  der 
Staatenverbindungen,  1886,  S.  100. 

3)  So  die  herrschende  Meinung,  a.  A.  sind  Zorn  1  S.  9">.  und  Seydel 
S.  27,  welche  Zustimmung  aller  Bundcsmitglieder  verlangen. 

*)  Haenel,  Staatsrecht.  S.  77!». 
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standen  werden:  die  Parteien  sollen  in  einem  ewigen  Bunde  ver- 
einigt sein. 

Mit  der  liier  vertretenen  Auffassung,  daß  die  Eingangsworte 
zur  Verfassung  im  Sinne  des  Art.  78  KV.  gehören,  scheint  aller- 
dings im  Widerspruch  zu  stehen,  daß  es  im  Satz  2  dort  heißt: 
„nachstehende  Verfassung*.  Dieser  Umstand  ist  denn  auch  zur 
Begründung  der  Behauptung,  der  Eingang  sei  nicht  integrierender 
Bestandteil  der  Verfassungsurkunde benutzt  worden.  Wenn  aber 
gesagt  wird,  in  der  Überschrift  vor  den  Eingangsworten  „Ver- 
fassung des  Deutschen  Reiches"  liege  eine  sprachliche  Inkorrektheit  -), 
so  trifft  dies  nur  insoweit  zu,  als  nach  dem  bereits  mehrfach  an- 
geführten §  1  des  sogenannten  Einführungsgesetzes  die  Überschrift : 
„Verfassungsurkunde  für  das  Deutsche  Reich"  lauten  müßte.  Eine 
tatsachliche  sprachliche  Inkorrektheit  liegt  demnach  vielmehr  in 
den  Worten  des  Eingangs  „nachstehende  Verfassung",  da  der  Ein- 
gang selbst,  zumal  er  gewiß  mehr  als  eine  typische  Formel  ent- 
halt, bereits  mit  zur  Verfassung  gehört3). 

Es  wäre  schließlich  noch  zu  erwähnen,  daß  auch  der  Ein- 
gang der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  auf  dem  Wege 
des  Art,  7K  abgeändert  worden  ist.  Art.  75)  der  Bundesverfassung, 
welcher  bestimmte,  daß  der  Eintritt  der  süddeutschen  Staaten  in 
den  Bund  im  Wege  der  Gesetzgebung  erfolgen  sollte,  sah  bereits 
eine  Änderung  des  Einganges  durch  Gesetz  vor.  Faßt  man  aber 
selbst  den  Art.  71)  der  Bundesverfassung  als  Ausnahmebestimmung 
auf,  so  kann  doch  die  Tatsache  nicht  geleugnet  werden,  daß  der 
Eingang  der  Norddeutschen  Bundesverfassung  durch  das  Gesetz 
vom  U>.  April  1871  abgeändert  worden  ist,  einmal  dadurch,  daß  in 
dem  Eingange  der  Reichsverfassung  der  Umfang  des  Gebietes  der 
einzelnen  zum  Bunde  gehörigen  Staaten  —  mit  Ausnahme  von 
Hessen  —  keine  Erwähnung  mehr  gefunden  hat,  eine  Änderung,  die 
nicht  bereits  vorher  in  den  Verträgen  mit  den  süddeutschen 
Staaten  vereinbart  worden  war4),  namentlich  aber  insofern,  als  die 

>)  So  Bornhak  im  Archiv  für  öffentliches  Recht,  IM.  7,   S.  3.VJfT.: 
Zorn  I,  S.  '>$  ff.;  Sovile!  S.  '21. 
'-)  Vgl.  Zorn  I,  S.  05». 

3)  Allgemeines  über  die  Natur   d.>s  < nset /eseingaitges   bei  Fleisch  - 
mann,  Weg  der  < lesezgcbuiiir,  S.  7*>  — S)J. 
4;  Vgl.  Haenel.  Sludi.u  [.  S.  !M'.  IV. 
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Worte  „wird  den  Namen  Deutsches  Reich  führen"  in  den  Ein- 
gang der  Reichsverfassung  neu  eingefügt  worden  sind. 

Wenn  somit  die  Eingangsworte  zur  Verfassung  gehören  und 
selbst  abünderbar  sind,  so  können  sie  irgend  welchen  Abänderungen 
der  Verfassungsurkunde  keinerlei  Schranken  setzen 

Auch  anderweitig  finden  sich  keine  Einschränkungen  für  Ver- 
fassungsänderungen. Auf  die  zur  Zeit  des  Norddeutschen  Bundes 
aufgeworfene  und  früher  lebhaft  erörterte  Frage,  ob  das  Reich 
befugt  ist,  seine  eigene  Zuständigkeit  zu  erweitern,  die  Frage  nach 
der  sogenannten  Kompetenz-Kompetenz,  brauche  ich  hier  nicht 
einzugehen.  Dieser  Streit  ist  heut  erledigt.  Es  wird  allgemein 
anerkannt,  daß  das  Reich  nach  der  Fassung  des  Art.  78  RV.  zu 
einer  Erweiterung  seiner  Kompetenzgrenzen,  also  insbesondere  auch 
zu  einer  Abänderung  des  Art.  4  RV.  befugt  ist  2).  Ebensowenig 
besteht  darüber  ein  Zweifel,  daü  Art.  78  Abs.  1  RV.  auf  dem  von 
ihm  selbst  bezeichneten  Wege  abänderbar  ist  Auf  die  Voraus- 
setzungen für  eine  Änderung  des  Abs.  2  Art.  78  RV.  wird  später 
einzugehen  sein. 

Unterliegen  somit  der  Eingang  und  die  sämtlichen  Artikel 
der  Verfassung  den  Erschwernissen  der  Abünderang  nach  Art.  78 
RV.,  so  kann  es  sich  fragen,  inwieweit  diejenigen  Bestimmungen, 
durch  welche  die  Verfassung  abgeändert  worden  ist,  als  ver- 
fassungsrechtliche im  Sinne  des  Art.  7K  RV.  anzuseilen  sind. 
Diese  Änderungen  können  auf  dreierlei  Art  vor  sich  gehen:  der 
bestehende  Wortlaut  kann  umgeändert,  es  können  Zusätze  gemacht  3) 
oder  Vorschriften  gänzlich  aufgehoben  werden.  Insofern  nun  der- 
artige Abänderungen  in  den  Verfassungstext  aufgenommen  worden 
sind,  müssen  sie  unzweifelhaft  als  Verfassungsbestimmungen  an- 

•)  a.  A.  Meyer,  Staatsrecht,  S.  589:  derselbe,  staatsrechtliche  Er- 
örterungen, S.  66  f.,  infolge  seiner  Ansicht  über  die  rechtliche  Natur  der 
Verfassung,  Tgl.  auch  die  dort  angegebene  Litteratur. 

a)  Vgl.  Brie,  Der  Hundesstaat,  S.  105:  Haenel,  Staatsrecht,  S.  774; 
Zoml,  S.  77:  Scydel,  S.  414,  418:  Duske,  S.  15  f.:  Arndt,  Staatsrecht 
S.  190;  Seulen,  S.  31  ff.:  v.  Jagemann,  S.  20;  G.  Meyer,  Staatsrecht,  S.  600. 

3)  So:  Seydel,  S.  143:  Flc isch m an n,  Weg  der  Gesetzgebung,  S.  114: 
Schneider,  die  Verfassungsgesetze  und  verfassungsändernden  Gesetze  in 
Bayern  seit  1818.  Diss.  Erlangen  1903,  S.  16:  a.  A.  Schwartz,  Die  Ver- 
fassungsurkunde für  den  preuss.  Staat.  1898,  S.  338  und  Seulen,  S.  25, 
die  Zusatzbestiininungen  nicht  als  Änderung  der  Verfassung  ansehen. 
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gesehen  werden  und  können  nur  auf  dem  für  solche  vorgeschrieben*» 
Wege  abgeändert  werden l).  Anders  aber,  wenn  eine  Änderung: 
des  Wortlautes  des  Staatsgrundgesetzes  nicht  erfolgt  ist.  In  diesem 
Falle  gehört  die  betreffende  Vorschrift  nach  dem  oben  klargelegten 
Begriff  von  „Verfassung*  im  Art.  7<s  KV.  nicht  zu  dem  Staats- 
grundgesetze, genießt  also  auch  nicht  den  Schutz  des  Art,  78  KV., 
es  müßte  denn  sein,  daß  er  ihr  besonders  beigelegt  worden  ist  -). 
Für  inkonsequent  halte  ich  es,  wenn  von  Könne  und  Haenel.  ob- 
wohl sie  die  hier  vertretene  Ansicht  über  den  Begriff  „Verfassung* 
im  Art.  78  Abs.  1  KV.  teilen,  doch  j edes  Verfassungsanderungs- 
gesetz  für  spätere  Abänderungen  den  Erfordernissen  des  Art.  78 
KV.  unterworfen  wissen  wollen Zu  einer  derartigen  Auflassung 
kann  man  m.  K.  nur  dann  kommen,  wenn  man  wie  Zum  „Ver- 
fassung* im  Art.  78  Abs.  1  KV.  im  materiellen  Sinne  nimmt4). 
Seydel5),  der  zunächst  die  hier  vorgetragene  Aulfassung  über 
die  Behandlung  der  Verfassungsänderungsgesetze  vertritt,  hebt 
jedoch  dann  weiter  diejenigen  l  iesetze,  welche  eine  Zuständigkeits- 
erweiterung enthalten,  ohne  die  Verfassungsurkunde  abzuändern, 
besonders  hervor  und  sagt,  daß  bei  diesen  „dagegen*  ein  Gesetz, 
durch  welches  der  Umfang  der  Zuständigkeitserweiterung  noch 
mehr  ausgedehnt  werden  soll,  abermals  der  für  Verfassungs- 
änderungen vorgeschriebenen  Form  bedürfe,  sonst  aber  nicht. 
Durch  das  „dagegen*  gewinnt  es  den  Anschein,  als  ob.  Seydel 
die  komi»etenzenveiternden  Veiiässungsänderiingsgesetze  anders  be- 
handeln wollte  als  die  nicht  kompetenzerweiternden.  Ganz  abge- 
sehen davon,  daß  sich  in  dem  Staatsgrundgesetze  nicht  der  ge- 
ringste Anhalt  für  eine  derartige  Spaltung  der  Verfassungs- 
änderungsgesetze finden  laßt,  liegt  auch  bei  Seydel  trotz  de» 
„dagegen*  eine  verschiedene  Behandlung  nicht  vor,  denn  da  die 
Verfassung  insoweit  in  Kraft  bleibt,  als  sie  nicht  durch  das  erste 
kompetenzerweiternde  Gesetz,  abgeändert  worden  ist,  so  stellt  sich 


')  Vgl.  v.  iN.nnr.  II,  1  S.  30  f.:  Srvdol,  S  418  f.  413:  La  band. 
•Staatsrecht  II,  8.  34. 

,})  So:  \Y  es  t  c  r  k  a  in  |> .  I  hr\  i\i<-  hYirlisv.rfa^ung.  1873,8.13"):  Duske, 
S.  30  1'.;    I.abaml.  StaaNivilit  II,  S.  3»;  f  :   Arndt.  Staatsrecht.  S.  SC,. 

::)  v.  U  <  ■  n  Ii  e  II,  1.  S.  .'>!'•:   llaenel,  SUi-lnn  I.  8.  L\V>  Aiun.  C. 

*.  Zern  l.  S.  433. 

v  Sevil.-I.  S.  IISI'.-  srli.'inhar  <-l>  nsn  v.  .lag  ein  nun.  8.  228  f. 


Digitized  by  Google 


17 


ein  neues,  die  Kompetenz  wiederum  erweiterndes  Gesetz  als  Ab- 
änderung der  noch  in  Geltung  gebliebenen  Verfassung  dar  und 
erfordert  deshalb  die  Erschwernisse  des  Art.  78  RV. 

Noch  eines  anderen  Punktes  mag  im  Anschlüsse  hieran  ge- 
dacht werden: 

Von  Laban d  ist  in  seinem  Staatsrecht  Bd.  II  S.  66  gesagt, 
es  könne  einer  Verfassungsbestimmung  die  formelle  Kraft  eines 
einfachen  Gesetzes  beigelegt  werden  durch  die  Anordnung,  daß  sie 
im  gewöhnlichen  Wege  der  Gesetzgebung  abgeändert  werden  dürfe, 
z.  B.  Art.  20  Abs.  2,  Art.  00,  Art,  OH  RV.  Dies  kann  leicht 
zu  dem  Mißverständnisse  fuhren,  als  ob  die  angeführten  Artikel 
nicht  den  Erschwernissen  einer  Abänderung  nach  Art,  78  RV. 
unterliegen  würden.  Dem  ist  jedoch  nicht  so.  In  den  genannten 
Artikeln  sind  gewisse  Materien  nur  vorläufig  geordnet,  und  es  ist 
gesagt,  daß  die  endgültige  Regelung  im  Wege  der  einfachen  Ge- 
setzgebung erfolgen  solle.  Es  liegt  daher,  falls  diese  Regelung 
vorgenommen  wird,  überhaupt  keine  Verfassungsänderung  im  Sinne 
des  Art.  78  RV.  vor,  sondern  es  handelt  sich  nur  um  eine  ver- 
fassungsrechtlich vorgesehene  Vervollständigung,  einen  Ausbau  des 
Staatsgrundgesetzes.  Jede  anderweitige  Änderung  muß  selbst- 
verständlich auch  bei  diesen  Artikeln  nach  den  Bestimmungen- 
des Art.  78  RV.  vor  sich  gehen. 

§3. 

b)  Die  in  der  Verfassungsurkunde  in  Bezug  genomme- 
nen Gesetze  und  Verträge. 

a)  Die  Artikel  3,  20,50,  52,  59,  60,  08  und  die  Schlußbestimmungen 
zu  den  Abschnitten  XI  und  XII  RV. 

Das  Staatsgrundgesetz  vom  16.  April  1871,  das  sonach  allein 
als  „Verfassung"  im  Sinne  des  Art,  78  RV.  anzusehen  ist,  bildet 
kein  in  sich  abgeschlossenes  Ganzes,  es  rinden  sich  vielmehr  in 
seinem  Texte  mehrfach  Erwähnungen  anderer  Gesetze  und  Ver- 
träge. Dies  ist  der  Fall  in  den  Art,  3,  20,  40,  50,  52,  5i),  00, 
08  und  in  den  Schlußbestimmungen  zu  den  Abschnitten  XI  und 
XII  RV.  Hiermit  ist  aber  keineswegs  gesagt,  daß  die  in  Bezng 
genommenen  Bestimmungen  Verfassungsrecht  im  Sinne  des  Art.  7<s 

Wiese,  Yerfjusungsänderuugen  n.  Art.  78  d.  Dcutscb.  Ueichsverfaasung  2 
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RV.  geworden  sind Die  Erwähnungen  haben  vielmehr  eine 
recht  verschiedene  Bedeutung  und  es  bedarf  einer  besonderen  Er- 
wägung, inwieweit  sie  zur  Verfassungsurkunde  gehören.  Schon 
während  der  Beratung  der  Verfassung  im  Reichstage  sind  in  dieser 
Hinsicht  verschiedentlich  Zweifel  aufgetaucht  und  es  ist  mehrfach 
versucht  worden,  Klarheit  darüber  zu  schaffen,  welche  Bestim- 
mungen als  verfassungsrechtliche  anzusehen  sind  und  welche  nicht. 
Hierauf  wird  im  Verlaufe  der  Darstellung  noch  zurückzukommen 
sein. 

Es  sei  versucht,  hier  klarzustellen,  ob  und  wie  weit  die  außer- 
halb der  Verfassungsurkunde  stehenden,  von  ihr  in  Bezug  ge- 
nommenen Vorschriften  zu  Verfassungsrecht  im  Sinne  des  Art.  78 
RV.  geworden  sind. 

Von  vornherein  scheidet  von  unserer  Betrachtung  Art.  50 
RV.  aus,  welcher  besagt,  daß  die  Bestimmungen  für  die  Auswande- 
rung der  Landwehrmänner  auch  für  die  Auswanderung  der  Reser- 
visten maßgebend  sein  sollen.  Hier  handelt  es  sich  lediglich  um 
eine  Ausdehnung  nicht  verfassungsrechtlicher  Bestimmungen,  durch 
welche  diese  selbst  keineswegs  den  Charakter  von  Verfassungs- 
recht  erhalten  können.  Hätten  jene  Vorschriften  dem  Staatsgrund- 
gesetze einverleibt  werden  sollen,  so  wären  sie  sicherlich  näher 
bezeichnet  worden,  als  es  im  Art.  50  Abs.  #  RV.  geschehen  ist. 

Des  weiteren  gehören  alle  diejenigen  in  Bezug  genommenen 
Bestimmungen  nicht  zu  dem  Staatsgrundgesetze,  die  nur  des- 
wegen angeführt  sind,  um  ausdrücklich  hervorzuheben,  daß  sie 
unberührt  durch  die  Verfassung  ihre  frühere  Geltung  behalten2). 

Hierher  sind  zu  rechnen: 

1.  Art,  3  RV.,  welcher  im  Abs.  3  und  im  Abs.  4  festsetzt, 
daß  diejenigen  Bestimmungen,  welche  die  Annenversorgung  und 
die  Aufnahme  in  den  lokalen  Gemeindeverband  betreffen,  durch 
den  im  Abs.  1  ausgesprochenen  Grundsatz  des  gemeinsamen  Indi- 
genats  nicht  berührt  werden  und  daß  ebenso  bis  auf  weiteres  die 

')  Vgl.  auch  bezüglich  der  preußischen  Verfassungsurkunde  Fleisch- 
mann,  Weg  der  Gesetzgebung,  8.  114  f.:  bez.  der  bayrischen  Verfassungs- 
urkunde Schneider,  S.  12. 

'•>)  Vgl.  Haenel,  Studien,  J  S.  100:  G.  Meyer.  Staatsrecht,  8.  209. 
Nicht  hierher  gehört  Art.  41  Abs.  3  RV.,  da  durch  ihn  andere  gesetzliche 
Bestimmungen  gänzlich  aufgehoben  word.n  sind. 
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Vertrüge  in  Kraft  bleiben,  welche  zwischen  den  einzelnen  Bundes- 
staaten in  Beziehung  auf  die  Übernahme  von  Auszuweisenden,  die 
Verpflegung  erkrankter  und  die  Beerdigung  verstorbener  Staats- 
angehöriger bestehen.  In  diesem  Artikel  ist  deutlich  zum  Aus- 
druck gebracht,  daß  trotz  des  Art.  3  die  erwähnten  Vorschriften 
unverändert  in  Kraft  bleiben  sollen.  Der  Abs.  4  des  Art.  3  RV., 
der  sich  auf  den  Gothaer  Vertrag  vom  1 5.  Juli  1850  (Preußische 
Gesetz-Sammlung  185(5  S.  711  ff.)  wegen  gegenseitiger  Übernahme 
der  Ausgewiesenen  und  Heimatlosen  und  die  Eisenacher  Kon- 
vention vom  11.  Juli  1853  (Pr.  Ges.  Samml.  1853,  S.  877  ff.) 
wegen  Verpflegung  erkrankter  und  Beerdigung  verstorbener  Unter- 
tanen bezieht,  ist  übrigens  für  alle  Bundesstaaten  mit  Ausnahme 
von  Bayern  und  auch  von  Elsaß-Lothringen  nur  von  vorübergehen- 
der Bedeutung  gewesen,  denn  die  Regelung  dieser  Materie  ist  für 
den  Norddeutschen  Bund  durch  das  Gesetz  über  den  Unter- 
stützungswohnsitz vom  C>.  Juni  1870  (Bundesgesetz  Bl.  1870, 
S.  300  ff.)  erfolgt,  und  dieses  Gesetz  ist  in  Südhessen  durch  Art.  80 
No.  II  Abs.  2  der  vereinbarten  Verfassung  vom  1.  Juli  1871  ab. 
in  Württemberg  und  Baden  durch  das  Reichsgesetz  vom  8.  No- 
vember 1871  (Reichs-Ges.  Bl.  1871,  S.  3!U)  vom  I.Januar  1873 
ab  eingeführt  werden.  In  Bayern,  für  welches  das  Gesetz  be- 
treffend den  Unterstützungswohnsitz  gemäß  Art.  4  Nr.  1  RV.  keine 
Geltung  hat,  ist  die  Fortdauer  der  beiden  erwähnten  Konventionen 
in  Nr.  III  des  bayrischen  Schlußprotokolles  vom  23.  November 
1870  ')  ausdrücklich  in  ihrer  Vertrag snatur  anerkannt  worden2). 
Auch  im  Verhältnis  von  Elsaß-Lothringen  zu  den  übrigen  Bundes- 
staaten gelten  noch  jene  beiden  Verträge,  da  das  Gesetz  über  den 
Unterstützungswohnsitz  in  Elsaß- Lothringen  nicht  eingeführt 
worden  ist.  Einen  verfaßungsrechtlichen  Charakter  haben  aber, 
wie  oben  dargelegt,  die  Verträge  dadurch,  daß  sie  in  Art.  3  Abs.  3 
RV.  aufrecht  erhalten  worden  sind,  in  Elsaß-Lothringen  nicht 
erlangt. 

2.  Art.  f>(>  Abs.  1  S.  1  RV.,  der  besagt,  daß,  wo  nicht  be- 
sondere Konventionen  ein  anderes  bestimmen,  die  Bundesfürsten, 
beziehentlich  die  Senate  die  Offiziere'  ihrer  Kontingente  mit  der 

■)  Stoerk,  S.  36:  Binding,  S.  200. 

*)  Vgl.  Haonel,  Studien  I,  S.  107  IT.:  S.ivdel,  S.  .77. 

2* 
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Beschränkung  des  Art.  (54  ernennen.  Mit  den  ersten  Worten  des 
Satzes  ist  den  Bundeshäuptern  lediglich  die  Ermächtigung  ge- 
geben, das  Recht,  ihre  Offiziere  zu  ernennen,  durch  Verträge  ab- 
ändern oder  aufheben  zu  können.  Der  Inhalt  derartiger  Verträge 
wird  aber  keinesfalls  zum  integrierenden  Bestandteil  der  Verfassungs- 
urkunde und  es  bedarf  zur  Aufhebung  nicht  der  Erschwernisse 
des  Art.  78  RV.,  da  hierdurch  die  Bundesstaaten  nur  das  ihnen 
verfassungsmäßig  zustehende  Recht  der  Ofßziersernennung  wieder 
zurück  erhalten1). 

3.  Art.  50  Abs.  (>  RV.,  welcher  lautet: 

Wo  eine  selbständige  Landespost-  resp.  Telegraphenverwal- 
tung nicht  besteht,  entscheiden  die  Bestimmungen  der  beson- 
deren Verträge. 

Auch  der  Inhalt  der  auf  Grund  dieser  Bestimmung  getroffenen 
Abkommen  ist  kein  verfassungsrechtlicher,  da  bei  diesen  Verein- 
barungen der  Abschluß,  die  Abänderung  oder  Aufhebung  in  das 
Belieben  der  Einzelstaaten  gestellt  ist  und  sie  die  Kompetenz  des 
Reiches  nicht  berühren. 

Die  Bezugnahme  auf  andere  Gesetze  und  Verträge  in  dem 
Staatsgrundgesetze  kann  nun  aber  auch  die  Absicht  haben,  daß 
die  betreffenden  Bestimmungen  unangesehen  ihres  früheren  Geltungs- 
grundes ganz  oder  teilweise  als  integrierende  Bestandteile  der 
Verfassungsurkunde  betrachtet  werden  sollen. 

Dies  ist  nach  dem  klaren  Wortlaute  des  Gesetzes  vom 
HJ.  April  1S71  unzweifelhaft  der  Fall2,: 

1.:  bei  dem  im  Art.  .VJ  RV.  angezogenen  Art.  49  des  Post- 
vertrages vom  l'H.  November  1  sr»7 3)  (Bundesges.  Blatt  1S(»8S.  41  ff.  f>#), 
nach  welchem  bei  Verhandlungen  mit  fremden  Regierungen,  die 
eine  Postverwaltung  einleitet  oder  führt,  die  anderen  verbündeten 
Postverwaltungen  in  Kenntnis  gesetzt,  der  Abschluß  des  Vertrages, 

')  Vgl.  Tcpelm  an n,  l>ie  rechtliche  Natur  der  Militärkonventinnen 
im  Deutschen  Reiche  und  ihr  Kinlluli  auf  die  Einheitlichkeit  des  lVichs- 
hecrcs.  IHss.  Güttingen  1  SM I ,  S.  17,  44:  Sevdel,  S.  31')  ff.:  Lahand. 
Staatsrecht,  IV  S.  21. 

-    Sm:  Haencl,  Studien.  I  S.  109  IV.:  dcrselhe,  Staatsrecht,  S.  hb. 

:|,  Si»  anscheinend:  v.  Könne,  1  S.  *4  u.  A.:  <}.  Meyer  in  Hirth's 
Annalen  des  Deutschen  Meiches  JSsO.  S.  34t!  f:  Haeuel,  Staatsrecht,  S.  132  ff.; 
l.aband.  Staatsi echt,  IV  S.  4"  IV. 
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soweit  tunlich,  gemeinschaftlich  bewirkt  und  endlich  durch  die 
Verträge  dahin  Vorsorge  getroffen  werden  soll,  daß  die  der  einen 
deutschen  Verwaltung  zugebilligten  Erleichterungen  des  Verkehres 
in  gleicher  Weise  und  unter  denselben  Bedingungen  auf  den  durch 
diese  Verwaltung  stückweise  vermittelten  Korrespondenzverkehr  der 
anderen  deutschen  Postgebiete  zur  Anwendung  gelangen. 

2.  :  nach  Art.  (58  RV.  hei  dem  preußischen  Gesetze  über  den 
Belagerungszustand  vom  4.  Juni  1  Sö  1  (Gesetz-Sammlung  1851, 
S.  451  ff.),  jedoch  nur  insoweit,  als  das  Gesetz  Vorschriften  trifft 
über  die  Voraussetzungen,  die  Form  der  Verkündigung  und  die 
Wirkungen  einer  Erklärung  in  den  Kriegszustand.  Hierhin  gehören 
die  §§  1 — 4  und  6 — 13  des  Gesetzes').  Deutlicher  und  wohl 
auch  mit  keinen  erheblichen  Schwierigkeiten  verknüpft  wäre  es 
gewesen,  wenn  im  Art.  t>8  RV.  diejenigen  des  Gesetzes  vom 
4.  Juni  1S51,  welche  zur  Verfassung  gehören  sollten,  ausdrücklich 
benannt  worden  wären.  Dies  ist  jedoch  deswegen  nicht  geschehen, 
weil  die  Bezugnahme  auf  das  preußische  Gesetz  nur  ein  Übergangs- 
stadium sein  sollte  und  beabsichtigt  war,  dem  Reichstage  schon 
in  der  nächsten  Session  das  im  Art.  <»K  RV.  in  Aussicht  genommene 
Reichsgesetz  vorzulegen 2). 

3.  :  Nach  den  Schlußbestimmungen  zu  den  Abschnitten  XI, 
Reichskriegswesen  und  XII,  Reichsfinanzen:  bei  dem  Bündnis- 
verträge mit  Bayern  vom  23.  November  1*70  No.  III,  §  T)*)  und 
bei  der  Militarkonvention  mit  Württemberg  vom  21/2">.  November 
1S70  '  i.  Obgleich  dies  m.E.aus  der  Fassung  der  Schlußbestimmungen 
zu  den  Abschnitten  XI.  und  XII.'RV.  klar  hervorgeht5),  will  Haenel 6) 


•)  So  anscheinend:  v.  könne,  I  S.  84:  Haenel,  Staatsrecht,  S.  432  ff.; 
Laband,  Staatsrecht.  IV  S.  40  ff.:  a.  A.  il.  Meyer  in  Hirth's  Annalen  des 
Deutschen  lieichs  1880,  S.  346  f. 

s)  Vgl.  die  Rede  des  <irafen  Hisniarek  bei  der  Generaldebatte  über  den 
Verfassungs-Entwurf  im  konstituierenden  Norddeutschen  Reichstage,  Bczold, 
I  S.  176  f.,  und  die  Rede  des  Abgeordneten  Rohden  bei  der  Sjiezial- 
diskussion  zu  Art.  G8  in  der  Sitzung  vom  8.  April  1867,  Rozold,  I  S.  461. 

3)  Stoerk,  S.  335  (f.:  Rinding,  S.  183  ff. 

4)  Stoerk,  S.  31  ff.:  Rinding.  S.  174  ff. 

•'•)  Der  hier  vertretenen  Ansicht  sind:  Tejieliiiann,  S.  52,  56:  Zum  II, 
8.526:  Scydel.  S.  201),  380:  Laband,  Staatsrecht.  IV  S.  31. 

6)  Haenel,  Staatsrecht,  S.  58  ff.;  derselbe,  Studien,  I  S.  235  ff.,  gegen 
ihn  zutreffend  auch  Tepe  Imsum,  S.  7  ff . 
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der  württemhergischen  Militärkonvention  nicht  einen  verfassungs- 
rechtlichen  Charakter  beilegen,  er  halt  sie  vielmehr  für  eine  neben 
dem  Staatsgrundgesetze  herlaufende  vertragsmäßige  Verein bamngr. 
da  sie  „im  Gegensätze  zur  bayrischen  Militärkonvention  nicht 
zum  Bestandteile  des  Verfassungstextes  erklärt  worden  sei  und  da 
sie  Bestimmungen  enthalte,  die  zweifellos  nur  die  Anwendbarkeit 
gemeingültiger  Verfassungsbcstimmungen  bestätigen  oder  lediglich 
reglementarischer  Natur  seien. u  Das  Oesetz  macht  jedoch  tat- 
sächlich in  der  Bezugnahme  auf  Xo.  III  §  5  des  bayrischen  Ver- 
trages und  auf  die  Militärkonvention  nicht  den  geringsten  Unter- 
schied und  es  muß  mithin  die  wfirttembergische  Militärkonvention 
unangesehen  ihres  Inhaltes  als  zur  Verfassungsurkunde  gehörig 
angesehen  werden.  Haenels  Ansieht  entbehrt  daher  der  recht- 
liehen Grundlage.  Aus  demselben  Grunde  scheitert  aber  auch  die 
weitere  Behauptung  Haenels,  die  Bestimmungen  des  badisch- 
hessischen  Protokolls  Xo.  *2,  4,  (5,  der  württembergischen  Ver- 
handlung Xo.  1,  de,  und  des  bayrischen  Schlußprotokolles  Xo.  I, 
II,  VI,  X,  XII,  XIV  §  4  unterständen  dem  Schutze  des  Art.  7*  KV. 
Die  Begründung,  die  angegebenen  Stellen  seien  authentische  Inter- 
pretationen der  aus  diesen  Verträgen  in  die  Verfassung  auf- 
genommenen Bestimmungen,  denen  nach  der  Absicht  der  Vertrag- 
schließenden die  nämliche  Kraft  und  Wirkung  zukäme,  wie  dem 
Verfassungstexte  selber,  scheint  mir  nicht  stichhaltig  zu  sein. 
Ks  wird  niemand  behaupten  Wullen,  daß  hei  einem  gewöhnlichen 
(iesetze  dessen  Materialien  als  authentische  Interpretationen  ge- 
setzliche Kraft  besäßen.  Dafür,  daß  es  bei  den  Materialien  zum 
StaaNgrundgesetze  -  denn  als  solche  müssen  die  Verträge  an- 
gesehen werden1)  —  anders  sein  sollte,  liegt  kein  Grund  vor.  Die 
von  Haenel  behauptete  Absicht  der  Vertragsehl ießenden,  den  von 
ihm  angeführten  Bestimmungen  als  authentischen  Interpretationen 
die  Kraft  von  Verfassungssätzen  beizulegen,  ist  in  dem  doch  allein 
maßgebenden  Staatsgrundgesetze  seiher  nirgends  zum  Ausdruck 
gebracht.   Überdies  seheinen  mir  auch  die  Ausführungen  Haenels 

■)  Vgl.  (Iii;  Kode  dos  Abgeordneten  Las  kor  in  der  I.  Session  des 
] »cutschen  Reichstages  am  1.  April  1871  (Ho/.idd.  III  S.  871):  „Su  wird  man 
doch  in  Zukunft,  bei  jedem  durch  die  Wort.-  nicht  ausgetragenoti  Zweifel 
das  Hecht  haben,  zurückgehen  auf  die  Verträge  als  auf  ein  gewisses  Auf- 
klärungsmaterial." 
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mit  seiner  Ansicht,  „Verfassung"  im  Art.  78  RV.  stehe  lediglich  f&r 
„  Verla  ssungsurkunde",  nicht  vereinbar  zu  sein. 

Von  Interesse  dürfte  es  sein,  hier  auch  einen  Blick  auf  die 
sachsische  Militärkonvention  zu  werfen.  Dieser  am  7.  Februar  1867 
zwischen  dem  Könige  von  Sachsen  und  dem  Könige  von  Preußen 
als  Bundesfeldherrn  —  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes 
datiert  vom  17.  April  1867  —  geschlossene  Vertrag1)  ist  in  der 
Reichsverfassung  nirgends  erwähnt.  Folgt  hieraus  auch  unzweifel- 
haft, daß  die  Bestimmungen  der  Konvention  den  Charakter  von 
Verfassungsrecht  nicht  besitzen,  daß  also,  falls  ihr  Inhalt  mit  dem 
Staatsgrundgesetze  vom  1(>.  April  1871  irgend  wo  in  Widerspruch 
stehen  sollte,  lediglich  letzteres  Anwendung  findet,  so  ergibt  sich 
andererseits  kein  Anhalt  dafür,  daß  die  Geltung  der  Konvention 
durch  die  Reichs  Verfassung  in  irgend  einer  Weise  beeinflußt  worden 
wäre.  Die  Wirksamkeit  des  Vertrages  vom  7.  Februar  1807  ist 
vielmehr,  wie  durch  die  Praxis  bestätigt  wird,  auch  nach  der 
Gründung  des  Deutschen  Reiches  dieselbe  wie  früher  geblieben. 
Wenn  übrigens  die  Konvention  den  Kaiser  zu  einem  bestimmten 
Gebrauche  der  ihm  nach  der  Reiehsverfassung  in  sein  freies  Er- 
messen gestellten  Befugnisse  verpflichtet,  so  ist  hierin  ein  Wider- 
spruch mit  dem  Staatsgrundgesetze  vom  10.  April  1871  nicht  zu 
finden 2). 

Schwierigkeiten  für  unsere  Untersuchung  bietet  die  Anführung 
von  §5  des  Wahlgesetzes  vom  :U.  Mai  1KK!)S)  im  Art,  20  RV., 
von  dem  Laband*)  mit  Recht  sagt,  seine  Redaktion  wäre  gründ- 
lich mißlungen.    Art.  20  RV.  lautet: 


*)  Abgedruckt  bei  Triopcl,  ^ucllensammlung  zur  Deutschen  Koiclis- 
verlaasung,  1901,  S.  20  f. 

J)  Der  hier  vertretenen  Ansieht  über  die  sächsische  Militär-Konvention 
sind:  Scydcl,  S.  382  f.:  Laband,  Staatsrecht,  IV  S.  29  f.  H.A.:  Hacnel, 
Staatsrecht,  S.  192  Anm.. Tepel mann n,  47:  Zorn,  IIS.  527  f.:  ü.  Meyer, 
Staatsrecht,  S.  728  Anm.  6.  Darüber,  daß  die  sächsische  Militärkonvention 
unabhängig  von  der  Verfassung  in  (ieltung  geblieben  ist  vgl.  auch  die  Rede 
des  Abgeordneten  Waldeck  im  konstituierenden  Norddeutschen  Reichstage 
von  1867  bei  der  allgemeinen  Diskussion  über  das  Bundeskriegs  wesen  am 
1.  April  18G7,  Be/.old,  II  S.  281. 

3)  Binding,  S.  210. 

*)  Labaud,  in  liirth's  Annaleii  des  Deutschen  Reiches  1874,  8.  1512 
Anm.  1. 
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Bis  zu  der  gesetzlichen  Regelung,  welche  im  §  5  des 
Wahlgesetzes  vom  31.  Mai  18<>!)  (Bundesgesetzblatt  18(;9S.  145  ff.) 
vorbehalten  ist,  werden  in  Bayern  48,  in  Württemberg  17,  in 
Baden  14,  in  Hessen  sudlich  vom  Main  6  Abgeordnete  gewählt, 
und  beträgt  demnach  die  Gesamtzahl  der  Abgeordneten  382. 

Dieser  Art.  20  RV.  ist  gar  nicht  zu  verstehen  ohne  Kenntnis 
des  §  5  des  Wahlgesetzes,  welcher  sagt: 

In  jedem  Bundesskate  wird  auf  durchschnittlich  100000  See- 
len derjenigen  Bevölkerungszahl,  welche  den  Wahlen  zum  ver- 
fassungsgebenden Reichstage  zu  Grunde  gelegen  hat,  ein  Ab- 
geordneter gewählt.  Ein  Überschuß  von  mindestens  50000  Seelen 
der  Gesamtbevölkerung  eines  Bundesstaates  wird  vollen  100  000  See- 
len gleich  gerechnet.  In  einem  Bundesstaate,  dessen  Be- 
völkerung 100000  Seelen  nicht  erreicht,  wird  Ein  Abgeordneter 
gewählt. 

Demnach  beträgt  die  Zahl  der  Abgeordneten  207  und 
kommen  auf  ....  (es  folgt  die  Zahl  der  Abgeordneten  für 
jedes  Mitglied  des  Norddeutschen  Bundes). 

Kine  Vermehrung  der  Zahl  der  Abgeordneten  infolge  der 
steigenden  Bevölkerung  wird  durch  das  Gesetz  bestimmt. 

Man  ersieht  hieraus,  daß  der  §  5  des  Wahlgesetzes  und 
Art.  20  Abs.  2  RV.  ein  untrennbares  Ganzes  bilden,  daß  Art.  20 
Abs.  2  KV.  lediglich  eine  Ergänzung  des  §  5  des  Gesetzes  vom 
31.  Mai  18i;<)  ist,  und  es  muß  daher  §  5  des  Wahlgesetzes  gleich- 
falls als  verfassungsrechtlich  angesehen  werden.  Es  wäre  doch 
ein  Unding,  wenn  die  Zahl  der  Abgeordneten  für  die  neu  ein- 
getretenen süddeutschen  Staaten  durch  Verfassungsgesetz,  diejenige 
der  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  aber  durch  einfaches  Gesetz 
festgelegt  sein  sollte.  Daß  Art.  20  KV.  die  Regelung,  wie  sie  im 
§  5  des  Wahlgesetzes  vorgesehen  ist,  auf  dem  Wege  der  einfachen 
Gesetzgebung  erfolgen  läßt,  kann  an  dem  verfassungsrechtlichen 
Charakter  der  beiden  Bestimmungen  nichts  ändern '),  da  es  sich 
lediglich  um  die  Vermehrung  der  Zahl  der  Abgeordneten  handelt, 
während  jede  anderweitige  Änderung,  wie  oben  bereits  erwähnt,  unter 
Beobachtung  des  Art.  78  RV.  vor  sich  gehen  muß. 


>)  a.  A.  Strydiil,  8. 
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§4. 

ß)  Art,  40  RV. 

Einer  eingehenderen  Betrachtung  wegen  des  Umfanges  der 
Vorschriften,  auf  die  in  ihm  verwiesen  wird,  bedarf  Art  40  RV.: 

Die  Bestimmungen  in  dem  Zollvereinigungsvertrage  vom 
x.  Juli  18(57  hleiben  in  Kraft,  soweit  sie  nicht  durch  die  Vor- 
schriften dieser  Verfassung  abgeändert  sind  und  solange  sie  nicht 
auf  dem  im  Art.  7,  beziehungsweise  78  bezeichneten  Wege 
abgeändert  werden. 

Der  Unklarheit,  die  auch  diesen  Artikel  auszeichnet,  ist  man 
sich  bei  dessen  Abfassung  wohl  bewußt  gewesen1).  Als  nämlich 
der  Abgeordnete  Las k er2)  sich  im  Reichstage  bei  der  Beratung 
des  badisch-hessischen  Vertrages,  der  bereits  den  jetztigen  Wort- 
laut des  Art.  40  RV.  enthielt,  darüber  beklagte,  es  sei  ihm  völlig 
unklar,  was  der  Ausdruck:  „auf  dem  im  Art.  7  bezw.  78  be- 
zeichneten WTegett  bedeuten  solle,  erwiderte  der  Präsident  Del- 
brück3) als  Vertreter  des  Bundesrates,  daß  die  Bestimmungen  der 
in  Frage  kommenden  Zollvereinigungsverträge  teils  administrativer, 
teils  legislativer  und  teils  verfassungsrechtlicher  Natur  seien,  daß 
aber  von  einer  Klassifikation  wegen  der  damit  verbundenen 
Schwierigkeiten  Abstand  genommen  worden  wäre-,  dahin  gehende 
Fragen  mußten  erledigt  werden,  wenn  ein  praktisches  Bedürfnis 
hierzu  hervortrete.  Von  dieser  Erklärung  nicht  befriedigt,  sprach 
der  Abgeordnete  Miquel4)  die  Erwartung  aus,  daß  dem  nächsten 
Deutschen  Reichstage  ein  Vervollständigungsgesetz  vorgelegt  werden 
würde,  welches  klarstelle,  was  als  Teil  der  Verfassung  und  was 
als  einfaches  Gesetz  anzusehen  sei.  Bei  der  Beratung  der  Deut- 
schen Reichsverfassung  ging  dann  Art.  40  RV.  ohne  jede  Be- 
merkung durch,  die  Anregung  Miquels  blieb  ohne  Erfolg. 

So  ist  es  denn  der  Wissenschaft  überlassen  geblieben,  den 
Sinn  und  die  Tragweite  des  Art.  40  RV  zu  erforschen.  Und  die 
Wissenschaft  hat  sich  der  ihr  gestellten  Aufgabe  nicht  entzogen, 
es  sind  namentlich  der  Präsident  Delbrück  selbst  in  seiner  Schrift 

')  Vgl.  Delbrück,  Der  Artikel  40  der  Reichsverfassung,  1881,  S.  1: 
.Seydel,  S.  261  ff. 

»)  Rede  in  der  Sitzung  vom  7.  Dezember  1870,  Bezold,  III  S.  271). 
3)  Bezold,  III  S.  280.         «)  Bezold,  III  S.  281. 
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über  den  Art.  40  der  Reichsverfassung  und  Haenel  in  seinen 
Studien  Band  I  gewesen,  die  Klarheit  in  dem  Wirrnis  ge- 
schaffen haben.  Wahrlich  keine  leichte  Arbeit,  wenn  man  be- 
rücksichtigt, daß  im  Art,  1  des  Zollvereinigungsvertrages  vom 
8.  Juli  1867»)  die  Zoll  Vereinigungsverträge  vom  22.  und  30.  März 
und  11.  Mai  1833,  vom  1*2.  Mai  und  10.  Dezember  1835,  vom 
2.  Januar  1830,  vom  8.  Mai,  19.  Oktober  und  13.  November  1841, 
vom  4.  April  1853  und  vom  1(>.  Mai  18(>.r>  nebst  den  zu  ihnen 
gehörenden  Separatartikeln  aufrecht  erhalten  worden  sind. 

Alle  diese  Bestimmungen  haben,  soweit  sie  noch  bestehen, 
durch  Art  40  RV.  reichsrechtlichen  Charakter  erhalten.  Sie  sind 
aber  keineswegs  alle  Verfassungs recht  geworden,  da  durch  die 
Bezugnahme  in  Art.  40  RV.  auf  Art  7  RV,  der  seinerseits  wieder 
auf  Art  5  und  auf  Art.  37  RV.  verweist,  einzelne  Normen  der 
Zollvereinigungsvertnige  die  Kraft  eines  einfachen  Gesetzes,  anderen 
die  einer  Verwaltungsvorschrift  beigelegt  ist8). 

Es  ist  nicht  möglich,  hier  eine  Untersuchung  darüber  anzu- 
stellen, welche  von  den  im  Art,  40  RV.  aufrecht  erhaltenen  Vor- 
schriften verfassungsrechtlicher,  welche  einfach  gesetzlicher  und 
welche  verwaltungsrechtlicher  Natur  sind.  Zu  diesem  Zwecke 
müßten  alle  die  erwähnten  Bestimmungen  einer  eingehenden  Be- 
trachtung unterzogen  werden,  was  außerhalb  des  Rahmens  dieser 
Abhandlung  liegt.  Uns  interessiert  hier  lediglich  die  Frage,  was 
gehört  zur  ^Verfassung"  im  Sinne  des  Art,  78  RV.,  und  es  ge- 
nügt für  uns  daher,  diejenigen  Grundsätze,  welche  für  einen  ver- 
fassungsrechtlichen Charakter  der  im  Art  40  RV.  zu  Reichs- 


')  Bundesgesetz.  Hl.  1867,  S.  81  ff.,  Rinding,  S.  112  ff. 

2)  So:  Haenel.  Studien,  I  S.  12"):  derselbe,  Staatsrecht,  S.  395: 
v.  Könne,  II  1  S.  197:  Delbrück,  S.  4 :  Frhr.  v.  AuiseB,  Die  Zölle  und 
Steuern  sowie  die  vertragsmäßige  auswärtigen  Handelsbeziehungen  des 
Deutachen  Meiches  (zum  vierten  Male  bearbeitet)  in  Hirtlfs  Annalen  1893. 
S.  187;  G.  Meyer,  Lehrbuch  des  Deutsehen  Verwaltungsreehtes,  1894,  II, 
S.  321:  derselbe,  Staatsrecht.  S.  7fi!h  Arndt,  Kommentar  zur  Beichsver- 
fassung,  1895,  S.  180:  derselbe,  Staatsrecht,  S.  356  ff.:  Sejdel,  S.  205 : 
Laband,  Staatsrecht,  IV  S.  388:  v.  Jagemann,  S.  148:  a.  A.:  Zorn,  II 
S.  721  ff.,  nach  dessen  Behauptung  die  im  Art.  40  KV.  aufrecht  erhaltenen 
Bestimmungen  nur  Yerfassungsrecht.  oder  Yerwaltungsvnrsehriften  sind,  da 
Art.  40  UV.  lediglicli  Art.  7  und  Art.  78  KV.  in  Bezug  nehme.  Art.  7 
verweist  doch  aber  selbst  auch  auf  Art.  5  UV. 
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recht  erklärten  Vorschriften  sprechen,  aufzustellen  und  hiernach 
die  als  integrierende  Bestandteile  des  Staatsgrundgesetzes  anzu- 
sehenden Bestimmungen  herauszusuchen. 

Als  solche  sind  zu  erachten  einmal  die  Vorschriften  der  Zoll- 
vereinigungsverträge, welche  außerhalb  der  Kompetenz  des 
Reiches  liegen  und  ferner  diejenigen,  welche  die  Zuständig- 
keit des  Reiches  und  der  Bundesstaaten  von  einander 
abgrenzen  '). 

Nehmen  wir  nach  diesen  Gesichtspunkten  zunächst  eine  Prüfung 
des  Vertrages  vom  K.  Juli  181} 7  vor. 

Es  ergeben  sich  als  außerhalb  der  verfassungsmäßigen 
Reichskompetenz  liegend: 

1 .  Art.  5,  I,  der  das  Verbot  enthält,  innere  Steuern  von  allen 
mit  einer  Eingangsabgabe  von  mehr  als  15  Sgr.  für  den  Centner 
belegten  ausländischen  Erzeugnissen  zu  erheben2). 

2.  Art  5,  II,  §*2,  der  Beschränkungen  der  Bundesstaaten  in 
Beziehung  auf  die  Gegenstände  und  auf  das  Maß  der  Besteuerung 
ausspricht3). 

3.  Art.  5,  II.  §  3,  welcher  den  Grundsatz  gleichmäßiger  Be- 
handlung bei  bestimmten  im  Bereiche  der  Vereinsländer  zur  Er- 
hebung kommenden  Abgaben  aufstellt4). 

x)  So:  (}.  Meyer,  Verwaltungsrecht,  S.  184:  derselbe,  Staatsrecht, 
S.  769;  Seydel,  S.  267:  Laband,  Staatsrecht,  IV  8.  389:  v.  Jagemann, 
S.  148:  Haenel,  Studien,  I  S.  136:  derselbe,  Staatsrecht.  S.  55  modifiziert 
jedoch  seine  Ansicht  dahin,  daß  alle  diejenigen  Bestimmungen,  die  nur 
folgerichtige  Entwickelungen  aus  den  in  der  KV.  bereits  festgestellten 
Grundsätzen  sind,  verfaßungsrechtlichen  Charakter  nicht  besitzen. 

2)  So:  Delbrück,  S.  28:  Arndt,  Kommentar,  S.  186  Anm.  1:  der- 
selbe, Staatsrecht,  S.  359;  Seydel,  S.  234:  Laband,  Staatsrecht,  IV  S.  389: 
a.  A.  Haenel,  Staatsrecht,  8.  56  Anm.  13  Nr.  1,  nach  dessen  Ansicht  obige 
Bestimtnnng  unter  die  Kompetenz  des  Reiches  fallt. 

*)  So:  Haenel,  Studien,!  S.  141:  derselbe,  Staatsrecht,  S.  56  f.: 
Delbrück,  S.  29  f.:  Arndt,  Kommentar,  S.  188,  Anm.  1.  Auch  eine  Ab- 
änderung des  Abs.  3  §  2  bedarf  der  für  Verfassungsänderungen  vorge- 
schriebenen Form,  da  es  sich  hier  um  eine  die  Abs.  1  und  2  ergänzende, 
neu  zu  schaffende  Verfaßungsbestimmung  handelt  ;  ebenso,  aber  aus  anderen 
«iründen,  Delbrück,  S.  30;  Seydel,  S.  233:  a.  A.  Haenel,  Staatsrecht, 
S.  680  Anm.  2. 

*)  So:  Delbrück,  S.  32  ff.:  Arndt,  Kommentar,  S.  188  Anm.  1:  a.  A. 
Haenel,  Staatsrecht,  S.  57,  der  nur  der  im  §  3  Nr.  e  enthaltenen  Exemtion 
der  Süddeutschen  Staaten  verfaßungsrechtlichen  Charakter  zuspricht. 
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4.  Art.  5  II,  §4a,  b,  o,  der  denjenigen  Staaten,  die  eine 
innere  Steuer  auf  den  Kauf  oder  Verkauf,  die  Verzehrung,  die 
Hervorbringung  oder  die  Zubereitung  eines  Konsumtionsgegen- 
standes gelegt  haben,  die  Befugnis  zuspricht,  bei  der  Ausfuhr 
eines  solchen  Gegenstandes  nach  anderen  Vereinsstaaten  diese  Steuer 
unerhoben  zu  lassen  bezw.  den  gezahlten  Betrag  derselben  ganz 
oder  teilweise  zurückzuerstatten,  und  die  Ausübung  dieser  Befugnis 
regelt '). 

").  Art.  5,  II,  §  Ii,  der  sich  mit  Bestimmungen  über  die  Er- 
hebung der  inneren  Steuern  und  mit  den  zur  Sicherung  der  Steuer- 
erhebung erforderlichen  Anordnungen  befaßt*). 

(5.  Art.  5  II,  §  7,  welcher  Beschränkungen  des  Besteuerungs- 
rechts der  Gemeinden  ausspricht 3). 

7.  Art.  10  Abs.  2,  in  welchem  gewisse  Abgaben  und  sonstige 
Bezüge  dem  privativen  Genüsse  einzelner  Regieningen  vorbehalten 
werden  mit  Ausnahme  der  Steuern  für  Branntwein  und  Bier 
(Art.  35  RV.)  und  der  Wasserzölle  (Art.  M  RV.)4). 

8.  Art.  22,  welcher  die  Erhebung  von  Chausseegeldern  oder 
anderer  statt  derselben  bestehenden  Abgaben,  sowie  der  Pflaster-, 


')  So:  v. Rönne,  II  1  S.  204  f.:  Delbrück,  S.  35  f.:  Scydel  S.  237: 
Arndt,  Staatsrecht,  S.  204  f.:  a.  A.  Haencl,  Staatsrecht,  S.  56  Anin.  13  Nr.  2, 
der  im  §  4  nur  eine  Anerkennung  bezw.  Durchführung  von  verfassungsrecht- 
lichen Grundsätzen  erblickt, 

Nr.  d.  des  §4  ist  aufgehoben  durch  «las  Gesetz  vom  10.  Juli  18711 
(Bcichsges.  Bl.  1871),  S.  259). 

2)  So;  Delbrück,  S.  38:  Hacnel,  Staatsrecht,  S.  56,  680. 

Die  Bestimmungen  über  Branntwein  sind  durch  Verzicht  der  süddeut- 
schen Staaten  auf  diese  ihnen  zustehende  Fxcmtion  erledigt. 

:<)  So:  Haencl.  Studien,  I  S.  141  f.:  derselbe,  Staatsrecht,  S.  57.  680. 
398:  Delbrück,  S.  40:  Arndt,  Staatsrecht,  S.  364. 

Nach  §  13  des  Zolltarifgesetzes  vom  25.  Dezember  1902  (KG.  Bl.  S.  303; 
dürfen  vom  1.  April  1910  ab  Abgaben  auf  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Mehl 
und  andere  Mühlenfabrikate,  desgleichen  auf  Backwaren.  Vieh,  Fleisch, 
Fleischwaren  und  Fett  für  Ücchnung  von  Kommunen  und  Korporationen  nicht 
mehr  erhoben  werden  und  es  sind  von  diesem  Zeitpunkte  ab  die  entgegen- 
stehenden Bestimmungen   des  §  7   für  aufgehoben  erklärt. 

*)  So:  v.  Bonne,  II  1  S.  205:  Delbrück,  S.  53:  Arndt,  Kommen- 
tar, S.  193  f.:  Sevd el,  S.  254:  a.  A.  Haenel,  Staatsrecht,  S.  56  Anm.  13 
Nr.  3,  nach  dessen  Auflassung  diese  Bestimmung  unter  die  Kompetenz  des 
Beiches  füllt. 
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Damm-,  Brücken-  und  Fährgelder  oder  ähnlicher  Abgaben  be- 
handelt1). 

!).  Art.  26  Abs.  3,  der  den  Kaufleuten,  Fabrikanten  und 
anderen  Gewerbetreibenden  unter  gewissen  Umständen  Abgaben- 
freiheit zusichert9). 

Als  die  Zuständigkeit  des  Reiches  gegenüber  den  Bundes- 
staaten abgrenzend  sind  aus  dem  Gesetz  vom  8.  Juli  1867  an- 
zuführen : 

10.  Art.  18,  S.  1,  der  über  den  Vorbehalt  des  Begnadigungs- 
und Strafverwandlungsrechtes  handelt3). 

11.  Art.  10  Abs.  2  und  3,  soweit  in  diesen  Absätzen  den 
Landesregierungen  das  Recht  zur  Ernennung  der  Beamten  und 
Diener  bei  den  Lokal-  und  Bezirksstellen  vorbelialten  wird  und 
soweit  sie  die  Behörden,  durch  welche  die  Bundesstaaten  die  Er- 
hebung und  Verwaltung  der  gemeinschaftlichen  Abgaben  gleichmäßig 
auszuüben  haben,  bestimmen4). 


•)  So:  Haenel,  Studien,  I  S.  143:  Delbrück,  S.  85  f.:  Meyer, 
Verwaltungsrecht,  S.  521  f.:  Seydel,  S.  236:  Laband,  Staatsrecht,  IV 
8.  390:  v.  Jagemann,  S.  231 :  Arndt.  Kommentar,  S.  200:  a.  A.  Haenel, 
Staatsrecht,  S.  57  Anm.  13  Nr.  6,  623  f.,  wo  er  sich  dahin  berichtigt,  daß 
Art.  22  unter  die  Reichskompetenz  fallen  und  nur  das  in  Art.  22  ausge- 
sprochene Vorrecht  Oldenburgs  verfassungsrechtlicher  Natur  sein  soll. 

a)  So:  Delbrück,  S.  90:  scheinbar  auch  Arndt,  Kommentar,  S.  201; 
a.  A.  Haenel,  Staatsrecht,  S.  6 IC,  nach  dessen  Auffassung  Art.  26  zur 
Kompetenz  des  Reiches  gehört.  Haenel,  Staatsrecht,  S.  57  Anm.  13  Nr.  7 
spricht  von  dem  unbestritten  nicht  verfassungsrechtlichen  Abs.  2  des  Art.  26: 
v.  Proebst.  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches,  1905,  S.  220  Anm.  3  halt 
Art.  26  und  27  für  ersetzt  durch  Art.  3  uud  4  Ziff.  1  und  3  der  RV. 

3)  So:  Haenel,  Studien,  I  S.  138:  v.  Rönne,  III  S.  203:  Del- 
brück, S.  79;  Meyer,  Verwaltungsrecht,  II  S.  330:  Arndt,  Kommentar. 
S.  198;  derselbe,  Staatsrecht,  S.  359:  Laband,  Staatsrecht,  IV  S.  390:  a.  A. 
Haenel,  Staatsrecht,  S.  56  Anm.  13  Nr.  4,  der  hier  Art.  18  als  eine  Kon- 
sequenz aus  Art.  39  RV.  ansieht  und  ihm  deshalb  die  verfassungsrechtliche 
Natur  abspricht. 

*)  So:  Haenel,  Studien,  I  S.  138,  S.  51:  Arndt,  Staatsrecht,  S.  359: 
Laband,  Staatsrecht,  IV  S.  390:  a.  A.  Haenel,  Staatsrecht,  S.  57  Anm.  13 
Nr.  5,  der  Art.  19  nur  für  eine  nicht  verfassungsrechtliche  Speziali- 
sierung und  Folgerung  aus  Art.  36  RV.  hält.  Allerdings  stellt  Art.  19  einen 
Ausfluß  der  nach  Art.  36  RV.  den  Rundesstaaten  zustehenden  Ausübung  der 
Zoll-  und  Steuerverwaltung  dar:  da  es  sich  aber  um  eine  Abgrenzung  der 
Rechte    der  Einzelstaaten  gegenüber  denjenigen  des  Reiches  handelt,  so 
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Damit  sind  die  verfassungsrechtlichen  Bestimmungen  des 
Zollvereinvertrages  vom  H.Juli  lSlw  erschöpft1).  Es  wird  nun 
noch  festzustellen  sein,  ob  die  anderen  durch  Art.  40  RV.  aufrecht 
erhaltenen  Zollvereinigungsvorschriften  Bestimmungen  enthalten, 
die  als  verfassungsrechtlich  im  Sinne  des  Art.  78  RV.  anzusehen 
sind. 

Von  den  in  Art.  1  des  Vertrages  vom  8.  Juli  18(>7  ange- 
zogenen Vertrügen  sind  nur  noch  wenig  Vorschriften  in  Kraft2). 
Verfassungsrechtlicher  Charakter  kann  von  ihnen  beigelegt 
werden : 

1.  Art.  (>  der  Übereinkunft  wegen  Erhebung  einer  Abgabe 
von  Salz  vom  8.  Mai  1867  (Bundesgesetzbl.  18(>7,  S.  49  ff.)  in 
welchem  jedem  Staate  vorbehalten  wird,  von  dem  abgabenfreien 
Salze  eine  Kontrollgebuhr  von  höchsten  2  Sgr.  für  den  Centner 
zu  erheben. 

*2.  Dem  Schlußsatz  des  §  2  Art.  1 1  Nr.  II  des  Vertrages  vom 
lt).  Mai  18C5  (preuß.  Gesetz-Sammlung  041  ff.,  «53),  der  den 
Einzelstaaten  die  Besteuerung  eines  noch  nicht  gewöhnlichen  Ge- 
tränkes oder  Nahrungsmittels  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
gestattet 3). 

Diese  beiden  Vorschriften  sind  noch  in  Kraft  und  fallen  nicht 
unter  die  Kompetenz  des  Reiches. 

muß  die  Bestimmung  nach  den  oben  behandelten  Grundsätzen  als  ver- 
fassungsrechtlich angesehen  werden. 

')  Als  Verfassungsrecht  sehen  ferner  an:  Delbrück,  S.  89  und 
scheinbar  ebenso  v.  Rönne,  II  1  S.  206:  den  Art.  25,  dieser  Art.  ist 
jedoch  durch  Art.  54  Abs.  4  RV.  ersetzt,  vgl.  Arndt  Kommentar,  S.  201, 
Anm.  3,  und  v.  I'roebst.  Verfassung,  S.  220  Anm.  2:  ebenso  Haenel. 
Staatsrecht.  S.  57:  Art.  U)  Nr.  1,  soweit  er  die  Ermächtigung  enthält,  aus- 
nahmsweise die  Krhebting  und  Verwaltung  der  Hingangs-  und  Ausgangs- 
abgaben der  Gemeinschaft  und  jetzt  dem  Reiche  zu  überweisen:  diese  Er- 
mächtignngsklausel  ist  aber  wie  der  ganze  Art.  16  lediglieh  einfach  gesetz- 
licher Natur. 

*)  Vgl.  v.  Rönne,  II,  1  S.  194:  Meyer,  Verwaltungsrecht,  II  S.  321. 

3)  So:  Delbrück,  S.  DJ:  a.  A.  Haenel,  Staatsrecht,  S.  57  Anm.  13 
Nr.  8.  393  Anm.  8.  Ks  handelt  sich  in  dem  oben  genannten  Art.  nicht,  wie 
Haenel  meint,  um  eine  Maßregel  der  Steuerverwaltung,  die  der  Abwicke- 
lung des  Geschäftes  der  Besteuerung  dienen  soll,  sondern  um  eine  nicht 
unter  die  verfassungsmäßige  Reichskonmetenz  fallende  Gebühr,  wie  Del- 
brück mit  Recht  bemerkt. 
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Damit  sind  m.  E.  die  sämtlichen  Bestimmungen,  die  im 
Art.  40  RV.  aufrecht  erhalten  sind  und  zur  „Verfassung"  im 
Sinne  des  Art.  78  RV.  gehören,  aufgezählt1). 

Wenn  Delbrück5)  noch  weiter  sagt,  die  Vorschriften,  welche 
das  Zollkartell  vom  11.  Mai  1833  über  den  Bezug  der  Geldstrafen, 
Konfiskationserlöse  und  hinterzogenen  Gefälle  enthalte,  lägen  außer- 
halb des  Kreises  der  Justizgesetze  und  seien  deshalb  unzweifelhaft 
verfassungsrechtlicher  Natur,  so  dürfte  dies  doch  nicht  so  ganz  un- 
zweifelhaft sein;  man  wird  vielmehr  annehmen  müssen,  daß  das 
Reich  auch  zu  solchen  Regelungen  auf  Grund  seiner  Straf-  und 
Zollgesetzgebungsbefugnis  durchaus  ermächtigt  ist3).  Ferner  ver- 
mag ich  den  Ausführungen  Delbrücks4),  die  Bestimmungen  der 
Thüringischen  Vereinsvertrage  vom  10.  Mai  1833,  26.  November 
185*2,  3.  April  1853  und  27.  Juni  1864 5)  über  die  Organisation 
der  Zoll-  und  Steuervenvaltun^  besäßen  den  Charakter  von  Ver- 
fassungsrecht, nicht  beizustimmen.  Hinsichtlich  der  in  diesen 
Verträgen  geordneten  Materien  bestimmt  Art.  36  RV.,  daß  die 
Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  (Art.  35 
RV.)  jedem  Bundesstaate  innerhalb  seines  Gebietes  überlassen 
bleibt,  sow»?it  derselbe  sie  bisher  ausgeübt  hat.  Art.  36  RV.  er- 
kennt demnach  lediglich  an,  daß  jene  Vereinbarungen  trotz  der 
Verfassung  vom  16.  April  1871  weiter  fortbestehen6). 

«)  So:  Delbrück,  S.  30. 
>)  Delbrück,  S.  32. 

3)  So:  Haenel,  Staatsrecht,  S.  57,  Anm.  13  No.  9:  anscheinend  auch 
v.  Aufseß,  S.  2.39. 

*)  Delbrück,  S.  95,  91. 

5)  Vgl.  Delbrück,  S.  91  Anm.  3. 

fi)  So:  Haenel,  Staatsrecht,  S.  407. 
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Kapitel  2. 

Bedeutung  von  „Vorschriften  der  Reichsverfassung, 
durch  welche  bestimmte  Rechte  einzelner  Bundes- 
staaten in  deren  Verhältnis  zur  Gesamtheit  festgestellt 
sind",  im  Art  78  Abs.  2  RV. 

§5. 

Begriffsbestimmung  der  im  Art.  78  Abs.  2  RV.  erwähnten  Rechte. 

Bei  der  Redaktion  der  Reichsverfassung  tauchte  der  Gedanke 
auf,  gewisse  Rechte  der  Einzelstaaten  dadurch  besonders  zu  schützen, 
daß  sie  nicht  durch  Majoritätsbeschluß  abänderbar  sein  sollten. 
Demgegenüber  wurde  von  anderer  Seite  darauf  hingewiesen,  daß 
es  eines  ausdrücklichen  Schutzes  der  jura  singulorum  nicht  be- 
nötige, da  es  selbstverständlich  sei,  daß  sie  nur  mit  Zustimmung 
des  berechtigten  Staates  abgeändert  werden  könnten.  Dem  nun- 
mehr hervortretenden  Wunsche,  den  Begriff  der  jura  singulorum 
bestimmt  zu  delinieren,  wurde  wegen  der  Schwierigkeit  einer 
derartigen  Begriffsbestimmung  nicht  entsprochen;  ein  Antrag  des 
Abgeordneten  Haenel,  in  der  Reichsverfassung  die  einem  besonderen 
Schutze  unterstellten  Rechte  der  Einzelstaaten  namentlich  aufzu- 
führen, wurde  abgelehnt.  Auf  diese  Weise  entstand  die  gegen- 
wärtige Fassung  des  Abs.  2  Art.  78  RV.  Zuerst  fand  sich  der 
jetzige  Wortlaut  in  dem  Protokolle  betr.  die  Vereinbarung  zwischen 
dem  Norddeutschen  Bunde,  Baden  und  Hessen  über  Gründung 
des  Deutschen  Bundes  und  Annahme  der  Bundesverfassung  vom 
15.  November  1870,  wo  es  unter  No.  8  heißt1): 

Zu  Art.  78  der  Verfassung   wurde   allseitig   als  selbst- 
verständlich angesehen,  daß  diejenigen  Vorschriften  der  Ver- 

»)  Stoi-rk,  S.  3U:  Hindig,  S.  ics. 
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fassnng,  durch  welche  bestimmte  Rechte  einzelner  Bundesstaaten 
in  deren  Verhältnis  zur  Gesamtheit  festgestellt  sind,  nur  mit 
Zustimmuni?  des  berechtigten  Bundesstaates  abgeändert  werden 
können. 

Von  hier  aus  ist  diese  Bestimmung  in  die  Vertrage  mit 
Württemberg  vorn  25.  November  1S70  unter  1  g\)  und  mit  Bayern 
von  23.  November  1870  unter  Ziffer  V*)  übernommen  worden3). 

Ks  ist  somit  auch  hier  der  Wissenschaft  ein  weiter  Spielraum 
gewahrt,  es  ist  ihr  überlassen  geblieben,  festzustellen,  welche 
Rechte  Abs.  2  Art.  78  RV.  als  „Vorschriften  der  Reichsverfassung, 
durch  welche  bestimmte  Rechte  einzelner  Bundesstaaten  in  deren 
Verhältnis  zur  Gesamtheit  festgestellt  sind",  besonders  schützt. 

Über  diesen  Punkt  sind  verschiedene  Meinungen  aufgestellt. 
Ich  möchte  sie  in  drei  Gruppen  teilen. 

Der  sächsische  Minister  Frhr.  v.  Friesen  äußerte  sich  am 
23.  Februar  1872  in  seiner  Rede  vor  der  sächsischen  Kammer  der 
Abgeordneten  dahin4),  daß  durch  Abs.  2  Art.  78  RV.  alle  die- 
jenigen Rechte  der  einzelnen  Staaten  geschützt  wurden,  die  unter 
den  Begriff  der  jura  singulorum  fielen.  Die  Lösung  der  Frage, 
was  jura  singulorum  heiße,  bliebe  dabei  nach  Friesen  der  Inter- 
pretation überlassen. 

Dieser  Ansicht  steht  diejenige  von  Laband a)  nahe.  Nach 
ihm  enthält  der  Abs.  2  Art.  78  RV.  keine  erschöpfende  Bestimmung 
darüber,  welche  Rechte  der  Einzelstaaten  nicht  'ohne  deren  Zu- 


»)  Binding,  S.  173. 

a)  Stoerk,  S.  43:  Binding,  S.  i!>8. 

3)  Über  die  geschichtliche  Entwicklung  des  Abs.  2  Art.  78  RV.  vgl.: 
Authentische  Erklärungen  über  die  Keservatrechte  in  HirtVs  Annnlen  1872 
S.  1585  ff.:  die  Rede  des  Ministers  v.  Friesen  S.  MIC  ff.:  Laband,  Begriff 
der  Sonderrechte  nach  deutschem  Reichsrecht  in  Birth"»  Aunalen  1874 
S.  151 9  ff. :  Loening,  Die  Sonderrechte  der  deutschen  Staaten  und  die  Reichs- 
verfassung,  in  Hirth's  Annalen  187">  S.  337  ff.:  Seydel,  S.  420  ff.:  Arndt, 
Staatsrechts.  198  f.:  Seulen,  S.  39  f. :  v.  Jageutann,  S.  229  f.:  Li.  Meyer? 
Staatsrecht,  S.  595. 

4)  Authentische  Interpretationen  über  die  Reservatrecht«!  in  Hirtlf  s 
Annalen  1872  S.  1616  ff.:  ebenso:  Seydel,  S.  421,  425,  der  die  Ansicht  von 
dein  Vertragsstandpunkte  aus  rechtfertigt. 

5)  Laband  in  HirtVs  Annalen  1874  S.  1487  IT.,  1524:  derselbe.  Staats- 
recht, I  S.  110:  ebenso:  Delbrück,  S.  2  und  anscheinend  <>.  Mejer,  S.  342  f. 

Wiese.  Verfaiäuns.«&uderuiiKei)  3 
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Stimmung  aufgehoben  werden  können,  sondern  nur  eine  allgemeine 
Anwendung  des  Grundsatzes,  daß  jura  singulomm  nicht  ohne  Zu- 
stimmung des  berechtigten  Staates  aufgehoben  werden  können,  und 
das  Anerkenntnis,  daß  dieser  Grundsatz  auch  durch  die  Bestimmung 
des  Art.  78  Abs.  1  RV.  unberührt  bleibt.  Die  einzelnen  im  Deutschen 
Reiche  bestehenden  jura  singulorum  sucht  Lab  and  auf  Grund 
einer  eingehenden  historischen  Untersuchung  aufzuzahlen. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  beiden,  den  Abs.  2  Art.  78  RV. 
sehr  weit  interpretierenden  Auffassungen,  schließt  sich  die  herrschende 
Ansicht  eng  an  den  Wortlaut  des  Verfassungstextes  an  und  ver- 
steht unter  den  im  Abs.  2  Art.  78  RV.  bezeichneten  Rechten  nur 
solche,  welche  in  dem  Staatsgrundgesetze  vom  1(>.  April  1871 
selbst  enthalten  sind ').  Die  Vertreter  dieser  Meinung  weichen 
allerdings  wiederum  in  manchen  Punkten  von  einander  ab,  worauf 
noch  zurückzukommen  sein  wird. 

Gehen  wir  zunächst  zu  einer  Kritik  der  angeführten  drei 
Auffassungen  des  Abs.  2  Art.  78  RV.  über. 

Die  Ausführungen  v.  Friesen's  und  Laband's  haben  viel- 
leicht die  Entstehungsgeschichte  des  Abs.  2  Art.  78  RV.  fQr  sich. 
Daß  die  Bestimmung  sich  gerade  zuerst  in  dem  Vertrage  mit 
Baden  und  Hessen  findet,  während  die  Verfassung  doch  für  Hessen 
gar  keine  Sonderrechte  begründe  und  für  Baden  lediglich  den  im 
Art.  3f>  Abs.  2  RV.  gemachten  Vorbehalt  hinsichtlich  der  Brannt- 
wein- und  Biersteuer  enthalte,  ist  aber  nicht  so  auffallend,  wie 
Laband2)  meint,  denn  die  Erklärung  hierfür  liegt  ganz  einfach 
darin,  daß  es  sich  um  eine  Anticipation  bayrischer  Forderungen 
handelt  ').  Gegen  die  beiden  erwähnten  Ansichten  spricht  jedoch 
der  Wortlaut  des  Abs.  2  Art.  78  RV.  Die  Fassung  des  ganzen 
Art.  78  RV.  läßt  erkennen,  daß  der  Abs.  2  nur  eine  Ergänzung, 
eine  Erläuterung  des  Abs.  1   sein  soll,  daß  er  eine  Ausnahme 

x)  So:  v.  M oh  1 ,  das  deutsche  Reichsstaatsrecht,  S.  f»3:  Westerkamp 
S.  73  ff.;  Haenel,  Studien,  I  S.  189:  derselbe,  Staatsrecht,  S.  817  ff.,  807  ff.: 
Kneiting,  S.  345  ff.:  v.  lioeiinc,  III  S.  4(5:  Schulze,  Lehrbuch  des 
deutsehen  Staatsrechts,  II  S.  13  ff. :  v.  Kirchen  he  im,  Lehrbuch  des 
Deutschen  Staatsrechts.  1887,  S.  284:  Zorn,  I  S.  127  ff.  :  Duske.  S.  30  f.. 
Arndt,  Staatsrecht,  S.  199:  derselbe,  Kommentar,  S.  2!U  ;  Sellien,  S.  40: 
v.  Jagemann,  S.  229  ff.;  Meyer,  Staatsrecht,  S.  594  Ann».  VJ. 

,J)  Laband  in  Hirth's  Annalen  187-4  S.  1519. 

3)  Vgl.  Kneiting,  S.  3G4. 
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von  den  regelmäßigen  Erfordernissen  für  eine  Änderung  unseres 
Staatsgrundgesetzes  darstellen  will  *).  Beide  Absätze  stehen  also 
im  engsten  Zusammenhange  und  kann  daher,  wenn  im  Abs.  1 
„Verfassung"  für  „Verfassungsurkunde"  gebraucht  ist,  im  Abs.  2 
unter  „Reichsverfassung"  doch  wohl  nichts  anderes  als  die  „Ver- 
fassung" im  Abs.  1,  also  das  Staatsgrundgesetz  selbst  gemeint 
sein,  natürlich  in  dem  Umfange,  den  die  früheren  Erörterungen 
(§§  2 — 4)  ergeben  haben.  Laban d  gibt  dies  zwar  zu,  behauptet 
aber  weiter2),  Abs.  2  Art.  7tf  KV.  sage  nicht,  daß  es  andere  jura 
singulorum  als  die  in  der  Verfassungsnrkunde  erwähnten  über- 
haupt nicht  gebe  oder  daß  zu  ihrer  Aufhebung  die  Zustimmung 
de»  berechtigten  Staates  nicht  erforderlich  sei.  Gewiß  sagt  dies 
Abs.  2  Art.  78  nicht;  aber  die  Beweisführung  aus  der  Negative 
ist  nicht  zwingend:  Abs.  2  sagt  positiv,  daß  er  „Vorschriften  der 
Reichsverfassung",  also  nicht  außerhalb  dieser  stehende  Be- 
stimmungen schützen  will3),  und  nichts  deutet  darauf  hin,  daß 
es  sich  hier  nur  um  die  Wiederholung  eines  allgemeinen  Prin- 
zipes  handelt.  Ferner  führt  Laban d  für  seine  Ansicht  noch 
zwei  praktische  Gründe  ins  Treffen.  Er  nimmt  den  Fall  an4), 
daß  von  dem  Reiche,  um  einen  Gesetzesvorschlag  durchzubringen, 
einem  Einzelstaate  gewisse  Zugeständnisse  gemacht  werden,  und 
meint  nun,  nach  der  herrschenden  Lehre  konnten  diese  Zu- 
geständnisse dem  betreifenden  Staate  gegen  seinen  Willen  durch 
einfaches  Gesetz  wieder  entzogen  werden.  Ein  derartiges  Vor- 
gehen wäre  gewiß  gegen  den  Grundsatz  von  Treu  und  Glauben  *), 
und  wird  schon  deshalb  im  deutschen  Reiche  nicht  vorkommen, 
wenn  auch  die  formal  rechtliche  Zulässigkeit  behauptet  werden 
möchte;  andererseits  braucht  ja  aber  der  Einzelstaat  seine  Zu- 
stimmung nur  davon  abhängig  zu  machen,  daß  für  das  ihm  ge- 

')  Vgl.  die  Kodon  des  wurttemborgischen  .Tustizininistcrs  v.  Mittnacht 
im  Reichstage  und  in  der  wurttemborgischen  Kammer  der  Abgeordneten 
vom  22.  Dezember  1871  und  8.  Februar  1872,  in  Hirth's  Annalen  1872 
S.  1589  und  11502:  Laband  in  Hirth's  Annalen  1874  S.  1523. 

3)  Laband  in  Hirth's  Annalen  1874  8.  1518.  1523. 

3)  Vgl.  Zorn,  I  S.  127. 

4)  Laband  in  Hirth's  Annalen  1871  S.  1523:  gegen  ihn  mit  Recht 
Loening,  daselbst  1875  S.  350. 

6)  hen  auch  für  das  Staatsrecht  so  scharf  Laband  (in  der  Juristen- 
zeitung Rd.  9  S.  324)  vertreten  hat. 

3' 
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macht«  Zugeständnis  eine  dem  Abs.  •>  Art.  78  RV.  entsprechende 
Vorschrift  in  das  betreffende  Gesetz  aufgenommen  wird,  und  er 
hat  sich  dann  auf  diese  Weise  gegen  eine  Entziehung  seines 
Rechtes  gesichert.  Ebenso  unbegründet  ist  die  Befürchtung  La- 
ban d's1),  es  konnte  bei  der  herrschenden  Auffassung  Aber  den 
Abs.  2  Art.  7K  RV.  den  Sonderrechten  der  Einzelstaaten  beliebig 
zu  Leibe  gegangen  werden,  wenn  der  Abs.  2  durch  ein  dem  Abs.  1 
Art.  78  RV.  entsprechendes  Verfassungsanderungsgesetz  aufgehoben 
worden  wäre.  Dem  ist  jedoch  nicht  so;  Abs.  2  des  Art.  78  RV. 
kann  nicht  durch  ein  nur  nach  Abs.  1  dieses  Artikels  zustande 
gekommenes  Gesetz  abgeändert  werden.  Ware  dies  der  Fall,  so 
würde  die  ganze  Vorschrift  des  Abs.  2  Art.  7N  RV.  zwecklos,  der 
in  ihm  den  Sonderrechten  zugebilligte  Schutz  illusorisch  sein. 
Eine  derartige  völlig  nutzlose  Bestimmung  hätte  aber  sicherlich 
in  das  Staatsgrundgesetz  keine  Aufnahme  gefunden.  Namentlich 
ist  aber  zu  berücksichtigen,  daß  Abs.  2  Art.  78  RV.  doch  selbst 
ein  Sonderrecht  für  die  mit  Sonderrechten  ausgestatteten  Staaten 
enthält,  daß  er  also  durch  sich  selbst  geschützt  wird2). 

Nach  diesen  Ausführungen  kommen  wir  somit  zu  dem  Schlüsse, 
daü  Abs.  2  Art.  78  RV.  lediglich  diejenigen  Vorschriften  der 
Verfassungsurkunde3)  selbst  betrifft,  welche  bestimmte  Rechte 
einzelnen  Bundesstaaten  in  deren  Verhältnis  zur  Gesamtheit  vor- 
behalten oder  übertragen.  Art.  78  Abs.  2  RV.  spricht  nun  aller- 
dings nur  von  einer  Abänderung  dieser  Rechte.  Daraus  ergibt 
sich  aber  logischer  Weise,  daü  in  das  Staatsgrundgesetz  auch  ein 
einen  Einzelstaat  in  dessen  Verhältnis  zur  Gesamtheit  bevorzugendes 
oder  belastendes  Recht  nicht  gegen  seinen  Willen  neu  aufge- 
nommen werden  darf.  Es  ist  deshalb  insoweit  auch  m.  E.  zweck- 
los, wenn  zwar  theoretisch  vielleicht  richtig,  zu  behaupten,  Abs.  2 

')  Laband  in  Hirth's  A  finalen  1874  S.  1.V23:  ebenso  Seydel.  S.  490. 

»)  Vgl.  Haenel,  Studien,  I  S.  208:  Sellien,  S.  39:  v.  Jagemann, 
S.  23j:  scheinbar  auch  Westerkamp,  S.  81. 

:i)  Also  nicht  die  besonderen  Vereinbarungen,  welche  sich  in  den  Ver- 
trügen des  Norddeutschen  Bundes  mit  den  süddeutschen  Staaten  befinden,  die 
aber  nicht  in  das  Staatsgrundgesetz  aufgenommen  worden  sind,  wie  Haenel, 
Studien,  I  S.  232  fl*.  und  <i.  Meyer,  Staatsrecht,  S.  /Mi  ff.  u.  a.  meinen. 
Richtig:  Zorn,  I  S.  124.  lUese  Vereinbarungen  scheiden  von  unseren  Unter- 
suchungen vollkommen  aus.  da  sie  nicht  zur  Verfassung  im  Sinne  des 
Art.  78  KV.  gehören. 
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Art.  7«  RV.  betreffe  nicht  solche  Rechte,  die  allen  einzelnen 
Bundesstaaten  oder  jedem  einzelnen  als  solchem  nach  einem 
gemeingültigen  Verfassungsgrundsatze  zukommen1),  denn  wenn 
diesen  Rechten  gegenüber  einem  Bundesstaate  eine  Ausnahme- 
stellung gegeben  werden  sollte,  so  würde  dadurch  ein  Sonderrecht 
in  dessen  Verhältnis  zur  Gesamtheit  begründet,  werden  und  dazu 
wiire  die  Zustimmung  des  betreffenden  Staates  notwendig2). 

Aufzählung  der  im  Abs.  2  Art.  78  RV.  geschützten  Rechte. 

I.  Wie  bereits  angedeutet,  sind  die  Meinungen  innerhalb  der 
herrschenden  Lehre  über  den  Abs.  2  Art..  78.  RV.  geteilt.  Eine 
Sonderstellung  nehmen  Zorn  und  Meyer3)  ein,  beide  wollen 
die  Vorschrift  möglichst  eng  interpretieren,  Zorn  hält  sie  sogar  in 
einem  geordneten  Staatswesen  für  eine  Anomalie  bedenklichster 
Art.  Ist  nun  aber  auch  zweifellos  eine  strikte  Auslegung  des 
Abs.  '2  Art.  78  RV.  geboten4),  so  darf  man  doch  dem  Fehler 
der  allzu  weiten  Interpretation  gegenüber  nicht  in  denjenigen  der 
zu  engen  verlallen.  So  will  G.  Meyer3)  unter  den  bestimmten 
Rechten  einzelner  Bundesstaaten  nur  die  Exemtionen  von  der 
Reichskompetenz  auf  Grund  bestimmter  Vorschriften  der  Verfassung 
verstanden  wissen.  Meyer  stützt  seine  Ansicht  auf  einen  Zusatz 
zu  Abs.  2  Art.  78  RV.,  der  sich  in  dem  Vertrage  mit  Bayern 
vom  23.  November  1871  unter  Nr.  V  findet.  Die  angezogene  Be- 
stimmung lautet6): 

„Diejenigen  Vorschritten  der  Verfassung,  durch  welche  be- 
stimmte Rechte  einzelner  Bundesstaaten  in  deren  Verhältnis 


')  Vgl.  Loening,  S.  340. 

a)  Der  von  Laband  ganz  allgemeine  aufgestellte  Satz  (Hirth's  Annalen 
1874  S.  1514),  daß  kein  Staat  wider  seinen  Willen  schlechter  gestellt  oder 
mehr  belastet  werden  dürfe,  als  sich  aus  der  gleichmäßigen  Anwendung 
der  für  alle  Staaten  geltenden  Kegel  ergebe,  kann  nicht  anerkannt  werden 
vgl.  Loening,  S.  352. 

3)  Zorn,  18.130.  (i.  Meyer,  Staatsrecht,  S.  5!>5ff.:  ihm  schließt 
sich  an  Brie,  Theorie  der  Staatenverbindungen,  S.  105  Anm.  7. 

*)  Vgl.  Loening,  S.  345. 

ä)  G.  Meyer,  Staatsrecht,  S.  5D5. 

*)  Stoerk,  S.  37  f. 


zur  Gesamtheit  festgestellt-  sind,  insbesondere,  soviel  Bayern 
angeht,  die  unter  Ziffer  III  dieses  Vertrages  aufgeführten  Be- 
stimmungen, können  nur  mit  Zustimmung  des  berechtigten 
Bundesstaates  abgeändert  werden." 

Gewiß  ist  dieser  Zusatz  erläuternd,  aber  nur  für  den  Vertrag 
mit  Kayern  vom  23.  November  1871,  nicht  für  die  Reichsverfassung, 
denn  in  diese  ist  er  nicht  übergegangen.  (legen  die  Verwendung 
des  erwähnten  Zusatzes  zur  Interpretation  hat  ferner  Haenel l) 
bereits  bemerkt,  daß  unter  No.  III  des  Vertrages  mit  Kayern  keines- 
wegs eine  vollständige  Aufzählung  der  Exemtionen  Kayems  gegeben 
sei,  da  die  Befreiung  von  der  Bier-  und  Branntweinsteuer  unter 
Nr.  II  stehe.  Meyer2)  hat  hierauf  entgegnet,  daß  Nr.  III  des 
Vertrages  mit  Bayern  allerdings  alle  Exemtionen  umfasse,  die 
Bayern  speciell  eingeräumt  seien,  während  die  unter  Nr.  II 
aufgeführten  bereits  Baden  und  Hessen  in  dem  Vertrage  vom 
15.  November  1871  zugestanden  gewesen  wären.  Inwiefern  Meyer 
mit  dieser  Ausführung  seine  Behauptung  rechtfertigen  will,  ist 
mir  nicht  verständlich.  Zur  Begründung  der  Ansicht  Meyers 
gehört  m.  E.,  daß  er  den  Nachweis  führt,  unter  Nr.  III  des  Ver- 
trages mit  Bayern  seien  die  sämtlichen  Rechte  Bayerns  aufgeführt, 
die  unter  Abs.  2  Art.  78  RV.  fallen,  und  diese  Rechte  beträfen 
lediglich  Exemtionen  von  der  Reichskompetenz.  Diesen  Nachweis 
kann  Meyer  aber  nicbt  erbringen.  Überhaupt  wird  das  „ins- 
besondere'* nach  dem  in  Gesetzen  nicht  ungewöhnlichen  Sprach- 
gehrauche  dahin  auszulegen  sein,  daß  nur  einige  Rechte  besonders 
hervorgehoben,  keineswegs  aber  alle  durch  Abs.  2  Art.  78  KV. 
geschützten  Rechte  aufgezählt  werden  sollten. 

Die  Verfassung  sagt  ja  selbst,  welche  Rechte  einem  be- 
sonderen Schutze  unterstellt  sind,  nämlich  „die  Vorschritten  der 
Reichsverfassung,  durch  welche  bestimmte  Rechte  einzelner  Bundes- 
staaten in  deren  Verhältnis  zur  Gesamtheit  festgestellt  sind,1* 
so  daß  es  für  eine  andere  Umgrenzung  dieser  Rechte  an  einem 
ersichtlichen  Grunde  fehlt. 


')  Ha.-nel,  Stiuliui»,  I  8.207  Anm.  100. 
*)  <j.  Mryfir,  Staatsrat.  S.  .>3">  Anm.  L'O. 
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IT.  Allgemein  einig  ist  man  darüber,  daß  folgende  Be- 
stimmungen unter  den  Abs.  2  Art,  78  RV.  fallen1): 

a)  aus  der  Reichsverfassung  selbst: 

1.  Art.  4  Nr.  1:  daß  in  Bayern  die  Bestimmungen  über 
die  Heimats-  und  Niederlassungsverhältnisse  der  Beaufsichtigung 
des  Reiches  und  der  Gesetzgebung  desselben  nicht  unterliegen; 

2.  Art.  4  Nr.  8:  daß  in  Bayern  das  Eisenbahnwesen  der 
Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des  Reiches  nur  vorbehaltlich 
der  Bestimmung  im  Art.  40  RV.  untersteht; 

3.  Art.  4  Nr.  10:  daß  in  Bayern  und  Württemberg  auf  das 
Post-  und  Telegraphenwesen  das  Recht  des  Reiches  auf  Beauf- 
sichtigung und  Gesetzgebung  nur  nach  Maßgabe  der  Bestimmung 
im  Art.  52  RV.  Anwendung  findet; 

4.  Art.  35  Abs.  2:  Das  Recht  Bayerns,  Württembergs  und 
Badens,  die  Besteuerung  des  inländischen  Bieres  durch  Landes- 
gesetz zu  regeln  (dasselbe  gleichfalls  im  Art.  35  Abs.  2  RV.  ange- 
gebene Recht  bezuglich  des  Branntweines  ist  durch  den  Eintritt 
der  süddeutschen  Staaten  in  die  Branntweinsteuergemeinschatt 
mit  dem  1.  Oktober  18H7  erloschen)2),  woraus  sich  die  im  Art.  3f» 
Abs.  4  RV.  ausgesprochene  Bestimmung  ergibt,  daß  diese  Staaten 
an  dem  in  die  Reichskasse  fließenden  Ertrage  der  Steuern  von 
Bier  und  an  dem  diesem  Ertrage  entsprechenden  Teile  des  Aversums, 
welches  von  den  außerhalb  der  gemeinschaftlichen  Zollgrenze 
liegenden  Gebieten  zu  zahlen  ist,  nicht  teilhaben; 

5.  die  Schlnßbestimmung  zu  dem  Abschnitte  XII  RV.,  nach 
welcher  Art.  72  RV.  auf  die  Ausgaben  für  das  bayrische  Heer 
nur  insoweit  Anwendung  findet,  als  dem  Bundesrate  und  dem 
Reichstage  die  Überweisung  der  für  das  bayrische  Heer  erforder- 
lichen Summe  an  Bayern  nachzuweisen  ist. 

b)  Von  denjenigen  Bestimmungen,  die  nicht  in  das  Staatsgrund- 
gesetz selbst  aufgenommen  worden  sind,  aber  zur  „Verfassung* 

')  Vgl.  Meyer,  Staatsrechtliche  Krörterungen,  8.  72  ff.:  derselbe. 
Staatsrecht,  S.  515:  Westerkamp,  S.  73  ff.  :  Haenel,  Studien  1  S.  IM  ff. 
208:  derselbe,  Staatsrecht,  S.  812  ff.:  Locning,  S.  3l>5  ff.  ;  v.  Könne,  111 
S.  4<J  f.:  Schulze,  S.  16,  14  f.:  Zorn  I,  S.  130  f.  11!)  ff.:  Seydel,  S.  424  f.: 
Arndt,  Staatsrecht,  S.  199:  Procbst,  Verfassung,  S.  110. 
Vgl.  jedoch  Sevdel,  S.  245. 
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im  Sinne  de*  Art.  7*  RV.  gehören,  werden  unbestritten  durch 
Abs.  2  Art.  7S  RV.  geschützt: 

a)  Aus  dem  Zollvereinsvertrage  vom  8.  Juli  18(i7  (Art,  40  RV.): 
f..  Art.  5  II  §  3:  das  Recht  der  süddeutschen  Staaten,  daß 

von  ihnen  keine  Übergangsabgaben  von  Wein  und  Most  beim 

Übergange  über  die  Grenze  des  ehemaligen  Norddeutschen  Bundes 

erhoben  werden  dürfen1); 

7.  Art.  '22:    das   Recht   Oldenburgs,   das   Chausseegeld  in 

größerer  Höhe  als  der  gemeingültigen  zu  erheben2). 

;i)  Auf  (»rund  der  in  den  Schlußbestimmungen  zu  den  Ab- 
schnitten XI  und  XII  RV.  enthaltenen  Bezugnahme: 

S.  No.  III  §  ')  des  Vertrages  mit  Bayern  vom  November 

1X70; 

\).  die  Militärkonvention  mit  Württemberg  vom  2 \./'2b.  No- 
vember 1870. 

III.  Dagegen  ist  die  Zugehörigkeit  zu  den  unter  Abs.  '2  Art,  78 
RV.  fallenden  Vorschriften  innerhalb  der  herrschenden  Lehre  nicht 
allgemein  anerkannt  bei  folgenden  Bestimmungen  der  RV.: 

10.  Art.  (>:  welcher  das  Stimmrecht  der  einzelnen  Staaten  im 
Bundesrate  festsetzt. 

Man  hat  behauptet,  daß  es  sich  im  Art.  (5  RV.  um  die  Durch- 
führung eines  allgemeinen  Grundsatzes  handele,  der  nur  bezüg- 
lich Bayerns,  dem  nach  diesem  Prinzipe  eigentlich  4  Stimmen 
zukommen  würden,  durchbrochen  worden  sei  und  daher  nur  für 
Bayern  ein  durch  Abs.  '2  Art,  78  RV.  geschütztes  Sonderrecht 
begründe  ').  Ein  derartiger  Gnindsatz  ist  aber  in  der  Verfassung 
nirgends  ausgesprochen  und  läßt  sich  aus  Art,  6  RV.  nicht  ohne 


')  Vgl.  hierzu  Seydcl,  S.  23(i  f.,  «kr  in  der  Sache  übereinstimmt,  aber 
die  Bestimmung  nicht  als  (resetz,  sondern  als  Vertrag  ansieht. 

-)  Kin  gleiches  Recht  für  Schaumburg-Lippe  kann  als  durch  Abs.  "2 
Art.  78  KV.  geschützt  nicht  zugegeben  werden,  da  dem  Vertrage  vom 
'2h.  September  1851  (vgl.  ! »elbrück,  S.  85)  nirgends  der  Charakter  von 
Verfassungsrecht  beigelegt  worden  ist:  a.  A.  Haenel,  Staatsrecht  S.  814, 
(524:  Zorn,  1  S.  121:  v.  Jägern ann,  S.  231 :  Meyer,  Staatsrecht,  S.  7fi0  f. 

3)  So:  Haenel,  Studien,  IS.  20111.:  derselbe,  Staatsrecht,  S.  808: 
<;.  Meyer,  Staatsrecht,  S.  507 :  derselbe,  Staatsrecht!.  Erörterungen,  S.  70: 
vgl.  auch  Laband  in  Hirth's  Annalen  1874  S.  1510:  Schulze,  S.U. 
Zorn,  I  S.  130,  118  IT. 
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weiteres  herleiten  •).  Demnach  muß  angenommen  werden,  daß  im 
Art.  <i  RV.  jedem  Staate  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stimmen 
zugesichert  werden  soll,  die  ohne  seine  Zustimmung  nicht  ge- 
ändert werden  darf*).  Die  Ausführung  Haenels3),  bei  Abänderung 
der  Stimmenzahl  eines  Bundesstaates  würde  zugleich  eine  Ver- 
schiebung der  Stimmenverhältnisse  für  die  anderen  Staaten  ein- 
treten, ist  m.  E.  praktisch  bedeutungslos,  da  es  doch  einem  Staate 
gegenüber  gemäß  Art.  78  Abs.  1  RV.  in  der  Hand  der  sämtlichen 
anderen  liegt,  eine  Ändening  des  Art.  (>  RV.  zu  verhindern,  zum 
mindesten  sich  aber,  sobald  durch  die  beabsichtigte  Änderung  die 
Stimmverhältnisse  der  anderen  Staaten  zu  ihren  Ungunsten  sich 
verschieben  würden,  die  zur  Ablehnung  des  Gesetzes  erforderlichen 
14  Stimmen  im  Bundesrate  finden  dürften. 

11.  Art.  8  Abs.  2:  Das  Recht  Bayerns  auf  einen  standigen 
Sitz  in  dem  Ausschusse  des  Bundesrates  für  Landheer  und 
Festungen ; 

1*J.  Art.  8  Abs.  3:  Das  Recht  Bayerns,  Sachsens  und  Württem- 
bergs auf  einen  standigen  Sitz  in  dem  Ausschusse  des  Bundes- 
rates für  die  auswärtigen  Angelegenheiten  und  das  Recht  Bayerns 
auf  den  Vorsitz  in  diesem  Ausschusse. 

Während  im  allgemeinen  die  zu  11  und  V2  genannten  Rechte 
als  durch  Abs.  2  Art.  78  RV.  besonders  geschützt  angesehen 
werden4),  da  sie  besondere  Rechte  einzelner  Bundesstaaten  in 
deren  Verhältnis  zur  Gesamtheit  darstellen,  ist  G.  Meyer*)  ande- 
rer Ansicht.  Seine  Gründe,  der  hier  vertretenen  Auflassung  stehe 
die  Entstehungsgeschichte  des  Art.  78  RV.,  namentlich  der  Zusatz 
unter  No.  V.  in  dem  Vertrage  mit  Bayern  vom  *J3.  November  1871, 


')  Dagegen  ist  'bezüglich  »1er  Zahl  der  Reichstagsabgeordneten  in  dein 
zur  Verfassung  gehörigen  §5  des  Wahlgesetzes  von  186t»  der  (irundsatz 
ausgesprochen,  daß  auf  je  1(X)000  Seelen  ein  Abgeordneter  kommt. 

3)  So:  Loening,  S.  367:  v.  Rönne,  III  S.  46  t:  Seydel,  S.  135: 
Arndt,  Staatsrecht,  S.  HKI:  v.  Jagcmann,  S.  232. 

3)  Hacncl,  Studien,  I  S.  202. 

«)  So:  Westerkamp,  S.  73  f.:  Hacncl,  Studien,  1  S.  208:  Loening, 
S.  365:  v.  Roenne,  II  1  S.  46:  Schulze,  S.  16,  14  f.:  Arndt,  Staats- 
recht, s.  iy;>. 

5)  ii.  Meyer,  Staatsrecht,  S.  5H6 :  ebenso,  ohne  Angabe  von  (tründen, 
Zorn,  I  S.  130,  118 f. 
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entgegen,  sind  bereits  oben  (S.  37  f.)  zu  widerlegen  versucht  worden 
und  es  erübrigt  sich  daher,  hier  auf  sie  einzugehen. 

13.  Art.  11  Abs.  1:  Das  Recht  der  Krone  Preußen  auf  das 
Bundespräsidium  und  damit  überhaupt  auf  die  sämtlichen  Präsidial- 
rechte. 

Wenn  es  praktisch  auch  gleichgültig  ist,  ob  die  Präsidial- 
rechte Preußens  dem  Schutze  des  Abs.  2  Art.  78  KV.  unterstehen 
oder  nicht,  da  Preußen  infolge  seiner  17  Stimmen  im  Bundes- 
rate jede  Verfassungsänderung  nach  Abs.  1  Art.  7S  RV.  hindern 
kann,  so  muß  doch  daran  festgehalten  werden,  daß  nach  dem 
klaren  Wortlaute  der  Verfassung  die  Präsidialrechte  bestimmte, 
nur  für  Preußen  in  dessen  Verhältnis  zur  Gesamtheit  festgesetzte 
Vorschriften  sind,  und  daher  als  Sonderrechte  nach  Abs.  '2  Art.  78 
RV.  angesehen  werden  müssen 

14.  Art.  34:  Das  Recht  der  Hansestädte  Bremen  und  Ham- 
burg, als  Freihäfen  außerhalb  der  gemeinschaftlichen  Zollgrenze 
zu  bleiben,  bis  sie  ihren  Einschluß  in  dieselbe  beantragen. 

Diese  Vorschrift  darf  unbedenklich  als  durch  Abs.  *2  Art.  78 
RV.  geschütztes  Sonderrecht  gelten.  Während  im  allgemeinen 
dieses  Sonderrecht  anerkannt  wird8),  bestreitet  es  Haenel3),  indem 
er  ausführt:  Der  Art.  34  RV.  werde  von  dem  allein  verfassungs- 
rechtlichen Art.  33  RV.,  welcher  den  Grundsatz  eines  einheitlichen 
deutschen  Zoll-  und  Handelsgebietes  enthalte,  beherrscht.  Die 
Aufnahme  der  Hansestädte  in  dieses  Gebiet  sei  nun  aber  keine 
Verfassungsänderung  und  es  geniige  daher  zu  dem  Vollzuge  des  - 
in  Art.  33  RV.  ausgesprocheneu  —  Verfassungsgrundsatzes  ledig- 
lich ein  Beschluß  des  Bundesrates.  Nur  gegen  diesen  Beschluß 
sei  den  Hansestädten  das  Schutzmittel  in  Art.  34  RV.  gegeben. 

')  So:  Loening,  S.3<;.j:  v.  Koennc,  II  1  S.4tif.:  Schulze,  S.  U>» 
14:  Arndt  ,  Staatsrecht,  S.  1 !»!»-.  v.  .1  agemann,  S.  231 :  a.  A.  Wester- 
kamp, S.8I:  Haenel,  Studien.  1  S.  11!):  Zorn,  I  S.  130f.:  G.  Meyer, 
Staatsrecht,  S.  5J>7 :  G.  Mey  er.  Staatsreehtl.  Erörterungen.  S.  70,  der  aber 
zur  Aufhebung  der  l'räsidialrcchte  die  Zustimmung  1'reuUens  verlangt. 

2;  So:  Loening,  S.  3t;.?:  v.  1t nenne,  11  1  S.  4b'  f.:  Zorn,  I  S.  130.  121 : 
G.  Meyer,  Verwaltungsreeht ,  II  S.  324:  derselbe,  Staatsrecht,  S.  *>!>.?: 
Arndt,  Staatsrecht,  S.  19U:  vgl.  auch  die  Ausführungen  bei  Laban  d  in 
llirth's  Annalen  1874  S.  1508  und  Seydel.  S.  240. 

3  Haenel,  Studien,  IS.  200  f. ;  dagegen  aber  Haenel,  Staatsrecht. 
S.  M4.  «;74. 
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Mit  diesen  Behauptungen  hat  Hacnel  insoweit  Recht,  als  er 
.sagt,  daß  zur  Aufnahme  der  Hansestädte  in  das  gemeinschaft- 
liche Zoll-  und  Handelsgehiet  ein  Beschluß  des  Bundesrates  ge- 
nügt1) und  daß  hierin  keine  Verfassungsänderung  liegt.  Daraus 
darf  aher  nicht  der  Schluß  gezogen  werden,  Art.  34  RV.  enthalte 
kein  Sonderrecht.  Haenel  dürfte  m.  E.  einen  unrichtigen  Weg 
gehen;  er  untersucht,  auf  welche  Weise  der  Art.  34  abgeändert 
werden  kann  und  zieht  daraus  den  Schluß,  daß  kein  Sonderrecht 
vorliegt.  Fragen  wir  aber  umgekehrt  zuerst:  liegt  im  Art.  34  RV. 
ein  Sonderrecht?  so  wird  diese  Frage  zu  bejahen  sein,  denn  es 
handelt  sich  unzweifelhaft  um  eine  Vorschrift,  durch  welche  ein 
bestimmtes  Recht  einzelner  Bundesstaaten  den  anderen  Bundes- 
staaten gegenüber  festgestellt  wird.  Und  dieses  Recht  kann  nicht 
ohne  die  Zustimmung  von  Bremen  oder  Hamburg  abgeändert  werden, 
ein  Schutz,  der  sich  nicht  aus  Art.  34  RV.,  sondern  aus  Art.  7S 
Abs.  2  RV.  ergibt.  Sollte  einer  der  beiden  Hansestädte  das  Recht, 
daß  gegen  ihren  Willen  ihre  Aufnahme  in  das  gemeinschaftliche 
Zollgebiet  nicht  erfolgen  darf,  genommen  werden,  so  würde  dazu 
gemäß  Art.  78  Abs.  •>  RV.  die  Zustimmung  des  betreffenden  Staats 
notwendig  sein.  Haenel  scheint  mir  das  Widerspruchsrecht  aus 
Abs.  2  Art.  78  RV.  gegen  eine  Verfassungsänderung  bezüglich 
des  Art.  34  RV.  und  dasjenige  aus  Art.  34  RV.  gegen  einen 
Bundesratsbeschluß  bezüglich  einer  nicht  beantragten  Einverleibung 
nicht  auseinander  zu  halten.  Denselben  Fehler  macht  auch 
Schulze*),  der  infolgedessen  zu  dem  gänzlich  widerspruchsvollen 
Satze  kommt,  Art.  34  KV.  enthalte  ein  durch  Abs.  2  Art.  78  RV. 
geschütztes  Sonderrecht,  das  aber  nicht  unter  den  Abs.  1  Art.  78 
RV.  falle! 

IV.  Hiermit  sind  diejenigen  „Vorschriften  der  Reichsverfassung, 
durch  welche  bestimmte  Rechte  einzelner  Bundesstaaten  in  deren 
Verhältnis  zur  Gesamtheit  festgestellt  sind,u  m.  E.  erschöpft3). 


»)  Der  weitaus  größte  Teil  des  Gebietes  von  Hamburg  und  Diemen 
ist  auch  auf  Antrag  dieser  Städte  durch  BundesratsbesehluU  der  gemein- 
schaftlichen Zollgrenze  einverleibt  worden.  Vgl.  La  band,  Staatsrecht.  IV 
S.  3%  f. 

3)  Schulze,  S.  168,  164. 

3)  Die  noch  weiter  von  Schulze,  S.  14:  Haenel,  Staatsrecht,  S.  813: 
G.  Meyer,  Staatsrecht.  S.  526  aufgezählten  Hechte  (namentlich       6,  7 
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Es  könnte  sich  schließlich  noch  fragen,  ob  Art.  1  RV.  dem 
Schutze  des  Abs.  2  Art.  78  RV.  untersteht.  Diese  Frage  ist 
jedoch  zu  verneinen,  da  es  sich  hier  nicht  um  ein  bestimmtes 
Recht  einzelner  Staaten  in  deren  Verhältnis  zur  Gesamtheit,  sondern 
um  ein  allen  Staaten  vollkommen  gleichmäßig  zustehendes  Recht 
handelt1).  Darauf,  inwiefern  trotz  dieser  Stellungnahme  die 
Existenz  der  Einzelstaaten  geschützt  ist,  kann  hier  nicht  einge- 
gangen werden. 

Selbstverständlich  sind  endlich  durch  Abs.  2  Art.  78  RV. 
diejenigen  Bestimmungen  geschützt,  welche  an  die  Stelle  der 
erwähnten  Sonderrechte  wiederum  als  Sonderrechte  treten,  aber, 
nach  dem  bereits  klargelegten  Grundsätze,  nur  insoweit  als  sie 
in  das  Staatsgrundgesetz  aufgenommen  werden,  oder  sich  den 
Schutz  des  Art.  78  RV.  ausdrücklich  beilegen. 

Einen  dem  Art.  78  Abs.  *2  RV.  analogen  Schutz  enthalten  die 
Branntweinsteuergesetze  von  1887/1895  und  1898,  und  zwar  das 

Oesetz  vom  £  |J£  (Reichsges.  Bl.  1887  S.  253  ff.,  1895  S.  27«  ff.) 
im  §  47  Abs.  2  S.  H  und  das  Gesetz  vom  4.  April  1898  (Reichsges. 
BI.  1898,  S.  159  f.)  im  Art.  II  Abs.  2  S.  3,  indem  auch  hier  an- 
geordnet ist,  daß  bestimmte  Rechte  gewisser  Staaten  nur  mit 
deren  Zustimmung  geändert  werden  dürfen.  Die  in  diesen  Be- 
stimmungen ausgesprochene  Vergünstigung  einiger  Staaten  beruht 
jedoch  lediglich  auf  den  betreffenden  Gesetzen  selbst,  nicht 
aber  auf  der  Verfassung.  Die  Ausführungen  Seydel  s2)  und 
v.  Jagemanns3),  den  Branntweinsteuergesetzen  von  1887  und 
1898  komme,  obwohl  sie  sonst  gemeine  Gesetze  seien,  doch  die 
Natur  von  Verfassungsrecht  zu,  soweit  sie  das  Sonderrecht  des 
Art.  35  RV.  umformen,  sind  daher  nicht  für  richtig  zu  halten; 
jene  Gesetze  entbehren  des  Schutzes  durch  Art.  78  RV.  vollkommen. 
Seydel  gibt  sogar  selbst  zu,  daß  die  Branntweinsteuergesetze  mit 


Nr.  III  <les  Vertrages  mit  Bayern  vom  23.  November  1870)  fallen  nicht 
unter  Abs.  2  Art.  78  KV.,  weil  diese  Bestimmungen  nicht  ?.ur  „Verfassung" 
im  Sinne  des  Art.  78  KV.  gehören  (vgl.  S.  II  f.). 

')  Vgl.  Laband,  Staatsrecht,  I  S.  117:  a.  A.   v.  Könne,  1  S.  47: 
Seydel.  S.  422,  425:  Arndt,  Staatsrecht,  S.  73. 
■')  Seydel,  S.  246. 
y)  v.  Jage  mann,  S.  233. 


Digitized  by  Google 


45 


dem  Verfassungstexte  nicht  zu  tun  haben.  Wenn  er  trotzdem 
diese  (besetze  als  verliehene  Sonderrechte  dem  Schutze  des 
Abs.  2  Art.  78  KV.  unterstellt,  so  setzt  er  sich  mit  der  von  ihm 
vertretenen  Ansicht:  „Verfassung"  im  Art.  78  KV.  stehe  lediglich 
für  „Verfassungskunde"  *)  in  Widerspruch. 


')  Seydel,  S.  41G. 
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Teil  II. 


Der  Vollzug  einer  Verfassungsänderung  nach  Art.  7s  RV. 

Kapitel  1. 
Die  Erfordernisse  des  Art  78  RV. 

Der  Weg  der  Gesetzgebung. 

Die  (Unit sehe  Reiehsverfassung  ist  ein  (iesetz,  und  so  ver- 
langt sie  zu  ihrer  Abänderung  als  (irundbedingung  im  Satz  1 
Abs.  1  Art.  78  KV.  wiederum  ein  (iesetz: 

„Veränderungen  der  Verfassung  erfolgen  im  Wege  der 
(Jesetz  geh  ung." 

I.  Diese  Fassung  sowie  die  Stellung  des  Art.  7S  RV.  als 
einzigen  des  letzten  Abschnittes  XIV  des  Staatsgrnndgesetzes 
sprechen  dafür,  daß  die  Reichsverfassung  lediglich  im  Wege 
der  (Jesetzgebung  abiinderbar  sein  soll.  Trotzdem  wird  zu  unter- 
suchen sein,  ob  in  der  Tat  der  Weg  der  (iesetzgebung  die  einzige 
Möglichkeit   für  eine  Änderung  des  Staatsgrundgesetzes })  bietet. 

1.  Zunächst  könnte  es  sich  fragen,  ob  etwa  die  Bundes- 
regierungen durch  einen  gemeinsamen  Beschluß  eine  Ände- 
rung des  Staatsgrnndgesetzes  herbeizuführen  vermögen.  Dies  ist 
zu  verneinen.  Daraus,  daß  Art.  7S  Abs.  1  Satz  1  RV.  zu  einer 
Verfassungsänderung  ein  (iesetz  verlangt,  ergibt  sich  unzweifel- 
haft, daß  ein  einseitiger  Beschluß  der  im  Bundesrate  vertretenen 

')  Auf  Ändcruniren  des  Wrlassunjjs  zustand  es,  soweit  sie  nicht 
/.liyU'icli  Änderungen  des  Textes  (»der  des  Inhalts  <  1 » •  r  Yerfassuutfsurkuude 
sind,  kann  hier  nirlit  v'xum ganzen  werden.  Vtrl.  l.nhand,  Mie  Wandt  hingen 
der  deutschen  I{eielis\ert';ts>uiig.  IM'."».  S.  ?,. 
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Regierungen  oder  ein  Vertrag  des  Reiches  und  der  Einzel  Staaten 
oder  der  Einzelstaaten  untereinander  nicht  ausreicht,  daß  vielmehr 
gemäß  Art.  5  RV.  die  Mitwirkung  von  Bundesrat  und  Reichs- 
tag unerläßlich  ist.  Dieser  Satz  ist  in  der  Literatur  nie  be- 
stritten worden.  Dennoch  scheinen  mir  einige  Ausfuhrungen 
v.  Jagemann's1)  hiermit  im  Widerspruche  zu  stehen,  v.  Jage- 
mann behauptet  folgendes:  Der  Rund  sei  die  Voraussetzung  der 
Verfassung,  es  entfalle  also  die  Verfassung,  wenn  der  Bund  auf- 
gelöst werde;  der  Bund  sei  aber  durch  Vertrag  zustande  ge- 
kommen und  jeder  Vertrag  könne  durch  den  übereinstimmenden 
Willen  derer,  die  ihn  geschlossen  haben,  wieder  aufgelöst  werden. 
Die  Konsequenz  dieser  Auflassung  wäre  die  —  und  darauf  will 
v.  Jagemann  augenscheinlich  hindeuten  —  daß  die  verbündeten 
Regierungen,  falls  sie  eine  Verfassungsänderung  oder  ein  anderes 
tiesetz  gegen  den  Willen  des  Reichstages  durchsetzen  wollten, 
das  Reich  einfach  auflösen  und  einen  anderen  Bund  mit  einer 
neuen  Verfassung  gründen  könnten.  Die  Unnahbarkeit  der  An- 
sicht liegt  auf  der  Hand.  Mag  man  nun  die  Verfassung  lediglich 
als  Gesetz  oder  mag  man  sie  als  auf  einem  Vertrage  beruhend 
ansehen,  soviel  steht  jedenfalls  fest,  daß  die  Regierungen  an  die 
Vorschriften  dieses  Staatsgrundgesetzes  gebunden  sind  und  daß 
es  ein  Rechtsbruch  wäre,  wenn  sie  sich  über  die  Normen  des 
Gesetzes  vom  IG.  April  1871,  welches  im  Art.  7K  für  jede 
Änderung,  also  auch  für  die  gänzliche  Aufhebung,  den  Weg  der 
Gesetzgebung  vorschreibt,  einfach  hinwegsetzen  wollten.  Zu  einem 
derartigen  Vorgehen  dürfte  wohl  kein  Bundesstaat  seine  Hand 
bieten!  Ks  muß  vielmehr  daran  festgehalten  werden,  daß  zu  jeder 
Verfassungsänderung  die  Mitwirkung  des  Reichstages,  der  Ver- 
tretung des  deutschen  Volkes,  unerläßlich  ist,  Etwas  Gegen- 
teiliges darf  man  natürlich  nicht  aus  einer  vereinzelten  Wendung 
eines  Gesetzes  folgern.  Es  heißt  zwar  im  §  2  Abs.  2  des  Gesetzes 
betr.  die  Vereinigung  von  Elsaß  -  Lothringen  mit  dem  deutschen 
Reiche  vom  «J.  Juni  1*71  (Reichsgesetz-Bl.  1*71  8.212):  „Die 
erforderlichen  Änderungen  und  Ergänzungen  der  Verfassung  be- 
dürfen der  Zustimmung  des  Reichstages".    Damit  ist  aber 


')  v.  Jagemann,   S.  30  f.:    ^('^«'n  ihn   I.;ib;ni<l,   in   der  ilentsrhen 
JurisUinzeitung,  Jahrgang  1904  8.  5G1  IT. 
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etwas  überflüssiges  gesagt,  wenn  man  nicht  vielleicht  annehmen 
darf,  daß  gegenüber  §  2  Abs.  1,  §  3  des  Gesetzes  der  Anteil  des 
Reichstages  an  der  Regelung  der  Verhältnisse  in  Elsaß-Lothringen 
gegen  jeden  Zweifel  gesichert  werden  sollte. 

2.  Des  weiteren  ist  zu  erwägen,  ob  etwa  durch  Gewohnheits- 
recht eine  Änderung  der  Verfassung  herbeigeführt  werden  kann. 

Daß  Gewohnheiterecht  besteht  und  daß  sich  stets  neues  zu 
bilden  vermag,  läßt  sich  nicht  leugnen.  Die  Frage,  in  welchem 
Rangverhältnisse  das  Gewohnheitsrecht  zum  Gesetzesrechte  steht,  ist 
eine  der  ältesten  und  meist  erörterten  in  der  Literatur1).  Auf 
die  einzelnen  Theorien  über  das  Gewohnheitsrecht  kann  hier  nicht 
eingegangen  werden.  Soviel  darf  wohl  heute  als  herrschende 
Meinung  angesehen  werden,  daß  das  Gewohnheitsrecht  durch 
stete  Übung  einer  Rechtsüberzeugung  entsteht,  und  daß  es  seine 
Kraft  aus  sich  selbst  schöpft  und  nicht  etwa  von  der  Staatsgewalt 
entlehnt2).  Ist  nun  die  elementare  Macht  des  Gewohnheitsrechts 
unbegrenzt  oder  findet  sie  irgendwo  ihre  Schranken?  Hält  man, 
wie  es  einige  Schriftsteller  tun:<),  das  Gewohnheitsrecht  für  eine 
Kraft,  die  sich  ihren  Rang  selber  nimmt  und  die  durch  nichts 
beschränkt  werden  kann,  so  muß  man  notwendig  auch  die  Konse- 
quenz ziehen,  daß,  wie  jedes  andere  Gesetz,  auch  das  Staatsgrund- 
gesetz gegen  gewohnheitsrechtliche  Abänderungen  nicht  geschützt 
ist,    Die  Verfassung  selbst  schweigt  über  diese  Frage.    In  der 

')  Vgl.  Wind  scheid,  Lehrbuch  des  Pandektenrechts,  1900,  I  S.  r,3ff., 
TdfT.:  Gicrke,  Deutsches  Privatrecht,  I  1895,  S.  159  IT.,  172  ff.:  Brie,  Die 
Lehre  vom  Gewohnheitsrecht,  I,  1899:  Planck,  I  S.  34  f.:  Cosack,  Lehr- 
buch des  deutschen  bürgerlichen  Rechts,  1900,  IS.  37  ff. ;  von  Hotteck  und 
Welcker,  Das  Staatslexikon.  18(12,  VI  S.  5(>8  ff. ;  Bruder,  Staatslexikon, 
1892,  II  S.  1447  IT.:  Seidler,  Zur  Lehre  vom  Gewohnheitsrechte  auf  dem 
Gebiete  des  österreichischen  Staats-  und  Vcrwaltungsrechts  (Festschrift  für 
l*nger)  1898,  S.  543ff.:  Laband,  Staatsrecht,  II  S.69f.:  Sellien,  S.  58  ff.: 
G.  Meyer,  Staatsrecht.  S.  53,  210:  und  die  bei  diesen  Schriftstellern  an- 
gegebene Literatur:  dazu  Posen  er,  das  Deutsche  Ueichsrecht  im  Verhftlt- 
niss  zum  Landesrechte,  Heft  3  der  Abhandlungen  aus  dem  Staats-  und 
VcrwaUungsrecht,  herausgegeben  von  Brie.  1900,  S.  58. 

3)  Vgl.  z.  B.  Cosack,  I  S.  38:  Planck  I  S.  35:  Seidler,  S.  502: 
Sellien,  S.  5!». 

3)  Cosack,  I  S.  38:  Planck,  I  S.  .'55:  Gerber.  Grundzüge  des 
deutschen  Staatsrechts.  IN80,  S.  14  f. :  .lellinek.  Gesetz  und  Verordnung, 
S.  334  IT.:  G.  Meyer,  Staatsrecht.  S.  53.  210. 
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Literatur  sind  die  Ansichten  geteilt.  Wahrend  Laband')  au? 
dem  Begriffe  des  Gesetzes  folgert,  daß  ira  Prinzipe  dem  Gewohn- 
heitsrechte eine  derogierende  Kraft  überhaupt  nicht  zukomme, 
halten  andere  Schriftsteller,  wie  Gerber,  Meyer  und  Jellinek 
die  Verfassung  durch  Gewohnheitsrecht  für  abänderbar.  Aller- 
dings schränkt  Gerber  seine  Ansicht  insofern  ein,  als  er  von  der 
Abänderbarkeit  durch  das  Gewohnheitsrecht  die  höchsten  Principien 
der  Verfassung,  die  er  aber  selbst  nicht  bestimmen  kann,  aus- 
genommen wissen  will2).  Meyer3)  und  Jellinek4)  fuhren  den 
Gedanken  der  derogierenden  Kraft  des  Gewohnheitsrechts  streng 
durch;  sie  sind  jedoch  der  Meinung,  daß  bei  genau  geregelter 
Staatsorganisation  die  Möglichkeit  der  Bildung  von  Gewohnheits- 
recht nur  gering  ist.  Eine  bestimmte,  dahingehende  Behauptung, 
daß  das  Gewohnheitsrecht  überhaupt  nicht  imstande  sei,  die  Ver- 
fassung zu  ändern,  wird  sich  m.  E.  nicht  aufstellen  lassen;  dem 
wurde  auch  die  Geschichte  widersprechen,  die  deutlich  zeigt,  daß 
das  Gewohnheitsrecht-  sich  doch  stets  trotz  aller  ihm  gezogenen 
Schranken  durchzusetzen  vermocht  hat.  Darin  muß  man  aber 
in.  E.  La  band  beipflichten,  daß  solange  der  Staat  seinen  im  Gesetze 
niedergelegten  Willen  aufrecht  erhält,  die  Behörden  und  Unter- 
tanen an  das  Gesetz  gebunden  sind  und  daß  insoweit  eine  Ab- 
änderung des  Gesetzes  durch  Gewohnheitsrecht  ausgeschlossen  ist''). 

Trotzdem  kann  sich  natürlich  aber  im  Gebiete  des  Staats- 
rechts auch  heutzutage  Gewohnheitsrecht  entwickeln  und  es 
bleibt  ihm  hier  noch  ein  gewisses  Wirkungsfeld.  Einmal  kann 
das  Gewohnheitsrecht  etwa  im  Gesetzesrechte  vorhandene  Lücken 
ausfüllen  und  ferner  kann  sich  eine  bestimmte  gewohnheitsrechtliche 


')  Laband,  Staatsrecht,  II  S.  69  f. 
»)  Gerber,  S.  14  f. 

3)  Meyer,  Staatsrecht,  S.  53,  210. 

4)  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung,  S.  334  ff. 

5)  So:  Laband,  Staatsrecht.  II  S.  «11  f.;  auch  Seydel,  S.  118:  vgl.  da- 
gegen Sei  dl  er,  S.  56«.  Sellien  durfte  nicht  konsequent  sein,  wenn  er  S.  5vS 
überschwenglich  sagt:  „So  kann  denn  das  urwüchsige  Recht,  das  aus  dem 
Gefilde  der  nicht  juristischen  Tatsachen  heranstünnt,  unser  ganzes  Heich  aus 
den  Angeln  heben,  im  Siegeslaufe  das  ganze  Verfassungsrecht  durchbrechend" 
und  S.  60  fortfahrt:  „Für  das  Heich  muß  in  Konsequenz  obiger  Aus- 
führungen die  Möglichkeit,  dali  Gewohnheitsrechte  das  Verfassungsrecht 
andere,  in  Abrede  gestellt  werden." 

Wiese.  Verfassuugsiiudcruntceu  4 
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Handhabung  der  vorhandenen  besetze  bilden Somit  ist  die 
Möglichkeit  gegeben,  daß  durch  gewohnheitsrechtliche  Interpretation 
eine  ■Vorschrift-  der  Verfassung  einen  anderen  als  den  ursprünglich 
geineinten  Sinn  erhalt,  oder  daß  sieh  das  Staatsgrundgesetz  er- 
gänzende Sätze  neben  diesem  bilden.  Man  wird  aber  in  solchen 
Fällen  von  einer  Änderung  der  Verfassung  nicht  sprechen  können, 
da  der  Verfassung* text  stets  derselbe  bleibt.  Direkte  Abänderungen 
des  Wortlautes  des  Staatsgrundgesetzes  durch  Gewohnheit  dürften 
unter  den  heutigen  Verhältnissen  ausgeschlossen  sein. 

Man  hat  nun  behauptet,  die  Verfassung  sei  bereits  durch 
Gewohnheitsrecht  geändert,  und  zwar  in  zwei  Fällen.  Einmal 
soll  eine  gewohnheitsrechtliche  Verfassungsänderung  darin  liegen  -), 
daß  seit  längerer  Zeit  eine  Reihe  von  Vorlagen  „im  Namen  des 
Kaisers4*  an  den  Bundesrat  gelangen,  während  nach  Art.  7  KV. 
zu  Vorschlägen  nur  die  Mitglieder  des  Hundes  berechtigt  seien. 
Demgegenüber  hat  bereits  Graßmann :')  nachgewiesen,  daß  man  in 
diesem  Falle  von  einer  Gewohnheit  überhaupt  noch  nicht  sprechen 
könne.  Ferner  würde  aber  auch  von  einer  Abänderung  des  Staats- 
grundgesetzes deshalb  nicht  die  Kede  sein  können,  da  ein  Unter- 
schied zwischen  „kaiserlichen*'  und  „preußischen"  Vorlagen  für 
tlas  Reich  nicht  gemacht  werden  darf.  Für  das  Reich  bleibt  es 
gleichgültig,  ob  die  Person  des  Königs  von  Preußen  in  den  Vor- 
lagen an  den  Kundesrat  als  „König  von  Preußen**  oder  als 
„Deutscher  Kaiser"  bezeichnet  wird4).  Eine  weitere  Änderung 
der  Verfassung  durch  Gewohnheitsrecht  soll  daran  liegen,  daß 
der  Bundesrat  seit  DSM  permanent  versammelt  geblieben  ist/'). 
Hiergegen  möge  nur  darauf  hingewiesen  werden,  daß  diejenigen. 


')  Laband,  Staatsrecht,  II  S.  Ii»  f. 

'-'}  So:  Jellinek,  Hecht  des  modernen  Staates.  S.  4!)2:  Hornhak, 
im  Archiv  für  öflentl.  Hecht  Bd.  8.  S.  4'>;>  11.;  bezeichnen«'  ist  es.  wenn 
Hornhak  S.  4Ö.'>  sagt,  es  habe  sieh  «iewohnheitsreehi  entwickelt:  „so  daU 
man  beinahe  von  einem  dem  geschriebenen  Yer!assnn»*rechte  derogierenden 
Keichsherkommeii  sprechen  kann." 

*)  liniLlniann.  her  Heichskanzler  und  das  preußische  Stantsininistcrinnu 
Archiv  liir  ölTenll.  Hecht.    IM.  11,  S.  30!»  fl".  338  IT. 

•  S<t:  Haenel.  Studien.  US.  42:  Seydel,  S.  14.V.  f. »band.  Staats- 
recht. 1  S.  217:  Senlen.  S.  (!l  :  \i>l.  auch  l.ahand,  Wandelimuen  der  H.  Y.. 
S.  I!»  I. 

J    Vgl.  Arndt.  Staatsrecht.  S.  !)7:  v.  Jageinaiin,  S.  83. 
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die  ein  solches  Gewohnheitsrecht  annehmen,  damit  stillschweigend 
erklären,  daü  der  Kaiser  das  ihm  nach  Art.  12  RY.  zustehende 
Recht,  den  Rundesrat  zu  schließen,  nicht  mehr  ausüben  dürfe.  Eine 
derartige  Annahme  wird  aber  wohl  den  Vertretern  jeuer  Meinung 
fern  liegen,  und  damit  geben  sie  ihre  Ansicht  überhaupt  preis. 

3.  Schwieriger  gestaltet  sich  dagegen  die  Beantwortung  der 
Krage,  ob  der  Art.  1 1  RV.  eine  Handhabe  bietet,  eine  Änderung  des 
Staat sgrundgesetzes  auf  einem  anderen  als  dem  im  Art.  7.S  Abs.  1  RV. 
vorgeschriebenen  Wege,  nämlich  durch  Staatsvertrag,  zu  bewerk- 
stelligen. Nach  Art.  11  RV.  ist  der  Kaiser  befugt,  im  Namen  des 
Reiches  Frieden  zu  schlielAen,  sowie  Bündnisse  und  andere  Verträge 
mit  fremden  Staaten  einzugehen,  jedoch  mit  der  im  Abs.  3  dieses 
Artikels  ausgesprochenen  Beschränkung,  daß  Verträge  mit  fremden 
Staaten,  die  sich  auf  solche  (legenstände  beziehen,  welche  nach 
Art.  4  RV.  in  den  Bereich  der  Reichsgesetzgebung  gehören,  zu 
ihrem  Abschluß  die  Zustimmung  des  Bundesrates  und  zu  ihrer 
(iiltigkeit  die  Genehmigung  des  Reichstages  erfordern.  Wenn 
nun  bereits  bei  Verträgen,  deren  Inhalt  in  den  Bereich  der 
gewöhnlichen  Gesetzgebung  fallt,  die  Mitwirkung  von  Bundesrat 
und  Reichstag  notwendig  ist,  so  ergibt  sich  aus  dieser  Einschränkung 
zur  Genfige,  daß  fiberall  da,  wo  Verträge  eine  Änderung  der 
Verfassung  zur  Folge  haben  sollen,  der  Art.  7S  RV.  zur  An- 
wendung kommen  muß.  Für  gewöhnliche  Verträge  ist.  sofern  sie 
eine  Verfassungsänderung  herbeiführen,  die  Mitwirkung  des  Bundes- 
rates und  Reichstages  auch  nicht  bestritten.  Für  Friedensverträge 
aber  wollen  eine  Reihe  von  Schriftstellern  eine  Ausnahme  inachen 
und  hier  dem  Kaiser  ein  gänzlich  uneingeschränktes  Recht  ein- 
räumen1).    Begründet  wird  diese  Ansicht  mit   dem  Wortlaute 

Für  dir  <ileichstcllung  «Irr  Friedensverträge  mit  anderen  Vertraten : 
l'roebst,  iJie  Kehre  vom  Abschluß  völkerrechtlicher  Verträge  durch  das 
heutsche  Reich  und  die  Finzclstaateii  des  Reiches,  in  Hirth's  Annalen 
I SS*  S.  241  ff.,  5>!>I  f.:  Zoru,  I,  S.  f.:  Seydcl,  S.  IC1  f.:  Uband. 
Staatsrecht,  II  S.  145»  (vgl.  aber  auch  I  S.  1S1  f.):  anscheinend  auch: 
<i<»rius,  Das  Vertragsrecht  des  Deutschen  Reiches,  in  Hirth's  Annalen  1 874 
S.  75t»  ff..  7CS  IT.,  187.',.  S.  /i3I  ff..  ."».iS.  Für  das  unbeschränkte  Recht  des 
Kaisers  bei  Friedensverträgen:  v.  Muhl,  Deutsches  Reichsstaatsrecht.  S.  '50.'»: 
Haeuel.  Staatsrecht.  S.  .0-1."»:  <}.  Meyer,  Staatsrecht,  S.  .*>JeJ;  derselbe  in 
Hirth's  Annalen  IS7S  S.  3t.!»ff..  AM  :  Rieß,  Die  Mitwirkung  der  gesetz- 
gebenden K..r|M'rschaften   bei  Staatsv  ertrügen  nach  Deutschem  Staatsrecht, 

4* 


/ 
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des  Art.  11  RV.;  während  es  im  Abs.  1  heiße:  „Krieg  zu  er- 
klären, Frieden  zu  schließen,  Kündnisse  und  andere  Verträge 
mit  fremden  Staaten  einzugehen",  sei  im  Abs.  'S  nur  die  Rede 
von:  „Verträgen  mit  fremden  Staaten*,  das  Recht,  Frieden  zu 
schließen,  unterliege  daher  keiner  Reschränkung.  Die  Fassung 
des  Art.  11  RV.  läßt  sich  aber  sehr  einfach  erklären.  Wenn  im 
Abs.  1  dem.  Kaiser  das  Recht,  Krieg  zu  erklären,  ausdrücklich 
eingeräumt  ist,  so  ergibt  es  sich  ganz  von  selbst,  daß  das  Recht. 
Frieden  zu  schließen,  als  zu  der  Refugnis,  Krieg  zu  erklären, 
gehörig,  besonders  erwähnt  wird,  selbst  wenn  nachher  noch  all- 
gemein von  Verträgen  mit  fremden  Staaten  die  Rede  ist.  Da 
auch  ein  Friedensschluß  einen  Vertrag  darstellt,  so  mußte  schon 
deshalb  im  Abs.  1  Art.  1 1  RV.  nachher  von  „und  anderen  Ver- 
trägen" gesprochen  werden;  im  Abs.  3  dagegen,  wo  von  dem 
Rechte,  Krieg  zu  erklären,  keine  Rede  mehr  ist,  brauchte  auch 
das  Recht,  Frieden  zu  schließen,  nicht  mehr  besonders  erwähnt 
zu  werden,  es  genügte,  einfach  von  „Verträgen  mit  fremden 
Staaten",  unter  die  ja  auch  die  Friedensverträge  fallen,  zu  sprechen. 
Aus  der  Fassung  des  Art.  1 1  RV.  läßt  sich  demnach  m.  E.  die 
Ansicht  nicht  rechtfertigen,  daß  die  Friedensverträge  anders  zu 
behandeln  wären  als  die  gewöhnlichen  Verträge. 

Völlig  verfehlt  ist  es  aber  m.  F.,  in  die  hier  erörterte  Frage 
politische  Erwägungen  hinein  zu  ziehen.  Was  im  Falle  eines 
unglücklich  verlaufenen  Reichskrieges  eintritt,  läßt  sich  theoretisch 
nicht  vorausbestimmen;  inwieweit  dann  die  Verfassung  beobachtet 
werden  kann,  ob  sie  überhaupt  standhält,  kann  jetzt  nicht  be- 
urteilt werden.  Wenn  es  einmal  dahin  kommen  sollte,  daß  uns 
ein  siegreicher  Feind  die  Friedensbedingungen  diktiert,  so  erledigt 
sich  die  aufgeworfene  Frage  von  selbst:  solange  aber  das  Reich 
noch  in  der  Lage  ist,  seine  Funktionen  auszuüben,  kann  sich 
keine  Regierung  und  kein  Rundesfürst  über  die  Verfassung  hinweg- 
setzen. Ein  Recht,  zur  Vermeidung  von  politischen  Nachteilen 
gegen  die  Verfassung  zu  handeln,  ist  nirgends  gegeben '). 

Hiermit  dürfte  m.  E.  nachgewiesen  sein,  «laß  eine  Änderung 

in  Rrie's  Abhandlungen  aus  dein  Staats-  und  Vcrwfiltungsrecht,  Heft  10. 
ltt>4,  S.  70:  Arndt,  Staatsrat,  S.  72,  713. 

')  Vgl.  /   ».  l.aband.  Staatsrecht.  II  8.  181. 
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des  Staatsgrundgesetzes  auf  einem  anderen  Wege  als  dem  der 
Gesetzgebung  ausgeschlossen  ist1). 

II.  Was  schließlich  das  Recht  der  Initiative  für  derartige 
Verfassungsänderungsgesetze  anlangt,  so  kann  nur  festgestellt 
werden,  daß  es  dasselbe  ist  wie  für  jedes  andere  Gesetz.  Der 
Reichstag  ist  in  dieser  Beziehung  dem  Bundesrate  vollkommen 
gleichgestellt.  Allerdings  heißt  es  im  Art,  %2'.\  RV.:  „Der  Reichs- 
tag hat  das  Recht,  innerhalb  der  Kompetenz  des  Reichs  Gesetze 
vorzuschlagen  ..."  und  könnte  es  hiernach  scheinen,  als  ob  dies 
Recht  dem  Reichstage  außerhalb  der  Kompetenz  des  Reiches  nicht 
zustande.  Dieses  Bedenken  halte  ich  jedoch  schon  durch  die  Fassung 
des  Art.  78  RV.  für  erledigt.  Denn  da  eine  Erweiterung  der  Kompetenz 
selbst,  wie  wir  gesehen  haben,  innerhalb  der  Zuständigkeit  des 
Reiches  liegt,  so  muß  dem  Reichstage  ein  unbeschränktes  Recht, 
Vorschläge  über  Verfassungsänderungsgesetze  einzubringen,  zu- 
gestanden werden.  Für  diese  Auslegung  spricht  außerdem  die 
Entstehungsgeschichte  des  Art.  7S  RV. ;  denn  er  ist  gerade  des- 
halb an  die  Stelle  eines  Satzes  im  Art,  7  Abs.  '2  des  Entwurfes 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  getreten,  weil  die 
ursprüngliche  Anordnung  für  den  Fall  der  Verfassungsänderung 
den  Reichstag  auszuschalten  schien.  Die  Initiative  des  Reichstages 
ist  denn  auch  in  der  Theorie  und  in  der  Praxis  jetzt  allgemein 
anerkannt'-).  Wollte  man  aus  der  Fassung  des  Art.  23  RV.  eine 
Beschränkung  der  Initiative  des  Reichstages  herauslesen,  so  könnte 
es  nur  die  sein,  daß  dem  Reichstage  nicht  das  Recht  zustehen  sollte, 
kompetenzüberschreitende  Gesetze  ohne  ausdrückliche  Änderung  der 
Reiehsverfassung  vorzuschlagen ').  Eine  derartige  Beschränkung 
des  Initiativrechts  des  Reichstages  laßt  sich  jedoch  nach  dem  Wort- 
laut des  Art.  7S  RV.  nicht  aufrecht  erhalten,  sie  durfte  übrigens 
auch  praktisch  bedeutungslos  sein,  da  der  Bundesrat  ja  doch 
jeden  Vorschlag,  der  seine  Billigung  nicht  findet,  verwerfen  kann. 


')  Vgl.  v.  Ron no,  II  1  S.  32:  Westerkamp,  Staatenbund  und  Runthvs- 
staat,  181)2,  S.  44. 

•-')  Vgl.  Mohl,  Deutsches  tteichsstaatsrecht,  S.  «2:  v.  Könne,  II  1  S.  20; 
Arndt,  Kommentar,  S.  178:  Seyilel,  S.  413,  202:  La h a nd,  Staatsrecht,  II 
8.  23  f.;  Seulen,  S.  3">  f.:  w  Jageinann,  S.  128:  <l.  Meyer,  Staatsrecht, 
S.  584  Anm.  11. 

sj  Über  diese  Frage  siehe  weiter  unten. 
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Die  14  Stimmen-Minderheit  im  Bundesrate. 

Während  nach  Art.  5  RV.  für  das  Zustandekommen  eines 
gewöhnlichen  Reichsgesetzes  die  Übereinstimmung  der  Mehrheits- 
beschlüsse dos  Bundesrates  und  des  Reichstages  erforderlich  und 
ausreichend  ist,  wird  für  ein  Verfassungsänderungsgesetz  nach 
Art.  7«S  Abs.  1  Satz  2  RV.  noch  ein  weiteres  verlangt,  nämlich, 
daß  nicht  14  Stimmen  im  Rundesrate  gegen  die  beabsichtigte 
Änderung  sind.  Kein  positives  Erfordernis  ist  aufgestellt,  nicht 
eine  gewisse  Anzahl  von  Stimmen  im  Rundesrate  für  die  Änderung 
notwendig1),  sondern  es  ist  negativ  gesagt:  „Veränderungen  der 
Verfassung  gelten  als  abgelehnt,  wenn  sie  14  Stimmen  im  Bundes- 
rate gegen  sich  haben."  Da  Preußen  allein  17  Stimmen  im 
Rundesrate  führt,  so  kann  gegen  seinen  Willen  überhaupt  keine 
Änderung  des  Staatsgrundgesetzes  erfolgen,  ebensowenig  aber 
gegen  die  Stimmen  der  vereinigten  Königreiche  Rayern.  Württem- 
berg und  Sachsen,  oder  der  süddeutschen  Staaten  (einschließlich 
Hessen),  oder  der  sämtlichen  Kleinstaaten  zusammen,  da  deren 
Stimmenzahl  mehr  als  14  betragt  (Art.  (i  RV.). 

Für  die  Fragen,  die  sich  an  die  Bestimmung  des  Art.  7S  Abt*.  1 
Satz  2  RV.  anknüpfen,  sei  kurz  daran  erinnert,  wie  die  Vorschrift 
dieser  14  Stimmen-Minderheit  entstanden  ist. 

In  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Rundes  war  zur  Änderung 
dieses  t Jrundgesetzes  im  Art,  7S  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteln 
der  vertretenen  Stimmen  im  Rundesrate  vorgeschrieben.  In  dem 
Vertrage  des  Norddeutschen  Rundes  mit  Raden  und  Hessen  vom 
l.r>.  November  1S70  wurde  die  Zweidrittel-Majoritat  im  Art.  7S 
auf  eine  Dreiviertel-Majorität  erhöht*).  Von  hier  aus  ging  diese 
Bestimmung  in  den  Vertrag  mit  Württemberg  vom  2"».  November 
1  s 7 1 ,  Art,  1  unverändert  über*).    Bayern  stellte  dagegen  weiter- 

')  Ein  derartiges  positivus  Erfordernis  eim.tr  ziffernmäßigen  Stiinnien- 
zahl  «Mithält  Art.  HO  der  hessischen  Verfassung  vom  17.  Dezember  1820.  wo 
benimmt  ist,  duli  zu  Abänderungen  und  Erläuterungen  der  Verfassung}, 
urkunde  in  der  zweiten  Kammer  die  Zustimmung  von  wenigstens  26  Mit- 
gliedern und  in  der  ersten  Kammer  bei  Stimmenmehrheit  die  Zustimmung 
von  wenigstens  12  Mitgliedern  erforderlich  ist.  Stoerk,  !>.  253:  vgl.  auch 
V  1  e  i  seh  ihm  n  u  ,  Weg  der  <  Jeset/.gcbung,  S.  110. 

-   Hinding,  S.  UM.  Jv  Rinding,  S.  !(>!>. 
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gehende  Ansprüche,  es  verlangte  gegenüber  gewissen  Verfassungs- 
änderungsvorsch  lägen,  namentlich  bei  etwaigen  über  den  Art.  4 
RV.  hinausgehenden  Kompetenzerweiterungen,  ein  unbedingtes 
Veto.  Die  Verhandlungen  tührten  schließlich  dahin,  daß  Bayern 
das  beanspruchte  Vetorecht  aufgab  und  in  die  jetzige  Fassung 
des  Art.  7S  Abs.  1  Satz  2  KV.  willigte1). 

Aus  dieser  Entstehungsgeschichte  des  Art.  7K  Abs.  1  S.  '2  RV. 
zieht  Seulen  2)  den  Schluß,  daß  bei  Abstimmung  über  Verfassungs- 
anderungsanträge  Vollzähligkeit  des  Bundesrates  geboten  sei. 
I)em  kann  ich  nicht  beipflichten.  Die  Reichs  Verfassung  selbst 
bietet  für  die  Behauptung  Sellien'*  keinen  Anhalt.  Hatte  man 
die  Vollzähligkeit  im  Bundesrate  als  Voraussetzung  für  die  Be- 
schlußfähigkeit im  Art.  7s  RV.  aufstellen  wollen,  so  wäre  dies 
durch  einen  Zusatz  leicht  anzudeuten  gewesen.  Allerdings  kann 
nicht  geleugnet  werden,  daß  bei  Festlegung  der  14  Stimmen- 
Minorität  ursprünglich  jedenfalls  an  Vollzähligkeit  des  Bundes- 
rates gedacht  worden  war,  zum  Ausdruck  ist  jedoch  ein  solches 
Erfordernis  in  der  Verfassung  nicht  gebracht.  Andererseits  muß 
berücksichtigt  werden,  daß  eine  dahingehende  Bestimmung  zu 
gewissen  Härten  führen  würde.  Denn  mit  der  Vollzähligkeit  allein 
wäre  noch  nichts  erreicht,  es  müßten  ja  auch  die  samtlichen 
Stimmen  instruiert  sein,  da  sie  sonst  nicht  gezahlt  werden 
könnten  (Art.  7  Abs.  3  KV.).  Ein  kleiner,  mit  einer  einzigen 
Stimme  ausgestatteter  Einzelstaat  würde  demnach  in  der  Lage 
sein,  durch  eine  Reihe  von  Sitzungen  die  Abstimmung  über  einen 
Vcrfassungsanderungsvorschlag  hinzuhalten,  vielleicht  nur,  weil 
er  an  dem  beabsichtigten  besetze  kein  Interesse  hat.  Bei  Nicht- 
teilnahme  an  einer  Abstimmung  sofort  zur  Bundesexekution  zu 
schreiten,  wie  es  Sellien3)  anscheinend  will,  dürfte  zu  weit  ge- 
gangen sein,  da  die  Erteilung  der  Instruktion  keine  „verfassungs- 
mäßige Bundesptlicht*  ist,  bei  deren  Nichterfüllung  Art,  1!)  KV. 
die  Exekution  zuläßt4). 


')  Vgl.  hierüber  v.  Könne,  II  1  S.  1  f»  f. :  Seydcl,  S.  4 IG  f.:  Duske, 
S.  23  f.:  Arndt,  Staatsrecht,  S.  189:  Sellien,  S.  äJi  !'. 

'-')  Senlcn,  S.  3(>:    scheinbar  ebenso  lhiskc.   S.  :M.    Vgl.  dag«  'gen 
Sevdel,  S.  14G. 

■"«)  Sellien,  S.  31. 

Laband,  Staatsrecht,  I  S.  21!»  f. 


Digitized  by  Google 


56 


Es  ist  also  daran  festzuhalten,  daß  zu  einer  Verfassungs- 
änderung im  Art.  7S  Ah«.  1  RV.  nichts  weiter  erfordert  wird  als 
ein  Gesetz,  gegen  welches  sich  im  Rundesrate  nicht  14  Stimmen 
erklärt  nahen.  Dieses  Erschwernis  gilt  selbstverständlich  für 
jede  Änderung  des  Staatsgrundgesetzes.  Oh  die  Änderung  eine 
dauernde  oder  nur  eiiw  zeitweilige  sein  soll,  bleiht  sich  ganz  gleich. 
Praktisch  ist  dieser  Fall  z.  B.  geworden  hei  dem  Gesetze  vom 
August  1S93  (Reichsgesetz -Rl.  1893  S.  233) ,),  welches  im 
Art.  II  §  l  entgegen  dem  Art.  5!>  RV.  die  Dienstpflicht  für  ge- 
wisse Truppen  auf  2  Jahre  beschränkt  und  zwar  für  die  Zeit 
vom  1.  Oktober  18113  bis  zum  31.  März  I8t*i).  Durch  Gesetz  vom 
25.  Marz  18<)1)  (Reichsgesetz-Rl.  189!)  S.  213  f.)2)  ist  diese  zwei- 
jährige Dienstzeit  bis  zum  31.  März  1!H)4  und  durch  Gesetz  vom 
22.  Februar  1904  bis  31.  März  1905  beibehalten a).  Es  dürfte 
sich  m.  E.  ganz  von  selbst  verstehen,  daß  bei  diesen  Gesetzen 
Art.  78  RV.  beobachtet  werden  mußte.  Für  eine  gegenteilige 
Annahme  gibt  das  Staatsgrundgesetz  nicht  den  geringsten  Anhalt. 
Würden  zeitweilige  Abänderungen  des  Staatsgrundgesetzes  keine 
Erschwernisse  erheischen,  so  wäre  damit  ein  sehr  bequemes  Mittel 
gefunden,  den  Art.  78  RV.  zu  umgehen,  es  brauchte  ja  dann  nur 
jede  Verfassungsänderung  für  eine  bestimmte,  immer  wieder  ver- 
längerte Zeit  beschlossen  zu  werden!  Schon  hieraus  ergibt  sich, 
daß  die  zeitweiligen  Abänderungen  des  Staatsgrundgesetzes  genau 
so  zu  behandeln  sind,  wie  die  dauernden4),  auch  bei  ihnen  dürfen 
im  Rundesrate  nicht  14  Stimmen  widersprechen. 

Anders  verhält  sich  dagegen  die  Sache  bei  Abstimmungen 
im  Rundesrate  darüber,  ob  überhaupt  eine  Verfassungsänderung 
vorliegt.  Hier,  bei  der  sogen.  Vorfrage,  handelt  es  sich  ledig- 
lich um  eine  Auslegung  des  Staatsgrundgesetzes,  für  welche 
keinerlei  erschwerenden  Formen  aufgestellt  sind 5).  Gegenüber  dieser 


■)  Tricpel,  S.  261.  ')  Tri  «pol,  S.  286. 

3)  Kino  endgültige  Kcgclung  enthält  das  Gesetz  betr.  Änderung  der 
Wehrpflicht  vom  15.  April  1905  (lieichsges.  Hl.  8.  24!>;  im  Art.  1. 

Kben.su  Kleischman  n,  Weg  der  Gesetzgebung,  S.  115,  118,  und  die 
dort  Erwähnten. 

•v)  Einige  Verfassungen  trollen  auch  für  Erläuterungsgesotze  zu  den 
Staatsgrundgesotzcii  erschwerend»!  Bestimmungen,  so  z.  H.  die  Verfassungen: 
des  Königreichs  .Sachsen  vom  4.  September  1831  im  §  152,  Stocrk,  S.  136, 
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allgemein  geteilten  Ansicht1)  will  Seydel2)  allerdings  auch  auf 
die  Vorfrage  den  Satz  '2  Art.  7X  Abs.  1  KV.  angewendet  wissen, 
aber  lediglich  deshalb,  weil  nach  seiner  Auffassung  dies  das 
kleinere  Übel  ist  und  auf  jeden  Fall  flir  ein  gesetzliches  Verfahren 
bürgt.  Die  Verfassung  selbst  schweigt  über  die  Frage,  und  es 
muß  daher  angenommen  werden,  daß  zu  ihrer  Entscheidung  ein- 
fache Stimmenmehrheit  im  Bundesrate  genügt. 

Das  Veto  einer  Minorität  ist  nur  für  den  Bundesrat  auf- 
gestellt, nicht  auch  für  den  Reichstag.  Für  diesen  schreibt  die 
Verfassung  keine  besonderen  Erschwernisse  bei  der  Abstimmung 
über  Verfassungsiinderungsentwürfe  vor3).  Kommt  eine  (lesetzes- 
vorlage  vom  Bundesrate  an  den  Reichstag,  so  hat  dieser  anzu- 
nehmen, daß  ordnungsmäßig  verfahren  worden  ist,  und  lediglich 
nach  seiner  Geschäftsordnung  zu  handeln.  Ein  Prufungsrecht 
der  Beschlüsse  des  Bundesrates  ist  dem  Reichstage  nirgends  zu- 
gesprochen, noch  viel  weniger  läßt  sich  aus  dem  Staatsgrund- 
gesetze eine  derartige  Pflicht  herleiten.  Auch  hat  der  Reichstag 
nicht  das  Recht,  seine  Zustimmung  zu  einem  (tesetzesentwurfe 
von  dem  Nachweise  der  Erfüllung  der  Erfordernisse  des  Art.  78 
RV.  im  Bundesrate  abhängig  zu  machen4).  Hegt  der  Reichstag 
Bedenken,  daß  ein  Gesetzesvorschlag  im  Bundesrate  nicht  ver- 
fassungsmäßig behandelt  worden  ist  oder  behandelt  werden  wird, 
so  kann  er  den  Entwurf  nur  ablehnen,  nicht  aber  etwa  ihn  be- 


des  (jroßhcrzogtmns  Baden  vom  22.  August  1818  im  §  64,  Stoerk,  8.220, 
und  dos  Großheraogtums  Hessen  vom  17.  Dcccuiber  1820  im  Art.  110,  Stoerk, 
S.  253  (vgl.  S.  54  Anin.  1). 

l)  So:  Hacncl,  Studien,  I  S.  258  IT.:  v.  Rönne,  Iii  S.  35:  Brie, 
Zur  Theorie  des  konstitutionellen  Staatsrechtes,  im  Archiv  für  öflVntl.  Hecht 
Hd.  4  S.  lff.,  60:  Zorn,  I  S.  431 :  Duske.  S.  27  f.:  Laband,  Staatsrecht, 
I  S.  260:  Arndt,  Staatsrecht,  S.  95  f.;  Sellien,  S.  43  f.:  G.  Meyer,  Staats- 
recht, S.  583:  v.  Proebst,  Verfassung,  S.  110. 

3)  Seydel,  S.  146. 

3)  Daß  die  Geschäftsordnung  des  Reichstages  zwei  Abstimmungen  ver- 
lange, wie  Arndt,  Kommentar,  S.  291  und  mit  ihm  Duske,  S.  31  Anm.  54, 
meinen,  ist  irrtümlich:  s.  die  Geschäftsordnung  des  Reichstages  bei  Per  eis, 
Das  autonome  Keichstagsrecht,  1903,  vgl.  auch  Seulen,  8.48. 

4)  Der  hier  vertretenen  Ansicht  sind  Duske,  S.  25  f.:  Arndt,  Staats- 
recht, S.  191  f.:  a.  A.  Haenel,  Studien,  I  S.  259  f.  ihm  schließt  sich  an 
v.  Rönne,  II  1  S.  35. 
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dingungsweise  annehmen.  Dagegen  ist  dem  Kaiser  ein  Prüfungs- 
recht der  Beschlüsse  «los  Kundesrates  wie  dos  Reichstages  einzu- 
räumen; denn  dem  Kaiser  stellt  naeli  Art.  17  KV.  die  Ausfertigung 
der  Reichsgesetze  zu.  Bevor  er  nun  diese  Ausfertigung  vornimmt, 
hat  er  die  Pflicht,  sich  zu  überzeugen,  daü  das  Gesetz  auch  ver- 
fassungsmäßig zustande  gekommen  ist '). 

Kann  nun  nach  der  Verkündigung  eines  Gesetzes  durch  den 
Kaiser  noch  eine  weitere  Nachprüfung  stattfinden? 

Wir  kommen  hiermit  zu  der  in  der  Literatur  vielfach  erörterten 
Streitfrage  über  das  richterliche  Prüfungsrecht-).  Selbstverständ- 
lich kann  ein  Gesetz  nur  entweder  gültig  oder  ungültig  sein  und 
zwar  für  jedermann,  nicht  allein  für  den  Richter").  Da  nun  aber 
die  Gerichte  allein  lediglich  dem  Gesetze  unterworfen4)  sind,  so 
dürfte  hauptsächlich  der  Richter  vor  die  Möglichkeit  gestellt  sein, 
zu  erwägen,  ob  ein  Gesetz  gültig  oder  nicht  gültig  ist. 

Abgesehen  davon,  daß  sich  der  Richter  natürlich  überzeugen 
muß.  daß  das  Gesetz,  welches  er  anwenden  will,  ordnungsmäßig 
publiziert  ist  5),  kann  sich  eine  Prüfung  auf  zwei  Punkte  erstrecken, 

')  So:  Mohl.  Pciit.schcs  lieichsstaatsrecht,  S.  2!U  11'.,  Schul?..?,  8.  II'»: 
.1  e  1 1  i  ii ek ,  <iesetz  und  Verordnung,  S.  4< >l? :  Hüchel.  Studien  zum  deutschen 
Staatsrecht ,  Bd.  II.  Pie  organisatorische  Fnt  Wickelung  der  deutschen 
Hcicbsverfassung,  1888,  S.  13  11.;  Brie,  im  Archiv  für  öll'cnll.  Hecht  Bd.  4 
S.  24 :  Kol  ho  w.  Das  Veto  des  deutschen  Kaisers,  im  Archiv  für  öfl'cntl. 
Recht.  Bd.  0  S.  73  IT.,  10.*)  IT.:  Bornhak,  Pie  verfassungsrechtliche  Stellung 
des  deutschen  Kaisertums,  im  Archiv  für  öflcntl.  Hecht,  Bd.  8  S.  420  II.. 
•KiO  II.:  Zorn,  IS.  410  f.:  Puski,  S.  21;  Frormann,  Pie  Beteiligung  des 
Kaisers  an  der  Rcichsgcsetzgcbuiiv;,  im  Archiv  für  öH'entl.  L'echt.  Bd.  14 
S.  31  ff.,  HO:  I.ahand,  Staatsi  echt.  II  S.  3S:  Sellien,  S.  02  f. :  bez.  der 
|ireiili.  Verfassung  in  teilweise  von  L  ab  and  grundsät  zlich  abweichender  Aus- 
führung:  F  le  i  scliiit  an  n ,  Weg  der  tiesetzgebung.  S.  H!UT. 

v.  Mohl.  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  I :  Staatsrecht 
und  Volkerrecht.  I8H0,  S.  GH  IT. :  Planck,  Pie  verbindliche  Kraft  der  nicht 
auf  verfassungsmäßigem  Wege  zustande  gekonmienon  besetze  und  Ver- 
ordnungen, in  .Iherings  Jahrbüchern,  Bd.:»  S.  2*8  IT.:  Jellinek,  besetz 
iiml  Verordnung  S.  3!M*.  IT.:  Brie,  im  Archiv  für  ötlentl.  Becht  Bd  4  S.  Ol  IT.: 
Laband,  Staatsrecht.  II  S.  31 MT. :  Sellien,  S.  03  IT. :  <L  Meyer,  Staats 
recht,  S.  H30  1T. :  und  die  bei  diesen  Schrift  stellern  angeführte  Literatur. 

s)  Vgl.  Laband,  Staatsrecht.  II  S.  40  f.:  Sellien.  S.  04. 

*)  tJerichlsverfasMiniisgesetz  <j  1. 

Vgl.  v.  Mohl.  Staatsiecht  und  Völkerrecht,  S.SI  :  v.  Könne.  II  1  S.K2: 
Brie,  im  Archiv  für  «dVentl.  Recht  Üd.  4  S.  02:  Laband,  Staatsrecht,  II  S.  40. 
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einmal  darauf,  ob  da*  (tesetz  verfassungsmäßig  entstanden  ist, 
und  ferner  darauf,  oh  es  einen  verfassungsmäßigen  Inhalt  hat '). 

Auf  welrhe  Weise  ein  Gesetz  zustande  kommt,  ist  in  der 
Reichsverfassung  gesagt.  Fehlt  eines  der  hier  aufgeführten  Er- 
fordernisse, so  liegt  kein  Gesetz  vor.  Nun  hat  allerdings  der 
Kaiser  die  Pflicht,  ehe  er  ein  Gesetz  verkündet,  sich  zu  über- 
zeugen, daß  es  auf  dem  in  der  Verfassung  vorgeschriebenen  Wege 
entstanden  ist.  Eine  Meinungsverschiedenheit  besteht  aber  darüber, 
ob  durch  die  Ausfertigung  des  Gesetzes  durch  den  Kaiser  das 
verfassungsmäßige  Zustandekommen  in  unanfechtbarer  Weise  fest- 
gestellt wird-)  oder  ob  noch  eine  Nachprüfung  durch  den  Richter 
möglich  ist3).  Die  erstere  Ansicht  ließe  sich  m.  E.  nur  dann  halten, 
wenn  durch  die  kaiserliche  Publikation  jeder  dem  Gesetze  etwa 
anhaftende  Mangel  geheilt  würde.  Eine  derartige  Behauptung 
wird  aber  wohl  niemand  aufstellen  wollen.  Soviel  muß  aber  zu- 
gegeben werden,  daß  ein  vom  Kaiser  verkündetes  Oesetz  die  Ver- 
mutung des  verfassungsmäßigen  Entstehens  für  sich  hat.  Der 
Richter  darf  daher  nur  im  Falle  eines  erheblichen,  von  ihm 
eingehend  zu  begründenden  Zweifels  zu  einer  Nachprüfung 
schreiten4).  Daß  es  außerhalb  des  Bereiches  der  Wahrscheinlich- 
keit liegt,  daß  ein  Gesetz  vorsätzlich  ausgefertigt  und  verkündet 
wird,  welches  nicht  auf  dem  durch  die  Verfassung  vorgeschriebenen 
Wege  zustande  gekommen  ist*),  mag  ohne  weiteres  zugegeben 
werden,  trotzdem  bleibt  aber  der  Fall  eines  Irrtums  doch  nicht 
ausgeschlossen.  Der  Richter  wird  demnach  auch,  was  hier  be- 
sonders hervorzuheben  ist,  nachprüfen  dürfen,  ob  die  Erfordernisse 
fies  Art.  7S  KV.  beobachtet  worden  sind.     Dagegen  ist  in.  E. 

')  <;.  Meyer,  Staatsrecht.  S.  632  f. 

'-')  So:  v.  K  i  ic  h  c  n  Ii  ein.  S.  3111:  Jclliiick.  (icsetz  und  Verordnung, 
S.  402  ff.:  Laband,  Staatsrecht,  II  S.  311;  v.  .1 agcui an n ,  S.  1)3:  Sellien, 
S.  54  ff. :  auch  Arndt,  Staatsrecht.  S.  öSö,  aber  lediglich  aus  praktischen 
ii runden. 

x)  So:  G.  Meyer,  Staatsrecht.  S.  632. 

*)  So:  v.  Mohl,  Staatsrecht  und  Völkerrecht,  S.  S/i:  v.  Könne,  II  1 
S.  62:  «Jerbcr,  S.  161:  Brie,  im  Archiv  für  nffentl.  Recht,  lhl.  4  S.  hh  ff. 
Pali  die  hier  gegebene  ( imndla^c  nur  eine  sehr  schwankende  ist,  liegt  auf 
tler  Hand,   eine  festere  dürft c  sich  aber  kaum  gewinnen  lassen. 

h)  Jellinek,  (Jesetz  und  Verordnung,  S.  31)8 :  Laband,  Staatsrecht, 
II  S.  92. 
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eine  richterliche  Nachprüfung  der  sogen.  Vorfrage,  ob  in  einem 
Gesetze  eine  Verfassungsänderung  enthalten  ist,  nicht  zulassig1). 
Die  Entscheidung  dieser  Vorfrage  muß  den  dazu  berufenen  Organen, 
überlassen  bleiben,  sie  gehört  nicht  zu  den  formellen  Erfordernissen 
für  ein  Gesetz.  Ist  aber  die  Frage  dahin  entschieden,  daß  eine 
Verfassungsänderung  vorliegt,  so  darf  der  Richter  nachprüfen,  ob 
dem  Art.  7K  RV.  genügt  worden  ist.  Tatsächlich  wird  eine  der- 
artige Prüfung  allerdings  meist  nicht  möglich  sein,  da  die  Ver- 
handlungen des  Bundesrates  nicht  öffentlich,  die  mündlichen  sogar 
geheim  zu  behandeln  sind8). 

Die  weitere  Frage,  ob  dem  Richter  auch  die  Möglichkeit  ge- 
geben ist,  ein  Gesetz  auf  seinen  verfassungsmäßigen  Inhalt,  die 
Kompetenz,  zu  prüfen,  muß  unbedingt  verneint  werden3),  da  nach 
«lern  Staatsgnmdgesetze  vom  lt>.  April  1871  die  Möglichkeit  einer 
indirekten  Verfassungsänderung  nicht  ausgeschlossen  ist4). 

Ein  tiesetz,  welches  verfassungsmäßig  zustande  gekommen 
und  publiziert  ist,  hat  demnach  unangesehen  seines  Inhalts  für 
jedermann  verbindliche  Kraft, 

§  S>. 

Die  Zustimmung  des  berechtigten  Staates  nach  Abs.  2  Art.78RV. 

Der  Abs  2  Art.  7<S  RV.  fordert  zur  Abänderung  derjenigen 
Vorschriften  der  Reichsverfassung,  durch  welche  bestimmte  Rechte 
einzelner  Rundesstaaten  in  deren  Verhältnis  zur  Gesamtheit  fest- 
gestellt sind,  die  Zustimmung  des  berechtigten  Staates.  Welche 
Rechte  unter  Abs.  •*  Art.  7s  RV.  lallen,  ist  bereits  klargelegt  vt. 
Es  wird  nun  zunächst  festzustellen  sein,  ob  zur  Abänderung  dieser 
Rechte  die  Zustimmung  des  betreffenden  Staates  allein  genügt. 
Der  Abs.  •>  des  Art.  7K  RV.  ist  nur  ein  Zusatz,  eine  Ergänzung 
zu  Abs.  I,  beide  stehen  im  engsten  Zusammenhange.   Hieraus  er- 

')  A.  A.  Brie,  im  Archiv  für  öffentliches  Hecht,  Bd.  4  S.  61,  und  an- 
scheinend auch  Haenel,  .Studien,  1  S.  259  ff.,  2«3  il". 

•)  liev.  Geschäftsordnung  des  Bundesrates  vom  26.  April  1880  §  26, 
abgedruckt  bei  Triepel,  S.  230. 

3)  »So:  Brie,  im  Archiv  für  öffentliches  Hecht,  Bd.  4  S.  i>2:  G.  Meyer, 
Staatsrecht,  S.  633.  63.r>:  h.  A.  W  esterkamp,  Hcichsvcrfassung,  S.  20.x 
Haenel,  Studien,  I  S.  264. 

«)  Vgl.  Weiter  unten  §  10.  s)  Siehe  oben  §  6  S.  37  ff. 
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gibt  sich,  daß  bei  einer  Änderung  der  im  Abs.  2  Art.  78  RV.  be- 
sonders geschützten  Rechte  auch  Abs.  1  dieses  Artikels  beobachtet 
werden  muß,  es  ist  außer  der  Zustimmung  des  berechtigten 
Staates  ein  Reichsgesetz,  gegen  welches  sich  im  Bundesrate  nicht 
14  Stimmen  erklärt  haben,  erforderlich1).  Ein  Verzicht  allein, 
mag  er  ausgesprochen  sein,  wo  er  will,  genügt  zur  Aufgabe  eines 
Sonderrechtes  nach  Art.  7K  RV.  nicht.  Ein  Unterschied  bezüglich 
der  einzelnen  Sonderrechte  läßt  sich  hierin  nicht  machen.  Wenn 
Haenel*)  für  die  Aufgabe  der  Rechte  der  Einzelstaaten  auf  die 
Patronage  zu  gewissen  Stellen  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
nach  Art.  50  RV.,  auf  die  ihnen  nach  Art.  (><>  RV.  in  der  Heeres- 
verwaltung vorbehaltenen  Funktionen  und  auf  die  Freihafenstellung 
nach  Art.  34  RV.  einen  Vertrag  des  betreffenden  Staates  mit  dem 
Reiche  für  ausreichend  erachtet,  so  kann  dies  m.  E.  nur  auf  solche 
Rechte  Anwendung  finden,  die  nicht  in  den  als  Verfassung*  im 
Sinne  Art.  7H  RV.  anzusehenden  Vorschriften  enthalten  sind.  Für 
die  in  dem  Staatsgrundgesetze  niedergelegten  Sonderrechte  muß 
daran  festgehalten  werden,  daß  sie  nur  durch  Gesetz  abgeändert, 
also  auch  aufgehoben  werden  können,  und  zwar  sämtlich,  ohne 
Unterschied.  Den  Ausführungen  v.  Jagemanns3),  der  nur  für  solche 
Rechte,  die  ein  „bevorrechtendes  Maß  von  Funktionsreehten  am 
Iteichsorganismus"  enthalten  oder  die  zugleich  ein  Pflichtverhältnis 
gegenüber  der  Gesamtheit  darstellen,  wie  z.  ü.  das  Stimmverhältnis 
im  Bundesrate  oder  das  Vorrecht  des  Bundespräsidiums,  den 
Verzicht  allein  nicht  genügen  lassen  will,  ihn  im  übrigen  aber 
zur  Aufgabe  eines  Sonderrechts  für  ausreichend  hält,  kann  ich 
nicht  beipflichten.  Wo  bietet  die  Verfassung  einen  Anhalt  für 
eine  derartige  Unterscheidung?  Der  von  v.  Jagemann  vorge- 
brachte Grund,  daß  an  den  erwähnten  Rechten  alle  Glieder  des 
Keiches  interessiert  seien,  ist  nicht  stichhaltig,  da  er  wohl  mehr 
oder  weniger  bei  allen  anderen  Sonderrechten  gleichfalls  zutreffen 
dürfte.  Aber  selbst  vorausgesetzt,  ein  Recht  würde  lediglich 
einen  einzigen  Bundesstaat  angehen,  so  könnte  sich  dieser  doch 
nicht  des  ihm  durch  die  Verfassung  zugesicherten  Rechtes  durch 


')  Siehe  oben,  §  8  S.  54  ff. 

a)  Haenel,  Staatsrecht,  S.  780  f. 

3)  v.  Jagein  an  n.  8.  238. 
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einen  Verzicht  allein  entäußern,  da  ein  tierartiges  Verfahren  gegen 
Art.  78  Abs.  1  RV.  verstoßen  würde 

Wo  und  wie  die  Zustimmung  des  berechtigten  Staates  zu  er- 
folgen  hat,  ist  in  der  Verfassung  nicht  gesagt.  Man  ist  siel»  jedoch 
allgemein  darüber  einig,  daß  die  Erklärung  durch  den  Vertreter 
des  betreffenden  Staates  im  Bundesrate  abgegeben  werden  muLJ 
nud  daß  es  genügt,  wenn  sich  bei  der  Abstimmung  über  das  ver- 
fassungsändernde (iesetz  die  Stimme  des  berechtigten  Bundes- 
staates unter  der  zustimmenden  Majorität  befindet8).  Daß  der 
Staat,  dessen  Recht  durch  das  (iesetz  betroffen  wird,  seine  Zu- 
stimmung im  Rundesrate  abzugeben  hat,  folgt  einmal  schon  da- 
raus, daß  im  Art.  78  RV.  das  Erschwernis  der  14  Stimmen- 
Minorität  nur  für  den  Bundesrat  vorgeschrieben  ist,  es  ergibt  sich 
aber  mit  Sicherheit  aus  Art.  7  Abs.  3  RV.,  welcher  bestimmt, 
daß  die  Beschlußfassung  im  Bundesrate,  „vorbehaltlich  der  Be- 
stimmungen in  den  Artikeln  f>,  :-J7  und  78.  mit  einfacher  Mehr- 
heit" erfolgt,  da  hier  der  ganze  Art.  78,  also  auch  Abs.  *J  desselben, 
in  Bezug  genommen  ist. 

Lebhaft  umstritten  ist  dagegen  die  Frage,  ob  die  Landtage 
der  Einzelstaaten  auf  die  Abstimmung  der  Bevollmächtigten  im 
Bundesrate  einen  Einfluß  ausüben  können  oder  sogar  auszuüben 
haben.  Zorn  ')  vertritt  die  Meinung,  daß  bei  einem  in  die  Sphäre 
der  (iesetzgebung  lallenden  Rechte  eine  Instruktion  des  Bundes- 
ratsvertreters nur  auf  (irund  der  erholten  Zustimmung  der  Volks- 
vertretung erteilt  werden  könne  und  daß  eine  Abstimmung  des 
Bevollmächtigten  ohne  oder  wider  seine  Instruktion  nichtig  wäre; 
der  Bundesrat  müsse  daher  die  Legalität  «ler  Instruktion  seiner 
Mitglieder  prüfen.  Dieser  Ansieht  kommt  am  nächsten  Ii.  Meyer*), 
nach  weichein  zwar  die  Erklärung  des  Bundesratsbevollmaehtigten 

her  hier  vertretenen  Ansicht  sind:  Westerkamp,  Ucichsverfassung. 
S.  M:  Lnband,  Staatsrecht,  I  8.112:  v.  Könne.  II  1  S.  31*:  vgl.  auch 
Haenel,  Staatsrecht,  S.  Sl!):  derselbe.  Studien,  I  S.  213. 

-)  Vgl.  Haenel.  Studien.  I  S.  21111*.:  Westerkamp,  Keiehsverfassung. 
8.  81:  Schulze.  8.  1!>;  v.  Könne,  111  8.  3l>:  Zorn,  1  8.131;  Sevdel, 
8.  -132:  Du.sk  e.  S.  f.:  l.ahaiid,  Staatsrecht,  I  8.  112:  Arndt.  Staatsrecht. 
S.  Um;:  Seiil.  u.  8.  11  :  v.  .Tageiiiann.  8.  23«!:  «i.  Meyer,  Staatsrecht, 
8.  ')!»7f.:    v.   I'mehst.  Verfassung.  8.  110. 

3i  Z..rn,  I  8.  133  11'.:   ilim  .srhlieL'.t  sieh  :w  Sellien.  8.-11  IV. 

'    •;.  Mevei  .  Staatsrecht.  8.  .V.IS 
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für  das  Reich  ohne  weitere  Prüfung  ausreichend  ist,  der  aber  die 
Regierung  vom  Standpunkte  des  Landesrechtes  aus  für  verpflichtet 
halt,  vor  Abgabe  der  Stimme  die  Meinung  des  Landtages  einzu- 
holen. Laband')  halt  eine  Zustimmung  der  Landtage  der  Einzel- 
staaten zu  der  Instruktion  nicht  für  erforderlich,  ein  dies  an- 
ordnendes Landesgesetz  jedoch  für  zuliissig,  wenn  auch  für  das 
Keich  bedeutungslos,  es  könne  aber  eine  Verantwortlichkeit  des 
Ministeriums  dem  Landtage  gegenüber  begründen.  Haenel2) 
schließlich  spricht  jedem  Landesgesetze,  welches  das  Zustande- 
kommen eines  Keiehsgesetzes  von  der  vorherigen  oder  nachträg- 
lichen Zustimmung  eines  Landtages  abhängig  macht,  die  Gültig- 
keit ab,  ein  derartiges  Landesgesetz  ist  nach  seiner  Auflassung 
nichtig. 

Die  aufgeworfene  Frage  dürfte  im  Sinne  Laban d's  zu  be- 
antworten sein. 

Da  die  Reichsverfassung  im  Art.  (5  Abs.  Ii  lediglich  bestimmt, 
daß  die  Bevollmächtigten  zum  Bundesrate  von  den  Mitgliedern 
des  Bundes  ernannt  werden,  über  das  Zustandekommen  der  In- 
struktion aber  keine  Vorschrift  enthält,  so  ist  hier  dem  Landes- 
rechte freier  Spielraum  gelassen.  Es  steht  also  verfassungs- 
rechtlich nichts  im  Wege,  daß  ein  Landesgesetz  bei  Erteilung 
der  Instruktion  dem  Landtage  eine  Mitwirkung  einräumt.  Für 
das  Reich  hätte  aber  ein  derartiges  tiesetz  rechtlich  keine  Be- 
deutung3). In  den  Art.  .">  und  7  KV.  ist  genau  gesagt,  in 
welcher  Weise  Gesetze  und  Beschlüsse  für  das  Reich  zustande 
kommen.  Von  irgend  einer  Mitwirkung  der  Landtage  der  Einzel- 
staaten ist  hierbei  nicht  die  Rede.  Ein  Landesgesetz,  welches 
den  Gang  der  Reichsgesetzgebung  beeinflussen  wollte,  also  mit 
dem  Reichsgrundgesetze  in  Widerspruch  stehen  würde,  muß, 
da  gemäß  Art.  '2  S.  1  KV.  Reichsrecht  das  Landesrecht  bricht, 
als  nichtig  erachtet  werden.  Nur  soweit  es  sich  um  die  Erteilung 
der  Instruktion  handelt,  ist  die  Mitwirkung  eines  Landtages  nicht 


')  Laband,  Staatsrecht  I.  S.  H2f. :  und  ebenso:  Westerkamp,  Keichs- 
verfassnng,  S.81:  v.  Könne,  II  1  S.  43f^  Schulze,  S.  19:  Arndt.  Staats- 
recht. S.  112  fT.:   scheinbar  auch  iMi.ske.  S.  38.  aber  unklar. 

2j  Haenel,  Staatsrecht,  S.  78**,  derselbe  Studien.  I  S.  219  ff.  :  ebenso: 
Seydel,  S.  \*>:>  ff.:  v.  .1 « g  e  tu  an  n ,  S.  W,. 

2i  Vgl.  auch  v.  Pr nebst.  Verfassung.  S.  110. 
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ausgeschlossen.  Hat  jedoch  der  Bevollmächtigte  einmal  seine  Stimme 
im  Bundesrate  abgegeben,  mag  dies  auch  ohne  oder  wider  die 
Instruktion  geschehen  sein,  so  ist  der  betreffende  Staat  hieran  ge- 
bunden. Ks  besteht  för  den  Bundesrat  weder  ein  Recht,  viel 
weniger  noch  eine  Pflicht,  die  Legalität  der  Instruktion  seiner 
Mitglieder  zu  prüfen1)-  Ist  aber  den  Kinzellandtagen  im  all- 
gemeinen kein  dem  Reiche  gegenüber  wirksamer  Einfluß  auf  die 
Instruktion  der  Bundesratsbevollmäehtigten  eingeräumt,  so  kann 
eine  Ausnahme  hiervon  bezüglich  des  Abs.  '1  Art.  7K  RV.  nicht 
gemacht  werden,  der  Wortlaut  der  Verfassung  gibt  jedenfalls 
dazu  keine  Veranlassung *).  Selbstverständlich  ist  daher  auch  ein 
Landesgesetz  ungültig,  welches  anordnen  wollte,  daß  ein  ver- 
fassungsmäßiges Sonderrecht  eines  Staates  nicht  ohne  die  Zu- 
stimmung seines  Landtages  aufgehoben  oder  abgeändert  werden 
könne.  Im  Art.  7s  RV.  sind  die  Krfordernisse  für  eine  derartige 
Abänderung  eben  erschöpfend  angegeben:  es  ist  danach  nur  ein 
Gesetz  notwendig,  gegen  welches  im  Bundesrate  nicht  14  Stimmen 
abgegeben  worden  sind,  sowie  ferner  die  im  Bundesrate  erklarte 
Zustimmung  des  berechtigten  Staates. 

Ich  komme  also  zu  dem  Krgebnis,  daß  landesrechtliche  Be- 
stimmungen über  die  Erteilung  der  Instruktion  an  den  Bundes- 
ratsbevollmachtigten  zwar  gültig,  dem  Reiche  gegenüber  aber  un- 
wirksam sind,  daß  hingegen  eine  Kinwirkung  der  Einzel  landtage 
auf  die  Reichsgesetzgebung  -  .und  jede  Verfassungsänderung 
muß  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  erfolgen  —  gänzlich  un- 
zulässig, ein  dahin  zielendes  Landesgesetz  also  nichtig  ist. 

Praktisch  werden  übrigens  die  vorstehenden  Erwägungen  keine 
Bedeutung  haben,  da  jedenfalls  keine  Regierung  zu  einem  Landes- 
gesetze, welches  die  Instruktion  des  Bundesratsbevollmächtigten 
von  dem  Landtage  abhängig  machen  wollte,  ihre  Zustimmung 
erteilen  würde.  Tatsachlich  ist  denn  auch  nirgends  ein  derartiges 
Gesetz  erlassen  worden3).    Wenn  vor  Aufgabe  des  Sonderrechtes 

')  Vgl.  La  band,  Staatsrecht,  I  S.  t>l. 

-)  Inkonsequent  ist  in.  Y).  Sellien,  S.  43,  der  im  allgemeinen  ein 
Landesgesetz,  welches  für  Abstimmungen  über  Verfassnngsgesetze  <icnehmi- 
gnng  der  Kin/.ellcgislatnren  anordnet,  für  nichtig  hüll,  aber  für  Abs.  •> 
Art.  7s  KV.  eine  Ausnahme  macht.'  Vgl.  dagegen  /.(irn.  I  S.  132. 

n   Vgl.  Laband.  Staatsrecht.  1  S.  1 11  Anin.  I.  S.  23t;. 
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hinsichtlich  der  Branntweinbesteuerung  alle  drei  süddeutschen 
Regierungen  ihre  Landtage  befragt  haben,  so  steht  dem  natürlich 
nichts  entgegen,  es  bindet  aber  auch  andrerseits  die  betreffenden 
Regierungen  für  die  Zukunft  in  keiner  Weise. 

Kapitel  2. 

Die  Form  einer  Verfassungsänderung. 

§  10. 

Es  bleibt  schließlich  noch  zu  untersuchen,  ob  sich  aus 
Art.  78  RV.  ergibt,  welche  Form  bei  einer  Änderung  des  Staats- 
grundgesetzes zu  beobachten  ist. 

Der  Art.  78  RV.  verlangt  für  eine  Verfassungsänderung  ledig- 
lich ein  Gesetz,  gegen  welches  im  Bundesrate  nicht  14  Stimmen 
abgegeben  worden  sind,  sowie  in  gewissen  Fällen  die  Zustimmung 
eines  Einzelstaates.  Aus  diesen  Vorschriften  läßt  sich  ein  Anhalt 
für  eine  besondere  Form  des  Verfassungsänderungsgesetzes  nicht 
gewinnen.  Infolgedessen  sind  denn  auch  die  Meinungen  über 
das  bei  Änderungen  der  Verfassung  zu  beobachtende  Verfahren 
geteilt. 

Sofern  es  sich  allerdings  lediglich  um  eine  Abänderung  des 
Textes  der  Verfassung  handelt,  ohne  daß  ein  weiteres  Gesetz  in 
Frage  kommt,  können  Zweifel  nicht  entstehen :  das  nach  Art.  78  RV. 
zustande  gekommene  Gesetz  verfügt  die  Abänderung  des  Staats- 
grundgesetzes, wie  es  z.  B.  in  dem  Gesetze  betr.  die  Abänderung 
des  Artikel  24  der  Reichsverfassung  vom  Ii).  März  1888  (Reichsges. 
Bl.  1888  S.  110)  im  §  1  (der  weitere  §  2  bestimmt  den  Zeitpunkt 
des  Inkrafttretens  des  Gesetzes)  und  in  dem  Gesetze  betr.  die 
Abänderung  des  Artikel  28  der  Reichsverfassung  vom  24.  Februar 
1873  (Reichsges.  Bl.  1873  S.  45)  in  dessen  einzigem  Paragraphen 
geschehen  ist1). 

Schwieriger  gestaltet  sich  dagegen  die  Frage,  wenn  sich  die 
beabsichtigte  Verfassungsänderung  nicht  in  einer  Änderung  des 
Verfassungstextes  erschöpft,  sondern  noch  ein  weiteres  Gesetz  er- 
lassen werden  soll. 


')  Vgl.  auch  unten  S.  Ü7  Anm.  4. 
Wiese,  Verfas* ungsJtnde ru n gen 
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Hier  sind  vier  Möglichkeiten  vorhanden1).    Es  wird: 

1.  nach  vorheriger  Abänderung  des  Staatsgrundgesetzes  unter 
Beachtung  des  Art.  78  RV.  dann  der  nunmehr  mit  der  Ver- 
fassung im  Einklänge  stehende  Gesetzesentwurf  zur  Ab- 
stimmung gebracht2)  und  zwar  wie  jedes  gewöhnliche  Gesetz; 

2.  nur  ein  dem  Art.  78  RV.  entsprechendes  Gesetz  erlassen, 
welches  zugleich  auch  die  Änderung  des  Verfassungstextes 
verfügt; 

3.  nach  Erlaß  des  eine  Verfassungsänderung  enthaltenden  Spezial- 
gesetzes das  Staatsgrundgesetz  nachtraglich  iu  einer  dem 
bereits  vorhandenen  Gesetze  entsprechenden  Weise  abgeändert, 
und  zwar  unter  Beobachtung  des  Art.  78  RV.  bei  beiden 
Gesetzen,  da  es  sich  bei  dem  ersten  um  die  materielle,  bei 
dem  zweiten  um  die  formelle  Abänderung  der  Verfassung 
handelt, 

4.  nur  ein  dem  Art.  78  RV.  genügendes  Gesetz  erlassen,  ohne 
daß  eine  Änderung  des  Wortlautes  des  Staatsgrundgesetzes 
vorher  oder  nachher  bewerkstelligt  wird. 

Vergleicht  man  diese  vier  Möglichkeiten  mit  einander,  so 
kann  es  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  theoretisch 
genaueste  die  zuerst  dargestellte  ist.  Die  Verfassung  muß  als 
Staatsgrundgesetz  eine  besondere  Achtung  erfordern,  denn  sie 
bildet  gewissermaßen  die  Grundlage  des  ganzen  Staates.  In  der 
Verfassung  selbst  ist  dies  dadurch  anerkannt,  daß  zu  ihrer  Ab- 
änderung besondere  Erschwernisse  aufgestellt  sind.  Namentlich 
verlangen  der  Begriff  und  die  Würde  des  Staatsgrundgesetzes, 
daß  alle  übrigen  Gesetze  mit  ihm  übereinstimmen,  daß  keine 
Vorschriften  erlassen  werden,  welche  seinem  Wortlaute  wider- 
streiten a). 


>)  Vgl.  v.  Rönne,  IIS.  33;  Sculcn,  S.  19  f.;  SchwarU,  Preußische 
Verfassungsurkunde,  S.  337  und  die  dort  angegebene  Literatur.  Dazu  noch 
Fleisch  in  a  n  u ,  S.  118. 

'■*)  Dadurch  ist  nicht  ausgeschlossen,  «laß  der  Kntwurf  zur  Abänderung 
des  Verfassungstextes  und  «ler  Kutwurf  des  8|iccialgcsetr/.es  gleichzeitig  ein- 
gebracht und  beraten  werden. 

3)  Vgl.  die  verschiedenen  Ausführungen  bei  v.  Könne,  II  1  S.  33  f. : 
»J.  Meyer,  Staatsrechtliche  Krörteiungen,  S.  04  .  derselbe,  Staatsrecht,  S.  oS7 
IMeischinann.  S.  113:   Arndt.  Staatsrecht.  S.  191      Die  Auslassungen 
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So  theoretisch  richtig  aber  diese  Erwägungen  sind,  so  ver- 
mögen sie  doch  nicht,  wie  v.  Rönne1)  meint,  das  oben  an  erster 
Stelle  dargestellte  Verfahren  als  ein  von  der  Verfassung  ge- 
fordertes hinzustellen.  Grundsätzlich  sollte  allerdings  der  Text 
des  Staatsgrundgesetzes  geändert  werden,  ehe  zum  Erlaß  eines 
nicht  auf  dem  Boden  der  Verfassung  stehenden  Spezialgesetzes 
geschritten  wird,  die  Verfassung  schreibt  aber  ein  solches  Ver- 
fahren nirgends  vor2).  Auch  die  oben  an  zweiter  und  dritter  Stelle 
genannten  Formen  für  Verfassungsänderungsgesetze  durften  nicht 
gerade  den  Normen  der  Verfassung  widersprechen,  da  bei  ihnen 
wenigstens  die  Übereinstimmung  des  Staatsgrundgesetzes  mit  den 
übrigen  Gesetzen  gewahrt  bleibt.  Die  Praxis  hat  sich  jedoch  im 
allgemeinen  der  vierten  Art  des  Verfahrens  angeschlossen,  nämlich 
der,  Änderungen  der  Verfassung  lediglich  durch  ein  dem  Art.  78  RV. 
entsprechendes  Gesetz  zu  bewirken,  ohne  eine  Änderung  des  Textes 
vorzunehmen3).  Nur  in  neun  Fallen  ist  bisher  der  Wortlaut  des 
Staatsgrundgesetzes  abgeändert  worden,  im  übrigen  aber  sind  die 
vorgenommenen  Veränderungen  aus  der  Verfassung  selbst  nicht 
ersichtlich4).  Auch  aus  der  Publikationsformel  läßt  sich  nicht 
erkennen,  ob  das  betreffende  Gesetz  eine  Änderung  des  Staats- 


Duske's  S.  29  scheinen  mir  mit  seinen  Erörterungen  S.  1  f.  nicht  im  Ein- 
klang zu  stehen.  Vgl.  hierzu  auch  die  bei  8 etilen,  S.  G7  wiedergegebene 
Thronrede  Kaiser  Wilhelm  II.  vom  25.  Juni  1888. 

')  v.  Könne,  II  1  S.  33  f.;  ihm  schließt  sich  an  Seulen,  S.  19  f. 
»)  Vgl.  Scydel,  S.  418:  Duake,  S.  29:  G.  Meyer,  Staatsrecht,  S.  587. 

3)  Vgl.  die  zahlreich  angeführten  Beispiele  bei  Laban d,  Staats- 
recht, II  S.  36. 

4)  Die  Verfassungsänderung  ist  im  Texte  der  Verfassnngsurkunde  zum 
Ausdrucke  gebracht  durch  folgende  Gesetze: 

a)  vom  24.  Februar  1873  (Reichsges.  Bl.  1873,  S.  45) 

b)  vom  3.  März  1873  (R.  G.  Bl.  1873,  8.  47) 

c)  vom  20.  Dezember  1873  (R.  G.  Bl.  1873,  S.  379) 

d)  vom  11.  Februar  1888  (R.  G.  Bl.  1888,  S.  II) 

e)  vom  19.  März  1888  (R.  G.  Bl.  1888,  S.  110) 

f)  vom  26.  Mai  1893  (R.  G.  Bl.  1893,  S.  185) 

g)  vom  14.  Mai  1904  (R.  G.  Bl.  1904,  S.  169  f.) 

h)  vom  15.  April  1905  (R.  G.  Bl.  1905.  S.  249), 

i)  vom  21.  Mai  1906  (R.  G.  Bl.  1906,  S.  467). 

a — g  aufgeführt  bei  Rinding,  S.  XI;  vgl.  auch  Laband,  Staatsrecht.  II 
S.  48:  Zorn,  I  S.  56;  Seulen,  S.  24.   Über  die  Fälle  a  und  e  vgl.  oben  S.  65. 

5* 
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grundgesetzes  enthält.  Abgesehen  von  dem  Gesetze  vom  21.  Juli 
1870  betr.  eine  zusätzliche  Bestimmung  zum  ersten  Absätze  des 
Art.  24  der  Norddeutschen  Bundesverfassung  (Bundesges.  Bl.  1870, 
S.  478)  in  dessen  Publikationsformel  es  heißt:  „.  .  .  .  nach  erfolgter 
verfassungsmäßiger  Zustimmung  des  Bundesrates  und  des  Reichs- 
tages" ist  nämlich  ein  derartiger,  die  Beobachtung  des  Art.  78  RV. 
andeutender  Zusatz  nie  gemacht  worden1).  Ein  Unterscheidungs- 
merkmal der  Verfassungsgesetze  von  den  anderen  Gesetzen  gibt 
es  demnach  nicht. 

Trotz  aller  dieser  Mängel  kann  man  aber  doch  nicht  be- 
haupten, daß  die  im  Deutschen  Reiche  geübte  Praxis  eine  ver- 
fassungswidrige sei').  Die  Reichsverfassuug  selbst  enthält,  wie 
wir  gesehen  haben,  keinerlei  Vorschriften  für  die  Form  bei  Ver- 
fassungsänderungen, es  steht  daher  verfassungsmäßig  nichts  im 
Wege,  daß  jede  der  vier  oben  aufgezählten  Möglichkeiten  zur 
Anwendung  kommt.  Die  Praxis  hat  das  einfachste  und  bequemste 
Verfahren  gewählt,  um  so  der  manchmal  vielleicht  schwierigen 
Umwandlung  des  Verfassungstextes  aus  dem  Wege  zu  gehen3). 
Allerdings  ist  m.  E.  dieser  Grund  nicht  hinreichend,  um  ein 
solches,  die  Bedeutung  des  obersten  Staatsgesetzes  nicht  würdigendes 
Verfahren  rechtfertigen  zu  können.  Die  abfällige  Kritik,  welche 
das  im  Reiche  beobachtete  Vorgehen  fast  allseitig  erfahrt,  ist 
vollkommen  berechtigt4).  Es  ist  gewiß  nicht  zu  billigen,  daß 
wir  infolge  der  Nichtberichtigungen  des  Verfassungstextes  jetzt  ein 
Staatsgrundgesetz  haben,  welchem  der  bestehende  Rechtszustand 
nicht  entspricht.  Als  Beispiel  in  dieser  Beziehung  möge  nur  an 
Elsaß-Lothringen  erinnert  werden.  Seit  bereits  mehr  als  30  Jahren 
gehören  die  Reichslande  zum  Deutschen  Reiche5),  durch  Gesetz 
vom  25.  Juni  1873  (Reichsges.  Bl.  1873,  S.  101  ff.)  ist  die  Deutsche 

>)  Vgl.  Haenel,  Studien,  I  S.  257  Anin.  8;  Laband,  Staatsrecht,  II 
S.  38  Anm.  1. 

»)  Vgl.  Brie,  im  Archiv  für  öffentl.  Recht  Bd.  4,  S.  52;  Haenel, 
Staatsrecht,  S.  786;  derselbe,  Studien,  I  S.  258:  Seydcl,  S.  418;  Duske, 
S.  28  f.;  Arndt,  Staatsrecht,  S.  1!)1;  Laband,  Staatsrecht,  II  S.  85  f. 
v.  Jagemann,  S.  227  f. 

3)  Vgl.  v.  .Tagemann,  S.  227. 

<)  Vgl.  Sculen,  S.  24;  v.  Jagemann,  S.  227  f. 

&)  Gesetz  betr.  die  Vereinigung  von  Elsaß-Lothringen  mit  dem  Deutschen 
Reiche  vom  9.  Juni  1871  (Reichsges.  Bl.  1871,  S.  212  ff.). 
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Reichsverfassung  dort  eingeführt,  aber  auch  hente  wird  man  noch 
nicht  ein  Wort  von  Elsaß-Lothringen  in  dem  Deutschen  Staats- 
grundgesetze lesen,  obwohl  infolge  der  Einverleibung  mehrfach 
Verfassungsänderungen  notwendig  geworden  sind,  z.  B.  im  Art.  1. 

Allerdings  bestimmt  §  2  des  Gesetzes  vom  25.  Juni  1873 
betr.  die  Einführung  der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  in 
Elsaß-Lothringen  (Reichsges.  Bl.  1873,  S.  161):  „Dem  im  Art.  1 
der  Verfassung  bezeichneten  Bundesgebiete  tritt  das  Gebiet  des 
Reichslandes  Elsaß-Lothringen  hinzu."  Da  aber  dieses  Gesetz  nicht 
zugleich  ausdrücklich  die  Änderung  des  Verfassnngstextes  selbst 
verfügt1),  so  ist  die  Änderung  des  Art.  1  RV.  im  Verfassungs- 
texte nie  berücksichtigt  worden. 

Dieser  sicherlich  nicht  wünschenswerte  Zustand  hat  außerdem 
noch  andere  Mißstande  im  Gefolge.  Nach  den  obigen  Darlegungen 
finden  die  Erschwernisse  des  Art.  78  RV.  außer  auf  die  Ver- 
fassungsurkunde  selbst  nur  auf  solche  Bestimmungen  Anwendung, 
für  die  ausdrücklich  angeordnet  worden  ist,  daß  sie  uur  auf  dem 
im  Art.  78  RV.  bezeichneten  Wege  abänderbar  sein  sollen  *j.  Infolge- 
dessen entbehren  alle  jene  Änderungen  des  Staatsgrundgesetzes, 
welche  nicht  als  Verfassungsbestimmungen  kenntlich  gemacht 
sind,  wie  z.  B.  auch  die  durch  die  Aufnahme  von  Elsaß-Lothringen 
erfolgten  Veränderungen,  des  Schutzes  des  Art.  78  RV.  Die 
verfassungsmäßig  geforderte  erschwerte  Abänderbarkeit  der  Vor- 
schriften des  Staatsgrundgesetzes  wird  somit  illusorisch  gemacht. 
Ein  gewiß  nicht  erfreulicher  Zustand,  der  aber  doch,  wie  wir 
gesehen  haben,  nicht  gegen  die  Verfassung  verstoßt.  Daß  hingegen 
die  vom  Reiche  geübte  Praxis  durch  die  stete  Übung  als  durch 
Gewohnheitsrecht  anerkannt  betrachtet  werden  muß,  wie  G.  Meyer 
meint3),  möchte  ich  nicht  sagen,  oder  doch  höchstens  in  dem  Sinne, 
daß  jene  geschehenen  Änderungen  nicht  als  rechtswidrig  zu  be- 

')  Bei  der  Beratung  dieses  Gesetzes  ist  man  sich  wühl  bewußt  gewesen, 
daß  es  formell  am  richtigsten  wäre,  den  Verfassungstext  mit  dem  neuen 
Gesetz  in  Einklang  zu  bringen;  man  hat  jedoch  eine  neue  Redaktion  des 
erst  im  Jahre  1871  redigierten  Staatsgrundgeset7.es  nicht  für  wünschenswert 
erachtet.  Vgl.  die  dem  Gesctzcnt  würfe  vom  Bundesrate  beigegebenen  Motive 
in  den  Anlagen  zu  den  stenographischen  Berichten  über  die  Verhandlungen 
des  Reichstages,  1873  Bd.  III,  S.  910  ff. 

a)  Siehe  oben  S.  15  f. 

*)  G.  Meyer  Staatsrecht,  S.  587;  vgl.  auch  Schneider,  S.  19. 
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trachten,  nicht  aber  auch  in  dem  Sinne,  als  ob  die  Praxis  auch 
ohne  ein  Reichsgesetz  sich  nicht  stets  von  selbst  einem  andern 
Verfahren  zuwenden  könnte. 

Schluß. 
Rückblick. 

Die  hauptsächlichsten  Ergebnisse  unserer  Untersuchung  würden 
sich  also  folgendermaßen  darstellen: 

I.  Der  Satz  1  Abs.  1  Art.  78  RV.  hat  zu  manchen  Erwägungen 
Anlaß  geboten. 

1.  Zunächst  wäre,  der  größeren  Deutlichkeit  halber  eine  andere 
Fassung  erwünscht,  vielleicht  dahin: 

Veränderungen  der  Vorschritten  dieser  Verfassungs- 
urkunde  erfolgen  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung. 

Hiermit  würde  einmal  jeder  Zweifel  darüber  beseitigt,  daß 
es  sich  im  Art.  78  RV.  nur  um  Änderungen  des  Gesetzes  vom 
HJ.  April  1871  nebst  den  in  ihm  in  Bezug  genommenen  und  da- 
durch zu  Bestandteilen  der  Verfassungsurkunde  erklärten  Be- 
stimmungen handelt,  und  andrerseits  käme  zum  Ausdruck,  daß 
eine  Änderung  des  Staatsgrundgesetzes  lediglich  im  Wege  der 
Gesetzgebung,  also  nicht  etwa  auf  irgend  eine  andere  Weise  er- 
folgen kann. 

*2.  Zu  viel  schwerer  wiegenden  Bedenken  hat  aber  das  Wort 
„Verfassung"  im  Satz  1  Abs.  1  Art.  78  RV.  Veranlassung  gegeben. 
Welches  Resultat  hat  die  Prüfung  der  Frage,  wie  weit  die  Ver- 
fassungsurkunde reicht,  zu  Tage  gefördert?  Fassen  wir  kurz  alle 
diejenigen  Vorschriften  zusammen,  welche  außer  dem  Gesetze  vom 
H5.  April  1871  zur  „Verfassung"  im  Sinne  des  Art.  78  RV.  gehören. 

Es  sind  dies: 

1.  aus  dem  preußischen  Gesetze  über  den  Belagerungszustand 
vom  4.  Juni  isäl:  die  §§  1-1,  (>— 13  (Art.  KS  RV.)'); 

2.  aus  dem  Post  vertrage  vom  23.  November  18(>7:  der  Art.  49 
(Art.  ,V2  KV.)  *). 

3.  aus  dem  Wahlgesetz  vom  31.  Mai  In«!):  der  §5  (Art  20 
RV.)  3); 


«)  Vgl.  S.  20  f.         *)  Vgl.  S.  23  f.         3)  Vgl.  S.  27  ff. 
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4.  aus  dem  Zollvereinigungsvertrage  vom  8.  Juli  1867:  die 
Art.  5  I,  n  §§  2,  3,  4,a,  b,  c,  6,  7,  10  Abs.  2;  18  Satz  1; 
19  Abs.  2  und  3  teilweise,  22  (Art.  40  RV.) '); 

5.  aus  dem  Vertrage  vom  16.  Mai  1865,  die  Fortdauer  des  Zoll- 
und  Handelsvereins  betreffend:  der  Schlußsatz  des  §  2  Art.  11 
No.  ü  (Art.  40  RV.)'); 

f>.  aus  der  Übereinkunft  wegen  Erhebung  einer  Abgabe  von 
Salz  vom  8.  Mai  1867:  der  Art.  6  (Art.  40  RV.)3); 

7.  aus  dem  Bündnisverträge  mit  Bayern  vom  23.  November  1870: 
der  §  5  No.  III  (Schlnßbestimmungen  zum  Absen.  XI  und 
XII  RV.)<); 

8.  die  Militärkonvention  mit  Württemberg  vom  21./ 25.  Novem- 
ber 1870  (Schlußbestimmung  zum  Absch.  XI  RV.)  *). 

Ein  buntes  Bild  von  Bestimmungen  aus  verschiedenen  Ge- 
setzen und  Verträgen,  die  zu  Bestandteilen  der  Verfassung  erklärt 
sind!  Daß  unser  Staatsgrundgesetz  überhaupt  durch  die  vielen 
Bezugnahmen,  die  noch  dazu  teilweise  recht  zweifelhaft  sind,  nicht 
gerade  an  Deutlichkeit  gewinnt,  liegt  auf  der  Hand.  Und  doch 
müßte  Klarheit  gerade  von  einem  Staatsgrundgesetze  gefordert 
werden.  In  seiner  jetzigen  Fassung  ist  das  Gesetz  vom  16.  April 
1871  nur  einem  verhältnismäßig  kleinen  Kreise  von  Personen 
vorständlich.  Was  soll  sich  der  nicht  gerade  publizistisch  be- 
wanderte Jurist,  oder  gar  der  Nicht-Jurist,  der  Mann  aus  dem 
Volke  denken,  wenn  er  z.  B.  die  Art.  20  und  40  RV.  liest,  wenn 
er  Elsaß-Lothringen  überhaupt  nicht  in  der  Verfassung  findet? 
Sollte  hier  keine  Abhilfe  möglich  sein? 

Die  Gründe  für  die  häufigen  Bezugnahmen  sind  doch  haupt- 
sachlich die  gewesen  —  vor  allem  bei  dem  am  meisten  in  Be- 
tracht kommenden  Art.  40  RV.  — ,  daß  es  bei  der  Beratung  der 
Verfassung  für  den  norddeutschen  Bund  bezw.  das  deutsche  Reich 
an  Zeit  zu  einer  eingehenderen  Regelung  sämtlicher  Materien 
mangelte  und  daß  man  das  große  Einigungswerk  nicht  durch  nur 
irgend  vermeidbare  Schwierigkeiten  aufhalten  wollte.  Beide  Gründe 
dürften  jetzt  fortgefallen  sein.  Bei  einigen  Bezugnahmen,  z.  B.  in 
den  Art.  20  und  68  RV.  könnte  m.  E.  die  Beseitigung  ohne  großen 

')  Vgl.  S.  21.  3)  Vgl.  S.  30.        *)  Vgl.  S.  30  f. 

*)  Vgl.  S.  21  f.         5)  Vgl.  S.  21  f. 
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Aufwand  an  Zeit  erfolgen.  Aber  auch  in  denjenigen  Fallen,  wo 
sich  größere  Schwierigkeiten  entgegenstellen,  sollte  man  jetzt  die 
Arbeit  nicht  scheuen,  den  in  unserem  Staatsgrundgesetze  herrschen- 
den unklaren  Zustand  zu  beseitigen. 

II.  Hiermit  könnte  zugleich  einem  zweiten  Bedürfnisse  abge- 
holfen werden.  Haben  wir  nämlich  erst  eine  einheitliche,  nicht 
durch  Bezugnahmen  undeutliche  Verfassung,  so  würde  es  sich  wohl 
erreichen  lassen,  im  Abs.  2  Art.  78  RV.  die  besonders  geschützten 
Rechte  einzeln  aufzuführen,  denn  es  dürfte  für  alle  Staaten  — 
höchstens  mit  Ausnahme  von  Preußen,  das  infolge  seiner  1 7  Stimmen 
im  Bundesrate  jede  Verfassungsänderung  hindern  kann  —  von 
Interesse  sein,  genau  festgestellt  zu  wissen,  welche  der  ihm 
verfassungsmäßig  zustehenden  Rechte  nicht  gegen  seinen  Willen 
abgeändert  werden  können. 

III.  Was  aber  m.  E.  unserem  Staatsgrundgesetze  hauptsächlich 
not  tut,  sind  bestimmte  Vorschriften  über  die  Form  der  Ver- 
fassungsänderungsgesetze. Auf  die  Mängel  der  jetzt  vom  Reiche 
geübten  Praxis,  verfassungsändernde  Gesetze  zu  erlassen,  ohne 
mit  ihnen  den  Wortlaut  des  Staatsgrundgesetzes  in  Übereinstimmung 
zu  bringen,  ist  bereits  hingewiesen.  Es  ist  zu  befürchten,  daß 
die  schon  mehrfach  bestehende  Unsicherheit  darüber,  ob  überhaupt 
durch  ein  Gesetz  die  Verfassung  geändert  ist,  oder  nicht,  eine 
nicht  mehr  zu  beseitigende  Ausdehnung  gewinnt.  Welches  Ver- 
fahren zur  Vermeidung  dieser  Übelstande  in  Zukunft  einzuschlagen 
ist,  kann  dahin  gestellt  bleiben,  nur  soviel  muß  gefordert  werden, 
daß  das  Staatsgrundgesetz  selbst  stets  den  verfassungsändernden 
Gesetzen  entsprechend  berichtigt  wird.  Allerdings  wäre  auch 
hierfür  zunächst  notwendig,  die  Verfassung  nach  den  bestehenden 
Reichsgesetzen  richtig  zu  stellen. 

IV.  Die  aus  einer  Betrachtung  des  Art.  78  RV.  de  lege 
ferenda  für  unser  Staatsgrundgesetz  sich  ergebenden  Forderungen 
sind  also  folgende: 

a)  Der  Text  der  Verfassung  wird  mit  dem  geltenden  Rechte  in 
Einklang  zu  bringen  sein. 

h)  Es  müssen  Vorschriften  dahin  erlassen  werden,  daß  in  Zu- 
kunft die  Übereinstimmung  der  Verfassung  mit  den  erlassenen 
Reichsgesetzen  gewahrt  bleibt. 
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c)  Die  Bezugnahme  auf  außerhalb  des  Verfassungstextes  stehende 
Gesetze  und  Verträge  wird  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen 
sein. 

d)  Der  Satz  1  Abs.  1  Art.  78  RV.  erhält  die  Fassung: 

Veränderungen  der  Vorschriften  dieser  Verfassungsurkunde 
erfolgen  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung. 

e)  Im  Abs.  2  Art.  78  RV.  sind  diejenigen  Rechte  der  Einzel- 
staaten, welche  nicht  ohne  deren  Zustimmung  abänderbar 
sein  sollen,  näher  zu  kennzeichnen. 
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Die  Sammlung  ist  dazu  bestimmt,  für  die  Veröffentlichung 
von  Abhandlungen  Staats-  oder  verwaltungsreehtlichen  Inhalts,  die 
wegen  ihres  grösseren  Umfangs  sich  nicht  zur  Aufnahme  in  eine 
Zeitschrift  eignen,  einen  Mittelpunkt  zu  bilden.  In  erster  Linie 
soll  sie  zu  eintlringenderer  Bearbeitung  des  heimischen  Rechts 
beitragen,  des  Staats-  und  Verwaltuiigsrechts  des  Deutschen  Reichs, 
seiner  Gliedstaaten,  seiner  Kolonien.  Solch  eindringendere  Be- 
handlung wird  die  seit  Gründung  des  neuen  Reiches  in  erfreu- 
lichem Aufschwünge  begriffene  Theorie  unseres  öffentlichen  Rechts 
fördern,  aber  darüber  hinaus  auch  den  Bedürfnissen  der  Rechts- 
praxis und  des  politischen  Lebens  in  erhöhtem  Masse  Rechnung 
tragen.  Jedoch  sind  auch  Arbeiten  über  das  für  ein  tieferes  Ver- 
ständnis unseres  öffentlichen  Rechts  vielfach  so  wertvolle  Recht 
ausländischer  Staaten  von  der  Aufnahme  ebensowenig  ausge- 
schlossen wie  Arbeiten  über  Fragen  des  allgemeinen  Staats-  und 
Verwaltungsrechts. 

Manuskripte  wolle  man  an  eine  der  untenstehenden  Adressen 
senden. 

Prof.  Dr.  Siegfried  Brie        Dr.  Max  Fleischmann 

Breslau  XVI,  Auonstrasso  35  Halle  a.S.,  Wllliclmstrussc  18 


l'nter  der  Presse  befindi-n  sich: 
Walthcr,  Carl:  Das  Staatshaupt  in  Kepubliken 

Gravenhorst,  Curt:    Der  sog.  Konflikt  bei  der  gerichtlichen  Ver- 
folgung von  Beamten 
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Einleitung*) 

Bei  der  Beantwortung  der  Frage,  wie  die  Kosten  der  öffent- 
lichen Schulen,  also  auch  der  Volksschulen,  aufgebracht  werden 
sollen,  kommt  man  zu  verschiedenen  Resultaten,  je  nachdem  man 
davon  ausgeht,  datt  die  Schulen  zur  Förderung  des  öffentlichen 
Wohles  bestimmt  seien,  oder  sie  als  Einrichtungen  betrachtet,  die 
zur  Befriedigung  von  Bedürfnissen  dienen  sollen,  die  der  Einzelne 
durch  eigene  Kraft  nicht  zu  befriedigen  im  stände  sei,  oder  aber 
annimmt,  sie  dienten  nur  zur  Fördemng  des  Privatinteresses  der 
Schüler  und  deren  Fitem.  Im  ersteren  Falle  erscheint  die  Deckung 
der  Schulkosten  aus  öffentlichen  Mitteln  gerechtfertigt  und  unter 
Umständen  geboten,  wahrend  im  anderen  Falle  die  Aufbringung 
der  Kosten  durch  Beiträge  der  an  der  Schule  Beteiligten,  also 
durch  Schulgeld  für  recht  und  billig  zu  erachten  ist.  Die  gleichzeitige 
Beachtung  beider  wohl  berechtigten  Gesichtspunkte  führt  zu  einem 
gemischten  Systeme  d.  h.  zur  Erhebung  eines  Schulgeldes  für  Be- 
streitung eines  Teiles  der  Schulkosten  und  zur  Entnahme  der 
übrigen  Kosten  aus  öffentlichen  Mitteln 

Naturgemäß  ist  die  Frage  nach  der  Deckung  der  Schulkosten 
in  den  verschiedenen  Zeiten  und  Staaten  verschieden  beantwortet 
worden,  je  nachdem  man  sich  bei  der  Stellungnahme  zu  ihr  auf 
den  einen  oder  anderen  der  erwähnten  prinzipiellen  Standpunkte 

*)  Die  in  dieser  Abhandlung  so  hervorgehobenen  Worte  dienen  nicht 
als  Überschriften  für  in  sich  geschlossene  Abschnitte,  möchten  vielmehr  bloß 
als  Marginalien  gelten. 

')  Siehe  Jolly,  Unterrichtswesen,  im  Handbuch  der  politischen  Oeko- 
iiüinie.  herausgegeben  von  «fustav  von  Schönberg,  4.  Aufl.  1808,  3.  Band 
II.  Halbband,  S.  489  u.  ff.,  504,  insbesondere  S.  508  f.  und  A.  Petersilie, 
l»as  öffentliche  Unterrichtswesen  im  deutschen  Reiche  .  .  .  1897.  Band  I 
S.  133  f.,  besonders  158  f. 

Schreiber,  V'olksscbullaat  in  Preußeu  1 
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stellte,  und  je  nach  der  Entwicklung  des  öffentlichen  Rechts  in 
den  einzelnen  Staaten.  Die  Beantwortung  ist  auch  verschieden 
ausgefallen,  je  nachdem  es  sich  um  höhere  oder  niedere  Schulen 
gehandelt  hat.  Hier  haben  wir  uns  nur  mit  der  Deckung  der 
Kosten  der  öffentlichen  Elementar-  oder  Volksschulen  zu  befassen. 

Für  diese  Frage  ist  die  geschichtliche  Entwicklung,  die  die 
Volksschule  in  Deutschland  genommen  hat,  von  besonderer  Bedeutung. 
Sie  beginnt  erst  mit  der  Reformation.  Die  vorher  im  Mittelalter 
von  den  Klöstern  und  Kirchen  unterhaltenen  Latein-Schulen,  die 
nur  zur  Heranbildung  des  Klerns  dienten  oder  nur  auf  Unter- 
weisung in  der  Religionslehre  gerichtet  waren,  waren  keine  Volks- 
schulen und  können  auch  nicht  als  Vorläuferinnen  der  Volksschulen 
in  Betracht  kommen.  Nach  der  Reformation  erst,  und  vornehmlich 
infolge  dringender  Ermahnungen  Luthers  zur  „Aufrichtung  christ- 
licher Schulen  in  Stadt  und  Land",  entstanden  die  Schulen,  aus 
denen  sich  allmählich  unsere  Volksschulen  entwickelt  haben.  Die 
Geistlichen  erteilten  unter  Beihilte  der  Küster  oder  Meßner  den 
Kindern  Unterricht,  anfangs  allerdings  nur,  um  die  Kinder  in  der 
Religion  zu  unterweisen,  lehrten  dabei  ihnen  Lesen,  damit  sie  den 
Katechismus  und  die  Bibel  lesen  konnten,  und  Schreiben  und 
Rechnen.  Hieraus  entwickelte  sich  nach  und  nach  das  Landschul- 
wesen zu  der  kümmerlichen  Gestaltung,  die  es  noch  im  Anfange 
des  vorigen  Jahrhunderts  namentlich  in  den  östlichen  Provinzen 
einnahm,  während  das  Stadtschulwesen  infolge  Mitwirkung  der 
Magistrate  sich  zur  erfreulichen  Blüte  entfaltete.  ■ 

In  katholischen  Gegenden  folgten  die  Geistlichen  dem  in 
evangelischen  Landen  gegebenen  Beispiele,  und  der  Wetteifer 
beider  Konfessionen  kam  dem  Schulwesen  zu  gute. 

Entwicklung  der  Schullast  in  Preußen 

Auf  diese  Weise  sind  auch  in  dem  uns  liier  allein  beschäfti- 
genden Gebiete  des  preußischen  Staates  die  öffentlichen  Volks- 
schulen entstanden,  nämlich  aus  den  von  Geistlichen,  Kirchen- 
gemeinden, kirchlichen  Korporationen  und  von  Magistraten  der 
Städte  ins  Leben  gerufenen  Schuleinrichtungen  verschiedener  Art. 
Von  einer  Mitwirkung  des  Staates  war  dabei  keine  Rede.  Der 
Kirche  und  ihren  Organen  fiel  die  Hauptleistung  zu.  Die 
Kosten  der  Einrichtung  trugen  die  Eltern  der  die  Schule  be- 
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suchenden  Kinder,  soweit  sie  nicht  aus  kirchlichen  Mitteln  be- 
stritten oder  in  Städten  auf  die  Stadtkassen  übernommen  wurden. 

Eine  allgemeine  gesetzliche  Regelung  des  Schulwesens  in 
Preußen  beginnt  erst  unter  Friedrich  dem  Großen1).  Von  ihm 
röhrt  das  für  die  Volksschulen  bedeutungsvolle  „  General -Land- 
Schul-Reglement"  vom  12.  August  17G3  her,  das  für  die  damalige 
gesamte  Monarchie  bestimmt  war,  und  dann  auch  rar  die  besonderen 
Verhältnisse  der  katholischen  Schulen  Schlesiens  mit  einigen 
Änderungen  angewandt  wurde.  Später  hat  dann  das  Allgemeine 
Landrecht  im  Titel  12  des  II.  Teiles  —  von  den  niederen  und  höheren 
Schulen  —  die  allgemeinen  Grundsätze  über  das  Volksschulwesen 
aufgestellt,  was  aber  nicht  gehindert  hat,  daß  sich  in  einzelnen 
Landesteilen  das  Volksschulwesen  durch  provinzielle  Schulordnungen 
in  hiervon  abweichender  Weise  entwickelt  hat.2) 

Die  Volksschulen  werden  im  Allgemeinen  Land  rechte,  wie 
alle  Schulen,  zwar  zu  Veranstaltungen  des  Staates  erklärt  (§11112. 
ALR),  allein  der  Staat  übernahm  nicht  ihre  Kosten,  auch  nicht 
einen  Teil  derselben,  sondern  legte  deren  Aufbringung  den  Hausvätern 
des  Ortes  ohne  Unterschied,  ob  sie  Kinder  haben  oder  nicht,  auf,  und 
bestimmte,  daß  sie  unter  die  Hausväter  „nach  Verhältnis  ihrer 
Besitzungen  und  Nahrungen  billig  verteilt"  werden  sollten  (§  29  und 
31  I.e.).  Gegen  Erlegung  dieser  Beiträge  sollten  die  Kinder  der 
Beitragspflichtigen  von  Entrichtung  eines  Schulgeldes  frei  sein 
(§  32).  Allein  diese  Bestimmungen  sind  meist  nicht  zur  Aus- 
führung gekommen,  sondern  man  hat  die  Kosten  der  Unterhaltung 
der  Volksschule  nach  wie  vor  durch  Erhebung  eines  Schulgeldes 
von  den  Eltern  der  die  Schule  besuchenden  Kinder  gedeckt  und 
nur,  soweit  sie  damit  nicht  bezahlt  werden  konnten,  von  den 
Hausvätern  als  Schulbeiträge  eingezogen.  Gutsherrschaften  auf  dem 
Lande  waren  übrigens  verpflichtet,  ihre  Untertanen,  die  zur  Auf- 


')  Über  die  Bestrebungen  Friedrich  Wilhelms  I.  vgl.  Born  hak,  Das 
preußische  Unterrichtswesen  als  Staatsanstalt,  im  Archiv  für  offen tl.  Recht. 
IV  109  f. 

a)  Überblick  über  die  Bestimmungen  bei  Loening,  Lehrbuch  d.  d. 
Verwaltungsrechts  1884,  S.  738,  739.  Die  im  folgenden  herangezogenen 
Gesetze  finden  sich  abgedruckt  u.a.  bei  Illing-Kautz,  Handbuch  für 
preußische  Verwaltungsbeamte.  7.  Aufl.  1898.  Band  II  Abschnitt  XL.  und 
bei  Pogge,  Volksschulgesetze  (erläutert)    2.  Aull.  1897. 
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bringung  des  Beitrages  unvermögend  sind,  nach  Notdurft  zu  unter- 
stützen und  bei  Bauten  der  Schulgebäude  (ebenso  wie  die  Magistrate 
in  den  Städteu)  die  erforderlichen  und  hinreichend  auf  dem  Gute, 
wo  die  Schule  war,  gewachsenen  oder  gewonnenen  Materialien 
unentgeltlich  zu  verabfolgen  (§§  33,  30). 

Diestaatsrechtliche  Stellung  der  Schulen  in  den  Landes- 
teilen, in  denen  das  Landrecht  nicht  zur  Geltung  gekommen 
ist,  und  namentlich  auch  in  den  neuen  1M(>  mit  der  Monarchie 
vereinigten  Provinzen  hat  sich  in  ähnlicher  Weise  wie  in  den  land- 
rechtlichen Teilen  des  Staates  entwickelt.  Die  Schulen  standen  auch 
dort  unter  spezieller  Aufsicht  des  Staates,  ihre  Kosten  trug  aber  nicht 
der  Staat,  sie  fielen  vielmehr  auch  dort  den  zur  Schule  gehörenden 
Hausvätern  oder  den  politischen  oder  kirchlichen  Gemeinden  zur 
Last,  soweit  sie  nicht  durch  Schulgeld  gedeckt  wurden. 

Da  die  landrechtlichen  Vorschriften  nur  subsidiäre  Geltung 
hatten,  blieben  die  p  ro  v  in  zial  recht  liehen  Vorschriften  Aber  die 
Sclmlunterhalrungspflieht  bestehen,  und  es  herrschte  daher  bezüg- 
lich dieser  wichtigen  Pflicht  in  der  Monarchie  eine  überaus  groüe 
Verschiedenheit  der  Rechtsvorschriften  !j. 

Als  Träger  der  Schullasten  kann  man  darnach  zwei  Hauptgruppen 
unterscheiden:  1.  die  bürgerlichen  Gemeinden  und  2.  die 
Schulsozietäten,  gebildet  aus  allen  im  Schulbezirk  wohnhaften 
rechtlich  und  wirtschaftlich  selbständigen  Personen  mit  eigenem 
Einkommen.  Zu  diesen  gehören  nicht  die  juristischen  Personen. 
Aktiengesellschaften,  Fiskus  u.  s.  w.,  ebenso  nicht  der  Gutsherr 
und  nicht  die  Forensen. 

Die  Pflicht  der  Gutsherren,  zu  den  Schullasten,  namentlich 
zu  den  Baukosten  beizutragen,  ist  in  den  verschiedenen  Landes- 
teilen verschieden  geregelt.  Ebenso  verschieden  ist  die  Pflicht  der 
kirchlichen  Interessenten  zur  Teilnahme  an  den  Schullasten, 
namentlich  an  den  Baukosten,  bei  den  sehr  zahlreichen  mit 
Kirchendienst  verbundenen  Schulstellen  geregelt,  je  nach  dem  in 
den  einzelnen  Landesteilen  geltenden  Staats-  und  Kirchenrechte. 
Außerdem  bestehen  noch  in  verschiedenen  Provinzen  Schulen,  die 
ganz  von   Kirchgemeinden  unterhalten  werden,   auch  öffentlich 


')  Vgl.  Seite  3  Anmerkung  2. 
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jüdische  Schulen,  deren  Kosten  die  Synagogengemeinden  zu  tragen 
haben. 

Die  bürgerlichen  Gemeinden  sind  nach  verschiedenen 
Gesetzen  Träger  der  Schul  lasten  in  Ost-  und  Westpreußen,  in 
einem  Teile  von  Schlesien  und  in  Hessen-Nassau. 

In  den  übrigen  Provinzen  liegt  die  Schullast  besonderen 
Schul  Sozietäten  oder  Schul  verbänden  ob,  unter  recht  verschieden 
geordneter  Teilnahme  der  Gutsherren  namentlich  in  den  östlichen 
Provinzen,  der  Kirchengemeinden  und  Kirchenpatrone  an  der  Lasten- 
tragung, und  mit  großen  Verschiedenheiten  auch  hinsichtlich  ihrer 
Unterverteiluno  unter  die  Suzietätsmitglieder.  Die  Schulunter- 
haltungspflüht  ist  in  den  verschiedenen  genannten  Rechtsgebieten 
auch  nicht  einheitlich  geregelt,  und  in  einer  Provinz  greifen  die 
verschiedenen  Verteilungsmaßstähe  oft  Platz,  so  daß  es  schwer 
fallt,  sich  ein  genaues  Bild  von  der  Ordnung  der  Schulunter- 
haltungspflicht  zu  machen ').  Ks  würde  zu  weit  führen,  hier 
eine  Zusammenstellung  der  in  den  einzelnen  Gebieten  des  Staates 
geltenden  Vorschriften  für  die  Aufbringung  und  Verteilung  der 
Schul  lasten  zu  geben.  Sie  hätten  auch  gegenüber  dem  §  1  des 
Schulunterhaltungsgesetzes,  der  einheitlich  für  den  ganzen  Staat 
mit  Ausnahme  von  Westpreußen  und  Posen  (§  70  des  Gesetzes) 
die  Schulunterhaltungsptlicht  den  bürgerlichen  Gemeinden  und 
Gutsbezirken  auferlegt,  nur  noch  historisches  Interesse2). 


'}  Charakteristisch  für  die  Zerrissenheit  des  Rechtszuständig  ist  eine 
18!»8  für  die  Unterhaltung  der  Volksschulen  in  Schlesien  getroffene  Fest- 
stellung.   Sie  unterscheidet  folgende  Gruppen: 

nach  dem  katholischen    darunter  mit  abweichenden    nach  den  Bestimmungen 
Schulreglement    unter-    Normen    für  die   Unter-     des  AI,R.  uuterhalten 
halten  zus.  1739  Verteilung     871  825 


nach  besonderer  Schul- 
verfassung ,  Observanz 
und  Herkommen  unter- 
halten 1215 


darunter  besonders 
als  Kommunalschulen 
150 


nach  dem  Landtagsab- 
schied vom  22.  Febr.  1829 
unterhalten 
268 


-)  F,ine  detaillierte  Übersieht  über  die  Art  undWcise,  wie  die  Volksschullast 
in  den  einzelnen  Provinzen  der  Monarchie  bisher  geregelt  ist,  enthalten  die  den 
Gesetzentwürfen  für  die  Regelung  der  Verhaltnisse  der  Volksschulen,  die  die 
Minister  von  (JoCler  und  liraf  Zedlitz  ihrer  Zeit  dem  Landtage  vorgelegt  haben, 
beigefügten  Begründungen,  und  auch  die  Begründung  des  Entwurfes  zum  Ge- 
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Gemeinsam  ist  allen  diesen  verschiedenen  Gesetzen 
und  Verordnungen  nur  der  Grundsatz,  daß  der  Staat  die  Kosten 
der  Schulunterhaltung  nicht  zu  tragen  hat,  daß  ihm  aber 
weitgehende  Rechte  zur  Beaufsichtigung  der  Schulen  und  zur 
Ordnung  ihrer  inneren  und  äußeren  Gestaltung  zustehen.  Als 
Schulaufsichtsbehörde  wurden  bei  der  Ordnung  der  Staatsverwaltung 
im  zweiten  Decennium  des  vorigen  Jahrhunderts  durch  die 
Regierungsinstruktion  vom  23.  Okt.  1817  eine  Abteilung  der  König- 
lichen Regierungen,  die  später  den  Titel  für  Kirchen-  und  Schul- 
wesen erhielt,  bestellt !).  Ihr  gebührt  nach  der  Instruktion  die  Ver- 
waltung aller  Schulangelegenheiten,  welche  nicht  dem  Konsistorium 
ausdrücklich  übertragen  werden,  daher:  die  Besetzung  sämtlicher  dem 
landesherrlichen  Patronate  unterworfenen  Schulstellen,  die  Be- 
stätigung der  von  Privatpatronen  und  Gemeinden  gewählten  Lehrer 
und  deren  Einführung;  die  Aufsicht  und  Direktion  über  alle 
Schulen,  über  die  Amtsführung  und  Beurlaubung  der  Lehrer;  die 
Aufsicht  und  Verwaltung  des  gesamten  Elementarschulwesens  und 
sämtlicher  äußerer  Schulangelegenheiten ;  die  Verwaltung  des  Schul - 
Vermögens;  endlich  Schulsozietäten  einzurichten  und  zu  verteilen,  wo 
die  Ortschaften  es  wünschen  oder  Lokalumstände  es  nötig  machen 
(§  1 JS  der  Instruktion).  Den  Schulgemeinden,  die  die  Schulkosten 
zu  tragen  haben,  blieben  wenig  oder  keine  Rechte  vorbehalten. 

Bedürfnis  nach  gesetzlicher  Regelung 

Von  den  verschiedenen  Rechtsvorschriften  über  die  Schulen 
und  deren  Unterhaltung,  bestehend  in  landesherrlichen  Edikten  des 
vorigen  Jahrhunderts,  in  alten  Kirchen-  und  Schulordnungen,  in 


setz  über  die  Unterhaltung  der  öffentlichen  Volksschule,  Drucksache  d.  Hauses 
d.  Abg.  N.  lt  11)05  ÜG,  Seite  23  bis  32:  vergleiche  auch  (leset«  betr.  die 
Unterhaltung  der  Volksschule,  erläutert  von  Kurt  von  Uohrscheidt  (IRO'v 
Seite  7—22,  2!)— 43,  und  das  preuli.  Yolkssehulunterhaltungsgesetz,  erläutert 
von  Eugen  Schiffer,  Kaminergcrichtsrat  (190f>)  Seite  !) — 14,  sowie  von 
I.ezius  S.  8— 1(5  (sämtlich  der  Begründung  folgend):  ferner  Petersilie. 
Hand  II  S.  101-120. 

')  Diese  Instruktion  ist  auch  heute  noch  maßgebend  für  die  Stellung  der 
Königlichen  Regierungen  als  Schulaufsichtsbehörde  und  als  geltendes  Recht 
auch  in  der  Judikatur  des  Obcrverwaltungsgerichtes  anerkannt  worden.  Ihre 
Kechtsbestäudigkeit  ist  aber  vielfach  <ie«»enstand  von  Angriffen  gewesen, 
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Vorschriften  des  Landrechtes,  in  französischen  Oesetzen  aus  der 
Zeit  der  Fremdherrschaft,  in  örtlichen  Observanzen  und  Orts- 
verfassungen, beruhen  viele  auf  veralteten  Rechtsanschauungen  und 
sind  bei  den  veränderten  sozialen  Verhältnissen  nicht  mehr  zeit- 
gemäß. Es  drängten  also  schon  seit  langen  Jahren  verschiedene 
Erwägungen  dazu,  an  Stelle  der  alten  fiberlebten  Rechtsbestimmungen 
neue  den  jetzigen  Verhältnissen  angepaßte  Vorschriften  zu  erlassen, 
und  die  Vielgestaltung  des  Schulrechtes  durch  ein  einheitliches 
Recht  für  den  ganzen  Staat  zu  beseitigen. 

Der  Erlaß  der  Verfassungsurkunde  bot  natürlich,  da  sie  auch 
über  die  staatsrechtliche  Stellung  der  Schulen  aller  Art  Be- 
stimmungen enthalten  mußte,  Anlaß  für  die  Faktoren  der  Gesetz- 
gebung, sich  mit  der  öffentlichen  Volksschule  zu  beschäftigen. 
Sie  enthält  denn  auch  in  den  Artikeln  23  bis  26  einige  grund- 
legende Sätze  über  die  Stellung  und  Ordnung  der  Volksschule. 

Sie  stellt  die  Volksschulen  nur  unter  die  Aufsicht  des  Staates, 
erklärt  sie  nicht  zu  Staatsanstalten,  wenn  sie  auch  ihren  Lehrern 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Staatsdiener  gibt 


Schulunterhaltungspf licht  nach  der  Verfassung 


T 

Verfassung:  „Die  Mittel  zur  Errichtung,  Unterhaltung  und  Er- 
weiterung der  öffentlichen  Volksschulen  werden  von  den  Gemeinden, 
und  im  Falle  des  nachgewiesenen  Unvermögens  ergänzungsweise 
vom  Staate  aufgebracht." 

Diese  Verfassungsbestimmung  erkennt  die  politische  Gemeinde 
als  lebenskräftige  Grundlage  der  Volksschule  an,  und  überträgt 
ihr  prinzipaliter  die  Pflicht,  ihre  Unterhaltungkosten  zu  tragen,  um 
die  Interessen  der  Gemeinden  und  Familien  als  der  bei  der  Jugend- 
erziehung Nächstbeteiligten  nicht  abzuschwächen.  Daß  damit  diese 
Schulen  aber  nicht  zu  reinen  Kommunalanstalten  erklärt  und  den 
übrigen  kommunalen  Einrichtungen  nicht  vollständig  gleich  gestellt 
werden  sollen,  ergibt  sich  aus  den  weiteren  über  die  Schulen 
in  dem  Artikel  24  enthaltenen  Vorschriften,  in  denen  den  Staats- 

und  ihr  Inhalt  mit  den  Rechten  der  Städte  an  den  Schulen  als  unvereinbar 
erklärt.  Yergl.  Das  Recht  der  städtischen  Schulverwaltung  in  Preußen  von 
Dr.  Hugo  Preuß,  Berlin  1905. 
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behörden  bei  der  Schul  Verwaltung  weiter  gehende  Befugnisse  zuge- 
teilt worden,  als  ihnen  bezüglich  anderer  kommunaler  Gebiete  zustehen. 

Unter  Gemeinden  werden  hier  die  politischen  Gemeinden  ver- 
standen, und  damit  sind  auch,  entsprechend  der  für  den  ganzen  Staat 
unter  dem  11.  März  1850  erlassenen  Gemeindeordnung,  die  Guts- 
bezirke gemeint,  die  in  dieser  Gemeindeordnung  zu  politischen 
Gemeinden  erklärt  werden.  Bekanntlich  ist  diese  Gemeindeordnung, 
bevor  sie  allgemein  zur  Ausführung  gebracht  war,  wieder  aufge- 
hoben worden,  und  damit  die  Stellung  der  Gutsbezirke  neben  den 
Gemeinden  bis  jetzt  beibehalten  worden.  In  dem  Gesetz  über 
die  Sehulunterhaltungspflicht  vom  *2S.  Juli  1M)(>  wird  daher  in 
§  1  diese  Unterhalttmgspflicht  den  bürgerlichen  Gemeinden  und 
selbständigen  Gutsbezirken  prinzipal iter  auferlegt  ').  Damit  wird 
davon  Abstand  genommen,  die  Schulunterhaltmig  auf  einer  breiteren 
Grundlage  aufzuhauen,  sie  z.  B.  den  Kreisverbanden  aufzulegen, 
wie  wohl  geplant  war-),  oder  die  Schule  als  Staatsschule  ganz  auf 
Staatskosten  unterhalten  zu  lassen. 

Die  Elementarschulen,  in  denen  die  Kinder  einer  Gemeinde 
unterrichtet  werden,  dienen  in  erster  Linie  dieser  Gemeinde,  und 
es  entspricht  der  Billigkeit,  die  Sorge  für  deren  Errichtung  und 
Erhaltung  in  erster  Linie  ihr  zu  übertragen.  Dies  Verfahren  ent- 
spricht weiter  auch  dem  Grundsatze  der  Dezentralisation,  nach 
dem  staatliche  Interessen  durch  Organe  der  Gemeinden,  Kreise 
und  Provinzen  vertreten  und  staatliche  Hechte  ausgeübt  werden. 
Dieser  Grundsatz  ist  auf  manchen  Gebieten  mit  gutem  Erfolge 
zur  Anwendung  gekommen,  so  z.  B.  bei  der  Übertragung  »ler 

')  Für  dir  jüdischen  Schulen  enthält  i;  40  besondere  Vorschriften, 
hie  bestehenden  Schulen  brauchen  nicht  von  den  politischen  tienuinden 
übernommen  zu  werden.  Iiis  auf  Weiteies  haben  die  bisher  zu  ihrer  l'nter- 
haltnnjjr  Verpflichteten  weiter  die  Schullast  zu  trauen,  gelten  aber  als 
Schulvcrbände  im  Sinne  des  (Jesctzcs,  haben  also  auch  Anspruch  auf  alle 
den  Schulvcrbnndcn  im  «Jesetze  verliehenen  Hechte  und  auf  (iewährung  Von 
Staatshilfe  im  Ibdiirftiokeitsfalle.  Im  Jahr  lJio:*  unterhielten  103  Schul- 
sozietaten, 110  SynaL'Mu'en^emeindeu  und  l'S  politische  (ieineinden  jüdische 
Schulen,  cf.  l>e<MÜndune  des  »Joet/.eiit w.  Seiu-Sp.  hie  politischen  »iemeim 
den  können  die  bestehenden  Schulen  übernehmen  und  neue  irründen. 

Siehe  He<;ründun<;  des  <  leset /.entwürfe*  botrett'.  rnterhaltun;;  der 
öffentl.  Volksschulen,  Drucksachen  d.  Hauses  d  Abgeordneten  Nr.  II  l !M),*i  ü. 
Seite  .jtJ  und  Bericht  der  Kommi^ioii.  Drucksache  "JSS  l[M)**;tJ,  Seite  o. 
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Handhabung  der  Polizeigewalt  an  Organe  der  Gemeinden  oder  der 
Überlassung  des  Straßenbaues  an  die  Provinzen. 

Der  Artikel  i?5  der  Verfassung,  der  den  Gemeinden  die  Errich- 
tung, Erhaltung  und  Erweiterung  der  Schulen  und  die  Tragung  der 
hieraus  erwachsenden  Kosten  auferlegt,  war  aber  bis  jetzt  noch  kein 
aktuell  geltendes  Recht,  da  es  nach  Artikel  112  der  Verfassung  „bis 
zum  Erlaß  des  im  Artikel  2(5  vorhergesehenen  Gesetzes  hinsichtlich 
des  Schul-  und  Unterrichtswesens  bei  den  geltenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen bewendet ',). tt  Da  dies  Gesetz  über  das  Unterrichts- 
wesen nicht  erging,  regelte  sich  die  Unterhaltungspflicht  der 
Volksschulen  auch  nach  dem  Inkrafttreten  der  Verfassung  nach 
den  vorher  hierüher  ergangenen  Gesetzen2).  Es  blieb  alles  beim 
Alten.  Erst  das  jetzt  erlassene  Gesetz  über  die  Unterhaltung  der 
öffentlichen  Volksschulen  bringt  den  Grundsatz  der  Verfassung, 
daß  die  politischen  Geineinden  und  die  ihnen  gleichstehenden 
Gutsbezirke  Trager  der  Schul  lasten  sein  sollen,  für  das  ganze 
Staatsgebiet  zur  Ausführung,  und  ordnet  die  Art  und  Weise,  wie 
diese  Träger  der  Schullast  die  ihnen  übertragene  Pflicht  erfüllen 
sollen,  und  wie  der  Staat  sich  bei  der  Aufbringung  der  Kosten 
zu  beteiligen  habe. 


l)  Artikel  :><*>  der  Verfassung  lautet: 

„Hin  besonderes  Gesetz  regelt  das  ganze  Unterrichtswesen." 
Daü  e.s  nicht  möglich  gewesen  ist,  durch  ein  Gesetz  das  ganze  Unter- 
richtswesen zu  regeln,  lehrt  ein  Rückblick  auf  die  in  dieser  Richtung  früher 
unternommenen  Versuche.  Schon  vor  dem  Erlaß  der  Verfassung  zur  Zeit  des 
absoluten  Königtums  unter  Friedrich  Wilhelm  III,  wurde  ein  vergeblicher 
Versuch  gemacht,  ein  Unterrichtsgesetz  zu  erlassen.  Ebenso  erging  es  späteren 
1848  bis  1853)  derartigen  Versuchen,  diu  von  allen  Beteiligten  mit  Eifer 
betrieben  wurden.  Vergeblich  waren  auch  spätere  Versuche,  wenigstens  ein 
besetz  zur  Regelung  des  Volksschulwesens  zu  stände  zu  bringen.,  cf. 
< 'lausnitzer,  tieschichte  des  PrcuU.  Unterrichtsgesetzes  2.  Aufl.  1891,  und  Ge- 
setzgebung auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtswesens  in  Preußen  von  1817—1868. 
Aktenstücke  aus  dem  Ministerium  ehr  geistlichen  pp.  Angelegenheiten  1869. 

Artikel  26  der  Verf.  hat  durch  (iesetz  vom  10.  Juli  1906  jetzt  folgende 
Fassung  erhalten : 

-Pas  Schul-  und  Unterrichtswesen  ist  durch  Gesetz  zu  regeln.  Ris  zur 
anderweitigen  gesetzlichen  Regelung  verbleibt  es  hinsichtlich  des  Schul- 
ung Unterrichtswesens  bei  dem  geltenden  Recht. - 

•)  Vgl.  über  die  verfassungsrechtlichen  Grundlagen  des  preußischen 
UnU-rrichtswcseiis  besonders  Ad.  Arndt  im  Archiv  für  offen tl.  Recht  1  512  f. 


Digitized  by  Google 


10 


Beteiligung  des  Staates  an  den  Kosten  der  Schule 

In  betreff  der  Beteiligung  des  Staates  an  der  Aufbringung 
der  Schulkosten  beschränkte  sich  der  von  der  Regierung  dem  Land- 
tage vorgelegte  Gesetzentwurf  auf  die  Wiedergabe  des  verfassungs- 
mäßigen Grundsatzes,  daß  rim  Falle  des  nachgewiesenen  Unver- 
mögens der  Schulverbände  zur  Aufbringung  der  Volksschullasten 
ihnen  in  den  Grenzen  der  durch  den  Staatshaushaltsetat  bereit 
gestellten  Mittel  Ergänzungszuschüsse  gewährt  werden/  und  ent- 
hielt zu  seiner  Ausführung  keinerlei  Vorschriften.  Das  Gesetz 
selbst  wiederholt  im  §  18  ebenfalls  diesen  Satz  des  Entwurfes 
wörtlich,  fügt  aber  Bestimmungen  über  die  Art  und  Weise  bei, 
wie  der  Staat  dieser  Pflicht  genügen  soll. 

Der  Staat  ist  sich  der  Pflicht,  das  Volksschulwesen  auch  durch 
Aufwendung  von  Staatsmitteln  zu  fördern,  auch  ohne  daß  der 
Artikel  25  der  Verfassung  geltendes  Recht  war,  stets  bewußt  ge- 
wesen, und  hat  Schulgemeinden,  die  aus  eigenen  Mitteln  nicht  die 
Aufwendungen  bestreiten  konnten,  die  aus  der  Einrichtung  und 
Erhaltung  einer  Schule  erwuchsen,  durch  ihnen  gewährte  Zuschüsse 
zu  den  Kosten  geholfen.  Er  mußte  schon  darum  bei  der  Ein- 
richtung von  Schulen  und  bei  ihrer  Unterhaltung  den  Gemeinden 
helfend  beispringen,  weil  er  mit  der  Einführung  und  Durchfahrung 
des  allgemeinen  Schulzwanges  auch  dafür  zu  sorgen  hatte,  daß 
auch  in  kleinen,  armen  Gemeinden  die  nötigen  Schulen  eingerichtet 
wurden,  um  damit  aller  Orts  die  Möglichkeit  zu  geben,  den 
Kindern  den  befohlenen  Unterricht  zu  teil  werden  zu  lassen,  und 
da  viele  Gemeinden  außer  Stande  waren,  aus  eigenen  Mitteln  auch 
nur  die  bescheidensten  Schuleinrichtungen  zu  treffen. 

Seit  vielen  Jahrzehnten,  d.  h.  so  lange  ein  Staatshaushalt  ver- 
öffentlicht wird,  sind  darin  zur  Unterstützung  leistungsunlahiger 
Schulgemeinden  von  Jahr  zu  Jahr  steigende  Mittel  eingestellt  Vi 
und  verwandt.    Im  Jahre  IS -21  betrugen  die  Unterhaltungskosten 

')  Kirnt  vortreffliche  Darlegung  geben  O.  Schwarz  und  <i.  Strutz 
in  dein  Werke  .Der  Staatshaushalt  und  die  Finanzen  PrcuUens",  Hand  II 
1.  Buch  §$305  f..  312-317,  401  f.,  436  f.:  Bd.  III  1903;  §§  244  f.  Sic  fassen 
Band  II  S.  288  das  Krgcbnis  zusammen:  „Von  1861  an  haben  sich  die  Volks- 
schullasten im  ganzen  von  rund  30,  von  IS7I  ab  von  rund  55.5  Millionen 
Mark  auf  fast  188  Millionen  Mark  für  1896  gesteigert,  woran  der  Staat 
früher  nur  mit  4—5,  1897  mit  rund  28  #  beteiligt  war." 
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aller  Land-  und  Stadtschulen  in  Preußen  noch  7  058  257  Mark, 
wozu  der  Staat  nur  442  133  Mark  in  Geld  und  Naturalien,  also 
etwa  6$,  beitrug.  Während  ferner  im  Jahre  1859  noch  650000  M. 
und  1808,  nach  Aufnahme  der  neuen  Provinzen  in  den  Staat, 
2  175327  M.  genügten,  um  die  erforderlichen  Zuschüsse  zu  ge- 
währen, stellte  der  Etat  für  1885/6  Ii 934000 M.,  d.  i.  über  12% 
der  gesamten  Kosten,  zur  Zahlung  von  Beihilfen  an  Schulgemeinden 
der  Unterrichtsverwaltung  d.  h.  dem  Minister  der  geistlichen 
Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  zur  Verfügung.  Daneben 
sind  dann  noch  590000  M  zu  Zuschüssen  für  Errichtung  neuer  Schul- 
stellen und  1 050000  M  zur  Gewährung  von  Baubeihilfen  bei  Schul- 
bauten im  Ordinarium  des  Etats  und  3000000  M.  im  Extraordi- 
narium  eingestellt1). 

Art  der  Verwendung  der  etatsmäßigen  Staatsfonds 

Diese  im  Staatshaushaltetat  ausgeworfenen  beträchtlichen 
Summen  standen  unbeschränkt  dem  Minister  zur  Verfügung  und 
dienten  in  verschiedener  Weise  zu  Unterstützungszwecken.  Die 
Hauptsumme  von  fast  15  Mill.  Mark  war  lediglich  bestimmt  zu 
widerruflichen  Zuschüssen  für  bedürftige  Gemeinden  d.  h. 
ihre  Bewilligung  gab  dem  Empfänger  kein  Recht  auf  Fortgewährung 
der  einmal  gewahrten  Unterstützung.  Der  Unterstützungsfonds 
wurde  im  Kultusministerium  verwaltet  in  der  Weise,  daß  den  mit 
der  Verwaltung  des  Elementarschulwesens  gesetzlich  betrauten 
Regierungs- Abteilungen  für  Kirchen  und  Schulwesen,  je  nachdem 
von  ihnen  Anträge  auf  Bewilligung  von  Unterstützungen  gestellt 
waren,  und  je  nach  der  Höhe  der  im  Etat  bestimmten  Fonds, 
Beträge  zur  Verwaltung  überwiesen  wurden,  und  daß  deren  Ver- 
wendung vom  Ministerium  kontrolliert  wurde.  Aus  dem  geringen 
Betrage  von  590000  M  wurden  an  Gemeinden,  die  eine  neue 
Schulstelle  gründen  wollten,  und  dies  aus  eigenen  Mitteln  nicht 
vermochten,  vom  Minister  auf  Antrag  der  Regierung,  die  das 
Bedürfnis  zu  dieser  Neugründung  nachzuweisen  hatte,  Bei- 
hilfen gewährt,  und  die  bewilligten  Beträge  wuchsen  der  Summe 
zu,  die  der  Regierung  aus  dem  Hauptunterstützungsfonds  zuge- 
teilt war.  Aus  den  Fonds  zur  Gewährung  von  Baubeihilfen  wurden 
Gemeinden,  die  Neubauten  oder  größere  Um-  oder  Reparaturbauten 

l)  Vgl.  auch  die  Anmerkung  auf  .Seite  lö. 
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ausführen  mußten,  und  die  Baukosten  nicht  beschaffen  konnten 
(auch  nicht  im  Wege  eines  aufzunehmenden  Darlehns)  von  dem 
Minister,  der  sich  die  Verwendung  dieser  Fonds  vorbehalten 
hatte,  Unterstützungen  bewilligt,  nachdem  die  Regierungen  über  die 
Finanzlage  der  Bauptlichtigen  eingehendste  Nachweisungen  einge- 
reicht und  die  Höhe  der  Baukosten  auf  Grund  detaillierter  Pläne 
und  Kostenanschläge  nachgewiesen  hatten. 

Abgehen  von  dem  Grundsatze  der  Verfassung 

Seit  IHM  ist  der  zur  Gewährung  von  Beihilfen  an  leistungs- 
unfahige  Gemeinden  bestimmte,  im  Etat  eingestellte  Betrag  nicht 
mehr  gewachsen,  weil  man  im  Jahre  INNS  von  dem  Grundsatze, 
nur  unvermögenden  Gemeinden  die  Schultest  durch  Staatsbeiträge 
zu  erleichtern,  abging,  und  durch  Gesetze  von  1S8S;Si)  „über  die 
Erleichterung  der  Volksschullasten"  allen  Gemeinden  ohne  jede 
Rücksicht  auf  ihre  Finanzlage  zu  den  Gehältern  aller  angestellten 
Lehrer  und  Lehrerinnen  feste  jährliehe  Beitrage  von  ">()0,  300. 
und  150  M  bewilligte,  je  nachdem  es  sich  um  erste  resp.  allein- 
stehende Lehrer,  um  fest  oder  provisorisch  angestellte  Lehrer,  oder 
um  Lehrerinnen  handelte,  und  weil  infolge  dieser,  allen  Gemeinden 
bewilligten  Beiträge,  die  Zahl  der  leistungsunfähigen  Gemeinden 
sich  wesentlich  verminderte,  und  das  Bedürfnis  nach  Staatsbeihilfe 
geringer  wurde1). 

Zu  diesem  bedeutungsvollen  Schritte  veranlaßt«  die  Regierung 
namentlich  die  Erwägung,  daß  die  Schullasten  allgemein  als 
drückend  empfunden  wurden,  und  eine  Erleichterung  allen  Ge- 
meinden willkommen  erschien,  und  daß  diese  als  Ersatz  für  das 
ihnen  durch  das  Gesetz  von  18X8  entzogene  Recht,  durch  Erhebung 
eines  Schulgeldes  einen  erheblichen  Teil  der  Schulkosten  zu  decken. 


')  Durch  das  Gesetz  vom  14.  Juni  1888  (GSS.  240)  wurde  die  Erhebung 
eines  Schulgeldes  von  Kindern,  die  im  Schulbezirke  heimisch  sind,  aufgehoben 
und  damit  eine  Bestimmung  des  Art.  25  der  Verfassung  ausgeführt.  Es 
wurden  ferner  allen  Gemeinden  für  alleinstellende  oder  erste  Lehrer  400  M. 
für  ordentliche  Lehrer  200.  für  Kehrerinnen  150  M„  für  Hilfslehrer  und 
Kehrerinnen  100  M.  jährlicher  Stantsbeitrag  bewilligt.  Durch  Gesetz  vom 
31.  März  1889  (GSS.  r.4)  betreffend  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1888 
wurden  die  Heiträge  zu  dem  Dicnstcink»mmcn  der  ordentlichen  Kehrer  und 
Kehrerinnen  auf  500.  300  und  150  M.  erhöht. 
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auf  eine  Entschädigung  aus  der  Staatskasse  Anspruch  zu  erheben 
sich  für  berechtigt  hielten.  Teilweise  ist  dieser  Schritt  durch  das 
Lehrerbesoldungsgesetz  vom  3.  März  18*)7  wieder  rückgängig 
gemacht  worden.  Dieses  Gesetz  hält  die  Vorschriften  der  Gesetze 
von  1888/85*  in  dem  §  28,  der  von  den  Leistungen  des  Staates 
handelte,  ausdrücklich  aufrecht,  in  dem  es  sagt:  „Aus  der  Staats- 
kasse wird  ein  jährlicher  Beitrag  zu  dem  Dienstein  kommen  der 
Lehrer  und  Lehrerinnen,  und  soweit  er  hierzu  nicht  erforderlich 
ist,  zur  Deckung  der  Kosten  für  andere  Bedürfnisse  an  die  Kasse 
des  Schulverbandes  gezahlt,"  und  ihn  für  die  Stelle  eines  allein- 
stehenden oder  ersten  Lehrers  auf  500  M.„  eines  andern  Lehrers  auf 
300  M.  und  einer  Lehrerin  auf  150  M.  festsetzt.  Es  bestimmt  «aber 
weiter:  der  Staatsbeitrag  wird  nur  bis  zur  Höchstzahl  von  25  Schul- 
stellen für  jede  politische  Gemeinde  gewährt.  Es  werden  also,  wenn  in 
einer  politischen  Gemeinde  z.B.  einer  großen  Stadt,  verschiedene  Schul- 
Sozietäten  bestehen,  die  ihre  Schulkosten  selbst  aufbringen,  zusammen 
für  diese  Sozietäten  nur  für  25  Stellen  die  Staatsbeiträge  gezahlt,  und 
pro  rata  unter  sie  verteilt.  Bei  dieser  Beschränkung  der  Staatsbeiträge 
auf  25  Stellen  einer  politischen  Gemeinde  ging  man  von  der  im 
Allgemeinen  wohl  zutreffenden  Annahme  aus,  daß  in  den  größeren 
Gemeinden,  und  nur  solche  haben  mehr  wie  25  Schulstellen,  die 
Schul  lasten  einen  verhältnismäßig  geringen  Teil  der  Kommunal- 
lasten  ausmachten  und  nicht  so  drückend  empfunden  würden,  wie 
in  kleineren  Orten,  und  daß  diese  größeren  Orte  eine  Kürzung 
des  Staatsbeitrages  wohl  ertragen  könnten,  ohne  in  finanzielle 
Schwierigkeiten  zu  kommen,  und  die  Schulkosten  selbst  aul  bringen 
könnten.  Konsequenter  Weise  hätte  das  Lehrerbesoldungsgesetz 
bei  dieser  Erwägung  zu  dem  Entschluß  kommen  müssen,  diese 
Gemeinden  gehörten  nicht  zu  denen,  denen  nach  dem  Verfassungs- 
grundsatze eine  Staatsbeihilfe  gewährt  werden  könne,  und  es 
hätte  diesen  Städten  der  ganze  Beitrag  entzogen  werden  müssen, 
wenn  sie  nicht  den  Nachweis  erbringen  konnten,  daß  sie  seiner 
bedürftig  wären.  Allein  die  Regierung  hat  dies  nicht  vorge- 
schlagen, wahrscheinlich  um  die  großen  Gemeinden  nicht  zu  sehr 
zu  kränken  und  ihren  Widerspruch  gegen  das  Lehrersbesoldungs- 
gesetz nicht  zu  steigern,  und  hat  ihnen  für  25  Stellen  den  Bei- 
trag, der  sich  auf  7500  M.  berechnet,  belassen  trotz  des  darin 
liegenden  Widerspruchs  gegen  den  verfassungsmäßigen  Grundsatz. 
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Weitere  Beteiligung  des  Staates  an  den  Schullasten 

Der  Staat  hat  ferner  nach  und  nach  allen  Gemeinden  einen 
nicht  unerheblichen  Teil  der  Schul  lasten  dadurch  abgenommen, 
daß  er  zu  den  Alterszulagen  und  Pensionen  der  Lehrer  und 
Lehrerinnen,  und  zu  den  Witwen-  und  Waisengeldern  der 
Hinterbliebenen  der  Lehrer  Beiträge  zahlt,  die  durch  verschiedene 
Gesetze  geregelt  werden,  die  nach  und  nach  seit  1 885  erlassen  sind. 

Die  Gewährung  von  Alterszulagen  an  die  Lehrpersonen  ist  durch 
das  Lehrerbesoldungsgesetz  vom  3.  März  1897  obligatorisch  ein- 
geführt. Sie  sind  in  der  Weise  zu  gewähren,  „daß  ihr  Bezug 
nach  siebenjähriger  Dienstzeit  im  öffentlichen  Schuldienste  beginnt 
und  daß  neun  gleich  hohe  Zulagen  in  Zwischenräumen  von  drei 
zu  drei  Jahren  gewährt  werden."  Die  Zahlung  dieser  Alterszu- 
lagen erfolgt  aus  einer  zu  ihrer  gemeinsamen  Bestreitung  von  den 
zu  ihrer  Aufbringung  verpflichteten  Schulverbänden  eines  jeden 
Regierungsbezirkes  gebildeten  Kasse,  in  die  die  Schulverbände 
jährliche  nach  der  Anzahl  ihrer  Lehrer-  und  Lehrerinnenstellen  zu 
berechnende  Beiträge  zahlen.  Nach  §  27  des  Lehrerbesoldungs- 
gesetzes vom  3.  März  1897  zahlt  der  Staat  in  diese  Kassen 
einen  jährlichen  Zuschuß  von  337  M.  für  eine  jede  Lehrerstelle, 
und  von  181  M,  für  eine  Lehrerinnenstelle,  der  dem  Schulverbande 
auf  seinen  Kassenbeitrag  anzurechnen  ist.  Auch  diese  Beiträge 
werden  nur  bis  zur  Höchstzahl  von  25  Schulstellen  gewährt,  aus 
denselben  Rücksichten,  aus  denen  die  oben  ( S.  12—13)  besprochenen 
Staatsbeiträge  auf  25  Stellen  beschränkt  sind. 

Die  Zahlung  eines  Staatsbeitrages  zu  den  Pensionen  der 
Lehrpersonen  ist  durch  das  Gesetz  betreffend  die  Pensionierung 
der  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den  öffentlichen  Volksschulen  vom 
6.  Juli  1885  eingeführt.  Durch  Gesetz  vom  23.  Juli  1893  sind 
dann  für  die  Regierungsbezirke  zur  Zahlung  der  Ruhegehälter 
besondere  Kassen  gebildet,  in  welche  die  Gemeinden  Beiträge 
zahlen,  berechnet  nach  dem  Diensteinkommen  der  in  ihnen  ange- 
stellten Lehrer.    Der  Staat  zahlt  zu  jeder  Pension  600  Jt  Beitrag. 

Zu  den  Witwen-  und  Waisengeldern,  die  Hinterbliebenen  von 
Lehrern  zu  zahlen  sind,  zahlte  der  Staat  nach  dem  Gesetze  vom 
27.  Juni  1890  betreffend  die  Fürsorge  für  die  Waisen  der  Lehrer 
an  öffentlichen  Volksschulen  für  Vollwaisen  84  und  mr  Halbwaisen 
50  M.    An  Stelle  dieser  Beiträge  werden  infolge  Gesetzes  vom 
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4.  Dez.  1899  zu  jeder  Witwenpension  jährlich  420  M.,  für  Voll- 
waisen 140  M.  und  für  Halbwaisen  84  M.  an  die  Lehrerwitwen- 
kassen als  Staatsbeiträge  gezahlt1). 

Es  bedarf  keines  weiteren  Beweises,  daß  man  beim  Erlaß 
aller  der  Gesetze,  mit  denen  diese  Leistungen  für  die  Volksschule 
den  Gemeinden  ab-  und  auf  die  Staatskasse  übernommen  sind, 
von  dem  grundsätzlichen  Standpunkte  der  Verfassung  über 
die  Tragung  der  Schul  last  abgewichen  ist.  Während  nach 
diesem  Grundsatze  der  Staat  nur  aushülfsweise  eintreten  und 
nur  bei  nachgewiesenem  Unvermögen  helfen  soll,  tritt  er 
mit  der  Übernahme  von  Stellenbeiträgen  und  Zuschüssen  zur 
Lehrerpension  und  zu  den  Alterszulagen  und  Witwengeldern  an 

l)  Im  Staatshaushaltsetat  sind  für  1905/6  folgende  Beträge  für  das 
Elementarschulwesen  vorgesehen  im  Kapitel  121  im  Ordinarium: 

1.  Titel  32.    Behufs   allgemeiner  Erleichterung  der  Volks- 

schullasten   28  760  000  M. 

Der  Fonds  dient  zur  Gewährung  der  gesetzlich  (Lehrerbesoldungsgesetz 
vom  3.  März  1897)  bestimmten  Beitrüge  an  alle  Gemeinden. 

2.  Titel  33.    Besoldungen  und  Zuschüsse  aus  besonderen 

rechtlichen  Verpflichtungen   492  916  M. 

3.  „     35.    Zulagen  zu  den  Alterszulagekassen  (Lehrerbe- 

soldungsgesetz)   23  670000  „ 

4.  „     39.    Zu  Pensionen  der  Lehrer  (Gesetze  vom  6.  Juli 

1885,  23.  Juli  1893)   5  640  000  „ 

5.  „     41.    Zu  Witwen-  und  Waisengeldern  (Gesetz  vom 

27.  Juli  1890,  4.  Dez,  1899)   2  302  000  , 

6.  „     34.    Zu  Beihülfen   an   Schulverbände  wegen  Un- 

vermögens   13  934  687  „ 

7.  „     36.    Zur  Krrichtung  neuer  Schulstcllen     ....         590  304  „ 

8.  „     38.    Zur  Unterstützung  von  Schul  verbänden  bei  Bauteil       1  650  000  ,, 

Dazu  im  Kxtraordinarium   3  000000  „ 

Die  in  den  Titeln  34  und  36  aufgeführten  Fonds  sind  zu  Unter- 
stützungen leistungsunfähiger  Gemeinden  bestimmt,  die  in  der  Form  widerruf- 
licher Beihülfen  gewährt  werden.  Beide  Fonds  stehen  insofern  in  Wechsel- 
beziehung, als  durch  Bewilligungen  aus  Titel  36  die  Gründung  neuer 
Stellen  respektive  neuer  Schulen  ermöglicht  wird  und  dann  nach  Gründung 
der  Stelle  die  Beihülfen  zur  Krrichtung  der  Stellen  zu  laufenden  Beihülfen 
werden  und  auf  den  Titel  34  übernommen  werden  müssen.  Titel  36  wird 
so  alljährlich  aufgezehrt  und  Titel  34  wächst  um  die  auf  Titel  36  gemachten 
Ausgaben  an.  Die  Verwaltung  der  Fonds  der  Titel  34  und  36  ist  im 
Ministerium  zentralisiert,    cf.  p.  1 1  dieser  Schrift. 

Lehrreiche  Tabellen  in  dem  statistischen  Jahrbuch  für  den  preußischen 
Staat.    1905.    S.  155,  157,  158.  161,  162. 
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alle  Gemeinden  als  prinzipaler  Verpflichteter  ein,  und  setzt  sich 
in  Widerspruch  mit  der  Verfassungsbestimmung.  Hei  dem  Erlaß 
dieser  Gesetze  ist  sich  sowohl  die  Regierung  wie  auch  der  Land- 
tag des  bewußt  gewesen,  daß  man  sich  mit  ihnen  mit  der  Ver- 
fassung in  Widerspruch  setze,  und  hat  daher  die  Gesetze  von 
1888/89  und  die  übrigen  Gesetze,  die  den  Gemeinden  ohne 
Nachweis  der  Bedürftigkeit  einen  Teil  der  Schullasten  abnehmen, 
unter  Beobachtung  der  im  Art.  107  der  Verfassung  vorgesehenen 
strengeren  Formen  für  gesetzliche  Abweichungen  von  der  Ver- 
fassung verabschiedet,  Man  hat  damit  aber  den  im  Art.  *J<>  auf- 
gestellten Grundsatz  für  die  Beteiligung  des  Staates  an  den 
Schullasten  nicht  ganz  beseitigen  wollen.  Man  hat  nur  für  den 
einzelnen  Fall  Ausnahmen  machen,  im  allgemeinen  aber  den 
Grundsatz  bestehen  lassen  wollen.  Kr  ist  also  nach  wie  vor 
maßgebend  für  die  Gesetzgebung,  wenn  es  sich  um  Beteiligung 
des  Staates  an  den  Volksschullasten  handelt,  und  mußte  auch  bei 
dem  Volksschullastengesetze  befolgt  werden. 

Stellung  des  Schuiunterhaltungsgesetzes  zu  dem 
Verfassungs-Grundsatz  des  Artik.  25 

Die  Staatsregierung  hat  ihn  auch  in  der  Vorlage,  die  sie 
für  das  Gesetz  dem  Landtage  gemacht  hat,  zur  Durchführung 
bringen  wollen  und  in  ihrem  Entwürfe  jedes  Abweichen  von  diesem 
Grundsatze  vermieden. 

Wenn  auch  der  nächstliegende  Anlaß  zu  diesem  Gesetz  die 
ungemeine  Verschiedenheit  der  Vorschriften  über  die  Träger  der 
Schulunterhaltungslast  und  die  sich  hieraus  ergebenden  Mißstände 
waren,  und  es  sich  in  erster  Linie  darum  handelte,  eine  gleich- 
mäßige Regelung  dieser  Pflicht  nach  dem  verfassungsmäßigen 
Kommunalprinzip  herbeizuführen,  so  sollte  mit  ihm  doch  auch  der 
weitere  Grundsatz  der  Verfassung  über  die  Stellung  des  Staates  zu 
dieser  den  Gemeinden  aufzulegenden  Last  für  die  Vorschriften  des 
Gesetzes  leitend  sein  und  in  ihnen  zum  Ausdruck  gelangen. 
Dies  geht  ganz  unzweideutig  daraus  hervor,  daß  der  §  48  des 
Entwurfes  den  verfassungsmäßigen  Grundsatz  über  die  Pflicht  des 
Staates  bei  der  Schulunterhaltung  wörtlich  wiedergibt  und  keinerlei 
von  ihm  abweichende  Bestimmungen  über  Gewährung  von  Staats- 
mitteln an  Schulverb;inde  enthält. 
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Diesen  Grandsatz  gibt  zwar  auch  das  Gesetz  selbst,  wie  es 
vom  Landtage  beschlossen  ist,  wieder  (im  §  19),  allein  es  stellt 
sich,  man  kann  sagen,  nur  theoretisch  zu  ihm,  führt  ihn  in  Wirk- 
lichkeit nicht  konsequent  durch,  und  legt  dem  Staate  neue,  ohne 
Rücksicht  auf  nachgewiesene  Bedürftigkeit  an  Gemeinden  zu 
zahlende  Beiträge  auf,  um  diesen  die  Schullast  teilweise  abzu- 
nehmen. Hierin  weicht  also  das  Gesetz  nicht  unwesentlich  von 
dem  Entwürfe  der  Regierung  ab,  der  es,  wie  gesagt,  streng  ver- 
mied, über  die  Art  der  vom  Staate  den  Gemeinden  zu  ge- 
währenden Beihülfen  irgend  welche  Detailbestiramungen  zu  geben 
und  als  Grenze  für  seine  Beiträge  nur  die  im  Staatshaushalte 
bereitgestellten  Mittel  hinstellte  und,  um  für  alle  Fälle  gesichert 
zu  sein,  in  der  Begründung  des  Entwurfs  eine  Erhöhung  der 
bisher  im  Etat  bereit  gestellten  Mittel  um  einige  Millionen  in 
Aussicht  stellte. 

Eigentlich  liegt  zu  dieser  Erhöhung  keine  genügende  Veran- 
lassung vor.  Der  Gesetzentwurf  wie  auch  jetzt  das  Gesetz  bringt 
mit  der  einen  unbedeutenden  Ausnahme,  daß  die  Gemeinden  mit 
weniger  als  25  Schulstellen  zu  einem  anzulegenden  Baufonds 
jährlich  kleine  Beträge  zahlen  sollen,  keine  Mehrbelastung  der 
Schulunterhaltungspflichtigen,  erweitert  aber  in  manchen  Landes- 
teilen dadurch  ganz  erheblich  den  Kreis  der  Pllichtigen,  daß 
häufig  recht  leistungsfähige  Gutsherrn  und  Forensen,  die  bisher, 
da  sie  nicht  zur  Hausvätergemeinde  gehörten,  zu  den  Schullasten 
nichts  beizutragen  hatten,  jetzt  die  Schullasten  mit  tragen  müssen. 
Die  Regierung  bedarf  daher  nach  der  Durchführung  des  Gesetzes 
zur  Unterstützung  bedürftiger  Gemeinden  nicht  mehr  Mittel,  wie 
seither.  Sie  würde  wohl  in  der  Lage  sein,  da,  wo  infolge  des 
Hinzutrittes  leistungsfähiger,  bisher  von  der  Schullast  befreiter 
Personen  die  Gemeindeu  leistungsfähiger  geworden,  einen  Teil  der 
seither  gezahlten  Beihülfen  zurück  zu  ziehen,  und  mit  den  dadurch 
frei  gewordenen  Mitteln  anderen  Gemeinden,  deren  Leistungsfähig- 
keit in  Folge  der  Durchführung  des  Kommunalprinzips  für  die 
Schulunterhaltungspflicht  verringert  ist,  ausgiebiger  wie  bisher  zu 
unterstützen. 

Allein  schon  bei  den  Verhandlungen,  die  im  Abgeordneten- 
hause im  Jahre  1899  und  1903  geführt  wurden,  um  die  Regierung 
zur  baldigen  Vorlage  eines  Schulnnterhaltungsgesetzes  zu  verau- 

8ebr«iber,  VoJkucbullast  iu  Preußen  - 
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lassen,  ward  von  Rednern  der  konservativen  Parteien  die  gegen- 
teilige Ansicht  vertreten,  und  darauf  hingewiesen,  daß  bei  einer 
anderweiten  Verteilung  der  Schullasten,  d.  h.  bei  einer  Übertragung 
auf  die  politischen  Gemeinden  und  Gutsbezirke,  eine  viel  höhere 
Beteiligung  des  Staates  bei  der  Tragung  dieser  Lasten  nicht  von 
der  Hand  zu  weisen  sei,  und  daß  namentlich  zur  Unterstützung 
der  Gutsherren,  die  bisher  von  den  »Schul lasten  frei  waren,  aber 
bei  der  beabsichtigten  Neuordnung  dazu  herangezogen  werden  sollten, 
eine  wesentliche  Erhöhung  der  zur  Beihülfe  für  unvermögende 
Schulverbände  bestimmten  Staatsmittel  geboten  sei. 

Und  diese  im  Interesse  des  Großgrundbesitzes  erhobene  For- 
derung wurde  eifrig  unterstützt  von  den  Agrariern  im  Landtage, 
und  hat  dahin  geführt,  daß  vom  Landtage  unter  die  Bedingungen, 
welche  später  von  den  vereinigten  Konservativen  und  National- 
liberalen für  ihre  Zustimmung  zum  Scliulunterhaltungsgesetze  ver- 
einbart wurden  •),  auch  die  aufgenommen  wurde,  daß  in  dem  Ge- 
setze eine  angemessene  Erhöhung  der  staatlichen  Mittel  zur  Unter- 
stützung der  Schulgemeinden  vorgesehen  würde.  Die  Regierung 
hatte  in  ihrem  Entwürfe  dieser  Forderung  nicht  entsprochen,  aber 
in  den  Motiven  zum  Entwurf  gesagt  „sie  beabsichtige  in  den 
Staatshaushaltsetat  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  :i  Millionen 
Mark  einzustellen  zur  Unterstützung  leistungsschwacher  Schulver- 
bände, bei  deren  Verwendung  in  erster  Linie  die  Verschiebungen 
zu  berücksichtigen  sein  sollten,  welche  sich  als  Folge  der  durch 
das  Gesetz  eintretenden  andenveiten  Regelung  derSchuluntorhaltungs- 
last  ergeben".  Im  dem  vom  Landtage  beschlossenen  Gesetze  ist 
dieses  Versprechen  der  Regierung  unter  Erhöhung  der  in  Aussicht 
genommenen  Summen  auf  5  Millionen  Mark  in  §  *20  festgelegt 
worden.  Der  Regierung  sind  damit  überaus  reichliche  Mittel  zur 
Verfügung  gestellt  zur  Bewilligung  von  Unterstützungen  an  un- 
vermögende Schulverbände,  zu  denen  Gutsbezirke  gehören.  Die 
Folge  davon  wird  sein,  daß  bei  der  Beurteilung  der  Leistungs- 
fähigkeit mit  weitgehender  Milde  verfahren  werden  muß,  wenn  die  Mittel 
Verwendung  linden  sollen. 

Wenn  auch,  wie  gesagt,  mit  Rücksicht  auf  die  Übertragung 
der  Schulunterlialtungslast  auf  die  Gemeinden  und  Gutsbezirke  an 
sich  eine  erhebliche  Erhöhung  der  staatlichen  Unterstützungsfonds 

';  l  obor  tltii  KtunjiroiiiiL'.  ct.  j>.  J'.).  <lics»r  Schrift. 
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nicht  notwendig  gewesen  wäre,  wird  diese  doch  vielfach  angenehm 
empfunden  werden,  da  sich  die  Gemeinden  und  Gutsbezirke  jede 
Erleichterung  ihrer  öffentlichen  Lasten  gern  gefallen  lassen.  Allein 
man  muß  es  doch  bedauern,  daß  bei  diesem  Anlaß  ohne  Not  die 
Staatsleistung  für  die  Volksschule  um  5  Millionen  erhöht  ist,  da 
unvermeidlich  die  in  Aussicht  stehende  Neuordnung  der  Lehrer- 
besoldung an  die  Gemeinden  erhebliche  Mehrforderungen  stellen 
wird,  denen  viele  nur  mit  Staatsbeihülfen  gerecht  werden  können, 
und  als  es  bedenklich  ist,  jetzt  ohne  eigentlichen  Anlaß  die 
Staatsfinanzen  weitgehend  in  Anspruch  zu  nehmen  und  damit  die 
Flüssigmachung  erheblicher  Staatsmittel  aus  Anlaß  der  in  Aussicht 
stehenden  Erhöhung  der  Lehrergehälter  zu  erschweren. 

Nach  der  Regierungsvorlage  war  in  dem  Gesetze  selbst  nur 
die  Erhöhung  des  staatlichen  Unterstützungsfonds  um  die  Hälfte 
der  Summen  vorgesehen,  die  nach  dem  Gesetze  von  den  Ge- 
ineinden mit  weniger  wie  •_>">  Schulstellen  jährlich  zum  Hau- 
fonds dieser  Gemeinden  zurückgelegt  werden  müssen,  und  dabei 
bestimmt,  daß  diese  etwa  KJOOOOO  Mark  betragende  Erhöhung 
zur  Unterstützung  bedürftiger  Gemeinden  dieser  Art  verwendet 
werden  solle.  In  den  Motiven  zum  Entwurf)  versprach  die  Regierung 
weiter  :*  Millionen  Mark  in  den  Etat  aufzunehmen  zur  Unter- 

■ 

Stützung  dieser  Gemeinden  unter  Berücksichtigung  der  Ver- 
schiebungen, die  sich  als  Folge  der  Neuregelung  der  Unterhaltungs- 
pflicht ergeben,  und  .VJOOOO  Mark  zur  Unterstützung  der  Gemeinden 
mit  mehr  wie  2')  Schulstellen,  und  Erhöhung  des  Fonds  zur 
Unterstützung  der  Elementarschulbauten  von  lOäOOOO  Mark  auf 
(1000000  Mark  im  Ordinarium  unter  Fortlall  der  im  Extraordinarium 
seither  eingestellten  3000000  Mark. 

Es  ist  anzuerkennen,  daß  der  Gesetzentwurf,  wie  auch  die 
Zusagen  der  Regierung  in  den  Motiven  zu  ihm,  sich  streng 
in  den  Grenzen  halten,  die  der  Artikel  2'y  der  Verfassung  für 
die  Beteiligung  des  Staats  bei  der  Aufbringung  der  Schullasten 
zieht,  und  es  vermeiden,  einen  Schritt  weiter  auf  der  Hahn  zu 
tun,  die  man  durch  die  Gesetze  von  lKKX/Ki»,  über  die  Er- 
leichterung der  Volkschullasten  mit  der  Bewilligung  von  Staats- 
beiträgen an  alle  Gemeinden  zu  den  Lehrerstellen  betreten  hat, 
und  die  unvermeidlich  nach  und  nach  zur  Staatsschule  führen  muß. 

')  Drucksache  «los  Haus.  d.  Ab«,'.  X<>.  11  lüOfj/C.  Seit»-  I»s. 
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Staatsschule 

Daß  man  mit  der  Bewilligung  der  Staatsbeiträge  im  Jahre  1888 
den  ersten  Schritt  auf  dem  Wege  zur  Staatsschule  d.  h.  zu  der 
Schule,  deren  prinzipale  Unterhaltungspflicht  dem  Staate  obliegt, 
getan  hat,  und  daß  jede  weitere  Bewilligung  von  Zuschüssen  seitens 
des  Staates,  aber  auch  die  ungemessene  Steigerung  der  Staatsbei- 
hülfen,  auf  die  Entwickelung  der  Schule  zur  Staatsschule  hindrängt, 
ist  unleugbar. 

Hierauf  hat  unter  anderen  auch  der  Vertreter  des  Kultus- 
ministeriums in  den  Verhandlungen  mit  der  Kommission  des  Ab- 
geordnetenhauses sehr  eindringlich  hingewiesen  und  gebeten,  bei 
den  Bestrebungen,  die  auf  eine  stärkere  Beteiligung  des  Staates 
an  den  Schulkosten  ausgehen,  nicht  außer  Acht  zu  lassen,  daß, 
wenn  der  Staat  mehr  Lasten  übernehme,  sein  Mitbestimmungs- 
recht in  gleichem  Verhältnisse  wachse1). 

Dahin  drängen  auch  die  Bestrebungen  der  Lehrer,  die  auf 
eine  Gleichstellung  der  Gehälter  der  Lehrer  in  Stadt  und  Land 
gerichtet  sind.  Diese  könnte  nur  erreicht  werden,  wenn  der  Staat 
die  Besoldung  aller  Lehrer  aus  Staatsmitteln  übernehmen  wollte. 

Man  kann  wohl  befürchten,  daß  auf  die  Dauer  eine  Ver- 
staatlichung der  Volksschule  unvermeidlich  sein  wird,  wenn  nicht 
ein  Weg  gefunden  wird,  die  Lehrerschaften  ohne  die  von  ihnen 
angestrebte  Gleichstellung  der  Gehälter  zufrieden  zu  stellen,  und 
wenn  nicht  ängstlicher  wie  seither  jedes  Abweichen  von  dem  ver- 
fassungsmäßigen Grundsatze,  daß  der  Staat  nur  den  nachgewiesen 
leistungsunfahigen  Gemeinden  Beihilten  gewähren  soll,  vermieden,  und 
bei  der  Beurteilung  der  Bedürftigkeit  der  Gemeinden  ein  strengerer 
Maßstab  angelegt  wird  wie  seither. 

Der  Verstaatlichung  der  Volksschule  stehen,  abgesehen  von 
der  dem  Staate  daraus  erwachsenden  großen  finanziellen  Be- 
lastung und  der  daraus  entspringenden  Steigerung  der  Macht 
des  Staates,  vom  allgemein  schultechnischen  Standpunkte  schwer- 
wiegende Bedenken  entgegen. 

Die  Volksschule  würde  eine  noch  weit  büreaukratischere, 
schablonenhaftere  werden,  als  sie  leider  bis  jetzt  gewesen  ist.  Die 

')  Siehe  Bericht  der  Kommission  d.  H.  d.  Abg.  Drucksache  288.  1905/6 
Seite  41. 
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Beteiligung  der  Organe  der  Selbstverwaltung,  die  jetzt  nach  dem 
Gesetze  erweitert  wird,  würde  mehr  und  mehr  eingeschränkt 
werden  müssen,  und  die  Anpassung  der  Gestaltung  der  Volks- 
schule an  die  Örtlichen  Verhältnisse  in  Stadt  und  Land  sowie  die 
gedeihliche  Fortentwickelung  der  Schule,  die  wesentlich  mit  der 
Pflege  zu  verdanken  ist,  die  die  Städte  ihrem  Schulwesen  haben 
angedeihen  lassen,  würde  ein  Ende  haben. 

Der  Umstand,  daß  die  Schulunterhaltungslast  in  den  ver- 
schiedenen Gemeinden  überaus  verschieden  wirkt,  daß  sie  nament- 
lich für  schwach  bevölkerte  Landgemeinden  viel  drückender  ist 
wie  für  große  Städte,  und  daß  eine  vollständige  Ausgleichung 
dieses  Druckes  nur  von  der  Übernahme  der  ganzen  Schullast  als 
Staatslast  auf  den  Staat  zu  erwarten  ist,  fällt  nicht  so  schwer  ins 
Gewicht,  daß  er  die  Verstaatlichung  der  Schule  erwünscht  er- 
scheinen lassen  könnte.  Aus  diesem  Grunde  allein,  d.  h.  um  den 
Landgemeinden  und  Gutsbezirken  den  Druck  der  Schullasten  zu 
erleichtern,  sind  einzelne  Parteien  im  Lande  geneigt,  dem  Staate 
die  Schulunterhaltungspflicht  aufzulegen  und  scheuen  sich  nicht, 
trotz  eindringlichster  Mahnung  der  Vertreter  der  Staatsregierung1) 
dem  Staate  nach  und  nach  Verpflichtungen  zur  Zahlung  von  festen 
Beiträgen  an  Schulgemeinden,  ohne  daß  deren  Leistungsunfahigkeit 
nachgewiesen  ist,  aufzulegen,  und  damit  Schritte  zu  tun,  die  zu 
diesem  Ziele  führen  müssen.  Unvermeidlich  stärkt  jede  weitere 
Beteiligung  des  Staates  an  den  Schulkosten  den  staatlichen  Einfluß 
auf  die  Schule.  Niemand  kann  es  mit  Recht  z.  B.  unbillig  finden, 
daß  der  Staat  entsprechend  seinen  wachsenden  Leistungen  für  die 
Schule  auch  weitergehenden  Einfluß  auf  die  Gestaltung  und  Ver- 
waltung der  Schule  beansprucht,  und  z.  B.  sich  allein  schließ- 
lich die  Anstellung  aller  Lehrer  und  Rektoren  vorbehält.  Dies 
hat  man  im  Landtage  wohl  nicht  recht  erwogen,  als  man  dazu 
seine  Zustimmung  gab,  daß  in  das  Gesetz,  abweichend  von  der 
ursprünglichen  Absicht  der  Regierung,  Bestimmungen  aufgenommen 
wurden,  die  den  Staat  zu  neuen  ohne  Rücksicht  auf  die  Bedürftig- 
keit der  Gemeinden  zu  gewährende  Beiträge  an  die  Gemeinden 
verpflichten.   Man  hat,  ohne  sich  die  Konsequenzen  vollständig  klar 


•)  Siehe  Bericht  der  Kommission  des  Abg.  -  Hauses  über  das  Schul- 
unterhaltungsgesetz.    N<>.  288  Drucksache  d.  H.  d.  Abg.  1905, 6  S.  41.  43.  44. 
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zu  machen,  die  Bestrebungen  der  Agrarier  unterstützt,  die  dahin 
zielen,  das  platte  Land  möglichst  von  Schulkosten  zu  entlasten, 
und  es  so  dafiir  zu  entschädigen,  daß  vom  Lande  die  auf  Kosten 
der  kleinen  Gemeinden  in  der  Landschule  ausgebildeten  jungen 
Leute  in  die  großen  Städte  ziehen  und  dort  ihre  Arbeitskraft  im 
Interesse  der  Städte  verwerten.  Dieser  Aufassung  kann  allerdings 
eine  gewisse  Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden.  Die  Land- 
schulen dienen  infolge  der  Abwanderung  der  aus  der  Schule  ent- 
lassenen jungen  Leute  vom  Lande  in  die  Stadt  weniger  wie  früher 
dem  Interesse  der  Landgemeinden,  sondern  weit  mehr  der  Förderung 
des  Allgemeinwohles,  und  es  ist  daher  unbillig,  zu  den  Unter- 
haltungskosten die  Gemeinden  heranzuziehen,  und  gerechtfertigt, 
sie  der  Allgemeinheit  d.  h.  dem  Staate  aufzuerlegen. 

Verwaltung  und  Verteilung  des  Fonds 

Der  vom  Ministerium  vorgelegte  Gesetzentwurf  vermied  es 
ferner  auch,  Bestimmungen  zu  geben  über  die  Art  und  Weise 
und  die  Grundsätze,  nach  denen  die  zu  Beihilfen  an  bedürftige 
Gemeinden  bestimmtem  im  Staatshaushaltsetat  vorgesehenen  Millionen 
verteilt  und  verwaltet  werden  sollten.  Die  Regierung  beschrankt** 
sich  darauf,  in  den  Motiven  einige  Andeutungen  zu  machen  über 
die  von  ihr  beabsichtigte  Dezentralisation  der  Verwaltung  und 
Heranziehung  der  Organe  der  Selbstverwaltung  zu  der  Verteilung 
der  Unterstützungen1). 

Auf  den  ersten  Blick  mußte  diese  Zurückhaltung  der  Re- 
gierung befremden,  und  man  konnte  in  dem  Fehlen  jeder 
näheren  Bestimmung  über  das  „Wie"  der  Beteiligung  des  Staates 
an  der  Aufbringung  der  Schullasten  in  den  leistungsunlahigen 
Gemeinden  wohl  einen  augenfälligen  Mangel  des  Gesetzes  erblicken. 
Man  meinte  wohl  mit  Recht,  daü  in  einem  Gesetze  über  die 
Unterhaltung  der  öffentlichen  Volksschulen  unbedingt  auch  die 
Frage  geregelt  werden  müsse,  in  welcher  Weise,  unter  welchen 
Bedingungen  und  Voraussetzungen,  und  mit  welchen  Organen  der 
Staat  seiner  Pflicht,  in  unvermögenden  Gemeinden  erganzungsweise 
die  Schulkosten  zu  übernehmen,  nachkommen  solle,  und  wie  die 
hierzu  bestimmten  Mittel  verwaltet  werden  sollten. 

Sicln- S. 'it.-  HM)  der  Kogieruiiijs-  Vorlage  No.  11  l >rucksach«;  d.  H.  A. 
Abg.  11K  ).V«;. 
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Allein  man  wird  diese  Zurückhaltung  der  Regierung'  verstehen 
und  billigen  können,  wenn  man  die  Vorgeschichte  des  Gesetz- 
entwurfes und  die  Verhältnisse,  unter  denen  er  ausgearbeitet  und 
vorgelegt  worden  ist,  naher  ins  Auge  faßt. 

Kompromiß 

Bekanntlich  war  seit  langen  Jahren  die  Notwendigkeit  er- 
kannt, im  Wege  der  Gesetzgebung  die  Mißstande  zu  beseitigen, 
die  sich  aus  der  überaus  großen  Verschiedenheit  ergaben,  mit  der 
die  Schulunterhaltungsptlieht  in  der  Monarchie  geregelt  war,  und 
aus  dem  Umstände,  daß  die  Art  dieser  Regelung  vielfach  veraltet 
und  ungerecht  war.    Sowohl  die  Regierung  wie  alle  Parteien  der 
Volksvertretung  und  alle  mit  der  Leitung  des  Volksschulwesens 
beschäftigten  Behörden  waren  darüber  einig,  daß  eine  einheitliche 
Neuregelung  der  Sehulunterhaltungspflicht  erfolgen  müsse,  wenn 
nicht  im  Rahmen  eines  allgemeinen  Volksschulgesetzes,  dann  durch 
ein  besonderes  Spezialgesetz.    Und  da  man  nach  den  gemachten 
Erfahrungen  bei  den  von  den  Ministern  von  Goßler  und  Grafen 
Zedlitz   vorgelegten   Entwürfen   für  allgemeine  Volksschulgesetze 
es  für  zweckmäßig  erachtete,  die  Sehulunterhaltungspflicht  durch 
ein  Spezialgesetz  zu  ordnen,  in  ähnlicher  Weise  wie  man  in  den 
letzten  Jahren  verschiedene  Materien  des  Volksschulrechtes  für  sich 
gesetzlich  geordnet  hatte,  so  richtete  der  Landtag  der  Monarchie 
an  die  Staatsregierung  mehrfach  die  Aufforderung,   ein  Gesetz 
über  die  Regelung  derSchulunterhaltungspflicht  vorzulegen Allein 
die  im  Landtage  am  stärksten  vertretenen  Parteien  —  die  Konser- 
vativen und  das  Zentrum  —  fürchteten,  daß  die  gesetzliche  Regelung 
verschiedener  ihnen  besonders  am  Herzen  ijegender  Fragen  ins 
Ungewisse  vertagt  werden  würde,  wenn  sie  nicht  gleichzeitig  mit 
der  von  allen  Seiten   als   dringlichst   erkannten    Regelung  der 
Sehulunterhaltungspflicht  erfolgen  sollte,  und  machten  ihre  Zu- 
stimmung zur  Regelung  dieser  Pflicht  in  einem  Spezialgesetze 
abhängig  von  der  gleichzeitigen  gesetzlichen  Ordnung  einer  Reihe 
weiterer  Materien. 

In  der  Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  14.  Mai  1 1*0 1 
ward  dann  folgender  Antrag  angenommen: 

')  Vergl.  Verhandlung  des  Huuses  der  Abgeordneten  vom  1H.  April  1«S!W 
•Wto  Sitzung,  Stenogr.  Bericht  Seite  iM)5  u.  folgende. 
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„Die  Königl.  Regierung  aufzufordern,  spätestens  in  der  nächsten 
Session  des  Landtages  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  welcher 
zur  Beseitigung  der  bestehenden  Härten  der  äußeren  Verhält- 
nisse der  Volksschule  insbesondere  deren  Unterhaltungslast  in 
gerechter  Weise  regelt,  aber  zugleich  den  konfessionellen 
Charakter  der  Volksschule,  sowie  die  Rechte  der  Eltern  und 
Gemeinden  aufrecht  erhält  und  sichert.4* 

In  den  Verhandlungen,  die  schließlich  zu  dieser  Resolution 
führten,  waren  alle  Parteien  darüber  einig,  daß  die  politischen 
Gemeinden  und  die  Gutsbezirke  in  der  ganzen  Monarchie  Träger  der 
Unterhaltungslast  werden  müßten.  Aber  über  die  Art  und  Weise, 
wie  weitere  Fragen  des  Schulrechtes  gleichzeitig  mit  der  Regelung 
der  Schulunterhaltungspflieht  geordnet  werden  sollten,  und  welche 
Fragen  überhaupt  hier  in  Betracht  zu  ziehen  seien,  gingen  die 
Meinungen  auseinander. 

Da  der  Minister  dein  Verlangen  des  Landtages  im  Jahre 
1 5102  nicht  entsprach  und  eine  Vorlage  für  das  Schuluntcrhaltungs- 
gesetz  nicht  einbrachte,  weil  er  vorerst  noch  statistische  Nachrichten 
über  die  Verteilung  der  Schullasten  einholen  müßte,  wie  er  auf 
Anfragen  aus  dem  Landtage  über  die  Einbringung  des  Schuldotations- 
gesetzes  (wie  man  das  erwartete  Gesetz  wenig  glücklich  bezeichnete) 
erklärte,  hatten  die  Parteien  Zeit,  sich  über  den  Inhalt  dieses 
Gesetzes  mehr  und  mehr  zu  verständigen.  Und  so  kam  dann 
endlich  im  Mai  1^04,  als  auch  die  Vorarbeiten  für  den  Ge- 
setzentwurf im  Ministerium  so  weit  gediehen  waren,  daß  seine 
Einbringung  in  der  nächsten  Session  gesichert  war.  zwischen  den 
konservativen  Parteien  des  Landtages  und  den  National  liberalen 
ein  Kompromiß  übe/  den  wesentlichen  Inhalt  des  zu  erlassenden 
Gesetzes  zu  stände,  der  auch  die  Billigung  des  Ministers  erhielt1'. 

')  Der  vielgenannt«  Komprnmiss  siehe  No:  Druck*,  d.  H.  d.  Abg. 
1904  und  879:  UH)4,.j  Seite  23,  :>4  und  880,  11K»4  ö;  setzt  .sich  zustimmen  aus 
Antragen,  die  Vertreter  der  genannten  Parteien  im  Abgeordnetenhause  ein- 
gebracht hatten  und  die  im  Abgeordnetenhaus!'  angenommen  wurden.  Kr 
bildete  die  notwendige  <irundl;tge  für  einen  vom  der  Staatsregierung  in  der 
nächsten  Tagung  des  Landtages  einzubringenden  Gesetzentwurf  und  besagte 
folgendes: 

1.  die  l'nterhaltuni:  der  öflVnt liehen  Volksschulen  liegt  den  bürgerlichen 
Gemeinden  (uutsbe/.irkcn)  oder  Verbanden  solcher  unter  ergänzung>- 
weiser  Hetciligung  des  Staates  an  den  Kosten  ob: 
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Nach  ihm  sollte  sich  das  Gesetz  auf  die  Regelung  der  Scjml- 
unterhaltungslast  nach  dem  im  Art.  25  der  Verfassung  festge- 
stellten Grundsatze  beschränken ,  daneben  den  konfessionellen 
Charakter  der  Schule  wahren  und  die  Rechte  der  Gemeinden  und 
Eltern  an  der  Schule  sichern.  Alle  anderen  schulrechtlichen, 
schwierig  zu  lösenden  Fragen  sollten  in  dem  Gesetze  nicht  be- 
handelt, werden,  so  z.  B.  namentlich  auch  nicht  die  Lehrerbe- 
soldungsfrage, so  dringlich  sie  eine  neue  Regulierung  forderte. 

Zu  diesen  Fragen  gehörte  unstreitig  auch  die,  wie  die  ver- 
fassungmäßige Beteiligung  des  Staates  bei  der  Aufbringung  der 
Schullasten  in  1  eistun gsnnfahigen  Gemeinden  geordnet  werden  sollte, 
weil  hierbei  unvermeidlich  auch  die  Organisation  der  Behörden, 
denen  die  Gewährung  der  Staatsbeihilfen  zu  übertragen  war,  und 
die  Tätigkeit  der  staatlichen  und  zur  Mitwirkung  heranzuziehenden 


2.  in  Ausführung  dos  Artikels  24  der  Verfassung,  wonach  bei  der  Hin- 
richtung der  öffentlichen  Volksschulen  die  konfessionellen  Verhältnisse 
möglichst  zu  berücksichtigen  sind,  werden  nachstehende  Grundsätze 
festgelegt: 

a)  in  der  Regel  sollen  die  Schüler  einer  Schule  derselben  Konfession 
angehören  und  von  Lehrern  ihrer  Konfession  unterrichtet  werden, 

b)  Ausnahmen  sind  nur  aus  besonderen  Gründen,  inbesondere  aus 
nationalen  Rücksichten  oder  da.  wo  dies  der  historischen  Kntwickolung 
entspricht,  zulässig.  Lehrer,  welche  zur  Krteilung  des  Religions- 
unterrichts für  konfessionelle  Minoritäten  an  Schulen  anderer  Kon- 
fession angestellt  sind,  dürfen  voll  beschäftigt  werden, 

c)  erreicht  die  Zahl  der  schulpflichtigen  Kinder  einer  konfessionellen 
Minderheit  eine  angemessene  Höhe,  so  hat  diese  Minderheit  den 
Anspruch  auf  Einrichtung  einer  Schule  ihrer  Konfession, 

d)  es  sind  zur  Verwaltung  der  Schulangelegenheiten  neben  den  ordent- 
lichen Gemeindebehörden  in  den  Städten  Schuldeputationen  und  auf 
dem  Lande  Sehulvnrstände  einzurichten,  bei  denen  der  Kirche,  der 
Gemeinde  und  den  Lehrern  eine  angemessene  Vertretung  zu  ge- 
währen ist: 

3.  zur  Beseitigung  der  unbilligsten  Ungleichheiten  in  den  Lehrerbesol- 
dungen  werden  in  dem  Ktat für  IfKXi  die  hierzu  bestimmten  Dispositions- 
fonds von  200000  M  zunächst  auf  5  Millionen  Mark  erhöht." 

Durch  die  Verständigung  zwischen  den  Nationalliberalcn  und  den 
beiden  konservativen  Fraktionen  wurde  dem  vorgebeugt,  daß  durch  das 
Zentrum  und  die  Deutschkonservativen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
über  die  Konfessionsschule  schroffer  gestaltet  würden,  und  dafür  gesorgt, 
daß  der  vom  Gesetze  eingeschlagene  Mittelweg  inne  gehalten  wurde. 


Digitized  by  Google 


26 

*   _ 

Organe  der  Selbstverwaltung  geregelt  werden  mußte.  Die  Re- 
gierung hatte  verständiger  Weise  diese  schwierige  Regelung,  so 
nahe  es  gelegen  hätte  sie  zu  versuchen,  einem  späteren  Gesetze 
vorbehalten.  Sie  hatte  sich  lediglich  darauf  beschrankt,  in  ihrem 
Entwürfe  die  verfassungsmäßige  Pflicht  des  Staates,  bei  nachge- 
wiesenem Unvermögen  einzelner  Gemeinden  ergänzungsweise  mit 
Beihilfen  einzutreten,  ausdrucklich  anzuerkennen.  Sie  hat  auch 
dies  vielleicht  nur  getan,  um  ängstlichen  Gemütern  Sicherheit 
über  den  staatlicherseits  einzunehmenden  Standpunkt  zu  gewähren, 
und  um  Besorgnisse,  daß  die  Gemeinden  allein  die  Schul  last 
tragen  sollten,  zu  zerstreuen. 

Nach  dem  Gesetzentwurfe  sollte  also  auf  diesem  Gebiete  der 
Verwaltung  bis  auf  weiteres  alles  beim  Alten,  und  die.  Verwaltung 
und  Verwendung  der  zu  Unterstützungen  etatsmäßig  bestimmten 
Fonds  lediglich  dem  Ministerium  überlassen  bleiben,  bis  durch 
spätere  Gesetze  eine  anderweite  Regelung  herbeigeführt  würde1». 

Die  Regierung  bekannte  sich  aber,  das  muß  wiederholt  be- 
tont werden,  durch  die  wörtliche  Wiedergabe  des  Satzes  der  Ver- 
fassung, daß  die  Unterhaltung  der  Schulen  Sache  der  Gemeinden 
sei,  und  daß  der  Staat  nur  im  Falle  des  nachgewiesenen  Unver- 
mögens einzutreten  habe,  in  dem  Kntwurfe  zu  der  unbedingten 
Aufrechterhaltung  und  Durchführung  dieses  Grundsatzes. 

Konsequenzen  der  Auf rechterhaltung  des 
Verfassungsgrundsatzes 

Konsequenter  Weise  mußte  die  Regierung,  wenn  sie  diesen 
Grundsatz  aufrecht  erhalten  und  durchführen  wollte,  auch  ent- 
schlossen sein,  in  den  späteren,  von  ihr  ins  Auge  gefaßten  Ge- 

')  Zur  freien  Vcrfiigung, der  Unterrichtsverwaltung  standen  die  Fonds 
im  Kapitel  121   des  Staatshaushaltsrtat  Tit.  IM  für  Heiliülfen  an  Schnlver- 

bände  wegen  Unvermögens   13  934(587  Mark 

Tit.  35  zur  Errichtung  neuer  Sehulstellen  ....  590304 
Tit.  3S  zur  Unterstützung  von  Schulverbänden  (aus- 
schließlich   von    Kirehcngcmeindeii   bei  Küster- 
schulbauten) wegen  Unvermögens  bei  Elementar- 

schulbauten  1050  (MX)  „ 

dem  Fonds  ist  in  den  letzten  Jahren  im  Extraordi- 

narium  ein  Retrag  von  je   3000000 

hinzu  getreten. 
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setzen  über  die  Regelung  der  Beteiligung  des  Staates  an  der 
Aufbringung  der  Schullasten  die  Beseitigung  der  Bestimmungen 
der  Gesetze  von  18*8/89  und  des  Lehrerbesoldungsgesetzes,  die 
den  Gemeinden  Staatsbeihülfen  zu  den  Schulkosten  gewähren,  ohne 
daß  ihr  Unvermögen  überhaupt  geprüft  oder  nachgewiesen  wird, 
herbeizuführen.  Die  Weiterzahlung  der  Staatsbeiträge  zu  den  Alters- 
zulage-, Lehrerpensions-  und  Reliktenkassen  dagegen,  die  streng 
genommen  auch  den  Gemeinden,  ohne  daß  ihre  Leistungsfähigkeit 
oder  Unfähigkeit  in  Betracht  gezogen  wird,  die  Schullast  erleichterte, 
kann  aber  wohl  mit  dem  Grundsatze  der  Verfassung  vereinigt  werden, 
und  braucht  mit  Rücksicht  auf  sie  nicht  eingestellt  zu  werden,  weil 
es  sich  bei  ihnen  um  Befriedigung  von  Ansprüchen  handelt,  die 
Lehrer  und  deren  Angehörige  weniger  gegen  eine  bestimmte  Ge- 
meinde, als  vielmehr  gegen  die  Schulverwaltung  im  allgemeinen  oder 
wenigstens  größerer  Bezirke  erheben  können. 

Ein  Lehrer,  der  Anspruch  auf  Ruhegehalt  und  Alterszulage 
hat,  wird  nur  in  ganz  seltenen  Fallen  seine  ganze  Dienstzeit,  auf 
der  sein  Anspruch  beruht,  und  nach  deren  Dauer  sein  Anspruch 
auf  Pension  oder  Zulage  sich  abstuft,  in  der  Gemeinde  verbracht 
haben,  in  der  ihm  der  Anspruch  erwächst.  Es  würde  unbillig  und 
hart  sein,  grade  der  Gemeinde,  in  der  einem  Lehrer  die  Alters- 
zulage zukommt,  oder  in  der  er  in  den  Ruhestand  tritt  oder  stirbt, 
die  Zahlungen  der  Pension  und  der  Reliktenbezüge  aufzubürden. 

Diese  Erwägungen  und  die  Unzuträglichkeiten,  die  daraus 
früher  erwachsen  waren,  daß  man  jeder  Gemeinde  die  Zahlung  der 
Pension  ihrer  Lehrer  unter  Inanspruchnahme  des  Stelleneinkommens 
überließ,  sowie  die  Erfahrung,  daß  man  ohne  Eintreten  des  Staates 
von  der  Durchführung  des  Systems  der  Alterszulagen,  abgesehen 
von  größeren  Städten,  hätte  Abstand  nehmen  müssen,  haben  zu 
der  Bewilligung  der  erheblichen  Staatszuschüsse  zu  den  genannten 
Kassen  geführt,  und  rechtfertigen  es,  daß  sie  auch  weiterhin  ge- 
zahlt werden,  selbst  dann,  wenn  der  Grundsatz,  daß  nur  unver- 
mögenden Gemeinden  Beihülfen  zu  den  Schullasten  gezahlt  werden, 
streng  und  mit  rückwirkender  Kraft  zur  Durchführung  gebracht 
werden  sollte. 

Daß  die  Zurückziehung  der  im  Widerspruch  mit  der  ver- 
fassungsmäßigen Stellung  de<  Staates  zur  Schulunterhaltungspflicht 
in  den  Jahren  l«8S/s<>  den  Geineinden  gewährten  Beiträge  zu  den 
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Lehrerbesoldungen  in  den  Gemeinden  auf  großen  Widerstand 
stoßen  und  unangenehm  empfunden  werden  wurde,  ist  sicher. 
Nachdem  die  Gemeinden  diese  Zuschüsse  eine  lange  Reihe  von 
Jahren  bezogen  und  durch  sie  sich  viel  lach  haben  verleiten  lassen, 
besondere  Schuleinrichtungen  zutreffen,  deren  Erhaltung  durch  die  Zu- 
nickziehung in  Frage  gestellt  werden  könnte,  werden  sie  ungern  auf 
diese  Einnahmen  verzichten.  In  vielen  kleineren  Städten  z.  B.  be- 
standen vor  1888  Volksschulen  zweierlei  Art.  Eine  oft  so  genannte 
„Annenschule"  mit  Schulgeldfreiheit  oder  einem  geringen  Schulgelde 
und  die  „Stadtschule"  mit  einem  höheren  Schulgelde.  Die  Folge 
davon  war,  daß  von  dieser  Stadtschule  die  Kinder  der  ärmeren  Be- 
völkerung fern  blieben,  und  daß  sie  vollkommener  wie  die  Armen- 
schule die  Ziele  der  Volksschule  eneichen  konnte,  also  zur  Er- 
ziehung der  Kinder  der  Bürgerschaft,  die  kaum  höhere  Bildung 
beanspruchten,  ausreichte.  Nach  Aufhebung  des  Schulgeldes  im 
Jahre  1888  war  es  nicht  mehr  möglich,  diese  soziale  Trennung 
aufrecht  zu  erhalten.  Die  Armenschulen  mußten  ihren  Charakter 
verlieren,  und  die  Stadtschulen  mußten  sich  infolge  Zudranges 
minderwerter  Elemente  mit  der  Erreichung  niederer  Ziele  begnügen. 
Das  gefiel  den  Bürgern,  die  ihren  Kindern  gern  mehr  lehren  lassen 
wollten,  nicht  und  führte  vielfach  zur  Gründung  von  Mittelschulen 
in  kleinen  Städten,  denen  durch  die  Staatsbeiträge  dazu  die  Mittel 
an  die  Hand  gegeben  wurden,  die  ihnen  trotz  ihrer  Leistungsfähigkeit 
aus  der  Staatskasse  gezahlt  wurden. 

Allein  der  mit  der  Zurückziehung  der  Staatsbeiträge  ver- 
bundenen finanziellen  Schwierigkeiten  würde  man  wohl  leicht  Herr 
werden  können,  wenn  der  Staat  bei  der  Zurückziehung  darauf 
verzichtete,  Ersparnisse  für  die  Staatskasse  zu  erzielen,  und  die  durch 
die  Einstellung  der  Beitragszahlung  frei  werdenden  Summen  lediglich 
zur  Erhöhung  der  Etatspositionen  zur  Unterstützung  leistungsun- 
fähiger  Gemeinden  verwenden  und  sich  damit  in  den  Stand  setzen 
wollte,  allen  Gemeinden,  in  denen  infolge  der  Einstellung  der 
Zahlung  der  Beiträge  zur  Lehrerbesoldung  finanzielle  Nöte  ent- 
stünden, ausgiebig  und  sofort  helfen  zu  können. 

Es  ist  unzweifelhaft,  daß  eine  ganze  Reihe  von  Gemeinden 
sehr  wohl  im  stände  ist,  ohne  diese  Stellenbeiträge  und  ohne 
Überlastung  ihrer  Einwohner  mit  Kommunalsteuern,  die  gesamten 
Schullasten  zu  tragen,  zumal  durch  Überweisung  der  staatlichen 


Digitized  by  Google 


29 


Grund-  und  Gebäudesteuer  den  Gemeinden  neue  steuerliche  Hülfs- 
quellen  erschlossen  sind,  gerade  mit  der  Absicht,  sie  zur  Tragung 
der  Schullasten  kräftiger  zu  machen. 

Den  Verfassungsgrundsatz  rückwirkend  zur  Geltung 
zu  bringen  ist  ausgeschlossen 

Allein  nach  dem  Gange,  den  die  Verhandlungen  über  das 
Schulunterhaltungsgesetz  im  Landtage  genommen  haben,  und  nach 
der  Stellung,  die  das  Gesetz  jetzt  zu  der  Beteiligung  des  Staates 
an  den  Sehullasten  der  Gemeinden  einnimmt,  kommt  die  Erwägung, 
ob  die  in  Widersprach  mit  der  Verfassung  stehenden,  durch  frühere 
verfassungsmäßig  zu  stände  gekommene  Gesetze  den  Gemeinden 
ohne  Röcksicht  auf  ihre  Leistungsunfähigkeit  bewilligten  Beiträge 
zurückgezogen  werden  sollen,  nicht  mehr  in  Frage.  Der  Landtag 
hat  in  das  Gesetz  und  zwar  unter  Zustimmung  der  Regierang,  die 
dagegen  keine  prinzipielle,  sondern  nur  finanzielle  Bedenken  geltend 
machte,  Bestimmungen  aufgenommen,  die  einen  weiteren  Schritt 
auf  der  1HH8  in  dem  Gesetze  über  die  Erleichterung  der  Volks- 
schullasten betretenen  Bahn  darstellen,  und  hat  dem  Staate  eine 
prinzipale  Unterhaltungspflicht  der  Schulgebäude  auferlegt  im  Gegen- 
satz zu  der  in  der  Verfassuug  ihm  auferlegten  subsidiären  Pflicht. 

Der  Landtag  hat  den  Wortlaut  des  von  der  Regierang  in  ihrem 
Entwurf  aufgenommenen  Satzes  der  Verfassung,  daß  der  Staat  im 
Falle  des  nachgewiesenen  Unvermögens  mit  seinen  Mitteln  den 
bedürftigen  Gemeinden  ergänzungsweise  helfen  müsse,  zwar  un- 
verändert in  dem  Gesetze  stehen  lassen,  und  hat  auch  durch 
wesentliche  Erhöhung  der  von  der  Regierung  für  Unterstützungs- 
zwecke geforderten  Beträge  dafür  gesorgt,  daß  die  Regierang  in 
den  Stand  gesetzt  werde,  in  liberalster  Weise  bei  der  Beurteilung 
der  Leistungsunfähigkeit  der  Gemeinden  und  Gewährung  der  Beihülfen 
zu  verfahren.  Er  hat  sich  damit  ebenso  wie  die  Regierang  zu  diesem 
verfassungmäßigen  Grandsatze  bekannt,  aber  doch,  wie  schon 
hervorgehoben,  nur  theoretisch. 

Beteiligung  des  Staates  an  den  Schulbaukosten 

nach  dem  Gesetze 
Denn  er  ist  damit,  daß  er  in  das  Gesetz  eine  Vorschrift 
(§  21)  aufgenommen  hat,  nach  der  in  allen  Schulverbänden  mit 
nicht  mehr  als  7  Schulstellen  ein  Drittel  der  durch  notwendige 
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Bauten  für  Volksschul  zwecke  entstehenden  Kosten  vom  Staate  ge- 
tragen werden  sollen,  soweit  sie  im  Etatsjahre  500  Mark  für  die 
Stelle  übersteigen,  von  diesem  Grundsätze  wieder  abgewichen,  und  hat 
das  Gesetz  mit  ihm  in  einen  direkten  Widerspruch  gesetzt.  Mögen 
auch  unter  den  Gemeinden  mit  7  oder  weniger  Schulstellen  recht 
viele  sein,  die  zur  Vornahme  von  Bauten  an  den  Schulhäusern, 
wenn  es  sich  nicht  nur  um  ganz  kleine  Reparaturen  handelt,  auf 
eigene  Kosten  nicht  imstande  sind,  so  sind  sicher  doch  unter  ihnen 
auch  solche,  die  recht  wohl  imstande  sind,  solche  Baukosten  aus 
eigenen,  sei  es  auch  im  Wege  einer  Anleihe  zu  beschaffenden,  Mitteln 
zu  bestreiten.  Dies  wird  namentlich  dann  der  Kall  sein,  wenn 
sie  iu  ihrer  Baukasse,  die  nach  einer  vortrefflichen  Vorschritt  des 
Gesetzes  iu  allen  Gemeinden  mit  25  und  weniger  Schulstellen 
gebildet  werden  soll  ^§  14),  schon  einen  gewissen  Betrag  ange- 
sammelt haben  werden,  den  sie  verwenden  können.  Auch  solchen 
Gemeinden  muß  nun  nach  dem  Gesetze  (§  22)  der  Staat  ein 
Drittel  der  Kosten  vergüten  und  kann  ihnen  die  Zahlung  nicht 
vorenthalten,  auch  wenn  deren  Leistungsfähigkeit  ganz  klar  zu 
Tage  liegt. 

Diese  Wohltat  beschränkt  «las  Gesetz  auf  die  Gemeinden  mit 
7  oder  weniger  Schulstellen. 

Wahrend  das  Lehrerbesoldungsgesetz  den  Gemeinden  mit 
mehr  wie  25  Stellen  nur  für  25  Stellen  die  durch  die  Gesetze 
zur  Erleichterung  der  Sehullasten  auch  ihnen  für  alle  Stellen  be- 
willigten Beitrüge  beließ,  die  großen  Orte  also  schlechter  stellt 
wie  die  kleineren,  in  der  Annahme,  daß  erstere  leistungsfähig 
seien  und  solcher  weitgehenden  Erleichterung  nicht  bedürften, 
wird  jetzt  eine  Kategorie  dieser  kleineren  Gemeinden,  die  kleinsten 
mit  nur  7  oder  weniger  Schulstellen,  in  der  Annahme,  daß  sie 
durch  jeden  etwas  größeren  Baufall  in  finanzielle  Bedrängnis  kämen, 
eine  bevorzugte  Stellung  vor  den  übrigen  kleinen  eingeräumt. 

Diese  Zahl  7  ist  recht  willkürlich  gegriffen.  Während  in 
der  Kommissionsverhandlung  anfangs  :{  dann  4  Stellen  als  maß- 
gebend für  Bezahlung  des  Baukosten-Drittels  angenommen  wurde, 
ist  sie  dann  später  nach  dem  Sprichwort  „der  Appetit  kommt  beim 
Kssen*  auf  7  erhöht  worden,  damit  ja  recht  vielen  Gemeinden  diese 
Staatshülfe  zu  teil  würde.  Zu  diesen  Gemeinden  und  Sehnlver- 
bäiubm  gehören  wohl  ausnahmslos  alle  Landgemeinden  des  Ostens 
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der  Monarchie,  sofern  sie  nicht  Vorstadtgemeinden  der  Großstädte 
sind,  und  die  Mehrzahl  der  Landgemeinden  des  Westens,  und 
weiter  die  Mehrzahl  der  kleinen  Landstadt»'.  Es  stellt  sich  also 
diese  Uebernahme  des  Drittels  der  Baukosten  im  wesentlichen  als 
eine  der  ländlichen  Bevölkerung  erwiesene  Wohltat,  als  eine  Art 
Liebesgabe  an  die  Grundbesitzer,  die  ja  das  Gros  der  Landge- 
meinden bilden,  heraus.  Anlaß  zu  diesem  Vorgehen  hat  einmal 
die  Wahrnehmung  gegeben,  daß  in  Wirklichkeit  diese  kleinen  Ge- 
meinden durch  jeden  Bau,  der  mehr  wie  f>00  Mark  für  jede  Stelle 
im  Jahre  kostet,  bedrückt  werden,  dann  aber  auch  die  Erwägung, 
daß  es  billig  sei,  den  Gemeinden  namentlich  des  Ostens,  aus 
denen  die  Bevölkerung  vor  allen  nach  den  Städten  und  industrie- 
reiehen  großen  Gemeinden  des  Westens  wandert,  nachdem  sie  in  den 
auf  Kosten  der  Dörfer  gehaltenen  Schulen  großgezogen  sind,  die 
Schullastcn  überhaupt  möglichst  abzunehmen,  ohne  Rücksicht  auf 
ihre  Leistungsfähigkeit, 

Diese  mechanische  Abgrenzung  des  Kreises  der  Gemeinden, 
denen  in  allen  Bautal len  von  einiger  Bedeutung  ohne  Prüfung 
ihrer  Bedürftigkeit  ein  Drittel  der  Baukosten  vom  Staate  gezahlt 
werden  soll,  nach  der  Zahl  der  Schnlstellen,  hat  man  auch  darum 
beliebt,  weil  man  die  Weiterungen,  die  aus  der  Inanspruchnahme 
der  staatlichen  Unterstützungsfonds  bei  dem  bisherigen  Verfahren 
in  allen  Fällen  entstanden  sind,  auf  möglichst  wenig  Fälle  be- 
schränken und  sie  namentlich  da  beseitigen  wollte,  wo  es  sich 
um  Bewilligung  geringer  Summen  bei  kleinen  Bauten  in  kleinen  Ge- 
meinden handelte,  und  wo  das  finanzielle  Ergebnis  für  die  Gemeinde 
nicht  im  richtigen  Verhältnis  zu  den  aufgewandten  Arbeiten  der  Be- 
hörden stände.  Mit  der  Ausschaltung  der  Baufälle  in  den  sämtlichen 
kleinen  Gemeinden,  die  nur  bis  zu  sieben  Schulstellen  haben,  glaubte 
man  dies  an  sich  ja  erstrebenswerte  Ziel  —  Beschränkung  des 
Schreibwerkes  und  Beseitigung  langwieriger  Verhandlungen  um 
Bagatellen  —  erreichen  zu  können. 

Um  das  zu  verstehen,  muß  man  das  Verfahren  zur  Erlangung 
einer  Baubeihülfe  kenneu. 

Verhandlungen  über  Bewilligung  von  Baubeihülfen 

Wenn  in  einer  leistungsunfähigen  Gemeinde  ein  Schulhaus- 
neubau  oder  ein  Umbau   notwendig   ist.   sei   es,   daß  das  alte 
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Haus  baufällig  oder  zu  klein  geworden,  mußte  zuerst  seitens  der 
Regierung  als  Schulaufsichtebehörde,  nachdem  ihr  von  den  Mängeln 
des  Schulhauses  Kenntnis  gegeben  war,  mit  der  Gemeinde  über  den 
Bau  verhandelt  werden,  um  sie  zu  bewegen,  den  Neu-  oder  Umbau 
zu  beschließen.   Wenn  der  Gemeinde  dabei  auch  versprochen  wird, 
beim  Minister  für  sie  einen  Beitrag  zu  den  Kosten  zu  erwirken, 
—  eine  bestimmte  Zusage  konnte  die  Regierung  nicht  geben,  auch 
nicht  eine  bestimmte  Summe  in  Aussicht  stellen  —  so  sind  doch 
die  Gemeinden  oft  nur  schwer,  meist  auch  gar  nicht  zur  Fassung 
eines  bestimmten  Beschlusses  zu  bewegen.    Ks  muß  dann  die  Bau- 
ausführung durch  ein  Resolut  auf  Grund  des  §  47  des  Zuständig- 
keitsgesetzes vom  1.  August  \HH'A  bestimmt  werden.    Gegen  dies 
Resolut  kann  die  Gemeinde  im  Verwaltungsstreitverfahren  vorgehen 
und  Entscheidungen  des  Kreisausschusses,  Bezirksausschusses  und 
Oberverwaltungsgerichtes  beantragen.    Erst  wenn  eine  endgiltige 
Entscheidung  oft  nach  langer  Zeit  ergangen  ist,  kann  die  Regierung 
dann  beim  Minister  wegen  Bewilligung  einer  Baubeihülfe  vorstellig 
werden  und  unter  Vorlage  eines  Bauplanes  mit  Kostenüberschlag 
und  unter  Beifügung  weitläufiger  Tabellen  über  die  Vermögens- 
lage der  Gemeinde,  über  die  Stenerleistuugen  ihrer  Mitglieder 
und  ihre  Belastung  mit  Steuern,  Renten  und  Zinszahlungen,  den 
Nachweis  zu  bringen  versuchen,  daß  die  Gemeinde  leistungsunfahig 
sei,  und  einen  Beitrag  in  einer  bestimmten  Höhe  für  sie  erbitten. 
Die  Beihülfe  wird  dann  unter  der  Voraussetzung  vom  Minister 
bewilligt,  daß  die  Gemeinde  vorweg  den  Betrag  der  Baukosten 
trägt,  den  die  Regierung  als  den  von  ihr  aufzubringenden  in  ihrem 
Bericht  bezeichnet  hat.    Die  Erfüllung  dieser  Bedingung  muß  nach 
Vollendung  des  Baues  bei  der  Aufstellung  der  Schlußrechnung  nach- 
gewiesen werden.  Stellen  sich  die  Gesamtkosten  geringer  als  veran- 
schlagt war,  dann  kommt  dies  nicht  der  Gemeinde  zu  Gute,  sondern 
führt  zu  einer  entsprechenden  Minderung  des  Staatsbeitrages. 
Diese  Verhandlungen  mußten  in  gleicher  Weise  in  allen  Fällen 
geführt  werden,  in  denen  zu  Schulbaukosten  ein  Staatsbeitrag  not- 
wendig war,  mochte  es  sich  um  einen  großen  oder  geringen  Bau 
handeln1). 


')  Kin  Mild  von  der  Weitläufigkeit  solcher  Verhandlungen  über  einen 
Schulhauabau  gibt  das  prouL».  Schularchiv  Jahrgang  11  Seite  97  u.  folgende. 
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Daß  diese  Verhandlungen  allen  Beteiligten  unleidlich  sind, 
weiß  jeder,  der  einmal  amtlich  mit  Schulhausbausachen  in  armen 
Gemeinden  zu  tun  gehabt  hat.  Diese  Weiterungen  werden  jetzt 
fortfallen,  wenn  eine  arme  Gemeinde,  die  Bauten  am  Sehulhause 
auszuführen  hat,  unter  Zuhilfenahme  des  Drittels  der  Kosten,  das 
ihr  der  Staat  nach  dem  Gesetze  ohne  Nachweis  ihrer  Bedürftigkeit 
zahlen  muß,  die  Kosten  bestreiten  kann.  Anderen  Falles  aber  —  und 
diese  Fälle  werden,  namentlich  wenn  es  sich  um  größere  Bauten 
handelt,  noch  zahlreich  sein  —  werden  diese  Weiterungen  bestehen 
bleiben,  so  lange  bis  auch  die  Bewilligung  der  Baubeihilfen  dezen- 
tralisiert und  an  die  Mitwirkung  der  Selbstverwaltungshehörden  in 
ahnlicher  Weise  wie  die  Verteilung  der  sonstigen  Beihilfen  gebunden 
sein  wird.  Wenn  dies  geschieht  und  wenn  die  Bewilligungen  von 
Beihilfen  zu  Schulbauten  so  behandelt  werden,  wie  die  übrigen  Unter- 
stütznngsbewilligungen  an  bedürftige  Gemeinden,  dann  erst  würden 
die  Schreibereien,  die  jetzt  allen  bei  der  Krlangung  einer  Bau- 
beihilfe beteiligten  Behörden  erwachsen,  aufhören,  und  die  endlosen 
mit  der  bedürftigen  Gemeinde  zu  führenden  Verhandlungen  fort- 
fallen. Hütte  man  im  Gesetze  dies  angeordnet,  dann  hätte  man 
nicht  nötig  gehabt,  um  die  Belastung  der  Behörden  mit  Arbeit 
zur  Erlangung  solcher  Beihilfen  in  ein  richtiges  Verhältniß  zu 
dem  finanziellen  Ergebnis  zu  setzen,  den  Staat  gesetzlich  zum 
Ersatz  eines  Drittels  aller  Baukosten  an  die  Gemeinden  mit 
7  Schulstellen  oder  weniger  zu  verpflichten,  und  damit  in  dem 
Gesetze  von  dem  in  ihm  proklamierten  Grundsätze,  daß  der  Staat 
nur  an  nicht  leistungsfähige  Gemeinden  Unterstützung  gewähren 
solle,  gleich  eine  bedeutungsvolle  Ausnahme  zu  machen  .... 

Um  diesen  Widerspruch  mit  der  Verfassung  zu  vermeiden, 
wurde  in  der  zur  Beratung  des  Gesetzentwurfes  bestellten  Kom- 
mission des  Abgeordnetenhauses  versucht,  die  Übernahme  des 
Drittels  der  Kosten  seitens  des  Staates  an  die  Bedingung  zu 
knüpfen,  daß  in  den  Gemeinden,  denen  diese  Wohltat  zu  Teil 
werden  solle,  mindestens  50$  der  staatlichen  Einkommensteuer 
von  den  Schulunterhaltungspfliehtigcn  zu  Seliulzweeken  aufgebracht 
würden  Die  Verwendung  von  50$  Einkommensteuer  zu  Schul- 
zwecken als  Kriterium  der  Leistungsunlahigkeit  hinzustellen,  wurde 


bricht  der  Kommission  cl.  H.  .1.  Abg.  Ihmksiu  h«'  l'SS  l!M».rj/«  S.  it.  I  i:». 
Schreiber.  Volkschullaat  in  Preuö.n  'S 
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indeß  als  ungeeignet  erkannt  und  nicht,  in  das  Gesetz  aufgenommen, 
und  es  hat  nun  also  der  Staat  den  ({einbinden  mit  nicht  mehr 
als  7  Sehulstellen  ein  Drittel  der  in  einem  Ktatsjahr  verausgabten 
Haukosten  zu  ersetzen,  wenn  diese  Kosten  500  M  für  jede  Stelle 
übersteigen.  In  einer  Gemeinde  mit  7  Lehrern  wird  also  der 
Staat  erst  dann  etwas  zu  zahlen  haben,  wenn  die  Gemeinde  -550t»  M 
im  Jahr  zu  verbauen  gehabt  hat. 

Durch  einen  Zusatz  zu  der  Vorschrift,  die  diese  Staatspllicht 
einführt,  wird  bestimmt,  «laß  der  staatliche  Baubeitrag  nicht  ge- 
zahlt zu  werden  brauche,  wenn  der  Aufwand  für  Hauten  dadurch 
entstanden  ist.  da  LI  der  Schulverband  seine  Gebäude  seit  dem  In- 
krafttreten des  Gesetzes  nicht  mit  der  gebotenen  Sorgfalt  unter- 
halten habe.    (§  17  Abs.  1  am  Knde). 

Dali  diese  an  sich  ja  vollberechtigte  Bestimmung  Anlaß  zu  vielen 
Streitigkeiten  geben  wird,  soll  hier  nur  nebenbei  bemerkt  werden. 
Die  Gemeinden  werden  bestrebt  sein,  damit  ihre  Hauaufwendungen 
in  einem  Etats jähre  500  M  für  die  Stelle  überschreiten,  Reparatur- 
bauten  recht  lange  hinaus  zu  schieben,  wogegen  die  Staatsaufsiehts- 
behörden  im  Gegenteil  auf  rechtzeitige  Herstellung  der  Rauschaden 
dringen  müssen,  um  die  Haukosten  des  einzelnen  Jahres  zu  verringern. 

Verteilung  des  Unterstützungsfonds 

Der  Landtag  hat  weiter  die  von  der  Regierung  in  dem  Ge- 
setzentwurf geübte  Zurückhaltung  gegenüber  der  Frage,  wie  die 
Verwaltung  der  staatliehen  Unterstützungsfonds  zu  gestalten  sei. 
und  ihre  Absicht,  erst  durch  später  zu  erlassende  besondere  Ge- 
setze diese  Verwaltung  neu  zu  regeln,  nicht  gebilligt,  und  es  für 
unerläßlich  gehalten,  in  dem  Gesetze  über  die  Unterhaltung  der  öffent- 
lichen Volksschulen  die  Verpflichtung  des  Staates  zur  Gewährung  von 
Heihilfen  zu  den  Kosten  nicht  nur  in  der  von  der  Regierung  in 
ihrer  Vorlage  beliebten  kurzen  Weise  zu  erwähnen,  sondern  auch 
Vorschriften  für  die  Verwaltung  der  Fonds  zur  Unterstützung  und 
für  ihre  Verteilung  zu  geben 

Hierbei  handelt  es  sich  um  zweierlei.  Einmal  erscheint  es 
notwendig,  für  die  Verteilung  der  Unterstützung  an  Gemeinden 
bestimmte  Merkmale  für  die  Leistungsunfähigkeit  der  Gemeinden. 

1  §  18  und  folgende  dt-s  «icsot/.rs.  Vrrgl.  nmli  1  {«-rieht  <h*r  Kiiiiimissimi 
•  |.  s  Aby«'ordn«'t«Md»ansi  >  1  >nuks;uh<-  l?*S  IJMi.yoC  Seite  KM  (1*. 
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die  ja  nach  der  Verfassung  nachgewiesen  sein  soll,  festzustellen, 
und  dann  zweitens  die  Staatsstellen  zu  bestimmen,  denen  die 
Bewilligung  der  Unterstützungen,  also  die  Verteilung  der  Staats- 
mittel zu  übertragen  sei.  und  das  von  ihnen  dabei  zu  beobachtende 
Verfahren  zu  regeln. 

Kriterien  der  Leistungsunfähigkeit 

Alle  Versuche,  die  der  Landtag  gemacht  hat,  um  diese  erste 
Frage  zu  lösen,  d.  h.  also  um  bestimmte  Merkmale  für  die 
Leistungsunfahigkeit  der  Gemeinden  gesetzlich  festzulegen,  haben 
zu  keinem  Resultate  geführt.  Der  Landtag  hat  davon  Abstand 
genommen,  im  Gesetze  äußere  Merkmale  für  die  Vermutung  der 
Leistungsunfähigkeit  der  Gemeinden  festzusetzen.  Die  zur  Be- 
ratung des  Gesetzes  bestellten  Kommissionen  der  Häuser  des  Land- 
tages haben  anerkannt,  daß  es  unmöglich  sei,  nach  dem  Steuerfuß 
<*inen  zutreffenden  Maßstab  für  die  Beurteilung  des  Unvermögens 
einer  Gemeinde  zu  konstruieren,  etwa  in  der  Weise,  daß  man  die 
Anwendung  von  bestimmten  Prozenten  einzelner  oder  aller  staat- 
lich veranlagten  Steuern  —  seien  es  z.  B.  30$  oder  75%  —  für 
Schulzwecke  als  Vorbedingung  für  Gewährung  staatlicher  Hilfe  ver- 
lange. Sie  haben  eingesehen,  daß  es  zur  Beurteilung  der  Leistungs- 
fähigkeit einer  Gemeinde  notwendig  sei,  nicht  nur  alle  Lasten  ins 
Auge  zu  fassen,  die  eine  Gemeinde  zur  Erfüllung  ihrer  öffentlichen 
Aufgaben  zu  tragen  habe,  sondern  auch  die  Gesamtverhältnisse 
der  Gemeinden  in  Betracht  zu  ziehen.  Sie  haben  gefürchtet,  wenn 
sie  im  Gesetze  einen  .schematischen  Maßstab  für  die  Beurteilung 
der  Leistungsfähigkeit  der  Gemeinden  aufstellen  wollten,  in  den 
Fehler  zu  verfallen,  der  gegenüber  manchen  Behörden,  die  nach 
solchem  Schema  bei  der  Stellungnahme  zu  den  Anträgen  auf 
Beihilfen  von  Gemeinden,  sei  es  zu  den  laufenden  Schul  kosten 
sei  es  zu  Baukosten,  verfahren  sind,  wiederholt  zu  öffentlichen 
Klagen  Anlaß  gegeben  hat. 

Man  hielt  es  mit  Recht  für  untunlich,  im  Gesetze  etwa  zu  be- 
stimmen, daß  jede  Gemeinde,  die  mehr  als  einen  bestimmten  Prozent- 
satz z.  B.  ">0%  der  Einkommensteuer  oder  dieser  und  anderer  Steuern 
für  Schulzwecke  jährlich  erheben  müsse,  als  leistungsunfahig  an- 
zuerkennen sei.  und  daß  sie  verlangen  könne,  es  müsse  ihr  zur 
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Deckung  weiterer  Schulkosten  dann  Staatsbeihilfe  gewährt  werden, 
weil  damit  den  Gemeinden  ein  unerträgliches  Verfügungsrecht 
über  Staatsmittel  eingeräumt  würde,  und  man  nahm  deshalb  davon 
Abstand,  im  Gesetz  eine  derartige  Vorschrift  zu  geben. 

Das  Gesetz  laßt  also  dem  Ermessen  der  Behörden,  die  zur 
Bewilligung  der  staatlichen  Unterstützungen  berufen  werden,  freien 
Spielraum  für  ihre  Entscheidungen,  gibt  ihnen  keinen  Maßstab  für 
die  Bildung  ihres  Urteils,  und  überläßt  es  ihnen,  alle  Verhältnisse 
der  Gemeinden  bei  der  Prüfung  der  Leistungsfähigkeit  in  Betracht 
zu  ziehen. 

Das  Gesetz  trifft  weiter  dann  auch  Fürsorge,  daß  Gemeinden, 
die  sich  durch  Versagung  einer  erbetenen  Beihilfe  von  seiten  der  zu 
ihrer  Bewilligung  berufenen  Behörde  beschwert  glauben,  nicht  etwa 
unter  Berufung  auf  die  von  ihnen  erhobenen  hohen  Gemeindeabgaben 
Klage  im  Rechtswege  oder  im  Verwaltungsstreitverfahren  anstellen 
können,  indem  es  ausdrücklich  den  Klageweg  auf  Anerkennung 
solcher  Ansprüche  gegen  den  Staat  verbietet.   (§  IX  d.  Gesetzes). 

Behörde  fürdie  Verteilung  der  Beihilfen 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  zweite  Frage,  welche  Be- 
hörde mit  der  Verteilung  der  Unterstützungen  betraut  werden  soll. 
Hier  galt  es  eine  Behörde  zu  wählen,  die  nach  ihrer  Stellung  im 
Staatsbetriebe  und  nach  ihrer  Zusammensetzung  Sicherheit  datflr 
bietet,  dalJ  sie  die  gesamten  bei  der  Beurteilung  der  Leistungs- 
unlahigkeit  in  Betracht  zu  ziehenden  Verhältnisse  der  Gemeinden 
eines  bestimmten  Bezirkes  übersehen  und  beurteilen  kann,  die 
fähig  ist  eine  objektive  Entscheidung  zu  treffen  auf  Grund  ihrer 
Kenntnis  des  Bezirkes  und  das  Vertrauen  des  Bezirkes  genießt, 
in  dem  sie  die  Verteilung  vornehmen  soll. 

Bisher  ist  die  Verwaltung  und  Verteilung  der  zu  Bei- 
hilfen an  bedürftige  Gemeinden  bestimmten  etatmäßigen  Fonds 
dem  Minister  überlassen  gewesen.  Es  sind  weder  durch  den 
Staatshaushaltsetat  noch  sonst  durch  Gesetze  dem  Minister  für 
die  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  Vor- 
schriften für  die  Verwendung  der  Fonds  und  ihre  Verteilung  an 
die  einzelnen  Regierungsbezirke  gegeben.  Keinem  anderen  Mi- 
nister sind  auch  nur  annähernd  ähnlich  große  Fonds  zur  freien 


Digitized  by  Google 


37 


Verfügung  überwiesen  worden1).  Von  dem  Minister  sind  zwar  den 
einzelnen  Begierungen,  in  den  ihnen  zugefertigten  Etats,  für  ihre 
Schulverwaltung  bestimmte  Summen  zugeteilt,  deren  Beträge  sich 
nach  und  nach,  je  nach  den  von  ihnen  erbetenen  und  als  notwendig 
nachgewiesenen  Zuschüssen,  gestaltet  haben.  Allein  der  Minister 
war  stets  in  der  Lage,  von  diesen  Summen  Abzüge  zumachen,  wenn  er 
z.  B.  annahm,  daß  infolge  besonderer  Verhältnisse  das  Bedürfnis  zur 
Fortgewährung  der  ja  stets  nur  widerruflich  bewilligten  Beihilfen 
sich  vermindert  hätte,  oder  wenn  er  über  die  Gelder  anderweit 
verfügen  zu  müssen  glaubte.  Eine  solche  erhebliche  Zurückziehung 
erfolgte  z.  B.  nach  der  Bewilligung  der  Staatsbeiträge  im  Jahre 
188S/S9,  weil  der  Minister  annahm,  daß  in  vielen  Gemeinden  die 
Leistungsuntahigkeit,  wenn  nicht  ganz  gehoben,  so  doch  ge- 
mindert sei;  das  erregte  viel  Unzufriedenheit  im  Lande. 

Die  Unterstützungen  wurden  entsprechend  der  Vorschrift  des 
Etats  als  stets  widerrufliche  Beihilfen  bewilligt  und  als  solche 
im  Gegensatze  zu  den  gesetzlich  geordneten  Staatsbeiträgen  stets 
bezeichnet.  Aus  dieser  Widerruflichkeit  der  Beihilfen  erwuchsen 
mancherlei  Unzuträglichkeiten  insofern,  als  die  Gemeinden  oft 
an  ihr  Anstoß  nahmen,  wenn  ihnen  unter  Zusicherung  solcher 
Beihilfen  zugemutet  wurde,  eine  dauernde  Ausgabe  für  Schulzwecke 

')  Es  bandelt  sich  zuerst  um  die  im  Staatshaiishaltsctat  für  1907/08 
Cap.  121  unter  Titel  34  als  »Beihülfen  an  Schulverbändc  wegen  Unvermögens 
für  die  laufenden  Ausgaben  der  Schulunterhaltung-  mit  17  492  893  Mk.  zur 
Verfügung  gestellte  Summe.  Dann  um  die  im  Tit.  36  für  Errichtung  neuer 
Schulstellen  bestimmten  501  818  Mk..  feiner  um  die  nach  Tit.  35a  und  37a 
zur  Unterstützung  an  Lehrer  und  Lehrerinnen  zu  verwendenden  624  976  und 
550000  Mk.  sowie  um  die  in  Tit.  37  zu  Zulagen  und  Kemunerationon  an  Lehrer, 
die  in  den  Provinzen  Posen  und  WcstpreuUen  in  den  gemischtsprachigen 
Kreisen  angestellt  oder  dort  pensioniert  sind,  bestimmten  1  150  000  Mk. 

Ks  kommen  endlich  in  Betracht  die  im  Ordinarium  des  Etats  cap.  121 
t it.  38  mit  4  000  000  Mk.  und  im  Kxtraordinarium  mit  2  000  000  Mk.  zur 
Unterstützung  von  Schulverbänden  wegen  Unvermögens  bei  Elcinontarschul- 
bauten  vorgesehenen  Beträge.  Zu  unterscheiden  von  den  -Beihülfen"  sind 
die  im  Etat  Cap.  171  Tit.  32  aufgeführten  29  360  000  Mk..  die  der  Staat  in 
Folge  der  Gesetzo  von  1888/89  betreffend  Erleichterung  der  Volksschullasten 
zu  zahlen  hat:  die  aus  diesem  Fonds  den  Cremeinden  gewährten  „Er- 
gänzungszuschfisse"  sind  dauernd  bewilligt,  während  die  Beihülfen  nur 
widerruflich  bewilligt  werden. 

(Vgl.  wegen  des  Unterschieds  oben  S.  15  Anw.  1  und  überhaupt  S.  48.) 
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<z.  B.  eine  Erhöhung  des  Lehrergehaltes)  zu  beschließen,  und  sie 
auf  Grund  gemachter  Erfahrungen  den  Versprechungen  der  Re- 
gierungen, daß  die  Beihilfen  unverändert  bleiben  sollten,  so  lange 
ihre  Finanzlage  unverändert  bliebe,  nicht  trauten.  Namentlich 
fühlbar  wurde  dieser  Umstand  bei  der  Durchführung  des  Lehrer- 
besoldungsgesetzes vom  H.  März  1897,  wenn  es  sich  um  die  Er- 
höhung eines  Lehrergehaltes  über  das  im  Gesetz  auf  900  M.  be- 
stimmte Mindestgehalt  eines  Lehrers  in  einer  Gemeinde  handelte, 
die  zur  Aufbringung  eines  höheren  Gehaltes  unvermögend  war. 
Die  Regierungen  konnten  ein  solches  Gehalt  nur  auf  Grund  eines 
Gemeindebeschlusses  auf  dauernde  und  bedingungslose  Bewilligung 
der  Gehaltserhöhung  festsetzen,  während  die  Gemeinden  verlangten, 
daß  die  Regierung  sich  vorher  verpflichten  solle,  die  Beihilfen 
dauernd  zu  bewilligen.  Hierzu  war  die  Regierung  nicht  befugt. 
Da  auch  die  Kreisausschüsse,  die  nach  dem  Gesetz  vom  2(>.  Mai 
1 berufen  sind,  eine  Gemeinde  zur  Übernahme  einer  von  der 
.Schulaufsichtsbehörde  verlangten  Mehrausgabe  für  Schulzwecke  für 
verpflichtet  zu  erklären,  es  ablehnten,  unvermögende  Gemeinden 
zur  Erhöhung  der  Lehrergehälter  auf  Grund  der  von  der  Regierung 
nur  in  Aussicht  gestellten  widerruflichen  Beihilfen  anzuhalten, 
konnten  in  vielen  Fällen  die  beabsichtigten  Erhöhungen  der  Lehrer- 
gehälter nicht  erreicht  werden.  —  Diese  Zentralisierung  der  Unter- 
stützungsfondsverwaltung  deckt  sich  mit  der  im  Kultusministerium 
überhaupt  beliebten  Zentralisation  der  Schulverwaltung,  die  sich 
namentlich  auch  darin  zeigt,  daß  fast  in  keinem  Falle  die  Ent- 
scheidungen der  Provinzialbehörden  endgültige  sind,  und  auch  die 
Kleinigkeiten  zur  Entscheidung  der  Zentralinstanz  gebracht  werden 
können,  oder  daß  zu  geringfügigen  Anordnungen  ihre  Genehmigung 
einzuholen  ist. 

Gegen  die  Zentralisierung  der  Fondsverwalt-ung  sind  im  Laufe 
der  Jahre  im  Landtage  bei  den  Verhandlungen  über  Schulfragen 
oftmals  laute  Klagen  erhoben  worden,  wegen  der  aus  ihr  ent- 
sprungenen Unzuträgliehkeiten  und  namentlich  wegen  der schablonen- 
artigen  Weise,  mit  der  die  Unterstützungen  von  den  Regierungen, 
die  nach  Anweisung  von  oben  handeln  mußten,  verteilt  wurden. 
Man   verlangte    Dezentralisation    dieser    Fondsverwaltung,  Mit- 
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Wirkung  der  Organe  der  Selbstverwaltung  und  Änderung  der 
Organisation  der  Aufsichtsbehörden 

In  den  Motiven  des  Gesetzes2)  stellte  die  Regierung  eine  Er- 
füllung dieser  Wünsche  in  Aussicht,  soweit  sie  auf  eine  Beteiii- 
gung  der  Organe  der  Selbstverwaltung  bei  der  Verteilung  der 
Unterstützungsfonds  unter  die  bedürftigen  Gemeinden  gerichtet 
waren.  Diese  Ordnung  sollte  im  Verwaltungswege  durch  ministe- 
rielle Verordnung  eingeführt  werden.  Das  Ministerium  wäre  zum 
Erlaß  einer  solchen  Anordnung  berechtigt  gewesen,  da  ja  im  Etat 
für  die  Art  und  Weise  der  Verwendung  der  Fonds  keine  seine 
Macht  einschränkenden  Anordnungen  getroffen  sind. 

Über  die  Frage,  ob  in  dem  Gesetze  eine  weitergehende  neue 
Behördenorganisation  vorgenommen  werden  solle,  ist  in  der 
Kommission  des  Abgeordnetenhauses  eingehend  bei  der  Beratung 
über  den  in  $  4  und  5  des  Gesetzentwurfes  geregelten  Instanzen- 
zug zur  Beschlußfassung  über  die  Bildung,  Änderung  und  Auf- 
lösung der  Gesamtschulverbände  verhandelt  worden.  Allseitig, 
auch  von  den  Vertretern  des  Ministeriums,  ward  anerkannt,  daß 
eine  weitergehende  Beteiligung  der  .Selbstverwaltungsorgane  bei  der 
Unterrichte  Verwaltung  geboten  sei.  Allein  man  nahm  doch  Ab- 
stand von  Versuchen,  in  dem  Rahmen  des  Schulunterhaltungs- 
gesetzes  die  Behördenorganisation  zu  reformieren,  weil  man 
fürchtete,  damit  das  Zustandekommen  des  Gesetzes  zu  gefährden3). 

Der  Landtag  wollte  es  aber  dem  Ministerium  nicht  überlassen, 
lediglich  nach  seinem  Ermessen  die  Beteiligung  der  Organe  der 
Selbstverwaltung  bei  der  Verteilung  der  Beihilfen  an  die  bedürf- 
tigen Gemeinden  zu  ordnen:  er  wollte  vielmehr  die  Dezentralisation 
der  Fondsverwaltung  und  die  Art  und  Weise  der  Mitwirkung 
der  Selbstverwaltungsbehörden  unabhängig  machen  von  der  ministe- 
riellen Verfügungsgewalt  und  sie  dauernd  nach  seinen  Wünschen 
sichern.  Der  Landtag  hat  daher  in  das  Gesetz  bestimmte  Vor- 
schriften über  die  Mitwirkung  der  Organe  der  Selbstverwaltung 
bei  der  Verwendung  der  Unterstützungsfonds  aufgenommen  und 

»)  cf.  z.  Ii.  Verhandl.  d.  Abg.-H.  v.  V\.  März  1903  43.  Sitzung. 
a)  Siehe  Ausführung  in  den  Motiven  zu  §  48  und  49  der  Vorlage. 
Seite  99  u.  f.  Drucksache  d.  H.  d.  Abg.  1905,'Ofi  N.  II. 

:,j  Bericht  d.  Komniiss.  d.  H.d.  Abg.  288  Drncksach.  1905  ti.  S.  21  u.  ff. 
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damit  dem  Ministerium  die  selbständige  Ordnung  dieser  Angelegen- 
heit entzogen  <§§  19  bis  23  des  Gesetzes). 

Dezentralisation  der  Fondsverteilung 

Das  Gesetz  dezentralisiert  die  Fondsverwaltung  in  der  Weise,  daß 
es  den  großen  Gesamtfonds  zur  Gewährung  von  Staatsbeihilten 
unter  die  Landkreise  des  Staates  verteilt1)  und  den  Kreisausschüssen 
die  Bewilligung  der  Unterstützungen  an  die  Schulverbande  über- 
trägt. Diese  Organe  der  Selbstverwaltung,  die  im  Staatsleben 
zweierlei  Funktionen,  nämlich  als  Heschlußbchörden  und  als  Ver- 
waltungsgerichte, auszuüben  haben,  und  weiter  die  laufende  Ver- 
waltung der  Kreiskommunalverwaltung  führen,  bestehen  aus  dem 
Landrat  und  f>  vom  Kreistage  gewühlten  Mitgliedern  des  Kreis- 
tages. Sie  kennen,  wie  anzunehmen  ist,  die  gesamten  Verhältnisse 
der  Gemeinden  des  Kreises  und  können  sich  ohne  jede  büreau- 
kratisehe  Weitläufigkeit,  wenn  nötig,  leicht  und  schnell  näher 
unterrichten,  sind  also  besser  wie  jede  andere  Behörde  zu  einer 
richtigen  Verwendung  der  für  ihren  Kreis  bestimmten  Unter- 
stützungssumme  imstande.  Ihnen  die  möglichst  selbständige  Ver- 
teilung der  Fonds  zu  übertragen,  ist  sicher  der  geeignetste  WTeg. 

Das  Gesetz  unterscheidet  bei  der  Dezentralisation  zwischen 
Schul  verbänden  mit  25  und  mehr  Schulstellen  und  denen  mit 
weniger  Stellen  (§  H  -  20),  beläßt  es  bezüglich  der  Gemeinden 
mit  25  und  mehr  Stellen  bei  dem  seitherigen  Verfahren,  d.  h. 
überläUt  die  Verteilung  von  Unterstützungen  der  Zentralinstanz, 
und  trifft  nur  für  die  Sehulverbände  mit  weniger  als  25  Schul- 
stellen besondere  Anordnungen  über  die  Verteilung  der  Unter- 
stützungen durch  die  Kreisausschüsse. 

Bei  der  Unterscheidung  zwischen  Gemeinden  mit  mehr  als 
2.*»  Schulstellen  und  denen  mit  25  Stellen  oder  weniger  hat  man 
sich  wohl  lediglich  an  diese  im  Lehrerbesoldungsgesetze  eingeführte 
Scheidung  gehalten  und  sie  einfach  übernommen,  in  der  Annahme, 
da  Ii  Orte  mit  mehr  als  10  bis  LS  000  Einwohnern,  in  denen  nach- 
weislich in  der  Kegel  die  Volksschulen  mit  mehr  wie  25  Lehrkräften 

1  hie  Stadtkreise  kommen  nicht  in  Hetraeht,  weil  alle  Städte,  die 
•  in.  ii  eigenen  Kreis  bilden  können,  mehr  wie  25CHHJ  Kinwohner  haben  müssen, 
also  auch  2<i  und  mehr  Sihulstellen  besitzen.  Im  (Jcsetze  selbst  ist  nur 
von  „Kreisen"  die  Hede. 
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besetzt  sind,  aus  eigenen  Mitteln  die  Kosten  der  Schulen  mit  Hilfe 
der  ihnen  belassenen  Staatsbeiträge  bestreiten  können,  ohne  auf 
Staatsbeihilfe  Anspruch  zu  machen.  In  wie  weit  diese  Annahme 
erfahrungsmäüig  zutreffend  ist,  ergeben  die  Verhandlungen  im 
Landtage,  auch  die  Berichte  der  Kommission  und  die  Motive  zum 
Gesetzentwürfe  nicht.  Ob  diese  Teilung,  die  vielleicht  fBr  die  im 
Lehrerbesoldungsgesetze  erfolgte  Beschrankung  der  Staatsbeiträge 
auf  2~>  Schulstellen  richtig  war.  auch  fflr  den  vorliegenden  Fall, 
wo  es  sich  um  die  Dezentralisation  der  Unterstützungsverteilung 
und  Beurteilung  der  Leistungsunfähigkeit  handelt,  geeignet  ist,  ist 
doch  eine  andre  Frage,  die  hier  übrigens  nicht  näher  erörtert  werden 
soll.  Vielleicht  wäre  die  Ausscheidung  nur  der  einen  eigenen 
Kreis  bildenden  Städte  zweckmäßig  gewesen  Man  hätte  damit 
eine  Trennung  der  mehr  als  2")  Schulstellen  haltenden  Gemeinden, 
die  einem  Kreisverbande  angehören,  von  den  durch  den  Kreisaus- 
schuß zu  bedenkenden  Gemeinden  vermieden,  und  den  Kreisaus- 
schüssen für  die  ganzen  Kreise  die  Verteilung  der  Beihilfen  über- 
tragen können. 

Zur  Unterstützung  beider  Klassen  von  Gemeinden  werden  nun 
getrennte  Mittel  im  Gesetze  und  im  Staatshaushaltsetat  zur  Ver- 
legung gestellt, 

Zur  Unterstützung  der  Gemeinden  mit  mehr  als  2ö  Schul- 
stellen (S.  45i  sollte  nach  der  Regierungsvorlage  des  Schulunter- 
haltungsgesetzes  ein  Betrag  von  1  200000  Mk.  in  den  Staatshaus- 
haltsetat  von  r.)0K/09  und  weiter  eingestellt  werden.  Dieser  Betrag 
erschien  der  Kommission  des  Hauses  der  Abgeordneten  nicht  aus- 
reichend. Auf  ihren  Vorschlag  hat  dann  das  Haus  der  Abgeordneten 
die  Königliche  Staatsregierung  ersucht  durch  eine  im  Plenum 
angenommene  Kesolution  den  Betrag  der  Unterstützungen  an 
Schulverbände  mit  mehr  als  25  Schulstellen,  welche  zur  Auf- 
bringung von  Volksschul lasten  unvermögend  sind,  auf  I  b'OOOOOMk. 
zu  erhöhen.  Ob  die  Regierung  auf  diese  Erhöhung,  die  ohne 
daß  ein  Bedürfnis  für  sie  nachgewiesen  war,  von  der  Kommission 

')  Nach  den  Kreisordnungen  sind  in  den  üstltehcn  Provinzen  Städte, 
welche  mit  Ausschluß  der  Militärpersonell  eine  Einwohnerzahl  von  mindestens 
20000  Kinwohnern  haben  und  einem  Landkreise  angehören,  befugt,  für  sich 
einen  Kreis  (Stadtkreis)  zu  bilden.  In  Westfalen  und  in  der  Rheinprovinz 
sind  30  resp.  40000  Einwohner  erforderlich. 
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beantragt  worden  ist,  eingeben  wird,  erscheint  nach  der  ablehnen- 
den Haltung,  die  der  Finanzminister  ihr  gegenüber  in  der  Kom- 
mission eingenommen  hat,  mindestens  zweifelhaft,  und  dürfte  von 
dem  Ergebnisse  der  Ermittelungen  abhängen,  die  die  Regierung 
über  das  Bedürfnis,  den  größeren  Schulverbänden  Beihülfen  zu 
gewähren,  anstellen  wird'). 

Zur  Unterstützung  der  Hern  ein  den  mit  2')  oder  weniger 
Stellen  werden  zur  Verfügung  stehen: 

1.  Die  Summen,  die  am  31.  März  IDOs  (also  bei  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes)  den  Regierungen  zur  Gewährung  von 
Unterstützungen  an  diese  Gemeinden  überwiesen  sein  werden--, 

2.  ."»OOOOOO  M.,  die  diesen  Schulverbänden  nach  §'20  des  neuen 
Gesetzes  jährlich  gegeben  werden,  sollen  zur  Ausgleichung 
unbilliger  Verschiebungen  in  der  Aufbringung  der  Schullasten, 
die  infolge  des  Gesetzes  entstehen,  sowie  sonstiger  unbilliger 
Ungleichheiten  in  der  Höhe  der  Volksschullasten  (sogenannter 
Ausgleichsfonds). 

Eine  Summe  in  Höhe  der  Hälfte  der  von  den  Schulverbänden 
nach  §  14  des  Gesetzes  zum  Baufonds  anzulegenden  Beträge, 
etwa  1  300000  M.  (§  22  des  Gesetzes i. 
4.  Dem  Unterstützungsfonds  sollen  zuwachsen  die  Ergänzungs- 
zuschüsse, die  aus  (  entralfonds  (Art.  3(i  Cap.  \2\  des  Staats- 
haushaltsetats •  für  neugegründete  Eehrerstellen  bewilligt  werden. 

Die  unter  1  und  2  aufgeführten  Betrüge  verteilen  die  Minister 
der  Finanzen,  des  Inneren  und  der  geistlichen.  Unterrichts-  und 
Medizinalangelegenheiten,  und  zwar  den  unter  1  aufgeführten  nach 
Maßgabe  der  bisher  in  den  Provinzen  den  Regierungen  über- 
wiesenen Beträge,  auf  die  einzelnen  Provinzen. 

Bei  der  Verteilung  des  Fonds  unter  No.  '2  sind  die  Minister 
an  keinen  Maßstab  gebunden,  können  sie  also  so  vornehmen,  wie 
es  der  im  Gesetz  für  diese  .*>  Millionen  bestimmte  Zweck  —  „Aus- 
gleichung unbilliger  Verschiebungen  in  der  Aufbringung  der  Volks- 
schullasten  infolge  der  Übertragung  der  Schullast  auf  die  poli- 
tischen Gemeinden"  bedingt. 

Die  Provinzen,  in  denen  die  Schul  lasten  jetzt  schon  aus- 

')  Yergl.  Bericht  der  Kommission  d.  H.  d.  Abg.  Orucksaehe  IDOö/OG 
Seite  IU>  und  folj/d. 

-\  Nach  §71  des  O.rsot/rs  tritt  dus  Oesetz  am  1.  April  1908  in  Kraft. 
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schließlich  von  den  politischen  Gemeinden  getragen  werden,  z.  B. 
Hessen-Nassau,  in  denen  also  infolge  des  Schulunterhaltungs- 
gesetzes  keine  Verschiebungen  in  der  Aufbringung  der  Volksschul- 
lasten entstehen,  können  bei  der  Verteilung  dieser  5  Millionen 
nur  dann  bedacht  werden,  wenn  bei  ihnen  eine  „unbillige  Un- 
gleichheit in  der  Höhe  der  Schullasten1'  vorliegen  sollte.  Daß 
es  nicht  möglich  gewesen  ist.  wie  der  Vertreter  des  Kultus- 
ministers in  der  Konimission  des  Herrenhauses  erklärt  hat1),  eine 
Norm  für  die  l'nterverteilung  des  neu  gegründeten  Fonds  zu  finden, 
ist  bedauerlich,  weil  die  nach  diskretionärem  Ermessen  der  Minister 
erfolgende  Verteilung  jedenfalls  zu  Klagen  und  Beschwerden  der 
sich  benachteiligt  erachtenden  Gemeinden  Anlaß  geben  wird. 

Innerhalb  der  Provinzen  erfolgt  die  weitere  Verteilung  auf 
die  Landkreise  durch  den  Oberpräsidenten  nach  Anhörung  des 
Frovinzialrates,  und  zwar  der  aus  dem  Fonds  unter  No.  1  stammenden 
Summe  unter  Berücksichtigung  der  bisher  auf  sie  entfallenen  Be- 
trage i§  Ii»  des  Gesetzes.) 

Diese  Fassung  des  §  V.)  des  Gesetzes  gibt  dem  Oherpräsidenten 
freiere  Hand  für  die  Vnterverteilung  auf  die  Kreise  als  den 
Ministern,  die  ihre  Verteilung  nach  Maßgabe  der  bisher  den  Be- 
zirken überwiesenen  Staatsbeihilfen  vornehmen  müssen,  für  die  Ver- 
teilung auf  die  Provinzen  gelassen  ist,  und  ermöglicht  es,  die 
Kreise,  die  bisher  zu  wenig  erhalten  haben,  jetzt  ihren  Verhält- 
nissen entsprechender  auszustatten. 

Den  so  den  einzelnen  Kreisen  zugeteilten  Betragen  wachsen 
dann  (nach  $  21  d.  Gs.)  noch  zu:  die  auf  jeden  Kreis  fallenden 
Krgänzungszuschüsse,  die  vom  Minister  zu  neu  gegründeten  Schul- 
stellen ;»us  dem  oben  unter  No.  4  erwähnten  Fonds  bewilligt 
werden,  und  der  auf  den  Kreis  fallende  Teil  des  Betrages,  den 
nach  §  22  des  Gesetzes  der  Staat  „in  Höhe  der  Hälfte  der  von 
seinen  Schulverbänden  nach  §  14  anzusammelnden  Betrüge**)  aus 
Staatsmitteln  bereit  zu  stellen  hat,  Nach  §  14  des  Gesetzes  hat 
jeder  Schulverband  mit  2b  oder  weniger  Schulstellen  jährlich 
(»0  M.  für  die  erste  oder  einzige.  50  M.  für  die  zweite,  40  M. 


')  Siehe  Bericht  »ler  Kommission  des  Herrenhauses  Drucksachen  des 
Herrenhauses  142  1905/06  S.  40. 

')  Keineswegs  bloß  zu  Schulbauzwccken  >ie  Schiffer  bei  $22;. 
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für  die  dritte.  30  M.  für  jede  weitere  Stelle  (zu  einem  Hau- 
fonds) anzusammeln  und  verzinslich  anzulegen. 

Nach  §  tl  ist  die  Hälfte  des  Gesamtbetrages,  der  jährlich 
von  den  Gemeinden  anzulegen  ist.  zur  Gewährung  von  widerruf- 
lichen Ergänzungszuschüssen  aus  Staatsmitteln  bereit  zu  stellen, 
also  als  Ausgabe  in  den  Etat  aufzunehmen  und  an  die  einzelnen 
Kreise  nach  Verhältnis  der  von  ihren  Schulverbänden  in  die  Bau- 
fonds abzuführenden  Beträge  auszuzahlen.  Diese  den  Kreisen 
überwiesenen  Summen  werden  in  derselben  Weise  verwendet,  wie 
die  den  Kreisen  überwiesenen  Beträge  aus  dem  Hauptfonds  zur 
Gewährung  von  Beihilfen,  und  sollen  nicht  etwa  ohne  Rücksicht 
auf  Bedürftigkeit  den  Gemeinden  nach  Maßgabe  der  von  ihnen 
zum  Baufonds  abgeführten  Beträge  gegeben  werden.  Die  zum 
Baufonds  zu  leistenden  Zahlungen  der  Gemeinden  kommen  aber  als 
Schulkosten  der  Gemeinde  mit  in  Betracht,  wenn  ihre  Überbflrdung 
mit  Schul  lasten  beurteilt  werden  soll,  und  es  kann  einer  Gemeinde 
unter  Umständen  der  ganze  zum  Baufonds  abzuführende  Betrag 
als  widerrufliche  Beihilfe  bewilligt  werden.  Diese  nach  §  '12  den 
Kreisen  überwiesenen  Summen  bilden  keinen  Separatfonds,  sondern 
wachsen  dem  Hauptfonds  einfach  zu. 

Die  Verteilung  der  den  einzelnen  Kreisen  zur  Verfügung  ge- 
stellten Beträge  unter  die  Gemeinden  wird  den  Kreisausschüssen 
übertragen.  Sie  haben  nach  Anhörung  der  Kreisschu Inspektoren 
für  je  fünf  Jahre  Verteilungspläne  aufzustellen,  die  der  Feststellung 
durch  die  Schulaufsichtsbehörde,  also  der  Königlichen  Regierung 
Abteilung  für  Kirchen-  und  Schulwesen,  bedürfen,  und  in  denen 
mindestens  ein  Betrag  von  5$  zur  Gewährung  einmaliger  Er- 
gänzungszuschüsse vorzusehen  ist,  die  mit  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde vom  Kreisausschusse  bewilligt  werden.  Darin,  daß 
der  Verteilungsplan  für  fünf  Jahre  aufgestellt,  die  darin  vor- 
gesehenen Beihilfen  also  den  Gemeinden  auf  fünf  Jahre  bewilligt 
werden,  verlieren  diese  Beihilfen  in  etwas  den  Charakter  der  Wider- 
ruflichkeit und  geben  den  Gemeinden  die  Sicherheit,  wenigstens 
fünf  Jahre  lang  auf  den  Eingang  der  Beihilfen  rechnen  zu  können. 
Diese  Beihilfen  treten  in  einen  gewissen  Gegensatz  zu  den  ein- 
maligen Ergänzungszuschüssen,  die  natürlich  nur  für  ein  Jahr 
bewilligt  werden. 
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Den  Kreisaussehüssen  wird  lediglich  die  Aufstellung  des 
Verteilungsplanes,  nicht  aber  auch  die  Verwaltung  der  den  Kreisen 
zur  Verfügung  gestellten  Beträge  und  nicht  die  Auszahlung  der 
nach  dem  Verzeichnisse  den  einzelnen  Schul  verbänden  zugewiesenen 
Beihilfen  übertragen.  Diese  Geschäfte  sind  den  Regierungen  vor- 
behalten und  sollen  durch  ihre  Organe  und  Kassen  besorgt 
werden.  Die  Auszahlung  erfolgt  also  auf  Anweisung  der  Re- 
gierungen durch  die  Regierungshauptkassen.  Die  Staats regierung 
legt  auf  diesen  Modus  besonderen  Wert,  weil  sie  glaubt,  dadurch 
nur  es  deutlich  zum  Ausdruck  bringen  zu  können,  daß  es  sich 
nicht  um  Kreisunterstfitzungen,  sondern  um  Staatsunterstützungen 
handele.  Diese  enge  Begrenzung  der  Tätigkeit  der  Kreisausschüsse 
erscheint  recht  überflüssig.  Es  würde  jedenfalls  die  Verwaltung 
der  Unterstfitznngsfonds  vereinfachen  und  den  Regierungen  und 
den  Hauptkassen  viel  Arbeit  und  Schreibwerk  ersparen,  ohne  den 
bewilligten  Beihilfen  den  Charakter  der  Staatsuntersttttzung  zu 
nehmen,  wenn  man  den  Organen  der  Kreise  auf  Grund  der  von 
den  Regierungen  festgesetzten  Verteilungspläne  anch  die  An- 
weisungen der  bewilligten  Beihilfen  und  ihre  Auszahlung  und  die 
Rechnungslegung  übertragen  hätte. 

Da  das  Gesetz  keine  dies  verbietenden  Vorschriften  enthält, 
könnte  die  Staatsregierung  vielleicht  im  Verwaltungswege  auf 
Grund  bald  zu  machender  Erfahrungen  über  die  Schwerfälligkeit 
des  beabsichtigten  Verfahrens  die  weitere  Inanspruchnahme  der 
Kreise  einführen. 

Die  Verwendung  der  zu  Beihilfen  «in  Gemeinden  mit  mehr 
als  25  Schul stel I en  bestimmten  etatsniäüigen  Mittel  im  Betrage 
von  1  200OOO  M.  (S.  4 1 )  bleibt  der  Zentralverwaltung  direkt  unterstellt. 
Zwischen  diesem  Fonds  und  den  den  Kreisen  zur  Unterstützung 
der  Gemeinden  mit  '25  oder  weniger  Stellen  überwiesenen  Beträgen 
findet  ein  Ausgleich  statt,  wenn  ein  Schulverband  mit  25  oder 
weniger  Stellen  in  die  Reihe  der  Verbände  mit  mehr  als  25  Stellen 
übertritt,  oder  bei  dem  umgekehrten  Vorgange.  Im  ersten  Falle 
geht  der  Ergänzungszusehnü,  der  der  Gemeinde  seither  bewilligt 
war,  auf  den  Zentralfonds  über;  im  andern  Falle  wächst  der  aus 
dem  Zentralfonds  der  in  die  Reihe  der  kleinen  Verbände  über- 
gehenden Gemeinde  bewilligt  gewesene  Betrag  dem  Unterstütznngs- 
fonds des  Kreises  zu.    (§21  Abs.  2.  8  des  Gesetzes;. 
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Der  Zentral  Verwaltung  untersteht  weiter  direkt  die  Verwen- 
dung der  Etatsfonds,  die  bestimmt  sind  zu  Zuschüssen  zur  Errichtung 
neuer  Schulstellen  und  zur  Gewährung  von  Kaubeihilfen  an  Gemeinden. 

Baubeihilfen 

Wenn  man  auch  vielleicht  dagegen  nichts  einwenden  kann, 
daß  es  der  Zentra  linstanz  vorbehalten  bleiben  soll,  über  den  Fonds, 
aus  dem  die  Gründung  neuer  Schulstellen  durch  Bewilligung  von 
Beihilfen  gefördert  werden  soll,  zu  verfügen,  weil  dabei  Rücksichten 
zu  nehmen  sind  auf  Unterrichtsinteressen,  die  füglich  die  unteren 
Instanzen  nicht  wahren  können,  und  es  sich  hierbei  auch  nur  um 
eine  geringe  Summe  300000  M.  —  handelt,  die  man  füglich  nicht 
auf  die  Kreise  verteilen  könnte,  so  ist  doch  zu  bedauern,  daß  das 
Gesetz  nicht  auch  einen  Weg  gefunden  hat.  um  die  Gewährung 
von  Kaubeihilfen  zu  dezentralisieren. 

Aus  den  reichlichen  Mitteln  (iMill.  M.  — ,  die  im  Etat  fortan 
zur  Gewährung  von  Bauheihilfen  zur  Verfügung  gestellt  werden  sollen, 
den  Kreisen  bestimmte  Beträge  zur  Verfügung  zu  stellen,  würde  wohl 
nicht  ratsam  sein,  weil  dabei  auf  die  einzelnen  Kreise  zu  wenig 
fallen  würde,  und  es  auch  an  einem  Maßstab  für  die  Verteilung 
fehlen  würde.  Bei  der  Verschiedenheit  des  in  den  einzelnen  Kreisen 
vorliegenden  Baubedürfnisses  würde  jede  Verteilung  des  Fonds  auf 
die  Kreise  unzweckmäßig  und  ungerecht  sein. 

Allein  man  könnte  doch  wohl  in  einer  anderen  Weise  eine 
Dezentralisation  der  Verwendung  der  für  Baubeihilfen  bestimmten 
Fonds  durchführen.  Bisher  hat  der  Minister  den  einzelnen 
Regierungen  eröffnet,  von  den  ihm  nach  dem  Etat  zu  Baubeihilfen 
bewilligten  Beträgen  solle  für  ihre  Bezirke  eine  bestimmte  Summe 
verwendet  werden,  wenn  sie  richtig  vorbereitete  Anträge  auf 
Unterstützungsbewilligungen  stellten.  Der  Minister  behielt  sich 
also  die  Entscheidung  darüber,  ob  die  Unterstützung  überhaupt 
und  in  welcher  Höhe  sie  bewilligt  werden  solle,  vor,  und  die  Re- 
gierungen waren  nicht  in  der  Lage,  den  Gemeinden  vor  der  Ent- 
scheidung «los  Ministers  bestimmt  zu  sagen,  daß  und  welche 
Beihilfe  sie  erhalten  sollten.  Wenn  die  Betrage,  die  den  einzelnen 
Bezirken  bis  jetzt  in  Aussicht  gestellt  werden  (die  gleichsam  ein 
Guthaben  bilden,  auf  das  die  Regieningen  Zahlungsanweisungen 
beantragen  können  ]  den  Regierungen  zur  selbständigen  freien  Ver- 
fügung überwiesen  würden,  in  gleicher  Weise,  wie  die  zu  laufenden 
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Beihilfen  den  Kreisen  überwiesenen  Beträge,  so  würde  damit  eine 
erfreuliche  Dezentralisation  der  Baufondsverwaltungeiugeführt  werden, 
die  sicher  sicli  segensreich  fühlbar  machen  und  durch  die  auf  dem 
Gebiete  der  Schulhausbauverwaltung  mehr  mit  den  bewilligten 
Staatsgeld ern  erreicht  werden  würde,  als  jetzt  bei  der  schwerfälligen 
Zentral  Verwaltung  möglich  ist. 

Die  Regierungen  würden  den  Gemeinden  gegenüber  eine  ganz 
andere  Stellung  einnehmen,  wenn  sie  über  die  zu  Beihilfen  be- 
stimmten Fonds  selbständig  verfügen  könnten,  und  wenn  der  mit 
der  Gemeinde  über  den  Bau  verhandelnde  Vertreter  der  Re- 
gierung gleich  bei  dem  Beginn  der  Verhandlungen  schon  in  der 
Lage  wäre,  ihr  eine  bestimmte  Summe  als  Staatsbeihilfe  fest 
zuzusichern,  falls  sie  den  Bau  ausführen  wolle.  Die  Gemeinden 
auf  dem  Lande  sind  bekanntlich  mißtrauisch,  glauben  durch 
möglichste  Zurückhaltung  einen  höheren  Beitrag  erlangen  zu 
können  und  geben  auf  das  Versprechen,  es  solle  bei  dem 
Minister  ein  Baubeitrag  erbeten  werden,  nicht  viel.  Durch  eine 
gleich  bei  dem  Beginne  der  Verhandlungen  angebotene  feste  Summe 
werden  sie  dagegen  willig  gemacht,  auf  den  ihnen  vorgeschlagenen 
Hau  sich  einzulassen,  zumal  wenn  der  Kommissar  es  versteht,  auf  ihre 
kleinen,  dem  Projekt  im  ganzen  nicht  schädlichen  Wünsche  bezüg- 
lich des  Baues  und  seiner  Ausführung  einzugehen.  Dies  kann  er 
nur  dann,  wenn  die  Regierung  in  der  Lage  ist,  den  Bauplan  selbst- 
ständig zu  genehmigen,  und  ihn  dem  Ministerium  bei  der  Erbittung 
der  Baubeihilfe  nicht  vorzulegen  hat.  Eine  Gemeinde,  die  auf 
solche  Weise  für  den  Bau  interessiert  ist,  wird  stets  bereitwilliger 
sein,  sich  anzustrengen  um  ihren  Kostenanteil  aufzubringen,  als 
wenn  ihr  ein  Bauplan  von  oben  aulgedrängt  wird,  und  wenn  sie 
über  die  Höhe  der  ihr  zu  gewährenden  Beihilfe  lange  im  Unklaren 
gelassen  wird.  Die  Erfahrung  lehrt,  wie  ganz  anders  eine  Ge- 
meinde sich  zu  einem  Bau  stellt,  der  ihren  Wünschen  entspricht, 
als  zu  einem  ihrer  Ansicht  nach  unerwünschten  '). 

')  Wie  groll  dir  Bereitwilligkeit  für  einen  ihrer  Wunsche  ent- 
sprechenden Bau  Opfer  zu  bringen,  sein  kann,  dafür  ein  Beispiel : 

An  Stelle  eines  abgebrannten  Schulhauses  mußte  in  einem  Sehulbczirk. 
der  aus  einer  kleinen  Dorfgemeinde  und  aus  einem  («utsbezirk  bestand,  ein 
Neubau  ausgeführt  werden.  Die  Gemeinde  wurde  von  der  Regierung  für 
vollständig  unfähig  erachtet,  die  von  der  Versicherungssumme  ungedeckten 
Kosten  im  Betrage  von  etwa  :!0m  Mark  aufzubringen,  und  ein  Sta.stsbeitrag 
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Sch  lußbetrachtung 

Nach  den  vorstehenden  Ausführungen  hat  sieh  die  Beteiligung 
des  Staates  an  den  Schullasten  nach  zwei  Richtungen  hin  entwickelt. 
Der  Staat  hat  einmal  in  steigendem  Maße  Mittel  aufgewandt, 
um  entsprechend  der  Vorschrift  des  Artikel  25  der  Verfassungs- 
urkunde  den  Gemeinden,  die  nachgewiesen  haben,  daß  sie  un- 
vermögend sind,  die  Mittel  mr  Errichtung,  Unterhaltung  und  Er- 
weiterung der  öffentlichen  Volksschule  aufzubringen,  die  erforder- 
lichen Beihilfen  zu  gewähren,  so  daß  diese  den  im  Interesse  der 
Volksbildung  vom  Staate  an  sie  gestellten  Anforderungen  ent- 
spricht. Er  hat  weiter  aber  entgegen  dieser  Verfassungsbe- 
bestimmung allen  Gemeinden  Teile  der  Schullast  abgenommen, 
und  sich  selbst  direkt  zum  Träger  der  Schullast  gemacht. 

Der  Staat  wendet  nach  der  Durchführung  des  Gesetzes  Aber  die 
Schulunterhaltung  mehr  als  9t>  Millionen  Mark  fiir  die  Volksschulen 
auf,  wie  die  nachstehende  Tabelle  des  Näheren  erweist1): 

I.  Zur  Erleichterung  der  Schul  lasten  aller  Gemeinden 
werden  verwandt  nach  Ausführung  des  Gesetzes  von  190G: 
Kap.  121  des  Staatshaushaltsetak  für  1907 
Titel  82.  Behufs  allgemeiner  Erleichte- 
rung der  Volksschullasten        29  360000  Mark 
„   35.  Zuschüsse  zu  den  Alterszulage- 
kassen der  Lehrer  24 240 (MM)  „ 
„   39.  Zu  Pensionen  der  Lehrer  ."»820 (HM)  „ 
„   41.  Zu  Witwen- und  Waisengeldern 

der  Lehrer  30M200O  „ 

Reisekosten  der  Lehrer  zu  Kon- 
ferenzen 302500  „ 
Beitrag  zu  den  Schulbaukosten 
nach  §  17  des  Xchulunterhalt- 
Gesetzes                                3000000  „ 

zusammen  <>5  804  500  Mark 

dazu  beantragt.  Da  der  Gutsherr  .seinen  Hof  vor  Jahren  entfernt  vom  Dorfe 
neu  gebaut  hatte,  die  Zahl  der  Schulkinder  aus  den  zum  Gut  gehörenden 
Familien  größer  war  als  die  der  Dorfkinder,  der  Gutsherr  auch  den  Bau- 
platz unentgeltlich  zur  Verfügung  stellte,  sollte  die  neue  Schule  nahe  am 
Gutshof  gebaut  werden.  Dies  wollte  die  (ieincinde  nicht,  verzichtete  auf 
jede  Staatsbeihilfe  und  brachte  in  ganz  kurzer  Zeit  die  Mittel  in  bar  auf. 
um  die  Schule  nach  ihrem  Willen  auf  dir  alten  Stell»-  zu  bauen. 

Zum  Vergl.  die  Ansätze  d.  Ktats  f.  1903/01»  oben  S.  13:  ferner  S.  37. 
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II.  Zu  Unterstützungszwecken 

Titel  34.  Zu  Beihilfen  an  Schulverbände 
wegen  Unvermögens  zu  laufen- 
den Ausgaben,  verstärkt  nach 
§  20  SG.  1 9  000  (KK)  Mark 

Zur  Aufbesserung  der  Lehrer- 
gehälter pro  190(i  im  Etat,  3  000  00(1  „ 
Die  Hälfte  des  von  den  Gemein- 
den zu  Haufonds  anzulegen- 
den Betrages  nach  §  14  u.  21 
des  Ges.  1  300  OOO  .. 

Zu  Beihilfen  für  Gemeinden  mit 
25  oder  weniger  Stellen  1200  000  „ 

„    3(i.   Zur  Errichtung  neuer  Schul  - 

stellen  r>01  8  ls  „ 

„    38.  Zu  Baubeihilfen  6  000  000  „ 

31  001  818  Mark 

Mit  diesen  rund  9(5000000  Mark  nimmt  der  Staat  den  Ge- 
meinden, denen  nach  dem  neuen  Gesetze  im  ganzen'Staate  die 
Sehulunterhaltungslast  auferlegt  wird,  einen  recht  beträchtlichen 
Teil  dieser  Kosten  ab. 

Sicher  kann  darauf  gerechnet  werden,  daß  diese  Staatsleistung 
wesentlich  erhöht  werden  wird,  wenn   die  Revision  des  Lehrer- 
besoldungsgesetzes vom  3.  März  1897  in  Angriff  genommen  wird. 
Sobald  das  Gesetz  über  die  Unterhaltung  der  Volksschulen  durch- 
geführt sein  wird,  und  dies  muß  bis  zum  1.  April  1908  erfolgt 
sein,  da  das  Gesetz  nach  $  71  mit  diesem  Tage  in  Kraft  tritt, 
wird  die  Regierung  ein  neues  Lehrerbesoldungsgesetz  vorlegen. 
Der  Unterrichts-Minister  hat   das   ausdrücklich  versprochen  bei 
den  Verhandlungen   über  das  Gesetz  im  Landtage  und  schon 
vorher,   als  im  Landtage  verlangt  wurde,  dali  in  dem  Schul - 
unterhaltungsgesetze  auch  Bestimmung  über  die  Lehrerbesoldung 
getroffen  würde,  und  der  Minister  es  ablehnte,   dieses  Gesetz 
noch  mit  neuen  Vorschriften  über  die  Lehrerbesoldung  zu  be- 
lasten.   Er  hat  damit  den  Landtag  bewogen,  einen  Antrag  ab- 
zulehnen, der^auf  eine  Revision  des  Lehrerbesoldungsgesetzes  von 
1897  in  dem  Schulunterhaltungsgesetz  abzielte.   An  der  Einlösung 

Scbirilier.  Vulkssrluitla«!  in  Civiißcn  4 
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des  von  der  Staats regierung  gegebenen  Versprechens,  die  Lehrer- 
besoldung schleunigst  zu  regeln,  darf  füglich  nicht  gezweifelt 
werden.  Die  Verhandlungen  des  Landtages  über  das  Schulunter- 
haltungsgesetz  und  die  dabei  gefaßten  Resolutionen1)  lassen  auch 
keinen  Zweifel  darüber,  daß  der  Landtag  eine  wesentliche  Er- 
höhung der  im  Lehrerbesoldungsgesetze  bestimmten  Sätze  für 
Grundgehalt  und  Alterszulageu  und  die  Beseitigung  der  Ungleich- 
heiten in  der  Lehrerbesoldung  für  geboten  erachtet,  und  daß  die 
Staatsregierung  diese  Wünsche  des  Landtages  erfüllen  wird.  Und 
endlich  hat  der  Landtag  die  Regierung  direkt  aufgefordert,  die 
zur  Durchführung  dieser  Zwecke  erforderlichen  Staatsmittel  bereit 
zu  stellen,  und  damit  seine  Beteitwilligkeit  erklart,  eine  Mehr- 
belastung der  Staatsfinanzen  für  die  Aufbesserung  der  Lehrer- 
gehälter zu  genehmigen.  Demgegenüber  würde  die  Regierung 
einen  schweren  Stand  haben,  wenn  sie  die  aus  der  Aufbesserung 
der  Lehrerbesoldungen  unvermeidlich  erwachsenden  Mehrkosten 
den  Gemeinden,  sei  es  ganz,  sei  es  teilweise  auferlegen  wollte. 
Sie  wird  aber  auch  das  Odium  nicht  übernehmen  wollen,  daß  an 
der  Versagung  der  Staatsmittel  die  Aufbesserung  der  Lehrer- 
gehälter ganz  scheitere,  oder  nur  in  geringer,  den  Wünschen  der 
Lehrer  nicht  entsprechenden  Weise  erfolge.  Es  ist  daher  sicher 
darauf  zu  rechnen,  daß  bei  der  Neuordnung  der  Lehrergehälter 
ganz  wesentlich  auf  Staatsmittel  zurückgegriffen  wird.  In  welcher 
Weise  diese  Staatsmittel  verwandt  werden  sollen,  darüber  kann 
jetzt  selbstverständlich  noch  nichts  bestimmtes  gesagt  werden. 
Hierüber  sind  noch  keine  Entschließungen  weder  im  Landtage, 
noch  auch,  soweit  bekannt,  von  der  Regierung  gefaßt  worden. 

Allein  man  kann  doch  wohl  annehmen,  daß  die  zur  Durch- 
führung einer  neuen  Lehrerbesoldungsordnung  bestimmten  Staats- 
mittel nicht  als  Erhöhung  der  zu  widerruflichen  Beihilfen  an  be- 
dürftige Gemeinden  im  Staatshaushaltsetat  zur  Verfügung  gestellten 
Fonds  bewilligt  und  dann  in  der  im  Schuluntcrhaltungsgesetze 
vorgeschriebenen  Weise  durch  die  Kreisausschüsse  verteilt  werden 
sollen.  Es  ist  vielmehr  wohl  anzunehmen,  daß  in  ähnlicher  Weise, 
wie  es  durch  die  Gesetzgebung  von  ISSN,*4.»  und  dann  weiter  in 
dem  Lehrerbesoldungsgesetze  v«.n  1*1)7  geschehen   ist,   allen  < ie- 
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meinden,  vielleicht  mit  Ausnahme  der  großen,  bestimmte  feste  Zu- 
schüsse zu  den  Kosten  der  Lehrerbesoldung  ohne  Rücksicht  auf 
die  nachzuweisende  Bedürftigkeit  bewilligt  werden.  Geschieht  dies, 
dann  würde  damit  wiederum  ein  bedeutungsvoller  weiterer  Schritt 
auf  der  zur  Staatsschule  führenden  Bahn  getan  werden.  Auf 
dieses  Ziel  führt  auch  das  in  letzter  Zeit  wiederholt  von  der 
Staatsregierung  kund  gegebene  Bestreben,  die  Unterschiede  zwischen 
den  Lehrergehaltern  in  Stadt  und  Land  mehr  und  mehr  aus- 
zugleichen, das  namentlich  in  dem  vielangegriffenen  Ministerial- 
Erlasse  vom  4.  Mai  190*»,  dem  sogenannten  „Bremserlaß"  *),  Ausdruck 
gefunden  hat,  der  den  Regierungen  aufgibt,  Beschlüsse  städtischer 
Behörden  auf  Gehaltserhöhungen  der  Lehrer  nicht  ohne  weiteres 
zu  genehmigen.  Um  den  Ausgleich  zwischen  den  Gehältern  der 
Stadt-  und  Landlehrer  nicht  noch  mehr  zu  erschweren,  und  um 
den  Zug  der  Landlehrer  nach  den  Städten  nicht  weiter  zu 
steigern,  erscheint  dieser  Schritt  des  Ministeriums  vielleicht  be- 
rechtigt.  Ob  er  erfolgreich  sein  wird,  ist  eine  andere  Frage2).  — 

Der  Ausgleich  zwischen  den  Gehältern  der  Stadt  und  Land- 
lehrer würde  am  einfachsten  wohl  erreicht  werden,  wenn  die  Re- 
gierung eine  für  Stadt  und  Land  gültige  Besoldungsordnung  für 
alle  Lehrer,  mit  gleichen  Gehaltssätzen  unter  Zulassung  von 
Teuerungszulagen  für  einzelne  Orte  oder  Gegenden  erlassen,  und 
die  Zahlung  aller  Gehälter  der  als  Staatsbeamte  zu  behandelnden 
Lehrer  übernehmen  wollte.  Damit  würde  die  Staatsschule  aller- 
dings zur  Durchführung  kommen. 

Wegen  der  hieraus  erwachsenden  hohen  Belastung  der  Staats- 
kasse wird  allerdings  voraussichtlich  die  Staatsregierung  jetzt  noch 
nicht  bereit  sein,  in  dem  von  ihr  vorzulegenden  Lehrerbesoldungs- 
gesetze diesen  entscheidenden  Schritt  vorzuschlagen,  und  die  Volks- 
vertretung wird  es  sich  ebenfalls  wohl  sehr  überlegen,  ob*  sie  mit 
einem  solchen  Schritte  die  Staatsschule  einführen  und  damit 
die  Mitwirkung  der  Gemeinden  bei  der  Gestaltung  der  Schulen 
ganz  ausschalten  soll.  Auf  die  Dauer  wird  aber  bei  dem  Bestreben, 
dem  Staate  immer  höhere  Beitrage  zu  den  Kosten  der  Volksschule 
aufzulegen,  dieser  Schritt  nicht  zu  umgehen  sein.  Die  Staats  - 
schnle  wird  kommen. 

'.  Abgedruckt  im  „Anhani;"  unter  III.  Seite  •">!) 

Vgl.  Verhandlungen  des  Abg.  II.  v.  9.  Februar  1907. 
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Ihre  Einführung  würde  für  die  innen*  Gestaltung  unserer 
Volksschulen  insulern  auch  kaum  eine  Umwälzung  bedeuten,  als 
die  Schulen,  wenn  sie  auch  durch  das  Schulunterhaltungsgesetz  in 
der  ganzen  Monarchie  zu  Kominunalanstalten  erklärt  sind,  in  ihrer 
rechtlichen  Stellung  doch  allen  übrigen  Kominunalanstalten  in 
keiner  Weise  gleich  gestellt,  die  Lehrer  auch  keine  Kommunal- 
beamten sind.  Die  Kosten  ihrer  Unterhaltung  werden  prinzipiell 
den  Gemeinden  auferlegt,  allein  für  die  innere  Gestaltung 
der  Schulen  werden  den  Gemeinden  keinerlei  Rechte  ein- 
geräumt, und  bezüglich  ihrer  äußeren  Verhältnisse  nehmen  sie 
insofern  auch  eine  Ausnahmestellung  ein,  als  sie  nicht  den  Be- 
hörden  unterstellt  sind,  die  nach  den  staatlichen  Gesetzen  zur 
Handhabung  der  Kommunalaufsieht  berufen  sind.  Der  §  (>'>  des 
Schulunterhaltungsgesetzes  sagt  ausdrücklich,  daß  die  der  Schul- 
aufsichtsbehörde nach  dem  bisherigen  Rechte  zustehenden  Befug- 
nisse, soweit  in  dem  Gesetze  nichts  anderes  bestimmt  ist,  un- 
berührt bleiben.  Ks  bleiben  also  die  Königlichen  Regierungen. 
Abteilungen  für  Kirchen-  und  Schulwesen  als  Aufsichtsbehörden 
für  die  Volksschulen  bestehen  und  üben  so  lange  die  Rechte  aus, 
die  ihnen  nach  der  Regierungsinstruktion  von  1817  gegenüber 
dem  Volksschulwesen  zustehen,  bis  ein  neues  Gesetz  die  Auf- 
sichteinstanzen über  die  Volksschulen  und  ihre  Rechte  neu  geordnet 
haben  wird.  —  Die  Befugnisse,  die  die  Regierungsinstruktion 
den  Schulabteilungen  der  Regierung  einräumt,  sind  überaus  weit- 
gehend, und  lassen,  wenn  sie  streng  gehandhabt  werden,  den 
Gemeinden  so  gut  wie  gar  keine  Rechte  übrig.  Die  Instruktion 
von  1817  sieht  in  den  Schulen  die  landrechtlichen  Veranstaltungen 
des  Staates.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  betrachtet  erscheint 
diese  Instruktion  gerechtfertigt,  so  unzeitgemäß  sie  für  die  Volks- 
schulen -als  Kommunalanstalten  ist. 

Bei  diesen  Erwägungen  und  Betrachtungen  wird  vielleicht 
mancher  in  der  Einführung  der  Staatsschule,  abgesehen  von  der 
finanziellen  Belastung  des  Staates,  keinen  besonders  bedeutungs- 
vollen Schritt  mehr  schen/jind  sagen,  wenn  der  Staat  die  inneren 
und  äußeren  Angelegenheiten  der  Schule  zu  besorgen  beansprucht, 
dann  mag  er  auch  die  Kosten  ganz  übernehmen  und  die  Schulen 
als  Staatsanstalten  einrichten. 
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I.  Oie  Ausgaben  für  das  Elementarschulwesen  nach 
haushalts  -  Etat  für  das  Etatsjahr  1906  verglichen  mit  dem 

Entwurf  des  Etats  für  1907 

[Vgl.  oben  S.  15,  2«,  37,  42,  48.  j 


Etats-  Vorlag«- 

gesetz  für  für  das 

das  Jahr  Etatsjahr 

190«  1907 


Allgemein«'  Erleichterung  der  Volksschul- 
lasten   

Besoldungen  und  Zuschüsse  für  L«  h rc t  und 
Lehrerinnen,  sowie  für  Schulen  aus  be- 
sonderer rechtlicher  Verpflichtung  und 
aus  Spezialfonds  

Beihilfen  au  Schuh ci bände  wegen  l 'n Ver- 
mögens für  die  laufenden  Ausgaben  der 

Schulunterhaltung  

Vermerk.  IHe  am  .la|nv>s.  hlussr  \«  i- 
bleibenden  Bestände  können  in  die  folgen- 
den Jahre  fibertragen  und  zu  einmaligen 
Ausgaben  im  Interesse  des  Elementar- 
unterrichtswesens, insbesondere  auch 
zum  Ankauf  und  zur  Melioration  von 
Dienstländereien  behufs  dauernder  Ver- 
besserung unzulänglich  dotierter  Elemen- 
tarlehrorstellcn  verwendet  werden. 

Zuschüsse  für  die  Alterszulagekassen  der 
Volksschullehrer  und  -Lehrerinnen     .  . 

Unterstützungen  und  l(einunerati<»n.n  für 
Klementarlehrer  und  Lehrerinnen    .    .  . 

Vermerk.  Aus  diesem  Fonds  können 
auch  Privatlehrer  und  -Lehrerinnen  in 
dringenden  Bedarfsfällen  Unterstützun- 
gen bis  zum  Gesamtbetrag«-  v«»n  jähr- 
lieh 15000  Mk.  erhalten. 


•JIMHKMKHJ    29  360  000 


491  02  500503 


17  17230:,  17492893 


23890000  24240000 


«25172       «24  97« 


')  IMe  Bruchteile  einer  Mark  sind  hier  fortgelassen. 

Oie  bei  diesen  Fonds  am  Jahresschlüsse  verbleibenden  Bestände  können 
zur  Verwendung  in  die  folgenden  Jahre  übertragen  werden.  (  Anmerkung 
im  Staatshaushaltsetat.} 
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Kap. 
121 

Tit. 

i\  u  !>  ^  ii  u  u  ii 

Etats- 
gesetz für 
das  Jahr 
1906 
M 

Vorlago 
für  da« 
Etat  sj  ahr 
1907 
M 

35b*) 

Entschädigungen    an    Elementarlehrer  und 
-Lehrerinnen  für  die  Teilnahme  an  amt- 
lichen Kreiskonfereny.cn  

1 

■ 

302500  302500 

Errichtung  neuer  Schulstellen  

522686 

501818 

37 

Widerrufliche  persönliche  Zulagen  an  im 
Dienste  befindliche  und  pensionierte  Volks- 
schullehrer und  -Lehrerinnen  in  der  Pro- 
vinz Posen  und  den  gemischtsprachigen 
Kreisen  der  Provinz  Westpreussen  behufs 
besonderer  Forderung  des  deutschen  Volks- 

1 150000 

1 150000 

.'{7a 

In  Ergänzung  des  Fonds  Tit.  35a  zu  Remu- 
nerationen an  Volksschnllchrer  und  -Lehre- 
rinnen behufs  besonderer  Förderung  des 
deutschen  Vnlksschulwescns  inden  Landes- 
teilen mit  gemischt  deutscher  und  polni- 

550000 

550000 

:J8*) 

rnterstüt/ung    von     Schulverbänden  (ein- 
schließlich Kirchengemeinden  bei  Küster- 
schulbauten)    wegen     l'nvermögens  bei 

Vermerk.  Diesem  Fonds  tritt  der  Betrag 
der  auf  <»rund  des  §  27  Ziffer  VII  des 
Lenrerbesulunngsgesetzes  verfugbar  ge- 
bliebenen Staatszuschüssc  zu  den  Alters- 
zulagen  hinzu. 

10.V)(M)(I 

-l  000000', 

1 

39 

Pensionen  für  Lehrer  und   Lehrerinnen  an 

5  740000 

1 

5820000 

i 

; 

*)  Mehr  zur  Verstärkung  des  Fonds  in  der  bei  den  Verhandlungen  über 
das  Schulunterhaltungsgesetz  in  Aussicht  genommenen  Höhe  (Anmerkung 
im  Etat.) 

Vgl.  Ann..  *  auf  S.  54 
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Kap. 
121 

Tit. 

Ausgaben 

Etats- 
gesetz für 
das  Jahr 

190(5 
M 

Vorlage 

für  das 
Etatsjahr 
1907 

40*) 

Unterstützungen    für    ausgeschiedene  Kle- 
mentarlehrcr  nnd  -Lehrerinnen,  darunter 
künftig  wogfallend  31000  Mk  

Vermerk.    Aus  diesem  Fonds  können 
auch  frühere  Lehrer  und  Lehrerinnen, 
die  nicht  im  öffentlichen  Schuldienst  ge- 
standen haben,  in  dringenden  Bedarfs- 
fällen Unterstützungen  bis  zum  Gesamt- 
beträge von  jährlich  20000  Mk.  er- 
halten. 

8W000 

808000 

41 

Witwen-  und  Waisengelder  für  die  Hinter- 
bliebenen   der    Lehrer   an  öffentlichen 
Volksschulen  und  der  Mitglieder  der  Ele- 
mcntarlehrcr-Witwcn  und -Waisonkassen  . 

27.V7O00 

3082000 

41a 

Unterstützungen  von  Witwen   nnd  Waisen 
von  vor  dein  1.  Ajiril  1900  verstorbenen 

400000 

400  UM  i 

42  *) 

Unterstützungen  für  Witwen  und  Waisen  von 

Vermerk.     Aus  diesem  Fonds  können 
auch  Witwen  und  Waisen  von  l'rivat- 
lehrem    in    dringenden  Bedarfsfällen 
Unterstützungen   bis   zum  Gesamtbe- 
träge Mm  jährlich  2000  Mk.  erhalten. 

;iog  w:> 

30HS4.-I 

43 

Dispositionsfonds  für  das  Klementar-Unter- 

1 

1 

;!5*:>oo      384  um» 

44"; 

Zusehfisse   an  Lehrersterbekassen   zur  Ent- 
schädigung der  durch  Aufhebung  des  Bei- 
trittszwanges benachteiligten  Mitglieder, 

14000 

14000 

•   Vgl.  Anm.  *  auf  Seit.-  .VI 
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Kap. 
31«; 

Tit. 

Ausgaben 

Etatg- 
esetz für 
das  Jahr 
1906 
M 

Vorlage 
für  das 
Rtatsjahr 
1907 
.« 

1*0  214^ 

Unterstützung    von    Schulverbändon  (ein- 
schließlich Kirchengemeinden  bei  Küster- 
schulbauten) wegen  Unvermögens  bei  iSle- 

3000000 

2000000 

IM  21'» 

liuihilfen   für    fcllcmcntarschulbautcn ,  ein- 
schließlich   Küstorschulbauten,  behufs 
besonderer   Forderung    des  Volksschul- 
wesens  in  den  Provinzen  Westpreußen 
und   Posen,  sowie  in  dem  Uegiorungs- 

1500000 

1500000 

Ikschaffung  von  Unterrichtsmitteln  in  den 
zweisprachigen  Volksschulen  der  Provin- 
zen  Ost-  und  Westpreußen,  Posen  und 

100000 

217 

Abhaltung   von  Zeichenkursen  behufs  Kin- 
führuug  des  neuen  Lehrplanes  für  den 
Zoichcnuntcricht  in  den  Volks-  und  Mittel- 

20000 

1*2  Hs 

IcTrititiiii      rl*»t°       ii*tii*iti        cf  ur  ict  iw^litiii      1  iiftianmtt 
l\  US  Iii  II     HCl       IltUCIl       audllöllhl  IICI1  /1UIIUIL1U1C 

des  gesamten  niederen  Schulwesens  in  der 

80000 

98100 

183  219 

Förderung  der  Volksbibliotheken  .... 

70000 

100  000 

') 

Riumalige  und  außerordentliche  Ausgaben. 

J)  Die  erste  Zahl  gibt  den  Titel  des  Ktats  für  1906,  die  zwoite  den  Titel 
für  1907  an. 
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II.  Resolutionen  des  Abgeordnetenhauses  bei  der  Beratung  des 

Schulunterhaltungsge8etzes 

[hie  Resolut  ionen  unter  a— e  in  den  Anlagen  zu  den  Stenogr.  Berichten 
1905/1906  Bd.  9  No.439,  S.4613:  die  Resolution  unter  f,  No.580  S.4867. 
Vgl.  zu  a :  S.  41  —  zu  b:  S.  5,  8  —  zu  c:  S.  5  — 
zu  d:  S.  22,  25,  86,  38,  40  —  zu  e  und  f:  S.  12,  14,  50.] 

a)  Die  Königliche  Staatsregierung  zu  ersuchen,  gleichzeitig  mit  der  Bereit- 
stellung dor  im  §  19  Abs.  1  erforderten  Mittel  den  Betrag  der  Unter- 
stützungen von  Schulverbanden  mit  mehr  als  25  Schulstcllen,  welche 
zur  Aufbringung  von  Volksschullasteii  unvermögend  sind,  auf  1 600000  M. 
zu  erhöhen. 

b)  Die  Königliche  Staatsregierung  aufzufordern,  Mittel  in  den  Staatshaus- 
haltsetat einzustellen,  um  da,  wo  für  den  jüdischen  Religionsunterricht 
nicht  durch  jüdische  öffentliche  Schulen  oder  seitens  der  bürgerlichen 
Gemeinden  durch  Anstellung  jüdischer  Lehrkräfte  an  den  öffentlichen 
Volksschulon  oder  in  anderer  Weise  gesorgt  ist,  den  Synagogengemeinden 
die  Beschaffung  des  jüdischen  Religionsunterrichtes  zu  erleichtern. 

c  \)  In  anbetracht  dessen,  daß  auch  in  den  Provinzen  Posen  und  West- 
preussen  große  Harten  und  Ungleichheiten  bei  Aufbringung  der  Schul  - 
lasten  bestehen,  wird  die  Königliche  Staatsregierung  aufgefordert,  bald- 
möglichst einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  der  die  Schulunterhaltung  in 
den  genannten  Provinzen  in  gerechter  Weise  regelt  und  die  dortigen 
besonderen  nationalen  Schwierigkeiten  berücksichtigt. 

dJ)  Die  Königliche  Staatsregierung  zu  ersuchen,  dem  Landtage  baldigst  einen 
Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  den  die  staatliche  Schulverwaltung  nach 
den  für  die  Organisation  der  allgemeinen  Landesverwaltung  maßgebenden 
Grundsätzen  möglichster  Dezentralisation  und  Mitwirkung  von  Organen 
der  Selbstverwaltung  sowie  wirksamer  Uechtskoutrolle  umgestaltet  wird. 

e3  Die  Königliche  Staatsregierung  zu  ersuchen,  unmittelbar  nach  Lrlaü 
des  Gesetzes  betreffend  die  Unterhaltung  der  öffentlichen  Volksschulen 
unter  Bereitstellung  der  erforderlichen  Staatsmittel  in  eine  Revision 
des  Lehrerbe.soldungsgcsety.es  zu  dem  Zwecke  einzutreten,  durch  Fest- 
setzung auskömmlicher  Grundgehälter  und  Alterszulagen  sowie  durch 
Kröffnung  einer  Laufbahn  im  Schuldienste  für  alle  Lehrer  die  gegen- 
wärtig im  Lchrerbesoldungsweseu  bestehenden  Mißstände  und  unge- 
rechten Ungleichheiten  zu  beseitigen. 

f*)  Die  Königliche  Staatsregierung  aufzufordern,  vom  Tage  des  Inkraft- 
tretens dieses  Gesetzes  ab  den  auf  Grund  des  Lehrerbesoldungsgesctzes 
vom  3.  März  1897  zu  zahlenden  gesetzlichen  Staatsbeitrag  für  allein- 
stehende und  erste  Lehrer  in  Schulverbändeii  mit  nicht  mehr  als  4  Schul- 
stellen von  500  Mark  auf  700  Mark  zu  erhöhen. 

')  Antrag  v.  W e  1. 1  z  el-  V  ier  eck  (No.  353,  S.  4495). 
%)  Antrag  Frh.  v.  Zedlitz,  Schifter  u.  Gen.  (No.  386  S.  4504). 
3j  Antrag  Frh.  v.  Zedlitz,   Schiffer  u.  Gen.,  Abänderungsantrag 
W  inekler -v.  Heydebrand  (No.  387.  388,  S.  45U4,  4505). 

*}  Autrag  v.  Heydebrand  -  Frh.  v.  Zedlitz  (No.  575,  S.  4858). 
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III.  Erlass  des  Unterrichtsministers  vom  4.  Mai  1906*) 

Durch  den  Staatshaushaltctat  für  das  laufende  Etatsjahr  sind  unter 
Kapital  121  Titel  34  neue  Mittel  zu  laufenden  widerruflichen  Staatsbeihilfen 
für  leistungsschwache  Schul  verbände  zu  dem  Zwecke  bereitgestellt  worden, 
tunlichst  eine  Erhöhung  des  Mindcstgrundgehaltes  dor  ersten  und  der  allein- 
stehenden Lehrer  auf  1 100  M.,  der  übrigen  Lehrer  auf  1000  M.,  der  Lehre- 
rinnen auf  800  M.  und  des  Mindestsatzes  der  Alterszulagen  sämtlicher  Lehrer 
auf  120  M.  und  der  Lehrerinnen  auf  100  M.  herbeizufuhren.  Die  Maßnahme 
zielt«  darauf  ab.  auf  dem  (Gebiete  des  Bcsoldungswesens  der  Volksschullehrer 
und  -Lehrerinnen  eine  größere  Gleichmäßigkeit  und  Stetigkeit  herzustellen 
und  der  Landflucht  der  Volksschullohrer  entgegenzuwirken.  Daraus  folgt, 
daß  die  Königlichen  Regierungen  und  die  ihnen  unterstellten  Organe  in  der 
Ucsoldungsfrage  keine  Schritte  unternehmen  dürfen,  die  dieses  Ziel  in  Frage 
stellen  könnten.  Wenn  demnächst  Schulverbände,  insbesondere  Stadtgemein- 
den, eine  weitere  Erhöhung  des  Grundgehaltes  und  dor  Altcrsznlagen  ihrer 
Lehrer  beschließen  sollten,  so  ist  von  der  Kgl.  Regierung  vor  der  Bestäti- 
gung des  Krhöhungsbeschlusses  sorgfältig  zu  prüfen,  ob  dadurch  das  von 
der  Staatsregierung  verfolgte  Ziel  etwa  gefährdet  werden  würde.  Gelangt 
die  Regierung  zu  der  Überzeugung,  daß  der  Beschluß  in  dieser  Beziehung 
••rheblichen  Bedenken  unterliege,  so  ist  der  Kall  mir  vorzutragen. 

Hiernach  überweise  ich  der  Königlichen  Regierung  aus  den  obengedachten 

Mitteln  den  Betrag  von  jahrlich  M  zur  entsprechenden  Verwendung. 

Die  Kgl.  Regierung  hat  die  hieraus  bewilligten  Beihilfen  vom  1.  April  des 
Jahres  ab  zunächst  auf  die  Dauer  von  5  Jahren  durch  ihre  Hauptkasse  zu 
zahlen  und  bis  zur  Übertragung  der  Mittal  auf  den  Provinzialetat  in  den 
Rechnungen  von  der  geistlichen  und  rnterrichtsverwaltung  für  die  Etats- 
jahre 1906  ff.  unter  Kapital  121,  Titel  .*>4  als  Mehrausgabe  nachweisen  zu 
lassen.  Auf  eine  Überweisung  weiterer  Mittel  ist  nicht  zu  rechnen.  Die 
Kgl.  Regierung  wird  daher  versuchen  müssen,  mit  der  ihr  zur  Verfügung 
gestellten  Summe  die  im  Eingang  des  Erlasses  gedachte  Besoldungsauf- 
bessernng  zur  Durchführung  zubringen.  Die  erforderlichen  Maßnahmen  sind 
alsbald  zu  treffen.  Dabei  ist  zu  beachten,  daß  die  Aufbesserung  nicht 
lediglich  auf  Kosten  des  Staates  erfolgen  soll,  vielmehr  mit  staatlichen  Bei- 
hilfen nur  da  einzutreten  ist,  wo  eine  Bedürftigkeit  der  Schuluntcrhaltungs- 
pllichtigen  von  der  Kgl.  Regierung  anerkannt  wird.    Dies  gilt  auch  gegen- 

*)  Nach  parteipolitischer  Bezeichnung  sog.  Bremserlaß:  vgl. oben S. .")!. 

Der  Erlaß  ist  amtlich  u.  W.  nicht  veröffentlicht  und  wird  hier 
nach  einem  Abdrucke  mitgeteilt,  der  sich  in  einer  Druckschrift  aus  der 
.Buchhandlung  der  nationalliberalen  Partei"  über  die  nationallibcrale 
Interpellation  in  der  Sitzung  des  Hauses  der  Abgeordneten  vom  9.  Februar 
1907  findet.  Für  die  Zuverlässigkeit  des  Abdrucks  spricht  der  Umstand, 
daß  der  Erlaß  gleichlautend  durch  Blätter  verschiedener  Parteirichtung 
bekannt  geworden  ist  (z.  B.  Tägliche  Rundschau  v.  10.  2.  1907,  Saale- 
Zeitung  v.  12.  2.  1907),  ohne  amtlich  Widerspruch  zu  finden. 
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über  Entscheidungen  von  Besch]  ußbcltördcn ,  die  hinsichtlich  der  Beur- 
teilung der  Leistungsfähigkeit  des  in  Anspruch  genommenen  Schulverbandes 
von  der  Königl.  Regierung  als  zutreffend  nicht  angesehen  werden  können. 
Die  Zahlung  der  staatlichen  Beihilfen  darf  erst  erfolgen,  wenn  der  Schul- 
verband die  Übernahme  des  gesamten  mit  der  Erhöhung  des  Dienstchi- 
kommons  verbundenen  Mehraufwandes  bedingungslos  und  unabhängig  von 
der  in  Aussicht  gestellten  staatlichen  Beihilfe  beschlossen  hat  oder  eine 
dahingehende  rechtskräftige  Feststellung  im  Beschlußvcrfahren  getroffen 
worden  ist.  Im  übrigen  sind  bei  der  beabsichtigten  Aufbesserung  des  Grund- 
gehaltes auch  die  Lchrerstellen  zu  berücksichtigen,  mit  denen  ein  Kirchcn- 
aint  dauernd  verbunden  ist,  sofern  und  insoweit  das  reine  Lehrcrgrundgehalt 
hinter  den  obengedachten  Mindestsätzen  zurückbleibt.  Es  erscheint  indes 
eine  Berücksichtigung  dieser  Stellen  dann  nicht  erforderlich,  wenn  diese  be- 
reits mit  einem  auskömmlichen  (jcsamtgrundgchaltc  ausgestattet  sind.  Eine 
Aufbesserung  des  reinen  Lehrergrundgehaltes  hat  daher  nicht  zu  erfolgen, 
wenn  das  bisherige  Gesamtgrundgehalt  der  voreinigten  Stelle  derartig  hoch 
ist,  daß  nach  Abrechnung  einer  reichlich  bemessenen  durchschnittlichen 
(JrundgehaltserhÖhung  für  die  kirchliche  Mühewaltung  von  400  M.  mindestens 
die  Sätze  des  Lehrergrundgchaltes  von  1100M.  oder  1000  M.  verbleiben. 
Zu  näheren  Erläuterungen  mögen  die  nachfolgenden  Beispiele  dienen :  Be- 
trägt das  (iesamtgrundgehalt  einer  ersten  oder  alleinstehenden  Lehrerstelle,  mit 
der  ein  Kirchenamt  dauernd  vereinigt  ist,  1300  M.,  wovon  1000  M.  auf  das 
Lehrergrundgehalt  und  300  M.  auf  die  Entschädigung  für  die  kirchliche 
Mühewaltung  entfallen,  so  hat  eine  Aufbesserung  des  Lehrergruudgchaltes 
um  100  M.  auf  1100M.,  demzufolge  eine  Erhöhung  des  (icsaintgrundgehaltes 
auf  1400  M.  stattzufinden.  Beträgt  das  Grundgehalt  der  vereinigten  Stelle 
1450  M.,  wovon  1050  M.  als  Lehrcrgrundgehalt  und  400  M.  als  Entschädi- 
gung für  die  kirchliche  Mühewaltung  zu  rechnen  sind,  so  ist  eine  Aufbesse- 
rung des  Lehrerprundgehaltes  um  50 M.  auf  1100  M.,  demzufolge  eine  Erhöhung 
des  Gesamt grundgehaltcs  auf  1500  M.  herbeizuführen.  Beträgt  aber  das 
(Jrundgehalt  der  vereinigten  Stelle  1500  M.,  wovon  1000  M.  auf  das  Lohrer- 
grundgehalt und  500  M.  auf  die  Entschädigung  für  die  kirchliche  Mühe- 
waltung entfallen,  so  ist  von  einer  Aufbesserung  des  Grundgehaltes  abzu- 
sehen, da  nach  Abrechnung  einer  durchschnittlichen  (JrundgehaltserhÖhung 
für  die  kirchliche  Mühewaltung  von  400  M.  von  dem  (iesamtgrundgehalt 
der  Stelle  1100  M.  verbleiben.  Sollten  sich  bei  dieser  Regelung  im  Einzel- 
falle Unbilligkeiten  ergeben  und  besondere  (J runde  eine  weitergehende  Be- 
rücksichtigung angezeigt  erscheinen  lassen,  so  ist   mir  Vortrag  zu  halten. 

goz.  Studt 

An  die  königlichen  IJegierungen 
ausschließlich  derjenigen  in  Ostpreußen 


A.  F&vorke.  Torrn.  Kduard  Trewendt's  Hnrhri meieret  In  Breslau 
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Dans  la  naissance  des  sociC'ttfs  ce  sont 

les  cliefs  des  republiqnes  qui  font  Tinsti- 

tution;  et  c'est  ensuite  l'institution  qui 

forme  les  chefs  des  W-ptibliques. 

Montesquieu,  Considerations  sur 
les  causes  de  la  grandeur  des  Romains  et 
de  leurdecadence  Cap.  I. 


Einleitung 


§  1.   Die  Stellung;  der  Republik  in  der  allgemeinen 

Staatslehre. 

I.  Solange  es  eine  Lehre  vom  Staate  gibt,  gehört  die 
begriffliche  Abgrenzung  der  Staatsformen  zu  ihren  um- 
strittensten Fragen.  Ob  die  Dreiteilung  mit  ihren  Nebenformen 
verfochten  wird  oder  ob  Aristokratie  und  Demokratie  zusammen 
als  Republiken  der  Monarchie  gegenübergehalten  werden,  ob 
daneben  die  Theokratie  als  Staatsform  aufgestellt  wird,  immer 
hat  die  allgemeine  Staatslehre  im  Anschlüsse  an  die  Frage  nach 
dem  Begriffe  des  Staates  die  Staatsformen  und  ihre  Unter- 
scheidung behandeln  müssen.  Die  heutigen  Verfassungsgesetze 
kennen  nur  die  Bezeichnungen  Monarchie  und  Republik,  und 
entsprechend  können  diese  auch  für  die  Theorie  als  die  am 
meisten  aufgestellten  Grundformen  (mit  den  Unterarten  abso- 
lute und  konstitutionelle  Monarchie,  aristokratische  und  demo- 
kratische Republik)  bezeichnet  werden,  wenn  man  den  herrschen- 
den Faktor  als  den  wichtigsten  Einteilungsgrund  ansieht;  die 
Gegenüberstellung  von  Einheitsstaat  und  Bundesstaat,  souveränen 
und  nicht  souveränen  Staaten  beruht  auf  anderen  Einteilungs- 
gründen. Aber  auch  jetzt  noch  besteht  keineswegs  genügende 
Klarheit  über  anscheinend  so  feste  Begriffe  wie  Monarchie  und 

Walt  her,  Staatshaupt  in  Republiken  1 
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Republik insbesondere  der  demokratischen  Republik,  der  vor- 
herrschenden Form2);  man  kann  sogar  sagen,  dass  in  der 
neueren  Staatslehre  die  Unsicherheit  in  der  Scheidung 
dieser  beiden  Staatsformen  besonders  gross  ist. 

II.  Der  Hauptgrund  ist  liier  die  Einführung  des  Kon- 
stitutionalismus, der  natürlich  besonders  in  der  rechtlichen 
Struktur  der  Monarchie  eine  grosse  Wandlung  hervorrufen  musste. 
Republiken,  auch  solche  wie  etwa  die  antiken  griechischen 
Stadtstaaten,  sind  immer  konstitutionelle  Staaten.  Sie  bedürfen 
für  die  Schaffung  ihrer  Organe,  die  Abgrenzung  der  Funktionen 
und  die  Regelung  der  Teilnahme  des  Volkes  an  der  Regierung 
immer  einer  Verfassung,  die  Republik  „tritt  nur  durch  ihre 
Verfassung  und  mit  derselben  ins  Rechtsleben  einu  s).  Unter 
dem  Worte  Verfassung  lassen  sich  verschiedene  Begriffe  ver- 
stehen. Im  weiteren  Sinne  bedeutet  Verfassung  die  Summe 
der  Lebensbedingungen  eines  Staates  und  der  die  Ausübung 
seiner  Funktionen  regelnden  Normen4).  In  diesem  Sinne  hat 
jeder  Staat  eine  Verfassung,  und  es  ist  deshalb  zu  weitgehend, 

')  Es  gilt  fast  noch,  was  Hoff  manu,  Artikel  „Republik"  im  Staats- 
lexiköu  von  Rotteck-Welcker,  3.  Aufl.,  Leipzig  1865,  Bd.  12  S.509.  sagt:  rKein 
staatsrechtlicher  Begriff  ist  von  dem  Sprachgebrauch  schlimmer  entstellt,  kein 
rechtlicher  Kunstausdruck  in  der  politischen  Sprachverwirrung  unserer  Zeit 
ärger  missdeutet  worden  als  —  Republik". 

2)  Andere  Terminologie  z.  B.  bei  de  Laveleye,  Le  gouvernement  daus 
la  demoeratie,  2.  Mit.,  Paris  1892,  Bd.  1  S.  195,  19«,  wo  die  Republik  der 
Aristokratie  gegenübergehalteu  und  die  Demokratie  als  Abart  der  Republik 
angesehen  wird;  wie  oben  Georg  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staats- 
rechts, ü.  Aufl.,  bearbeitet  von  Ausehütz,  Leipzig  1905,  S.  30. 

8)  Bornhak,  Allgemeine  Staatslehre,  Berlin  1892,  S.  46. 

*)  Vgl.  Haenel,  Deutsches  Staatsrecht,  Leipzig  1892.  Bd.  1  S.  119  ff. ; 
Schlief,  Studien  über  Verfassungsgesehichte  und  Verfassungsrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  Bd.  2  S.  98 ; 
Hübler,  Die  Organisation  der  Verwaltung  in  Preussen  (alte  Lande)  und  im 
Deutschen  Reich,  Berlin  1898,  S.  1 :  „Verfassung  ist  der  Inbegriff  aller  staat- 
lichen Organe1';  Loeniug,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts, 
Leipzig  1884,  S.  1 :  „Staatsverfassung  ist  die  Organisation  der  Staatsgewalt1- ; 
de  Laveleye  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  201;  Combes  de  Lcstrade,  Droit  politiqne 
contemporain,  Paris  1900,  S.  (!5,  M;  Cooley,  The  general  principles  of  con- 
stitutional  law  in  the  United  States  of  America,  Boston  1880,  8.  22;  auch 
t'ooley,  Treatise  <>n  the  constitntioiial  limitations  whieh  rest  lipon  the  legis- 
lative power  of  the  states  of  the  American  Union,  4.  edit.,  Boston  1878. 
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wenn  Born  hak  a.  a.  0.  fortfährt,  dass  die  absolute  Monarchie 
begrifflich  verfassungslos  sei.  Nach  heutiger  Anschauung  wird 
als  Staat  nur  der  Rechtsstaat  anerkannt.  Es  wird  gefordert, 
dass  Staat  und  Recht  in  Wechselbeziehung  stehen;  das  Recht 
findet  nicht  nur  durch  den  Staat  und  im  Staate  allein  seine 
Durchsetzung,  sondern  es  ist  andererseits  auch  der  Staat  selbst 
Glied  der  Rechtsordnung,  er  ist  rechtlich  beschränkter,  unter 
dem  Recht  stehender  Staat  *).  Die  notwendige  Verfassung  jedes 
absoluten  Staates  besteht  daher  nicht  nur,  wie  Affolter2) 
Born  hak  gegenüber  bemerkt,  in  dem  „tatsächlich  geltenden 
Satze,  dass  der  Monarch  die  in  ihren  Kompetenzen  unbeschränkte 
Behörde  des  Staates  ist",  sondern  es  vollzieht  sich  die  Geltend- 
machung des  Staatswillens  nach  bestimmten,  wenn  auch  jeder- 
zeit von  dem  Souverän  abänderlichen  Rechtsnormen;  anderer- 
seits muss  der  Bestand  der  Herrschaft  anerkannt  sein,  denn 
das  Gesamtvolk  ist  stärker  als  der  einzelne.  Es  wird  jedoch 
meist  in  engerem  Sinne  unter  dem  Verfassungsstaate  ein  solcher 
Staat  verstanden,  in  dem  das  Volk  an  der  Regierung  teil  hat 3). 
Im  engsten  Sinne  heisst  Verfassung  dann  auch  das  die  Rechte  des 
Volkes  festlegende  Grundgesetz.  Die  absolute  Monarchie  ist 
natürlich  nicht  ein  Verfassungsstaat  in  diesem  Sinne;  das  Volk 
hat  an  der  Kreation  des  Herrschers  keinen  Anteil,  und  der 
in  einer  Einzelperson  verkörperte  Staatswille  braucht  nur 
Organe,  die  von  dem  absoluten  Herrscher  allein  abhängig 
sind.  Die  demokratische  Republik  bedarf,  wenn  nicht 
Anarchie  bestehen  soll,  wie  gesagt,  nicht  nur  fester 
Rechtsnormen  über  die  Bestellung  der  Staatsorgane  und  die 


S.  2,  3:  „ .  .  .  some  leading  priuciple  .  .  .  like  the  hereditary  priuciple  in 
most  monarchies.  and  the  custom  of  choosing  the  chieftain  by  the  body  of 
the  people". 

')  Vgl.  über  diese  Jetzt  allgemein  übliche  Bedeutung  des  Rechtsstaats- 
begriffes"  R.Schmidt,  Allgemeine  Staatslehre,  Leipzig  1901,  Bd.  1  S.  I.SO  ff.; 
ferner  Locning,  Artikel  „Staat"  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften,  2.  Aufl.,  Jena  1901,  Dd.  0  S.  917,  918;  auch  Gierke,  Die  Grund- 
begriffe des  Staatsrechts  und  die  neuesten  .Staatsrechtstheorien ,  in  der  Zeit- 
schrift für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  Bd.  30  S. 

2)  Archiv  für  öffentliches  Recht  Bd.  12  (1897)  S.  30.$,  301. 

3)  S.  z.  B.  0.  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrccht .  Leipzig  1895, 
Bd.  1  S.  3. 
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Scheidung  ihrer  Kompetenz,  also  einer  ausgebildeten  Verfassung 
im  weiteren  Sinne,  sondern  sie  ist  auch  begrifflich  Verfassungs- 
staat im  engeren  Sinne,  denn  das  Volk  ist  alleiniger  herrschen- 
der Faktor.  Seit  der  Einführung  des  Konstitutionalismus,  seit- 
dem auch  in  der  Monarchie  das  Volk  staatsrechtliche  Funktionen 
wahrnimmt,  besteht  zwischen  der  konstitutionellen  Monarchie 
und  der  (demokratischen)  Republik,  den  am  meisten  unter  den 
heutigen  Kulturvölkern  vertretenen  Staatsformen,  eine  bemerkens- 
werte  Ähnlichkeit,  die  die  eigentlichen  Unterscheidungsmerk- 
male nicht  so  deutlich  hervortreten  lässt.  Die  Beteiligung  des 
Volkes  an  der  Regierung  und  seine  Repräsentation  durch  das 
Parlament,  der  Gang  der  Gesetzgebung,  das  Verhältnis  der 
Legislative  zu  der  Exekutive,  finden  sich  in  den  monarchischen 
und  republikanischen  Verfassungen  oft  übereinstimmend  geregelt. 
Man  kann  sagen,  dass  diese  nivellierende,  viele  der  bisher  als 
Unterscheidungsmerkmale  geltenden  Eigentümlichkeiten  der  einen 
oder  der  anderen  Staatsform  verwischende  Tendenz  sich  bei- 
nahe jedesmal  zeigt,  so  oft  ein  Staat  seine  Form  ändert.  Die 
belgische  Verfassung  erhält  z.  ß.  durch  die  Betonung  der  Volks- 
souveränität ein  wesentliches  Merkmal  der  republikanischen 
Staatsform;  in  dem  Königreiche  Norwegen  ähnelt  die  Stellung 
des  Monarchen  in  seinem  Verhältnisse  zum  Parlamente  sehr 
der  eines  republikanischen  Staatshauptes.  Die  konstitutio- 
nellen Einrichtungen  gewähren  andererseits  einem  kraftvollen 
Präsidenten  oft  Spielraum  genug,  so  dass  sein  Einfluss  den  eines 
konstitutionellen  Herrschers  übersteigt. 

III.  Die  heutige  Republik  schliesst  sich  ferner  in  einer 
Beziehung  noch  mehr  an  die  konstitutionelle  Monarchie  als 
an  die  antike  Republik  an.  Es  besteht,  wie  in  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  der  Spitze  der  Republik  zu  verfolgen  ist, 
die  Tendenz,  eine  Einzelpersönlichkeit  an  die  Spitze 
zu  bringen.  Offenbar  geht  dies  von  einem  besonders  in 
grösseren  Republiken  zu  Tage  tretenden  praktischen  Bedürfnis 
und  der  Erkenntnis  aus,  dass  es  für  eine  energische  und  erfolg- 
reiclie  Durchführung  der  Staatszwecke  besser  ist,  einem  Manne 
die  Staatsleitung  in  die  Hände  zu  geben,  als  sie  der  schwer- 
fälligeren  Handhabung  eines  mehr  oder  minder  vielköpfigen 
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Kollegiums  anzuvertrauen l)  oder  sie  gar.  was  höchstens  in  sehr 
kleinen  Republiken  möglich  wäre,  dem  Volke  selbst  bezw. 
seiner  Repräsentation  zu  überlassen.  Auch  hier  gilt:  oix  äyattbv 
TolvxoiQctih;,  xoiQaiOi;  f'arr-j,  oder  wie  Saint  Girons2)  diese 
Erscheinung  kennzeichnet:  „Les  masses  ne  s'attachent  jamais 
a  une  abstraction,  k  une  collectivite:  c'est  ce  qui  fera  toujours 
la  force  de  la  royaute  on  de  la  pr6sidence.  L'incarnation  du 
pouvoir  dans  im  homme  de  valeur  est  une  n6cessite  pour  le 
peuple".  Diese  Wahrheit  hat  Frankreich  in  der  Revolutions- 
zeit Ende  des  18.  Jahrhunderts  erfahren  müssen.  Ebenso  ent- 
schied man  sich  bei  der  Beratung  der  Verfassung  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  dafür,  zur  Leitung  der  Exekutive 
eine  einzelne  Person  und  nicht  eine  kollegiale  Mehrheit  zu  be- 
rufen 3),  weil  auf  diese  Weise  allein  „die  dem  Staatsorganismus 
notwendige  Einheitlichkeit  des  Entschlusses  zu  wahren  seia  4). 
So  haben  denn  gerade  die  grösseren  Republiken  an  ihre  Spitze 
Staatshäupter  gestellt  mit  Befugnissen,  die  oft  durchaus  denen 


')  Bompard,  Le  veto  du  President  de  la  Rtfpublique  et  la  sanetiou 
royale.  Paris  1U06,  S.  228:  „La  creation  d'uu  vfcritable  pouvoir  exeeutif, 
indfpendant  et  cnergique  saus  <Hre  usurpateur,  est  la  priucipale  difticulte 
d'une  Constitution  republicaiue* ;  Gonzalez,  Lecciones  de  derecho  constitu- 
cional,  3.  ed.,  Paris,  Mexico  1871),  S.  278  und  S.  280. 

-)  Essai  sur  la  Separation  des  pouvoirs,  Paris  1881,  S.  267. 

a)  Dennoch  bestand  auch  in  deu  ersten  Jahrzehnten  der  Union  eine  ängst- 
liche Abneigung  gegen  inonarcheuähnlichc  Macht  des  Präsidenten,  wie  z.  B. 
die  Geschichte  des  Beamtenernennungsrechts  zeigt  (Young,  Der  Staatsdienst 
in  Deutschland,  der  Schweiz  und  den  Vereinigten  Staaten  als  Bundesstaaten, 
Halle  1896,  S.  5);  s.  a.  Bryce,  The  American  Commonwealth,  2.  edit.,  London 
and  New  York  1889.  Bd.  1  S.  35. 

4)  Schlief,  Die  Verfassung  der  nordamerikanischen  Union,  Leipzig  1880, 
S.  138.  Über  die  Notwendigkeit  einer  starken  und  einheitlichen  Exekutive 
in  den  Vereinigten  Staaten  s.  a.  die  Ausführungen  im  Federalist  Kap.  70 
(Hamilton,  Madison  and  .Jay,  The  Federalist  or  the  new  Constitution 
written  in  the  year  1788,  Hallowell  1837;  es  besteht  auch  eine  französische 
Ausgabe  unter  dem  Titel:  Le  Federaliste  on  collection  de  quelques  ecrits  etc., 
publi6s  par  Hamilton,  Madison  et  Gay,  Paris  17U2)  und  bei  Story,  Coiumen- 
tarics  on  the  Constitution  of  the  United  States,  4.  edit.  by  Cooley,  Boston 
1873.  Bd.  2  S.  270,  271,  wo  u.  a.  auf  die  Lehren  der  Geschichte  (Diktator  in 
ßoin)  hingewiesen  wird;  ferner  Ken t,  Commentaries  on  American  law,  11.  edit. 
by  Comstock,  Boston  1867,  Bd.  1  S.  286;  Boutmy,  Emdes  de  droit  consti- 
tutionuel  (France-Angleterre-Etats-Unis).  Paris  1885.  S.  163. 
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eines  Monarchen  ähnlich  und  nachgebildet  sind:  un  chef  roi 
sauf  le  noni  et  la  dureV). 

IV.  Staatsformen  wie  die  Wahlmonarchie  (altes  deutsches 
Kaiserreich  und  Königreich  Polen),  die  Erbstatthalterschaft  in 
den  Niederlanden,  zwei  Erscheinungen,  deretwegen  Erblichkeit 
und  Wahl  nicht  mehr  als  Unterscheidungsmerkmale  für  Monarchie 
und  Republik  gelten  können,  ferner  der  Prinzipat,  das  Ver- 
bergen einer  absoluten  Monarchie  unter  republikanischen  Formen 
(römische  Cäsaren  und  Napoleon  Bonaparte),  gehören  der  Ge- 
schichte an,  behaupten  jedoch  in  der  Theorie  der  Staats- 
formen noch  immer  ihre  Bedeutung.  Dies  trägt  dazu  bei,  die 
hauptsächlich  durch  die  beiden  aufgezeigten  Momente,  die  Ein- 
führung des  Konstitutionalismus  in  die  Monarchie  und  die 
Schaffung  eines  monarchenähnlichen  Staatsoberhauptes  in  der 
Republik,  verursachte  Unsicherheit  in  der  Abgrenzung  der  Be- 
griffe Monarchie  und  Republik  und  dementsprechend  der  recht- 
lichen Stellung  der  Staatshäupter  zu  vergrössern,  und  veranlasst, 
nach  neuen  rechtlichen  Unterscheidungsmerkmalen  zu  suchen. 

Mit  der  Lehre  vom  Verfassungsstaate  ist  eine  Reihe  mit 
dem  Konstitutionalismus,  der  Beteiligung  des  Volkes  an 
der  Ausübung  der  Staatsgewalt,  zusammenhängender  neuer 
Begriffe  in  die  Staatslehre  eingeführt  worden,  und  auf  diese, 
wie  Gesetzgebungsrecht,  Sanktion,  Legitimation  durch  eigenes 
oder  abgeleitetes  (übertragenes)  Recht,  neben  anderen  um- 
strittenen Begriffen,  wie  Souveränität,  wird  gewöhnlich  der 
Unterschied  zwischen  Monarchie  und  Republik  oder  deren  Staats- 
häuptern  abgestellt.  Dass  diese  notwendig  gewordenen  Unter- 
suchungen über  die  Theorie  der  Staatsformen  aber  auch  abseits 
haben  führen  können,  zeigen  Folgerungen  wie:  Belgien  sei  eine 
Republik  mit  dem  Königtum  an  der  Spitze ;  die  parlamentarisch 
regierte  Demokratie  sei  tatsächlich  eine  Wahlmonarchie 2) ;  und 
das  Deutsche  Reich  sei,  da  die  Sanktion  der  Gesetze  durch  ein 
Kollegium,  den  Bundesrat,  erfolge  und  nicht  durch  eine  Einzel- 

')  Vgl.  Es  mein,  EKments  de  droit  constitutionuel,  Paris  1896  S.  495. 
und  Saint  Girons,  Manuel  de  droit  constitutionnel,  2  Mit.,  Paris  1885, 
S.  34K.  35(5. 

J)  Kg  lim,  Allgemeine  Staatslehre,  Freiburg  1899,  S.  355,  vgl.  auch 
S.  181.  183. 
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person,  juristisch  betrachtet  eine  Republik.  Andere  Schrift- 
steller1) führen  die  Wesensgleichheit  von  Monarchen  und 
republikanischen  Präsidenten  aus  und  behaupten,  ein  Unter- 
schied sei  nur  durch  die  Verschiedenheit  des  Grades  ihrer 
Machtbefugnisse  gegeben;  dem  Volke  gegenüber  sei  in  diesem 
Staate  der  Präsident,  in  jenem  der  konstitutionelle  Fürst 
reicher  als  der  andere  mit  tatsächlichen  Gewaltbefugnissen 
ausgestattet 2). 

Es  kann  hier  noch  nicht  näher  auf  das  Problem  ein- 
gegangen werden.  Die  Frage  nach  dem  Verhältnis  der  Rechts- 
stellung des  republikanischen  zum  monarchischen  Staatshaupte 
hängt  eng  zusammen  mit  der  grundlegenden  Frage  des  Staats- 
begriffes und  kann  daher  erst  nach  ihrer  Erledigung  oder  im  Zu- 
sammenhange mit  ihr  erörtert  werden.  Jedenfalls  haben  Theorien, 
die  zu  solchen  Folgerungen  führen,  schon  das  gegen  sich,  dass 
sie  sich  mit  dem  Sprachgebrauche  in  Widerspruch  setzen.  Wenn 
eiumal  unter  Monarchie  und  Republik  zwei  verschiedene  Be- 
griffe verstanden  werden,  und  Belgien  als  Monarchie,  eine 
Demokratie  mit  einem  Präsideuten  an  der  Spitze  aber  als 
Republik  gilt,  so  muss  es  auch  entsprechende  Unterscheidungs- 
merkmale geben,  und  es  kann  nur  die  Aufgabe  sein,  diesen 
Merkmalen  nachzuforschen  und  den  gegebenen  Tatsachen  ge- 
recht zu  werden,  nicht  aber  diese  Tatsachen  für  ein  aufge- 
stelltes System  zurechtzustutzen  3). 

V.  Trotzdem  die  Republik  als  begrifflich  konstitutioneller 
Staat  nicht  eine  Umwandlung  wie  die  eines  absolut  monarchi- 
schen Staates  in  eine  konstitutionelle  Monarchie  mitzumachen 
brauchte,  und  man  also  annehmen  sollte,  die  republikanische 
Staatsform  sei  durch  diese  fast  alle  heutigen  Monarchien  er- 

*)  z.  B.  Lingg,  Empirische  Untersuchungen  zur  allgemeinen  »Staats- 
lehre, Wien  1890,  8.  13,  14. 

8)  Vgl.  Kathie,  Traite  theorique  et  pratique  de  droit  public  et  ad- 
ministrativ 2.  edit.,  Paris  1885—94,  Bd.  7  S.3f>4:  ,Le  roi  constitutiounel  u'etait 
qu'uu  presideut  hereditairc  et  le  president  de  la  Rcpublique  est  un  roi  con- 
stitutionnel  temporaireu. 

3)  Dass  staatsrechtliche  Begriffe  sich  der  politischen  Wirklichkeit  an- 
passen sollen,  betont  auch  Auschütz,  Deutsches  Staatsrecht  (Holtzeudorff- 
Kohler,  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  Leipzig  und  Berlin  1904,  8.471); 
vgl.  noch  v.  Martitz,  Die  Monarchie  als  Staatstorm,  Berlin  1903,  S.  23. 
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greifende  Veränderung  nicht  berührt  worden,  gibt  es  eine 
Republik  im  heutigen  Sinne  *)  doch  erst  seit  der  Einführung 
des  Konstitutionalismus  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Die 
Verfassungen  der  beiden  bedeutendsten  und  in  dieser  Zeit  ent- 
stehenden Republiken,  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  Frankreichs,  haben  zuerst  bestimmte  Formen  und  Rechts- 
normen über  die  Volksvertretung,  das  Staatsoberhaupt,  über 
beider  Entstehung,  Befugnisse  und  Verhältnis  zueinander, 
teils  von  dem  schon  konstitutionell  regierten  England  entlehnt, 
teils  neu  aufgestellt,  die  in  der  Folge  in  gewisser  Weise  All- 
gemeingültigkeit für  alle  republikanischen  Staaten  und  auch 
für  konstitutionelle  Monarchien  erlangt  haben.  So  haben  auch 
die  Lehren  (besonders  die  von  der  Gewaltenteilung)  der  Staats- 
theoretiker  dieser  Zeit,  Montesquieu,  Rousseau  und  des  einer 
früheren  Zeit  angehörenden  Locke,  zuerst  hier  ihre  volle  prak- 
tische Anwendung  gefunden 2).  Nur  die  deutschen  Freien 
Städte  und  San  Marino  stammen  aus  früherer  Zeit 8)  und  haben 
wegen  der  besonderen  Verhältnisse,  insbesondere  des  kleinen 
Gebietsumfanges  dieser  Republiken,  ihre  Organisation  im  wesent- 
lichen beibehalten  können. 

VI.  Hiernach  ist  es  auch  möglich,  wie  hier  versucht  werden 
soll,  den  Begriff  des  republikanischen  Staatsoberhauptes  zu 
konstruieren  und  allgemeine  Normen  über  seine  Stellung  aus 
den  positiven  Staatsrechten4)  der  einzelnen  Republiken,  die 
zusammen  sozusagen  ein   allgemeines  republikanisches 


')  Nach  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre  S.  285,  leben  von  den  440 
Millionen  Menschen,  die  zu  den  Kulturvölkern  zu  rechuen  sind,  170  Millioueu 
in  Republiken  mit  Präsidentschaft,  ebensoviel  in  Republiken  mit  monarchischer 
Spitze  und  etwa  100  Millionen  in  konstitutionellen  Monarchien.  Letztere  Zahl 
wird  sich  jetzt,  sofern  man  Russland  zu  den  Kulturstnateu  mit  einer  Ver- 
fassung zählen  kann,  auf  etwa  200  Millionen  belaufen. 

2)  Vgl.  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre  S.  247. 

3)  Vgl.  Ulrich,  Die  Bestellung  der  Gerichte  in  den  modernen  Repu- 
bliken, Zürich  1904,  S.  X. 

4)  Haenel,  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  1  S.  73:  sIn  den  Verfassungen, 
als  den  Grundgesetzen,  welche  das  deutsche  Staatswesen  beherrschen,  spiegeln 
sich  in  den  obersten  Linien  die  rcchtlicheu  Grundverhältuisse  ab,  welche  durch 
das  Wesen  des  Staates  in  seiner  Allgemeinheit  und  in  seiner  positivrechtlichen 
Form  bedingt  sind". 


Digitized  by  Google' 


Staatsrecht  bilden,  aufzustellen1).  Selbstverständlich  sind 
viele,  den  einzelnen  Verfassungen  zugrunde  liegenden  Prin- 
zipien und  erst  recht  die  positiven  Bestimmungen  nicht  immer 
dieselben.  Der  Umfang  der  Befugnisse  des  Präsidenten,  be- 
sonders auch  sein  Verhältnis  zur  Volksvertretung,  ist  oft  sehr 
verschieden2).  Manche  Republiken,  wie  die  Schweizerische 
Eidgenossenschaft  und  die  Schweizer  Kantone  im  Gegensatze 
zu  dem  nordamerikanischen  Bundesstaate  und  seinen  Glied- 
staaten haben  keinen  grossen  Wert  auf  die  Schaffung  eines 
selbständigen  Oberhauptes  gelegt,  so  dass  Funktionen,  die  sonst 
von  dem  Präsidenten  wahrgenommen  werden,  hier  einem  Kol- 
legium zufallen.  Solche  Modalitäten,  so  rechtlich  bedeutsam 
sie  sind,  sind  geschichtlich  begründet  oder  gehen  auf  politische 
Erwägungen  zurück,  die  häufig  den  Grund  für  diese  oder  jene 
auffallende  Erscheinung  des  positiven  Rechtes  abgeben  werden. 

Die  Behandlung  einer  Frage  des  allgemeinen  Staatsrechtes 
ist  aber  eine  rein  juristische.  Sie  darf  historische  und  poli- 
tische Betrachtungen  nur  insoweit  bringen,  „als  die  Verwirk- 
lichung der  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  eine  Erklärung  be- 
nötigt, wenn  anders  die  Ausführung  nicht  im  Sande  politischer 
Subjektivität  verlaufen  soll"3).    Eine  geschichtliche  Dar- 


*)  Affolter  (Grundzüge  des  allgemeinen  Staatsrechts,  Stuttgart  1892, 
Vorwort)  beweist  richtig  die  Existenzberechtigung  des  allgemeinen  Staats- 
rechts durch  die  Tatsache,  dass  der  Staat  nicht  Einzel-,  sondern  allgemeine 
Erscheinung  ist.  Ferner  Dugnit,  I/Etat,  les  gouvernauts  et  les  ageuts, 
Paris  1903,  S.  23G:  „Queis  que  soient  les  divers  noins  que  portcut  les  chefs 
d'Etat,  quelqne  differents  que  soient  leurs  pouvoirs  et  leur  Situation  juridique, 
il  y  a  entre  eux  tous  un  fonds  commuu  qu'il  faut  degager*,  und  Reh  in  (An- 
nalen  1885  S.  P>5):  ,Das  allgemeine  Staatsrecht  ist  eine  Theorie,  aufgebaut 
auf  einer  vergleichenden  Untersuchung  der  besonderen  Staatsrechte  der  ein- 
zelnen Staaten*.  Tezner  (Annalen  1902  S.  664)  dagegen  schätzt  das  Finden 
allgemeiner  Begriffe  für  das  Seiende  gering  ein.  I  ber  die  Begriffe  allgemeines 
und  vergleichendes  Staatsrecht  vgl.  Rossi,  Die  neuere  Literatur  des  Ver- 
fassungsrechts  bei  den  romanischen  Völkern,  in  der  Kritischen  Vierteljahrs- 
schrift für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  1895.  Bd.  37  S.  495,  529  ff. 

2)  Einen  Vergleich  zwischen  der  Rechtsstellung  des  französischen  und 
des  nordamerikanischen  Präsidenten  gibt  Brie,  Die  gegenwärtige  Verfassung 
Frankreichs  (Festschrift  für  Gneist),  Breslau  1888,  S.  37  IT. 

*)  Affolter  a.  a.  0.:  Saint  Girons,  Manuel  de  droit  eonstitutionnel. 
prefacelV:  „Le  jurisconsulte  sc  diminue  quand  il  sc  trausforme  cn  politk-ien*. 
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Stellung  der  Entwicklung  der  Spitze  in  den  Republiken,  wie 
sie  weiter  unten  zu  geben  ist,  ist  daher  auch  für  die  vorliegende 
Aufgabe  berechtigt,  weil  sie  den  gemeinsamen  Ursprung  sowie 
die  Gründe  der  Ähnlichkeit  oder  Verschiedenheit  der  Staats- 
organisationen und  damit  der  Stellung  der  Staatshäupter  auf- 
zudecken imstande  ist.  Von  politischen  Betrachtungen, 
die  sich  mit  der  Anwendung  der  Staatswissenschaft  beschäftigen, 
in  subjektiver  Weise  die  staatlichen  Verhältnisse  kritisieren 
und  zu  beeinflussen  suchen  *),  ist  jedoch  zu  unterscheiden  eine 
Berücksichtigung  der  Politik,  insofern  sie,  die  praktische 
Staatswissenschaft,  eine  gewisse  allgemeine  Anerkennung  ge- 
funden hat  und  in  Geltung  ist.  Die  Quellen  des  allgemeineu 
Staatsrechtes  sind  nicht  nur  die  einzelnen  Staatsverfassungen, 
sondern  es  gibt  neben  diesem  gesetzten  Rechte  auch  ein  aus- 
gebildetes G  ewohnheitsrecht,  das  ausschliesslich  der  Praxis, 
nicht  wie  das  Verfassungsrecht  auch  theoretischen  Erwägungen 
sein  Dasein  verdankt.  Eine  Verfassungsurkunde  vermag  an 
sich  nicht  das  staatsrechtliche  Leben  eines  Staatsorganismus 
vollkommen  zu  ordnen;  überdies  bestehen  für  ihre  Abänderung 
auf  ordnungsmässigem  Wege  erschwerende  Bedingungen.  Es 
bilden  sich  also  Normen  nicht  nur  zur  Ergänzung  des  Ver- 
fassungsrechtes, sondern  auch  gegen  seinen  Inhalt:  die  Ver- 
fassung „wandelt"  sich2).  Gerade  für  die  heutigen  Republiken 
sind  diese  Normen  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung. 
Werden  sie  nicht  untersucht,  so  bleibt  z.  B.  die  sich  in  der 
Neuzeit  zeigende  Tendenz3),  die  Macht  der  Regierung  und  des 
Volkes  gegenüber  der  des  Parlamentes  ohne  Veränderung  der 
Verfassungsgesetze  zu  stärken,  verborgen  und  werden  wichtige 
staatsrechtliche  Institute,  wie  die  Ausschüsse  des  nordamerika- 
nischen Kongresses.  Ministerrat  und  Ministerpräsident  in  an- 


')  Iber  «Uesen  Begriff  der  Politik  und  ilir  Verhältnis  zur  Staatslehre 
vgl.  Jellinek,  Das  Recht  des  modernen  Staates,  Bd.  1:  Allgemeine  Staats- 
lehre, 2.  Aufl.,  Berlin  VM)?>,  S.  i:*n.    Vgl.  auch  Rossi  a.a.O.  S.  553 ff. 

- 1  Vgl.  J c  1 1  in e k ,  Verfassungsänderung  und  Verfassungswandlnng, 
Berlin  J'JO'5.  S,  28  it.  i  die  „konventionelle-  Verfassung).  Rossi  a.a.O. 
S.  549  betont  ebenfalls  die  Wichtigkeit  des  Gewohnheitsrechtes  filr  das  staat- 
li. die  L"l>en. 

Jellinek  a.  a  « .».  S.  7H--SÜ. 
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deren  Republiken,  nicht  berücksichtigt.  Eine  vollkommene 
Negierung  dieses,  wie  gesagt,  in  gewisser  Weise  auch  not- 
wendigen ungeschriebenen  Rechtes  ist  nicht  möglich.  Schwierig 
jedoch  ist  die  Abgrenzung  der  bereits  zu  Rechtsnormen  ge- 
wordenen Regeln,  nach  denen  sich  das  politische  Leben  richtet, 
von  solchen  politischen  Betrachtungen  und  tatsächlichen  Er- 
eignissen, die  vielleicht  dazu  beitragen,  das  erwähnte  unge- 
schriebene Recht  zu  bilden,  aber  noch  nicht  Allgemeingültig- 
keit oder  Bedeutung  für  ähnliche  Fälle  beanspruchen  können. 
Politik  in  letzterem  Sinne  gehört  wohl  in  eine  Darstellung  der 
Staatslehre  hinein,  ist  aber  für  eine  positivrechtliche  Frage 
nicht  zu  berücksichtigen. 

VII.  Die  rechtliche  Stelluug  der  Oberhäupter  der 
heutigen  Republiken  ist  bislang1)  noch  nicht  der  Gegen- 
stand erschöpfender  monographischer  Darstellung  gewesen. 
Der  Grund  wird  hauptsächlich  darin  zu  suchen  sein,  dass  die 
Möglichkeit,  ein  allgemeines  republikanisches  Staatsrecht,  von 
dem  die  vorliegende  Darstellung  der  Exekutive  einen  Teil 
bildet,  aus  einer  vergleichenden  Untersuchung  der  einzelnen 
republikanischen  Organisationen  zu  gewinnen,  verkannt  ist. 
Die  Lehrbücher  der  Staatsrechte  der  einzelnen  Republiken  und 
die  Systeme  des  Völkerrechts 2)  begnügen  sich  ineist  damit,  die 
positiven  Verfassungsbestimmungen  wiederzugeben  oder  die 
republikanischen  Staatsoberhäupter  kurz  als  oberste  Staats- 
organe, Repräsentanten  der  Staatsgewalt,  Beamte,  Chefs  der 
Exekutive  oder  dergl.  zu  charakterisieren,  ohne  jedoch  auf  die 
grundlegenden  Begriffe  zurückzugehen.  Mit  der  Behandlung 
der  allgemeinen  Staatslehre,  der  ja  in  der  neueren  Zeit  er- 
höhtes Interesse  zugewendet  ist,  hat  man  die  republikanische 
Staatsform  neu  untersucht  und  dabei  die  rechtliche  Stellung 
der  republikanischen  Staatshäupter  zuweilen  zusammenfassend 
vom  Standpunkte  der  allgemeinen  Staatslehre  aus  beleuchtet, 
wobei  freilich  dann  wieder  die  Einzelheiten  des  allgemeinen 
Staatsrechtes  zu  kurz  kamen3).    Dagegen  besteht  eine  Reihe 

')  wie  anch  Jellinck,  System  <ler  subjektiven  öffentlichen  Rechte, 
2.  Aufl.,  Tübingen  1905,  8.  151,  feststellt. 

3)  Die  Literatur  wird  in  den  §§  2  und  14  angegeben  werden. 

a)  Ausser  den  Werken  über  allgemeine  Staatslehre  von  Jellinck, 
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von  meist  erst  in  neuester  Zeit  erschienenen  Werken,  die  ein- 
zelne Teile  unserer  Aufgabe,  besonders  bestimmte  Funktionen 
der  Exekutive,  teils  mit  Beschränkung  auf  ein  Staatswesen, 
teils  im  Vergleiche  mit  anderen  Republiken,  behandeln1). 

VIII.  Wenn  sich  die  folgenden  Ausführungen  mit  dem 
Begriffe  und  der  Rechtsstellung  der  republikanischen  Staats- 
häupter befassen  sollen,  so  ist  es  zur  Gewinnung  der  erforder- 
lichen Unterlagen,  insbesondere  auch  zur  Feststellung  des  Be- 
griffes Republik  und  zur  Abgrenzung  dieser  Staatsform  von  der 
monarchischen,  notwendig,  zunächst  sich  über  den  Begriff 
des  Staates  klar  zu  werden  *).  Für  diesen  Zweck  ist  zu  den 
wichtigsten  Staatstheorien  Stellung  zu  nehmen,  und  im  Zu- 
sammenhange damit  sind  andere  einschlägige  staatsrechtliche 
Begriffe  zu  erörtern. 

Gegenüber  der  Tatsache,  dass  die  heutige  Staatslehre 
nicht  eine  allgemein  anerkannte  unangefochtene  Definition  des 
Staatsbegriffes  geben  kann,  auf  dem  aufbauend  man  bald  zu 
sicheren  Resultaten  bezüglich  der  Stellung  des  Staatshauptes 
kommen  würde,  vermag  der  Umstand  ein  Trost  zu  sein,  dass 
die  Staatslehre  mit  allen  Wissenschaften  das  Schicksal  teilt, 
dass  gerade  die  letzten  und  allgemeinsten  Begriffe,  auf  denen 
die  ganze  Wissenschaft  ruht,  der  Erkenntnis  die  grössteu 
Schwierigkeiten  darbieten  und  vielleicht  für  immer  der  vollen 
Erkenntnis  sich  entziehen  ').  Andererseits  ist  aber  auch  der 
Ansicht  entgegenzutreten,  dass  es  einen  einheitlichen  Staats- 
begriff überhaupt  nicht  gebe.  Mit  der  Tatsache,  dass  unter 
dem  Staate,  der  Republik,  dem  republikanischen  Präsidenten, 
bestimmte  Begriffe    verstanden  werden,    ergibt  sich  immer 

Reh  in,  K.  Schmidt,  Bornhak,  (iareis,  Afloltcr,  Seydcl  sei  noch  hin- 
gewiesen auf  Jellinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte  S.  154 ff.; 
Lingg,  Empirische  Untersuchungen  zur  allgemeinen  Staatslehre;  Bernatzik, 
Republik  und  3Ionarchie,  Freihnrcj  1S92:  Dnguit,  L'Etat,  les  gouvernants 
et  les  a^ents  S.  'M\>  ff. 

\>  Sie  werden  an  yeeijjjnetor  Stelle  erwähnt  werden. 

-;  t'oinlies  de  Lestrade,  Droit  nolithjue  contemnorain  S.  H:  .lue 
dilinitiun  de  l'Ktat  d<dt  sc  tnmver  au  »lehnt  de  toute  oenvre  «jni  traue  du 
dmit  nolitirjuc". 

•',!  Loeninir  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Bd.  6  S.  909. 
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wieder  die  Berechtigung,  diesen  Begriffen  auf  den  Grund  zu 
gehen  und  sie  zu  erfassen  zu  suchen.  Es  muss  aber,  wie 
Haenel1)  sicli  scharf  ausdrückt,  „bei  der  vollkommenen,  Praxis 
und  Wissenschaft  beherrschenden  Zuchtlosigkeit  und  Willkür 
in  den  Begriffsbestimmungen  und  in  der  Terminologie  aller 
Haupterscheinungen  des  Staatslebens  jeder  Schriftsteller  sich 
den  Weg  auf  eigene  Faust  bahnen".  Ausserdem  ist  eine  stets 
erneute  Untersuchung  der  ölfentlichrechtlichen  Grundbegriffe 
auch  deshalb  geboten,  weil  der  Staat  selbst  in  steter  Umbildung 
begriffen  ist,  die,  wie  bereits  betont,  sich  nicht  nur  in  der  Ab- 
änderung von  Verfassungsgesetzen  zeigt,  und  wir  daher  „Gefahr 
laufen,  das  Leben  der  Gegenwart  mit  den  Kategorien  der  Ver- 
gangenheit zu  erfassen;  fortwährend  entstehen  neue  Erschei- 
nungen im  Staatenleben  und  treten  andererseits  Unterschiede 
in  bisher  für  einheitlich  gehaltenen  Institutionen  mehr  oder 
minder  deutlich  hervor"  *J).  So  sei  nur  auf  die  durch  die  Ent- 
stehung der  neueren  Bundesstaaten  hervorgerufenen  Theorien 
und  die  infolgedessen  von  vielen  Schriftstellern  vorgenommene 
Eliminierung  des  Begriffsmerkmales  der  Souveränität  aus  der 
Staatsdefin  ition  verwiesen . 

In  jedem  Staate  besteht  eine  Gemeinschaft  menschlicher 
Individuen,  das  Volk,  und  ein  räumlich  abgegrenzter  Teil  der 
Erdoberfläche,  das  Staatsgebiet,  die  zunächst  zwei  allgemein 
anerkannte  Begriffsmerkmale  des  Staates  darstellen.  Dadurch, 
dass  die  Personengemeinschaft  Beziehungen  zu  einem  bestimmten 
Gebiete  hat,  unterscheidet  sie  sich  von  anderen  privat-  oder 
öffentlichrechtlichen  Genossenschaften,  die  keine  Gebietskörper- 
schaften sind  3).  Aber  auch  jedes  Gebiet  ,  das  von  einer  Ver- 
einigung von  Menschen  bewohnt  ist,  ist  noch  nicht  Staatsgebiet, 
da  der  Unterschied  z.  B.  von  der  Provinz  oder  der  Stadt  nicht 


»)  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  1  S.  119. 

2)  Jellinek.  Über  Staatsfragmente,  in  <ler  Festgabe  der  jurist.  Fakultiit 
Heidelberg  z.  Geb.  des  Grossherzogs  von  Baden.  Heidelberg  18%,  8.  262. 

3)  Das  Begriffsmerkmal  Gebiet,  das  rSubstrata  des  Staatsbegriffes,  fehlt 
in  Ciceros  Staatsdcfinition:  Res  publica  est  coetus  multitudinis  juris  eonsensu 
et  utilitatis  comiuunione  sociatus,  so  dass  sie  wohl  kaum  das  ihr  von 
Friedrich  v.  Martens  (Völkerrecht,  Deutsche  Ausgabe  von  Carl  Bergbohm, 
Berlin  1883.  Bd.  1  S.  232)  gespendete  Lob  verdient. 
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gegeben  ist.  Es  muss  zu  Persouengenieinschaft  und  Gebiet  also 
noch  mindestens  ein  drittes  Begriffsmerkmal  hinzutreten. 

Hier  beginnt  der  Streit  der  Meinungen,  die  auf  verschiedene 
Weise  den  Staat  auf  der  Grundlage  seiner  Substrate  Volk  und 
Gebiet  zu  erklären  suchen.  Die  für  die  Lösung  der  gestellten 
Aufgabe  wichtigste  Frage,  die  sich  aus  der  Fülle  der  Theorien 
herausheben  lässt,  ist  die,  ob  der  Staat  als  ein  eigener  Organis- 
mus, als  eine  einheitliche  juristische  Person,  aufzufassen  ist 
oder  nicht.  Je  nachdem  wird  sich  auch  die  Stellung  des  Ober- 
hauptes im  Staate  verschieden  gestalten.  Zugleich  gibt  die 
Untersuchung  des  Begriffes  Organismus  ein  Urteil  über  die 
sich  so  oft  findende  Bezeichnung  des  republikanischen  Staats- 
haltes als  eines  staatlichen  Organs,  besonders  des  höchsten 
Staatsorgans.  Zu  diesem  Probleme,  wohl  dem  meistumstritteuen 
in  der  heutigen  Staatslehre,  inuss  deshalb  hier  Stellung  ge- 
nommen werden;  es  soll  jedoch  erst  geschehen,  nachdem  ein 
Überblick  über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Spitze  in  der 
Republik  gegeben  ist. 

IX.  Zuletzt  noch  einige  Bemerkungen  über  das  Wort 
Staatsoberhaupt1).  Unter  dem  Staatsoberhaupte  versteht 
der  Sprachgebrauch  die  an  der  Spitze  des  Staates  stehende 
Einzel  Persönlichkeit.  Die  Spitze  der  Republik  nimmt  Funk- 
tionen an  Stelle  des  Staates  wahr;  ob  sie  dies  als  Organ,  Be- 
amter, Beauftragter,  Repräsentant,  Herrscher  tut,  bleibe  vor- 
läufig dahingestellt.  Und  zwar  sind  dies  —  woraus  sich  der 
Begriff  der  Spitze  des  Staates  ergibt  —  diejenigen  Funktionen, 
die  als  die  höchsten  Vervvaltungsfunktionen,  die  Regierung,  be- 
zeichnet werden,  ohne  dass  sie  überhaupt  unter  allen  staat- 
lichen Funktionen  die  höchsten,  d.h.  von  keiner  höheren  In- 
stanz rechtswirksam  abhängig  wären.  Denn  wie  ausdrücklich 
festgestellt  sein  mag,  wird  durch  die  Bezeichnung  als  Spitze 
und  insbesondere  als  Oberhaupt  des  Staates  durchaus  nicht  ein 
Überwiegen  der  Macht  vor  anderen  Faktoren  präjudiziell;  es 
liegt  weder  im  Worte  noch  ist  es  notwendig,  dass  das  Staats- 
haupt „dasjenige  Organ  ist,  in  dem  sich  die  gesamte  Staat sge- 

»)  Vgl.  Affoltcr,  (irumlzüge  des  allgemeinen  Staatsrechts  S.  H4; 
Uareis,  Institutionen  dos  Völkerrechts.  Glessen  1901.  S.  100 ff. 
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walt  konzentriert"1).  Gerade  in  der  Republik  spielt,  wie  es 
ancli  rechtlich  begründet  ist,  die  legislative  Gewalt,  die  beim 
Volke  selbst  oder  einer  repräsentierenden  Versammlung  liegt, 
die  ausschlaggebende  Rolle.  Die  Funktionen  des  höchsten  Ver- 
waltungsorgans umfassen  hauptsächlich  auch  die  sogenannten 
laufenden  Geschäfte2)  und  können  selbst  in  sehr  kleinen  Repu- 
bliken kaum  vollkommen  von  dein  Volke  selbst,  von  den  Staats- 
bürgern abwechselnd  oder  von  der  Repräsentation  des  Volkes 
wahrgenommen  werden.  Heute  bildet  die  Spitze  der  Republik 
aus  dem  oben  ausgeführten  Grunde  meist  eine  Einzelpersönlich- 
keit, das  Staatsoberhaupt.  Aber  auch  wenn  rein  juristisch  be- 
trachtet ein  Kollegium  die  Spitze  des  Staates,  die  höchste  re- 
präsentierende und  regierende  Behörde  bildet,  kann  ein  Ober- 
haupt doch  nur  der  sein,  der  in  diesem  Kollegium  der  primus 
inter  pares  und  rechtlich  nicht  mehr  ist. 

Es  soll  also  hier  zwischen  Staatshaupt  und  Spitze  des 
Staates  unterschieden  werden.  Beide  Begriffe  fallen  in  den 
Monarchien  und  den  meisten,  wie  gesagt  grösseren,  Republiken 
zusammen.  Ein  Kollegium,  das  die  Spitze  in  anderen  Repu- 
bliken bildet,  soll  aber  nicht  als  Staatsoberhaupt  bezeichnet 
werden3).  Allerdings  wird  der  Vorsitzende  eines  Kollegiums, 
der  den  übrigen  Mitgliedern  gegenüber  nicht  Vorgesetzter  ist, 
nur  selten  dessen  oder  der  repräsentierten  Gebietskörperschaft 
Oberhaupt  genannt;  doch  widerstreitet  es  weder  dem  Sprach- 
gebrauche noch  den  tatsächlichen  Verhältnissen,  wenn  der 
Schweizer  Bundespräsident,  die  höchsten  Beamten  der  eidge- 
nössischen Kantone  und  die  hanseatischen  Bürgermeister  als  die 
Oberhäupter  ihrer  Republiken  angeschen  werden.  Ihre  Rechts- 
stellung lässt  sich  jedoch  nur  im  engsten  Zusammenhange  mit 


1  wie  Gar  eis  a.  a.  0.  das  Staatshaupt  definiert. 

?)  Dubs,  Das  öffentliche  Recht  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft, 
2.  Anfl .  Zürich  1878,  1.  Teil  S.  7J):  „ein  Rat  kann  sich  in  grossen  Zeitpausen 
versammeln  ...  die  eigentliche  Staatsleitung  aber  muss  täglich  und  stündlich 
ihrer  Pflicht  obliegen". 

3)  wie  bei  Hübler,  Organisation  der  Verwaltung  in  Preussen  (alte  Lande) 
und  im  Deutschen  Reich  S.  2.  und  Heilborn,  Völkerrecht  in  Holtzendorlf- 
Kohlers  Enzyklopädie,  Leipzig  und  Uerlin  1004,  lid.  2  S.  1000:  „In  Republiken 
ist  Staatsoberhaupt  cutweder  eine  physische  Person  oder  ein  Kollegium-. 
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der  der  Kollegien,  deren  Mitglieder  sie  sind,  und  die  zusammen 
die  Spitze  der  Republik  bilden,  darstellen.  Der  Titel  der 
meisten  Kantonsoberhäupter  (Präsident  des  Regierungsrates  bzw. 
Kleinen  Rates,  president  du  conseil  d'Ktat)  weist  direkt  auf  die 
engen  rechtlichen  Beziehungen  zu  dem  Exekutivkollegium  hin. 
Sonst  wird  schon  äusscrlich  durch  den  Titel  —  Präsident  der 
Republik  oder  Nation,  governor,  Landammann,  Bürgermeister 
—  sowie  durch  die  Ehrenrechte  die  höchstgestellte  Einzelper- 
sönlichkeit als  Staatshaupt  gekennzeichnet. 

Die  Verfassung  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  kennt 
z.  B.  nur  die  besondere  Bezeichnung  als  Bundespräsident,  ob- 
wohl dessen  Rechtsstellung  unter  der  des  Bundesrates  behan- 
delt wird,  nicht  aber  einen  Präsidenten  dieses  Rates1).  Es 
kann  auch  nicht  gegen  die  Eigenschaft  als  Staatshaupt  die 
wenig  einflussreiche  Stellung  des  Vorsitzenden  eines  Kollegiums 
angeführt  werden.  In  der  Schweiz  haben  die  Regierungs- 
kollegien der  Legislative  gegenüber  selbst  in  ihrer  Gesamtheit 
wenig  Macht.  Der  Bundesrat  der  Eidgenossenschaft  ist  uur 
ein  „simple  conüte  prepose  ä  Texpedition  des  affaires,  plutöt 
qu'un  veritable  pouvoir"2);  er  kann  also  nicht  mit  grösserem 
Rechte  als  Staatshaupt  bezeichnet  werden. 

Die  Senate  in  den  Hansestädten  haben  dagegen  wichtige 
Funktionen  der  Staatsgewalt  wahrzunehmen.  Ihre  Gleichsetzung 
mit  monarchischen  Staatshäuptern  beruht  auf  objektivem  Rechte 
(z.  B.  Art.  66  der  Reichsverfassung).  Bemerkenswert  ist  jedoch, 
dass  die  hanseatischen  präsidierenden  Bürgermeister  das  Recht 
haben,  wie  die  deutschen  Fürsten  auf  Privatfahrzeugen  die 
Reichskriegsflagge  zu  führen. 


»)  wie  nach  Frccman,  President  ial  government,  in  Historical  cssays. 
2.  eil.,  London  1872,  S.  37fi,  eigentlich  der  Titel  sein  müsste.  Dnbs  a.  a.  0. 
2.  Teil  S.  05  ist  der  oben  angeführten  Ansicht,  wenn  er  auch  feststellt,  dass 
in  praktischer  Beziehung  der  Gedanke,  dass  in  dem  Bundespräsidenten  nicht 
nur  ein  Präsident  des  Bundesrates  zu  sehen  sei,  nicht  weiter  ausgebildet  sei. 
Vincent,  State  and  federal  government  in  Switzerland ,  Baltimore  1  Sil  1 , 
S.  1:5.*).  erklärt  die  Präsidenten  der  kantonalen  Exekutivbehörden  für  die 
highest  representatives  <>f  the  State. 

')  Ihipriez,  Les  ministres  dans  los  prineipanx  pays  d'Europe  et  d'Aint- 
rique.  Paris  ISiLMW.  Bd.  2  S  1S1. 
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Dass  Staatsoberhaupt  nicht  nur  der  Monarch1),  sondern 
auch  ein  Angehöriger  einer  Republik  sein  kann,  dürfte  wohl 
unbestritten  sein. 

§  2.  Die  irescliiclitliehc  Entwicklung  der  Spitze  der  Republik, 
({uellen  des  geltenden  Verfassungsrochts. 

I.  Auszugehen  ist  von  der  Tatsache,  dass  die  heutigen 
Republiken  sich  sämtlich  aus  Monarchien  bzw.  Teilen 
oder  Kolonien  von  solchen  entwickelt  haben-).  Auch  die 
Schweizerische  Eidgenossenschaft  ist  aus  Teilen  der  habsbur- 
gischen  Hausmacht,  den  Besitzungen  anderer,  besonders  deut- 
scher Fürsten,  Lehen  der  Kirche  und  Freien  Reichsstädten  ent- 
standen; das  alte  deutsche  Reich  ist  aber,  wenigstens  zur 
Zeit  der  Entstehung  und  eisten  Entwicklung  der  Eidgenossen- 
schaft, als  Einheitsstaat  aufzufassen;  die  reichsfreien  Städte 
waren  nicht,  wie  die  Hansestädte  im  heutigen  deutschen  Reiche 
als  einem  Bundesstaate,  selbständige  Republiken,  sondern  ebenso 
wie  andere  tatsächlich  demokratisch  regierte  Kantone  rechtlich 
nur  mit  besonderen  Privilegien  ausgestattete  Teile  eines  allein 
souveränen  Gemeinwesens. 

Die  Grundlage  der  Republik,  die  demokratische  Volks- 
souveränität, erhält  zugleich  durch  diese  Feststellung  in  ge- 
wisser Weise  ihre  Erklärung.  Denn  wenn  das  Volk  durch  die 
Revolution  sicli  der  Dynastie  entledigt  oder  sich  vom  Mutter  - 
lande  losgerissen  hatte,  war  es  natürlich,  dass  in  dem  nicht 
mehr  von  einem  Monarchen  regierten  Staatswesen  der  übrig- 
bleibende als  Souverän  in  Betracht  kommende  Faktor,  das  Volk 
in  seiuer  Gesamtheit,  in  seltenen  Fällen  auch  eine  Mehrzahl 
vou  Volksgenossen,  selbst  die  Staatsgewalt  sich  aneignete3). 
Weitere  Schlüsse  lassen  sich  jedoch  aus  der  Tatsache,  dass  die 
heutigen  Republiken  aus  Monarchien  entstanden  sind,  nicht 
ziehen.  Es  kann  z.  B.  eine  Republik  sich  auch  aus  einem  Ge- 
meinwesen entwickeln,  dem  bis  dahin  die  Bezeichnung  Staat 

')  wie  Schulze,  Lehrbuch  des  deutschen  .Staatsrechtes,  Leipzig  1881, 
Bd.  1  S.  183,  anzunehmen  scheint. 

4)  Bornhak,  Allgemeine  Staatslehre  S.  42.  43. 

3)  Vgl.  Bornhak  a.  a.  0.  und  Cuoley,  Treatise  on  the  constitutional 
limitations  otc.  S.  7. 

Walt  bor,  Staatshalt  in  Republiken  - 
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oder  Teil  eines  Staates  überhaupt  nicht  zukam,  einer  Besiede- 
lung  okkupierten  Gebietes;  so  wurden  die  ehemalige  südafri- 
kanische Republik  (Transvaal)  und  der  Oranjefreistaat  ge- 
gründet. 

Bemerkenswert  ist  die  Entstehung  von  Republiken  aus 
städtischen  Kommunalwesen  (deutsche  Freie  Städte). 

Die  afrikanische  Negerrepublik  Liberia  ferner  hat  sich  aus 
einer  im  Jahre  1816  von  einer  amerikanischen  Kolonisations- 
gesellschaft zur  Ansiedelung  freier  Farbigen  gegründeten  Kolonie 
entwickelt.  Das  Abhängigkeitsverhältnis  zu  der  Gesellschaft  be- 
stand, bis  diese  auf  die  Verwaltung  verzichtete  und  Liberia  im 
Jahre  1847  selbständige,  auch  in  Europa  anerkannte  Republik 
wurde 1).  Liberia  und  die  neuereu  nordamerikanischen  Glied- 
staaten, die  zunächst  abhängige  Territorien  waren  und  erst 
nach  und  nach  Staatscharakter  erhielten,  siud  dann  die  einzigen 
jetzt  bestehenden  Republiken,  die  ihren  Ursprung  nicht  direkt  von 
Monarchien  bzw.  monarchischen  Besitzungen  herleiten  können, 
sondern  auf  unselbständige,  unter  republikanischer  Staatshoheit 
stehende  Gebiete  zurückgehen. 

Die  Entwicklung  der  Spitze  in  den  neu  entstandenen 
Republiken  ist  sehr  verschieden  gewesen.  Auf  ihre  Schaffung 
und  Weiterbildung  sind  von  Eiufluss  gewesen  vor  allem  die 
Entstehung  und  die  besonderen  Verhältnisse  der  betreifenden 
Republik  selbst,  sodann  herrschende  Staatstheorien,  hervorragende 
Persönlichkeiten  und  das  Beispiel  anderer  Republiken. 

II.  Wir  wenden  uns  zuuächst  der  Entwicklung  der  repu- 
blikanischen Staatsform  in  Amerika  zu. 

1.  Die  ersten  neuzeitlichen  Republiken  sind  dio 
Staaten,  die  die  nordamerikanische  Union  gründeten. 
Auf  die  Aufforderung  des  Kongresses  von  Philadelphia  im 
Jahre  1776,  auf  dem  zwölf  der  zum  Abfall  vom  Mutterlande 
entschlossenen  Kolonien  vertreten  waren,  gaben  sich  elf  der 
Staaten  Verfassungen,  nämlich  Virginia,  Massachusetts,  Dela- 
ware, Pennsylvania,  New  Yersey,  Maryland,  South  Carolina, 
New  Hampshire.  North  Carolina,  Georgia  und  New  York.  Zwei 


*)  Meyers  Grosses  Konversationslexikon,  fi.  Aufl.,  Leipzig  und  Wien 
lSIOf»,  T.<1.  12  S.  f»OT»  <niit  weiterer  Literatur). 
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Staaten  behielten  die  ihnen  von  der  britischen  Krone  verliehenen 
Kolonialcharten  bei  und  benutzten  sie  bis  zum  Jahre  1818  bzw. 
1848  als  Verfassungen,  nämlich  Connecticut  den  Charter  von 
1662  und  Rhode  Island  den  von  1663.  Diese  siud  somit  die 
ältesten  geschriebenen  Staatsverfassungen  im  modernen  Sinne 
Virginia  gab  sich  die  erste  eigene  Verfassung2),  die  anderen 
der  elf  Staaten  folgten,  manche  wechselten  in  der  Zeit  bis  zur 
Gründung  der  Union  ihre  Verfassung3). 

Diese  ersten  Verfassungen  lehnten  sich  erklärlicherweise 
an  die  bisherigen  Kolonialverfassungen  an4).  So  blieb  die 
Exekutive  in  der  Hand  eines  Governor  (in  Pennsylvania  und 
New  Hampshire  war  der  Titel  zunächst  Präsident);  nur  waren 
dessen  Befugnisse,  wohl  im  Andenken  au  die  höchsten  Exekutiv- 
beamten der  britischen  Krone  in  den  Kolonien,  in  manchen 
der  ersten  Verfassungen  ziemlich  beschränkt  worden.  Der 
Governor  wurde  in  den  meisten  Staaten  von  der  Legislative 
gewählt,  nur  in  einigen  vom  Volke ;  denn  ein  Staatshaupt,  das 
der  Volksgunst  seine  Stellung  verdankt,  gilt  als  mächtiger  und 
gefährlicher,  als  wenn  es  indirekt  bestimmt  wird.  Ihm  zur 
Seite  stand  in  allen  der  dreizehn  Staaten  ausser  in  Süd-Carolina 
ein  Rat  (Executive  Council,  in  Delaware  Privy  Council)  „as  a 
check  on  the  powers  of  the  executive"  5).  Allmählich  ist  dieser 
Hemmschuh  verschwunden,  ein  Rat  bestellt  nur  noch  —  zu- 
weilen hat  sich  aus  ihm  der  Senat  als  Teil  der  Legislative 
entwickelt  —  in  wenigen  Staaten,  und  „the  governor  lemains 
in  solitary  glory  the  official  head  and  representative  of  the 
majesty  of  the  State"6). 

')  Jellinek,  Die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte,  Leipzig 
1895,  S.  10,  11.  Foster,  Commeutaries  on  the  Constitution  of  the  United 
States,  London  1896,  Bd.  1  S.  27,  scheint  auch  völkerrechtliche  Verträge  als 
Verfassungen  anzusehen. 

*)  Jellinek  a.  a.  0.  S.  11,  12 

*)  S.  die  Tabelle  hei  Fisk,  Stimmrecht  und  Einzelstaat  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  Leipzig  1896,  S.  108. 

*)  Foster  a.  a.  0.  S.  37;  Dareste,  Les  Constitution»  modernes,  Becucil 
des  Constitution«  en  vigueur  dans  les  divers  Etats  d'Enrope,  d'Auieriuue  et  du 
monde  civilis«-,  2.  edit,  Baris  1891,  Bd.  1  S  VJ. 

ß)  Foster  a.  a.  0.;  ähnlich  der  Uitvoerende  Raad  im  ehemaligen  Oranje- 
freistaate  (Dareste,  Constitution:»  modernes  Bd.  2  S.  f>(50). 

•)  Bryce,  The  American  commonwealth  Bd.  1  S.  473.  474 
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Die  dreizehn  Staaten  waren,  nachdem  sie  sich  für  unab- 
hängig erklärt  hatten,  selbständige  souveräne  Gemeinwesen 
geworden.  Sie  bildeten  nach  den  „ArticlesofConfederation 
and  Perpetual  Union"  von  1777  einen  Staatenbund,  nicht 
einen  neuen  souveränen  Bundesstaat ;  das  Organ  dieses  Bundes, 
der  von  den  Vertretern  der  einzelnen  Staaten  beschickte 
Kongress,  trägt  durchaus  völkerrechtlichen  Charakter  und  ist 
nicht  als  Spitze  und  Exekutive  eines  Staates  anzusehen  l).  Es 
lag  auf  der  Hand,  dass  die  Zentralgewalt  dieser  souveränen, 
aber  aufeinander  angewiesenen  Staaten  zu  schwach  war2).  Es 
wurde  daher  1786  die  Revision  der  Articles  of  Confederation 
beschlossen  in  der  ausgesprochenen  Absicht  „to  render  the 
Federal  Constitution  adequate  to  the  exigencies  of  government 
and  the  preservatiou  of  the  Union" 3). 

2.  Die  Verfassung  vom  17.  September  1787  machte 
dann  aus  den  Vereinigten  Staaten  einen  einheitlichen 
Bundesstaat.  Sie  führte  das  Prinzip  der  Teilung  der  Gewalten 
(Funktionen  der  Staatsgewalt)  sofort  bei  dementsprechender 
Disposition  möglichst  konsequent  durch  und  bestimmte  in  Art.  2 
Sect.  1  §  1 :  The  executive  power  shall  be  vested  in  a  President 
of  the  United  States  of  America.  Gegen  die  Übertragung  der 
Exekutivgewalt  an  eine  Einzelperson  wurden  zwar  verschiedene 
Bedenken  geltend  gemacht,  doch  sprachen  andererseits  Er- 
wägungen und  die  Erfahrungen  des  letzten  Jahrzehnts  dafür4); 
von  einem  Exekutivrate  wurde  abgesehen,  dafür  aber  der  Senat 


')  Bryce  a.  a.  0.  S.  17;  Fisk  a.  a.  0.  S.  36 ff.;  Kent,  Commentaries 
on  American  law,  11.  ed.  by  Comstock,  Boston  1867,  Bd.  1  S.  213 ff.;  Story, 
Commentaries  on  the  Constitution  of  the  United  States,  4.  ed.  Bd.  2  S.  269. 

2)  Cleveland.  Presidential  Problems,  London  and  New  York  1904,  S.  6: 
Feiluralist,  Anfang:  „After  füll  experience  of  the  insufticiency  of  the 
existing  federal  government,  you  are  invited  to  deliberate  lipon  a  new  Con- 
stitution for  the  United  States  of  America". 

3)  Bryce  Bd.  1  S.  18. 

4j  8.  oben  S.  f>  Anm.  4;  Bryce  8.  35,  36;  Federal  ist  Kap.  23: 
Bancroft,  History  of  the  formation  of  the  Constitution  of  the  United  States 
of  America,  London  1KS2,  Bd.  1  8.  146,  gibt  auch  (irüude  wirtschaftlicher 
Art  für  den  Zusammens«  hlu-s  der  Union  an:  vgl.  ferner  für  die  Kntwicklungs- 
gi--v!ii(hte  Scott.  The  republir  as  a  form  of  g"vcrnment  or  the  evolution  of 
demoeraey  in  America,  London  1S;M),  8.  f>7  II. 
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mit  manchen  Kontrollbefugnissen  ausgestattet.  Die  Stellung 
dieses  Bundespräsidenten  ist  einerseits  der  des  Governor  der 
Gliedstaaten,  andererseits  der  des  englischen  konstitutionellen 
Königs  nachgebildet 1).  Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten, 
die  Gladstone  „the  most  wonderful  work  ever  Struck  off  at 
a  given  time  by  the  brain  and  purpose  of  man"  nennt2), 
zeichnet  sich  vor  anderen  Grundgesetzen  dadurch  aus,  dass  sie 
noch  in  ihrer  ursprünglichen  Form  in  Geltung  ist.  Sie  ist  nur 
durch  eine  Anzahl  von  Amendments  ergänzt  bzw.  inhaltlich 
abgeändert  worden,  von  denen  eins  auch  die  Wahl  des  Präsi- 
denten und  Vizepräsidenten  betrifft3).  Sonst  hat  die  Stellung 
des  Bundespräsidenten  im  allgemeinen  im  19.  Jahrhundert  keine 
rechtliche  Änderung  erfahreu.  Die  Beamtenernennungsbefuguis, 
bezuglich  der  sich  in  der  ersten  Zeit  der  Union  die  Abneigung 
gegen  monarchische  Macht  des  Präsideuten  bemerkbar  machte, 
ist  schon  zeitig  zur  Entwicklung  gelangt4). 

3.  Seit  Gründung  der  Uniou  ist  zu  den  ursprünglichen 
dreizehn  Staaten  eine  ganze  Anzahl  neuer  Staaten  hinzu- 
getreten, die  sich  dann,  meist  durch  eine  Kongressakte  des 
Bundes  ermächtigt5),  Verfassungen  gegeben  haben.  Der  Bundes- 
staat besteht  heute  aus  fünfundvierzig  Staaten;  dazu  kommen 
noch  sechs  Territorien  und  eiu  Bundesdistrikt.  Im  Gegensatz 
zu  der  Bundesverfassung  sind  die  Verfassungen  dieser  Glied- 
staaten fortwährenden  Veränderungen  unterworfen  gewesen,  sei 
es  dass  sie  durch  neue  Grundgesetze  ersetzt,  sei  es  dass  sie 


')  Foater  S.  39;  Bryce  S.  35;  Duguit,  L'Etat,  les  gouveruauts  et 
les  agents  S.  348,  349. 

-)  Foster  S.  22;  Duo  de  Noailles,  Le  centenaire  d'une  Constitution, 
Revue  des  Deux  Mondes  1889,  S.  796:  „.  .  eile  est  la  doyenne  des  Constitu- 
tion tfcrites,  regulicrcincnt  discutt'-es  et  formulees  .  .  .  un  chef  d'oeuvre 
d'elasticite". 

8)  Die  Verfassung  und  die  Amendments  befinden  sich  u.  a.  in  Kents 
Commentaries  Bd.  I  S.  639  ff,  650  ff.,  sowie  in  der  unten  zitierten  Sammluug 
von  Poore.  Ausserdem  ist  die  Verfassung  abgedruckt  bei  Bryce,  eine 
deutsche  Übersetzung  gibt  Schlief  (als  Auhaug  zur  „Verfassung  der  nord- 
amerikanischen Union"). 

*)  Young,  Der  Staatsdienst  in  Deutschland,  der  Schweiz  und  den  Ver- 
einigten Staaten  als  Bundesstaaten  S.  5. 

5;  Cuoley,  Trcatise  on  the  constitutional  limitations  S.  35. 
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durch  Amendments  ergänzt  oder  teilweise  abgeändert  wurden  *). 
Die  Vereinigten  Staaten  sind  in  der  Reihenfolge  ihres  Eintritts 
in  die  Union  —  bei  den  ersten  dreizehn  Staaten  der  Ratifikation 
der  Bundesverfassung  —  mit  hinzugesetztem  Datum  der  jetzt 
geltenden  Verfassung2):  Delaware  (8.  November  1831),  Penn- 
sylvania (16.  Dezember  1873),  New  Yersey  (13.  August  1844), 
Georgia  (11.  März  1877),  Connecticut  (1818),  Massachusetts  (1780), 
Maryland  (18.  September  1867),  South  Carolina  (16.  April  1868), 
New  Hampshire  (1792),  Virginia  (1870),  New  York  (November 
1846),  North  Carolina  (1876),  Rhode  Island  (23.  November  1842), 
Vermont  (4.  Juli  1793),  Kentucky  (1850),  Tennessee  (26.  März 
1870),  Ohio  (1851),  Louisiana  (1879),  Indiana  (1851),  Mississippi 
(1.  Dezember  1868).  Illinois  (2.  Juli  1870),  Alabama  (16.  No- 
vember 1875),  Maine  (1819),  Missouri  (1875),  Arkansas  (13.  Ok- 
tober 1874),  Michigan  (1850),  Florida  (Mai  1868),  Texas 
(17.  Februar  1875),  Jowa  (3.  August  1857),  Wisconsin  (März 
1848),  California  (1879),  Minnesota  (1857),  Oregon  (1857), 
Kansas  (4.  Oktober  1859),  West  Virginia  (22.  August  1872), 
Nevada  (1864),  Nebraska  (12.  Oktober  1875),  Colorado  (1.  Juli 
1876),  North  Dakota  (1889),  South  Dakota  (1889),  Montana 
(1889),  Washington  (1889),  Idaho  (1889),  Wyoming  (1889), 
Utah  (1894). 

')  S.  die  Tabellen  bei  Fisk,  Stimmrecht  und  Einzelstaat  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  S.  108 ff.,  sowie  Hitchocks  Berechnung 
bei  Dareste,  Les  constitutions  modernes  Bd.  1  S.  XIV. 

l)  Die  Verfassungen  der  nordamerikanischen  Einzelstaaten  finden  sich 
in  der  bis  znm  Jahre  1877  reichenden  umfassenden  Sammlung:  The  föderal 
and  state  constitutions,  colonial  charters,  and  other  organic  laws  of  the  United 
States,  compiled  under  an  order  of  the  United  States  Senate  by  Ben.  Perley 
Poorc,  Washington  1877  (2  Bände).  Ausserdem  ist  die  Verfassung  Penn- 
sylvanias  in  französischer  Sprache  bei  Dareste,  Les  constitutions  modernes 
Bd. 2  S. 408  ff.,  die  Californias  bei  Bryce,  The  American  commonwealth  Bd.  1 
S.  (583  ff.f  und  eine  ältere  Verfassung  New  Yorks  vom  10.  November  1821  bei 
de  Toequeville,  De  la  demoeratie  en  Ameriquc,  8.  <'d.,  Paris  1840,  Bd.  1 
S.  332  ff.,  abgedruckt.  Wegen  der  Daten  vgl.  auch  Dareste  Bd.  2  S.  377  ff.; 
Bryce  Bd.  1  S.  X Vif  1.  XIX;  Fisk,  Stimmrecht  und  Einzelstaat  S.  107  ff.; 
Kcmpin,  Die  Keehtsquellen  der  Gliedstaaten  und  Territorien  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  Zürich  1892,  S.  27  ff.  Die  Daten  werden  oft  verschieden 
angegeben,  je  nachdem  die  Annahme  durch  den  Einzelstaat,  die  Zulassung 
durch  die  Üuude^gcwalt.  «der  die  Publikation  für  massgebend  gehalten,  oder 
ciue  abgeänderte  Verfassung  als  neue  oder  als  alte  zitiert  wird. 
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4.  Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
ist  von  grossem  Einflüsse  nicht  nur  auf  die  späteren  Ver- 
fassungen der  nordamerikanischen  Gliedstaaten,  sondern  auch 
auf  die  Verfassungen  der  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ent- 
stehenden mittel-  und  südamerikanischen  Republiken 
gewesen.  Dies  zeigt  sich  schon  in  Einzelheiten,  wie  der  meist 
vierjährigen  Amtszeit  des  Präsidenten,  dem  Institute  des  Vize- 
präsidenten, der  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  auch  Präsident 
des  Senates  ist,  der  Gestaltung  der  Legislative,  wie  auch  in 
der  äusseren  Disposition  der  Verfassung,  die  meist  in  vier  Ab- 
schnitten allgemeine  staatsbürgerliche  Rechte,  die  Legislative, 
die  Exekutive  und  die  richterliche  Gewalt  behandelt.  Eine 
besondere  Entwicklung  der  Spitze  in  den  neueren  nordameri- 
kanischen Gliedstaaten  und  den  mittel-  uud  südamerikanischen 
Republiken  ist  daher  nicht  zu  erörtern.  Diese  Staatswesen 
haben  einfach  die  nordamerikanische  Bundesverfassung  mit 
dem  Präsidenten  (oder  Governor)  als  Chef  der  Exekutive  und 
Staatsoberhaupt  als  bewährt  mit  meist  rechtlich  wenig  be- 
deutsamen Änderungen  übernommen;  man  kann  deshalb  von  dem 
Typus  der  amerikanischen  oder  Präsidentschaftsrepublik  sprechen. 
Es  ist  sehr  bemerkenswert,  dass  in  Mittel-  und  Südamerika  die 
häufigen  Staatsumwälzungen l)  weniger  einer  Abänderung  der 
bestehenden  Verfassungsgesetze  oder  gar  der  Umwandlung  in 
eine  andere  Staatsform  als  dem  Sturze  bestimmter  Persönlich- 
keiten gegolten  haben,  und  dass  hier  trotz  der  Revolutionen 
viel  weniger  Verfassungsänderungen  festzustellen  sind  als  z.  B. 
in  den  Schweizer  Kantonen. 

Die  Republiken  Mittel-  und  Südamerikas  haben  sich  meist 
aus  dem  spanischen  und  portugiesischen  Kolonialbesitze  ent- 
wickelt. Die  fünf  mittelamerikanischen  Republiken  Guatemala, 
Salvador,  Nicaragua,  Honduras  und  Costa  Rica  trennten  sich  im 
Jahre  1821  von  Mexico  und  gründeten  als  vereinigte  Provinzen 
von  Zentralamerika  eine  Föderativrepublik.  Die  mittelameri- 
kanische Union  ist  jetzt  aufgelöst;  die  zahlreichen  Versuche, 
die  romanischen  Republiken  zu  einigen,  sind  ohne  dauernden 

V)  Mexico  hat  1821 — 1853  achtuudvierzig  verschiedene  Regieruiigsforineu 
gehabt  (Jellinek,  Verfassungsänderung  und  Verfaasungswaudlung  S.4  Anm.lj. 
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Erfolg  gewesen.  Die  letzte  Verbindung  in  der  „Republica 
mayor  de  Centro- America a  (Honduras,  Salvador  und  Nicaragua 
seit  1895,  seit  1897  auch  Guatemala  und  Costa  Rica)  hatte 
nur  bis  1898  Bestand1).  Mexiko,  Brasilien  —  das  bis  1889 
Monarchie  mit  einem  Kaiser  an  der  Spitze  war  — ,  Argentinien. 
Venezuela  und  die  Dominikanische  Republik  sind  Bundesstaaten 
(Estados  Unidos  de  Mejico,  do  Brasil,  de  Venezuela);  Mexiko 
hat  z.  B.  27  Staaten  und  zwei  Territorien,  Argentinien  besteht 
aus  vierzehn,  Brasilien  aus  zwanzig,  Venezuela  aus  neun  und 
San  Domingo  aus  fünf  Staaten. 

Der  Charakter  dieser  Gliedstaaten  als  vollkommener 
Staaten  ist  bestritten.  Es  wird  behauptet,  sie  seien  eigentlich 
nur  mit  ziemlicher  Selbständigkeit  begabte  Provinzen 2).  Hierfür 
spricht,  dass  sie  in  Argentinien  auch  provincias  genannt  werden, 
dass  ihr  Gesetzgebungsrecht  durch  die  Kompetenz  der  Bundes- 
gewalt stark  beschränkt  ist  und  dass  Art.  110  der  argentini- 
schen Verfassung  vom  25.  September  1860  in  den  Gouverneuren 
der  Provinzen  die  natürlichen  Beamten  der  Bundesregierung  in 
bezug  auf  die  Ausführung  der  Verfassung  und  der  Gesetze  des 
Gesamtstaates  sieht.  Dem  ist  entgegenzuhalten,  dass  das  Wort 
Provinz3)  zur  Bezeichnung  von  Gebietskörperschaften  verwandt 
ist,  die  wohl  unbestritten  Staatseigenschaft  haben,  wie  z.  B.  die 
oben  erwähnten  vereinigten  Provinzen  von  Zentralamerika;  auch 
auf  die  vereinigten  Provinzen  der  Niederlande  ist  hingewiesen 
worden.  Die  Organisation  dieser  Gebietskörperschaften,  vor 
allem  der  Besitz  einer  eigenes  staatliches  Leben  verbürgenden 
Verfassung  (im  engeren  Sinne),  genügt  aber,  ihnen  den  Charakter 
von  Staaten  zu  geben,  wenn  auch  z.  B.  in  San  Domingo  die 
Gouverneure  der  Einzelstaaten  von  der  Bundesgewalt,  nicht  wie 
in  den  Gliedstaaten  Argentiniens  vom  Volke  bestimmt  werden. 
Dass  im  übrigen  die  Grenzlinie  zwischen  Staat  und  Verwal- 
tungsbezirk in  gewisser  Weise  nur  willkürlich  bestimmt  werdeu 


»)  Unvollständig  v.  Liszt,  Völkerrecht  4.  Anfl.  1906  S.  45. 

*)  Vgl.  Meyer,  Lehrbuch  des  (kutschen  Staatsrechts,  6.  Aufl.  von  An- 
schiit  /.  S.  44  Anm.  3. 

a)  Westerkamp,  Staatenbund  und  Bundesstaat,  Leipzig  1892,  S.  117, 
hält  den  Namen  Provinz  nicht  für  entscheidend  für  das  Mass  der  Unter- 
ordnung des  ßundcsgliedes  unter  die  (iesuntheit, 
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kann,  lehrt  das  venezolanische  Staatsrecht:  Im  Jahre  1881 
wurden  die  bis  dahin  bestehenden  zwanzig  Staaten  in  Sektionen 
unigewandelt  und  unter  acht  Staaten  verteilt;  docli  können 
seit  1893  diese  Sektionen  wieder  Staaten  werden,  wenn  sie 
100000  Einwohner  haben  und  zwei  Drittel  ihrer  Distrikte  es 
verlangen  *). 

Die  Verfassungen  datieren  heute  für  die  mittel-  und  süd- 
amerikanischen Republiken:  Mexiko  vom  12.  Februar  1857, 
Kuba  vom  21.  Februar  1901,  Guatemala  vom  11.  Dezember 
1879,  Salvador  von  1883,  Honduras  vom  1.  November  1880, 
Nicaragua  vom  11.  Juli  1894,  Costa  Rica  vom  22.  Mai  1903, 
Haiti  vom  9.  Oktober  1889,  Dominikanische  Republik  vom 
12.  Juni  1896,  Kolumbien  vom  5.  August  1886,  Venezuela  vom 
27.  April  1904,  Ecuador  von  1830  (1897),  Peru  vom  18.  Ok- 
tober 1856,  Bolivia  vom  23.  Oktober  1899,  Chile  vom  25.  Mai 
1833,  Brasilien  vom  24  Februar  1891,  Uruguay  vom  10.  Sep- 
tember 1829,  Paraguay  vom  18.  November  1870,  Argentinien 
vom  25.  September  1860.  Die  Provinzen  Argentiniens  sind  mit 
den  Verfassungsdaten:  Buenos  Aires  (21.  Oktober  1889),  Santa 
Fe  (6.  Januar  1900),  Cordoba  (11.  Januar  1883),  Entre  Rios 
(1.  September  1883),  Corrientes  (25.  Mai  1889),  Tucuman 
(16.  September  1884),  Santiago  del  Estero  (28.  April  1884), 
Salta  (28.  September  1888),  Mendoza  (23.  Februar  1900),  Cata- 
marca  (27.  Juni  1895),  San  Juan  (20.  September  1879),  San 
Luis  (12.  April  1871),  La  Rioja  (2.  April  1865),  Jujuy  (12.  Sep- 
tember 1893)  -). 


x)  Le  Für  und  Poscner,  Bundesstaat  und  Staatenbund,  Bd.  1:  Bundes- 
staat und  Staatenbund  in  geschichtlicher  Entwicklung.  Breslau  1902,  S.  233. 

J)  Die  Verf assnngsurkunden  Argentiniens  und  der  Provinzen  bringt 
Carranza,  Constitncion  nacionaly  constitucioues  proviueiales  vigentes,  Buenos 
Aires  1898.  Ausgaben  der  Verfassung  Chiles:  l'onstitucion  politica  de 
la  Republica  de  Chile  jurada  y  promulgada  el  25  de  Mayo  de  1833  con  las 
reformas  efectuadas  hasta  el  10  de  Agosto  de  1888,  Santiago  de  Chile  1888: 
Huneeus,  La  Constitution  ante  el  congreso  o  sea  coraentario  positivo  de  la 
Constitution  Chilena,  2  Bände,  Santiago  1879—80.  Englisch :  Constitution  of 
the  Rcpublic  of  Columbia,  witli  an  historical  introduetion,  translated  by 
B.  Moses  Philadelphia  1893  (Supplement  to  Annais  of  the  American  Academy 
of  Political  and  Social  Science.  January  1893)  In  französischer  Sprache  gibt 
Dareste  (Constitution*  ino  'ern-  s  Bd  2;  die  Verfassungen  Mexicos  (S.  457 ff.), 
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Liberias  Verfassung  ist  ebenfalls  der  nordamerikaniselien 
nachgebildet;  als  ihr  Datum  wird  der  26.  Juli  1847  angegeben. 

III.  Während  diese  Gruppe  der  amerikanischen  Freistaaten, 
die  alle  denselben  Typus  des  Staatshauptes  haben,  sich  von 
vornherein  für  eine  Einzelperson  entschieden  und  keine  tief- 
greifenden Änderungen  in  der  Entwicklung  der  Spitze  des 
Staatswesens  erfahren  hat,  ist  für  die  französische  Re- 
publik, die  ungefähr  gleichzeitig  mit  der  nordamerikanischen 
Union  entstand,  bezeichnend,  dass  man  sich  nur  mit  Wider- 
streben und  unter  ständiger  Betonung  des  Grundsatzes  der 
Volkssouveränität  dazu  verstand,  ein  Staatsoberhaupt  anstatt 
einer  Personengemeinschaft  an  die  Spitze  zu  berufen  und  ihm 
die  notwendige  selbständige  Stellung  zu  geben.  Dies  ergibt 
sich  aus  dem  Wortlaute  der  oft  schnell  aufeinander  folgenden 
Verfassungen  und  es  war  der  Fall  sowohl  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts als  auch  nach  dem  Sturze  des  Kaiserreichs  im  Jahre 
1870. 

1.  Nach  der  Abschaffung  des  Königtums,  dem  noch 
in  der  Verfassung  vom  3.  September  1791  Kap.  4  Art.  1  ge- 
währleistet war:  Le  pouvoir  executif  supreme  reside  exclusive- 
ment  dans  la  raain  du  Roi1),  beschloss  der  Konvent  in  der 
Sitzung  vom  15.  Februar  1793 2),  dass  die  Exekutivgewalt  einem 
Rate  von  sieben  Mitgliedern  übergeben  werden  und  jedes  Mit- 
glied ein  Ministerium  bekommen  solle  (Constitution  Girondine 

Argentiniens  (S. 518  ff.)  und  Brasiliens  (S.  627  ff);  Janvier,  Les  constitutious 
d'Haiti  (1801-1885),  Paris  188«. 

Wegen  der  Daten  vgl.  auch  den  Gothaischen  Genealogischen  Hof- 
kalender mit  diplomatisch-statistischem  Jahrbuch  für  KK)7 ;  Dareste  a.  a.  O. 
8.  457  ff. ;  Batbie.  Trakt'1  theorique  et  pratique  de  droit  public  et  adraini- 
stratif  Bd.  3  S.  1«5— 1«7.  Ferner  Le  Für  und  Posener,  Bundesstaat  und 
Staatenbund  Bd.  I  8.  18«  ff.,  21«  ff,  22i>,  243  ff.,  252  ff.,  31«  ff.,  und  Wester- 
kamp, Staatenbund  und  Bundesstaat.  Untersuchungen  über  die  Praxis  und 
das  Reiht  der  modernen  Bünde,  Leipzig  18U2,  wu  sich  auch  Augaben  über 
Literatur  und  geschichtliche  Entwicklung  der  romanischen  Bundesstaaten 
linden.  Ks  gilt  auch  liier  und  unten  bezüglich  der  Schweizer  Kantonsver- 
fassungen «las  oben  S.  22  Anni  2  am  Schluss  Gesagte. 

Duguit  t:t  Monnier,  Les  constitutious  et  les  prineipalcs  lois 
politiques  de  la  France  depuis  178t),  l'aris  1S98,  S.  23. 

')  IT.'-Iie,  Les  Constitution?  de  la  France,  avec  un  commeutaire,  Paria 
1875-  79,  S.  3H5. 
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de  1793  *):  La  nation  frangaise  se  constitue  cn  Republique  une 
et  indivisible ;  titre  V  sect.  1  art.  1 :  Le  conseil  executif  de  la 
Republique  est  compose  de  sept  ministres  et  d'un  secretaire). 
Die  Verfassung  vom  24.  Juni  1793 2)  bestimmte  dann  im 
Art.  62:  II  y  a  un  conseil  executif  compose  de  vingt-quatre 
membres,  und  über  deren  Wahl  im  Art.  63 :  L'assemblee  eMec- 
torale  de  chaque  d^partement  nomme  un  candidat.  Le  corps 
legislatif  choisit  sur  la  liste  generale  les  membres  du  conseil. 

Aus  den  Verfassungen  seien  weitere  Stellen  angeführt"): 

Constitution  du  5  fructidor  an  III  (22.  August  1795) 
art.  132 4):  Le  pouvoir  executif  est  delegue  ä  un  directoire  de 
cinq  membres,  nomme\s  par  le  corps  legislatif,  faisant  alors  les 
fouctions  d'asseinblee  eMectorale,  au  nom  de  la  nation. 

Constitution  du  22  frimaire  an  VIII  (13.  Dezember  1799) 
art.  39 5):  Le  gouvernement  est  confie  &  trois  consuls  nomme's 
pour  dix  ans.  Über  die  Befugnisse  des  ersten  Konsuls  und  des 
Gouvernement  vergleiche  dort  die  folgenden  Artikel. 

Senatus-consulte  organique  du  28  flortal  an  XII  (18.  Mai 
1804)  art.  I6):  Le  gouvernement  de  la  Republique  est  confie' 
ä  un  empereur  qui  prend  le  titre  d'empereur  des  Francais. 

Sodann  Constitution  du  4  novembre  1848  art.  43 7):  Le 
peuple  francais  delegue  le  pouvoir  executif  ä  un  citoyeu  qui 
recoit  le  titre  de  President  de  la  Republique.  Nach  dieser  Ver- 
fassung war  der  Präsident  nur  vollziehender  Beamter.  Con- 
stitution du  14  janvier  1852  art.  2*):  Le  gouvernement  de  la 
Republique  fran^aise  est  confie  pour  dix  ans  au  prince  Louis- 


')  Duguit-Monnier  S.  38,  46. 

*)  Duguit-Monnier  S.  74;  Helic  S.  381. 

*)  Vgl.  auch  Poelitz,  Die  europäischen  Verfassungen  seit  dem  Jahre 
1789,  Leipzig  1832—33,  und  Perrin.  De  la  responsabilite  penale  du  chet  de 
l'ßtat  et  des  ministres  en  France,  Paris  1900,  S.  6  ff. 

«)  Duguit-Monnier  S.  94;  Helic  S.  448,  470,  471. 

%)  Duguit-Monnier  S.  123;  Helie  8.  580,  589. 

ö)  Dnguit-Monnier  S.  144;  145;  Htlie  S.  717,  718,  735  ff. 

7)  Duguit-Monnier  8.238;  Ht-lic  S.  1106,  lllHff. ;  vgl.  auch  Scydel, 
Staatsrechtliche  und  politische  Abhandlungen,  Freiburg  und  Leipzig  1893, 
S.  158  ff.  und  180. 

8)  Duguit-Monnier  S.  275;  II«' lie  8.  1168,  1173;  Seydel,  Abhand- 
lungen S.  181,  182. 
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Napoleon  Bonaparte,  president  actuel  de  la  Republique.  Der 
Präsident  war  jetzt  das  Oberhaupt  des  Staates,  nicht  bloss  der 
vollziehenden  Gewalt;  er  konnte  stets  die  Berufung  an  das  Volk 
ergreifen ;  der  gesetzgebende  Körper  war  Organ  des  Präsi- 
denten, in  seinem  Namen  wurde  Recht  gesprochen,  ihm  stand 
die  Initiative  und  Sanktion  der  Gesetze  zu.  Seiiatusconsulte 
du  7  uovembre  1852  art.  1  La  dignite  imperiale  est  retablie. 
Louis  -Napoleon  Bonaparte  est  empereur  des  Francis,  sous  le 
nom  de  Napoleon  III. 

2.  Im  Jahre  1870  wurde  nach  dem  Sturze  des  Kaiser- 
tums die  Republik  erklärt  und,  den  Kriegszeiten  entsprechend, 
zunächst  nur  ein  gouvernement  de  la  defense  nationale  einge- 
richtet, dessen  Vorsitz  der  Gouverneur  von  Paris,  General 
Trochu,  übernahm2).  Durch  Dekret3)  der  dann  in  Bordeaux 
zusammentretenden  Nationalversammlung  vom  17.  Februar  1871 
wurde  Thiers  zum  „chef  du  pouvoir  executif  de  la  Republique 
franc.aise"  ernannt.  Er  sollte  seine  Funktionen  unter  Mit- 
wirkung der  Minister  ausüben,  die  er  selbst  zu  wählen  und 
unter  denen  er  den  Vorsitz  zu  führen  hatte.  Er  war  also 
eigentlich  nur  Ministerpräsident,  ähnlich  wie  im  Jahre  1848 
General  Cavaignac  zum  „Präsidenten  des  Ministerrates"  ernannt 
war.  Ausserdem  war  er  der  Kontrolle  der  Nationalversamm- 
lung in  bezug  auf  die  Ausübung  der  Funktionen  unterworfen. 
Im  ganzen  stellt  dieser  Pacte  de  Bordeaux  nur  eine  proviso- 
rische Regelung  der  Staatsleitung  dar,  Regierung  und  National- 
versammlung suchten  mit  gemeinsamen  Kräften  zu  arbeiten  und 
zunächst  die  durch  den  Krieg  bedingten  äusseren  Verhältnisse 
des  Landes  zu  bessern. 

Die  Rechtsstellung  des  Staatshanptes  wurde  erst  durch 
Dekret4)  vom  31.  August  1871  (Constitution  Rivet)  schärfer 
bestimmt.  Thiers  erhielt  den  Titel  eines  Präsidenten  der  Re- 
publik, seine  Befugnisse  und  .seine  Verantwortlichkeit  wurden 

'i  iMiguit-Monnier  S.  2<H);  H.'lie  S.  1211)  ff. 

■>)  Duguit-Munnier  S.  CXV,  CXVI;  Ih'-lie  S.  1333. 

ai  Ihiguit-Monnier  .s.  311;  H.'lie  S.  13(50.  Vgl.  hierfür  und  für 
•las  Fulgemle  ainli  Mrie.  l>i<:  gegenwärtige  Verfassung  Frankreichs  S.  5  ff. ; 
I>are<te.  t  onstitutions  modernes  IM.  1  S\  7  ff. :  Puguit-Monnicr  S.CXVff. 

'i  Duguit-Monniei  i>.  315.  31«:  IKlie  S.  1381  ff. 
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festgelegt.  Auf  eine  Aufforderung1)  des  Präsidenten  an  die 
Nationalversammlung,  die  Regierung  des  Landes  zu  organisieren, 
wurde  eine  Kommission  zur  Prüfung  des  Vorschlags  eingesetzt, 
und  am  13.  März  1873  nahm  die  Nationalversammlung  ein  Ge- 
setz 2)  über  das  Verhältnis  des  Präsidenten  zur  Legislative  und 
über  die  Ministerverantwortlichkeit  an. 

3.  Nach  der  Demission  Thiers  wurde  Mac  Mahon  zum 
Präsidenten  ernannt  (24.  Mai  1873) 3j  und  ihm  durch  Gesetz4) 
vom  20.  November  1873  die  Exekutivgewalt  auf  sieben  Jahre 
übertragen5).  In  demselben  Gesetze  wurde  die  Ernennung  einer 
Kommission  zur  Prüfung  der  Verfassungsgesetze  angeordnet. 
Die  Beratungen  dieser  Kommission  währten  das  folgende  Jahr 
durch,  und  im  Jahre  1875  wurden,  nachdem  ein  Amendement 
Naquet  °),  die  Exekutive  einem  Ministerpräsidenten  ohne  Porte- 
feuille zu  übertragen,  abgelehnt  war,  die  noch  heute,  mit  einigen 
Änderungen  und  Nachträgen  7)  versehen,  in  Geltung  befindlichen 
Grundgesetze8)  von  der  Nationalversammlung  angenommen: 
loi  du  25  fevrier  1875  relative  ä  Torganisation  des  Pouvoirs 
publks.  loi  du  24  fevrier  1875  relative  k  l'organisation  du 
Senat,  loi  constitutionnelle  du  16  juillet  1875  sur  les  rapports 
des  Pouvoirs  publics  und  zwei  lois  organiques  vom  2.  August 
und  30.  November  über  die  Wahlen  der  Senatoren  und  De- 
putierten. 

Diesen  Schwankungen  in  der  geschichtlichen  Entwicklung 
entsprechend,  gibt  die  französische  Verfassung9)  nicht  ein  so 


»)  Dareste  Bd.  1  S.  7. 

a)  Duguit-Monnier  S.  317;  Helic  S.  1395. 
3)  Duguit-Monnier  8.  318;  HHie  S.  1390. 
*)  Duguit-Monnier  S.  319;  Hrlie  S.  1397. 

ö)  Über  andere  Vorschläge,  die  Amtsdauer  Thiers  und  Mac  Mahons  zu 
bemessen  vgl.  Duguit-Monnier  S.  CXXI,  (  XXII,  CXXIII,  l'XXXI,  CXLII. 
•)  Duguit-Monnier  8.  CXLV. 

7)  Duguit-Monnier  S.  335  ff. 

8)  Duguit-Monnier  S.  319 ff. ;  II 6 1  i e  S.  1409 ff.  Sie  sind  ausserdem 
n.  a  abgedruckt  bei  Lefebvre.  Etüde  sur  les  lois  constitutionnelles  de  1875, 
Paris  1882,  in  der  bei  Riviü're  in  Paris  erschienenen  Ausgabe  des  Code  civil 
sowie  in  les  eodes  fraucais  collationues  sur  les  textes  offkiels,  herausgegeben 
von  Tripier  und  Monnier  (wiederholt  aufgelegt). 

»)  In  der  „Geschichte  der  Frankfurter  Zeitung"  (1850  bist  191)0.  herans- 
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klares  einheitliches  Bild  von  der  Auffassung  der  Spitze  der 
Republik  wie  in  den  amerikanischen  Republiken  dies  der  Fall 
ist.  Sie  ist  auch  nicht  in  einer  einzigen  Urkunde  niedergelegt. 
Die  aufgezählten  Grundgesetze  stellen  kein  streng  durchge- 
führtes System  dar,  sie  bringen  auch  nicht  prinzipielle  Sätze 
über  die  Volkssouveräuität  und  die  Grundrechte  der  Staats- 
bürger, sondern  sie  begnügen  sich  damit,  die  notwendigsten 
Bestimmungen  über  die  Staatsorgane,  ihre  Entstehung  (Wahl), 
Kompetenz  und  ihre  Funktionen  zu  geben  *).  Im  allgemeinen 
kann  man  wohl  die  Verfassung  ein  Komproiniss 2)  zwischen 
englischen  und  amerikanischen  Verfassungsgesetzen  nennen, 
indem  ersteren  das  parlamentarische  System  und  letzteren  die 
Stellung  des  Präsidenten  entlehnt  ist.  Dies  ist  auch  geschicht- 
lich verständlich.  Denn  mit  dem  Sturze  des  Kaisertums  war 
keineswegs  die  Republik  für  immer  begründet;  es  wurde  lange 
gestritten,  ob  die  Staatsform  endgültig  eine  monarchische  oder 
eine  republikanische  werden  sollte 3),  und  es  ist  wohl  erklärlich, 
dass,  als  man  sich  endlich  für  die  Republik  entschloss  und  sich 
dem  Einflüsse  der  für  so  viele  Republiken  vorbildlich  gewesenen 
amerikanischen  Verfassung  nicht  entziehen  konnte,  man  doch 
auch  die  Stellung  des  Staatshauptes  durch  einige  Sätze  des 
konstitutionell-monarchischen  Staatsrechts  modifizierte. 

IV.  Den  amerikanischen  Staaten  und  -Frankreich  gegenüber 
steht  eine  dritte  Gruppe  von  Republiken,  die  nach  geltendem 
Verfassungsrecht  nicht  wie  jene  nur  eine  Einzelperson,  sondern 
eine  Personenmehrheit  an  ihre  Spitze  gestellt  haben.  Zu  ihr 
gehören  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft,  die  Schweizer 
Kantone  und  die  deutscheu  Freien  Städte. 

1.    Die  Entwicklung   in  der   Schweizerischen  Eid- 


gegeben vom  Verlag  der  Frankfurter  Zeitung,  Frankfurt  a.  M.  1006)  8.  300 
findet  sich  über  die  dritte  Republik  das  Urteil :  „Sie  ist  vom  Volke  gemacht, 
nicht  mit  seinen  natürlichen  Führern,  sondern  gegen  dieselben"'. 

')  Über  die  Lückenhaftigkeit  der  frauzüsisehen  Verfassungsgesetze  s.  a. 
Jellinek,  Verfassungsänderung  und  Verfassungswandlung  S.  4. 

*i  Esmein,  Elements  de  droit  constitntionnel  S.  378;  vgl.  Brie,  Die 
gegenwärtige  Verfassung  Frankreichs  8.  4. 

*i  Thiers  hielt  die  Republik  für  diejenige  Form,  welche  die  Parteien  am 
wenigsten  trennte  (Heschir.hte  der  Frankfurter  Zeitung  8.  302  >. 
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gcnossenschaffc  ist  bedingt  durch  den  streng  durchgeführten 
republikanisch -demokratischen  Charakter  und  die  Eigenschaft 
als  ein  Bund  von  Staaten.  Wie  die  Einzelstaaten  der  nordameri- 
kanischen Union  so  haben  auch  die  Kantone  der  Schweiz  immer, 
auch  schon  vor  ihrer  Vereinigung  zu  einem  selbständigen  Bundes- 
staate, in  mehr  oder  minder  festem  Zusammenhang  gestanden. 
Ihre  Verfassungen  haben  sich  als  die  republikanischer  Staaten 
daher  im  Rahmen  dieser  Vereinigung  und  gleichzeitig  mit  der 
Verfassung  der  Eidgenossenschaft  entwickelt;  vor  dem  Zu- 
sammenschluss  bestanden  rechtlich  selbständige  Staaten  noch 
nicht. 

Obwohl  nach  der  Verbindung  der  Urkantone  und  der  Los- 
reissung  vom  Deutschen  Reiche  der  zunächst  lose  gefügte  Bau 
der  Eidgenossenschaft  schon  bald  auf  die  Schaffung  einer  festen 
Zentralgewalt  hinwies,  so  verzögerte  sich  ein  engerer  Zusammen- 
schluss  der  Kantone  doch  im  Laufe  der  folgenden  Jahrhunderte 
Die  kirchliche  Reformation  des  16.  Jahrhunderts  trennte  die 
Eidgenossenschaft  in  zwei  Bundesvereiue  mit  eigeneu  Organen 
und  eigener  Politik.  Es  blieb  sodann  die  Tagsatzung  das 
einzige,  die  alte  Eidgenossenschaft  zusammenhaltende  lockere 
Band2).  Sie  war  ein  Kongress  von  Gesandten  der  Kantone, 
die  ihre  Instruktionen  austauschten.  Der  Vorort  fiel  mit  der 
Regierung  eines  der  grösseren  Kantone  zusammen.  Die  Kom- 
petenz der  Tagsatzung  war  bei  dem  Mangel  einer  festen  ge- 
schriebenen Verfassung  unbestimmt,  ihr  Geschäftskreis  bald 
enger  bald  weiter  gezogen.  Im  allgemeinen  vertrat  die  Tag- 
satzung die  Eidgenossenschaft  dem  Auslande  gegenüber,  sie 
empfing  fremde  Gesandte  und  ordnete  eigene  Gesandte  ab,  be- 
schloss  über  Krieg  und  Frieden  und  unterhandelte  mit  aus- 
wärtigen Staaten;  ausserdem  sorgte  sie  für  die  Beilegung 
innerer  Streitigkeiten  und  erwog  gemeinsame  Interessen  der 
Kantone.    Es  fehlte  also  durchaus  eine  einheitliche  urkundlich 


l)  Vgl.  auch  für  das  Folgende  bes.  Blum  er,  Handbuch  des  Schweize- 
rischen Bundesstaatsrechts,  zweite  Ausgabe  von  Morel,  Scbaffhausen  1877, 
Basel  1880-87,  Bd.  1  S.  11  ff. 

*)  Vincent,  State  and  federal  Government  in  Switzerland  S.  20,  hält 
den  gemeinsamen  Besitz  unterworfenen  Landes  (der  riemeinen  Vogteien  S.  17) 
für  das  einzige  einigende  Band. 
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normierte  Bundesgewalt  und  eine  Spitze  der  Eidgenossenschaft. 
Die  Unzulänglichkeit  dieser  alten  schweizerischen  Verfassung 
erkennt  auch  ein  Verfassungsentwurf  an,  der  im  Jahre  1799 
unter  dem  Eindruck  der  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  ein- 
getretenen Ereignisse  angefertigt  wurde  und  in  dem  es  heisst: 
„Die  verschiedenen  Staaten  waren  nur  durch  gewisse,  mehr  oder 
weniger  ausgedehnte  Bündnisse,  durch  die  Erinnerung  gemein- 
schaftlich geführter  Kriege  und  durch  einige  gemeinsame  Be- 
sitzungen zusammengehalten.  Die  Einheit  der  Eidgenossenschaft 
selbst  gegen  das  Ausland  existierte  im  Grunde  mehr  in  der 
Idee  als  in  der  Wirklichkeit,  weil  sie  durch  keine  dieselbe 
handhabende  Autorität  vorgestellt  war". 

Dies  zeigte  sich  auch  bei  dem  gewaltsamen  Umsturz,  der 
mit  dem  Einfalle  der  französischen  Armee  im  Jahre  1798  er- 
folgte. Am  12.  April  1798  wurde  die  Helvetische  Republik 
proklamiert,  eine  Nachahmung  französischer  Verfassungsformen 
Die  gesetzgebende  Gewalt,  der  Grosse  Rat  und  der  Senat, 
wählten  das  Vollziehungsdirek  oriuin,  das  aus  fünf  Mit- 
gliedern bestand.  Dies,  unterstützt  durch  die  von  ihm  ernannten 
vier  Minister,  war  die  eigentliche  Regierung  der  Schweiz. 
Diese  erste  helvetische  Verfassung  versuchte,  aus  der  Eid- 
genossenschaft einen  Einheitsstaat  mit  blossen  Verwaltungs- 
bezirken zu  machen.  Sie  konnte,  da  sie  den  besonderen  Ver- 
hältnissen der  Kantone  und  der  geschichtlichen  Entwicklung 
nicht  Rechnung  trug,  nicht  von  langer  Dauer  sein. 

Napoleon  Bonaparte,  in  Frankreich  zur  Herrschaft  gelangt, 
erkannte  dies  au.  Er  genehmigte  im  Jahre  1801  einen  Ent- 
wurf, n? ch  dem  die  Zentralgewalt  von  der  Kantonalgewalt 
scharf  geschieden  und  in  die  Hände  der  Tagsatzung,  des 
Senates  und  des  Kleinen  Rates  gelegt  wurde.  Letzterer,  vom 
Senate  aus  seiner  Mitte  gewählt  und  aus  dem  Ersten  Land- 
ammann und  vier  Räten  bestehend,  die  die  verschiedenen  Ver- 
waltungszweige unter  sich  verteilten,  hatte  die  Vollziehungs- 
gewalt.    Ähnlich  bestand  nach  der  zweiten  helvetischen 

'.i  Die  erste  helvetische  Verfassung  ist  abgedruckt  Lei  Kaiser  und 
Striekler,  Geschichte  und  Texte  der  Bundesverfassungen  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  von  der  helvetischen  Staatsumwälzung  Ins  zur  Gegenwart, 
gesammelt  und  dargestellt.  Hern  1H01,  S.  S  ff. 
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Verfassung  vom  25.  Mai  1802')  die  Exekutive  aus  einem 
Vollziehungsrat,  den  der  Landammann  und  zwei  Landstatthalter 
bildeten. 

Die  Vermittlungsakte2)  vom  19.  Februar  1803,  die 
Bonaparte  der  Schweiz  gab,  stand  wieder  ganz  auf  dem  Boden 
des  Föderalismus.  Die  Schweiz  blieb  nicht  mehr  ein  in  Kantone 
abgeteilter  Einheitsstaat  —  nach  der  ersten  helvetischen  Ver- 
fassung waren  die  obersten  Kantonalbehörden  Regierungsstatt- 
halter  und  Organe  des  Vollziehungsdirektoriums  — ,  sondern  sie 
bestand  wieder  aus  souveränen  Kantonen,  die  ihre  eigenen 
Verfassungen  hatten.  Die  starke  Hand  Napoleons  machte  eine 
streng  einheitliche  Exekutivgewalt  des  Bundes  entbehrlich.  Die 
Tagsatzung  war  wieder  das  einzige  Organ  der  Eidgenossen- 
schaft, dessen  Präsident  der  Schultheiss  bzw.  Bürgermeister  des 
wechselnden  Vorortes  (canton  directeur)  war  und  der  zugleich 
als  Haupt  der  Eidgenossenschaft  den  alten  Titel  Landammann 
fühlte.  Seine  Befugnisse  waren  jedoch  bei  dem  steten  Wechsel 
des  Vorortes  nicht  sehr  b,  ieutend.  Er  vertrat  die  Schweiz 
nach  aussen  hin,  wahrte  uju  Kantonen  gegenüber  die  Rechte 
des  Bundes  und  führte  die  eidgenössischen  Geschäfte  allein 
oder  mit  seiner  Kantonsregierung3). 

Nach  dem  Sturze  Napoleons  erfolgte  die  endgüjtige  Rege- 
lung der  Schweizer  Angelegenheiten  durch  den  Wiener  Kongress. 
In  dem  Bundesvertrage  vom  Jahre  18151)  wurde  ausser 
der  Regelung  der  Gebietsverhältnisse  die  Unabhängigkeit  der 
Kantone  festgestellt.  Die  Tagsatzung  blieb  bestehen  und  bildete 


')  Kaiser-Strickler,  Texte  S.  99  ff.  (Art.  47  ff.). 
2)  Kaiser-Strickler,  Texte  S.  115 ff. 

a)  Artikel  B>  der  Mediationsakte:  Der  Schultheiss  oder  Bürgermeister 
des  Direktorialkantons  verhindet  mit  seinem  Titel  denjenigen  eines  Land- 
amraanus  der  Schweiz;  er  hat  das  Siegel  der  helvetischen  Republik  in  Ver- 
wahrung; er  kann  sich  nicht  aus  der  Stadt  entfernen.  Per  Grosse  Rat  seines 
Kantons  setzt  ihm  einen  besonderen  Gehalt  aus  und  bestreitet  die  mit  der 
obrigkeitlichen  Würde  (magistrature)  verbundenen  ausserordentlichen  Aus- 
gaben. Vgl.  über  diese  Zeit  auch  Job.  v.  Müllers  Geschichten  der  Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft,  furtgesetzt  von  Monnard,  Zürich  1848-  53,  Bd.  13  ff. 

*)  Abgedruckt,  bei  Snell,  Handbuch  des  Schweizerischen  Staatsrechts. 
Zürich  1839,  Bd.  1  S.  off.,  und  Fleischmaun.  Völkerrechtsquellen,  Bulle 
1905,  S.  13,  22. 

Walther,  Staatxbaupt  in  Republiken  3 
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mit  dem  Landammanne  und  den  als  eidgenössischer  Staatsrat 
fungierenden  Gliedern  der  Regierung  des  Direktorialkantons 
die  Zentralbundesgewalt;  von  der  Befugnis,  zur  Besorgung 
wichtiger  Bundesangelegenheiten  sechs  eidgenössische  Repräsen- 
tanten aufzustellen,  hat  die  Tagsatzung  keinen  Gebrauch  ge- 
macht. 

Rechtlich  charakterisiert  sich  die  Schweiz  nach  dem  Bundes- 
vertrage  als  ein  Staatenbund.  Erst  allmählich  nach  manchen 
Kämpfen  und  kantonalen  Aufständen  und  Streitigkeiten,  die 
hauptsächlich  durch  die  französische  Julirevolution  von  1830 
veranlasst  wurden,  und  ferner  nach  einem  zeitgemässen  aber 
wieder  fallen  gelassenen  Versuche,  den  Bundesvertrag  zu 
reformieren,  entwickelte  sich  die  Eidgenossenschaft  weiter  zu 
einem  Bundesstaate.  Durch  die  Buudesreform  vom  Jahre 
1848 ')  wurde  die  Tagsatzung  verdrängt  und  das  Zweikammer- 
system nach  nordamerikanischem  Vorbilde  eingeführt.  Als 
vollziehende  Behörde  wurde  der  von  den  beiden  Kammern  ge- 
meinschaftlich zu  wählende  Bundesrat  aufgestellt,  dessen  Vor- 
sitzender der  Bundespräsident  war. 

Die  jetzt  geltende  Bundesverfassung  vom  29.  Mai 
18742)  trifft  bezüglich  der  Spitze  der  Republik  dieselben  Be- 
stimmungen. Die  Verfassungsänderungen  seit  1848  (Partial- 
revisionen von  1865  66,  1879— 98) 3)  kommen  hier  nicht  in 
Betracht. 

2.  Die  Kantone  waren  zunächst  Teile  verschiedener  Länder 
und  von  verschiedenen  Herren  abhängig.  Soweit  sie  schon  zur 
Eidgenossenschaft  gehörten,  bezeichneten  sie  sich  uoch  zu 
Beginn  des  16.  Jahrhunderts  als  Glieder  des  Reiches.  Die 
schon  damals  längst  vollzogene  Trennung  vom  Reiche  und  die 
Unabhängigkeit  der  Eidgenossenschaft  wurde  nach  dem  dreissig- 

')  Bundes  Verfassung  vom  12.  September  1848,  bes.  Art.  83  ff.  (Kaiser- 
S  tri.  kl  er,  Texte  8.  271  ff.). 

'-')  Bundesverfassung  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  Kommentar 
mit  Einleitung  von  Scholknberger,  Berlin  1JI05.  Sie  ist  auch  in  der 
unten  erwähnten  amtlichen  Sammlung  der  Bundcsverfassung  und  der  Kantons- 
verfassungen enthalten  und  in  der  ReclaiiHchen  Universalbibliothek  erschienen. 

3,  »  Kaiser-Striekler  S.  34Hft'.;  Supplemente  I— X  zu  der  erwähnteu 
Sammlung. 
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jährigen  Kriege  im  Frieden  von  Osnabrück  1648  auch  rechtlich 
anerkannt.  Der  ursprüngliche  Bund  der  drei  Waldstätte,  der 
Bund  der  acht  alten  Orte  und  der  der  dreizehn  Orte  charak- 
terisieren sich  als  Staatenbünde,  während  die  fünfundzwanzig 
Kantone,  aus  denen  jetzt  die  Eidgenossenschaft  besteht,  einen 
Bundesstaat  bilden. 

Für  die  einzelnen  Kantone  als  verhältnismässig  kleine  Staats- 
wesen ist  es  erklärlich,  dass  sie,  auch  als  sie  noch  nominell 
unter  monarchischer  Oberhoheit  standen,  tatsächlich  republi- 
kanisch regiert  werden  konnten,  indem  ohne  sichtbare  Ver- 
änderung der  Staatsform  die  eigentliche  Staatsgewalt  all- 
mählich von  dem  abwesenden  Monarchen  auf  eine  demokra- 
tische oder  aristokratische  Herrschaft  überging.  Selbst  in  dem 
Fürstentume  Neuenbürg  bestanden  bis  in  die  neueste  Zeit 
monarchische,  ständische  und  republikanische  Einrichtungen 
nebeneinander,  obwohl  der  König  von  Preussen  staatsrecht- 
lich Souverän  Neuenbürgs  war 1).  Heute  sind  die  Kantone 
sämtlich  Republiken.  Der  Bund  übernimmt  die  Gewähr- 
leistung für  ihre  Verfassungen,  „insofern  sie  die  Ausübung  der 
politischen  Rechte  nach  republikanischen  (repräsentativen  oder 
demokratischen)  Formen  sichern"  (Bundesverfassung  Art.  6), 
ebenso  wie  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  (IV  4)  be- 
stimmt „The  United  States  shall  guaranty  to  every  State  in  this 
union  a  republican  form  of  government".  Eine  aristokratische 
Regierungsform  war  in  der  Schweiz  schon  im  Entwürfe  vom  Jahre 
1833  ausgeschlossen2}.  Die  innere  staatsrechtliche  Organisation 
der  einzelnen  Kantone  ist  mithin  kaum  heftigen  Schwankungen 
ausgesetzt  gewesen  und  entsprechend  hat  die  Spitze  dieser 
Staatswesen  keine  bedeutenden  Wandlungen  durchgemacht.  Sie 
hat  schon  frühzeitig  ihre  jetzige  kollegiale  Form  erhalten.  Und 
zwar  geschah  dies,  ebenso  wie  bei  den  deutschen  Freien  Städten, 
unter  dem  Einflüsse  besonderer  Verhältnisse  dieser  Freistaaten, 
zumal  ihres  streng  ausgeprägten  demokratischen  Charakters  und 
ihres  beschränkten  Gebietsumfanges,  beides  Umstände,  die  eine 

')  Bis  zum  Vertrage  vom  2(i.  Mai  1857  (Fleischmann,  Vidkerrechts- 
qnellen  S.  61). 

")  „Kein  Vorrecht  der  Geburt,  der  Personen  oder  Familien",  ttlumer- 
Morcl,  Handbuch  des  Schweizerischen  Hundesstaatsredits  Ud.  1  S.  18l>. 

3* 
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aktive  Teilnahme  des  Volkes  an  der  Regierung  vor  der  Herr- 
schaft einer  Einzelperson  begünstigten. 

Die  Kantone  sind  mit  dem  Datum  der  jetzt  geltenden  Ver- 
fassungen, in  der  Reihenfolge,  wie  sie  im  Art.  1  der  Bundes- 
verfassung aufgezählt  sind:  Zürich  (18.  April  1869),  Bern 
(4.  Juni  1893),  Luzern  (28.  Februar  1875),  Uri  (6.  Mai  1888), 
Schwyz  (23.  Oktober  1898),  Unterwaiden  ob  dem  Wald  (27.  April 
1902),  Unterwaiden  nid  dem  Wald  (2.  April  1877),  Glarus 
(22.  Mai  1887),  Zug  (31.  Januar  1894),  Freiburg  (7.  Mai  1857), 
Solothurn  (23.  Oktober  1887),  Basel  Stadt  (2.  Dezember  1889), 
Basel  Landschaft  (4.  April  1892),  Schaffhausen  (24.  März  1876), 
Appenzell  Ausser-Rhoden  (15.  Oktober  1876),  Appenzell  Inner- 
Rhoden (24.  November  1872),  St.  Gallen  (16.  November  1890), 
Graubünden  (2.  Oktober  1892),  Aargau  (28.  April  1885),  Thur- 
gau  (28.  Februar  1869),  Tessin  (2.  Juli  1892),  Waadt  (1.  März 
1885),  Wallis  (26.  November  1875),  Neuenbürg  (21.  November 
1858),  Genf  (24.  Mai  1847) ,). 


')  Es  besteht  eine  amtliche  Ausgabe  der  Kantonsverfa9snngen :  Samm- 
lung enthaltend  die  Bundesverfassung  und  die  in  Kraft  bestehenden  Kantons- 
verfassnngen ,  mit  den  bis  15.  August  1891  vorgekommenen  Abänderungen, 
im  Auftrage  des  Schweiz.  Bundesrats  von  der  Bundeskanzlei  herausgegeben, 
Bern  1891.  Die  seit  1891  angenommenen  neuen  Verfassungen  und  Abände- 
rungen sind  in  den  Supplementen  I  X  (Jahrgänge  1892  bis  1905)  enthalten. 
Von  den  Abänderungen  einzelner  Verfassungsartikel  kommen  hier  nur  in  Be- 
tracht die  vom  20.  Februar  1899  (Zürich).  1.  Dezember  1904  (Luzern),  11.  Juli 
1904  i  Aargau)  und  18.  Juli  1904  (Tessin),  die  Uber  Organisation  und  Wahl 
der  Vollziehungshehürdc  Bestimmungen  treffen.  Bis  zum  Jahre  1880  reicht 
die  Sammlung  der  Bundesverfassung  und  der  auf  1.  Jänner  1880  in  Kraft 
bestehenden  Kantonsverfassungen,  Amtliche  Ausgabe,  Bern  1880;  bis  1864: 
II  ei  mann,  Die  Bundesverfassung  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  und 
di<>  Staatsverfassungen  der  Kantone,  Nidau  1804  (jedoch  nur  in  deutscher 
Sprache,  während  die  amtliche  Ausgabe  die  Verfassungen  in  der  betreffenden 
Landessprache  und  die  italienischen  Texte  noch  ausserdem  in  deutscher  und 
französischer  1  Übersetzung  bringt).  Darestc,  Constitutions  modernes  Bd.  1, 
gibt  tu  französischer  Sprache  Verfassungen  Berns  (3.  518  ff.),  Appenzells  A.  R. 
(S.  547  ff.)  und  (ienfs  (S.  579  ff.) ;  de  (.'laparede,  La  Constitution  et  les  lois 
constitutionnelles  de  la  Kepublifjue  et  Canton  de  (»eneve  1888.  Wegen  der 
Daten  vgl.  auch  Dareste  a.  a.  0.  S.  516  ff.  und  von  Salis,  Schweizerisches 
ÜMidesrerht,  Staats-  und  verwaltungsreehtliehc  Praxis  des  Bundesrats  und 
der  Bmidesversainmlnim  seit  dem  29.  Mai  1874.  im  Auftrage  des  Schweize- 
rin lim  Bund.-M-ais  bearbeitet.  2.  Aufl.,  Bern  190:*,  Bd.  1  S.  201  ff. 
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3.  In  den  drei  deutschen  Freien  Städten  vollzog  skh 
die  Entwicklung  der  Spitze  im  Rahmen  des  Kommunallebens. 
Die  kommunalen  Organe  versehen  in  diesen  Stadtstaaten  zu- 
gleich staatliche  Funktionen1).  Ebenso  bedurfte  es  bei  der 
Entwicklung  dieser  Gemeinwesen  zu  selbständigen  Staaten  nicht 
der  Schaffung  besonderer  staatlicher  Organe.  An  der  Spitze 
stand  von  jeher,  nach  der  Organisation  der  Städte  überhaupt, 
ein  Kollegium,  innerhalb  dessen  ein  oder  einige2)  Personen 
hervorragten,  als  Bürgermeister  den  Vorsitz  dieses  Rates  oder 
Senates  hatten  und  teils  mit  teils  ohne  Mitwirkung  der  Senatoren 
die  Verwaltung  führten.  Die  Staatsform  war  lange  Zeit  aristo- 
kratisch, indem  der  sich  selbst  ergänzende  Rat  allein  die  Herr- 
schaft inne  hatte.  Dann  aber  erlangte,  oft  erst  nach  vielen 
Kämpfen,  auch  die  Bürgerschaft  Anteil  an  der  Staatsgewalt 
uud  verfassungsmässige  Festlegung  ihrer  Rechte  in  den  sog. 
Rezessen.  Je  nachdem  war  auch  die  Stellung  des  Senates  ver- 
schieden. Die  Eigenschaft  als  alleiniger  unumschränkter  Inne- 
haber  der  Staatsgewalt  hat  dies  Kollegium  verloren,  doch  be- 
sitzt es  der  Bürgerschaft  gegenüber  noch  immer  eine  derart 
bevorrechtigte  Stellung,  dass  der  Senat  der  Hansestädte  als 
allein  berechtigter,  allerdings  durch  die  Rechte  der  Bürger- 
schaft beschränkter  Innehaber  der  Staatsgewalt  erscheint,  der 
nicht  nur  Funktionen  eiuer  obersten  Verwaltungsbehörde  wahr- 
zunehmen hat. 

Die  erste  moderne  Verfassung  Lübecks  —  nach  Konkor- 
daten zwischen  Rat  und  Bürgerschaft  von  1416,  1534,  1535, 
dem  Rezesse  von  1665  und  dem  Hauptrezesse  vom  9.  Juli  1669 
—  datiert  vom  8.  April  1848.  Eine  neue  Verfassung  vom 
29.  Dezember  1851  wurde  im  Jahre  1875  revidiert,  um  sie  mit 


')  Sievers,  Das  Staatsrecht  der  Freien  und  Hansestadt  Bremen 
(Marquardsens  Handbuch),  Freiburg  nud  Tübingen  1884,  S.  81,  82  Aum.fi, 
betont,  dass  für  wirkliches  staatliches  Leben  kaum  Raum  und  Inhalt  vor- 
handen sei;  nach  dem,  was  im  historisch -politischen  Sinne  den  Staat  aus- 
mache, suche  man  vergebens;  die  Kleinstaaterei  zwinge  den  .luristen  vielfach 
mit  leeren  Begriffen  zu  operieren. 

2)  Nach  der  Verfassung  Hamburgs  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
setzte  sich  der  Rat  ans  vier  Bürgermeistern  und  24  Senatoren  znsaimueu 
(v.Melle,  Das  Hamburgische  Staatsrecht ,  Hamburg  und  Leipzig  18D1,  S. 
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der  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  in  Einklang  zu  bringen ') ; 
sie  trägt  in  der  jetzt  geltenden  Form  das  Datum  des  7.  April 
1875. 

In  Bremen  bestanden  die  alten  politischen  Einrichtungen 
auf  der  Grundlage  der  Tafel  von  1433,  der  neuen  Eintracht 
von  1534  und  der  kündigen  Rolle  von  1489  fast  unverändert 
bis  zur  Verfassung  vom  5.  März  1849.  Die  revidierte  Ver- 
fassung vom  21.  Februar  1854  trägt,  mit  sieben  Grundgesetzen 
vereinigt  und  modifiziert,  als  heute  geltendes  Grundgesetz  das 
Datum  des  17.  November  1875.  In  den  Jahren  1879,  1882 
und  1884  erfuhr  sie  verschiedene  Abänderungen:  eine  neue 
Verfassungsredaktion  datiert  vom  1.  Januar  1894.  In  den 
Jahren  1877/78  gestellte  Anträge,  dem  Präsidenten  die  materielle 
Leitung  zu  geben  und  ihn  zur  einheitlichen  Spitze  des  Staates 
zu  machen2),  waren  ohne  Erfolg. 

Hamburg  besass  nach  den  Rezessen  von  1410,  1529, 
1603,  1633  und  1663  in  dem  Unionsrezesse  von  1710  und  dem 
Hauptrezesse  vom  15.  Oktober  1712  bis  zum  Jahre  1860  eine 
Verfassung.  Nach  dieser  war  der  Senat  Mitinhaber  der  gesetz- 
gebenden und  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt;  er  vertrat 
den  Staat  nach  aussen  hin  und  hatte  eine  umfangreiche  Juris- 
diktion in  erster,  zweiter  und  dritter  Instanz.  Ausserdem  hatte 
er  so  gut  wie  ausschliesslich  das  Recht  der  gesetzgeberischen 
Initiative;  doch  standen  zwischen  Senat  und  Bürgerschaft  die 
drei  Kirchenkollegien,  die  nacheinander  die  der  Bürgerschaft 
zu  unterbreitenden  Anträge  des  Senates  vorberieten.  Die  „ Ver- 
fassung des  Freistaates  Hamburgtt  vom  Juli  1849,  ein  Entwurf 
der  Ende  1848  zusammentretenden  Konstituante,  gelangte  nicht 
zur  Durchführung;  hiernach  sollte  die  Bürgerschaft  einziger 
gesetzgebender  Körper  und  der  Rat.  abgesehen  von  einem  ihm 
zugestandenen  Veto,  nur  vollziehendes  Organ  und  oberste  Ver- 
waltungsbehörde sein ;  aus  der  Mitte  seiner  neun  Mitglieder 
sollten  jährlich  zwei  Bürgermeister  gewählt  werden.  Auch 
einem  Verfassungsentwürfe,  der  neben  der  Konstituante  be- 


')  J  e  1 1  i  n  e k ,  Verfassungsänderung  und  Verfassungswan dlnug  S.  8  Auiu.  1 , 
rübiut  ihren  Text  als  korrekt,  da  er  nur  noch  landesrechtliche  Sätze  enthalte. 
5)  Möllmann,  Bremisches  Staats-  und  Verwaltungsrccht  8.49  Aum.  1. 
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ratenden  Neuuerkommission  von  demselben  Jahre,  der  im 
Gegensatze  zu  der  Konstituante  an  der  Lebenslänglichkeit  des 
Seuatorenamtes  festhielt,  dagegen  die  Lebenslänglichkeit  der 
Bürgermeisterwnrde  und  die  Selbstergänzung  des  Senates  aufgab, 
stellten  sich  Hindernisse  entgegen.  Es  wurde  erst  am  28.  Sep- 
tember 1860  eine  neue  Verfassung  veröffentlicht.  Sie  ist 
revidiert  worden  und  unter  dem  Datum  des  13.  Oktober  1879 
in  Geltung1). 


*)  Ausgaben  der  geltenden  hanseatischen  Verfassungen:  Deutsche  Staats- 
grundgesetze in  diplomatisch  genauem  Abdrucke,  herausg.  von  Rinding, 
Heft  X:  Verfassungsurkunden  für  die  freien  und  Hansestädte  Lübeck,  Bremen 
und  Hamburg.  Mit  allen  Abänderungen  bis  zu  den  tiesetzen  von  Mitte  1897, 
Leipzig  1897  (also  nicht  mehr  ausreichend  seit  deu  Verfassungsänderungen  in 
Hamburg  1906,  in  Lübeck  1899  und  1905);  Stoerk,  Handbuch  der  deutschen 
Verfassungen,  Leipzig  1884,  S.  571  ff.  Zu  der  geschichtlichen  Entwicklung  vgl. 
v.Melle,  Das  Hamburgische  Staatsrecht  S.  6— 18;  Seelig,  Hamburgisches 
Staatsrecht  auf  geschichtlicher  Grundlage,  Hamburg  1902,  S.  9—15,  52 ff., 
73  ff.;  Klügmann,  Das  Staatsrecht  der  Freien  und  Hausestadt  Lübeck; 
Sievers,  Das  Staatsrecht  der  Freien  und  Hansestadt  Bremen;  Wolffson, 
Das  Staatsrecht  der  Freien  und  Hansestadt  Hamburg  (die  letzten  drei  in 
Marqnardscns  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts,  Freibnrg  und  Tübingen  1884)  ; 
Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts.  6.  Aufl.,  S.  153,  154;  Zachariä, 
Deutsches  Staats-  und  Rnndesrecht,  3.  Aufl.,  Güttingen  1865,  Bd.  I  S.  695  ff.; 
Schulze,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts,  Leipzig  1881,  Bd.  1  S.  500 ff. 
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Die  staatsrechtliche  Stellung 
des  republikanischen  Staatsoberhauptes 


§  3.  Or&pmseliaft  und  Staatsbcgriff'. 

I.  Wie  schon  bemerkt,  lassen  sich  die  Staatstheorien  der 
neueren  allgemeinen  Staatslehre  in  der  Hauptsache  auf  die 
Streitfrage  zurückführen:  Hat  der  Staat  eine  von  der  Summe 
seiner  Mitglieder  verschiedene  Eigenpersünlichkeit,  ist  er  eine 
Verbandsperson,  ein  Organismus?  Bejaht  wird  die  Frage  von 
der  sog.  organischen  Lehre  und  der  Persönlichkeitstheorie,  ver- 
neint von  der  Herrschertheorie,  der  empirisch-individualistischen 
Lehre  und  von  der  den  Staat  als  ein  Rechtsverhältnis  auf- 
fassenden Theorie. 

1.  Wenn  die  organische  Lehre  auch  heutzutage  immer 
mit  dem  Namen  Gierkes  verbunden  ist,  so  ist  der  Gedanke, 
dass  der  Staat  ein  eigenes  Lebewesen,  ein  Organismus  sei,  doch 
nicht  ganz  neu  *).  Schon  Piaton  spricht  von  dem  Staate  als 
einem  Menschen  im  grossen,  und  Bluntschli 2),  im  Anschlüsse 
an  die  Lehre  Böhmers,  stellte  ihn  sich  vor  als  Mann  mit  den 
sechzehn  Grundkräften  des  menschlichen  Organismus.  Diese 
anthropomorphische  Lehre  hat  in  neuerer  Zeit  Gicrke3)  um- 
gestaltet und  sie  zu  der  organischen  Theorie,  wie  sie  heute 

!J  Über  die  Entwicklung  der  organischen  Lehre  und  ihre  philosophische 
(irundlagc  (Kant)  vgl.  Loening.  Artikel  r Staat"  im  Handwörterbuch  der 
Staat  swissenschaiteu  Bd.  (J  S.  911  ff.;  Ii.  Schmidt.  Allgemeine  Staatslehre 
Bd.  I  S.  l.r>6ff. ;  sodann  Prcuss  und  Schlossmann  in  Iherings  Jahrb.  Bd.  44. 

-)  Vgl.  auch  seine  spätere  Aulfassung  (Lehre  vom  modernen  Staat. 
1.  Teil:  Allgemeine  Staatslehre,  ö.  Auflage.  Stuttgart  1875,  S.  18,  19). 

3)  Das  deutsche  tieiiosscusrhaftsrecht  Bd.  1  —  B.  Berlin  1808  — 1881 : 
Aufsätze,  z  B.  in  Schmollers  .lahrbuch  1883  (Bd.  7). 
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formuliert  zu  werden  pflegt,  entwickelt,  die  dann  weiter  noch 
besonders  von  Preuss1)  verfochten  und  auf  den  Staatsbegriff 
angewandt  ist.  Die  organische  Lehre  hat  sowohl  für  das  pri- 
vate wie  für  das  öffentliche  Recht  zahlreiche  Anhänger  ge- 
funden, so  dass  Gierke2)  „den  vollen  Durchbruch  eines  selb- 
ständigen Rechtsbegriffes  des  gemeinheitlichen  Organs  als  des 
sichtbaren  Werkzeuges  der  unsichtbaren  Lebenseinheit  des  Ge- 
meinwesens in  der  deutschen  Rechtspraxis"  feststellen  konnte. 

Die  jetzige  organische  Theorie  geht  davon  aus,  dass  nicht 
alles  das,  was  .sei,  auch  sichtbar  und  mit  den  Augen  oder 
Händen  ergreifbar  sein  müsse;  dem  „geschulten  juristischen 
Geiste"  erschlössen  sich  ganz  andere  Gebiete.  „Hat  man  je 
etwa  einen  Eigentümer,  einen  Gläubiger  oder  Schuldner  ge- 
sehen? Herr  Müller,  der  dies  alles  sein  kann,  sieht  in  allen 
diesen  Eigenschaften  ganz  gleich  aus* s).  Im  besonderen  ist 
dann  der  Grundgedanke  der  uns  hier  interessierenden  staats- 
rechtlichen Lehre  der,  dass  der  Staat  etwas  nicht  mit  den 
Augen  Wahrnehmbares,  nicht  die  Summe  der  in  ihm  vereinigten 
Staatsbürger,  sondern  eine  über  den  Einzelwesen  stehende  Per- 
son sei,  die  dementsprechend  auch  einen  eigenen,  von  dem  der 
Einzelpersonen  verschiedenen  Willen  habe;  von  auderen  „Ver- 
bandspersouen"  unterscheide  sich  der  Staat  dadurch,  dass  er 
Träger  der  höchsten  Herrschergewalt  sei.  Wie  ein  physischer 
Organismus,  z.  B.  eine  Pflanze,  nicht  nur  die  Summe  seiner 
einzelnen  Bestandteile,  des  Stengels,  des  Saftes,  der  Blätter 
(wie  dies  der  Fall  bei  einer  Maschine  sei),  sondern  auch  mit 
der  inneren  lebendigen  Kraft,  sich  aus  sich  selbst  weiter- 
zuentwickeln, begabt  sei,  so  sei  auch  der  Staat  ein  rechtlicher 
Organismus,  entstanden  aus  der  rechtlichen  Verbindung  organi- 
scher Teile. 

Da  nun  der  Staat  die  Fähigkeit  haben  muss,  seinen  Willen 
zu  äussern  und  durchzusetzen,  andererseits  die  Fähigkeit,  Ge- 

')  Gemeinde,  Maat,  Reich  ald  Ckbietskoriterschafteii ,  Berlin  1889;  Das 
städtische  Anttsrecht  in  Preussen,  Herlin  HM »2;  Stellvertretung  o<ler  Organ- 
schaft ?  in  Iherings  Jahrbüchern  Brt.  44:  Über  Organpersönlichkeit  in  Schmollers 
Jahrbuch,  Leipzig  1902. 

')  in  Iherings  Jahrbüchern  IM.  :*5  8.  221. 

*t  Prems  in  Iherings  Jahrbüchern  Bd.  44  S.  440. 
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danken  zu  fassen  und  eiuen  Willen  zu  bilden,  nur  den  mit 
einem  Gehirn  begabten  physischen  Personen  zusteht,  so  kann 
auch  der  Staat  seinen  Willen  nur  durch  den  Willen  von  Indi- 
viduen bilden.  Insofern  also  die  Handlungen  von  Individuen 
solche  des  Staates  sind  und  der  Wille  des  Staates  mit  dem  der 
diesen  Willen  bildenden  Individuen  zusammenfällt,  nennt  mau 
diese  die  Organe  des  Staates.  „Unter  Staatsorganen  sind 
jene  Individuen  oder  Kollegien  zu  verstehen,  deren  Wille  be- 
rufen ist,  innerhalb  der  gesetzlichen  Kompetenzen  unmittelbar 
staatlichen  Willen  zu  erzeugen  oder  an  demProzess  der  Bil- 
dung und  Vollziehung  staatlichen  Willens  teilzunehmen"  Die 
betreffenden  Organe  nehmen  für  den  Staat  dessen  Funktionen 
vor*).  „Wie  die  Sprachapparate  Organe  eines  Menschen  sind, 
sind  die  Organe  des  Staatswillens  werkerzeugende  Glieder  des 
Gemeinwesens"3).  Während  Stellvertretung,  Mandat,  Bevoll- 
mächtigung die  Rechtsverhältnisse  zweier  gleichgeordneter  Per- 
sonen zueinander  bestimmen,  setzt  die  Organschaft  grundsätz- 
lich eiue  Person,  die  Kollektivperson,  voraus,  die  durch  ihre 
Organperson  handelt.  Mit  grosser  Entschiedenheit  verwahren 
sich  die  Organiker  gegen  den  Vorwurf,  einen  naturwissenschaft- 
lichen Begriff  ohne  Berechtigung  und  Nutzen  in  das  Staatsrecht 
herübergenoinmeu  zu  haben:  „Der  Begriff  organischer  Entwick- 
lung ist.  kein  spezifisch  naturwissenschaftlicher,  er  gehört  zu 
den  Begriffen,  welche  infolge  der  schliesslichen  Wesenseinheit 
allen  Lebens  Gemeingut  aller  Wissenschaften  sein  müssen, 
deren  Gegenstand  irgend  eine  Gestaltung  des  Lebens  ist"4). 
So  wird  denn  die  Organschaft  auch  als  Rechtsbegriff  in  An- 
spruch genommen;  Preuss'1)  spricht  sogar  von  organschaft- 
lichen und  individualrechtlichen  Vertretungsverhältnissen. 


')  Jellinek,  Über  Staatsfragmeute,  Festgabe  S.  275. 

-)  Vgl.  auch  Haenel,  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  1  S. 75 ff.,  und  Haenel, 
Studien  zum  deutschen  Staatsrechte,  Leipzig  1880,  Bd.  2  S.  266;  Gierke 
iu  Schmollers  Jahrbuch  Bd.  7,  1883,  S.  1139. 

3)  Gareis,  Allgemeines  Staatsrecht  (Marquardsens  Handbuch  des  öffent- 
lichen Rechts  Bd.  1),  Freiburg  1883,  S.  35. 

*)  Preuss,  Gemeinde,  Staat,  Reich  als  Gebietskörperschaften  S.  35. 

a)  Iherings  Jahrbücher  Bd.  44  S.  433. 


Digitized  by  Google 


43 


2.  Dieser  Theorie  verwandt  ist  die  von  Labaud  und 
Jcllinek  vertretene  Persünlichkeitstheorie.  Auch  nach 
ihr  ist  der  Staat  eine  reale  Einheit,  ein  Rechtssubjekt,  eine 
juristische  Person  und  unter  den  Begriff  der  Körperschaft  zu 
rechnen.  Laband1)  deliniert:  „Staat  ist  organisierte  Einheit, 
eine  Person,  kein  Rechtsverhältnis";  Jellinek2):  „Als  Rechts- 
begriff ist  der  Staat  die  mit  ursprünglicher  Herrschermacht  aus- 
gerüstete Körperschaft  eines  sesshaften  Volkes  oder  mit  ur- 
sprünglicher Herrschermacht  ausgestattete  Gebietskörperschaft" ; 
Esmein  3):  L'Etat  est  la  personnification  juridique  d'une  nation". 
Die  organische  Lehre  und  die  Persünlichkeitstheorie  stehen 
also  in  einem  Verhältnis  zueinander.  Preuss4)  bezeichnet  so- 
gar den  Begriff  der  Organschaft  als  mit  einer  bestimmten 
Lehre  von  der  juristischen  Person,  nämlich  der  orgauischen, 
absolut  identisch,  protestiert  aber  dagegen,  Laband  als  den 
leitenden  Vertreter  der  anorganischen  individualistischen  Per- 
sönlichkeitstheorie trotz  seiner  organischen  Ausdrucksweise, 
andererseits  Jellinek  und  Bernatzik5)  unter  die  Organiker  zu 
rechnen0).  Demgegenüber  behauptet  Lingg7),  die  Identität 
der  beiden  Theorien  nachgewiesen  zu  haben. 

Wie  dem  auch  sei,  beide  Theorien  haben  jedenfalls  das 
Gemeinsame,  dass  sie  den  Staat  als  selbständiges  Lebewesen, 
als  einen  Organismus  oder  als  eine  juristische  Person  auf- 
fassen, und  da  fragt  es  sich  naturgemäss  zunächst,  ob  es  nötig 
ist,  diesen  Begriff  einer  nicht  individuellen  Persönlichkeit  zur 
Erfassung  des  Staatsbegriffs  einzuführen  und  dann,  ob  sich 
dieser  Begriff  rechtlich  stützen  lässt.  Den  Staat  als  ein  Eigen- 
wesen anzunehmen,  hat  allerdings  von  vornherein  etwas  Be- 
stechendes durch  die  Einfachheit,  mit  der  staatliche  Beziehungen 

l)  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  4.  Auflage,  Tübingen  und 
Leipzig  1901,  Bd.  1  S.  53. 

-')  Das  Recht  des  modernen  Staates,  Bd.  1 :  Allgemeine  Staatslehre  S.  176. 
a)  Clements  de  droit  constitutiounel  S.  1. 
*)  Iherings  Jahrbücher  Bd.  44  S.  430. 

5)  Vgl.  Bernatzik,  Die  juristische  Persönlichkeit  der  Behörden,  Frei- 
bnrg  1890  (auch  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  Bd.  5). 

fl)  Vgl.  auch  Labands  Kritik  von  Preuss1  Stadt.  Amtsrccht  im  Archiv 
für  öff.  Recht  Bd.  18  S.  75. 

7)  Empirische  Untersuchungen  zur  allgemeinen  Staatslehre,  1902. 
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wie  das  Staatseigentum  und  das  Verhältnis  des  Staates  zum 
Beamten  sich  erklären  lassen  würden. 

3.  M.  E.  ist  mit  Hilfe  der  organischen  Lehre  der  Staats- 
begriff und  das  Verhältnis  des  Oberhauptes  zum  Staate  nicht 
befriedigend  zu  konstruieren.  Wie  Schlossmann1)  richtig 
bemerkt,  wird  wohl  jeder,  der  zuerst  von  der  organischen  Lehre 
Kenntnis  nimmt,  zunächst  nicht  anders  glauben,  als  hier  einen 
Vergleich  vor  sich  zu  haben,  durch  den  das  Wesen  und  die 
Stellung  der  zur  Wirksamkeit  für  den  Staat  verfassungsmässig 
bestellten  Personen  verdeutlicht  werden  soll.  So  wird  eine 
Zeitung  als  das  Organ  einer  Partei  bezeichnet,  in  dem  Sinne, 
dass  sie  das  Sprachrohr  ihrer  Ansichten  ist.  Wie  von  vorn- 
herein festgestellt  sein  mag,  steht  einer  Anwendung  des  Orgau- 
begriffes  in  diesem  Sinne  nichts  entgegen,  und  es  wird  auch 
hier  die  Organschaft  als  allgemeiner  Begriff  für  das  Handelu 
einer  Person  (Personenmehrheit)  für  eine  Personengesamtheit, 
deren  Mitglied  sie  ist,  gebraucht  werden,  ohne  Rücksicht  auf 
das  dieser  Beziehung  zugrunde  liegende  Rechtsverhältnis2). 

Nim  behauptet  die  organische  Lehre,  dass  die  Organschaft 
ein  Rechtsbegriff  sei.  In  den  rechtlichen  Beziehungen  zwischeu 
Organ  und  Verbandsperson  sieht  die  Theorie  das  unterscheidende 
Merkmal  zwischen  rechtlichem  und  physischem  Organismus.  Der 
Einwand  Linggs  dass  der  Staat  keine  eigene  Willensfähig- 
keit haben  könne,  da  er  kein  Gehirn  habe,  ist  deshalb  nicht 
berechtigt,  weil  die  Organiker  für  die  Willensbildung  die  Funk- 
tion des  Gehirns  durch  die  anderer  Organe  ersetzen  4).  Dennoch 
beruht  die  Annahme  einer  unsichtbaren,  über  den  Einzelpersonen 
stehenden  und  aus  ihnen  zusammengesetzten  organischen  Ein- 


')  in  Iherings  Jahrbüchern  Bd.  44  S.  292. 

J)  Heilboru,  Das  System  des  Völkerrechts  entwickelt  aus  den  völker- 
rechtlichen Begriffen,  Berlin  189(5,  S.  170,  bemerkt,  dass  jeder  das  Wort 
Staatsorgan  in  einem  besonderen  Sinne  gebrauchen  dürfe,  unter  der  Voraus- 
setzung einer  vorbeiigen  Aufklärung  über  die  Bedeutuug  und  eiuer  das  Sprach- 
gefühl nicht  verletzenden  konsequenten  Anwendung.  Affolter,  Studien  zum 
Staatsbegrifl'e  (im  Archiv  für  öfi.  Recht  Bd.  17  S.  97),  ist  gegen  obige  Ter- 
minologie. 

'i  Empirische  Untersuchungen  zur  allgem.  Staatslehre,  1902,  S.  121,  160. 
*)  Hr.  Schmidt,  Der  Staat,  Leipzig  189«,  S.  40. 
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heit  auf  einer  „transzendenten,  jenseits  der  wissenschaftlichen 
Erkenntnis  liegenden  Voraussetzung"  ,). 

Sie  ist  durch  nichts  bewiesen,  denn  es  ist  ungerechtfertigt, 
aus  dem  Handeln  einer  Einzelperson  für  eine  Personengemein- 
schaft, also  den  angeblichen  Wirkungen  der  Organschaft,  ohne 
weiteres  auf  das  Vorhandensein  einer  Verbandsperson,  wie  sie 
die  organische  Theorie  auffasst,  zu  schliessen.  Es  ist  ja  wahr, 
dass  die  Merkmale  und  die  Mittel,  an  oder  mit  denen  wir  die 
Erscheinungen  erkennen,  mannigfaltig  sind.  Unserer  Erkenntnis 
zugänglich  sind  jedoch  nur  die  mit  den  Sinnen  wahrnehmbaren 
Gegenstände  und  die  Vorgänge  des  Selbstbewußtseins  Für 
die  Erkenntnis  eines  angeblich  vorhandenen  unsichtbaren  Lebe- 
wesens existiert  kein  Organ,  und  deshalb  ist  die  Annahme  eines 
solchen  wissenschaftlich  nicht  begründet.  Es  ist  allerdings 
einem  Individuum  die  Gläubiger-  oder  Schuldnereigenschaft 
nicht  anzusehen,  und  es  brauchte  ebensowenig  die  Organeigen- 
schaft sichtbar  zu  sein.  Gläubiger  bzw.  Schuldner  sein  be- 
deutet nichts  anderes,  als  in  einem  entsprechenden  Rechtsver- 
hältnisse zu  einer  Person  stehen.  Diese  Eigenschaft  ist  frei- 
lich äusserlich  nicht  sichtbar,  wir  erkennen  sie  höchstens  etwa 
an  dem  Vorhandensein  einer  den  einen  Teil  verpflichtenden  und 
den  anderen  Teil  berechtigenden  Schuldurkunde  oder  weil  wir 
vielleicht  die  Parteien  einen  entsprechenden  Vertrag  haben 
abschliessen  hören.  Beamter  zu  sein  heisst  ebenso,  dass  die 
Persönlichkeit  dieses  Individuums  durch  Rechtsbeziehungen 
qualifiziert  wird,  die  in  ihrer  Gesamtheit  für  das  Beamtenver- 
hältnis begriifswesentlich  sind.  Dementsprechend  wurde  die 
Eigenschaft  als  Organ  dann  vorhanden  sein,  wenn  die  Be- 
ziehungen, in  denen  das  sogenannte  Organ  zu  der  sogenannten 
Verbandsperson  steht,  organische  sind  und  in  ihrer  Gesamtheit 
als  Organschaft  bezeichnet  werden  können.  Genügend  für  die 
Benennung  als  Gläubiger,  Schuldner,  Eigentümer,  Beamter, 
Organ  ist  mithin  das  Vorhandensein  eines  entsprechenden 
Rechtsverhältnisses.    Für  die  Begriffsbildung  darf  aber  nicht 

')  Loening  im  Handwörterbuch  der  Staatswesen  Schäften  Bd.  0  S.  914; 
Schiedsmann,  Organ  nnd  Stellvertreter,  in  Iherings  Jahrbüchern  Bd.  44 
S.  314,  spricht  sogar  von  einem  rungesnnden  Mystizismus". 

*)  Loening  a.  a.  0. 
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die  Folgerung  umgekehrt  werden.  Das  Vorliegen  eines  Eigen- 
tnmsverhältnisses  ist  die  Folge  der  Existenz  einer  Eigentümer 
genannten  Person  und  einer  dieser  gehörigen  Sache.  Ohne 
diese  beiden  Substrate  besteht  kein  Eigentumsverhältnis  und 
folglich  kann  dann  auch  nicht  auf  die  Existenz  der  Person  oder 
Sache  geschlossen  werden.  Wir  nennen  vielmehr  eine  Person, 
die  zu  einer  Sache  in  einem  bestimmten  Verhältnisse  steht, 
den  Eigentümer  dieser  Sache  und  danach  das  Rechtsverhältnis 
Eigentum.  So  setzt  auch  der  Gebrauch  des  Organbegriffes  die 
Existenz  der  organischen  Verbandsperson  voraus,  nicht  kann 
aus  den  Beziehungen  zwischen  Einzelperson  und  Personengemein- 
schaft, wie  Staatsoberhaupt  und  Staat,  geschlossen  werden, 
dass  letztere  eine  organische  Gesamtperson  ist.  Ebensowenig 
dürfen  diese  Beziehungen  organische  genannt  werden,  denn  es 
ist,  wie  gesagt,  die  Existenz  einer  Verbandsperson  als  eines 
einheitlichen  unsichtbaren  Lebewesens  nicht  zu  beweisen. 

Die  Bezeichnung  des  Staates  als  Organismus  reicht  nicht 
aus,  diesen  Begriff  befriedigend  zu  erschöpfen.  Es  ist  auch 
abzulehnen,  das  republikanische  Staatshaupt  ein  Organ  im 
Sinne  der  organischen  Lehre  zu  nennen.  Der  Staatsbegriff  ist 
nun  anderweitig  zu  bestimmen,  derart,  dass  die  der  mensch- 
lichen Erkenntnis  gezogene  Grenze  nicht  überschritten  wird. 

4.  Jedenfalls  stellt  der  Staat  eine  Einheit  dar.  Dies  be- 
rücksichtigt nicht  genügend  die  Theorie,  die  den  Staat  als 
ein  Rechtsverhältnis  auffasst1).  Trotz  des  Bestehens  un- 
zähliger Rechtsverhältnisse  zwischen  den  den  Staat  bildenden 
herrschenden  und  beherrschten  Personen  kann  man  zwar  eine 
gewisse  Einheitlichkeit  in  der  Identität  der  Beziehungen  zwischen 
Heri  scher  und  Beherrschten  finden 2).  Spricht  man  aber  von 
Staatseigentum,  Beamtenernennung,  Staatsverträgen,  so  kommt 
als  der  eine  Faktor  dieser  Rechtsverhältnisse  doch  immer  nur 
die  betreffende  handelnde  Person  oder  der  von  ihr  repräsentierte 
herrschende  Teil  des  Staatsganzen  in  Betracht  ;  denn  ein  Rechts- 
verhältnis kann  nicht  mit  Personen,  Sachen  und  anderen  Rechts- 
verhältnissen im  Rechtsverhältnisse  stehen.    Ausserdem  fehlt 

')  He  wird  von  Lociüng,  Artikel  P Staat"  im  Haudwttrterbnch  der 
Staatswis«  liscliaften  Bd.  n  S.  9U7ft'..  vertreten. 
■)  Loenhitf  a.  a.  0.  S.  911. 
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eine  Rechtsmacht,  die  über  dem  Staate  steht  und  die  für  die 
Annahme  eines  Rechtsverhältnisses  zur  Regelung  seiner  Normen 
unbedingt  notwendig  ist ,). 

5.  Die  Herrscher-  oder  Machttheorie  vermeidet  die 
Inkonsequenz,  dass  der  Staat  zwar  Rechtsverhältnis  zwischen 
Herrscher  und  Beherrschten  ist,  aber  dass  als  Staat  nur  der 
Herrscher  handelnd  auftritt,  indem  sie  nur  auf  das  herrschende 
Glied  Rücksicht  nimmt.  Nach  ihr  ist  der  Staat  die  souveräne 
Herrschaft  über  Land  und  Leute;  die  Tatsache  der  Herrschaft 
über  die  Herrschaftsobjekte  wird  ähnlich  Staat  genannt,  wie  im 
Privatrechte  eine  Sache  Eigentum  genannt  wird,  wenn  sie  einen 
Herrn,  Eigentümer,  hat.  Von  ihren  beiden  Haupt  Vertretern 
bezeichnet  Bornhak2)  den  Staat  als  das  Subjekt,  SeydeP) 
als  das  Objekt  der  Herrschaft.  Wenn  aus  dem  Satze,  die 
Einheit  des  Staates  verkörpere  sich  in  dem  den  Staat  dar- 
stellenden Herrscher,  gefolgert  wird,  es  müsse  sich  beim  Wechsel 
des  Herrschers  auch  jedesmal  der  Staat  verändern  und  beim 
Tode  des  absoluten  Herrschers  gehe  der  Staat  überhaupt  unter, 
so  kann  diesem  Vorwurfe  wieder  mit  dem  Hinweise  auf  die 
Identität  des  Rechtsverhältnisses  des  Herrschers  (Staates)  zu 
den  Beherrschten  begegnet  werden.  Damit  wird  aber  auch 
gleichzeitig  der  Hauptfehler  dieser  Theorie  gefunden.  Sie  ver- 
nachlässigt nämlich  für  den  StaatsbegrifF  das  dem  Staate  in 
dem  von  ihr  nicht  geleugneten  Rechtsverhältnisse  gegenüber- 
stehende Glied.  Die  Lehre  widerstreitet  vollkommen  den 
heutigen  Anschauungen  vom  Staate.  Wenn  Staat  und  herrschen- 
der Faktor  identisch  sind,  dann  hat  dieser  Herrscher  keine 
Rechtsmacht  über  sich,  er  ist  selbst  Rechtsordnung.  Die  Nicht- 
herrschenden  —  die  Gegenüberstellung  beider  Kategorien  hat 
zur  Folge,  dass  es  immer  solche  geben  muss  —  wären  dann 
rechtlos.  Die  ausschliessliche  Betonung  des  Merkmals  der 
Macht  ist  überhaupt  anfechtbar;  sie  berücksichtigt  nicht  die 
Tatsache,  dass  eine  Herrschaft,  besonders  die  einer  Einzel- 
person, sich  nur  dann  halten  kann,  wenn  sie  von  den  Be- 

')  Jellinek.  Das  Recht  des  modernen  Staates  Bd.  1  S.  161. 

2)  Allgemeine  Staatslehre;  Preussisches  Staatsrecht,  Freiburg  1888, 
Bd.  1  S.  63. 

3)  Urnndztigc  einer  allgemeinen  Staatslehre.  Würzburg  1873. 
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herrschten  in  dem  Bewusstsein  ihrer  Legitimität  oder  ihrer  Not- 
wendigkeit ertragen  wird  Eine  Republik  ist  dann  erst  Staat, 
wenn  eine  rechtliche  Organisation,  ein  sich  aus  der  Eigenschaft 
als  Gemeinwesen  ohnehin  ergebendes  Erfordernis  *).  vorhanden 
ist,  und  aus  der  Rechtsordnung  folgt  auch  die  gewaltsame 
Durchsetzung  der  Rechtsnormen.  Allerdings  gibt  es  keinen 
Faktor,  der  stärker  als  der  Herrscher,  das  Gesamtstaats volk, 
wäre  und  ihn  zur  Beobachtung  von  Gesetzen  anhalten  könnte. 
Die  Verfassung  einer  Republik  ist  eine  Summe  von  Normen, 
die  das  souveräne  Volk  allein  und  sich  selbst  gesetzt  hat  und 
die  es  daher  jeden  Augenblick  abändern  oder  aufheben  kann 
Wie  wenig  klar  die  Herrschertheorie  ferner  den  Staatsbegriff 
aus  den  vorhandenen  Substraten  bestimmen  kann,  zeigt  die 
Folgerung,  dass  für  den  Herrscher  der  Staat  das  Objekt  der 
Herrschaft  ist,  und  dass  derjenige,  der  die  staatliche  Gewalt 
aus  eigenem  Recht  inne  hat,  eben  selbst  der  Staat  ist4).  So- 
wenig wie  Eigentum  und  Eigentümer  gleiche  Begriffe  sind,  sind 
Herrscher  und  Staat  identisch. 

Als  eine  Machttheorie  besonderer  Art  sei  noch  angeführt 
die  Ansicht  Duguits r'),  der  den  Staat,  ohne  jedes  rechtliche 
Merkmal,  als  die  Unterdrückung  der  Schwachen  durch  die 
Starken  bezeichnet. 

Eine  Art  Mittelstellung  zwischen  der  Rechtsverhältnis- 
und  der  Herrschertheorie  nimmt  die  von  Lingg6)  vertretene 
empirisch-individualistische  Lehre  ein.  Nach  dieser  ist 
der  Staat  der  Zustand  der  Beherrschung.  Doch  auch  sie  be- 
friedigt nicht,  da  sie  die  an  den  beiden  angeführten  Theorien 
gerügten  Fehler  besitzt. 

().  Es  ist  oben  schon  festgestellt  worden,  dass  Gebiet  und 
Volk  zwei  Begriffsmerkmale  des  Staates  sind,  ihre  Nebenein- 

')  L«»en ins?  a.  a.  0.  S.  5)11. 

'-')  l'»rie,  Theorie  der  Staatenveihuxlnngen,  Stuttgart  1K86,  S.  7. 

*)  Vgl.  auch  Foster,  Commentaries  IUI.  1  8.  1:  „Tlie  legislative  lion 
will  not  he  entangled  in  the  nieshes  of  a  h'gieal  net  .  .  .  The  idea  of  hinding 
legislator«  hy  oaths  is  pueriler. 

\j  Ilornhak,  Allgemeine  Staatslehre  S.  H. 

••)  LKtat,  los  gonvernants  et.  les  a^ents  S.  I. 

r)  Kmpirisrhe  rntorsuehungen  zur  allgemeinen  Staatslehre. 
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anderstellung  jedoch  nicht  zur  Bestimmung  des  Staatsbegriffes 
genügt.  Das  Gebiet  bleibt  bei  allen  auf  einem  bestimmten 
Gebiete  ansässigen  Personengemeinschaften,  die  durch  den  Ge- 
samtwillen das  Gebiet  beherrschen  und  die  sämtliche,  aber 
grundsätzlich  auch  nur  diese,  auf  dem  Gebiete  ansässigen  Indi- 
viduen umfassen  (Gebietskörperschaften),  wie  Stadt- 
gemeinde, Provinzial  verband,  Staat,  ein  unveränderlicher  Be- 
griff. Es  zeigt  selbstverständlich  bei  der  Umwandlung  eines 
Verwaltungsbezirkes  in  einen  Staat  keine  Veränderung.  Auch 
die  Tatsache,  dass  der  Gebietsnmfang  von  Staat,  Provinz  und 
Stadt  gleich  sein  kann,  zeigt,  dass  bezüglich  des  Begriffsmerk- 
males  des  Gebietes  dessen  Vorhandensein  genügt.  Die  Unter- 
suchung nach  weiteren  Merkmalen  wird  sich  also  auf  die  Per- 
sonengemeinschaft innerhalb  des  Begriffes  der  Gebietskörper- 
schaft beziehen  müssen. 

Von  anderen  Personenmehrheiten  wie  dem  keinen  Staat 
bildenden  Volksstamme  und  der  sich  über  mehrere  Staaten  hin- 
erstreckenden oder  ein  Bruchstück  des  Staates  umfassenden 
Nation  unterscheiden  sich  Gebietskörperschaften  dadurch,  dass 
in  ihnen  rechtliche  Beziehungen  bestehen,  die  die  Einzelpersonen 
zu  einer  rechtlichen,  jedoch  wie  ausgeführt,  nicht  organischen 
Einheit  zusammenfassen.  Dies  geschieht  zur  Erreichung  von 
Zielen,  die  den  Interessen  einer  solchen  Gemeinschaft  dienen 
und  auch  nur  von  ihr  erreicht  werden  können.  Die  Stellung 
jeder  Einzelperson  innerhalb  dieser  Gemeinschaft  ist  rechtlich 
normiert.  So  bestimmt  sich  der  Status  eines  Staatsbürgers  nach 
der  Verfassung,  der  eines  Beamten  nach  den  betreffenden  Ge- 
setzen bzw.  einem  geschlossenen  Dienstvertrage. 

Es  ist  aber  nicht  nur  die  Stellung  jeder  Einzelperson  inner- 
halb des  Staatsganzen  rechtlich  bestimmt,  sondern  dies  Staats- 
ganze tritt  auch  selbst  als  Einheit  in  die  Erscheinung.  Und 
zwar  tut  es  dies  nicht  nur1),  wenn  es  unter  seinesgleichen 
anderen  Staaten  gegenüber  Subjekt  des  völkerrechtlichen  Ver- 
kehrs ist,  sondern  es  stellt  auch  nach  innen  hin  den  einzelnen 


')  Wie  Affolter,  Studien  zum  Staatsbegriffe  (Archiv  fitr  üfl'.  Recht, 
1902,  Bd.  17  S.  130),  nnd  Staat  und  Recht,  Versuche  über  allgemeines  Staats- 
recht (Aunalen  des  Deutschen  Reiches,  11103,  S.  59.  (H>,  «57),  meint. 


Waltbor,  Staatshalt  in  Uopubllken 


i 


50 


Staatsbürgern  gegenüber  eine  Einheit  dar.  Wenn  der  Staats- 
beamte vom  Staate  angestellt  wird,  so  sind  es  nicht  nur  die 
anderen  Staatsbürger  mit  Ausnahme  des  Anzustellenden,  die 
die  Ernennung  vollziehen,  sondern  dieser  ist  selbst  aktiv 
als  Staatsbürger  bei  seiner  Ernennuug  beteiligt.  Und  das 
republikanische  Staatshaupt,  das  in  seinen  Funktionen  als  solches 
dem  Volke  gegenübersteht,  findet  ebenfalls  im  Parlamente 
seine  Vertretung.  Hier  interessiert  natürlich  gerade  dieses 
letztere  Problem  des  inneren  Staatsrechts,  die  Frage  nach  den 
Beziehungen  des  Staates"  zu  seinen  eigenen  Mitgliedern. 

7.  Personengemeinschaften,  die  im  Rechtsleben  sowohl 
nach  aussen  wie  nach  innen  als  Einheiten  auftreten  und  in 
ihrer  Gesamtheit  rechtswirksam  berechtigt  und  verpflichtet 
werden,  nennt  die  Rechtswissenschaft  juristische  Personen. 
Dieser  Begriff  ist  insoweit  durchaus  gerechtfertigt,  als  er  nicht 
ein  eigenes  selbständiges  organisches  Leben  und  eigenen  selb- 
ständigen Willen  voraussetzt  und  verlangt.  Der  Wille,  der  als 
der  Wille  der  juristischen  Person  bezeichnet  wird,  ist  der 
Wille  von  Individualpersonen.  Und  zwar  ist  er  entweder  der 
übereinstimmende  Wille  aller  oder  der  Mehrheit  der  die 
juristische  Person  bildenden  Einzelpersonen  oder  der  Wille  nur 
einer  bzw.  weniger  Einzelpersonen,  denen  satzungs-  oder  ver- 
fassungsgemäss  eine  entsprechende  Fälligkeit,  Willen  für  die 
Gesamtperson  bilden,  beigelegt  ist.  Diese  Einzelpersonen  und 
Personenmehrheiten  sind,  insofern  ihr  Wille  für  die  Gesamtheit 
bindend  ist  und  daher  als  der  Wille  der  juristischen  Person 
gelten  kann,  in  dem  oben  festgestellten,  der  organischen  Theorie 
gegenüber  unverbindlichen  Sinne1)  Organe  der  juristischen 
Person.  Der  als  Staatswille  geäusserte  Wille  ist  nicht 
der  durch  Organe  geäusserte  Wille  eines  selbständigen  mit 
eigenem  Willen  begabten  Wesens,  sondern  er  ist  der  Wille 
von  Einzelpersonen,  die  allein  innerhalb  der  Grenzen  der 
menschlichen  Erkenntnis  «1er  Willensbildung  fähig  sind  und 
innerhalb  ihrer  Kompetenz  für  die  Gesamtheit  ihren  Willen 


')  Die  Bezeichnung  als  Organ  verlangt  durchaus  nicht  ein  Annehmen 
der  organischen  Theorie  und  eines  selbständigen  lebendigen  Organismus,  wie 
Prcnss  in  Schmollers  Jahrbuch.  VM>>.  S  '>.V7  ff..  f>00.  behauptet. 
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abgeben.  In  bezug  auf  Willens-  und  Handlungsfähigkeit  tritt 
nicht  die  juristische  Person,  sondern  ihr  Organ,  nicht  der 
Staat,  sondern  das  Staatsorgan  auf1)  Es  ist  zwischen  Willens- 
und Handlungsfähigkeit  einerseits  und  Rechtsfähigkeit  anderer- 
seits zu  unterscheiden.  Während  erstere  nur  menschlichen 
Individuen  zusteht,  sind  rechtsfähig  auch  Personen,  die  im 
Rechtssinne  nicht  willens-  und  handlungsfähig  sind,  z.  B.  Geistes- 
kranke. Die  Rechtsfähigkeit  kann  aber  auch  von  der  Rechts- 
ordnung Personengemeinschaften  und  Anstalten,  den  juristischen 
Personen,  verliehen  werden,  gerade  so  wie  auch  die  Rechts- 
fähigkeit des  Individuums  sich  auf  positives  gesetztes  Recht 
gründet.  Juristische  Personen  sind  also  nicht,  wie  sie  die 
organische  Lehre  konstruiert,  selbständige  Lebewesen,  sondern 
nichts  weiter  als  Körperschaften  und  Anstalten,  die  durch  einen 
Rechtssatz  rechtsfähig  gemacht  sind  und  die  dadurch  als  Ein- 
heiten in  der  Rechtsordnung  auftreten  können  2). 

Der  Staat  ist  nun  auch  in  seiner  Gesamtheit  rechtsfähig 
und  darum  juristische  Person.  Es  ist  jedoch  weiter  zu  unter- 
suchen, wodurch  er  sich  von  anderen  juristischen  Personen 
unterscheidet.  Durch  das  bereits  festgestellte  BegrifFsmerkmal 
des  Gebietes  wird  zunächst  der  Kreis  enger  gezogen;  der  Staat 
ist  in  dem  oben  bezeichneten  Sinne  eine  Gebietskörperschaft 
wie  die  Stadt  und  der  Provinzialverband.  Von  diesen  scheint 
er  sich  wiederum  dadurch  zu  unterscheiden,  dass  er  eine  höhere 
Gewalt,  ja  die  höchste,  keiner  anderen  mehr  untertane  Gewalt, 
die  Souveränität,  hat.  Wenn  eine  Gebietskörperschaft,  die  bis 
dahin  einem  Staatsganzen  als  Teilgebiet,  vielleicht  als  Provinz 

•)  Vgl.  Affolter  im  Archiv  für  Öffentliches  Recht,  1902,  S.  130,  131. 

2)  Bernatzik,  Die  juristische  Persönlichkeit  der  Behörden,  wirft  (S.  20) 
der  organischen  Staatstheorie  vor,  sich  mit  der  hlossen  Erkenntnis,  dass  der 
Staat  ein  Organismus  sei ,  begnügt  und  durch  diesen  Begriff  sich  vor  der 
„niederen  Jurisprudenz"  und  der  Persönlichkeitslehre  für  bevorzugt  gehalten 
zu  haben;  S.  108  ff.  dagegen  schreibt  er  auch  dem  menschlichen  Verbands- 
urganismus ein  „Leben*  zu.  da  er  ebenso  wie  der  physische  Organismus  eine 
Zweckeinheit  sei;  „im  Gebiete  des  Verbandslcbens  falleu  die  Begriffe  Persön- 
lichkeit und  Organismus  völlig  zusammen".  Mau  sieht,  wie  notwendig  eine 
Feststellung  dieser  Begriffe  ist;  es  ist  oben  das  Wort  Organismus  immer 
nur  im  Sinne  der  organischen  Lehre  gebraucht,  wahrend  der  Organ  begriff 
heute  auch  in  weiterem  Sinne  allgemein  angewandt  wird. 

4* 
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oder  Kolonie  gegenüberstand,  zu  einem  Staate  sich  entwickelt, 
so  heisst  es,  sie  hat  ihre  Selbständigkeit  gewonnen,  sich  unab- 
hängig gemacht. 

8.  Dem  Souveränitätsbegriffe  ist  in  neuerer  Zeit  im 
Zusammenhange  mit  dem  Bundesstaatsbegriffe,  den  festzustellen 
sich  die  Wissenschaft  schon  seit  dem  westfälischen  Frieden  be- 
müht hat l)  und  um  den  von  neuem  seit  Gründung  des  deutscheu 
Reiches  Streit  entstanden  ist,  erneute  Aufmerksamkeit  zu- 
gewandt worden.  Bodin2),  der  Begründer  der  Souveränitäts- 
lehre, erklärt  die  Souveränität  für  die  höchste  dauernde,  eigene, 
von  den  Gesetzen  entbundene  Gewalt  über  die  Untertanen. 
Dazu  ist  zu  sagen,  dass  heute  auch  diese  höchste  Gewalt  sich 
in  rechtlichen  Grenzen  bewegen  muss,  wenn  auch  diese  Grenzen, 
wie  bereits  bemerkt,  von  dem  Souverän  beliebig  verändert 
werden  können;  die  Rechtswissenschaft  berücksichtigt  rein  tat- 
sächliche, aber  nicht  rechtliche,  Abhängigkeitsverhältnisse  nicht. 
Rosin a)  stellt  daher  als  den  positiven  Begriff  der  Souveränität 
diejenige  Rechtsstellung  einer  Persönlichkeit  fest,  vermöge  deren 
sie  auf  Grund  des  bestehenden  Rechts  durch  den  Willen  keiner 
anderen  Persönlichkeit  rechtlich  bestimmt  werden  kann.  Die 
Lehre  von  der  geteilten  Souveränität  ist  zu  verwerfen.  Denn 
wenn  es  auch  möglich  ist,  dass  eine  Gewalt  in  manchen  Be- 
ziehungen die  oberste  ist,  in  manchen  aber  nicht,  so  ist  doch 
die  Souveränität  als  ein  absoluter  Begriff  nicht  teilbar;  der 
Staat,  der  einem  anderen  Staate  für  immer  einen  Teil  seiner 
Gewalt  abgegeben  hat,  besitzt  nicht  mehr  die  höchste  Gewalt 


')  Brie,  Geschichte  der  Lehre  vom  Bundesstaate ,  Leipzig  1874,  8.5. 

2)  Vgl.  Hancke,  Hodiu,  eine  Studie  über  den  Begriff  der  Souveränität, 
Breslau  1894,  S.  9;  Dock,  Der  Souveränitätsbegriff  von  Bodin  bis  zu  Friedrich 
dem  Grossen,  Strassburg  1897,  S  5;  Landmaun,  Der  Souveränitätsbegriff 
bei  den  französischen  Theoretikern  von  Jean  Bodin  bis  auf  Jeau  Jacques 
Rousseau,  Leipzig  189(i. 

*)  Souveränität,  Staat.  Gemeinde,  Selbstverwaltung  S.  4  ff.  (Annalen  1883); 
er  leitet  Souveränität  au»  den  Begriffen  s  Macht "  und  ,  Höchsten L  her. 
Vgl.  auch  die  Definition  bei  Jellinek,  Die  Lehre  von  den  Staatenver- 
bindungen, Wien  1882,  S.  34;  Br.  Schmidt,  Der  Staat  S.  60;  Anschfitz 
in  lloltzcndorft-Kohlers  Enzyklopädie  Bd.  2  S.  4M):  Souveränität  ist  die  Un- 
abhängigkeit des  Staates  von  Mächten,  die  über  und  ausser  ihm  stehen.  Über 
diese  Materie  ferner  .lellinek,  Allgem.  Staatslehre  (2  Aufl.)  S.  421  ff. 
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schlechthin.  Hiernach  gibt  es  sowohl  souveräne  wie  nicht  sou- 
veräne Staaten.  Zu  letzteren  gehören  die  sog.  halbsouveränen 
Staaten  und  die  Einzelstaaten  eines  Bundesstaates.  Ihre  Kom- 
petenz ist  durch  die  anderer  Staaten  beschränkt,  doch  ist  ihr 
Charakter  als  Staaten  meist  unbestritten.  Insbesondere  werden 
die  Gliedstaaten  der  nordamerikanischen  Union  und  die  Kan- 
tone der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  durchweg  als 
Staaten,  Republiken,  anerkannt,  während  wie  erwähnt  (S.  24), 
der  Staatscharakter  der  Glieder  der  südamerikanischen  Bundes- 
staaten oft  schwer  zu  bestimmen  ist.  Die  Souveränität  kann 
jedenfalls  nicht  als  Begriffsmerkmal  des  Staates  verwertet 
werden  i). 

9.  Der  Unterschied  des  Staates  von  anderen  Ge- 
bietskörperschaften (Kommunalverbäuden)  kann  also  in  be- 
zug  auf  den  Umfang  der  innewohnenden  Kompetenz  nur  rela- 
tiver Natur  sein.  Ein  Kommunal  verband  kann  eine  weiter- 
gehende Autonomie  besitzen,  als  der  Gliedstaat  eines  Bundes- 
staates oder  ein  sog.  halbsouveräner  Staat;  er  kann  auch  in 
vielem  die  Struktur  eines  Staates  besitzen.  So  ist  z.  B.  Elsass- 
Lothringeu  als  Staat  angesehen  worden. 

Verschieden  ist  jedoch  der  Ursprung  der  in  den  Gebiets- 
körperschaften ausgeübten  Gewalt.  In  einem  Kommunalver- 
bande und  Verwaltungsbezirke  herrscht  nur  die  Gewalt  des 
Staates,  dem  diese  Teilgebiete  angehören;  der  Staat  übt  seine 
Gewalt  entweder  selbst  durch  seine  Organe  aus  oder  er  hat 
seine  Gewalt  zum  Teil  der  von  ihm  abhängigen  Gebietskörper- 
schaft zur  Ausübung  durch  Organe,  die  sie  selbst  bestellt,  dele- 
giert; bezüglich  der  Kompetenz  streitet  die  Vermutung  für  die 
des  Staates.  In  einem  Staate  dagegen  herrscht  grundsätzlich 
dessen  Gewalt.  Bei  dem  Typus  des  unabhängigen  Einheits- 
staates ist  dies  klar.  Aber  auch  für  den  Staat,  der  sich  in 
rechtlicher  Abhängigkeit  von  einem  andern  Staate  befindet, 
besonders  also  dem  Gliedstaate  eines  Bundesstaates,  trifft  dies 
zu.    Die  Gewalt  des  übergeordneten  Staates  kommt  zwar  in 


')  Fichte,  Die  Republik  im  Monarchismus,  Halle  1848,  S.  11,  spricht 
von  der  Souveränität  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika; 
dieser  Gebrauch  des  Wortes  wird  heute  wohl  allseitig  abgelehnt. 
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dem  unabhängigen  Staate  zur  Ausübung  und  beschränkt  den 
Umfang  der  Gewalt  des  letzteren.  Sie  vernichtet  sie  nicht 
ganz,  wenn  auch  die  Kompetenz-Kompetenz  des  übergeordneten 
Staates  die  Kompetenz  des  Unterstaats  rechtlich  verändern 
kann.  Es  bestehen  in  dem  Unterstaate  mithin  zwei  Staats- 
gewalten nebeneinander,  diejenige  des  Oberstaates,  die  die 
höhere  und  ausschlaggebende  ist,  weswegen  die  Eigenschaft  der 
Souveränität  diesem  Staate  zukommt,  und  sodann  die  des  Unter- 
staates, die  zwar  von  der  des  Oberstaates  beschränkt  werden 
kann,  so  dass  dieser  Staat  nicht  souverän  ist,  die  jedoch  ihren 
Ursprung  nicht  vom  Oberstaate  herleitet.  Das  Ergebnis  ist 
also:  In  einer  Gebietskörperschaft  herrscht  nur  Staatsgewalt, 
und  zwar  in  einem  Kommunalverbande  und  Verwaltungsbezirke 
die  Gewalt  des  diese  Gebiete  mitumfassenden  Staates,  soweit 
sie  nicht  der  Ausübung  nach  übertragen  ist;  in  einem  ab- 
hängigen Staate  die  Gewalt  dieses  Staates,  soweit  sie  nicht 
durch  die  des  Oberstaates  beschränkt  ist.  Im  Staate  und  in 
seinen  Teilen  herrscht  dieselbe  eine  Gewalt,  im  abhängigen 
Staate  herrschen  zwei  Staatsgewalten.  Unter  den  Gebiets- 
körperschaften zeichnet  sich  der  Staat  aus  durch  das  Begriffs- 
merkmal der  eigenen  Gewalt1). 

Nicht  zu  verhehlen  ist  allerdings,  dass  die  meist  vernach- 
lässigte Frage,  wie  denn  diese  eigene  Gewalt  erkannt  werden 
soll,  Schwierigkeit  macht.  Ihre  Beantwortung  ist  aber  selbst- 
verständlich nicht  zu  umgehen,  wenn  das  aufgefundene  Be- 
griflsmerkmal  von  Nutzen  sein  soll.  Oft  ergibt  sich  die  Ant- 
wort auf  die  Frage,  ob  eine  Gebietskörperschaft  Gewalt  zu 
eigenem  Rechte  besitzt  und  somit  Staat  ist,  aus  ihrer  geschicht- 
lichen Entwicklung.  Dass  die  nordanierikanisehen  Einzelstaaten, 
die  zunächst  souverän  waren  und  dann  bei  Gründung  der  Union 


l)  Seid  ler.  Das  juristische  Kriterium  des  Staates.  Tübingen  1905. 
nimmt  nicht  <lie  Staatsgewalt,  sondern  die  konstitutiven  Organe  als  Element 
des  Staates  an;  er  kommt  dann  zu  der  Definition:  Der  Staat  ist  ein  mit 
Personal-,  Gebiets-  und  Organlioheit  ausgestattetes  Hoheitssnbjekt,  Auch 
wenn  die  Organe  .qualifizierte  Teile  der  Volksgemeinschaft-  sind  (S.  6<i\  so 
ist  ihr  Vorhandensein  *>chon  durch  die  Eigenschaft  des  Staates  als  einer 
juristischen  Person  bedingt  Staatsgewalt  kommt  dagegen  nicht  jeder  Ge- 
bietskörperschaft zu. 
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einen  Teil  ihrer  Staatsgewalt  auf  den  Bund  tibertrugen,  die 
ihnen  verbliebene  Gewalt  zu  eigenem  Rechte  besitzen,  ist  wohl 
nicht  zu  bestreiten;  trotzdem  die  Bundesgewalt  jederzeit  ihre 
Kompetenz  auf  Kosten  der  Gliedstaaten  erweitern  kann,  wäre 
die  Annahme  gekünstelt,  die  Bundesglieder  hätten  ihre  sämt- 
lichen Rechte  dem  Bunde  übertragen  und  übten  die  ihnen  jetzt 
zustehende  Gewalt  für  diesen  aus.  Ebenso  verhält  es  sich  be- 
züglich der  schweizerischen  Kantone  und  der  deutschen  Staaten. 
Anders  dagegen,  wenn  ein  Teil  eines  Staates  sich  allmählich 
unabhängig  macht  oder  ein  Einheitsstaat  dadurch,  dass  seine 
Teile  immer  grössere  Selbständigkeit  erlangen,  sich  zum  Bundes- 
staat entwickelt.  Greifen  wir  auf  die  Provinzen  der  südameri- 
kanischen Republiken  zurück,  deren  Staatscharakter  ja  be- 
stritten ist,  so  drängt  sich  notwendig  die  erwähnte  Frage  auf. 
Mit  der  Feststellung,  dass  sie  Staaten  sind,  wenn  sie  eigene 
Gewalt  haben,  ist  noch  nicht  viel  gewonnen;  es  fragt  sich  zu- 
nächst, ob  sie  eigene  Gewalt  haben.  Diese  Frage  lässt  sich 
dahin  beantworten,  dass  das  Vorhandensein  einer  Verfassungs- 
urkunde mit  ziemlicher  Sicherheit  für  den  Besitz  der  eigenen 
Staatsgewalt  spricht.  Grundsätzlich  ist  es  zwar  möglich,  dass 
eine  Gebietskörperschaft,  ohne  ein  selbständiger  Staat  zu 
werden,  auf  die  Erlaubnis  und  Anweisung  des  Staates  hin, 
die  ihr  übertragenen  Rechte  in  einer  Art  Verfassungsurkunde 
regelt;  sie  besitzt  natürlich  dann  keine  eigene  Staatsgewalt. 
Derartige  Äusserungen,  in  denen  ein  Staat  den  ganzen  Umfang 
der  Staatsgewalt  der  Ausübung  nach  einer  ihm  untergeordneten 
Gebietskörperschaft  für  diesen  Teil  seines  Gebietes  überträgt, 
existieren  jedoch  nicht.  Die  sich  in  manchen  republikanischen 
Verfassungen  findende  Bestimmung,  dass  die  Bundesgewalt  für 
die  Verfassungen  der  Gliedstaaten  die  Gewährleistung  über- 
nimmt oder  für  ihre  republikanische  Form  Sorge  trägt,  gehört 
nicht  hierher;  sie  ist  nur  ein  Ausfluss  der  auf  Wahrung  der 
Bundesinteressen  gerichteten  Sorge  des  Gesamtstaates.  Da- 
gegen stellen  die  Gesetze,  durch  die  ein  Staat  einem  bisherigen 
Verwaltungsbezirke  den  Staatscharakter  znspricht1),  nicht  eine 

•)  Iii  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  enabling  acts  genannt; 
s.  a.  oben  S.  25  (Venezuela). 
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Übertragung  der  Staatsgewalt  an  den  neuen  Gliedstaat  dar ; 
es  verzichtet  vielmehr  der  Oberstaat  auf  die  Ausübung  der 
Staatsgewalt  in  dem  betreffenden  Gebiete  nach  Massgabe  der 
Bundesverfassung,  und  der  Einzelstaat  übt  seine  Gewalt  auf 
Grund  der  aus  eigenem  Rechte  gegebenen  neuen  Verfassung  aus. 
Gebietskörperschaften,  die  sich  Verfassungen  in  der  üblichen 
Form  geben,  oft  —  wie  dies  gerade  bei  den  Verfassungen  der 
amerikanischen  und  schweizerischen  Gliedstaaten  der  Fall  ist 
—  in  den  ersten  Artikeln  die  Souveränität  und  Selbständigkeit 
betonend,  besitzen  eigene  Gewalt  und  somit  Staatscharakter1). 

Jede  Gebietskörperschaft  besitzt  als  eine  Organisation 
und  noch  dazu  als  juristische  Person  und  Körperschaft  eine 
Verfassung  in  weiterem  Sinne.  Je  mehr  sie  aber  aus  einem 
sozialen  sich  zu  einem  rechtlichen  Gebilde  entwickelt  und  Staat 
wird,  desto  mehr  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  die  Organisation 
fester  zu  gestalten  und  für  die  Funktionen  der  eigenen  Staats- 
gewalt bindende  Normen  zu  schaffen.  Eine  Verfassung  in 
engerem  Sinne,  auch  gleichbedeutend  mit  Verfassungsurkunde, 
ist  ein  solcher  Komplex  von  Regeln,  für  den  sich  in  den 
heutigen  Staatsrechten  eine  gewisse  Übereinstimmung  in  der 
Form  und  den  Grundzügen  herausgebildet  hat. 

Mit  den  jetzt  festgestellten  vier  Elementen8)  Personen- 
gemeinschaft (Volk),  Gebiet,  eigene  Gewalt,  Organisation  (Ver- 
fassung) ist  der  Begriff  des  Staates  gegeben.  Der  Kreis  der 
Personengemeinschaften  wird  durch  die  Eigenschaft  der  Or- 
ganisation und  rechtlichen  Einheit  enger  gezogen,  von  anderen 
juristischen  Personen  sondert  sich  durch  Hinzutreten  des  Merk- 
mals des  Gebietes  die  Gebietskörperschaft,  die,  wenn  sie  eigene 
Gewalt  besitzt,  Staat  wird.  Der  Staat  ist  daher  die  auf 
einem  Gebiete  ansässige,  durch  seine  Organisation  zu 
einer  rechtlichen  Einheit  entwickelte  und  eigene  Ge- 
walt ausübende  Personengemeinschaft. 


')  Jellinek,  Allgem.  Staatslehre  S.  475  flf. ,  bezeichnet  dies  Begriffs- 
merkmal des  Staates  als  die  Fähigkeit  der  Selbstorgauisation  und  Selbst- 
herrschaft. 

*)  Combotheca,  La  eoneeptiou  juridique  de  l'Etat,  Paris  1899,  S.  155, 
162,  löst  die  Definition  des  Staates  als  „  personne  collective  souveraine*  iu 
zehn  Elemente  auf. 
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II.  Eine  Einteilung  der  Staaten,  die  Feststellung  der 
Staatsformen,  ist  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten 
möglich. 

1.  Die  Gesamtheit  der  Betätigungen  des  Staates  seinen 
Gliedern  oder  anderen  Staaten  gegenüber  ist  die  Staats- 
gewalt1). Der  Staat  nimmt  seine  Funktionen  nur  durch  seine 
Organe  wahr,  die  rechtliche  Einheit  der  Verbandsperson  als 
solche  ist  handlungsunfähig.  In  dieser  Eigenschaft  ist  er 
selbst  Subjekt  der  Staatsgewalt,  doch  stehen  alle  seine  Organe 
nicht  im  gleichen  Verhältnisse  zu  ihm.  Sie  sind  zwar  Glieder 
des  Staates  und  ihm  eingeordnet,  das  Verhältnis  beider  zu  ein- 
ander hat  auch  in  der  dem  Staate  notwendig  zustehenden  Ver- 
fassung seine  Regelung  gefunden.  Es  gibt  jedoch  Organe,  denen 
gegenüber  der  Staat  zur  Durchsetzung  eines  abweichenden 
Willens  keine  Organe  besitzt  und  die  er  nicht  zur  Verant- 
wortung ziehen  kann.  Diese  Organe  kann  man  herrschende 
Organe  oder  Träger  der  Staatsgewalt2)  nennen  und  ihnen 
einerseits  untergeordnete  Organe,  die  von  ihnen  abhängig 
sind,  andererseits  Ausüber  der  Staatsgewalt  (ausübende 
Organe  im  engeren  Sinne)  gegenüberstellen.  Die  Eigenschaft 
als  Träger  der  Staatsgewalt  braucht  nicht  durch  ein  „Recht 
auf  Organstellung"  oder  einen  „eigenen  Anspruch  auf  Organ- 
schaft" gestützt  zu  werden.  Bernatzik3)  sieht  in  dem  Be- 
griffe des  eigenen  Rechts  das  unterscheidende  Merkmal 
zwischen  Monarchie  und  Republik;  der  Monarch  habe  eine 
Stellung  zu  eigenem  Rechte  inne,  während  das  republikanische 


')  Anschiitz,  Deutsches  Staatsrecht  in  Holtzendorff-Kohler,  Enzyklopä- 
die der  Rechtswissenschaft  Bd.  2  S.  4G4:  „Staatsgewalt  ist  die  dem  Staate 
ausschliesslich  zustehende  Fähigkeit,  Laud  und  Leute  zu  beherrschen*. 

■')  Anschiitz  a.  a.  0.  S.  472:  „Träger  ist  diejenige  Person  oder  Mehr- 
heit von  Personen,  welche  den  Staat  voll  repräsentiert  und  im  Zweifelsfalle 
die  Vermutung  der  Alleinberechtigung  zur  Ausübuug  der  Staatsgewalt  auf 
ihrer  Seite  hat";  Meyer,  Lehrbuch  des  Deutschen  Staatsrechts  (6.  Aufl.) 
S.  17,  18,  und  die  dort  angeführte  Literatur;  Hüb ler,  Organisation  der 
Verwaltung  S.  8.  Jellinek,  Allgera.  Staatslehro  S.  538  ff.,  lehnt  den  Begriff 
des  Trägers  ab;  doch  ist  nach  einer  Feststellung  des  Begriffes  als  eines 
qualifizierten  Organs  und  bei  Ablehnung  eines  eigenen  Rechts  eine  dualisti- 
sche Staatsauffassung  wohl  nicht  zu  befürchten. 

*)  Republik  und  Monarchie  S.  33. 
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Staatsoberhaupt  sie  der  Wahl,  also  dem  Willen  des  Volkes 
verdanke.  Rosin1)  bemängelt  diese  Unterscheidung,  weil  der 
Gegensatz  von  eigenem  Rechte  nicht  abgeleitetes  übertragenes, 
sondern  fremdes,  vertretungsweise  ausgeübtes  Recht  sei.  Es 
ist  zu  diesem  Begriffe  jedoch  überhaupt  zu  bemerken,  dass  ein 
Recht  auf  die  Staatsgewalt  weder  auf  Seiten  des  Monarchen 
noch  des  Volkes  vorliegt a).  Ein  solches  Recht  ist  seiner  Her- 
kunft nach  nicht  nachzuweisen;  das  Recht  ist  erst  durch  den 
Staat  selbst  möglich ;  es  müsste  sonst  ein  tibergeordneter  Faktor 
vorhanden  sein,  der  dies  angebliche  Recht  verwirklichte  und 
schützte.  Ein  Staatsorgan  aber,  auch  ein  herrschendes  Organ 
oder  Träger  der  Staatsgewalt,  kann  nicht  ein  eigenes  Recht 
haben  auf  etwas,  das  ihm  erst  durch  den  Staat  gewährt  wird. 
Ein  Recht  auf  die  Staatsgewalt  gibt  es  höchstens  in  dem  rela- 
tiven Sinne,  dass  keine  höhere  Person  vorhanden  ist,  die  den 
Anspruch  des  angeblich  Berechtigten  bestreiten  köunte. 

2.  Der  herrschende  Faktor  ist  der  wichtigste  Eiuteilungs- 
grund  für  die  Staaten,  nach  ihm  bestimmt  sich  die  Staatsform3). 
Je  nachdem  Träger  der  Staatsgewalt  eine  Einzelperson  oder 
eine  Personenmehrheit  ist,  unterscheidet  man  Monarchie  und 
Republik.  Die  Republik  zerfällt,  je  nachdem  eine  beschränkte 
Personenmehrheit  oder  die  Gesamtheit  der  Aktivbürger  die 
Staatsgewalt  trägt,  in  Aristokratie  und  Demokratie.  Bezüglich 
der  drei  Bezeichnungen  Republik,  Aristokratie  und  Demokratie 
sowie  ihres  Verhältnisses  zueinander  ist  der  Sprachgebrauch 
schwankend.  Es  ist  in  der  Tat  oft  schwierig,  festzustellen, 
ob  die  Eigenschaften,  die  von  einem  Staatsbürger  für  die  Teil- 
nahme an  den  Rechten  eines  solchen  vorausgesetzt  werden 
(Alter,  Einkommen,  Grundbesitz,  Bildung),  ihn  nur  als  Aktiv- 
bürger oder  auch  als  Mitglied  einer  herrschenden  Klasse  quali- 

')  Souveränität,  Staat.  Gemeinde,  Selbstverwaltung  S.  12;  vgl.  ausser- 
dem über  diesen  Begriff  Br.  Schmidt,  Der  Staat  S.  96.  97;  Preuss,  Ge- 
meiude,  Staat,  Reich  als  Gebietskörperschaften  S.  55;  Preusa,  Das  städtische 
Amtsrecht  in  Preussen  S.  23. 

2)  Vgl.  AHolter,  Grundzügc  des  allgemeinen  Staatsrechts  S.  43. 

3)  Seidler,  Das  jurist.  Kriterium  des  Staates  S.  68,  nennt  dies  die 
funktionelle  Eigenart  der  konstitutiven  Organe;  Volk  und  Gebiet  stellteu 
dagegen  die  für  die  Beurteilung  der  Identität  des  Staates  massgebende 
materielle  Substauz  dar. 
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fizieren  1).  Es  darf  aber  nicht  für  die  demokratische  Republik 
die  Gesamtheit  der  Volksgenossen  als  Träger  der  Staatsgewalt 
bezeichnet  werden,  denn  diese  bildet  den  Staat  selbst,  kann 
also  nicht  Organ  sein.  Eine  weitere  genauere  Einteilung  wird 
erzielt,  wenn  man  auch  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  berück- 
sichtigt und  untersucht,  ob  herrschendes  und  ausübendes  Organ 
identisch  sind  oder  nicht.  Dass  der  Träger  der  Staatsgewalt 
auch  Ausüber  ist,  ist  nicht  begrifflich  notwendig;  andererseits 
ist  es  möglich,  dass  neben  dem  Träger  oder  an  seiner  Stelle 
die  Ausübung  der  höchsten  Staatsgewalt  in  den  Händen  von 
staatlichen  Organen  liegt,  die  nicht  Träger  der  Staatsgewalt 
sind. 

3.  Eine  Monarchie,  in  der  der  Träger  der  Staatsgewalt 
allein  oder  durch  von  ihm  abhängige  Organe  die  Staatsgewalt 
ausübt,  ist  eine  absolute  Monarchie.  Ist  der  Träger  jedoch 
in  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  durch  Organe  beschränkt, 
die  nicht  von  ihm  abhängig  sind,  aber  auch  nicht  als  herrschende 
Organe  bezeichnet  werden  können,  so  spricht  man  von  einer 
konstitutionellen  Monarchie.  Hier  hat  das  Parlament 
dem  Monarchen  gegenüber  besondere  Rechte.  Lukas2)  führt 
ans,  dass  der  Monarch  und  das  Parlament  in  der  Erfassung 
des  staatlichen  Gesetzwillens  koordiniert  seien,  doch  spricht 
dafür,  dass  dem  Parlamente  nur  eine  beschränkende  Mitwirkung 
gegenüber  dem  Monarchen  als  dem  eigentlichen  Träger  der 
Staatsgewalt  zukommt,  sowohl  die  geschichtliche  Entwicklung 
dieser  Staatsform  als  auch  positivrechtlich 3)  der  Umstand,  dass 
die  Kompetenz  grundsätzlich  für  den  Monarchen  streitet. 

Wenn  eine  Personenmehrheit  oder  die  Aktivbürgerschaft 
zugleich  Träger  und  Ansüber  der  Staatsgewalt  ist,  so  kann 
man  von  eiuer  absoluten  Aristokratie  bzw.  absoluten  Demo- 
kratie sprechen.    Diese  Staatsform  besteht  heute  jedoch  nicht. 


l)  Wa Icker,  Politik  der  konstitutionellen  Staaten,  Karlsruhe  1890, 
S.  55 ,  erklärt  die  allgemein  als  reine  Demokratien  bezeichneten  kleineren 
Kantone  der  Schweiz  für  Besitzaristokratien. 

*)  Die  rechtliche  Stellung  des  Parlamentes  in  der  Gesetzgebung  Öster- 
reichs uud  der  konstitutionellen  Monarchien  des  Deutschen  Reiches,  Graz  1901. 

3)  Für  Preussen  vgl.  z.  B.  Fleischmanu.  Der  Weg  der  Gesetzgebung 
in  Preussen  1898  S.  3. 
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Es  kommt  höchstens  die  sog.  reine  Demokratie  vor,  nämlich 
in  einigen  kleineren  Kantonen  der  Schweiz;  allerdings  ist  es 
bemerkenswert,  dass  die  neuere  Verfassungsgesetzgebung  in  der 
Schweiz  die  Tendenz  zeigt,  die  direkte  Teilnahme  des  Volkes 
an  der  Regierung,  besonders  durch  die  Erweiterung  des  Refe- 
rendums auszudehnen  1). 

Auch  die  deutschen  freien  Städte  sind  nicht  als  Aristo- 
kratien mit  der  Bürgerschaft  als  beschränkendem  Element  an- 
zusehen, wie  es  den  Anschein  hat  und  wozu  die  mit  ausserordent- 
lich weitgehenden  Funktionen  und  Vorrechten  ausgestattete 
Stellung  des  Gesamtsenates  leicht  verführt.  Das  einzelne  Mit- 
glied des  Senates  ist  Staatsbeamter,  es  wird  heute  vom  Senate 
und  der  Bürgerschaft  gewählt  und  ist  deren  abhängiges  Organ, 
einerlei,  ob  man  diese  beiden  Körperschaften  als  Aktivbürger- 
schaft oder  deren  Repräsentation  ansehen  will.  Obgleich  für 
die  passive  Wahl  der  Senatoren  besondere  Eigenschaften  ver- 
langt werden  und  nicht  alle  Bürger  aktiv  wählen,  so  darf  man 
hier  nicht  von  einer  herrschenden  Klasse  sprechen,  denn  bei 
allen  Wahlen,  auch  in  der  ausgesprochensten  Demokratie,  wird 
aus  naheliegenden  Gründen  unter  den  Staatsangehörigen  eine 
gewisse  Auslese  nach  Alter,  Geschlecht,  oft  auch  nach  Ver- 
mögen, Grundbesitz  und  anderen  Eigenschaften,  stattfinden. 
Auch  der  Senat  als  solcher  ist  nicht  Träger  der  Staats- 
gewalt und  etwa  in  seiner  Gesamtheit  mit  einem  gewählten 
Monarchen  zu  vergleichen,  denn  seine  Mitglieder  sind  nicht 
ihm  allein,  sondern  dem  ganzen  Volke  verantwortlich.  Die 
Teilnahme  an  der  Gesetzgebung  ist  ferner  nicht  unvereinbar 
mit  der  Eigenschaft  eines  abhängigen  Organs. 

In  den  heutigen  Republiken  sind  also  Träger  und  Aus- 
über der  Staatsgewalt  nicht  identisch.  Herrschender  Faktor 
ist  immer  die  Aktivbürgerschaft,  die  aber  kaum  selbst  in  die 
Ausübung  der  staatlichen  Funktionen  eingreift.  Hierfür  sind 
andere  Organe  verfassungsmässig  bestellt,  in  erster  Linie  die 
parlamentarischen   Körperschaften.     Die   Unterscheidung  von 


•j  Vgl.  die  Supplemente  zu  der  erwähnte»  Sammlung  der  Schweizer 
Bunde*-  und  Knntonaverfassmigen;  Combes  de  Lestrade,  Droit  politique 
contemporain  S.  137. 
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Träger  und  Ausüber,  die  zu  der  Bestimmung  zweier  wichtiger 
heute  bestehender  Staatsformen,  der  absoluten  und  der  konsti- 
tutionellen Monarchie,  führte,  bringt  also,  auf  die  heutigen  Re- 
publiken angewandt,  kein  ähnliches  praktisches  Ergebnis.  Man 
hat  daher,  wohl  in  dieser  P>kenntnis,  andere  Einteilungen 
versucht. 

4.  Hier  wird  am  meisten  eine  Einteilung  nach  der 
Spitze  der  Republik  interessieren,  zumal  dieser  Einteilungs- 
grund auch  den  zunächst  ins  Auge  fallenden  äusseren  Unter- 
scheidungsmerkmalen gerecht  wird.  Es  lassen  sich  drei  Haupt- 
tjpen  der  heutigen  Republik  unterscheiden,  wie  sie  auch  oben 
in  der  geschichtlichen  Darstellung  zusammengefasst  wurden. 
Die  nordamerikanische  Bundesverfassung,  die  sich  in  wesent- 
licher Übereinstimmung  mit  den  vor  und  nach  ihr  entstehenden 
Verfassungen  der  Gliedstaaten  der  Union  befindet,  ist  vorbild- 
lich geworden  für  die  Verfassungen  der  mittel-  und  südameri- 
kanischen Republiken  und  die  Verfassung  des  einzigen  afri- 
kanischen Freistaates  Liberia.  Man  kann  also  von  einem 
amerikanischen  Typus  sprechen.  Die  Verfassung  der  französi- 
schen Republik  legt  in  ihrer  jetzigen  Form  das  Schwergewicht 
der  tatsächlichen  Macht  in  das  Parlament;  dadurch,  dass  der 
Präsident  z.  ß.  seine  Minister  der  Parlamentsmehrheit  ent- 
nehmen muss  und  die  Gültigkeit  seiner  Regierungshandlungen 
von  ihrer  Mitwirkung  abhängt,  ist  seine  Stellung  weniger  ein- 
flussreich als  die  des  amerikanischen  Präsidenten.  Man  nennt 
daher  diesen  Typus  die  parlamentarische  Republik  im 
Gegensatz  zu  der  amerikanischen  oder  Präsidentschafts- 
republik1).  Die  dritte  Gruppe  bilden  die  Republiken  mit 
kollegialer  Spitze  wie  die  Eidgenossenschaft  und  die  Kan- 
tone der  Schweiz  und  die  Hansestädte. 

Unter  diese  drei  Typen  wird  sich  jede  der  heutigen  Re- 
publiken einreihen  lassen  -)•  Die  Aufstellung  weiterer  Abarten 
oder  die  Einteilung  nach  anderen  Merkmalen  kann  daher  nur 
den  Zweck  haben,  auch  Staatsformen,  die  der  Geschichte  oder 

*)  Hervieu,  Les  ministres,  leur  rule  et  leurs  attributions  «laus  les 
differeuts  Etats  organises,  Paris  1893,  S.  ö(J:  „  .  .  .  une  forme  de  gouverne- 
inent  presidentielle,  democratiqne  ou  simplement  aniericaine". 

*)  Eine  weitere  Einteilung  bei  Jellinek,  Allgein.  Staatslehre  S.  6% ff. 
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der  Theorie  angehören,  mit  unter  den  Begriff  der  Republik 
einzubeziehen.  Die  plebiszitärc  Republik  *)  ist  eine  Abart  der  Prä- 
sidentschaftsrepublik;  hierhergehörten  auch  die  südafrikanische 
Republik  und  der  Oranjefreistaat,  nach  deren  Verfassung  neben 
dem  Präsidenten  ein  Rat  stand;  der  Freistaat  Frankfurt 2)  war 
den  Republiken  mit  kollegialer  Spitze  zuzurechnen,  wenn  in 
ihm  der  Senat  oder  Rat  nur  beauftragter  Exekutor  des  Rechts 
der  Gesamtheit  war  und  nach  dem  Verfassungsentwürfe  von 
1848 3)  ein  aus  sieben  Mitgliedern  bestehender  Regierungsrat 
die  ausführende  Behörde  sein  sollte.  Eine  weitere  Einteilung 
nach  den  Kollegien,  wie  sie  in  Frankreich  und  der  Schweiz  an 
der  Spitze  dieser  Republiken  gestanden  haben  und  in  den  Kan- 
tonen noch  mit  verschiedenen  Bezeichnungen  existieren,  ist 
unnötig4).  Es  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  die  Geschichte  ab- 
solute Demokratien  und  Aristokratien  gekannt  hat.  Die  heutigen 
Republiken  dagegen  sind,  wie  gesagt,  sämtlich  konstitutionell ''). 

5.  Die  bisherigen  zur  Feststellung  des  Begriffes  der 
Republik  führenden  Untersuchungen  mussten  sich  notwendiger- 
weise auf  breiterer  allgemein-staatsrechtlicher  Grundlage  auf- 
bauen, da  in  der  allgemeinen  Staatslehre  eine  Übereinstimmung 
über  die  Begritfsmerkmale  dieser  Staatsforni  und  ihre  Ab- 
grenzung von  anderen  Staatsformen  nicht  besteht.  Unter- 
scheidungsmerkmale wie  Erblichkeit  und  Wahl,  die  bei  einer 
Betrachtung   ausschliesslich    der    heutigen  Republiken  nahe 


')  Die  „Geschichte  der  Frankfurter  Zeitung"  S.  792  spricht  davon,  dass 
der  Name  Boulangers  zur  typischen  Benennung  des  politischen  Systems  der 
plebiszitären  Republik  geworden  sei. 

l)  Zuchariae,  Deutsches  Staats- und  Bundesrecht  3.  Aufl.  Bd.  1  S  704. 

3)  erwähnt  in  der  , Geschichte  der  Frankfurter  Zeitung"  S.  t5;  er  sucht 
die  demokratische  Auffassung  der  Republik  grundsätzlich  festzulegen. 

4)  Schvarcz.  Elemente  der  Politik  (Budapest,  Wien,  Leipzig  1880). 
teilt  den  Freistaat  ein  in  die  monarehisih-zugespitzte,  Ausschnss-,  Konvent- 
und  unmittelbare  Volkstagsrepublik;  Unterarten  der  ersteren  sind  nach  ihm 
unter  anderen  die  erbmonarchisch  zugespitzte  Republik  und  die  Wahlmonarchie! 

5i  Combes  de  Lestrade,  Droit  politiqne  contemporain  S.  70,  71: 
„Le  gouverueinent  direct  —  1'ident ification  entre  gouvernants  et  gouver- 
ncs  —  n'existc  plus  dans  au<;une  des  nations  donm-es  d'un  droit  politiqne. 
Aucune  dV-lles  n'est  daus  Ich  conditions  ou  la  totalite  de  ses  membres  deli- 
btraient  sur  les  int«'ivts  de  lKtaf. 
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liegen1),  kommen  schon  deshalb  zur  Kennzeichnung  der  recht- 
lichen Stellung  des  Staatshauptes  nicht  in  Betracht,  weil  es 
sowohl  Wahlmonarchen  (z.  R.  die  deutscheu  Kaiser  des  Mittel- 
alters und  die  Päpste  als  souveräne  Beherrscher  des  ehemaligen 
Kirchenstaates)  als  auch  erbliche  republikanische  Staatshäupter 
(z.  B.  den  Erbstatthalter  der  Niederlande)  gegeben  hat.  Ebenso 
wie  Wahl  und  Erblichkeit  sind  Verantwortlichkeit  und  Unver- 
antwortlichkeit  zwar  regelmässig  heute  Kennzeichen  der  Re- 
publik bzw.  Monarchie,  sie  sind  sozusagen  Reflexe  des  Unter- 
scheidungsgrundes, sie  sind  dieser  aber  nicht  selbst.  Dass  die 
Meinung  Sieyes,sf),  eine  Republik  läge  vor,  wenn  ein  ernannter 
Vollziehungsrat  nach  der  Mehrheit  beratschlagend  an  der  Spitze 
der  Staatsmaschine  oder  der  vollziehenden  Gewalt  stehe,  da- 
gegen eine  Monarchie,  wenn  ein  die  unverrückbare  Einheit  der 
Regierung  darstellendes  Individuum  im  Namen  des  Volkes  un- 
verantwortlich einige  Amtsverrichtungen  ausübe,  nicht  mehr 
dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft  entspricht,  bedarf  keiner 
weiteren  Ausführung;  sie  ist  aber  interessant  dafür,  dass  in 
Frankreich  es  in  der  ersten  Zeit  der  Republik  selbstverständ- 
lich erschien,  eine  Personenmehrheit  an  die  Spitze  der  Exe- 
kutive zu  stellen. 

Mit  dem  hier  aufgezeigten  Unterschiede  zwischen  Monarchie 
und  Republik  erledigt  sich  die  Ansicht  derjenigen  Schriftsteller, 
die  behaupten,  ein  rechtlicher  Unterschied  zwischen  monar- 
chischem und  republikanischen  Staatsoberhaupte  bestehe 
nicht,  höchstens  sei  der  Grad  ihrer  Befugnisse  verschieden. 
Wie  ein  Vergleich  der  Verfassungsgesetze  der  Republiken,  ins- 
besondere der  drei  Typen,  zeigt,  besteht  schon  unter  ihnen  eine 
grosse  Mannigfaltigkeit  in  bezug  auf  den  Umfang  der  Macht 
des  Staatshauptes.  Stellt  man  ihnen  ausserdem  monarchische 
Verfassungen  gegenüber,  so  zeigt  sich  unschwer,  dass  nicht  all- 
gemein gesagt  werden  kann,  das  Staatshaupt  der  einen  Staats- 


')  Vgl.  auch  Bornhak,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  1  S.  04:  rJe  nach- 
dem das  mit  der  Exekutive  betraute  Staatsorgan  erblich  oder  periodisch  be- 
stellt wird,  ist  der  Staat  der  Volkssouveränität  parlamentarische  Monarchie 
oder  Republik". 

0  Politische  Schriften,  vollständig  gesammelt  von  dem  deutscheu  Über- 
setzer, 1790,  Bd.  2  8.  215,  216. 
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form  habe  mehr  bzw.  weniger  Macht  als  das  der  andern  Staats- 
form.  Der  republikanische  Präsident  kann  ein  materielles 
Sanktionsrecht  haben;  er  kann  sogar  die  gesamte  Staats- 
gewalt ausüben  einschliesslich  der  Gesetzgebung,  und  der  König 
kann  praktisch  der  Sanktious-  und  Vetorechte  entkleidet  sein, 
denn  der  Träger  der  Staatsgewalt,  Aktivbürgerschaft  bzw. 
Monarch,  braucht  die  Staatsgewalt  nicht  auszuüben,  sondern 
kann  sie  in  beliebigem  Umfange  —  daher  hat  in  diesem  Staate 
der  Monarch,  in  jenem  der  Präsident  die  grössere  tatsächliche 
Gewalt  —  der  Ausübung  nach  übertragen.  Die  Rechtsstellung 
des  monarchischen  und  des  republikanischen  Staatshauptes  bleibt 
dennoch  verschieden:  entre  la  Monarchie  et  la  republique  il  y 
a  cependant  plus  qu'une  difference  de  mots1).  Das  Volk  kann 
auf  verfassungsmässigem  Wege  dem  Präsidenten  seine  Funk- 
tionen jeden  Augenblick  entziehen  und  sie  beliebig  abändern, 
dem  Monarchen  ohne  seine  Zustimmung  aber  nicht;  denn 
dann  erschiene  nicht  mehr  der  Monarch  als  Träger  der  Staats- 
gewalt, und  aus  der  monarchischen  würde  eine  republikanische 
Staats  form-). 

III.  Das  Ergebnis  dieser  grundlegenden  Erörterungen 
ist  für  unsere  Aufgabe  ein  doppeltes.  Zunächst  ist  die  Auf- 
fassung des  Staates  als  eines  Organismus  abgelehnt  worden,  da 
die  Existenz  einer  organischen  Verbandsperson  nicht  zu  be- 
weisen ist.  Das  republikanische  Staatshaupt  ist  daher  nicht 
als  ein  Organ  im  Sinne  der  organischen  Theorie  zu  bezeichnen. 
Gebraucht  man  dagegen  das  Wort  Organ  in  dem  erwähnten 


')  Casimir-P6rier,  Vorwort  zu  Bompard,  Le  veto  du  president  de 
la  n'publique  et  la  sanetion  royale,  Paris  1906,  8.  VIII. 

'■)  Combes  de  Lestrade,  Droit  politique  coutemporain,  hält  zunächst 
eine  glatte  Scheidung  zwischen  Monarchie  und  Republik  für  unmöglich,  da 
das  Verfassnngsreeht,  besonders  das  ungeschriebene,  zu  verschieden  sei  (S.  73); 
die  wichtigste  Einteilung  mitaste  sich  richten  nach  dem  grösseren  oder  ge- 
ringeren Umfang  der  den  Delegierten  des  Volkes  übertragenen  Rechte,  und 
zwar  übertragen  jion  pas  seulement  par  des  textes  ecrits,  mais  par  l'esprit, 
le  genie  de  ceüc  nation"  (S.  85).  Er  kommt  jedoch  zu  dem  Schlüsse:  .  en 
ni-gligeant  les  diftVreiues  de  degrte,  rexamen  des  Constitution»  contempuraiues 
fait  donc  reconnaitre  quatre  types:  la  monarchie  absolue,  la  monarchie  con- 
stiiutionnelle.  le  n'ginie  pailementaiiv,  le  lvgime  prt'sidenticl". 
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weiteren  Sinne,  so  genügt  die  Feststellung,  dass  das  Staats- 
haupt  Glied  einer  Persouengemeinschaft  ist  und  für  die  Ge- 
samtheit mit  Wirkung  für  diese  handelt,  natürlich  nicht,  die 
Rechtsstellung  genau  und  erschöpfend  zu  bestimmen.  Nach 
Jellineks  Terminologie1)  sind  unmittelbare  Organe  solche, 
deren  Organstellung  unmittelbar  durch  die  Verfassung  des  Ver- 
bandes gegeben  ist  und  die  niemandem  als  dem  Staate  selbst, 
unmittelbar  verpflichtet  sind;  Organe,  die  die  Fähigkeit,  Orgau- 
funktionen  wahrzunehmen,  von  unmittelbaren  Organen  ableiten, 
heissen  mittelbare,  solche,  die  zu  einem  anderen  Organe  sich 
derart  verhalten,  dass  sie  dieses  primäre  Organ  repräsentieren, 
sekundäre  Organe.  Würde  hiernach  das  republikanische  Staats- 
oberhaupt etwa  als  ein  unmittelbares,  sekundäres,  kreiertes 
Organ  bezeichnet  werden ,  so  teilt  es  die  hierdurch  von  ihm 
ausgesagten  Eigenschaften  mit  anderen  Organen,  kann  also  eben- 
sowenig eine  genauere  Begriffsbestimmung  entbehren,  wie  die 
oft  sich  findende  allgemeine  Bezeichnung  als  höchstes  Staats- 
organ. Ferner  ist  der  Begriff  des  Staates  und  im  besonderen 
der  der  Republik  mit  ihren  verschiedenen  Formen  festgestellt 
worden. 

Innerhalb  der  Republik,  der  Staatsform,  in  der  die  Aktiv- 
bürgerschaft Träger  der  Staatsgewalt  ist,  ist  nun  dem  Staats- 
oberhaupte in  der  Reihe  der  Staatsorgane,  d.  i.  der  für  die 
Gesamtperson  mit  rechtlicher  Wirkung  handelnden  Einzelper- 
sonen oder  Personenmehrheiten,  seine  Stellung  näher  anzu- 
weisen. Dies  soll  in  dem  folgenden  allgemeinen  Teile  geschehen, 
während  ein  weiterer,  besonderer  Abschnitt  im  einzelnen  die 
Funktionen  des  so  festgestellten  Begriffes  bringen  wird. 


Das  Recht  des  modernen  Staates,  Bd.  1:  Allgemeine  Staatslehre 
S.  530 ff.  Jellinek  seihst  erklärt  das  republikanische  Staatshaniit  für  den 
Repräsentanten  des  Staates;  darüber  nnten. 
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Erster  Abschnitt 

Der  Begriff  des  republikanischen  Staatshauptes 
und  seine  Stellung  im  allgemeinen. 

§  4.  Die  Personen  des  Rechtsverhältnisses. 

I.  Aus  der  Bezeichnung  „Oberhaupt  des  Staates"  wie  auch 
aus  dem  Bestehen  rechtlicher  Beziehungen  geht  hervor,  dass 
das  republikanische  Staatshaupt  in  einem  Rechtsverhältnisse 
zum  Staate  steht.  Ebenso  sind  alle  Konstruktionen  der  recht- 
lichen Stellung  des  republikanischen  Staatschefs  —  er  wird 
u.  a.  als  Organ,  Herrscher,  Beamter,  Repräsentant,  Mandatar, 
Delegatar  des  Volkes  angesehen  —  durch  die  Bestimmung  dieses 
Rechtsverhältnisses  gegeben.  Unsere  Aufgabe  wird  sich  zu- 
nächst auf  eine  Feststellung  der  Parteien  des  Rechtsverhält- 
nisses zu  lichten  haben. 

II.  Auf  der  eineu  Seite  steht  das  Staatsoberhaupt,  eine 
dem  betreffenden  republikanischen  Staate  angehörende  Einzel- 
persönlichkeit. 

1.  Der  Titel  ist  heute  meist  der  des  Präsidenten  (Presi- 
dent, pre'sident,  presidente).  Es  gibt  Präsidenten  der  Republik 
in  Frankreich l)  und  in  den  meisten  mittel-  und  südamerikani- 
schen Freistaaten2),  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  (von 
Amerika3),  Mexiko,  Venezuela,  Brasilien),  den  Präsidenten  der 
Argentinischen  Nation,  den  Bundespräsidenten  der  Schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft,  Präsidenten  des  Regierungsrates  in 
den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Basel  Stadt  und  Landschaft,  Schaff- 
hausen und  Thurgau,  Präsidenten  des  Staatsrats  (Conseil  d'Etat, 
Consiglio  di  Stato)  in  den  Kantonen  Freiburg,  Waadt,  Neuen- 
burg, Genf  und  Tessin,  sowie  einen  Präsidenten  des  kleinen 


')  z.  B.  Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  2. 

*)  z.B.  Art.  50  der  Verfassung  Chiles:  TVn  ciudadano,  con  el  titnlo  de 
Presidente  de  1a  Republica  de  Chile". 

3)  Art.  II  Seet.  1  §  1  der  Verfassung:  rThe  exeeutive  power  shall  be 
vested  in  a  President  of  the  Uniled  Siates  of  America". 
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Rates  im  Kanton  Graubfinden.  Der  alte  Schweizer  Titel 
Landammann  findet  sich  in  den  Kantonen  Schwyz,  Unterwaiden 
ob  und  nid  dem  Wald,  Zug,  Glarus.  Solothurn,  Appenzell 
Ausser-Rhoden  und  Aargau.  Appenzell  Inner-Rhoden  hat  an 
seiner  Spitze  einen  regierenden  Landammann der  Kanton 
Luzern  einen  Schultheiss.  Die  nordamerikanischen  Gliedstaaten 
haben  den  Governor  beibehalten.  Ebenso  heisst  auch  in  den 
Einzelstaaten  der  romanischen  Bundesstaaten  Amerikas  der 
Staatschef  Gobernador.  Die  Freien  Städte  des  Deutschen 
Reichs  haben  den  Bürgermeister  als  Vorsitzenden  des  Senats- 
kollegiums, und  zwar  wird  dieser  zum  Unterschiede  von  einem 
zweiten  Bürgermeister  in  Bremen  Präsident  des  Senates,  und 
in  Hamburg  erster  Bürgermeister  genannt2;.  Die  Verwaltung 
des  Freistaates  San  Marino  liegt  in  den  Händen  des  grossen 
und  des  kleinen  Rates  und  zweier  Capitani  reggenti. 

2.  Die  Verfassungen  stellen  mehr  oder  weniger  bestimmte 
Erfordernisse  für  die  Eigenschaft  als  Staatshaupt  auf.  Im 
allgemeinen  wird  nicht  mehr  als  männliches  Geschlecht,  ein 
gewisses  Alter  und  Besitz  der  Staatsbürgen  echte  verlangt. 

Das  für  die  Wählbarkeit  erforderliche  Alter  ist  von  der 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  auf  35  Jahre  festgesetzt 
worden.  Ihr  schliessen  sich  die  Grundgesetze  von  Kentucky 
und  Missouri  an.  Alle  anderen  uordamerikauischen  Staaten 
verlangen  30  Jahre,  ausser  Kalifornien,  Minnesota  und  Nevada, 
die  sich  schon  mit  25  Jahren  begnügen,  und  Florida  und 
Wisconsin,  die  allgemein  aktive  Wahlfähigkeit  fordern.  30  Jahre 
sind  auch  vorgeschrieben  in  Chile  (Art.  51  der  Verfassung) 
und  Argentinien  mit  seinen  Gliedern  (nur  in  La  Rioja  sind  es 

')  Aach  der  Kanton  Tessin  hatte  vor  der  Verfassung  vom  23.  Juni  1830 
einen  „Landamano  Presidente",  wie  aus  dem  Anfang  uud  dein  Scblnss  dieser 
Verfassung  (Sammlung  der  Kantonsverfassungen  S.  791  ff.)  hervorgeht. 

*)  Als  Quellen  sind  hier  wie  auch  oft  weiterhin,  wenn  es  sich  lediglich 
um  Verfassungsbestimmungen  handelt,  die  ohen  im  §  2  erwähnten  Ausgaben 
der  Verfassungsurkunden  der  verschiedenen  Republiken  zu  vergleichen.  Die 
betreffenden  Bestimmungen  finden  sich  leicht;  sedes  materiae  ist  der  mit 
Exekutivgewalt,  Vollziehung«-  oder  Verwaltungsbehörde  überschriebene  Ab- 
schnitt, dem  gewöhnlich  zwei  Hauptteile  Uber  allgemeine  staatsbürgerliche 
Rechte  und  die  Legislative  vorausgehen,  und  nach  dorn  die  richterliche  Ge- 
walt behandelt  wird. 
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25  Jahre)1),  sowie  in  den  drei  Hansestädten2);  Bein  (Art.  13) 
und  Schwyz  (Art.  46)  setzen  25  Jahre  fest,  Genf  27  Jahre 
(Art.  67).  Die  Qualifikation  des  Bundespräsidenten  der  Eid- 
genossenschaft ergibt  sich  aus  seiner  Eigenschaft  als  Mitglied 
des  Bundesrats,  und  als  solches  rauss  er  nach  den  Artikeln  96, 
75  und  74  das  20.  Altersjahr  zurückgelegt  haben.  Ähnlich  ist 
das  Alter  des  Staatshauptes  durch  seine  Eigenschaft  als  stimm- 
fähiger Bürger  in  den  meisten  Kantonen  auf  20,  in  Unter- 
waiden nid  dem  Wald  auf  nur  18  Jahre  festgelegt.  Dem  gegen- 
über fordert  die  meiste  Anzahl  von  Jahren,  nämlich  40  Jahre, 
die  Verfassung  Haitis  (Art.  103). 

Ein  weiteres  Erfordernis  ist  die  Eigenschaft  als  Staats- 
bürger. Die  nordamerikanische  Bundesverfassung  spricht  von 
einem  eingeborenen  Bürger,  der  14  Jahre  in  den  Vereinigten 
Staaten  ansässig  gewesen  sei.  Entsprechend  verlangen  auch 
die  nordamerikanischen  Gliedstaaten  die  Eigenschaften  eines 
Wahlmannes  (qnalified  elector),  den  Besitz  des  Bürgerrechtes 
der  Vereinigten  Staaten,  zuweilen  einen  mehrjährigen  Aufent- 
halt in  der  Union  (z.  B.  Florida  10,  Delaware  12,  Georgia  15, 
Mississippi  20  Jahre)  und  regelmässig  mehrjährige  Ansässigkeit 
in  dem  betreffenden  Staate  (meist  5  bis  7  Jahre,  in  Minnesota 
nur  ein  Jahr);  in  Maryland  muss  der  Gewählte  auch  drei  Jahre 
in  seinem  Wahldistrikte  ansässig  gewesen  sein.  In  den  Pro- 
vinzen Argentiniens  wird  ebenfalls  Gebürtigkeit  als  Argen- 
tinier, mehrjähriges  Domizil  in  der  Provinz,  und  ausserdem 
ein  gewisses  Einkommen  oder  entsprechender  Grundbesitz 
vorausgesetzt.  Andere  Republiken  Amerikas  bestimmen,  dass 
das  Staatshaupt  Mitglied  einer  der  parlamentarischen  Körper- 
schaften gewesen  oder  als  solches  wählbar  sein  müsse,  des 
Senats  (z.  B.  Argentinien  Art.  76  und  Kolumbien  Art.  115)  oder 
der  Deputiertenkammer  (z.  B.  Chile  Art.  51);  dies  ist  bedingt 
ausser  durch  den  Besitz  der  Staatsbürgerrechte  noch  durch  den 


y)  Carranza,  Constitution  national  y  constitncionesprovinciales  vigentes, 
gibt  S.  XXI  bis  XXIV  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  in  den  Ar- 
gentinischen Provinzen  für  die  Qualifikation  als  Staatsoberhaupt  bestehenden 
Verfassnngsbestiminungen. 

-'.)  von  Melle.  Hniiihiirgisrlies  Staatsrecht  S.  ">fi:  Verfassung  Bremens 
§  ->A ;  Verfassung  Lübecks  Art.  r> 
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Nachweis  eines  Mindesteinkommens  (in  Argentinien  2000,  in 
Chile  (Art.  19)  500  Pesos).  In  Haiti  (Art.  103)  muss  der 
Präsident  Grundbesitzer  sein.  In  der  Schweiz,  der  Eidgenossen- 
schaft und  den  Kantonen,  muss,  wie  gesagt,  das  Staatshaupt 
die  Eigenschaft  eines  stimmberechtigten  Aktivbürgers  haben  nnd 
als  solcher  ausser  dem  erwähnten  Alter  auch  das  Schweizer  Bürger- 
recht besitzen;  die  Verfassungen  zählen  die  Fälle  auf,  in  denen 
das  Bürgerrecht  verloren  geht.  Die  Bürgermeister  der  Hanse- 
städte werden  aus  der  Reihe  der  Senatoren  gewählt.  Die 
passive  VVahlfähigkeit  ist  daher  ebenfalls  indirekt  bestimmt 
durch  die  Wählbarkeit  zur  Bürgerschaft,  durch  den  Besitz  des 
Staatsbürgerrechts,  durch  mehrjährigen  Aufenthalt  in  der  be- 
treffenden Stadt  (drei  Jahre  in  Hamburg)  und  durch  den  Voll- 
besitz der  bürgerlichen  Ehrenrechte;  auch  darf  der  zu  Wählende 
nicht  entmündigt  sein  oder  sich  im  Konkurse  befinden. 

Ausser  diesen  allgemeinen  Erfordernissen,  ein  gewisses 
Alter  und  die  Eigenschaft  als  Staatsbürger,  in  manchen  Re- 
publiken durch  Ansässigkeit  und  Wahlfähigkeit  zum  Parlamente 
qualifiziert,  enthalten  die  Verfassungen  z.  T.  noch  andere  beson- 
dere Voraussetzungen. 

Dass  das  Staatshaupt  weltlichen  Standes  sei,  fordern  die 
Eidgenossenschaft  (Art.  75)  und  Genf  (Art.  67).  Der  Governor 
von  Massachusetts  mnss  sich  für  einen  Angehörigen  der  christ- 
lichen Religion  erklären,  der  Governor  von  New  Hampshire 
musste  der  protestantischen  Konfession  (jetzt  aufgehoben),  der 
Präsident  von  Argentinien  muss  der  römisch-katholischen  Kirche 
angehören.  Die  Verfassung  von  Süd-Karolina  Art.  III  Sekt.  3 
schliesst  Atheisten  aus:  No  person  shall  be  eligible  to  the 
office  of  governor  who  denies  the  existence  of  the  Supreme 
Being.  Der  Regierungsrat  des  Kantons  Bern  soll  der  beiden 
Landessprachen  kundig  sein  (Art.  33).  Für  die  Bürgermeister 
der  Freien  Städte  ist  Rechtskundigkeit  verlangt.  Nahe  Ver- 
wandte dürfen  nicht  zu  gleicher  Zeit  Senatoren  sein  (Hamburg 
Art.  8,  Bremen  §  23  Abs.  3  ff.,  Lübeck  Art.  6  Abs.  2).  Ebenso 
dürfen  in  anderen  Kollegialrepubliken  Verwandte  nicht  Mit- 
glieder desselben  Rates  sein,  z.  B.  Schwyz  §  47,  Bern  Art.  12, 
Glarus  Art.  28  (Abänderung  vom  1.  Mai  1898).  Sogar  für 
den  Nachfolger  ist  Verwandtschaft  ein  die  Wählbarkeit  aus- 
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schliessenrier  Grund  (Brasilieu  Art.  47  §  4).  Eine  besondere, 
aus  politischen  Erwägungen  sich  ergebende  Verfassungsbestim- 
mung  ist  die,  dass  in  Frankreich  Mitglieder  der  ehemals  dort 
regierenden  Familien  der  passiven  Wahlfähigkeit  entbehren 
(Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  8  Abs.  5)1).  Weitere  Be- 
dingungen stellen  die  Verfassungen,  insbesondere  auch  die  fran- 
zösischen Grundgesetze,  nicht  auf.  Nach  republikanischem 
Staatsrechte  kann  also  im  besonderen  jeder  Staatsbeamte  oder 
Nichtbeamte,  sowie  jedes  Parlamentsmitglied  zum  Staatsober- 
haupte gewählt  werden.  Doch  gilt  der  Grundsatz  der  Inkom- 
patibilität; der  Gewählte  kann  nach  seinem  Amtsantritte  nicht 
weiterhin  sein  bisheriges  Amt  fortführen  oder  Abgeordneter 
bleiben.  Auch  darf  er  als  Staatshaupt  keinen  anderen  Beruf 
ausüben  oder  einen  Erwerb  betreiben  (Art.  1  Sekt.  6  der  Ver- 
fassung der  Vereinigten  Staaten,  Illinois  V  5,  Indiana  V  8, 
Nebraska  V  2,  Texas  IV  6,  Art.  97  der  eidgenössischen  Ver- 
fassung, Zürich  Art.  39,  Luzern  Art.  65,  Glarus  Art.  49,  Aar- 
gau Art.  37,  Waadt  Art.  54). 

Die  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunden  werden  jedoch 
nicht  unerheblich  durch  ungeschriebenes  Recht  ergänzt; 
teils  werden  fehlende,  sich  in  anderen  Verfassungen  findende 
Erfordernisse  ebenfalls  vorausgesetzt,  teils  bildet  sich  neues 
selbständiges  Gewohnheitsrecht.  Beispielsweise  wird  die  Mit- 
gliedschaft des  Schweizer  Bundesrates  nicht  schon  in  dem  die 
Rechte  eines  Aktivbürgers  verleihenden  Alter  erworben  werden. 
In  Hamburg  hat  sich  die  Praxis  gebildet,  dass  die  Bürger- 
meisterwürde  von  den  drei  ältesten  juristischen  Mitgliedern  des 
Senates  je  ein  Jahr  lang  abwechselnd  bekleidet  wird  *).  Ferner 
scheint  sich  in  Frankreich  ein  Gewohnheitsrecht  —  sofern  man 
bei  dem  geringen  Alter  der  jetzigen  Verfassung  und  der  verhältnis- 
mässig langen  Amtsperiode  des  Präsidenten  von  einem  solcheu 
sprechen  kann  —  dahin  zu  bilden,  dass  das  Staatshaupt  dem 
Senate  entnommen  wird.  Gerade  das  Beispiel  Frankreichs  zeigt, 
dass  auch  mit  wenigen  positivrechtlichen  Bestimmungen  über  die 
Wahl  des  Staatsoberhauptes  durch  die  staatsrechtliche  Praxis 

')  Über  die  Rechtslage  der  Prätendenten  vgl.  v.  Marti tz,  Internationale 
Rechtshilfe  in  Strafsachen  Rd.  I  1888  S.  14. 

')  Seelig,  Hamburgi*  lies  Staatsrecht  S.  82. 


Digitized  by  Google 


* 


71 


dasselbe  erreicht  wird  wie  in  Republiken,  deren  Verfassungen 
sich  bemühen,  durch  eine  enge  Begrenzung  der  Zahl  der  passiv 
Wahlfähigen  die  Augen  der  Wähler  auf  den  Würdigsten  zu  lenken. 

3.  Die  heutigen  Verfassungen  kennen  nur  noch  eine  Prä- 
sidentschaft auf  eine  beschränkte  Zeit,  nicht  mehr  auf 
Lebenszeit1).  Eine  möglichst  kurze  Dauer  der  Präsidentschaft 
ist  bedingt  durch  die  Besorgnis  vor  einer  zu  grossen  Macht 
und  durch  eine  drohende  Usurpation  des  Staatshauptes.  Anderer- 
seits hat  man  sich  auch  der  Erwägung  nicht  verschlossen,  dass 
die  Staatsgewalt  im  Interesse  ihrer  Beständigkeit  und  energischen 
Durchsetzung  nicht  zu  oft  von  der  in  den  Wahlen  sich  mani- 
festierenden Volksgunst  abhängig  gemacht  und  einer  vielleicht 
andere  Bahnen  einschlagenden  Politik  des  Nachfolgers  über- 
antwortet werden  darf. 

Die  längste  Dauer  der  Präsidentschaft  ist  sieben 
Jahre,  in  Frankreich  (Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  2 
Abs.  2)  und  in  Haiti  (Art.  101  der  Verfassung).  Sechs  Jahre 
lang  sind  im  Amte  die  Oberhäupter  von  Mexiko,  Kolumbien 
(Art.  114)  und  Guatemala,  fünf  die  von  Chile  und  Alabama. 
Eine  vierjährige  Periode  findet  sich  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika2),  Louisiana,  Tennessee,  West- Virginia,  Texas, 
Panama,  Nicaragua,  Argentinien,  Costa  Rica,  Venezuela,  Sal- 
vador, Brasilien,  Bolivia,  Ecuador,  Peru,  Paraguay,  Uruguay 
und  der  Dominikanischen  Republik.  In  den  Argentinischen 
Provinzen  regiert  das  Staatshaupt  drei  oder  vier,  in  den  Einzel- 
staaten von  Brasilien  drei  bis  fünf  Jahre  lang.  Drei  Jahre 
ist  die  Amtsdauer  in  Delaware,  Minnesota,  New  Yersey,  Penn- 
sylvania, zwei  Jahre  iu  Kalifornien,  Florida,  Jowa,  Kentucky, 
Maine,  Massachusetts,  Missouri,  Nevada,  Ohio,  Süd-Karolina 
und  in  Liberia.    Auf  nur  ein  Jahr  wird  das  Staatshaupt  ge- 

')  In  Mexiko  und  Kolumbien  ist  die  Amtsperiode  der  jetzt  regierenden 
Präsidenten  nur  fttr  ihre  Person  auf  Lebenszeit  festgelegt  worden. 

2)  Bei  der  Beratung  der  Verfassung  wurden  zu  der  Amtsdauer  Vor- 
schläge von  sieben,  elf  und  mehr  Jahren  gemacht;  auch  ein  Belassen  des 
Präsidenten  im  Amte  „during  good  behavior«  stand  in  Frage,  doch  wurde 
dagegen  geltend  gemacht:  „it  is  only  a  softened  name  for  an  executive  for 
life;  the  next  easy  step  will  be  to  hereditary  monarchy  *  (Bancroft,  His- 
tory  of  the  formation  of  the  Constitution  of  the  United  States  Bd.  2.  S.  166,  167). 
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wählt  in  Arkansas,  Colorado,  Connecticut,  Georgia,  Illinois, 
Indiana,  Kansas.  Maryland,  Michigan,  Mississippi,  Nebraska, 
New  Hampshire,  New  York,  Nord-Karolina,  Oregon,  Rhode  Is- 
land, Virginia,  West-Virginia  und  Wisconsin.  In  den  Repu- 
bliken mit  kollegialer  Spitze  ist  die  Amtszeit  des  Vorsitzenden 
des  Kollegiums  verhältnismässig  sehr  kurz  bemessen.  Sie  be- 
trägt meist  ein  Jahr,  wie  in  der  Eidgenossenschaft,  den  Kan- 
tonen ,  Hamburg  und  Bremen ;  in  Lübeck  zwei  Jahre.  Iu 
San  Marino  werden  die  capitani  reggenti  auf  je  ein  halbes 
Jahr  gewählt1). 

4.  Über  die  Wieder  Wählbarkeit  eines  Staatshauptes 
nach  Ablauf  seiner  Amtszeit  finden  sich  verschiedene  An- 
schauungen in  den  Verfassungen  vertreten,  je  nachdem  die  er- 
wähnten für  eine  lange  oder  kurze  Dauer  der  Präsidentschaft 
sprechenden  Gründe  hier  für  massgebend  erachtet  sind-).  Es 
ist  dem  Staatsoberhaupte  nur  in  den  Staaten  Delaware  und 
Missouri  die  Aussicht  genommen,  eine  längere  Zeit  als  die  ver- 
fassungsmässige Anzahl  von  Jahren  an  der  Spitze  des  Staates 
zu  stehen;  hier  ist  ausdrücklich  eine  zweite  Wahl  für  unzu- 
lässig erklärt 3).  Meist  besteht  nur  eine  Bestimmung,  nach  der 
eine  unbegrenzt  häufige  Wiederwahl  ausgeschlossen  ist.  Es 
ist  deshalb  die  Wiederwahl  unmittelbar  nach  Ablauf  einer 
Amtsperiode  untersagt:  Kentucky  Art.  3  Sekt.  3,  Louisiana 
Art,  50,  Pennsylvania  Art.  4  Sekt.  3,  Virginia  Art,  4  Sekt.  1, 
West -Virginia  Art.  7  Sekt.  4,  Schweizer  Bundesverfassung 
Art.  98  Abs.  2,  Bern  Art,  35,  Luzern  Art.  09,  Freiburg  Art.  51, 
Solothurn  Art.  33,  28  (ausgenommen,  wenn  das  Staatshaupt  in 


')  Nach  der  Verfassung  des  Kantons  Tessin  von  1830  (Sammlung  der 
Kantonsverfassungen  S.  798)  wechselte  die  Präsidentschaft  sogar  alle  Monate: 
La  Presidenza  gira  fra  di  loro  per  turno  di  niese  in  niese  (Art.  23  §  15'). 

*')  v.  Muhl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Tübingen  18G0,  ßd.  1 
S.  558,  tadelt  das  Verbot  der  Wiederwahl;  vgl.  auch  S.  490  zur  Frage  der 
Amtsdauer. 

li)  Delaware  Art  III  Sekt.  3:  r.  .  .  and  shall  not  be  eligible  a  second 
time  to  said  office\  Missouri  Art.  V  Sekt.  2:  ....  and  the  governor  aud 
State  treasurer  shall  l»e  ineligible  to  reölection  as  their  own  suceessors\ 
Versteht  man  jedoch,  wie  es  im  Vergleich  mit  den  anderen  Verfassungen  der 
Gliedstaaten  wohl  berechtigt  ist,  unter  successors  nur  unmittelbare  Nachfolger, 
so  wäre  in  Missouri  eine  spätere  Wiederwahl  möglich. 
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der  Zwischenzeit  einer  Amtsdauer  gewählt  worden  war),  Aar- 
gau  Art.  38,  Thurgau  §  37,  Unterwaiden  ob  (Art.  35)  und  nid 
(Art.  38  „in  der  Regel")  dem  Wald,  Waadt  Art.  57,  Neuen- 
bürg Art.  44  (nicht  wiederwählbar  während  derselben  Legis- 
latur), Genf  Art.  73  und  Graubunden  Art.  25,  Appenzell  Ausser- 
Rhoden  Art.  27  (Landammann  nicht  mehr  als  drei  Jahre  hinter- 
einander). Ferner  sind  nicht  sofort  wiederwählbar  die  Bürger- 
meister in  Lübeck  (Art.  14  Abs.  4)  und  Bremen  (§  3  Abs.  4). 
Nach  der  Verfassung  Hamburgs  (Art.  17  Abs.  2)  darf  kein 
Bürgermeister  länger  als  zwei  Jahre  nacheinander  fungieren; 
er  dürfte  also  zweimal  hintereinander  den  Vorsitz  bekleiden, 
wenn  sich  nicht  bereits  ein  den  Wechsel  begünstigendes  Ge- 
wohnheitsrecht gebildet  hätte.  Etwas  weitergehend  ist  der 
von  Oregon  (Art.  5  Sekt.  1)  und  Tennessee  (Art.  3  Sekt.  4) 
vorgezogene  Modus,  nach  dem  der  Governor,  dessen  Amts- 
zeit vier  bzw.  zwei  Jahre  beträgt,  nicht  mehr  als  acht 
bzw.  sechs  Jahre  in  einer  Periode  von  zwölf  bzw.  acht 
Jahren  im  Amte  sein  darf.  Mangels  besonderer  —  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika  und  Mexiko1)  —  oder  kraft  ausdrück- 
licher Bestimmungen  —  Frankreich  (Gesetz  vom  25.  Februar 
1875  Art,  2  Abs.  2)*)  und  Tessin  (Art,  15  Abs.  2)  —  ist  in  den 
übrigen  Republiken  eine  Wiederwahl  und  damit  eine  even- 
tuell lebenslängliche  Amtszeit  möglich.  Doch  ist  auch  hier  zu 
bemerken,  dass  staatsrechtliche  Praxis  und  Gewohnheitsrecht 
modifizierend  wirken.  So  ist  es  in  den  Vereinigten  Staaten 
nach  Washingtons  Beispiel  üblich  geworden,  die  zweite  Wieder- 
wahl (dritte  Wahl)  abzulehnen3).  In  Frankreich  wird  bei  der 
langen  Amtsperiode  von  sieben  Jahren  nur  selten  ein  Präsident 
wiedergewählt  werden. 

')  Gesetz  vom  Dezember  185HJ  (Hcrvieu,  Les  ministres,  leur  rnle  et 
leurs  attributions  dans  les  difforents  Etats  organisAs,  Paris  1893,  8.  68). 

*)  Nach  der  Verfassung  vom  4.  November  1848  war  der  auf  vier  Jahre 
gewählte  Präsident  nicht  wiederwählbar.  Die  Folge  war  der  Staatsstreich 
vom  2.  Dezember  1851,  nachdem  Prinz  Ludwig  Napoleon  Bonaparte  eine  Re- 
vision der  Verfassung,  die  ihm  eine  Wiederwahl  ermöglich  hätte,  nicht  hatte 
durchsetzen  können  (Lebon.  Das  .Staatsrecht  der  französischen  Republik,  in 
Marquardseus  Handbuch  des  öff.  Hechts,  Freiburg  1886,  S.  16). 

\i  Hervieu,  Les  minist  res  8.68:  Westerkamp,  Staatenbund  und 
Bundesstaat  S.  241)  Anm.  18. 
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III.  Dem  Staatsoberhaupte  gegenüber  steht  der 
Staat.  -  Häufig  findet  sich  die  Bezeichnung  als  Republik  dem 
Titel  des  Staates  hinzugesetzt,  z.  B.  in  Frankreich  und  in  Süd- 
amerika. Die  Bundesstaaten  nennen  sich  Vereinigte  Staaten, 
und  ihre  Glieder  heissen  meist  Staaten.  In  betreif  besonderer 
Bezeichnungen  ist  ausser  auf  die  „Provinzen"  Argentiniens 
noch  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  die  Kantone  der 
Schweiz  auch  „Stand"  genannt  werden  (daher  die  Bezeichnung 
„Ständerat"  für  die  Gesamtvertretung  der  Kantone;  sowie 
Standeskommission,  die  Regierungsbehörde  in  Appenzell  Inner- 
Rhoden). Die  Benennungen  als  Eidgenossenschaft,  Kanton, 
Freie  und  Hansestadt  deuten  auf  die  eigenartigen  Verhältnisse 
und  die  geschichtliche  Entwicklung  dieser  Staatswesen  hin. 

1.  Wie  oben  in  den  grundlegenden  Erörterungen  aus- 
geführt ist,  ergibt  sich  die  Möglichkeit,  dass  der  Staat  als  Ge- 
samtheit in  ein  Rechtsverhältnis  zu  einer  ihm  angehörenden 
Einzelperson  treten  kann,  aus  seiner  Eigenschaft  als  rechtliche 
Einheit,  als  juristische  Person.  Es  ist  hier  nur  noch  darauf 
einzugehen,  wie  und  in  welcher  Gestalt  er  dem  Staatshanpte 
gegenübertritt.  Das  Staats volk  in  seiner  Gesamtheit  ist 
handlungsunfähig.  Wenn  es  heisst,  dass  in  den  sogenannten 
Urdemokratien,  einigen  kleineren  Landkantonen  der  Schweiz, 
das  Volk  selbst  die  Herrschaft  ausübe,  so  handelt  doch  nur 
die  Gesamtheit  der  Stimmberechtigten,  also  der  männlichen 
Staatsbürger,  soweit  sie  ein  bestimmtes  Alter  erreicht  haben 
und  nicht  durch  einen  der  verfassungsmässigen  Gründe  vom 
Stimmrechte  ausgeschlossen  sind lj.  Diese  Aktivbürgerschaft 
handelt  auch  für  die  nicht  das  Stimmrecht  ausübenden  und  da- 
durch staatliche  Funktionen  wahrnehmenden  Staatsbürger,  sie 
vertritt  das  ganze  Volk,  ist  Organ.  Bei  der  Schwerfälligkeit, 
mit  der  die  Aktivbürgerschaft  nur  zu  handeln  imstaude  ist,  ist 
ihr  Wirkungskreis  im  heutigen  Staatsrechte  sehr  eingeschränkt. 
Sie  tritt  meist  nur  nach  längeren  Zeitperioden  in  Tätigkeit,  wenn 
sie  sich  selbst  Organe  schafft;  ausserdem  in  anderen  Fällen 
in  den  Urdemokratien.  neuerdings  in  der  Schweiz  in  weiterem 

•j  Vgl.  v.  Mo  hl,  Staatsrecht.  Völkerrecht  und  Politik  Bd.  1  S.  524,  zu 
der  Frage  „wer  das  Volk  sei";  daselbst  S.  48H  und  555  die  gegen  die  ver- 
schiedenen Krtationsorgane  sprechenden  Bedenken. 
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Umfange  vermöge  der  Iuitiative  und  des  Referendum.  So  werden 
in  den  heutigen  konstitutionellen  Staaten  Parlamente  (Volks- 
vertretungen im  engeren  Sinne)  gewählt,  teils  direkt  durch 
die  Aktivbürger  selbst,  teils  indirekt,  indem  die  Aktivbürger- 
schaft Wahlmänuer  wählt,  die  dann  die  Mitglieder  des  Parla- 
mentes wählen.  Aktivbürgerschaft  und  Volksvertretung  sind 
also  zwei  Organe  des  Staatsvolkes,  erstere  ein  primäres,  letztere 
ein  sekundäres  Organ. 

Beide  sind  Repräsentanten  des  Staates,  d.  h.  ihr  Wille 
wird  unmittelbar  als  Wille  des  Staates  angesehen,  so  dass 
Repräsentant  und  repräsentierter  Staat  beide  rechtlich  als  eine 
Person  zu  betrachten  sind 1).  Die  organische  Theorie  wendet 
auf  die  konstitutionelle  Repräsentation  den  Begriff  der  un- 
mittelbaren und  notwendigen  Organstellung2)  an.  Doch  ver- 
mag die  Tatsache,  dass  das  Volk  nur  durch  bestellte  Ver- 
treter handelt  und  nicht  anders  handeln  kann,  ebenso  auch 
wie  andere  angeführte  Gründe  die  Richtigkeit  der  organischen 
Lehre  nicht  zu  beweisen.  Wenn  eine  (physische  oder  juristische) 
Person  handlungsunfähig  ist,  so  bedarf  sie  zur  Willensbildung 
anderer  physischer  Personen,  sie  braucht  darum  nicht  selbst  ein 
Organismus  zu  sein.  Es  kann  deshalb  dahingestellt  bleiben, 
ob  es  wenigstens  historisch  oder  theoretisch  Staaten  gibt,  in 
denen  das  Gesamtvolk  selbst  ohne  Organe  handelnd  auftritt. 
Die  konstitutionelle  Repräsentation  ist  zunächst  nur  eine  nach 
den  Verhältnissen  und  dem  Umfange  der  heutigen  Staaten  not- 
wendige und  darum  ständige  staatsrechtliche  organschaftliche 
Stellvertretung.  Jedenfalls  genügt  vorläufig,  wo  es  sich  nur 
um  die  Eigenschaft  von  Aktivbürgerschaft  und  Parlament  als 
Repräsentanten  handelt,  für  unsere  Zwecke  diese  Feststellung 
des  Repräsentationsbegriffes.  Das  Verhältnis  des  Volkes  zu 
seiner  Repräsentation  braucht  weiter  nicht  rechtlich  begründet 
zu  werden.  Die  Existenz  der  beiden  Repräsentanten  ergibt 
sich  aus  der  Verfassung  des  betreffenden  Staates.  Da  sie 
ferner  notwendige  Staatsorgane  sind,  so  werden  sie  uus  auch 


')  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre  S.  552. 

-)  Über  die  unmittelbare  Organstellaug  jedes  Orgaus  vgl.  Preuss, 
I»as  städtische  Amtsrecht  in  Prenssen  S.  67,  68. 
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liier  begegnen,  wo  das  republikanische  Staatsoberhaupt  in  ein 
Verhältnis  zum  Staate  tritt. 

Die  Repräsentation  des  Staatsvolkes  steht  dem  Oberhaupte 
bei  zwei,  ihrem  Charakter  nach  verschiedenen  Gelegenheiten 
gegenüber,  bei  und  nach  der  Begründung  des  Rechtsver- 
hältnisses. 

2.  Bei  der  Begründung  des  Rechtsverhältnisses  lassen  sich 
wiederum  drei  Kreationsorgane  unterscheiden,  indem  zu  der 
Aktivbürgerschaft  und  dem  Parlamente  noch  die  Wahlmänner 
hinzutreten. 

Die  Aktivbtir gerschaft  zunächst  wählt  in  Kantonen  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  unter  dem  Namen  Lands- 
gemeinde  den  Landammann  sowohl  wie  das  ganze  an  der  Spitze 
des  Staates  stehende  Kollegium,  in  Uri  Art.  52,  Unterwaiden 
ob  dem  Wald  Art,  24,  Unterwaiden  nid  dem  Wald  Art.  38, 
Glarus  Art.  48,  Appenzell  Ausser-Rhoden  Art.  27  und  Appen- 
zell Inner -Rhoden  Art.  20;  die  Landsgeraeinde  wird  als  die 
oberste,  souveräne  und  gesetzgebende  Behörde  bezeichnet.  Die 
Verfassung  Delawares  lässt  ebenfalls  die  Staatsbürger  das 
Staatshaupt  wählen:  The  governor  shall  be  chosen  by  the 
Citizens  of  the  State  (Art.  3  Sekt.  2)  *).  Eine  direkte  Wahl 
durch  das  Volk  findet  ferner  statt  in  Brasilien  Art.  47,  Peru, 
Salvador,  Bolivia,  Ecuador,  Guatemala  und  Nicaragua. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  finden  alle  vier 
Jahre  unter  Beteiligung  des  Volkes  die  Wahlen  des  Präsideuten 
und  des  Vizepräsidenten  statt.  Das  Volk  wählt  selbst  nur 
die  Wahlmänner  (electors).  welche  ihrerseits  erst  das  Staats- 
haupt wählen.  Diese  Bestimmung  ist  natürlich  aus  der  Er- 
wägung in  die  Verfassung  aufgenommen  worden,  die  Wahl  des 
Staatshauptes  nicht  dem  für  politisch  nicht  reif  erachteten 
Volke  zu  überlassen,  sondern  sie  besonderen  Vertrauensmännern 
zu  übertragen.  Heute  machen  allerdings  die  tatsächlichen 
Verhältnisse  diese  Absicht  zunichte.  Das  Volk  entscheidet  sich 
schon  bei  der  Wahl  der  Elektoren  selbst  für  die  Person  des 
Präsidenten  und  gibt  «lern entsprechend  deu  als  Wahlmänneru 

')  Bemerkenswert  ist  jedoch,  da*s  nach  der  Verfassung  von  1 77*>  Art.  7 
(INiore  8.274;  der  Präsident  vom  Parlament  gewählt  wurde. 
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Aufgestellten  seine  Stimme1);  es  ist  bei  der  Wahl  durch  Elek- 
toren  möglich  und  auch  schon  vorgekommen,  dass  der  Präsi- 
dent von  der  Minorität  des  Volkes  gewählt  wird2).  In  den 
Verfassungen  der  nordamerikanischen  Einzelstaaten  findet  sich 
ebenfalls  (ausser  in  Delaware)  durchgehends  bestimmt:  The 
governor  shall  be  chosen  by  the  electors  (qualified  electors)  of 
the  State.  Auch  in  Mexiko,  Argentinien,  Chile  und  der  Domi- 
nikanischen Republik  wird  indirekt  gewählt3). 

Die  Absicht,  die  Wahl  des  Staatshauptes  der  gesamten 
Volksmasse  zu  entziehen,  wird  besser  erreicht,  wenn  die  Wahl 
einem  Organe  übertragen  ist,  das  nicht  nur  zum  Zwecke  der 
Wahl  des  Staatshauptes  bestellt  wird.  Daher  ist  in  vielen 
Republiken  das  Parlameut,  die  Legislative,  Kreationsorgan. 
In  Frankreich  (Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  2  Abs.  1) 
treten  Senat  und  Deputiertenkammer  als  assemblee  nationale 
zusammen  und  wählen  den  Präsidenten;  auch  in  Haiti  (Art.  102) 
wird  der  Präsident  durch  die  Nationalversammlung  bestimmt. 
Ebenso  können  in  der  Eidgenossenschaft  nur  beide  Ab- 
teilungen der  Legislative,  Nationalrat  und  Ständerat,  zur 
Bundesversammlung  vereint,  den  Bundespräsidenten  benennen 
(Art.  98,  71).  Sonst  steht  in  der  Schweiz  nur  einer  der  reprä- 
sentierenden Körperschaften  die  Wahl  des  obersten  Landes- 
beamten zu.  Meist  ist  es  der  grosse  Rat,  wie  in  den  Kantonen 
Bern  Art.  35,  Luzern  Art.  69,  Freiburg  Art.  51 ,  Schaffhausen 
Art.  62,  Aargau  Art.  38,  Turgau  Art.  37,  Wallis  Art.  34,  Grau- 
bünden Art.  25,  Schwyz  Art.  36,  Zug  Art.  46.  In  den  Kantonen 
Zürich  Art.  38,  Solothum  Art.  33,  Waadt  Art.  57,  Neuenburg 
Art.  44  und  Genf  Art.  73,  wo  der  Regierungsrat  (Conseil  d'fetat) 
wählt,  sowie  in  den  deutschen  Freien  Städten  (Hamburg  Art.  17, 
Bremen  §  30  Abs.  2,  Lübeck  Art.  14),  in  denen  die  Senate  die 
Bürgermeister  wählen,  kreieren  diese  Exekutivkollegien  das 
Oberhaupt  aus  ihrer  Mitte. 

>)  Fisk,  Stimmrecht  und  Einzelstaat  in  den  Vereinigten  Staaten  vou 
Nordamerika  S.  21;  v.  Holst,  Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  (Marquardsens  Handbuch),  Freiburg  1885,  S.  48;  Br}'ce.  The  Ameri- 
can Commonwealth  Bd.  1  S.  38. 

')  Cleveland,  Presidential  problems  S.  12. 

*)  Argentinien  Art.  81  ff. :  Mexiko  Art.  70;  Gothaischer  Hofkalender  nebst 
diplomatisch-statistischem  Jahrbuch  für  1907. 
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Die  Kollegien  selbst  werde«  in  den  Kollegialrepubliken 
als  Spitze  des  Staates  gewählt  entweder  vom  Volke  (Zürich 
Art.  37,  Tessin  Art.  15)  oder  von  der  Legislative  (wie  von 
der  eidgenössischen  Bundesversammlung,  Bern  Art.  33).  In  den 
deutschen  Freistaaten  werden  die  Mitglieder  des  Senates  durch 
Zusammenwirken  von  Senat  und  Bürgerschaft  bestimmt  (Lübeck 
Art.  7,  Bremen  §  22,  Hamburg  Art.  9).  Senat  und  Bürgerschaft 
sind  in  ihrer  Gesamtheit  der  Aktivbürgerschaft  gleichzustellen; 
der  Senat  übt  nicht  etwa  bei  seiner  Ergänzung  eigene  Rechte 
aus,  sondern  ist  Repräsentant  des  Volkes,  sowohl  in  gesetz- 
gebenden wie  in  verwaltenden  (z.  B.  bei  der  Senatorenwahl) 
Funktionen l). 

3.  Nach  der  Wahl  scheint  der  Staat  mit  seinen  Organen 
dem  Oberhaupte  gegenüber  zunächst  zurückzutreten.  Die  Rolle 
derjenigen  Repräsentanten,  die  lediglich  Kreationsorgane  sind, 
ist  beendet.  Die  Funktionen  der  Wahlmänner  hören  also  natür- 
licherweise auf.  Die  Rechte  und  Pflichten  des  republikanischen 
Staatsoberhauptes  sind  bereits  in  der  Verfassung  niedergelegt, 
das  Staatsvolk  hat  daher  die  Stellung  seines  Oberhauptes  nicht 
mehr  im  einzelnen  zu  bestimmen,  es  wird  sie  auch  nur  selten 
abzuändern  suchen.  Die  erwähnten  Repräsentanten  des  Staats- 
volkes, Aktivbürgerschaft  und  Parlament  —  insbesondere  das 
Parlament,  die  Volksvertretung  im  engeren  Sinne  — ,  nehmen 
nunmehr  nur  noch  Funktionen  wahr,  die  zusammen  herkomm- 
licherweise  als  die  der  Legislative  bezeichnet  werden,  wenn  sie 
auch  nicht  nur  gesetzgebende,  sondern  auch  verwaltende  und 
richterliche  Funktionen  umfassen.  Hiervon  wird  unten  im  Zu- 
sammenhange mit  den  anderen  Staatsorganen  und  der  Kompe- 
tenz des  Staatshauptes  zu  sprechen  sein. 

Nach  einigen  Verfassungen  hat  die  Legislative  durch  Ent- 
gegennahme der  Demission  des  Staatshauptes  Anteil  an  der 
Lösung  des  Rechtsverhältnisses. 

Aktivbürgerschaft,  Wahlmänner  und  Parlament  (Legislative) 
repräsentieren  den  Staat  in  seinem  Verhältnisse  zum  republi- 
kanischen Staatsoberhaupte. 

Vi  Vgl.  dagegen  .Tellinek,  Allgemeine  Staatslehre  S.  714  Aniu.  2. 
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§  5.    Die  Begründung  der  Stellung  durch  die  Wahl. 

I.  Um  genauer  den  Begriff  des  republikanischen  Staats- 
liauptes  und  sein  Verhältnis  zum  Staate  festzustellen,  müssen 
wir  uns  zunächst  vergegenwärtigen,  wie  das  Staatshaupt  zu 
seiner  Stellung  gelangt,  und  welche  rechtliche  Folgen 
sich  daran  knüpfen. 

1.  Die  Legitimation  als  republikanisches  Staatsoberhaupt 
wird  erworben  durch  die  auf  Grund  der  Verfassung  vor- 
genommene Wahl  durch  eines  der  eben  besprochenen  Kre- 
ationsorgane. Es  ist  zwar  möglich,  dass  ein  Präsident  durch 
Gewalt  in  den  Besitz  der  höchsten  Staatsgewalt  gelangt  und 
in  der  Folgezeit  die  Funktionen  nach  Massgabe  der  Verfassung 
ausübt,  doch  gibt  es  rechtlich  nur  die  eine  Möglichkeit,  die 
Stellung  eines  republikanischen  Staatschefs  zu  erlangen,  die 
verfassungsmässige  Wahl.  Kein  republikanisches  Grundgesetz 
kennt  heute  Erblichkeit  dieser  Würde. 

2.  Der  Wahl  Vorgang  wird  meist  in  den  Verfassungs- 
urkunden, teils  aber  auch  in  besonderen  Wahlgesetzen  dar- 
gestellt. Die  Aufstellung  der  Präsidentschaftskandidaten  hat 
nicht  eine  verfassungsmässige  Regelung  gefunden;  sie  bleibt 
den  politischen  Parteien  überlassen  l).  Die  Schweizer  Bundes- 
und Kantonsverfassungen  enthalten  keine  Bestimmungen  über 
das  Wahlverfahren;  es  heisst:  der  Präsident  wird  gewählt, 
der  Regierungsrat  wählt  den  Landammann.  Nur  Appenzell 
Ausser- Rhoden  Art.  27  bemerkt,  dass  die  Landsgemeinde 
„auf  freien  Vorschlag"  den  Landammann  ernennt.  Es  wird 
anzunehmen  sein,  dass  die  Wahl,  wie  es  bei  der  Natur  der 
Kreationsorgane  möglich  ist,  in  einfachen  Formen  vor  sich  geht. 
Dasselbe  gilt  von  der  Wahl  der  hanseatischen  Bürgermeister, 
während  für  die  Wahl  der  Senatsmitglieder  genaue  Vorschriften 
in  den  Verfassungen  sich  finden.  Auch  das  französische  Grund- 
gesetz (vom  25.  Februar  1875  Art.  2)  fordert  nur  absolute 
Majorität  für  eine  erfolgreiche  Wahl. 


')  In  der  Verfassung  des  ehemaligen  Oranjefreistaates  Art. 29  (Dareste, 
Constitutions  modernes  Bd.  2  S.  559)  findet  «ich  angeordnet,  dass  der  Volks- 
raad  ein  oder  mehrere  Personen  den  stimmberechtigten  IiUrgern  zur  Wahl 
vorschlagen  solle. 
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Eingehendere  Vorschriften  sind  dagegen  notwendig,  wenn, 
wie  in  den  amerikanischen  Freistaaten,  an  der  Wahl  des  Staats- 
haltes alle  stimmberechtigten  Bürger  beteiligt  sind.  In  den 
nordamerikanischen  Republiken  werden  die  Ergebnisse  der  Ab- 
stimmungen der  Elektoren  nach  der  Hauptstadt  gesandt,  wo 
der  Sprecher  des  Repräsentantenhauses  sie  in  Gegenwart  des 
Parlamentes  öffnet  und  nach  der  für  eine  Person  abgegebenen 
höchsten  Stimmenzahl  den  Gewählten  feststellt.  Bei  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  das  Parlament,  das  in  diesem  Falle  so- 
mit auch  in  Nordamerika  zum  Kreationsorgane  wird.  Es  kommt 
auch  vor.  dass  das  Los  oder  das  höhere  Alter  den  Ausschlag 
gibt l). 

3.  Durch  die  Wahl  erlangt  das  Staatsoberhaupt  den  Um- 
fang der  durch  die  Verfassung  der  betreffenden  Republik  näher 
festgesetzten  Rechte  und  Pflichten.  Unmittelbar  geschieht  dies 
in  denjenigen  Republiken,  in  denen  bei  einem  Fortfalle  des 
Präsidenten  vor  Ablauf  der  Amtsperiode  sofort  eine  Neuwahl 
stattfindet  und  einem  Anfang  der  Amtszeit  nichts  weiter 
entgegensteht,  wie  z.  B.  in  Frankreich.  Sonst  beginnen  natür- 
lich die  Funktionen  des  neuen  Präsidenten  erst  uach  Ablauf 
der  Amtsperiode  seines  Vorgängers.  Für  den  Wechsel  des 
Staatshauptes,  den  Anfang  des  „political  yeartt  (Massachusetts 
Amendment  X)  sind  in  manchen  Verfassungen  bestimmte  Tage 
vorgeschrieben,  z.  B.  der  zweite  Dienstag  des  Januar  nach  Be- 
endigung der  Wahl  in  Colorado  (Art.  4  Sekt.  1),  der  erste 
Mittwoch  des  Mai  in  Connecticut  (Art.  4  Sekt.  1),  der  dritte 
Dienstag  im  Januar  in  Delaware  (Art.  3  Sekt.  3),  der  zweite 
Montag  des  Januar  in  Kansas  (Art.  1  Sekt.  1).  Ist  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  die  Wahl  nicht  bis  zum 
4.  März  beendet,  so  wird  der  Vizepräsident  Staatshaupt2).  In 
Hamburg  fällt  die  Amtszeit  des  Vorsitzenden  Bürgermeisters 
mit  dem  Kalenderjahr  zusammen  '). 


')  Vereinigte  Staaten  von  Amerika  Verl.  Art.  II  Sekt.  1,  Alabama  V  4, 
Arkansas  VI  3,  California  V  4,  Georgia  IV  2,  New  York  IV  f\,  Brasilien 
Art.  47.  Für  Mexiko  besteht  ein  besonderes  Wahlgesetz  (Daresto,  Les  eou- 
stitutions  modernes  lid.  2  S.  4(w.  47« r  Argentinien  Art,  Hl  ff. 

*j  Westerkamp.  Staatenbund  und  Bundesstaat  S.  2:45. 

1  Seelitr.  !lauihui-i.'isch«'.«  Staat  si<-<  ht  *  H2. 
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4.  In  verschiedenen  Grundgesetzen  wird  die  Leistung 
eines  Eides  verlangt,  wenn  der  Gewählte  seine  Funktionen 
als  Staatshaupt  wahrzunehmen  beginnt.  Dies  ist  der  Fall  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (Art.  2  Sekt.  1  §  7),  in 
denen  der  Eid  lautet:  I  do  solemnly  swear  (or  affirm)  that  I  will 
faithfully  execute  the  office  of  President  of  the  United  States, 
and  will  to  the  best  of  my  ability,  preserve,  protect  and  de- 
fend  the  Constitution  of  the  United  States.  Eine  ähnliche 
Eidesformel  findet  sich  z.  B.  in  den  Verfassungen  von  Georgia 
Art.  4  Sekt.  5,  Illinois  Art.  5  Sekt.  25  und  Minnesota  Art.  5 
Sekt.  8;  die  Governors  schwören,  die  Verfassung  des  Staates 
und  die  des  Bundes  beobachten  zu  wollen.  Ferner  ist  der  Eid 
vorgeschrieben  in  Mexiko  (Art.  83),  Argentinien  (Art.  80),  Bra- 
silien (Art.  44),  Kolumbien  (Art.  116),  Haiti  (Art.  106),  Chile 
(Art.  71,  wo  der  Präsident  verspricht,  die  römisch-katholische 
Religion,  die  Unabhängigkeit  und  Integrität  der  Republik  und 
die  Verfassung  schützen  zu  wollen).  Der  Eid  wird  gewöhnlich 
durch  den  Präsidenten  einer  der  Kaminern  oder  des  obersten 
Gerichtshofes  in  Gegenwart  des  gesamten  Parlamentes  ab- 
genommen. In  den  Kollegialrepubliken  wird  von  den  Staats- 
häuptern ausser  dem  Eide,  den  sie  als  Mitglieder  des  obersten 
Regierungskollegiums  zu  leisten  haben,  kein  besonderer  Eid 
verlangt.  Für  die  Freien  Städte  finden  sich  die  Eidesformeln 
in  den  Grundgesetzen  von  Lübeck  Art.  10,  Bremen  §  26  (und 
Gesetz  den  Senat  betreffend  §  18),  Hamburg  Art.  15. 

Dies  Erfordernis  hat  jedoch  für  die  Begründung  der  Stellung 
des  Staatshauptes  keine  konstitutive  Bedeutung.  Der  Eid  soll 
einerseits,  vor  der  Volksvertretung  geleistet,  dem  Volke  das  Gefühl 
der  Sicherheit,  dass  seine  Rechte  unangetastet  bleiben  werden, 
geben,  andererseits  in  dem  Staatshaupte  selbst  das  Gefühl 
seiner  Verantwortung  und  seiner  Pflichten  dem  Volke  gegen- 
über stärken  l).  Dass  dem  Eide  in  derartigen  Fällen,  dem  Be- 

')  Vgl.  Story,  Oomnientaries  on  the  Constitution  of  the  United  States, 
4.  Anfl,  Bd.  2  S.  313.  Mit  der  jetzt  herrschenden  Meinung  betont  Born  hak, 
Preussisches  Staatsrecht,  1888,  Bd.  1  S.  183,  dass  die  Eidesleistung  des 
preussiseben  Königs  rechtlich  gleichgültig  sei  und  nur  eine  moralische  Garantie 
für  die  gesetzmässige  Regierung  bilde.  Übersicht  und  Kritik  der  An- 
sichten bei  Schwartz,  Verfassungsurkunde  für  den  preuss.  Staat  S.  lf>B  — 158. 

Walthor,  Staatshalt  in  Keiutbllkeii  »5 
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amteneide,  dem  Eide  des  Monarchen  auf  die  Verfassung,  dem 
Huldigungseide,  dem  Treueide  des  Soldaten,  keine  besondere 
rechtsbegrtindende  Wirkung  mehr  zukommt,  entspricht  der  An- 
schauung des  heutigen  öffentlichen  Rechtes,  das  Anfang,  Rechte 
und  Pflichten  einer  entsprechenden  Stellung  aus  anderen  Akten 
herleitet.  Wenn  z.  B.  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
Art.  2  Sekt.  1  nur  bestimmt:  The  person  having  the  greatest 
number  of  votes  shall  be  the  President,  so  ist  mit  Feststellung 
des  Wahlergebnisses  die  betrelfende  Person  ausreichend  als 
Präsident  und  Staatsoberhaupt  legitimiert.  Ich  halte  daher 
auch  nicht1)  die  Leistung  des  Präsidenteneides  für  eine  Vor- 
aussetzung für  die  Vornahme  von  Regierungsakten,  so  dass  vor 
der  Leistung  vorgenommene  Handlungen  keine  Regierungs- 
akte wären  und  nicht  vom  Präsideuten  verantwortet  zu  werden 
brauchten.  Eine  Eidesverweigerung  verstösst  jedoch  gegen  eine 
ausdrückliche  Verfassungsvorschrift  und  stellt  eine  Verletzung 
der  Pflichten  des  Gewählten  und  darum  als  Staatshaupt  Anzu- 
sehenden dar.  Da  die  nordamerikanische  Verfassung  die  zum 
Impeachment  führenden  Staatsvergehen  nicht  einzeln  auffuhrt, 
sondern  nur  umfassende  Bezeichnungen  kennt2),  so  wäre  hier 
m.  E.  die  Verweigerung  des  Präsidenteneides  als  Verfassungs- 
verletzung im  Wege  des  Impeachment  verfolgbar.  Wenn  ein- 
mal das  republikanische  Staatsoberhaupt  verfassungsmässig 
gewählt  ist,  so  ist  es  zur  Wahrnehmung  seiner  Funktionen  be- 
rechtigt und  verpflichtet.  Es  findet  sich  keine  Handhabe,  ihn 
hiervon  fernzuhalten,  ebensowenig  wie  eine  andere  Verfassungs- 
verletzung  ohne  weiteres  den  Verlust  des  Amtes  nach  sich 
zieht.  Das  könnte  nur  angenommen  werden,  wie  die  Beispiele 
einzelner  monarchischer  Staaten  zeigen,  wo  nach  positiver  Ver- 
fassungsvorschrift der  König  vor  der  Eidesleistung  keine  Re- 
gierungsrechte ausüben  darf  8). 

')  wie  Steinbach  (Die  rechtliche  Stellung  des  deutschen  Kaisers  ver- 
glichen mit  der  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
Leipzig  li)03,  S.  lf>,  2ü)  meint;  vgl.  auch  Bornhak  a.  a.  0.  S.  184  Aniu.  ö 
gegen  Rönne. 

Vgl.  allerdings  über  eine  enge  Interpretation  der  high  crimes  and 
misdemeanors  Uli  ich,  Die  Bestellung  der  (ierichte  in  den  modernen  Repu- 
bliken, Zürich  S.  H8,  H9. 

3,i  Nach  dem  Vorbilde  der  belgischen  Verfassung  Art.  79  auch  in 
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5.  Die  Rechtsstellung  des  Oberhauptes  einer  Republik 
gründet  sich  also  nur  auf  die  verfassungsmässige  Wahl.  Das 
Oberhaupt  gelangt  dadurch,  dass  die  Wahl  von  Repräsentanten 
des  Gesamtvolkes  vorgenommen  wird,  dem  Staate  gegenüber 
in  eine  abhängige  Lage,  die  sowohl  politischer  wie  rechtlicher 
Natur  ist.  Die  Beziehungen  zwischen  Staat  und  Oberhaupt 
bleiben  auch  nach  Begründung  des  Rechtsverhältnisses  bestehen, 
doch  erscheint  seine  Stellung  weiterhin,  da  sie  sicli  im  einzelnen 
auf  die  Verfassung  stützt,  selbständiger  und  der  eines  kon- 
stitutionellen Monarchen  ähnlich,  so  dass  auch  das  Staatshaupt 
in  der  Republik  als  Herrscher  angesehen  worden  ist. 

Wie  jedoch  die  Reihe  der  vertretenen  Ansichten  zeigt,  er- 
gibt sich  weder  aus  der  tatsächlichen  Stellung  innerhalb  des 
Staatsganzen  noch  aus  der  Wahl  unmittelbar  und  zwingend  der 
Begriff  des  republikanischen  Staatsoberhauptes. 

II.  Ein  Begriff1)  ist  „eine  abstrakte  Zusammenfassung 
einer  Reihe  konkreter  Erscheinungen  nach  einem  ihnen  allen 
gemeinsamen  Merkmale".  Die  Art  und  Weise,  wie  das  Ver- 
hältnis zwischen  den  Erscheinungen  und  dem  Begriffe  zwecks 
dessen  Feststellung  hergestellt  wird,  kann  bekanntlich  eine 
doppelte  sein.  Man  geht  induktiv  zu  Werke,  wenn  man  aus 
einer  möglichst  grossen  Reihe  gegebener  Erscheinungen  die 
diesen  gemeinsamen  Merkmale  heraushebt  und  aus  ihnen 
den  Begriff  zusammensetzt.  Man  verfährt  deduktiv,  wenn  man 
einen  bestimmten  Begriff  als  feststehend  annimmt  und  von  ihm 
ausgehend,  eine  Reihe  von  Erscheinungen  daraufhin  prüft,  ob 
sie  unter  diesen  Begriff  fallen,  also  die  im  Begriffe  schon  zu- 
sammengefassteu  Merkmale  enthalten  oder  nicht. 

1.  Bei  einem  induktiven  Vorgehen  müssten  wir  also  aus 
den  einzelnen  Verfassungsbestimmungen  Begriffsmerkmale  her- 
aussuchen und  zu  dem  Schlüsse  zu  kommen  trachten:  bei  dem 
Vorhandensein  dieser  uud  jener  Merkmale  kann  das  republi- 
kanische Staatshaupt  nur  ein  Herrscher,  Beamter,  Mandatar 

Sachsen-Koburg-Gotba  .Staatsgrundgesetz  §159  und  in  Oldenburg  Staatsgrund- 
gesetz Art.  197;  unklar  Reuss  U.  L.  Verfassung  §  88  (Abdruck  in  Stoerks 
Handbuch  d.  deutschen  Verfassungen).  Vgl.  iin  übrigen  Meyer,  Lehrbuch 
d.  deutscheu  Staatsrechts  (6.  Aufl.)  §  91  Anm.  9  und  10. 

')  nach  Rosin,  .Souveränität .  Staat,  Gemeinde,  Solbstvorwaltiing  S.a. 
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oder  sonst  ein  anderer  Begriff,  auf  den  diese  Merkmale  passen, 
sein.  Die  Verfassungsbestimmungen  gewähren  in  dieser  Hin- 
sicht nun  aber  nur  eine  geringe  Ausbeute.  Sie  begnügen  sich 
—  ein  Gesetz  soll  ja  auch  kein  Lehrbuch  sein  —  meist  damit, 
eine  Aufzählung  der  Rechte  und  Pflichten  des  Staatshauptes 
zu  geben,  wie  die  Beamtenernennung,  Berufung  der  Kammern, 
Ausschreiben  der  Wahlen,  Veröffentlichung  der  Gesetze,  Ober- 
befehl über  die  bewaffnete  Macht,  Begnadigungsrecht.  Hier- 
aus würde  sich  ohne  Mühe  der  Schluss  ziehen  lassen,  dass  der 
Präsident  bei  einer  herrschergleichen  Stellung  Monarch  sein 
müsse,  was  jedoch  den  aus  den  bisherigen  grundlegenden  Er- 
örterungen gewonnenen  Ergebnissen  widerspricht.  Die  Ver- 
fassung, und,  wie  eben  gezeigt,  auch  die  Begründung  des  Ver- 
hältnisses durch  die  Wahl  und  die  tatsächliche  Stellung  des 
Oberhauptes  führen  auf  induktivem  Wege  nicht  zu  dem  ge- 
suchten Begriffe  hin. 

2.  Wir  werden  daher  besser  die  deduktive  Methode  an- 
wenden, haben  also  den  festzustellenden  Begriff  als  gegeben 
anzunehmen  und  zu  sehen,  ob  dessen  Merkmalen  die  Rechts- 
stellung des  Staatshauptes  entspricht. 

In  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
die  im  zweiten  Artikel  die  Exekutivgewalt  des  Präsidenten 
behandelt,  heisst  es  bezüglich  des  Impeachmeuts  in  der  Sek- 
tion 4  dieses  Artikels:  The  President,  Vicepresident,  and  all 
civil  officers  of  the  United  States  shall  etc.  Nach  der  Fassung 
des  Textes  wäre  an  und  für  sich  der  Präsident  in  einen  Gegen- 
satz zu  den  Zivilbeamten  gestellt,  wie  dies  auch  behauptet 
worden  ist.  Man  nimmt  jedoch  wohl  mit  Recht  an,  dass  dem 
Sinne  nach  zwischen  all  und  civil  officers  ein  other  einzu- 
schieben ist;  es  hiesse  dann  „der  Präsident  und  alle  andern 
Zivilbeaniten" 1).  Das  Wort  Amt  in  Verbindung  mit  dem 
Präsidenten  findet  sich  auch  sonst  in  dieser  Verfassung:  Art.  2 
Sekt.  1  §  1 :  He  shall  hold  Iiis  office  during  the  term  of  four 
years  ...  §  5:  In  case  of  the  removal  of  the  President  from 

')  So  auch  Rflttimann,  Das  nordanierikanische  Bnndesstaatsrecht  ver- 
glichen mit  den  politischen  Einrichtungen  der  Schweiz,  Zürich  180>7,72;76t 
S.  221,  und  Schlief,  Die  Verfassung  der  nordamerikanischen  Union,  in  der 
Übersetzung  der  Verfassungsnrkunde.  S.  474 
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office  .  .  .  or  inability  to  discharge  the  prowers  and  duties  of 
tlie  said  office  ...  §  8:  Before  he  enters  on  the  execution  of 
Iiis  office  .  .  .  und  schliesslich  in  der  Eidesformel:  ...  I  will 
faitfully  execute  the  office  of  President  of  the  United 
States.  Auch  die  Grundgesetze  der  nordamerikanischen  Glied- 
staaten sprechen  in  vielen  ähnlichen  Bestimmungen  von  dem 
Governor  als  officer  und  magistrate,  z.  B.  Alabama  Art.  5 
Sekt.  2:  .  .  .  shall  be  vested  in  a  Chief  magistrate  . .  .;  Louisiana 
Art.  49:  No  person  shall  be  eligible  to  the  office  of  governor  .  .  .; 
Ohio  Art.  3  Sekt.  3:  ...  the  officers  named  in  the  foregoing  sec- 
tion.  Ferner  die  Kollegialrepubliken:  Schweizer  Bundesverfassung 
Art.  97:  Die  Mitglieder  des  Bundesrates  dürfen  keine  andere 
Beamtung..;  Zürich  Art.  39:  Das  Amt  eines  Mitgliedes  des  Re- 
gierungsrates .  .  .;  Basel  Landschaft  §  67:  Die  Amtsdauer 
der  Regierungsräte  .  .  .;  Lübeck  Art.  11:  Die  Mitglieder  des 
Senates  bekleiden  ihr  Amt  lebenslänglich;  Art.  14:  Der  Vor- 
sitzende des  Senates  .  .  .  führt  während  dieser  Amtsführung 
den  Titel  Bürgermeister;  Bremen  §  30:  Geht  ein  Bürgermeister 
während  seiner  Amtsführung  ab  .  .  .  Dieser  bekleidet  alsdann 
das  Amt  .  .  .;  Hamburg  Art.  13:  Mit  dem  Amte  eines  Senats- 
mitgliedes ist  jedes  andere  öffentliche  Amt  .  .  .  unvereinbar. 

III.  Wenn  die  republikanischen  Verfassungen  auch  nicht 
ausführlich  genug  gehalten  sind,  um  aus  ihnen  eindeutig  den 
Begriff  des  Staatshauptes  als  eines  Beamten  zu  bestimmen,  so 
geben  die  angeführten  Stellen  immerhin  einen  Hinweis  für  die 
weitere  Untersuchung;  es  muss  noch  festgestellt  werden,  ob  der 
Begriff  des  Oberhauptes  der  Republik  sich  mit  dem  des  Staats- 
beamten deckt,  ob  der  Beamtenbegriff  den  positiven  Verfassungs- 
bestimmuugen  und  der  tatsächlichen  Stellung  entspricht. 

Ein  Beamter  ist  eine  Einzelperson,  die  zu  einer  Person 
oder  Personenmehrheit  in  einem  dauernden,  auf  beiden  Seiten 
Rechte  und  Pflichten  erzeugenden  Abhängigkeitsverhältnisse 
steht1).  Der  Beamtenbegriff  ist  also  enger  als  der  Begriff  des 
Organs,  da  das  Beamtenverhältnis  durch  gewisse  vereinbarte 


')  Eine  Reibe  von  Definitionen  des  Beamten  fiudet  sich  bei  Müller, 
Preussische  Justizverwaltung,  ö.  Aufl.,  Berlin  1901,  Bd.  1  S.  98.  suaammen- 
gestellt. 
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oder  gesetzliche  Nonnen  geregelt  und  von  einer  gewissen  Dauer 
ist;  die  Organscliaft  erfordert  diese  beiden  Eigenschaften  nicht. 
Ein  Staatsbeamter  ist  insbesondere  eiue  Einzelperson,  die 
zum  Staate  in  einem  daueruden  Abhängigkeitsverhältnisse  steht 
uud  staatliche  Funktionen  innerhalb  eines  abgegrenzten  Wir- 
kungskreises wahrnimmt l). 

1.  Ein  Staatsbeamter  gelangt  zu  seiner  Stellung 
durch  Ernennung  oder  durch  Wahl.  Die  Ernennung  setzt 
gewöhnlich  eine  einzige  Person  voraus,  die  —  unter  Umständen 
mit  Zustimmung  eines  anderen  Faktors  wie  des  Senates  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  —  ernennt,  d.  h.  welche  die 
Persönlichkeit,  die  sie  in  die  betreffende  Stellung  bringen  will, 
mit  der  Wirkung  namhaft  macht,  dass  diese  Persönlichkeit  un- 
mittelbar durch  die  Ernennung  zu  der  Stellung  bestimmt  wird. 
Eiue  Personengemeinschaft,  wie  das  Parlament  oder  die  Aktiv- 
bürgerschaft,  dagegen  wählt,  d.  h.  jedes  Mitglied  bezeichnet  die 
zu  kreierende  Person,  es  findet  eine  Abstimmung  statt,  und  erst 
nach  deren  Ergebnis  bestimmt  sich  die  kreierte  Persönlichkeit. 
Ein  anderer  Unterschied  zwischen  Ernennung  und  Wahl  lässt 
sich  nicht  aufweisen.  Der  Sprachgebrauch  kennt  allerdings 
auch  ein  Ernennen  durch  eine  Personenmehrheit,  z.  B.  Art.  96 
der  Schweizer  Bundesverfassung:  Die  Mitglieder  des  Bundes- 
rates werden  von  der  Bundesversammlung  .  .  .  ernannt;  sogar 
„nominati  dal  popolo"  (Tessin  Art.  15).  Dies  zeigt  nur,  wie 
wenig  tief  der  Unterschied  zwischen  Ernennung  und  Wahl 
ist.  Beide  können  als  genauere  Bezeichnungen  für  den  all- 
gemeinen Ausdruck  der  Bestellung  als  Staatsbeamter  ange- 
sehen werden. 

2.  Was  ist  nun  aber  der  die  Rechtsstellung  be- 
gründende Akt  der  Ernennung  und  Wahl,  worin  liegt  das 
ausschlaggebende  Moment?  Die  Willensäusserung  des  Staats- 
volkes oder  des  sonstigen  ernennenden  oder  wählenden  Faktors 
kann  die  Wirkung  haben,  entweder,  dass  nur  sie  allein  das 
Beamtenverhältnis  begründet,  oder  dass  sie  nur  den  Willen 

')  Über  «He  Begriffe  Staatsatnt  und  Staatsbeamter  vgl.  Hübler.  Die 
Organisation  der  Verwaltung  S.  2 ff.;  Mayer,  Theorie  des  französischen  Ver- 
waltungswegs, Stra9sburg  1H86.  S.  27;  Loening,  Lehrbuch  d.  deutschen 
Verwaltungsreclits,  1884,  §  24 
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dieses  Faktors  kundgibt,  dem  gegenüber  der  zum  Beamten  zu 
Bestellende  seinerseits  noch  seinen  Willen  erklären  muss.  Für 
jenes  würden  z.  B.  eine  überreichte  Bestallungsurkunde  oder 
die  äusseren  Formen  bei  der  Ernennung  eines  Staatsbeamten 
durch  das  Staatshaupt  sprechen;  auf  einen  Vertragsschluss 
deuten  die  einer  Bestellung  vorhergehenden  Verhandlungen 
und  die  ausdrücklich  erklärte  Annahme  der  Wahl  hin.  Die 
umfangreiche  Literatur1)  über  die  rechtliche  Natur  des  Be- 
amten- und  Staatsdienstverhältnisses,  die  allerdings  meist 
die  Verhältnisse  in  monarchischen ,  nicht  republikanischen 
Staaten  im  Auge  hat,  schwankt  dementsprechend  zwischen  der 
Annahme  eines  einseitigen  Bestellungsaktes,  eines  Verwaltungs- 
aktes,  und  eines  zweiseitigen  Vertrages,  Dienstvertrages  oder 
öffentlichrechtlichen  Vertrages.  Aus  der  Beantwortung  dieser 
Frage  ergibt  sich  für  unsere  Aufgabe  die  Bestimmung  des 
Zeitpunktes,  mit  dem  das  Oberhaupt  der  Republik  seine  Stellung 
erlangt,  mit  der  erfolgten  Wahl  oder  erst  mit  der  Annahme 
des  Amtes. 

Die  Auffassung  des  Staatsbeamten  als  eines  Privatbeamten 
des  absoluten  Monarchen  auf  der  Grundlage  eines  zwischen 
beiden  bestehenden  Dienstvertrages  wird  jetzt,  da  sie  allgemein 
staatsrechtlichen  Anschauungen  widerstreitet,  nicht  mehr  ver- 
treten *).  Von  den  erwähnenswerten  Theorien3),  die  zum  Teil 
schon  der  Geschichte  angehören,  sei  zunächst  angeführt  die 

')  Siehe  die  Bibliographie  bei  Nezard,  Theorie  juridique  de  la  fonetion 
publique,  Paris  1901,  S.  7 ff.  Vgl.  auch  Frhr.  v.  Stengel  in  seinem  Wörter- 
buch des  deutschen  Verwaltungsrechts  II  701  fg. 

a)  Preuss,  Das  städtische  Amtsrecht  in  Preussen  S.  22:  „Im  absoluteu 
Staate  ist  ein  rein  privatrechtlicher  Vertrag  zwischen  der  Individualperson 
des  Herrn  und  des  Dieners  die  Grundlage  des  Rechtsverhältnisses,  mag  man 
diesen  Vertrag  als  precariuin,  als  locatio  conduetio  operarum  oder  sonstwie 
konstruieren". 

*)  Vgl.  hierzu  Rehm,  Die  rechtliche  Natur  des  Staatsdienstes  nach 
deutschem  Staatsrecht,  in  den  Annaleu  des  Deutscheu  Reiches,  1884,  S.  565, 
1886,  S.  65 ff. ;  Preuss.  Das  städtische  Amtsrecht  in  Preussen  S.  17 ff.; 
Mayer,  Zur  Lehre  vom  öffentlichrechtlichen  Vertrage,  im  Archiv  f.  öff.  Recht, 
1883,  Bd.  3  S.  26 ff. ;  La  band,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches.  4.  Aufl  ., 
Bd.  1  S.  405,  406,  412 ff.;  Duguit,  L'Etat,  les  gouvernants  et  Ies  agents 
S.393ff.;  Labands  Kritik  zu  Duguit,  L'ßtat,  im  Archiv  f.  öff.  Recht.  1903, 
Bd.  18  S.  92  ff. 
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von  Seu f fei  t  vertretene  Lehre,  nach  der  dadurch,  dass  der 
Ernannte  seine  Pflicht  zur  Übernahme  anzuerkennen  hat,  eine 
Art  Anstellung^ vertrag  zustande  kommt;  sodann  die  Lehre 
Gönners,  der  die  Übernahme  des  Amtes  für  eine  öffentliche 
Pflicht  erklärt  und  deshalb  die  Anerkennung  für  entbehrlich 
hält,  nur  mit  Ausländern  wird  nach  ihm  ein  Vertrag  geschlossen. 
Seydel  und  Laban d  nehmen  wiederum  die  vollen  Merkmale 
des  Vertragsbegrilfes  für  das  Staatsdienstverhältnis  in  Anspruch. 
Lab  and  nimmt  ein  öffentliches  Dienstverhältnis  an,  das  er 
jedoch  von  der  Amtsführung  selbst  unterscheidet;  Loening 
kommt  zu  dem  Begriffe  eines  öffentlichrechtlichen  Ver- 
trages1). Mayer  fasst  die  Übernahme  eines  Amtes  als  die 
Übernahme  eines  Mandates  auf ,  eine  Ansicht ,  die  schon 
in  der  älteren  Literatur  häufig  vertreten  sei.  Er  verwahrt 
sich  gegen  den  dieser  Theorie  gemachten  Vorwurf,  dass  sie 
ungerechtfertigt  einen  privatrechtlichen  Begriff  benutze;  denn 
das  Rechtsinstitut  des  Mandates  gehöre  keineswegs  aus- 
schliesslich dem  Privatiechte  an2).  Den  Anspruch  auf  Gehalt 
lässt  Mayer  nicht  aus  dem  Mandatsverhältnisse,  sondern  als 
dessen  Folge  entstehen;  diese  Unterscheidung  hat  wohl  nicht 
die  ihr  beigelegte  Bedeutung.  Sodann  hat  Mayer3;  die  An- 
stellung im  Staatsdienste  als  das  Hauptbeispiel  des  Verwaltungs- 
aktes auf  Unterwerfung  untersucht.  Für  ein  aus  eiuseitigem 
Verwaltungsakt  und  Vertrag  gemischtes  Rechtsinstitut  spricht 
sich  Rehm4)  aus. 


'i  Lehrbuch  des  deutscheu  Yerwaltungsrechts,  .S.  119. 

?;  Ähnlich  tadelt  Bernatzik,  Die  juristische  Persönlichkeit  der  Be- 
hörden S.  10,  durchaus  berechtigt  die  falsche  Systematik,  nach  der  dem  ge- 
samten Rechtsgebicte  angehörende  Materien  nur  im  Privatrechte  behandelt 
werden.  Fleischmann,  Entschädigung  der  öffentlichen  Betriebsunter- 
nehniungen  bei  polizeilicher  Strassensperrung  fjfonderabdruck  aus  Egers  Zeit- 
schrift für  Eisenbahnrecht.  1904  05,  S.  2(>)  betont  die  ,. gemeinsame  Wurzel 
der  durch  die  Systematik  gespaltenen  Teile  des  Recht«! ebens"  und  spricht 
von  „  Gesichtspunkten,  die  nur  herkömmlich  in  dem  reicher  augebauten  Zivil- 
rechtssysteme ihre  Formulierung  gefunden,  dem  Weseu  nach  aber  allgemeine 
Bedeutung  haben1*. 

*)  Deutsches  Verwaltungsrecht,  Leipzig  1895,96,  Bd.  1  S.  98,  Bd  2 
8  195,  220,  221  (vgl.  auch  unten  S. 

«i  Vgl.  S.  87  Aiim.  A. 
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3.  Die  Verfassungen  bieten  in  bezug  auf  das  republikanische 
Staatshaupt  keinen  Anhalt  dafür,  dass  seine  Stellung  nur  bei 
einer  ausdrücklichen  Annahme  der  Wahl  begründet  wird. 
Im  Gegenteil  bestimmt  z.  B.  die  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  kurzweg-:  The  person  having  tue  greatest 
nnmber  of  votes  shall  be  the  President. 

Der  Staat  erscheint  nach  innen  hin  den  Staatsbürgern 
gegenüber  grundsätzlich  als  mit  übergeordneter  Gewalt  begabt. 
Er  hat  die  Macht,  die  Einzelpersonen  zur  Ausführung  seines 
Willens  zu  berufen  und  kann  im  konkreten  Falle  den  Ge- 
wählten zum  Antritte  seines  Amtes  zwingen.  Die  Grundlage 
dieser  allgemeinen  Staatsdienstpflicht  oder,  genauer  gesagt,  zu- 
nächst Diensttibernahmepflicht,  ist  die  Erkenntnis  der  Ver- 
pflichtung des  einzelnen  gegenüber  der  Gesamtheit.  So  nimmt 
sie  Preuss1)  au  als  allgemeine  Dienstpflicht  der  Gliedperson 
gegenüber  der  Gesamtperson ,  als  Steigerung  des  Status  und 
Qualifizierung  der  Organperson,  im  Gegensatze  zu  dem  von  den 
älteren  Theorien  statuierten  Prinzipe  einer  allgemeinen  Staats- 
dienstpflicht, das  „im  Banne  des  absoluten  Fürstenstaates  zu  der 
Unerträglichkeit  einer  Art  von  allgemeinem  Zwangsgesindedieuste 
der  Untertanen"  führen  musste.  Er  spricht  zwar  weiterhin  von 
einer  naiven  Ableitung  der  Existenz  des  ganzen  Beamtentums 
aus  der  physischen  Unzulänglichkeit  des  herrschenden  Indivi- 
duums und  von  dem  „tiefsinnigen  Grundgedanken,  dass  der 
Monarch  leider  nicht  alle  öffentlichen  Geschäfte  allein  erledigen 
könne  und  sich  deshalb  die  Beamten  als  Werkzeuge  und  Ge- 
hilfen zulegen  müsse"2);  doch  ist  gegen  die  organische  Lehre 
zu  sagen,  dass  aus  der  Eigenschaft  als  Organ  noch  nicht  die 
Notwendigkeit  der  Existenz  jedes  Organs  folgt  und  dass  der 
Bestellungsakt  nicht  unberücksichtigt  bleiben  darf. 

Es  besteht  also  grundsätzlich  eine  Dienstübernahme- 
pflichtH).  Der  Staat  kann  jeden  Staatsangehörigen  zwingen, 
ihm  zugewiesene  staatliche  Funktionen  wahrzunehmen.  So- 
wenig es  ein  Recht  auf  Organschaft  gibt,  sowenig  gibt  es 

')  Städtisches  Amtsrecht,  S.  45. 
»)  S.  5«. 

*)  Loe nhig,  Lehrbuch  des  deutschen  Yerwaltuugarechts  S.  11<>  Anm.  3, 
hält  die  Dienstübernahmepllicht  für  den  Beanitenbegriff  für  uuerheblich. 
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ein  Recht,  sich  dem  Staate  gegenüber  seiner  Pflichten  als  Or- 
gan zu  entziehen.  Die  Übertragung  eines  Amtes  ist  nur  an 
einen  einseitigen  Akt  der  Staatsgewalt  gebunden  und  grund- 
sätzlich nicht  von  einer  Zustimmung  des  Ernannten  abhängig. 
Etwas  anderes  ist  es  aber,  ob  der  Staat  von  der  ihm  grund- 
sätzlich zustehenden  Gewalt  Gebrauch  macht.  Wenn  praktisch 
bei  der  Übernahme  eines  Amtes,  besonders  eines  Berufsamtes 
ein  Zwang  nicht  angewendet  wird,  so  liegt  dies  darin  be- 
gründet, dass  es  zur  Ausfüllung  eines  Berufsamtes  gewöhnlich 
besonderer  Qualifikation  bedarf  und  der  Staat  bei  dem  ge- 
nügend vorhandenen  Angebot  sich  nicht  veranlasst  sieht,  unter 
seinen  Angehörigen  Organe  zur  Wahrnehmung  staatlicher  Funk- 
tionen zu  zwingen.  Die  Anstellung  eines  Berufsbeamten  mag 
daher  oft  in  den  Formen  eines  Vertrages  vor  sich  gehen.  Es 
ist  anzunehmen,  dass  der  Staat,  auch  wo  er  nicht  ausdrücklich 
dies  bestimmt  hat,  auf  seine  grundsätzlichen  Rechte  in  dieser 
Beziehung  verzichtet  hat  und  dass  er  nicht  verlangt,  dass  der 
Bestellte  wider  seinen  Willen  ein  Amt  antritt1). 

Das  republikanische  Staatshaupt  gelangt  somit  zu  seiner 
Stellung  nur  durch  die  Wahl  als  einziges  ausreichendes  Er- 
fordernis; eine  Annahme  der  Wahl  ist  nicht  notwendig. 
Daraus  folgt,  dass  der  Gewählte,  wenn  er  stirbt,  ehe  er  sein 
Amt  angetreten  oder  seinen  Willen,  das  Amt  zu  übernehmen, 
kundgetan  hat,  oder  auch  ohne  dass  er  den  Amtseid  geleistet 
hat,  als  Staatsoberhaupt  oder  als  Mitglied  des  Regierungs- 
kollegiums stirbt,  so  dass  Ansprüche  für  die  Hinterbliebenen 
bestehen  können.  Eine  Erklärung  der  Annahme  der  Wahl  hat 
nur  insofern  Bedeutung,  als  der  Gewählte  dadurch  zu  erkennen 
gibt,  dass  er  von  seinem  Rechte,  die  Wahl  abzulehnen,  keinen 
Gebrauch  machen  will2). 

')  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht  Bd.  2  S.  220:  „der  Verfassungs- 
staat lässt  maugels  einer  gesetzlichen  (Jrundlage  einen  solchen  einseitigeu 
Eingriff  iu  die  Freiheit  nicht  zu" ;  Zacbariae,  Deutsches  Staats-  und  Bundes- 
recht  (3.  Aufl.)  Bd.  2  S.  31 :  ....  die  in  Deutschland  zum  positiven  Rechts- 
satze gewordene  Überzeugung,  dass  niemand  zur  Übernahme  eines  Staats- 
amtes gezwungen  werden  kann". 

?)  Affolter,  «Staat  und  Recht,  iu  den  Annalen  1903  S.  128:  Die  An- 
nahme der  Wahl  ist  keine  Vertragserklärung,  sondern  gehJirt  lediglich  zum 
Tatbestande  der  Individualisation  (der  Bestimmung  des  Einzelorgans). 
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Dieses  Ablehnung  sie  cht  ist  zwar  meist  in  den  Ver- 
fassungen nicht  ausdrücklich  erwähnt.  Nur  bezüglich  der 
Wahl  zum  Mitgliede  des  Senates  bestimmen  Lübeck  Art.  9 
und  Bremen  §  24  Abs.  2,  dass  eine  Verpflichtung  zur  Annahme 
der  Wahl  nicht  stattfindet  und  dass  der  Austritt  aus  dem 
Senate  jederzeit  freisteht.  Diese  Erlaubnis  ist  jedoch  wohl 
nur  wegen  des  in  den  Hansestädten  früher  und  zum  Teil  noch 
jetzt  bestehenden  Amtszwanges  ausdrücklich  vorgesehen.  Das 
Ablehnungsrecht  wird  aber  auch  in  anderen  Republiken  als  ein 
Satz  des  Konventionalrechtes  nicht  zu  bestreiten  sein.  Dies 
wird  um  so  mehr  zutreffen,  als  der  Zwang  zum  Amtsantritte 
in  zwei  Verfassungen  ausdrücklich  ausgesprochen  ist.  Die  Ver- 
fassung Bremens  (§  30  Abs.  6)  setzt  bezüglich  der  Wahl  des 
Bürgermeisters  fest:  „Eine  Ablehnung  der  Wahl  oder  eiu  Aus- 
tritt vor  beendigter  Amtsführung  kann  nur  mit  Zustimmung 
des  Senates  geschehen11.  Hamburg  (Art.  9  am  Ende)  bestimmt: 
„Die  Wahl  zum  Senatsmitgliede  mnss  von  dem  Erwählten  an- 
genommen werden.  Die  Weigerung  zieht  den  Verlust  des 
Bürgerrechtes  sowie  der  öffentlichen  Ämter  und  Ehrenstellen 
nach  sichu.  Seelig1)  ist  der  Meinung,  dass  dieser  Amts- 
zwang sich  nicht  verteidigen  lasse;  von  Melle2)  bemerkt, 
dass  die  Idee  des  Amtszwauges  ersichtlich  eine  Konsequenz 
der  antiken  Staatsauffassung  sei ;  die  betreffende  Vorschrift  er- 
innert an  ähnliche  Bestimmungen  in  einzelnen  antiken  Repu- 
bliken; sie  stamme  aus  alter  Zeit.  Es  ist  zwar  wahr,  dass 
die  Bestimmung  der  Hamburger  Verfassung  unzeitgemäss  uud 
unbillig  erscheint.  Sie  ist  aber  in  erster  Linie  als  eine  Konse- 
quenz des  grundsätzlich  zwischen  dem  Staat  und  dem  Staats- 
beamten bestehenden  Rechtsverhältnisses  anzusehen. 

§  0.  Inhalt  und  rechtliche  Wirkungen  des  Staatsbeamten- 

Verhältnisses. 

I.  Das  Verhältnis  des  republikanischen  Staatsoberhauptes 
wie  des  Staatsbeamten  überhaupt  zum  Staate  ist  durch  die 
Verfassung  und  andere  Gesetze  rechtlich  normiert.   Es  ist  also 


»)  Hambnrgisches  Staatsrecht  S.  80. 
2)  Das  Hamburgische  Staatsrecht  S.  65. 
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ein  Rechtsverhältnis  und  nun  als  Staatsbeamtenverhältnis  oder 
Staatsdienst  nach  seinem  Inhalt  und  rechtlichen  Wirkungen  zu 
untersuchen.  Bornhak1)  betont  zwar:  „Das  Wesen  des 
Staatsdienstes  lässt  sich  nicht  aus  allgemeinen  Abstraktionen, 
sondern  wie  jedes  andere  Rechtsinstitut  nur  aus  dem  jeweilig 
geltenden  positiven  Rechte  entwickeln*.  Doch  zeigt  das  Er- 
gebnis des  vorhergehenden  Paragraphen  bereits,  dass  eine 
Zusammenstellung  von  Verfassungsbestimmungen  nicht  weit 
führen  würde.  Zu  der  wichtigen  Frage,  ob  das  gewählte  Ober- 
haupt die  Wahl  annehmen  muss  oder  nicht,  würde  sich  z.  B. 
nur  feststellen  lassen,  dass  in  Bremen  und  Hamburg  die  Wahl 
nicht  abgelehnt  werden  kann,  weitere  Bestimmungen  enthält 
das  geschriebene  Verfassungsrecht  nicht.  Die  Rechtsstellung 
des  Staatshauptes  der  Republik  soll  daher  weiterhin  auf  der 
breitereu  Grundlage  des  Staatsbeamtenverhältnisses  untersucht 
werden;  um  jedoch  dieses  Rechtsinstitut  zu  erschöpfen,  wird  mau 
Erörterungen  allgemeiner  Natur  neben  einer  gebührenden  Be- 
rücksichtigung des  gesetzten  Rechtes  doch  wohl  nicht  entbehren 
können. 

Ein  Rechtsverhältnis  kann  sein  ein  Forderungsverhält- 
nis oder  ein  Gewaltverhältnis. 

Den  Unterschied  zwischen  beiden  bestimmt  Rehm*)  dahiu, 
dass  bei  den  Forderungsrechten  der  Berechtigte  nur  deshalb 
seine  Macht  gegenüber  dem  Verpflichteten  geltend  machen 
kann,  weil  dieser  ihm  aus  eigenem  Willen  das  Recht  ein- 
geräumt hat,  während  bei  den  Gewaltrechten  die  rechtliche 
Willensmacht  des  Berechtigten  nicht  auch  auf  den  Willen  des 
Verpflichteten  als  ihre  rechtliche  Kraft  zurückgeht,  sondern 
ihren  Grund  nur  iu  ihrer  eigenen  Kraft  hat.  Demnach  ist  die 
Willensäußerung  der  herrschenden  Person  der  Befehl,  die  der 
gleichberechtigten  die  Forderung3).  In  bezug  auf  das  For- 
derungsrecht  führt  Rehm4)  weiter  aus,  dass  es  auch  im  öffent- 
lichen Rechte  einen  Vertrag  gebe.  Es  sei  nicht  ohne  weiteres 
der  Vertrag  nur  dem  privaten  Rechte  zuzuweisen.  Das  unter- 

')  Prenssisches  Staatsrecht,  Freiburg  1889.  Bd.  2  S.  19. 

*)  Annalen  1885  S.  151  ff.  um  Anschlüsse  an  Rusin,  Souveränität  S.  91). 

a)  Vgl.  auch  Prenss,  Pas  städtische  Aintarecht  in  Prenasen  S.  92,  89. 

«)  a.  a.  Ü.  S.  113  ff. 
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scheidende  Merkmal  zwischen  Vertrag  und  Verfügung  sei  die 
Möglichkeit  oder  Nichtmöglichkeit  einseitiger  rechtlicher  Bin- 
dung einer  Person  durch  eine  andere.  Nach  dieser  Definition 
wäre  das  Staatsdienstverhältnis  ein  Vertrag,  da  fast  durch- 
gängig in  praxi  und  nach  Konventionalrecht  niemand  ge- 
zwungen wird,  Staatsbeamter  zu  werden,  so  dass  in  der  Tat 
regelmässig  duorum  consensus  in  idem  placitum,  das  Merkmal 
des  gleichberechtigten  Vertragsverhältnisses  vorliegt.  Doch 
bestehen,  wie  gesagt,  auch  gegenteilige  Verfassungsbestim- 
mungen; ausserdem  wird,  wie  im  vorigen  Paragraphen  fest- 
gestellt ist,  die  Ansicht,  die  Zustimmung  des  Gewählten  habe 
rechtliche  Bedeutung,  durch  das  Gesetz,  besonders  die  Ver- 
fassung, nicht  gestützt.  Ferner  ist  gegen  Reh  ms  Kriterium 
noch  zu  bemerken,  dass  Forderungsrechte  auch  gegen  den 
Willen  des  Verpflichteten  entstehen  können,  z.  B.  aus  uner- 
laubten Handlungen ,  und  dass  andererseits  ein  Gewaltver- 
hältnis auch  durch  Vertrag  begründet  werden  kann,  z.  B.  durch 
Adoption. 

Ein  besseres  Merkmal  für  das  Vorliegen  eines  Vertrags- 
verhältnisses gibt  P reu ss1)  an:  es  müsse  stets  die  gedank- 
liche Möglichkeit  gegeben  sein,  die  Parteirollen  der  Kontra- 
henten zu  vertauschen.  Der  Verkäufer  kann  Käufer,  der 
Gläubiger  Schuldner  sein;  eine  Person  kann  sowohl  die  eine 
wie  die  andere  Eigenschaft  erwerben,  und  zwar  geschieht  das 
auch  nur  mit  ihrem  eigenen  Willen.  Doch  greift  dieses  Unter- 
scheidungsmerkmal z.  B.  bei  der  Ehe  nicht  durch. 

Es  wird  vorzuziehen  sein  und  auch  genügen,  unter  Ver- 
zicht auf  andere  Unterscheidungsmerkmale  nur  auf  die  Bezeich- 
nung der  beiden  Arten  von  Rechtsverhältnissen  zurückzugehen. 
Unter  Gewalt  ist  ein  in  jeder  Beziehung  überlegener  Wille  zu 
verstehen,  während  die  Forderung  sich  konkret  nur  auf  be- 
stimmte Objekte  richtet.  Gewalt  ist  ein  unbeschränkter  Kom- 
plex von  Forderungen.  Ein  Gewaltverhältnis  liegt  vor,  wenn 
es  sich  um  Forderungen  handelt,  die  nach  Belieben  des  Berech- 
tigten auf  Grund  des  Vorliegens  eines  solchen  Verhältnisses 
innerhalb  rechtlicher  Schranken  geltend  gemacht  werden,  ein 


')  a.  a.  0.  S.  86. 
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Forderungsverhältnis  liegt  vor,  wenn  der  Anspruch  sich  auf 
einen  bestimmten  Tatbestand  stützt;  ihrer  Natur  nach  ist  den 
Gewalt  Verhältnissen  eine  gewisse  längere  Dauer  begriffswesent- 
lich. Aus  einer  unerlaubten  Handlung  eutstehen  z.  ß.  For- 
derungen nur  entsprechend  dem  deliktischen  Tatbestande  nach 
Massgabe  des  Gesetzes;  der  Berechtigte  kann  uicht  etwa,  wenn 
auch  in  gewissen  gesetzlichen  Schranken,  eine  Menge  unvorher- 
zusehender  Ansprüche  erheben. 

II.  Es  ist  oben  betont  worden,  dass  der  Staatsdienst 
grundsätzlich  durch  einen  einseitigen  Willensakt  des  Staates 
begründet  wird;  der  Staat  ist  zugleich  Partei  im  Rechtsver- 
hältnisse und  Hüter  der  Rechtsordnung,  denn  es  besteht  keine 
rechtliche  Gewalt  über  der  des  Staates1).  Wenn  der  Staat 
also  seinen  Organen  gegenüber  Forderungsverhältnisse  eingeht, 
so  liegt  darin  auf  seiner  Seite  ein  Verzicht  auf  rechtliche  von 
ihm  erzwingbare  Vorteile.  Trotzdem  ein  Amtszwang  fast 
durchgängig  nicht  mehr  ausgeübt  wird,  ist  doch  die  Eigen- 
schaft des  Staatsbeamtenverhältnisses  als  eines  Gewaltverhält- 
nisses festzuhalten,  der  Staat  hat  dem  Beamten  gegenüber  die 
Kompetenz,  das  Verhältnis  in  seinen  Einzelheiten  festzustellen 
oder  abzuändern.  Demgegenüber  ist  nicht  darauf  hinzuweisen, 
dass  dem  Staatsbeamten  ein  rechtlicher  Anspruch  gegen  den 
Staat  auf  Gehalt  zusteht,  da  ein  Gebundensein  durch  Rechts- 
schranken und  die  verfassungsmässig  festgelegten  Staatsbürger- 
rechte nicht  dem  Wesen  des  Gewaltverhältnisses  widerstreiten. 
Einem  Gewaltverhältnisse  wie  der  elterlichen  Gewalt  sind  noch 
viel  engere  Grenzen  gezogen.  Die  einseitig  veränderliche 
Kompetenz  verleiht  dem  Staatsdienste  grundsätzlich 
die  Natur  eines  Gewaltverhältnisses. 

III.  Mayer2)  behandelt  die  Anstellung  im  Staatsdienste 
als  Hauptbeispiel  des  Verwaltungsaktes  auf  Unterwerfung.  Er 
bemerkt,  dass  diese  Akte  sich  in  ihrem  stofflichen  Inhalte 

v\  Born  hak,  Preusaisches  Staatsrecht  Bd.  1  S.  268:  „wechselseitige 
Rechte  sind  nur  möglich,  wenn  beide  Faktoren  derselben  Rechtsordnung  unter- 
worfen sind.  Der  Staat  als  Quelle  der  Rechtsordnung  steht  über  dem  Rechte'; 
auch  Bd.  2  S.  70;  er  halt  subjektive  Rechte  dea  Individuums  gegen  den  Staat 
für  begrifflich  undenkbar. 

*;  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  Bd.  1  S.  98. 
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durchweg  an  das  halten,  was  auch  ein  zivilrechtlichcr  Vertrag 
an  Verpflichtungen,  Belastungen  usw.  auferlegen  könne:  „Des- 
halb führen  sie  die  Bezeichnung  Vertrag,  obwohl  sie  ja  keine 
Verträge  im  strengen  Sinne  des  Wortes  sind.  Zum  Unter- 
schiede von  den  echten  Verträgen  des  Zivilrechts  spricht  man 
von  einem  öffentlichrechtlichen  Vertrag".  Wie  hieraus 
schon  hervorgeht,  ist  diese  Bezeichnung  leicht  irreführend. 
Der  grundsätzliche  Charakter  als  Gewaltverhältnis  kann  ver- 
kannt und  ein  solches  Rechtsinstitut  als  ein  Verhältnis  des 
Staates  zu  einer  sozusagen  mit  ihm  auf  gleichem  rechtlichen 
Niveau  befindlichen  Partei  aufgefasst  werden,  zumal  wenn  der 
Vertrag  als  ein  dem  zivilen  und  öffentlichen  Rechte  gemein- 
samer Begriff  in  Anspruch  genommen  wird.  Preuss1)  weist 
mit  Recht  darauf  hin,  dass  schon  aus  der  äusseren  Form  die 
streng  einseitige  Natur  des  Beamtenverhältnisses  bei  der  Be- 
gründung sich  ergebe;  er  bezeichnet  es  als  „kein  geringes 
Kunststück  der  Vertragstheorie",  der  Zustellung  der  An- 
stellungsurkunde oder  Bestallung  die  Bedeutung  eines  Ver- 
tragsabschlusses beizulegen. 

Wenn  die  Auffassung  des  Staatsdienstverhältnisses  als 
eines  grundsätzlich  einseitig  begründeten  Rechtsverhältnisses 
als  die  herrschende  bezeichnet  werden  kann,  so  wird  daneben 
noch  die  Ansicht  vertreten,  dass  bezüglich  des  Gehaltes  ein 
Vertrag  vorliege.  Rehm  2)  definiert,  nachdem  er  aus  dem 
Zwecke  des  Staatsdienstes,  der  Führung  von  Staatsämtern, 
festgestellt  hat,  dass  der  Staatsdienst  primär  staatsrechtlicher 
Natur  ist,  den  Staatsdienst  als  ein  staatsrechtliches  Gewaltver- 
hältnis  mit  einem  staatsrechtlich- privatrechtlich  gemischten 
Forderungsverhältnis  als  Annexum.  Das  Kriterium  dafür,  ob 
ein  Rechtsverhältnis  ein  öffentlich-rechtliches  oder  privatrecht- 

')  a.  a.  0.  S.  96;  ferner  auch  S.  83:  „Wie  man  mit  der  Vertragstheorie 
unvermeidlich  anf  eine  schiefe  Ebene  bei  der  juristischen  Konstraktion  der 
Organverbältnisse  gerät,  das  zeigt  sich  deutlich,  indem  Jellinek  (System 
der  subjektiven  öffentlichen  Rechte  S.  199,  2.  Aufl.  S.  209)  ausser  dem  Staats- 
dienst und  der  als  sein  Seitenstück  regelmässig  angeführten  Naturalisation 
als  vertragsmäßig  begründete  Organverhäl tnis.se  noch  aufführt:  Mitgliedschaft 
einer  Kaminer,  Präsidentschaft  einer  Republik,  Einsetzung  einer 
Dynastie0. 

aj  Annalen  1885. 
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liches  ist,  reine  praktische  Handhabung  zur  Bestimmung  der 
rechtlichen  Natur  eines  Rechts",  findet  Rehm  darin,  dass  man 
sich  jedesmal  fragen  müsse,  wessen  Interesse  unmittelbar  nnd 
zunächst  durch  das  betreffende  Recht  gefördert  werde.  Da 
durch  den  Staatsdienst,  der  in  erster  Linie  eine  Pflicht  des 
Beamten  und  ein  Recht  des  Staates  darstelle,  hauptsächlich 
staatliche  Interessen  gefördert  würden,  sei  das  Verhältnis  zu- 
nächst ein  öffentlichrechtliches.  Da  aber  ferner  Ansprüche 
des  Beamten  auf  Gehalt,  Ersatz  von  Auslagen,  Titel,  Ehren, 
Pension,  zu  seinein  Interesse  beständen,  so  sei  das  öffentlich- 
rechtliche Verhältnis  mit  einem  privatrechtlichen  verbunden;  so 
kommt  Rehm  auf  das  staatsrechtlich-privatrechtliche  Annexuni. 

Ich  glaube  nicht,  dass  man  in  solcher  Weise  ein  ge- 
mischtes Rechtsverhältnis  annehmen  darf.  Abgesehen  davon, 
dass  das  Kriterium,  „in  wessen  Interesse  zunächst  das  Recht 
begründet  ist",  als  ein  relativer  Begriff  nicht  sehr  viel  Be- 
friedigendes hat  —  es  mttsste  dann  mindestens  theoretisch 
Rechtsverhältnisse  geben,  die  gleichmässig  öffentlichen  und 
privaten  Interessen  dienen  und  deren  Natur  dann  schwierig 
zu  bestimmen  wäre  — ,  stehen  die  Pflichten  des  Staatsbeamten, 
die  sich  aus  dem  Gewaltverhältnis  ergeben,  und  seine  Rechte 
auf  Gehalt  usw.,  die  sich  auf  einen  Vertrag  stützen  oder 
privatrechtlicher  Natur  sein  sollen,  sich  doch  so  gegenüber, 
dass  diese  Ansprüche  die  Gegenleistung  für  jene  Dienste  dar- 
stellen. Das  Staatsdienstverhältnis  ist  kein  zusammengesetztes, 
sondern  ein  einheitliches  Rechtsverhältnis,  und  da  es  in 
seiner  Totalität  zweifellos  dem  Staate  zu  dienen  bestimmt  ist 
und  nicht,  dem  Beamten  ein  auskömmliches  Gehalt  zu  ver- 
schaffen —  das  Gehalt  ist  zwar  Gegenleistung,  aber  keine 
entsprechende  genaue  Kompensation  — ,  so  kann  man  es,  auch 
nach  Rehm,  ein  öffentlichrechtliches  Verhältnis  nennen. 
Dass  man  sich  diesem  Rechtsinstitute  gegenüber  schliesslich 
doch  entscheiden  muss,  ob  es  als  öffentlichrechtliches  oder 
privatrechtliches  gelten  soll,  scheint  auch  Rehm  gefühlt  zu 
haben,  denn  „im  Rechtssysteme  ist  ihm  sein  Platz  in  der  öffent- 
lichen  Rechtsordnung  angewiesen"  l).    Es  liegt  kein  Grund 


\\  a.  a.  O.      1KJ;   vgl.  auch  Scyilel,  (Jrundzuge  einer  allgemeinen 
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vor,  ein  Privatrechtsverhältnis  deshalb  aiizunelimen,  weil  die 
besonderen  Vereinbarungen  sicli  meist  auf  das  Gehalt  und  ähn- 
liche dem  Beamten  zustehenden  Rechte  beziehen  *).  Denn  eben- 
sogut können  über  andere  Modalitäten  der  Stellung  Verein- 
barungen getroffen  werden,  indem  z.  B.  das  Entlassungsrecht 
beschränkt  oder  die  Kompetenz  erweitert  wird.  Im  allgemeinen 
bleibt  jedoch,  da  die  Rechtsverhältnisse  der  Staatsbeamten 
heute  durch  objektives  Recht  in  ausgedehntem  Masse  geregelt 
sind,  für  vertragsmässige  Vereinbarungen  kein  Raum  mehr2). 
Nur  die  beim  Amtsantritte  durch  ausdrückliche  Erklärung  oder 
stillschweigend  durch  konkludente  Handlung  kenntlich  gemachte 
Zustimmung  spricht  zwar  nicht  für  eine  privatrechtliche  Ver- 
einbarung, einen  Vertrag,  aber  für  die  vom  Staate  heutigen 
Anschauungen  gemachten  Konzessionen. 

Die  meisten  der  sogenannten  Rechte  des  Staatsbeamten 
auf  Betätigung  im  Rahmen  seiner  Kompetenz  werden  besser 
seine  Funktionen  genannt.  Sie  sind  zugleich  Pflichten;  nicht 
nur  z.  B.  das  Recht  des  Präsidenten,  die  Wahlen  auszu- 
schreiben, sondern  auch  das  Vetorecht,  das  er,  wenn  er  die 
Notwendigkeit,  ein  Gesetz  zu  unterdrücken,  erkannt  hat,  pflicht- 
gemäss ausüben  muss.  Allerdings  sind  manche  dieser  Pflichten 
nicht  rechtlich  zu  verantworten,  da  ihre  Wahrnehmung  voll- 
kommen in  das  Ermessen  des  Präsidenten  gestellt  ist.  Mag 
ferner  für  andere  Rechte,  wie  auf  Gehalt,  Titel,  Ehren,  ein  ge- 
wisser verfassungsmässiger  Anspruch  begründet,  sogar  die  Be- 
schreitung des  Rechtsweges  gegen  den  Staat  zulässig  sein,  so 
liegt  hierin  von  Seiten  des  Staates  mehr  die  Anerkennung  eines 
Kechtes  darauf,  dass  alle  Staatsangehörigen  für  bestimmte 
Leistungen  gleichmässig  entschädigt  wei  den,  als  die  Anerkennung 
eines  grundsätzlichen  Rechts  gegen  den  Staat.  Alle  solche 
Momente,  die  auf  ein  Forderungsverhältnis  hindeuten,  genügen 
nicht,  die  Vertragsnatur  des  Rechtsverhältnisses  zu  beweisen. 

Staatslehre,  Würzburg  1873,  S.  43,  52:  „Es  mag  sich  mit  dem  öffentlichen 
allerdings  ein  individuelles  Interesse  verknüpfen;  allein  dieses  letztere  ist 
nicht  das  Entscheidende,  es  ist  nur  ein  accidens  des  ersteren";  ferner 
Kuntze,  Der  Gesaintakt  S.  W>  (Festschrift  d.  Leipz.  Jur.  Fak.  f.  Müller,  1892). 

*)  so  auch  Anschütz  in  Holtzendorff-Kohlers  Enzyklopädie  Bd.  2  S.  589. 

*)  Vgl.  Loening.  Deutsches  Verwaltuiigsrccht  S.  120. 

Walther,  Staatshalt  in  Republiken  7 
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Es  ist  auch  nach  objektivem  Rechte  der  Staatsdienst  ein  Ge- 
waltverhältnis,  obgleich  festzustellen  ist,  dass  die  Funktionen 
des  Staates  gegenüber  dem  Staatsbeamten  durch  ge- 
schriebenes wie  ungeschriebenes  Recht  eingeschränkt 
sind. 

IV.  Hiernach  sind  Inhalt  und  Wirkungen  des  Staats- 
beamten Verhältnisses  im  einzelnen  zu  besprechen. 

Zunächst  die  Pflichten,  die  sich  für  den  Staatsbeamten, 
insbesondere  das  republikanische  Staatsoberhaupt,  ergeben.  Iu 
Betracht  kommen  nur  solche,  die  rechtlich  erfassbar,  d.  h. 
durch  Rechtsnormen  bestimmt  und  rechtlich  erzwingbar  sind. 
Die  Gehorsamspflicht,  die  Rehm1)  als  die  Basis  aller 
Pflichten  des  Staatsbeamten  anführt,  ist  daher  hierher  nicht 
zu  rechnen.  Dem  Staatsbeamten  eine  Gehorsamspflicht  auf- 
zuerlegen, hat  soviel  Wert,  als  ihn  zu  verpflichten,  sein  Amt 
gut  zu  verwalten.  Eine  solche  Pflicht  würde  zwar  ohne 
weiteres  dem  hier  vorliegenden  Gewaltverhältnisse  entsprechen, 
hat  aber  keine  Erwähnung  im  objektiven  Rechte  gefunden,  das 
der  Staat  auch  für  sich  massgebend  erachtet.  Die  Reihe  der 
Pflichten  ist  rechtlich  festgestellt  und  eine  Pflichtverletzung 
liegt  nur  vor,  wenn  das  Staatshaupt  sich  einer  Verfassnngs- 
verletzung  oder  eines  sonstigen  Vergehens,  wegen  dessen  es 
angeklagt  und  verurteilt  werden  kann,  schuldig  macht. 

Ausser  dem  schon  besprochenen  Amtseide,  den  das 
Staatshaupt  bei  Antritt  seines  Amtes  zu  leisten  hat,  besteht 
nach  verschiedenen  Verfassungen  die  Residenzpflicht  des 
Staatsoberhauptes.  Art,  67  der  Chilenischen  Verfassung  unter- 
sagt dem  Präsidenten  ausser  Landes  zu  gehen.  Nach  Art.  84 
der  Mexikanischen  und  Art.  86  Nr.  21  der  Argentinischen  Ver- 
fassung darf  der  Präsident  sich  nicht  aus  der  Hauptstadt  ent- 
fernen, höchstens  wenn  ein  wichtiger  Grund  vorliegt  oder  er  die 
Erlaubnis  des  Parlamentes  hat,  ebenso  in  Brasilien  Art,  45.  In 
einigen  nordamerikanischen  Verfassungen  findet  sich  die  Ab- 
wesenheit des  Governor  aufgeführt  unter  den  Fällen,  in  denen 
eine  Vertretung  des  Slaatshauptes  nötig  wird.  Nach  Art.  5 
Sekt.  15  der  Verfassung  von  Alabama  nimmt  der  Präsident  des 


')  Annalen  1885,  s.  !♦",. 
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Senates  für  den  weggefallenen  Governor  dessen  Funktionen 
wahr,  und  zwar  hat  der  Staatssekretär  diesem  Anzeige  zu  er- 
statten, wenn  die  Abwesenheit  des  Governor  mehr  als  zwanzig 
Tage  beträgt.  Der  Lieutenant- Governor  führt  die  Staats- 
geschäfte in  Abwesenheit  des  Governor  ferner  nach  der  Ver- 
fassung von  Kentucky  Art.  3  Sekt.  17.  In  Maryland  Art.  2 
Sekt.  21  soll  der  Governor  an  dem  Sitze  der  Regierung  resi- 
dieren. In  Lübeck  (Art.  12)  und  Bremen  (§  28)  muss  jedes 
Mitglied  des  Senates  in  der  Stadt  seinen  Wohnsitz  haben  oder 
innerhalb  einiger  Monate  nach  der  Wahl  nehmen;  der  Erlaub- 
nis, in  einer  Vorstadt  zu  wohnen,  steht  in  Lübeck  die  Ver- 
pflichtung gegenüber,  ein  zu  bestimmten  Zeiten  zugängliches 
Geschäftszimmer  in  der  Stadt  zu  haben. 

Das  Oberhaupt  ist  verpflichtet,  die  Wahlen  anzuordnen, 
das  Parlament  einzuberufen,  für  die  Ausführung  der  Gesetze 
zu  sorgen,  dem  Parlamente  Auskunft  zu  geben;  es  liegt  ihm 
die  Beamtenerneunung  und  der  Oberbefehl  über  die  bewaffnete 
Macht  ob.  Diese  und  ähnliche  Pflichten  sollen,  zumal  sie  oft 
auch  Rechte  darstellen,  unten  im  Zusammenhange  als  die 
Funktionen  der  Exekutive,  die  Haupttätigkeit  des  Staats- 
hauptes,  behandelt  werden. 

V.  Unter  den  Rechten  des  Staatsbeamten  steht  in  der 
Literatur  der  Anspruch  auf  Remuneration  obenan.  Begriffs- 
wesentlich ist  der  Anspruch  auf  Gehalt  für  den  Beamten  und 
somit  für  das  republikanische  Staatshaupt  nicht;  es  gibt  auch 
unbesoldete  Beamte.  Es  ist  sehr  wohl  denkbar,  dass  die 
Stellung  des  Oberhauptes  der  Republik  lediglich  als  Ehrenamt 
verwaltet  würde.  Diese  Möglichkeit,  dass  eine  Remuneration, 
die  doch  Gegenleistung  des  Staates  für  die  geleisteten  Dienste 
sein  soll  und  die  zum  Beweise  des  Vorliegens  eines  Vertrages 
viel  herangezogen  wird,  fehlen  kann,  spricht  übrigens  gegen 
die  Annahme  eines  Vertrages;  grundsätzlich  hat  der  unbesoldete 
Beamte  die  gleiche  Stellung  wie  ein  besoldeter,  besonders  auch 
dieselben  Pflichten.  Die  Verfassungen  billigen  jedoch  durch- 
gehends  dem  Oberhaupte  eine  Remuneration  zu. 

Da  der  Präsident,  oder  wie  sonst  der  Titel  ist,  Staats- 
oberhaupt ist,  kann  man  annehmen,  die  Remuneration  stelle 
eine  Zivilliste  wie  die  des  Monarchen  dar;  da  er  ein  Beamter 
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ist.  denkt  man  an  ein  Gehalt.  Jellinek1)  hält  beides  in 
gewissem  Sinne  für  gleichartig:  „Der  Gehaltsanspruch  des 
Beamten  ist  publizistisch  gleich  dem  Ansprüche  des  Monarchen 
auf  Zahlung  der  Zivilliste,  der  Abgeordneten  auf  Diäten,  weil 
an  ihrer  Gewährung  das  Gemeininteresse  überwiegend  beteiligt 
ist".  Diese  Gleichsetzung  ist  insofern  berechtigt,  als  alle  diese 
Ansprüche  vermögensrechtlicher  Natur  aus  öffentlichrechtlichen 
Verhältnissen  entspringen  und  dann  selbst  öffentlichrecht- 
liche sind2).  Preuss  dagegen  —  Städtisches  Amtsrecht 
S.  110:  „Das  Amtsverhältnis  als  Rechtsverhältnis  einer  Organ- 
person zu  ihrer  Gesamtperson  ist  ein  absolut  und  ausschliesslich 
publizistisches,  auch  für  die  Berufsbeamten  entsteht  das  Amts- 
verhältnis und  mit  ihm  ev.  ein  Anspruch  auf  Alimentationsrente 
ausschliesslich  durch  einseitigen  publizistischen  Akt  des  Gemein- 
wesens" —  weist  die  Folgerung,  nun  auch  den  Anspruch  auf 
Remuneration  für  öffentlichrechtlich  zu  erklären,  zurück  (S.  108): 
„es  fehlt  an  jedem  Anlass  und  an  jedem  Mittel,  die  vermögens- 
rechtlichen Ansprüche  des  Beamten  als  öffentlichrechtliche  zu 
konstruieren".  Ebenso  erklärt  Rehm3)  die  Ansprüche  des 
Staatsdieners  auf  Vermögensleistungen  für  Privatrechte,  denn 
sie  seien  zunächst  von  Nutzen  für  die  Person  des  Beamten. 

Eine  Zivil  liste  ist  die  Remuneration  des  republikanischen 
Staatsoberhauptes  nicht.  Sie  ist  allerdings  auch  eine  von  der 
Volksvertretung  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  bewilligte  und 
für  die  persönlichen  Bedürfnisse  des  Staatshauptes  bestimmte 
Geldsumme.  So  definiert  Misch ler4):  „Unter  Zivilliste  im 
weitesten  Sinne  versteht  man  jenen  ausgesonderten  Teil  des 
Staatsbudgets,  welcher  für  die  Bedürfnisse  des  Staatsoberhaupts 
als  solchen  und  der  Dynastie  bestimmt  ist".  Es  steht  jedoch 
nicht  mit  dem  Sprachgebrauche  im  Einklang,  wenn  Mischler 
auch  die  Remuneration  des  republikanischen  Staatshauptes 
hierunter  rechnet  und  fortfährt  :  „In  republikanischen  Staaten 


')  System  «ler  subjektiven  öffentlichen  Rechte  S.  62. 

s)  Vgl.  auch  F 1  ei  sc  Inn  an  n,  Entschädigung  der  öffentlichen  Betriebs- 
unternelimungen  bei  polizeilich  verfügter  Strassensperrung,  1905,  S.  10,  23. 

3)  Annalen  1885  S.  108;  dort  finden  sich  auch  andere  Begründungen. 

*)  Artikel  .  Zivilliste  *  im  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften 
(2.  Aufl.,  Jena  1900)  Bd.  8  S.  48  ff. 
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tritt  an  die  Stelle  der  Zivilliste  der  Gelialt  des  Präsidenten, 
Regierungskollegiums  etc."  Die  Zivilliste  stellt  sich  als  eine 
nur  dem  konstitutionellen  Monarchen  von  der  Volksvertretung 
vermöge  ihres  Rechtes,  die  Verfügung  des  Monarchen  über  das 
Staatsvermögen  zu  beschränken,  gewährte  Rente  dar1). 

Laban d  2)  charakterisiert  das  Gehalt  als  eine  dem  Berufs- 
beamten gewährte  Rente  zu  der  seiner  Stellung  entsprechenden 
Alimentierung.  Diese  auch  sonst  in  der  Literatur  vertretene 
Ansicht  drückt  richtig  aus,  dass-  die  Remuneration,  wenn  auch 
der  Grund  ihrer  Zahlung  die  Hingabe  einer  Gegenleistung  ist 
und  sie  daher  mit  dem  Staatsdienste  in  ursächlichem  Zusammen- 
hange steht,  nicht  wie  in  einem  Dienstvertrage  das  genaue 
Äquivalent  für  die  geleisteten  Staatsdienste  ist;  denn  „der 
Gehalt  bleibt  hinter  dem  Masse,  das  sich  im  Verkehr  für  den 
Wert  der  Arbeit  herausgebildet  hat,  zurück" 8).  Die  dem 
republikanischen  Staatshaupte  als  einem  Staatsbeamten  zuge- 
billigte Remuneration  ist  mithin  als  Gehalt  anzusehen,  sie  soll 
ihm  während  seiner  Amtszeit  die  Mittel  zum  Unterhalt,  besonders 
auch  zu  den  während  dieser  Zeit  erforderlichen  Aufwendungen 
gewähren.  Diese  Auffassung  findet  sich  besonders  klar  in  der 
Verfassung  Brasiliens  (Art,  46)  ausgedrückt,  nach  der  der  Prä- 
sident und  der  Vizepräsident  ein  „subsidio"  erhalten. 

Die  Höhe  der  dem  Staatshaupte  gewährten  Entschädigung 
ist  natürlich  ausserordentlich  verschieden.  In  Frankreich  wird 
die  Vergütung  jedes  Jahr  etatsmässig  festgestellt,  ist  also  grund- 
sätzlich veränderlich.  Sie  beträgt  1200000  Franken,  die  zur 
Hälfte  als  eigentliches  Gehalt  und  zu  je  ein  Viertel  als  Reprä- 
sentationskosten und  Reiseauslagen  bewilligt  werden  ;  ausserdem 

»)  Steinbacli,  Die  rechtliche  Stellung  etc.  S.  55,  erklärt  die  Zivilliste 
als  die  Entschädigung  für  das  für  Staatsgut  erklärte  frühere  Kammergut 
(Domänen)  des  Fürsten.  Diese  Eigenschaft  als  Entschädigung  mag  wohl  auf 
die  Entstehung  des  Institutes,  besonders  in  deutschen  Ländern,  zurückgehen 
(s.  Mischler  S.  49),  sie  ist  aber  nicht  allgemein  begriffswesentlich.  Über  die 
Zivilliste  vgl.  auch  den  Artikel  v.  Uneists  iu  Stengels  Wörterbuch  des 
Deutseben  Verwaltungsrechts  Bd.  1  S.  252  und  Meyer,  Lehrbuch  des  Deutschen 
Staatsrechts  (6.  Aufl.)  S.  290,  501  Anm.  19. 

*)  Staatsrecht  Bd.  1  S.  469. 

a)  Ihering,  Der  Zweck  im  Recht,  3.  Aufl.,  1893,  Bd.  1  S.  19G;  auch 
S.  195  und  201. 
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hat  der  Präsident  verschiedene  Nutzniessungsobjekte !).  Der 
Präsident  der  Vereinigten  Staaten  bezieht  ein  Gehalt  von 
50000  Dollar  (der  Vizepräsident  von  8000  Dollar)  und  hat  eine 
Dienstwohnung  inne 8).  Der  Governor  von  New  York  erhält 
10000  (der  Lieutenant-Governor  5000)  Dollar,  ausserdem  „there 
shall  be  provided  for  Iiis  use  a  suitable  and  furnished  executivc 
residence"  (Art.  4  Sekt.  4  Amendment).  Genaue  Bestimmungen 
trifft  die  Verfassung  von  Texas  Art.  4  Sekt.  5:  He  shall,  at  stated 
times,  receive  as  compensation-  for  Iiis  Services  an  annual  salary 
of  four  thousand  Dollars  and  no  more,  and  shall  have  the  use  and 
occupation  of  the  governors  mansion,  fixtures,  and  furniture. 
Ferner  ist  die  Höhe  des  Gehaltes  8000  Dollar  in  Louisiana 
(Art.  56:  per  annum,  payable  quarterly,  on  his  own  Warrant), 
5000  Dollar  in  Virginia  uud  Wisconsin,  4500  Dollar  in  Mary- 
land, 2700  Dollar  in  West-Virginia,  2500  Dollar  in  Minnesota 
und  Nebraska.  Die  andern  Verfassungen  der  uordamerikanischen 
Gliedstaaten  begnügen  sich  mit  der  Bestimmung,  dass  der 
Governor  ein  salary  oder  compensation  für  seine  Dienste  erhalten 
solle.  Eine  amerikanischen  Verfassungen  eigentümliche  Vor- 
schrift, die  den  Zweck  hat,  die  Stellung  des  Präsidenten  der 
Legislative  gegenüber  unabhängig  zu  gestalten,  ist  die,  dass  das 
Gehalt  während  der  Amtszeit  weder  erhöht  noch  verringert 
werden  darf;  auch  ist  verboten,  dass  das  Oberhaupt  vou  anderen 
Staaten  Vorteile  geniesst:  Nordamerikanische  Bundesverfassung 
Art.  2  Sekt.  1  §  6»),  Georgia  Art.  4  Sekt.  1,  Nord-Karolina  Art.  3 
Sekt.  15,  Mexiko  Art.  120,  Argentinien  Art.  79,  Brasilien  Art.  46. 
In  Mexiko  darf  der  Präsident  nicht  auf  sein  Gehalt  verzichten. 
Verfassungsmässig  ist  die  Höhe  des  Gehaltes  festgesetzt  in 
Haiti  (Art.  122),  und  zwar  auf  25000  Piaster.  Laut  Bundes- 
beschluss  vom  22.  Dezember  189{J  bezieht  der  Bundespräsident 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  eine  Besoldung  von 
17000  Fr.,  jedes  übrige  Bundesratsmitglied  eine  solche  von 
15000  Fr.    In  den  Kantonen4)  ist  die  Besoldung  sehr  ver- 

y)  Gesetz  vom  16.  September  1871  (Mi schier  a.  a.  0.). 
»)  Gesetz  vom  3.  Miirz  1873. 

•)  Vgl.  hierzu  Föderalist  Kap.  73  u.  Story,  Commeut,  §§  148ö.  i486. 
*)  Schollen  berger,  Grundriß  des  .Staats-  und  Verwaltungsrechts  der 
Schweizerin  hen  Kantone,  Kd.  1:  Das  Staatsrecht,  Zürich  1900,  8.  24'J,  250. 
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schieden.  Während  in  den  Urdemokratien  (ausser  Appenzell 
Ausser-Rhoden)  Tagegelder  gezahlt  werden,  beträgt  das  feste 
Gehalt  eines  Mitgliedes  der  obersten  Vollziehungsbehörde  in 
Basel-Stadt  8000,  in  Zürich  und  Waadt  7000,  Genf  5000, 
Luzern  4000,  Schaff  hausen  3000,  Uri  400,  Zug  250  (Landammann 
400)  und  Appenzell  Ausser-Rhoden  100  (Landammann  200) 
Franken.  In  Hamburg1)  erhält  das  rechtsgelehrte  Senatsmit- 
glied 25000,  jedes  andere  8000  Mark,  in  Bremen2)  ein  nicht 
kaufmännisches  Mitglied  15O00,  jedes  übrige  9000  Mark  Gehalt; 
ausserdem  erhält  in  Hamburg  der  präsidierende  Bürgermeister 
eine  Zulage  von  5000,  der  andere  Bürgermeister  eine  solche  von 
3000  Mark,  in  Bremen  von  3000  bzw.  2000  Mark.  In  Lübeck8) 
setzt  das  Gesetz  die  Honorare  der  Mitglieder  des  Senates  be- 
treffend diese  auf  9000  und  3600  Mark  fest,  je  nachdem  das 
Mitglied  dem  Gelehrtenstande  angehört  oder  nicht;  der  den 
Vorsitz  im  Senate  führende  Bürgermeister  erhält  als  Entschä- 
digung für  Ehrenausgaben  1200  Mark  in  monatlichen  Raten. 

Für  die  rechtliche  Natur  des  Ruhegehaltes  gilt  das  oben 
allgemein  über  den  Anspruch  auf  Remuneration  Gesagte.  Die 
Verfassungen  der  meisten  Republiken  kennen  einen  Anspruch 
des  Präsidenten  auf  Pension  nicht.  Dagegen  gestehen  die  Hause- 
städte den  Senatsmitgliedern,  deren  Amtszeit  an  sich  lebens- 
länglich ist,  ein  Ruhegehalt  zu,  wenn  sie  vorher  aus  dem  Amte 
scheiden 4). 

Weitere  Rechte  des  republikanischen  Staatshauptes  auf 
Titel,  Prädikat,  Ehren  sind  ebenfalls  Rechte  des  Staats- 
beamten als  solchen.  Sie  haben  jedoch  für  das  Oberhaupt  der 
Republik  besondere  Bedeutung  und  sind,  da  sie  dazu  beitragen, 
den  Begriff  des  republikanischen  Staatshauptes  aus  dem  Staats- 


')  Oesetz  vom  10.  April  1885  (Seelig,  Hamburgisches  Staatsrecht  S.  81). 

3)  Boll  manu,  Bremisches  Staats-  und  Verwaltungsrecht  S.  45. 

a)  Deutsche  Staatsgrundgesetze,  herausg.  von  Bin  ding,  Heft  10,  Lübeck, 

S.  35. 

«)  Über  die  Voraussetzungen  und  die  Höhe  des  Ruhegehaltes  siehe  Lü- 
becksches  Gesetz  dio  Versetzung  der  Mitglieder  des  Senates  in  den  Ruhestand 
(Biuding  a.a.O.  S.  36);  Bremisches  Gesetz  den  Senat  betreffend,  §§27,  28 
(Binding  a.a.O.,  Bremeu,  S.  32);  von  Melle,  Das  Haraburgische  Staats- 
recht S.  72. 
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beamtenbcgrifFe  herauszuheben,  unten  bei  der  Feststellung  dieses 
engeren  Begriffes  zu  besprechen. 

VI.  Schliesslich  ist  noch  das  Ende  der  Stellung  des 
republikanischen  Staatsoberhauptes  zu  behandeln. 

1.  Da  das  Staatshaupt  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren 
gewählt  wird,  endet  seine  Amtszeit  natürlich  meist  mit  Ablauf 
dieser  Periode.  Der  Tag  entspricht  dann  dem  Tage  des  Antritts 
oder  es  endet,  soweit  die  Grundgesetze  besondere  Vorschriften 
geben,  die  Amtszeit  mit  einem  bestimmten  Tage,  wie  sie  in  den 
nordamerikanischen  Verfassungen  für  den  Amtsantritt  bestimmt 
und  oben  (S.  80)  erwähnt  sind,  oder  es  tritt  auch  der  Präsident, 
damit  der  Staat  nicht  ohne  Oberhaupt  ist,  nicht  eher  zurück,  als 
bis  sein  Nachfolger  die  Regierung  ergreift1).  Die  Verfassungen 
von  Argentinien  Art.  78  und  Brasilien  Art.  43  §  2  betonen,  dass 
die  Amtsperiode  nach  Ablauf  der  Zeit  von  selbst  aufhört  und 
unter  keinem  Vorwand  verlängert  werden  darf.  Im  übrigen 
gelten  für  eine  Verlängerung  der  Amtsperiode  die  oben  für  die 
Wiederwählbarkeit  besprochenen  Vorschriften. 

2.  Weitere  Endigungsgriinde  sind  der  Tod  des  Staatschefs 
vor  Ablauf  seiner  Amtszeit  ,  das  Erreichen  eines  bestimmten 
Alters,  die  Unfähigkeit2),  die  Funktionen  seiner  Stellung 
wahrzunehmen,  und  die  nur  in  besonderen  Fällen  mögliche 
zwangsweise  Entfernung  vom  Amte.  Je  nach  objektivem 
Rechte  findet  in  diesen  Fällen  eine  Neuwahl  statt,  oder  es 
rücken  bestimmte  Personen  an  die  Stelle  des  fortgefallenen 
Staatshauptes 3).  In  Brasilien  Art.  45  verliert  der  Präsident, 
der  ohne  Erlaubnis  des  Kongresses  das  Land  verlässt,  sein  Amt. 


•)  z  Ii.  Caüfornien  Ait.  V  Sekt.  2:  The  governor  .  .  .  sliall  hold  his 
office  two  years  from  the  tinie  of  his  installatiou,  and  until  his  successor  shall 
be  qualified. 

*)  In  den  Hansestädten  kann  ein  Senatsmitglied  wegen  Unfähigkeit  in- 
folge geistiger  oder  körperlicher  Schwache,  sowie,  wenn  es  ein  bestimmtes 
Alter  (70  Jahre)  oder  eine  längere  Amtszeit  hinter  sich  hat,  in  den  Ruhestand 
versetzt  werden;  vgl.  die  zu  dem  Kuhegehalt  angeführten  Bestimmungen. 

a.  z.  B  Französisches  (iesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  7:  En  cas  de 
vacance  nar  deces  ou  nour  toute  antre  cause  les  deux  Chambres  rönnies  pro- 
cedeut  immediatement  ä  l'electiou  d'un  nouveau  President.  Der  französische 
Präsident  ist  aber  nicht  absetzbar  (Bat hie,  Traitc  Bd.  3  S.  57).  Verfassung 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  Art.  II  Sekt.  1  §5:  In  case  of  the  re- 
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3.  Nach  der  hier  vertretenen  Auffassung  des  Staatsdienstes 
ist  ein  Verzicht  des  republikanischen  Staatshauptes  auf  seine 
Stellung  in  dem  Sinne  einer  seinerseits  einseitigen  Auflösung 
der  Rechtsbeziehungen  grundsätzlich  nicht  möglich.  Die  Ab- 
daukung,  der  Verzicht  nach  Beginn  der  Amtsführung,  ist  ein 
Gegenstück  zu  der  Erklärung  der  Ablehnung  der  Wahl,  und  es 
ist  anzunehmen,  dass  auch  hier  der  Staat  einen  Amtszwang  nicht 
ausübt.  Sofern  die  Verfassung  nicht  ausdrücklich  das  Gegenteil 
vorschreibt,  ist  daher  eine  Demission  zulässig.  Nach  v.  Frisch1) 
ist  die  Zulässigkeit  des  Verzichts  auf  Organstellung  allgemein 
anerkannt,  insbesondere  auch  für  Beamte,  Kammermitgliedcr 
und  Staatsoberhäupter;  das  Recht  des  Beamten,  jederzeit  sein 
Amt  aufzugeben,  beruhe  auf  der  Natur  des  Beamtenverhältnisses. 
Wie  er  jedoch  selbst  bemerkt,  sind  nur  Rechte  Objekt  eines 
Verzichtes,  Pflichten  sind  nicht  verzichtbar,  und  auch  ein  Zustand 
kann  durch  Verzicht  nicht  aufgegeben  werden.  Die  Eigenschaft 
als  Staatsbeamter  gibt  aber  nicht  nur  ein  Recht  auf  Organ- 
stellung, sondern  sie  statuiert  auch  eine  Verpflichtung,  die  das 
Staatshaupt  mindestens  mit  der  Annahme  der  Wahl  auf  sich 
genommen  hat.  Bei  der  Annahme  eines  blossen  Rechtes  findet 
die  von  v.  Frisch  erwähnte  Pflicht  des  Organs,  seine  Absicht 
zu  verzichten,  mitzuteilen  und  die  Reste  aufzuarbeiten,  keine 
genügende  Begründung.  Rechtlich  ist  die  Abdankung  nur  eine 
auf  Lösung  des  Rechtsverhältnisses  gerichtete  Erklärung,  der 
auf  Seiten  des  Staates  mindestens  eine  stillschweigende  Zu- 
stimmung folgen  muss  *).  In  Mexiko  (Art.  72)  und  Argentinien 
(Art.  67)  muss  die  Deputiertenkammer  bzw.  der  Kongress  die 
Demission  des  Präsidenten  entgegennehmen,  v.  Frisch  fasst 
den  Thron  verzieht  als  eine  Handlung  freier  Willkür,  nicht  als 
Regieruugsakt  des  Monarchen  auf,  so  dass  er  der  Gegenzeich- 

moval  of  the  President  from  oftice,  or  of  bis  death,  resignation  or  inability 
to  (lischarge  the  power*  and  duties  of  the  said  oftice  .  .  . 

')  Oer  Throuverzicht,  Tübingen  1906,  S.  10,  11;  vgl  für  das  Folgende 
S.  5,  6,  74,  75,  76. 

*)  Nach  Meyer,  Staatsrecht  ((».Aufl.)  S.  309.  muss  im  Zweifel  ange- 
nommen werden,  dass  ein  Mitglied  der  ersten  Kammer  zur  Resignation  nicht 
befugt  ist,  wenn  die  Annahme  de*  Sitzes  nicht  von  seinem  freien  Keliebeu 
abhängig  ist. 
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nung  nicht  bedürfe l).  Die  Demission  des  republikanischen 
Staatshauptes  als  eines  Staatsbeamten  ist  nicht  analog  zu  be- 
handeln. Sie  ist  eine  persönliche  Handlung  des  Staatshauptes 
nur  insofern,  als  sie  nicht  selbst  das  Rechtsverhältnis  aufhebt 
und  dann  allerdings  im  Gegensatze  zu  rechtlich  wirksamen 
Staatsakten  nicht  gegengezeichnet  wird2). 

Es  werden  in  Frankreich  s)  sowie  in  Nordamerika  Präsident 
und  Governor  ohne  weiteres  ihr  Amt  niederlegen  können;  die 
Verfassungen  der  uordamerikanischen  Republiken  erwähnen  die 
resignation  unter  den  Fällen,  in  denen  der  Präsident  des  Senates 
an  die  Spitze  des  Staates  tritt,  sie  geben  aber  keine  Einschrän- 
kungen an.  Dagegen  kann  nach  der  Verfassung  Mexikos  (Art.  81) 
der  Präsident  sein  Amt  nur  niederlegen,  wenn  ein  wichtiger 
Grund  vorliegt,  den  der  Kongress  gebilligt  hat.  und  nach  der 
Verfassung  Bremens  (§  30  am  Ende)  kann  „ein  Austritt  vor 
beendigter  Amtsführung  nur  mit  Zustimmung  des  Senates 
geschehen". 

In  der  Anwendung  auf  den  Staatsbeamtenbegriff  gibt  die 
Beendigung  der  Stellung  des  Oberhauptes  zu  besonderen  Be- 
merkungen keinen  Anlass.  Die  eben  besprochenen  Endigungs- 
fälle  widerstreiten  nicht  der  Annahme  eines  Staatsdienstver- 
hältnisses; diese  Feststellung  genügt  für  unsere  Zwecke,  es 
braucht  nicht  allgemein  die  Beendigung  des  Staatsdienstes  be- 
handelt zu  werdeu. 

§  7.  Die  Eigenschaft  als  Behörde,  als  Repräsentant  und  als 

Staats  vorstand. 

Die  bisherigen  Erörterungen  haben  ergeben,  dass  das  repu- 
blikanische Staatsoberhaupt  unter  den  Begriff  des  Staatsbeamten 
fällt,  da  seine  Rechtsstellung  sich  überall  mit  der  eines  Staats- 

')  Er  erklärt  (Thronverzicht  8.  74  und:  Die  Verantwortlichkeit  der  Mo- 
narchen und  höchsten  Magistrate,  Berlin  1U04,  8.  157)  den  rechtlichen  Charakter 
dieses  Aktes  für  bestritten. 

■)  v  Frisch,  Thronverzicht  8.  75  Aiim.  2:  l>er  einzige  Akt  des  Präsi- 
denten von  Frankreich,  der  nicht  gegengezeichnet  wird,  ist  die  Niederlage 
des  Amtes. 

-1)  Pass  der  gewählte  .Staatschef  abdanken  kann,  nimmt  auch  Hervieu, 
Lcs  ministres  S.  185,  an. 
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beamten  deckt  *).  Es  bleibt  noch  übrig,  in  der  Reihe  der  ein- 
ander über-  bzw.  untergeordneten  Staatsbeamten  seine  Stellung 
festzulegen  und  einen  engereu  Begriff  zu  finden. 

I.  Ein  engerer  Begriff  als  der  des  Beamten  ist  der  der 
Behörde. 

1.  Affolter-)  nennt,  von  dem  Gedanken  ausgehend,  dass 
jede  menschliche  Organisation  eine  Über-  und  Unterordnung; 
aufweise  und  aufweisen  müsse,  die  von  der  staatlichen  Organi- 
sation geschaffenen  Organe  und  im  besonderen  die  übergeordneten 
Personen  des  staatlichen  Organismus  Behörden.  Wie  er  aber 
selbst  bemerkt,  ist  die  Frage,  welches  Organ  übergeordnet  und 
welches  untergeordnet  ist,  keine  für  die  Begriffsbestimmung 
wesentliche  Frage.  Schon  deshalb  kann  man  nicht  im  recht- 
lichen Sinne  sagen,  dies  eine  Organ  ist  dem  andern  über-  bzw. 
untergeordnet,  weil  im  entwickelten  konstitutionellen  Staate  die 
Uber-  und  Unterordnung  der  Organe  eine  sehr  kunstvoll  ver- 
schlungene ist  und  in  einzelnen  Beziehungen  ein  Organ  dem 
andern  übergeordnet  ist,  dem  es  in  anderen  Beziehungen  unter- 
geordnet ist3).  Ausserdem  ist  die  Tätigkeit  eines  Organs  oft 
durch  die  Mitwirkung  eines  anderen  Organs  derart  bedingt,  dass 
man  nicht  sagen  kann,  dass  das  eine  von  ihnen  ausschlaggebend 


')  Es  fassen  ebenfalls  das  überhaupt  der  Republik  als  Beamten  folgende 
Schriftsteller  auf.  Lebo»,  Das  Staatsrecht  der  französischen  Republik  S.  45, 
52;  v.  Holst,  Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  S.  4(>; 
Rüttimann,  Das  nordamerikanische  Bnndesstaatsrecht  verglichen  mit  den 
politischen  Einrichtungen  der  Schweiz  Hd.  1  S.  22.  78;  Steinbach,  Die  recht- 
liche Stellung  des  Deutschen  Kaisers  verglichen  mit  der  des  Präsideuten  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  S.  2,  3;  Uli  manu,  Völkerrecht  (Marquard- 
sens  Handbuch),  Freiburg  1898,  S.  88;  Hartmann,  Institutionen  des  prak- 
tischen Völkerrechts  in  Friedenszeiten,  Hannover  1874.  S.  78;  v.  Frisch,  Die 
Verantwortlichkeit  der  Monarchen  und  höchsten  Magistrate  S.  134;  de  Toc- 
qucville,  De  la  dtfmocratie  en  Amerique,  8.  edit.,  Paris  1840,  Bd.  1  S.  194, 
195;  Laband.  Das  Staatsrecht  des  Deutscheu  Reiches  Bd.  1  S.  196;  Free- 
oian,  Presideutial  tiovemment  8.387. —  Brie,  Die  gegenwärtige  Verfassung 
Frankreichs,  1893,  S.  30,  meint,  dass  das  rechtliche  Verhältnis  des  französi- 
schen Präsidenten  ,znr  Volksvertretung  demjenigen  eines  konstitutionellen 
Monarchen  fast  durchaus  analog"  erscheine. 

J)  Grundzilge  des  allgemeinen  Staatsrechts  S.  9,  33.  34. 

3y  Hierher  gehört  auch,  dass  im  Kirchenstaate  Papst  und  Kardinäle 
einander  Kreationsorgane  waren. 
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sei  und  also  auf  einer  höheren  Stufe  stehe.  Ich  halte  Affolters 
Auffassung1)  von  dem  Begriffe  der  Behörde  und  deren  Glcich- 
setznng  mit  dem  Beamten  und  Organe  des  Staates  für  zu  weit- 
gehend. Er  gibt  zu,  dass  seine  Bezeichnungsweise  nicht  überall 
geteilt  werde,  und  dass  man  im  allgemeinen  nicht  geneigt  sei, 
höhere  Organe,  wie  den  Monarchen  und  das  Parlament,  Behörden 
zu  nennen.  Er  stimmt  mit  der  Bezeichnungsweise  der  Schwei- 
zerischen Grundgesetze  überein,  die  die  gesetzgebenden  und 
vollziehenden  Körperschaften  Behörden  nennen8).  Wenn  Affol  ter 
die  stimmfähigen  Aktivbürger  für  eine  Behörde  (Wahlbehörde 
und  gesetzgebende  Behörde)  und  sogar  die  Familienoberhäupter 
im  Kreise  ihrer  Familien  für  Behörden  erklärt,  so  setzt  er  sich 
gewiss  mit  dem  Sprachgebrauche  in  Widerspruch.  Das  einzige 
Merkmal,  durch  das  sich  nach  ihm  die  Behörden  von  anderen 
Einzelpersonen  und  Personengemeinschaften  unterscheiden,  die 
Individualisation,  die  auf  verschiedene  Weise,  durch  Wahl,  Geburt 
oder  das  Los  zu  erlangende  individuelle  Bestimmung3),  genügt 
wohl  für  die  Qualifizierung  als  Organ  im  allgemeinsten  Sinne, 
aber  nicht  als  Behörde,  wie  dieser  Begriff  meist  ver- 
standen wird. 

2.  Die  Feststellung  des  Begriffes  der  Behörde  muss  von 
dem  des  Amtes  ausgehen.  Ein  Staatsamt  ist  ein  durch  das 
geltende  Recht  begrenzter  Inbegriff  vou  staatlichen  Funktionen 
im  Gebiete  der  Verwaltung  und  der  Rechtspflege4).    Der  Träger 


')  Siehe  auch  Affol  ter,  Staat  und  Recht,  in  den  Aunalen  1903  S.  124: 
„Statt  von  Orgauen  können  wir  auch  von  Behörden  sprechen". 

'-')  z.  B.  die  Bundesverfassung  überschreibt  den  zweiten  Ahschuitt  (Art.  7 1  ff.) 
mit  Bundesbehörden  (Bundesversammlung,  Bundesrat,  Bundeskanzlei.  Bundes- 
gericht) und  die  Verfassung  des  Kantons  Dnterwalden  ob  dem  Wald  den 
dritten  Titel  (Art.  21  ff.) :  (Gesetzgebende  und  vollziehende  Behörden  des  Kantons 
So  auch  Sch olle n berger.  Kantonsrecht  S.  111. 

a)  Affol  ter,  Grundzüge  S.  'Mi 

*)  Vgl.  II  übler.  Die  Organisation  der  Verwaltung  in  Preussen  (alte  Lande i 
und  im  Deutschen  Reiche  S  2.  Andere  Definitionen  unterlassen  es,  die  Legis- 
lative, die  docli  kein  Amt  nach  dein  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  ist,  von 
den  staatlichen  Funktionen  auszunehmen,  wie  llnrseiin,  Artikel  „Amt,"  in 
Stengels  Wörterbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechts  Bd.  1  S.  38,  31); 
Mayer,  Deutsches  Vei wnltungsrecht.  Bd.  2  S.  1U8;  Loening,  Lehrbuch  des 
deutscheu  Verwaltuugsrechts  S.  29. 
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des  Staatsamtes  ist  regelmässig  der  Staatsbeamte;  doch  decken 
beide  Begriffe  sich  nicht  durchaus  ').  Ks  kann  z.  B.  nach  ver- 
schiedenen Verfassungen  unter  gewissen  Umständen  das  Parlament 
als  Gerichtshof  fungieren.  In  ähnlicher  Bedeutung  wird  nun 
der  Begriff  der  Behörde  gebraucht,  und  zwar  in  ähnlicher  ob- 
jektiver Bedeutung  als  Amt  und  in  ähnlicher  subjektiver2)  Be- 
deutung wie  der  Träger  des  Amtes,  der  Beamte.  Es  besteht 
jedoch  ein  Unterschied.  Man  spricht  von  einer  Behörde  im 
Gegensatz  zu  Amt  und  Beamten  in  Hinblick  auf  einen  einheit- 
lichen umfassenden  Tätigkeitskreis  und  besonders  den  materiellen 
Inhalt  der  Tätigkeit.  Es  tritt  also  bei  der  Behörde  das  objek- 
tive Moment  stark  hervor;  der  Kreis  der  ihr  zugefallenen,  von 
ihr  sozusagen  als  einem  einheitlichen  Ganzen  zu  lösenden  staat- 
lichen Aufgaben  hebt  die  Behörde  unter  den  übrigen  Beamten 
hervor.  Es  hat  zwar  jeder  Beamte  seine  bestimmte  Kompetenz 
und  seine  Aufgaben,  doch  ist  er  nicht  Behörde,  wenn  er  sich 
mit  seiner  Tätigkeit  nur  einem  Ganzen  einfügt.  Der  Unter- 
schied ist  daher  auch  darauf  abgestellt  worden,  dass  der  Behörde 
bestimmte  Angelegenheiten  zur  Entscheidung3)  oder  dass  ihr 
eine  Befehlsgewalt4)  zugehörten;  dies  ist  nicht  zutreffend,  denn 
auch  ein  Beamter  kann  diese  Eigenschaften  haben.  Auch  die 
kollegialische  Form5)  ist  nicht  begriffswesentlich,  obgleich  die 
Behörde  aus  praktischen  Gründen  viel  in  dieser  Form  erscheint. 
Trotzdem  ein  Beamter  nur  eine  Einzelperson  sein  kann,  ist  er 
der  weitere,  die  Behörde  der  engere  Begriff.  Das  Oberhaupt 
der  Republik  ist  mit  seiner  Kompetenz  als  Einzelperson  Staats- 
behörde; steht  jedoch  an  der  Spitze  der  Republik  ein  Kollegium, 
so  hat  dieses  die  Eigenschaft  als  Behörde. 

3.  Die  Frage,  ob  die  Behörden  juristische  Persön- 
lichkeit haben  oder  nicht,  ist  von  Bernatzik0)  eingehend 


1)  Vgl.  Harseim,  Artikel  „Beamte"  in  Stengels  Wörterbuch  Bd.  I  S.  136. 

2)  Loening,  Verwaltungsrecht  S.  30. 
a)  Loening  a.  a.  0. 

«)  Siehe  unten  Z.  4. 

6)  Hübler,  Organisation  der  Verwaltung  S.  5:  „Behörde  im  weiteren 
Sinne  sind  also  alle  Ämter,  in  spccie  die  kollegialisch  formierten  Kollektivämter1'. 

•)  Die  juristische  Persönlichkeit  der  Behörden  (auch  im  Archiv  für 
öffentliches  Recht  1890  Bd.  5  S.  169  ff  ). 


Digitized  by  Google 


110 

untersucht  worden.  Er  verneint  die  Frage.  Von  der  Unnah- 
barkeit des  Willensdogmas  ausgehend,  führt  er  aus.  dass  die 
Organe  eines  Gemeinwesens  zwar  dessen  Willensträger,  aber 
nicht  die  Subjekte  der  durch  ihren  Willen  realisierten  Rechte 
sind.  Dies  deckt  sich  mit  unseren  bisherigen  Feststellungen. 
Eine  Personengemeinschaft  wird  ja  gerade  deshalb  juristische 
Person  genannt,  um  sie  als  ein  Subjekt  nur  ihr  zukommender 
Rechte  zu  kennzeichnen.  Organe,  wie  Staatsbeamte,  Behörden. 
Oberhäupter  sind  nur  berufen,  den  Willen  des  Staates  zu  ver- 
wirklichen, sie  haben  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  keinen  eigenen 
Willen,  der  als  der  ihrige  gilt,  sie  sind  also  nicht  neben  dem 
Staate  als  juristische  Personen  anzusehen.  Ein  eigenes  Recht 
auf  das  Amt  oder  auf  Organstellung  des  Beamten  gibt  es  nicht 
der  Beamte  erlangt  seine  Organstcllung  nur  durch  den  freien 
Willen  des  ihn  bestellenden  Faktors.  Es  lässt  sich  nicht  leugnen, 
dass  durch  die  vollzogene  Wahl  der  Gewählte  in  ein  Rechtsverhältnis 
zum  Wählenden  tritt;  der  Beamte  erhält  seine  Kompetenz  von 
der  Rechtsordnung.  Diese  und  insbesondere  die  die  Rechts- 
stellung des  republikanischen  Staatschefs  regelnde  Verfassung 
ist  aber  das  Werk  des  Staates  selbst,  dem  gegenüber  das  Organ 
keine  eigenen  Rechte  hat.  Als  Staatsorgan  hat  die  Behörde 
dem  Staate  gegenüber  keine  eigenen  Rechte  und  keinen  eigenen 
Willen2),  ist  also  auch  keine  juristische  Person. 

Die  Tatsache  des  Fortbestehens  einer  Behörde  in  objektiver 
Bedeutung  trotz  des  Wechsels  der  Personen,  die  allerdings  zu 
der  Annahme  einer  juristischen  Person  leicht  führen  mag,  erklärt 
A  ffoltcr :')  auf  die  Weise,  dass  die  Menschen  in  einer  bestimmten 
Individualisation  Rechte  und  Pflichten  der  Behörde  hätten,  bei 
dem  Tode  der  Person  höre  die  Behörde  nicht  auf  zu  bestehen, 
sondern  es  trete  an  Stelle  des  Ausscheidenden  ein  anderer,  der 
die  Eigenschaft  der  Behörde  erhalte  und  individualisiert  werde. 

')  Nach  Affolter,  Staat  und  Redit,  in  den  Annalen  15K)3  S.  127,  giht 
es  eigene  Hechte  des  Organs,  die  nicht  einer  fingierten  Staatspersünlichkeir 
zustehen. 

Jellinek,  System  der  suhjektiven  nffentlichen  Rechte.  2  Aufl.,  S.  225. 
hetont.  ehenfalls,  dass  die  Rehnrde  nicht  Träger  eigenen,  sondern  fremden 
Rechtes,  nämlich  des  Staates  sei 

(irundziige  des  allgemeinen  Staatsrechts  S  36. 
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Es  genügt  zur  Erklärung  dieser  Tatsache  die  Feststellung,  dass 
die  Behörde  eine  Institution  ist  und  als  einmal  durch  die  zu- 
ständigen Faktoren  Geschaffenes  auch  nur  durch  dieselben  wieder 
beseitigt  werden  kann.  Hieraus  folgt,  dass  die  Behörde  auch 
fortbesteht,  wenn  vorübergehend  die  sie  darstellende  Person 
oder  Personenmehrheit  fortgefallen  ist. 

4.  Ein  anderer  engerer  Begriff  als  der  des  Beamten  ist  der 
der  Obrigkeit  Hübler1)  sagt  zutreffend:  „Nicht  jede  amt- 
liche Tätigkeit  ist  eine  obrigkeitliche.  Der  Beamte  besorgt 
Staatsgeschäfte  sehr  verschiedener  Art  .  .  .  nur  a  potiori  übt 
er  obrigkeitliche  Machtbefugnisse  aus.  Obrigkeitliche  Stellung 
aber  hat  ein  Beamter  nur  dann,  wenn  er  berechtigt  ist,  seinen 
Anordnungen  im  Wege  des  Zwangsverfahrens  Nachdruck  zu 
geben".  Dieser  Begriff  lässt  sich  nicht  nur  von  dem  des  Beamten, 
sondern  auch  von  dem  der  Behörde  abgrenzen,  obwohl  manche 
Definitionen  die  obrigkeitliche  oder  Leitungsgewalt  als  ein 
Begriffsmerkmal  der  Behörde  ansehen  -).  Sehr  wertvoll  ist  dieser 
Begriff  nicht  ;  es  ist  bereits  betont  worden,  dass  die  Über-  und 
Unterordnung  eines  Organs  sowie  die  mehr  oder  weniger  grosse 
Fülle  seiner  Macht  keine  wichtigen  Anhaltspunkte  für  eine 
Festlegung  des  Begriffes  gibt5).  Schon  aus  diesem  Grunde  ist 
auf  die  obrigkeitliche  Gewalt  als  Begriffsmerkmal  wenig  Gewicht 
zu  legen;  da  sie  nicht  jedem  Beamten  zusteht,  kommt  sie  immerhin 
als  Unterscheidungsmerkmal  in  Betracht.    Das  Oberhaupt  der 

*)  Magistraturen  des  völkerrechtlichen  Verkehrs  S.  45. 

*)  Httbler,  Organisation  der  Verwaltung  S.  5:  „Im  technischen  Sinne 
gelten  aber  nur  solche  Ämter  als  Behörden,  welche  obrigkeitliche  Gewalt 
(Leitungsgewalt,  Entscheidungsgewalt,  Verfügungsgewtflt)  üben";  Mayer, 
Deutsches  Verwaltungsrecht  Bd  1  S.  96:  „Ämter,  welche  mit  Leitungsgewalt 
und  folglich  mit  der  Fähigkeit  zum  Verwaltungsakte  ausgerüstet  sind,  bilden 
die  Verwaltungsbehörden u;  siehe  auch  Bd.  2  S.  198;  Mayer,  Theorie  des  fran- 
zösischen Verwaltungsrechts  S.  29:  „Behörden  sind  solche  Ämter,  welche  be- 
fähigt sind  zu  Willensäusseruugen  mit  bindender  Kraft". 

*)  Meyer,  Artikel  T  Behörden B  in  Stengels  Wörterbuch  Bd.  1  S.  153, 
stellt  als  Begriffsmerkmal  auf,  dass  die  Behörde  in  Unterordnung  unter  ein 
vorgesetztes  Organ  berufen  wird.  Wenn  er  ferner  S.  154  ausführt,  dass  im 
Gegensatze  zum  Beamten  das  Staatsoberhaupt  und  die  repräsentativen 
Körperschaften  selbständig,  unabhängig  und  keiner  höheren  Autorität  unter- 
geordnet seien,  so  ist  unter  dem  Staatshtiupte  nur  der  Monarch  als  Träger 
der  Staatsgewalt  zu  verstehen. 


112 

Republik  besitzt  die  erwähnte  obrigkeitliche  Gewalt,  ist  Obrigkeit, 
einerlei  ob  man  nun  annehmen  will,  dass  diese  Eigenschaft  schon 
durch  die  einer  Behörde  gegeben  ist  oder  nicht. 

II.  1.  Das  republikanische  Staatshaupt  ist  sogar  Obrigkeit 
in  einem  ganz  besonderen  Sinne,  insofern  es  als  oberster 
Staatsbeamter  bezeichnet  wird1).  Es  sind  ihm  auch  andere 
Bezeichnungen8)  beigelegt  worden,  die  —  und  nicht  zum  wenigsten 
das  Wort  Staatsoberhaupt  selbst  —  auf  eine  besonders  hohe 
qualifizierte  Stellung  hindeuten.  Es  mag  also  untersucht 
werden,  ob  nicht  dies  zu  einem  engeren  Begriff  als  dem  des 
Beamten  und  der  Behörde  hinführt. 

Seelig3)  meint,  die  kollegiale  Teilnahme  an  der  Inhaber- 
schaft der  Staatsgewalt  hindere,  einem  Senator  die  beiden  Cha- 
racteristica  für  den  Beamten  beizulegen ;  es  sei  weder  eine  den 
öffentlichrechtlichen  Vertrag  zwischen  Senator  und  Staat  aus- 
drückende Bestallung  noch  ein  mit  dem  Dienstverhältnis  eines 
Beamten  notwendig  verbundener  Vorgesetzter  vorhanden.  Dass 
eine  Bestallung  für  die  Begründung  des  Staatsbeamtenverhält- 
nisses entbehrlich  ist,  folgt  ohne  weiteres  aus  den  bisherigen 
Erörterungen.  Wie  Bollmann4)  gegen  Seelig  bemerkt,  gibt 
es  auch  andere  Organe,  die  Beamte  sind,  ohne  eine  Bestallung 


')  Fast  sämtliche  nordamerikanischen  Staat sverfassnugen  sprechen  von 
einem  „chief  magistratc Schweizerische  Bundesverfassung  Art.  95:  r  Die 
oberste  vollziehende  und  leitende  Behörde  der  Eidgenossenschaft  ist  ein  Bundes- 
rat*. Als  oberste  oder  höchste  vollziehende  Behörde  wird  der  Regiernngsrat 
bezeichnet  in  Uri  Art.  60,  Solothnrn  Art.  33,  Basel-Landschaft  §  58,  Schaff- 
hausen Art.  61,  Aargau  und  Thurgau  Art.  37  und  Schwyz  §  46.  Forner  Free- 
niau,  Presidential  Government  (a.  a.  O.  S.  381):  _  President  is  a  Single  elective, 
responsible  magistrate  to  whom  the  thief  executive  power  in  a  connnunwealth 
is  entrusted*:  Bryce,  The  American  Commonwealth  Bd.  1  S.  35:  presiding 
officer;  Batbie,  Traite  th^orique  et  pratique  de  droit  public  et  admiuistratif 
Bd.  3  S.  209:  „l'omme  chef  du  pouvoir  executif  le  President  est  ä  la  tele  de 
radministration*;  I' radier- Fuder«',  Tours  de  droit  diplomatique,  2.  <*dit., 
Paris  1899,  Bd.  1  S  162,  195. 

2)  Argentinische  (Art.  8(5  Nr.  1)  und  Chilenische  Verfassung  Art.  50:  Jefe 
Supremo  de  la  Xa«  ion :  franz.  Verfassung  vom  14.  Januar  1852  Art.  6:  chef  de 
KEtat;  Saint  (Ürous,  Manuel  de  droit  constitutionnel  8.  H81 :  l'incarnation 
vivante  du  pays. 

Ti  Hamburgisches  Staatsrecht  S.  84. 

*)  Bremisches  Staats-  und  Vcnvalumgsrecht  8.  44. 
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zu  haben  und  in  diesem  Sinne  angestellt  zu  sein,  wie  Bürger- 
meister und  Gemeindevorsteher.  Diese  haben  übrigens  ebenfalls 
keinen  Vorgesetzten.  Die  Notwendigkeit  des  Vorhandenseins  eines 
Vorgesetzten  folgt  nicht  aus  dem  Beamtenbegriffe,  kann  also  auch 
nicht  gegen  die  Annahme  von  obersten,  also  verhältnismässig 
unabhängig  gestellten,  Staatsbeamten  angeführt  werden. 

Subjekt  der  Staatsgewalt  ist  der  Staat,  ihre  Ausüber  sind 
die  Staatsorgane.  Da  in  der  Republik  oberstes  qualifiziertes 
Staatsorgan,  Träger  der  Staatsgewalt,  das  Volk  ist,  kann  das 
Staatshaupt  natürlich  nicht  in  demselben  Sinne  wie  dieses  ober- 
stes Organ  sein.  Durch  die  Eigenschaft  als  Beamter  wird  be- 
reits der  Kreis,  in  dem  das  Oberhaupt  erstes  Organ  sein  kann, 
enger  gezogen.  Trotz  mancher  Beziehungen  zu  der  Legislative 
ist  das  republikanische  Staatshaupt  auf  diesem  Gebiete  nicht 
höchstes  Organ,  schon  deshalb  nicht,  weil  legislative  Funktionen 
gewöhnlich  nicht  Beamten  übertragen  sind,  sondern  von  dem 
Träger  der  Staatsgewalt  selbst  wahrgenommen  werden.  Es  fragt 
sich,  ob  das  Staatshaupt  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  und 
Rechtspflege,  auf  dem  sich  Staatsbeamte  betätigen,  unter  diesen 
an  erster  Stelle  steht.  Jedenfalls  ist  es  keinem  Beamten  unter- 
geordnet. Ob  es  aber  auch  den  Organen  der  Rechtspflege  über- 
geordnet ist  oder  ob  es  diesen  nur  gleichsteht,  kann  erst  eine 
Untersuchung  des  Verhältnisses  dieses  Zweiges  der  Staatsgewalt 
zu  der  sog.  Vollziehungsgewalt  zeigen,  in  deren  Gebiete  das  Ober- 
haupt allen  anderen  Organen  unbestritten  übergeordnet  ist. 

Diese  Stellung  an  der  Spitze  der  Staatsbeamten,  wenigstens 
soweit  sie  auf  dem  Gebiete  der  Staatsverwaltung  tätig  sind, 
berechtigt  noch  nicht  allein,  den  obersten  Staatsbeamten 
oder  die  oberste  vollziehende  und  leitende  Behörde  als 
einen  besonderen  Begriff  anzunehmen.  Die  besonderen 
mit  der  Stellung  als  republikanisches  Staatsoberhaupt  verbun- 
denen Kompetenzen,  die  es  vor  allen  anderen  Staatsbeamten 
auszeichnen,  folgen  nicht  nur  daraus,  dass  das  Oberhaupt  in 
der  Reihe  der  Beamten  an  erster  Stelle  steht,  sondern  auch 
vor  allem  aus  seiner  Aufgabe,  über  seine  sog.  exekutiven 
Befugnisse  hinaus  staatliche  Funktionen  wahrzunehmen. 

2.  Es  genügt  nun  nicht,  zu  sagen,  das  republikanische 

Waith  er.  Staatslianpt  in  ft^publikcn  8 
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Staatsoberhaupt  repräsentiere  den  Staat  nach  innen  und  aussen, 
es  sei  der  Repräsentant  des  Staates.  Denn  versteht  mau 
unter  Repräsentation  „das  Verhältnis  eines  Organes  zu  den 
Mitgliedern  einer  Körperschaft,  demzufolge  es  innerhalb  der 
Körperschaft  den  Willen  dieser  Mitglieder  darstellt"  so  teilt 
das  Staatsoberhaupt  diese  Eigenschaft  mit  anderen  staatlichen 
Organen,  sie  kommt  ihm  nicht  allein  zu.  Parlament  und  Richter 
sind  ebenfalls  Repräsentanten.  Wie  diese  ist  das  republikanische 
Staatshaupt  sekundäres  Organ  eines  anderen  Organs.  Dieses 
primäre  Organ  hat  ausser  dem  Willen  des  sekundären  Organs 
nur  selbst  Willen,  soweit  er  ihm  vorbehalten  ist. 

Ich  halte  es  für  verfehlt,  einen  scharfen  Unterschied  zu 
machen  zwischen  Kompetenzen,  die  sich  auf  die  Verfassung  und 
solchen,  die  sich  auf  eine  unmittelbare  Willensäusserung  des  pri- 
mären Organs  auf  Grund  des  Vorbehaltes  stützen.  Jellinek-j 
bemerkt,  dass  die  republikanischen  Staatshäupter  und  Richter 
gewöhnlich  unter  dem  Einflüsse  antiker  Vorstellungen  und  der 
naturrechtlichen  Lehre  von  der  Volkssouveränität  als  Magistrate, 
Mandatare  oder  Beamte  bezeichnet  würden.  Er  ist  der  Meinung, 
dass  sich  damit  eine  schiefe  Vorstellung  verbände ;  denn  der  Be- 
amte leite  seine  Organstellung  niemals  unmittelbar  aus  der  Ver- 
fassung, sondern  stets  aus  einem  ihm  gewordenen  Auftrage  des 
Dienstherrn  ab.  Dem  gegenüber  lässt  sich  darauf  hinweisen,  dass 
die  Organstellung  des  Beamten  wohl  ebensogut  aus  den  Beamten- 
gesetzen und  der  Verfassung,  soweit  sie  für  ihn  in  Betracht 
kommt,  sich  herleitet  als  die  des  Staatshauptes  aus  der  Ver- 
fassung. Die  Verfassung  ist  ebenfalls  nur  ein  Gesetz  und  dass 
in  ihr  neben  anderen  Normen  über  die  rechtliche  Struktur  des 
Staates  auch  die  Stellung  des  Staatshauptes  ihre  —  oft  nicht  einmal 
vollständige  —  Regelung  gefunden  hat,  beruht  nur  darauf,  dass 
dieses  Organ  in  dem  Gefüge  des  Staates  eine  besonders  wichtige 
Stellung  einnimmt.  Wären  die  einschlägigen  Bestimmungen  in  einem 
besonderen  Gesetze  enthalten,  so  würde  die  Verfassung,  die  die 
Grundlinien  der  staatlichen  Organisation,  aber  auch  nur  diese, 

')  Jellinek,  Das  Recht  des  modernen  Staates,  Bd.  1 :  Allgemeine  Staats- 
lehre S.  5f>2;  siehe  auch  dort  die  folgenden  Ausführungen  über  den  Begriff 
der  Repräsentation. 

'-')  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte  (2.  Aufl.)  S.  154  ff. 


Uigitizeo  Dy 


115 


geben  soll,  unverständlich  sein.  Manche  Verfassungen,  z.  B.  die 
nordamerikanischen,  behandeln  im  Zusammenhange  mit  der 
Rechtsstellung  des  Staatshauptes  die  Rechtsstellung  der  Staats- 
sekretäre; diese  leiten  ihre  Organstellung  also  auch  unmittelbar 
aus  der  Verfassung  her,  ohne  dass  ihre  Eigenschaft  als  Beamte 
bestritten  ist  und  sie  etwa  für  Repräsentanten  des  Staates  im 
Umfange  ihres  Departements  erklärt  werden.  Worin  für  den 
Beamten  im  Gegensatz  zum  Oberhaupte  ein  besonderer  ihm 
gewordener  Auftrag  des  Dienstherrn  liegen  soll,  ist  nicht 
ersichtlich,  besonders  nicht,  wenn  beider  Stellung  durch  gleich- 
massig  geordnete  Wahl  begründet  wird.  Allerdings  steht  das 
republikanische  Staatshaupt  nach  der  Wahl  dem  Kreationsorgan 
ähnlich  selbständig  gegenüber  wie  das  gewählte  Parlaments- 
mitglied seiner  Wählerschaft,  während  die  Staatssekretäre  dem 
Präsidenten  bzw.  Governor  unterstellt  sind.  Dies  berührt  aber 
nicht  die  Beamteneigeuschaft  des  Staatshauptes,  dessen  Merk- 
male oben  festgestellt  sind.  Die  im  Verhältnis  zu  anderen 
Staatsbeamten  grossere  Unabhängigkeit  des  Oberhauptes  der 
Republik  gründet  sich  nur  auf  die  besonderen  für  ihn  geltenden 
und  sich  aus  seiner  Stellung  als  Staatshaupt  erklärenden  Vor- 
schriften der  Verfassung.  Anders  als  beim  Parlamentsmitgliede 
sind  ihr  übrigens  positivrechtliche  Schranken  gesetzt  durch  die 
grundsätzlich  bestehende  Verantwortlichkeit  (Impeachment),  von 
den  übrigen  Beziehungen  zwischen  Staatshaupt  und  Kreations- 
organen (ausser  den  Elektoren),  durch  die  ersteres  in  seinen 
Funktionen  beschränkt  wird,  abgesehen. 

Jellinek1)  fasst  nun  den  Präsidenten  der  Republik  und 
den  Bundesrat  der  Schweiz  auf  als  Repräsentanten  nur  der 
exekutiven  Gewalt;  andererseits  sei  auch  in  der  gegenwär- 
tigen repräsentativen  Demokratie  die  Volksrepräsentation  nicht 
Repräsentant  der  ganzen  potentiell  als  dem  Volke  zustehend 
gedachten  Gewalt.  Ist  dieser  Ansicht  nicht  beizutreten,  wenn 
das  Oberhaupt  der  Republik  als  Staatsbeamter  erkannt  und  fest- 
gestellt ist,  dass  es  nicht  nur  rein  exekutive  Funktionen  wahr- 
nimmt, so  ist  andererseits  auch  nicht  das  Staatshaupt  ohne  weiteres 
als  Repräsentant  des  Staates  oder  der  gesamten  Staats- 


')  System  S.  155. 
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gewalt  hinzustellen;  denn  es  ist  festzuhalten,  dass  die  Legis- 
lative ihre  eigenen  Organe  hat,  und  dass  das  Staatshaupt  min- 
destens nicht  alleiniger  Repräsentant  des  Staates  ist.  Der 
Begriff  des  Repräsentanten  ist  daher  jedenfalls  als  nicht  eug 
genug  für  das  republikanische  Staatshaupt  abzuweisen.  Die 
Bezeichnung  als  Repräsentant  der  Exekutive  setzt  übrigens  die 
Untersuchung,  ob  es  einen  Begriff  der  Exekutive  gibt,  voraus 
und  ist  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  noch  weiter  unten  zu 
behandeln. 

III.  1.  Von  den  Funktionen,  die  über  die  der  sog.  Exe- 
kutive allein  oder  in  ihrem  Verhältnisse  zu  den  anderen  Staats- 
gewalten hinausgehen  und  nur  dem  Staatsoberhaupte  eigentümlich 
sind,  ist  zunächst  das  zu  nennen,  was  gewöhnlich,  nicht  in  dem 
eben  entwickelten  juristisch-technischen  Sinne,  die  Repräsen- 
tation des  Staates  nach  innen  und  aussen  genannt  wird. 
Von  der  Vertretung  nach  aussen,  d.  h.  im  völkerrechtlichen 
Verkehre,  wird  unten  gesprochen  werden,  hier  kommen  nur 
Funktionen  innerhalb  des  eigenen  Staates  in  Betracht.  Das 
Staatsoberhaupt  hat  bei  Feierlichkeiten  den  Vortritt,  und  zwar 
in  Kollegialrepubliken  wiederum  der  Vorsitzende  vor  den  übrigen 
Mitgliedern  des  obersten  Rates1).  Ein  Recht,  das  ebenfalls 
dem  Staatshaupte  als  solchen  zusteht,  ist  die  Inneliabung  des 
Staatssiegels  in  den  nordamerikanischen  Einzelstaaten2),  sowie 
in  Uri  (Art.  63)  und  Appenzell  Inner- Rhoden  (All.  32),  obgleich 
dessen  Benutzung  als  ein  Akt  der  Vollzugsgewalt  anzusehen  ist. 

2.  Ferner  ist  hier  zu  nennen  das  Begnadigungsrecht. 
Da  es  einen  Eingriff  in  die  Rechtspflege  bedeutet,  so  soll  es 
bei  der  Besprechung  des  Verhältnisses  zu  den  Organen  dieser 
Gewalt  näher  dargestellt  werden.  Das  Oberhaupt  ist  straf- 
rechtlich qualifiziert,  sei  es,  dass  ein  erhöhter  Schutz  gegen 

')  Franzns.  Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  3:  II  pr£side  aus  solennites 
nationales;  Hervieu,  Les  miuistres  S.  220,  221;  Dubs,  Das  öffentliche  Recht 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  Teil  2  S.  65,  sagt  vom  Bundespräsidenten  : 
.Man  räumt  ihm  .  .  .  gewisse  Ehrenrechte  ein;  so  hat  er  bei  Feierlichkeiten 
den  Vortritt;  die  Einladungen  zu  Festlichkeiten  erfolgen  in  seinem  Namen"; 
für  die  Schweiz  siehe  auch  Dupriez,  Les  miuistres  dans  les  prineipaux  pays 
d'Europe  et  d'Ammque,  Paris  181*2,  Bd.  1  8.  191. 

-)  The  (freut  Seal  of  tlio  State  kept  und  used  by  the  Governor:  z.  B. 
Arkansas  VI  !».  California  V  II.  Georgia  IV  2,  Nevada  V  15. 
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Beleidigungen  besteht  sei  es,  dass  es  selbst  nur  unter  gewisseu 
Uniständen  verfolgt  werden  kann  und  seine  Verantwortlichkeit 
stark  beschränkt  ist. 

3.  Den  Senatsmitgliedern  der  deutschen  Freien  Städte2) 
zukommende  Ehrenrechte  sind  z.  B.  das  Recht  auf  Fürbitte  im 
Kirchengebet  und  auf  Amtstracht  sowie  das  Recht  der  ersten 
Bürgermeister,  die  sonst  nur  die  Repräsentation  der  Körperschaft 
nach  aussen  haben3),  auf  den  ihnen  eigentümlich  gehörigen 
Privatfahrzeugen  die  Reichskriegsflagge  wie  die  deutschen  Fürsten 
zu  führen4).  Sodann  stehen  den  Senaten  als  Kontingentsherren 
militärische  Ehrenrechte  zu.  Dem  Senate  gebührt  die  An- 
rede „Hoher  Senat".  Weiter  kommen  als  Prädikate  vor:  „Mag- 
nifizenz" für  die  hanseatischen  Bürgermeister,  in  Massachusetts 
(Kap.  I  Sekt,  I  Art.  I)  und  New  Hampshire  (Sekt.  41)  für  den 
Governor  „His  Excellency",  in  Massachusetts  (Kap.  II  Sekt.  II 
Art,  I)  für  den  Lieutenant- Governor  „His  Honor" 5).  Früher 
haben  südamerikanische  Präsidenten,  besonders  die  von  Peru 
und  Bolivia  tönende  Titel  angenommen,  die  an  ihre  besonderen 
Verdienste  erinnern  sollten;  diese  Titel  sind  meist  fortgefallen, 
nur  der  Präsident  von  Peru  hat  durch  Dekret  vom  22.  Mai  1880 
sich  den  Titel  eines  Protektors  der  eingeborenen  Rasse 
beigelegt6)7). 

IV.  Diese  Funktionen  und  Einenrechte  zeigen  deutlich  das 
Bestreben,  dem  republikanischen  Staatsoberhaupte  eine  besondere 
Stellung  zu  geben,  der  nicht  nur  durch  den  Nachweis,  dass  das 


')  Saint  Girons,  Manuel  S.  38V»;  von  Melle,  Das  Uainburgische 
Staatsrecht  S.  77,  78. 

*)  Vgl.  von  Melle  S.  73 ff. ;  Seelig,  Hamburgisches  Staatsrecht  S.  73; 
Bollmann,  Bremisches  Staats-  und  Verwaltungsrecht  S.  52. 

")  Seelig  S.  81;  vgl.  auch  Klügmann.  Staatsrecht  von  Lübeck  S.  44. 

«)  Kaiserlicher  Erlass  vom  2.  März  1886. 

*)  Nach  Dubs  a.  a.  0.  führt  auch  der  Bundespräsident  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  den  Titel  Exzellenz,  indes  „ist  derselbe  mehr  nur  im  Verkehr 
nach  aussen  üblich". 

")  Pradier-Fodere,  Cours  de  droit  diplomatique  Bd.  1  S.  94,  95. 

7)  Das  ausdrückliche  Verbot,  Titel,  sofern  sie  nicht  ein  Amt  bezeichnen, 
zu  führen,  findet  sich  in  dem  streng  republikanisch -demokratisch  gefassten 
Verfassungsentwurf  der  Freieu  Stadt  Frankfurt  v.  J.  1848  (Geschichte  der 
Frankfurter  Zeitung  S.  6). 
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Staatshaupt  oberster  Beamter  ist,  Genüge  getan  ist.  Gewisse 
entgegenstehende  grundsätzliche  Bedenken  zeigen  sich  zwar  in 
manchen  Verfassungsbestimmungen,  z.  B.  auch  in  dem  Umstand, 
dass  die  weitaus  tiberwiegende  Zahl  der  Republiken  keine  Prä- 
dikate des  Staatshauptes  kennt,  jedoch  ist  unverkennbar  eine 
gewisse  Ähnlichkeit  zwischen  der  Rechtsstellung  des  Monarchen 
und  des  Präsideuten  vorhanden,  die  noch  aulfallender  ist,  wenn 
man  ihre  wichtigsten  Funktionen,  z.  B.  auch  ihr  Verhältnis  zu 
der  Legislative  vergleicht.  Man  kann  daher  erwägen,  aus  den 
beiden,  monarchischen  und  republikanischen  Staatsoberhäuptern 
gemeinsamen  Merkmalen  einen  eigenen  Begriff  zu  bilden.  Die 
Benennung  als  Regierung  ist  nicht  zu  empfehlen  wegen  der 
verschiedenen  mit  diesem  Worte  verknüpften  Bedeutung;  so 
wird  auch  das  dem  Oberhaupte  zunächst  unterstellte  Organ, 
das  Ministerium,  die  Staatsregierung  genannt.  Der  Inbegriff 
der  Funktionen  des  Staatsoberhauptes  wird  besser  als  Staats- 
vorstandschaft1)  bezeichnet.  Eine  Gleichsetzung  beider 
Staatshäupter  in  dieser  Weise  bietet  an  sich  keine  Gefahr,  da 
nun  die  den  Unterschied  ihrer  Rechtsstellung  bestimmenden 
allgemein  -  staatsrechtlichen  Grundlagen  festgelegt  sind.  Eine 
richtige  Auffassung  des  Begriffes  des  republikanischen  Staats- 
oberhauptes ist  nur  möglich,  wenn  das  objektive  Verfassungs- 
recht eine  gleichmässige  Berücksichtigung  erfährt.  Es  darf  nicht 
einseitig  seine  Gleichsetzung  entweder  mit  übrigen  Staatshäuptern 2) 
oder  mit  anderen  Staatsbeamten :l)  betont  werden,  sondern  es 
sind  beide  Seiten  seiner  Stellung,  seine  Eigenschaft  als  Staats- 
beamter wie  im  besonderen  die  als  Staats  vor  stand  festzu- 
halten. 


»)  Dieser  Begriff  findet  sich  auch  bei  Gareis,  Allgemeines  Staatsrecht 
S.  46,  und  bei  Seelig,  Hainburgische»  Staatsrecht  S.  6!>.  Über  die  an  Stelle 
eigener  Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt  tretende  leitende  und  regierende 
Tätigkeit  des  .Staatshaltes  vgl.  Mayer,  Theorie  des  französischen  Verwal- 
tungsrechts S.  35. 

2)  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre  8.  183:  „Es  ist  für  den  Begriff  der 
Einherrschaft  gleichgültig,  ob  der  Monarch  König,  Präsident  oder  Konsul  heisst*- 

*)  Freeman,  Presidcntial  Government  iS.  382):  „Not  the  King,  but 
the  First  Minister  tills  the  Position  which  is  really  analogous  to  that  of  the 
President  of  a  republic*. 
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Die  Oberhäupter  der  Republiken  sind  von  staat- 
liehen Organen  gewählte,  die  Funktionen  der  Spitze 
der  Verwaltung  sowie  solche  der  Staatsvorstandschaft 
wahrnehmende,  in  ihrer  Rechtsstellung  durch  die  Ver- 
fassung bestimmte  Beamte. 


Zweiter  Abschnitt 

Die  Stellung  im  besonderen 

§  8.  Die  Kompetenz  des  republikanischen  Staatsoberhauptes 
und  das  Verhältnis  zu  anderen  Staatsorganen. 

Nachdem  im  ersten  Teile  der  Begriff  des  republikanischen 
Staatshauptes  unter  Heranziehung  der  zur  Feststellung  erforder- 
lichen Normen  der  allgemeinen  Staatslehre  wie  des  objektiven 
Verfassungsrechts  gefunden  ist,  soll  nunmehr  seine  Stellung  im 
einzelnen  unter  Berücksichtigung  der  übrigen  konkreten  Ver- 
fassungsbestimmungen ausgeführt  werden.  Da  es  aber  nicht 
die  Aufgabe  ist,  eine  lehrbuchmässige  Ubersicht  der  Bestimmungen 
aller  republikanischen  Verfassungen  zu  geben,  kann  dies  auch 
hier  nur  soweit  der  Fall  sein,  als  nach  allgemeinem  republika- 
nischen Staatsrechte  die  Stellung  des  Staatshauptes  bestimmt 
wird  und  die  einzelnen  Vorschriften  besondere  bezeichnende 
Rechtsnormen  enthalten. 

I.  Der  Umfang  der  Amtstätigkeit  eines  Staatsbeamten,  soweit 
er  ihm  durch  die  Rechtsordnung  zugewiesen  ist,  heisst  seine 
Kompetenz.  Die  Kompetenz  des  republikanischen  Staatshauptes 
ergibt  sich  aus  der  Verfassung;  andere  die  Rechtsstellung  der 
Beamten  regelnde  Gesetze  werden  durch  die  Verfassung,  die 
hier  als  lex  specialis  wirkt,  ausgeschaltet. 

Im  einzelnen  kann  man  die  Kompetenz  des  Staatshauptes 
nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  betrachten.  Oben  haben 
wir  bei  der  Untersuchung  des  Inhaltes  des  Staatsamtes  Rechte 
und  Pflichten  geschieden,  dabei  aber  gesehen,  dass  beide  oft 
zusammenfallen  und  diese  Einteilung  daher  nicht  befriedigt. 
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Wir  können  nun  die  Kompetenz  des  Oberhauptes  betrachten  im 
Verhältnisse  zu  den  übrigen  mit  der  Wahrnehmung  der  Staats- 
geschäfte betrauten  Organen. 

Als  Funktionen  der  Staatsgewalt  werden  herkömmlicher- 
weise im  Anschlüsse  au  die  Lehre  von  der  Gewaltenteiluug  die 
Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Rechtsprechung  genannt.  Diese 
Einteilung  ist  zwar  als  unrichtig  angegriffen  worden l),  da  durch 
sie  die  Einheitlichkeit  des  Staates  vernichtet  werde,  und  da 
Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Rechtsprechung  durchaus  nicht 
drei  gleichwertige  Begriffe,  sondern  die  beiden  letzteren  von 
der  gesetzgebenden  Gewalt  abhängig  seien.  Dennoch  mag  diese 
Einteilung  der  folgenden  Darstellung  der  Kompetenz  des  Staats- 
chefs zugrunde  gelegt  werden,  ohne  dass  zunächst  die  Berech- 
tigung der  Neben-  oder  der  Unterordnung  dieser  Gewalten  unter- 
sucht wird.  Nach  der  Lehre  von  der  Teilung  der  Gewalten  steht 
im  republikanisch-demokratischen  Staate  die  Gesetzgebung  dem 
Volke,  die  richterliche  Gewalt  den  Richtern  und  die  Verwaltuug 
oder  Exekutive  dem  Staatshaupte  und  den  ihm  unterstellten 
Beamten  zu. 

II.  Wir  wenden  uns  zunächst  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt2) zu. 

1.  Sie  wird  in  den  heutigen  Republiken  meist  von  Organen 
des  Trägers  der  Staatsgewalt  ausgeübt,  nämlich  von  dem  Par- 
lamente, der  Repräsentation  des  Staates.  Der  Begriff  der 
Repräsentation,  wie  er  oben  besprochen  ist,  hat  sich  aus  dem 
ursprünglichen  engeren  Begriffe  der  Vertretung  des  Volkes  bei 
der  Gesetzgebung  entwickelt.  Er  ist  zuerst  von  Locke  auf- 
gestellt und  von  Montesquieu  weitergeführt  worden3).  Er 
fügt  sich  dem  Gedankenkreise  dieser  beiden  Staatstheoretiker, 


')  wie  z.  B.  Meyer,  Staatsrecht  S.  28,  feststellt. 

-)  Anschütz,  Die  gegen  wältigen  Theorien  über  den  Begriffner  gesetz- 
gebenden (iewalt  und  den  Umfang  des  königlichen  Verordnungsrechtes  nach 
preussischem  Staatsrecht,  2.  Aufl.,  Tübingen  und  Leipzig  1901,  S.  12,  13,  de- 
finiert die  gesetzgebende  Gewalt  als  die  reehtssetzende  (iewalt,  die  Macht, 
alles  im  Staate  souverän  zu  regulieren  und  jedem  durch  abstrakte  Normen 
die  Grenzen  seines  Dürfeus  und  Sollens  in  unverbrüchlicher  Weise  vorzuschreiben. 

aj  Vgl.  ßehm,  Allgemeine  Staatslehre  S.  225,  22(»,  2:12.  Zu  dem  Begriffe 
auch  Kieker,  Die  rechtliehe  Natur  der  modernen  Volksvertretung,  Leipzig  1894. 
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dem  auch  die  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  entstammt,  ein: 
Locke  geht  davon  aus,  dass  der  menschliche  Selbsterhaltungs- 
trieb zur  Schaffung  von  Staaten,  also  auch  zu  einer  Staats- 
gewalt geführt  habe,  zugleich  aber  auch  dazu,  der  menschlichen 
Freiheit  und  Gewalt  Schranken  zu  setzen;  es  tritt  daher  den 
Organen  der  Staatsgewalt  das  Volk  kontrollierend  und  hemmend 
gegenüber,  und  zwar  durch  ständige  Stellvertreter,  seine  Reprä- 
sentanten. Bei  der  rechtlich  verschiedenen  Stellung  dieser  Organe 
der  Staatsgewalt,  insbesondere  der  obersten  Vollzugsorgane,  der 
Staatshäupter  in  Monarchie  und  Republik,  ist  auch  der  Charakter 
dieser  Repräsentation  verschieden.  Während  in  der  konstituti- 
onellen Monarchie  das  Parlament,  wie  dies  auch  aus  seiner 
geschichtlichen  Begründung  folgt,  dem  Monarchen  gegenüber 
im  wesentlichen  eine  dessen  Befugnisse  beschränkende  Aufgabe 
hat  und  die  Rechte  des  Volkes  zur  Geltung  bringt,  ist  im 
republikanischen  Staatsrechte  der  Name  Volksvertretung  irre- 
führend. 

Das  Parlament  spielt  in  der  Republik  eine  doppelte 
Rolle.  Es  ist  zunächst  Repräsentant  des  Volkes,  des  Trägers 
der  republikanisch-demokratischen  Staatsgewalt,  und  steht  daher 
über  allen  beamteten  Organen.  Insbesondere  tritt  es  dem 
republikanischen  Staatshaupte  nicht  nur  kontrollierend  und 
hemmend  entgegen,  um  etwa  die  Rechte  des  Volkes  als  eines 
gleichgeordneten  Teiles  der  Staatsbürgerschaft  zu  wahren, 
sondern  es  ist  ein  ihm  tibergeordnetes  Staatsorgan.  Als  solches 
hat  es,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  in  manchen  Republiken 
das  Staatshaupt  zu  wählen  und  dessen  Demission  entgegenzu- 
nehmen; ihm  gegenüber  ist  das  Staatshaupt  verantwortlich. 
Sodann  ist  das  Parlament  Hauptorgan  der  Gesetzgebung. 
Die  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  gilt  als  eine  dem 
Träger  der  Staatsgewalt  normalerweise  zukommende  Aufgabe, 
wenn  sie  für  ihn  auch  nicht  begriffswesentlich  ist  und  nach  ihr 
deshalb  nicht  die  Staatsform  bestimmt  werden  kann.  In  der 
Monarchie  nimmt  der  Monarch,  allein  oder  unter  Mitwirkung 
des  Volkes,  die  Gesetzgebungsfunktion  wahr,  in  der  Republik 
steht  sie  entsprechend  dem  Volke  bzw.  seiner  Repräsentation  zu. 
Ob  die  republikanische  Volksvertretung  in  dieser  ihrer  Eigen- 
schaft den  anderen  Staatsorganen  über-  oder  untergeordnet  ist, 
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ist  weiter  unten  zu  prüfen.  Jedenfalls  sind  die  parlamentarischen 
Körperschaften  in  der  Republik  nicht  einseitig  auf  die  Rolle 
als  Volksvertretung  oder  die  als  gesetzgebende  Versammlung 
festzulegen 1). 

Die  Republiken  haben,  wie  die  meisten  konstitutionellen 
Staaten  überhaupt,  als  Form  der  parlamentarischen  Körper- 
schaften fast  durchgängig  das  Zweikammersystem  angenommen; 
beide  Kammern  erhalten  in  ihrer  Vereinigung  oft  eiuen  besonderen 
Namen.  In  Frankreich  bilden  Senat  und  Deputiertenkammer 
die  Nationalversammlung,  in  Mexiko  den  Generalkongress,  in 
Argentinien  und  Brasilien  den  Kongress;  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vereinigen  Senat  und  Repräsentantenhaus 
sich  zum  Kongresse,  in  den  nordamerikanischen  Einzelstaaten 
diese  beiden  Häuser  sich  zum  General  Court  oder  General 
Assembly.  In  den  Freien  Städten  liegt  die  Gesetzgebung  in 
den  Händen  von  Senat  und  Bürgerschaft.  In  der  Schweiz  besteht 
die  Bundesversammlung  aus  dem  Nationalrate  und  dem  Stände- 
rate. Die  „oberste  gesetzgebende  Behörde"  der  Kantone  ist 
der  Kantonsrat  oder  Grosse  Rat,  Grand  Conseil,  Grau  Consiglio, 
Landrat  ;  es  besteht  hier  also  das  Einkammersystem.  In  zahlreichen 
Kantonen  sind  ausserdem  manche  sich  auf  die  Gesetzgebung 
beziehenden  Rechte  der  Landsgemeinde,  der  Gesamtheit  der 
stimmberechtigten  Staatsbürger,  vorbehalten  geblieben,  z.  B.  das 
Referendum,  das  Veto  und  die  Initiative;  letztere  jedoch  nicht  aus- 
schliesslich. Auch  in  der  Eidgenossenschaft  besteht  ein  fakultatives 
Referendum  (Bundesverfassung  Art.  89).  Es  lässt  sich  zwar  eine  die 
genannten  Volksrechte  begünstigende  Tendenz  feststellen,  doch 
fehlt  es  den  diese  Rechte  ausübenden  Aktivbtirgerschaften  im 

')  Nach  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre  S.  562,  repräsentieren  die 
gesetzgebenden  Versammlungen  nicht  das  Volk  nach  allen  Richtungen;  in 
eigentümlicher  Weise  vermähle  sich  die  Lehre  von  der  Gewaltenteiluug  mit 
der  der  Volkssouveränität  zunächst  in  den  Vereinigten  Staaten,  wo  Präsident 
uud  Governor,  die  Innehaber  der  vollziehenden  Gewalt,  nicht  minder  Reprä- 
sentanten des  Volkes  seien  als  die  Legislative.  Andererseits  will  Duguit, 
L'Etat,  les  gouvernants  et  les  agents  S.  137,  das  Parlament  deshalb  nicht  als 
gesetzgebende  Gewalt  aufgefasst  wissen,  da  es  oft  nur  der  Sanktion  des 
Staatschefs  bedürftige  Gesetzentwürfe  anfertige,  da  der  Staatschef  selbst 
gesetzliche  Verordnungen  erlasse  und  da  es  auch  richterliche  und  verwaltende 
Funktionen  habe. 
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Gegensatze  zu  der  Landsgenieiude  natürlich  an  einer  körper- 
schaftlichen Organisation.  Die  nordamerikanischen  Einzelstaaten 
haben  meist  ein  obligatorisches  Verfassungsplebiszit  und  einige 
von  ihnen  auch  ein  spezielles,  für  bestimmte,  in  der  Verfassung 
bezeichnete  Gegenstände  gegebenes  und  immer  obligatorisches 
Gesetzesplebiszit1).  Für  die  Verfassungsänderungen  werden 
besondere  Konventionen  gewählt,  die  weder  gesetzgebende  Ver- 
sammlungen noch  Regierungsbehörden  sind2). 

Die  Qualifikation  als  Mitglied  der  gesetzgebenden  Gewalt 
ist,  die  Eigenschaft  eines  Aktivbürgers  vorausgesetzt,  durch  die 
Wahl  bedingt;  grundsätzlich  ist  jeder  Aktivbürger  wählbar3). 

In  vier  der  kleineren  Kantone,  Untcrwalden  ob  und  nid 
dem  Wald  (Art.  39  bzw.  52),  Appenzell  Ausser-  und  Iuner-Rhoden 
(Art.  27  bzw.  32),  führt  nun  das  Staatshaupt,  der  Landammann, 
das  Präsidium  der  Landsgemeinde.  Ausserdem  ist  er  Vor- 
sitzender der  vollziehenden  Behörde,  deren  Mitglied  er  ist,  und 
in  Appenzell  Ausser-Rhoden  präsidiert  er  auch  noch  dem  Grossen 
Rat  und  in  Unterwaiden  nid  dem  Wald  dem  Landrate.  Im  Gegen- 
satz zu  diesen  vier  Kantonen  ist  in  allen  übrigen  Republiken  der 
Grundsatz  der  Gewaltenteilung  schärfer  durchgesetzt,  insbesondere 
hat  die  Legislative  überall  ihren  eigenen  Präsidenten,  der  mit 
dem  Hauptexekutivorgane  nicht  identisch  ist.  Beide  Organe 
treten  vielmehr  nur  soweit  miteinander  in  Berührung,  als  die 
ihnen  verfassungsmässig  obliegenden  Geschäfte  die  Gelegenheit 
dazu  bieten.  Im  Kanton  Freiburg  jedoch  darf  der  Präsident 
des  Grossen  Rates  zu  jeder  Zeit  von  den  Handlungen  der  voll- 
ziehenden Gewalt  Kenntnis  nehmen  (Art.  53  Abs.  4). 

2.  Den  Organen  der  gesetzgebenden  Gewalt  gegenüber  stehen 

l)  Ulrich,  Die  Bestellung  der  Gerichte  in  den  modernen  Republiken 
S.  182. 

*)  Moll,  Der  Bundesstaatsbegriff  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
von  ihrer  Unabhängigkeit  bis  zum  Kompromisse  von  1850  (Zürcher  Beiträge 
zur  Rechtswissenschaft  V),  Zürich  1905,  8.  51,  53. 

3)  Frau  v.  Stael  schlug  vor,  dass  die  gesetzgehende  Gewalt  in  der 
Republik  in  der  Hauptsache  aus  Soldaten  und  aufgeklärten  Denkern  bestehen 
solle;  Yon  ersteren  sei  besonders  eine  Festigung  des  republikanischen  Gedankens 
zu  erwarten  (Weber-Lutko  w,  Die  Gedanken  der  Frau  v.  Stael  über  Revo- 
lution und  Republik,  in  der  Beilage  zur  Münchener  Allgemeinen  Zeitung  1906 
Nr.  161). 
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dem  Oberhaupte  zunächst  nur  solche  Rechte  zu,  die  sich  gleich- 
zeitig als  Verwaltungsfunktionen  charakterisieren  lassen  und  die 
nur  den  Gang  der  Gesetzgebung  berühren.  Man  kann  sie  als 
formelle  Rechte  bezeichnen,  im  Gegensätze  zu  den  materiellen 
Rechten,  den  sich  auf  das  Gesetzgebungswerk  selbst  beziehenden 
Funktionen  des  Staatshauptes. 

a)  Hier  ist  vorerst  das  Recht1)  die  Kammern  zu  berufen 
anzuführen2;.  Wo  nicht  bereits  durch  die  Verfassung  für  die 
Wahlen  bestimmte  Termine  fortgesetzt  sind,  hat  das  Staatshaupt 
den  Tag  für  die  Wahlen  anzusetzen8).  Der  Zeitpunkt,  zu 
dem  die  Kammern  zusammentreten,  oder  die  Fristen,  innerhalb 
deren  sie  berufen  werden  müssen,  sind  meist  verfassungsmässig 
festgelegt4) ;  es  bleibt  daher  regelmässig  dem  Staatshaupte  in  dieser 
Beziehung  wenig  Spielraum.  Dagegen  kann  das  Staatshaupt  sie  bei 
ausserordentlichen  Gelegenheiten  berufen5).  In  Frankreich  muss 
der  Präsident  die  Kammern  berufen,  wenn  es  deren  Mehrheit 
fordert,  in  Mexiko  (Art.  85  Nr.  12)  auf  Verlangen  des  permanenten 
Kongressausschusses;  in  einigen  nordamerikanischen  Staaten6) 
kann  der  Governor  sie  an  einen  andern  Ort  als  an  den  Sitz  der 
Regierung  berufen,  wenn  dieser  durch  Krieg  oder  Krankheit 
bedroht  ist,  in  andern  Staaten  7)  ist  bestimmt,  dass  nur  über 
die  Frage,  deretwegen  die  Berufung  erfolgt  ist,  beraten  werden 
darf.    In  den  Hansestädten  ist  der  Senat  berechtigt,  aber  unter 


')  Hier  wie  auch  weiterhin  wird  von  Rechten  nicht  immer  im  Gegensatz 
zu  den  Pflichten  gesprochen  werden;  Recht  ist  dann  gleichbedeutend  mit 
Fuuktion;  vgl. aber  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre  S. 605  („freie Tätigkeit"). 

*)  Arndt,  Über  Anfang,  Unterbrechung  und  Schluss  der  Legislatur- 
perioden oder:  comment  le  pouvoir  ex6cutif  arrete  le  pouvoir  legislatif?  in 
den  Annalen  1903  S.  722:  nach  Montesquieu  soll  die  vollziehende  Gewalt 
Beginn,  Vertagung  und  Schluss  der  Legislative  bestimmen;  S.  738:  ein  noch 
nicht  eröffnetes  Parlament  besteht  als  solches  noch  nicht. 

3)  Französ.  Gesetz  vom  2.  August  1875  Art.  1. 

*)  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  Art.  I  Sekt.  4;  französ. 
Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  5  Abs.  2  und  vom  16.  Juli  1875  Art.  3. 

5j  Französ.  Gesetz  vom  16.  Juli  1875  Art.  2;  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  Art.  2  Sekt.  3;  Chilenische  Verfassung  Art.  73  Nr.  5;  Argentinische 
Verfassung  Art.  86  Nr.  12. 

*)  i.  R  Alabama  V  10,  California  V  }l,  Delaware  III  12. 

'•)  Arkansas  VI  19,  Colorado  IV  9,  Florida  VI  8,  Illinois  V  8. 
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Umständen  auch  gezwungen,  die  Bürgerschaft  zu  berufen  *).  In 
Argentinien  (Art.  86  Nr.  11)  und  Brasilien  (Art.  49  Nr.  9) 
eröffnet  der  Präsident  jedes  Jahr  die  Sitzungen  der  vereinigten 
Kammern. 

b)  Ein  wichtigeres  Recht  ist  das  der  Vertagung  des  Par- 
lamentes. Nach  amerikanischem  Staatsrechte  können  die  Häuser 
vertagt  werden,  wenn  eine  Übereinstimmung  zwischen  ihnen 
nicht  erzielt  werden  kann;  in  den  Einzelstaaten  muss  dies  dem 
Governor  angezeigt  werden ,  der  in  bestimmter  Zeit  jedoch  das 
Parlament  wieder  berufen  muss2).  Auch  in  Frankreich3)  sind 
Einschränkungen  gegeben,  die  Vertagung  darf  nicht  den  Zeitraum 
von  einem  Monat  überschreiten  und  nicht  mehr  als  zweimal  in 
derselben  Sitzungsperiode  erfolgen.  In  demselben  Artikel  ist 
bestimmt,  dass  der  Präsident  die  Schliessung  der  Session 
ausspricht. 

In  manchen  süd-  und  mittelamerikanischen  Republiken  (z.  B. 
Mexiko  Art.  73,  74)  besteht  in  der  Zeit,  in  der  der  Kongress 
nicht  versammelt  ist,  ein  Ausschuss  des  Parlamentes,  der  dem 
Präsidenten  gegenüber  eine  Art  Kontrolle  ausübt4). 

3.  An  materiellen  Rechten,  durch  die  das  Oberhaupt  der 
Republik  Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  selbst  hat,  kommt  zuerst 

a)  unter  den  positiven  Funktionen 

a)  die  Initiative  inBetracht,  Sie  steht  zu  dem  französischen 
Präsidenten5),  dem  Präsidenten  Mexikos  (Art.  65),  den  Senaten 
der  Hansestädte6),  in  der  Schweiz  dem  Bundesrat  (Art.  102  Nr.  4) 
und  den  Vollziehungsbehörden  in  den  Kantonen  Bern  Art.  41, 
Zürich  Art.  40,  Freiburg  Art.  52,  Solothurn  Art.  38,  St.  Gallen 
Art.  62,  Waadt  Art.  59,  Tessin  Art.  26,  Aargau  und  Thurgan 
Art.  39,  Schaff  hausen  Art.  66,  Wallis  Art.  43  ;  allerdings  steht 
das  Recht  diesen  Organen  nicht  ausschliesslich  zu. 

')  Lübeck  Art.  37,  Bremen  §  49,  Hamburg  Art.  50. 

2)  Verfassung  der  Union  113,  Jowa  IV  13,  Kentucky  III  13. 

')  Gesetz  vom  16.  Juli  1875  Art.  2  Abs.  2. 

*)  Matter,  La  dissolntion  des  asseniblees  parlementaires ,  Paris  1898, 
S.  255:  „nne  deputation  de  permanence,  c'est-a-dire  de  mfcfiance". 

h)  Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  3;  auch  findet  eine  Verfassungs- 
änderung statt  „sur  la  demande  du  President"  (Art.  8). 

6)  von  Melle  (Hamburg)  S.  42;  Kliigmann  (Lübeck)  S .50;  Sievers 
(Bremen)  S.  75. 
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Das  nordamerikanische  Staatsrecht  hat  es  in  Durchführung 
des  Grundsatzes  der  Gewaltenteilung  zwar  vermieden,  dem 
Oberhaupte  ein  so  offensichtliches  Recht  wie  die  Initiative  zu- 
zuerkennen; doch  besteht  ein  nicht  unwesentlicher  Eiufluss  auf 
den  Gang  der  Gesetzgebung.  Dem  Präsidenten  der  Union  ist 
bereits  in  der  üblichen  Rede,  die  er  bei  seinem  Amtsantritte 
am  4.  März  vor  dem  Kapitol  hält,  Gelegenheit  gegeben,  sein 
Programm  zu  entwickeln.  Nach  Art.  2  Sekt.  3  soll  er  ferner 
von  Zeit  zu  Zeit  den  Kongress  über  die  Lage  der  Union  infor- 
mieren und  dessen  Beratung  Massregeln,  die  er  für  nötig  und 
nützlich  hält,  anempfehlen.  Dieses  Recht  wird  jetzt  in  der 
Weise  gehandhabt,  dass  alljährlich  bei  der  Eröffnung  des  Kon- 
gresses der  Präsident  eine  schriftliche  Botschaft,  Message,  an 
den  Kongress  richtet,  während  Washington  bei  dieser  Gelegenheit 
persönlich  redete  und  dann  in  königlichem  Aufzuge  erschien 1). 
Ausser  diesen  jährlichen  Botschaften  lässt  der  Präsident  dem 
Kongresse  weitere  Botschaften  zugehen,  so  oft  er  es  für  nötig 
hält  oder  der  Kongress  es  wünscht.  Die  Einzelstaaten  kennen 
dies  Institut  ebenfalls;  zuweilen  findet  sich  die  ausdrückliche 
Bestimmung,  dass  die  Botschaft  geschrieben  werden  muss2). 
Gleichzeitig  mit  der  Botschaft  übersendet  der  Präsident  zu 
Beginn  der  Session  eine  Reihe  Berichte  der  verschiedenen  ihm 
untergeordneten  Verwaltungsdepartements,  die  auf  diese  Weise 
ebenfalls  Gelegenheit  haben,  dem  Kongresse  wünschenswerte 
Gesetze  anzugeben3).  Es  stehen  somit  auch  in  Nordamerika 
der  Exekutive  ausreichende  Mittel  zu  Gebote,  gesetzgeberische 
Massnahmen  anzuregen,  wenn  auch  nicht  verkannt  werden  darf, 
dass  sie  im  Unterschiede  zur  Initiative  nicht  mit  unmittelbar 
rechtlicher  Wirkung  den  Gesetzgebungsapparat  in  Bewegung 
setzen.  Die  Messages  sind  in  gewisser  Beziehung  mit  den 
monarchischen  Thronreden  zu  vergleichen. 

In  entsprechender  Art  verkehrt  auch  der  französische  Prä- 
sident mit  den  Kammern  durch  Botschaften,  die  von  den  Mini- 
stern verlesen  werden4). 

1)  Hose,  Les  droits  Kgislatifs  du  president  des  ßtats-Unis  d'Ameriqne, 
Paris  1906,  S.  76,  77. 

2)  z.  B.  Pennsylvania  IV  11,  Alabama  VII.  Louisiana  Art.  63. 

3)  Rose  S.  Hi>. 

*}  Gesetz  vom  16.  Juli  1875  Art.  6. 
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fi)  Während  in  fast  allen  andern  Republiken  die  Exekutive 
ander  Beratung  der  Gesetze,  an  der  Feststellung  des  Gesetzes- 
inhaltes, keinen  Anteil  hat  —  abgesehen  von  den  Hansestädten,  in 
denen  der  Senat  zugleich  gesetzgebender  Faktor  ist,  und  in 
denjenigen  Schweizer  Kantonen,  in  denen  der  Landammann  der 
Landsgemeinde  präsidiert  — ,  ist  es  gerade  die  nordamerikanische 
Union,  in  der  trotz  der  scharfen  Gewaltensonderung  der  Präsident 
eine  Einwirkung  auf  den  Gang  der  Gesetzgebung  ausübt.  Es 
liegt  hier  ein  Fall  des  konventionellen  Rechtes  vor.  Wie  das 
Volk  unter  praktischer  Umgehung  der  Elektoren  in  Wirklichkeit 
den  Präsidenten  selbst  wählt,  so  stehen  auch  trotz  der  Verfassung 
Exekutive  und  Legislative  nicht  in  einem  derartigen  Gegensatze 
zueinander,  wie  man  vermuten  sollte ;  Präsident,  Senatoren  und 
Repräsentanten  werden  durch  dieselbe  mächtige  Wahlorganisation 
gewählt;  der  Präsident  gehört  also  der  Partei,  die  die  Kongress- 
majorität hat.  an1).  Das  Schicksal  des  Gesetzes  bestimmt  sich 
weiter  nicht  durch  seine  Aufnahrae  im  Kongress,  sondern  es 
wird  bereits  durch  die  Ausschüsse  (Committees)  des  Kongresses 
geschaffen.  Dadurch  nun,  dass  die  Ausschüsse  von  ihrem  Rechte, 
ihnen  genehme  Personen  zu  hören,  Gebrauch  machen  und  die 
Meinung  der  Staatssekretäre  einholen,  wirkt  die  Exekutive  durch 
ihren  Einfluss  in  den  Committees  wesentlich  auf  die  Beratung 
der  Gesetze  ein2). 

y)  Das  republikanische  Staatshaupt  entfaltet  regelmässig 
eine  verfassungsmässige  Tätigkeit  erst  wieder  nach  der  Fertig- 
stellung des  Gesetzes  durch  die  Legislative.  Ein  Gesetzentwurf 
wird  zum  eigentlichen  Gesetz  erst,  wenn  ihm  der  Gesetzesbefehl, 
die  Sanktion,  erteilt  ist.  Dieses  Recht  der  Sanktion  kann  seiner 
Bedeutung  wegen  nur  demjenigen  staatlichen  Organe  zustehen, 
welches  nach  dem  Sinne  der  Verfassung  die  Funktionen  des 
Gesetzgebers  wahrnehmen  soll.  Grundsätzlich  hat  daher  das 
republikanische  Staatshaupt  dieses  Recht  nicht,  denn  die  konsti- 
tutionellen Verfassungen  haben  sämtlich,  mehr  oder  minder  durch- 
geführt, die  Wahrnehmung  der  einzelnen  staatlichen  Funktionen 
verschiedenen  Organen  übertragen Nur  die  Verfassungen 

')  Bosc  S.  89 ff.,  99. 
s)  Bosc  S.  106. 

3)  Casimir-P6rier,  Vorwort  zu Bonipard,  le  V6to  S.  VI:  sanetion  .  .  . 
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Argentiniens  Art  86  Nr.  4,  Brasiliens  Art.  48  und  Chiles 
bestimmen,  dass  der  Präsident  die  Gesetze  sanktioniere. 
Hierunter  kann  jedoch  für  Argentinien  nicht  in  der  üblichen 
Bedeutung  die  Erteilung  des  Gesetzesbefehls  verstanden  werden. 
Denn  abgesehen  von  dem  grundsätzlichen  Bedenken  ist  im 
Art.  73  die  Formel  für  die  Sanktion  aufgeführt,  die  des 
Präsidenten  in  keiner  Weise  Erwähnung  tut;  die  Bestim- 
mungen über  den  Gang  der  Gesetzgebung  (Art.  36,  68ff.)  sprechen 
überhaupt  nicht  von  einein  Sanktionsrecht  des  Präsidenten. 
Diese  Antinomie  wird  dahin  zu  erklären  sein,  dass  unter  der 
Sanktion  des  Präsidenten  die  Billigung  des  Gesetzentwurfes 
zu  verstehen  ist,  wie  sie  in  Art.  69  erwähnt  ist.  Die  Verfassung 
Brasiliens  dagegen  bestimmt  ausser  in  dem  angeführten  Artikel, 
in  dem  Sanktion,  Promulgation  und  Publikation  als  Rechte  des 
Präsidenten  aufgezählt  werden,  in  dem  Art.  16  ausdrücklich, 
dass  die  gesetzgebende  Gewalt  vom  Nationalkongresse  mit  der 
Sanktion  des  Präsidenten  der  Republik  ausgeübt  werde.  Die 
Sanktionsformel  (Art.  37  §4)  lautet  dementsprechend :  „DerNati- 
onalkongress  beschliesst  und  ich  sanktioniere  folgendes  Gesetz" . 
Hiernach  erschiene  in  Brasilien  der  Präsident  allerdings  als  ein 
wichtiger  Faktor  der  Gesetzgebung.  Jedoch  ist  die  Sanktion 
nicht  unüberwindlich ;  wie  aus  den  §§  1—3  des  Art.  37  hervor- 
geht, wirkt  ihre  Verweigerung  nur  wie  das  amerikanische  Veto, 
sie  kann  durch  zweidrittel  Majorität  ersetzt  werden  und  ist  also 
nur  als  eine  Umschreibung  des  Vetorechts  aufzufassen.  Ebenso 
nimmt  in  Chile  der  Präsident  an  der  Bildung  der  Gesetze  teil, 
indem  er  sie  sanktioniert  und  promulgiert  (Art.  73  Nr.  1). 

d)  Ein  Gesetz  muss,  um  Geltung  zu  haben  und  angewendet 
werden  zu  können,  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht  sein.  Es 
finden  sich  hierfür  die  Bezeichnungen  Ausfertigung,  Promul- 
gation, Publikation  der  Gesetze.  Die  Ausfertigung  ist  die 
Prüfung  des  verfassungsmässigen  Zustandekommens  des  Gesetzes 
und  die  Feststellung  seines  authentischen  Textes.  Die  repu- 
blikanischen Verfassungen  gebrauchen  diese  Bezeichnung  zwar 
nicht,  doch  ist  die  Ausfertigung  als  notwendige  Stufe  des  Gesetz- 

incompatible  avec  le  regime  repnblicain.  Saint  Girons,  Essai  snr  la  Sepa- 
ration des  pouvoirs,  Paris  1HH1,  S.  2.r)V>,  und  Manuel  de  droit  constitntionnel. 
2.  edit.,  Paris  188.\  S.  37"i.  nimmt  an.  dass  die  Exekutivgewalt  die  Sanktion  habe. 
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gebungswerkes  anerkannt l).  Die  Form  der  Ausfertigung  ist  in 
Hamburg:  „Der  Senat  hat  in  Übereinstimmung  mit  der  Bürger- 
schaft beschlossen  und  verkündet  hierdurch  als  Gesetz  was 
folgt"2).  Die  Promulgation  ist  ein  recht  unklarer  Begriff3). 
Jedenfalls  ist  sie  nicht  mit  der  Publikation  gleichbedeutend, 
denn  beide  Begriffe  kommen  nebeneinander  vor;  gleichwohl  wird 
promulgieren  zuweilen  in  demselben  Sinne  wie  verkünden 
gebraucht.  Da  unter  der  Publikation  nur  die  Anordnung  zur 
Veröffentlichung  und  Verkündigung  der  Gesetze  verstanden 
werden  kann,  ist  die  Promulgation,  wenn  sie  neben  der  Publi- 
kation erscheint,  wohl  am  besten  als  die  die  Publikation  vor- 
bereitende, nach  der  Tätigkeit  der  Legislative  der  Exekutive 
zukommende  Funktion  anzusehen;  als  solche  kommt  aber  nur 
die  Prüfung  der  Gesetze  daraufhin,  ob  sie  zur  Veröffentlichung 
geeignet  sind,  also  die  erwähnte  Ausfertigung  in  Betracht. 
Promulgation  und  Publikation  stehen  dem  Präsidenten  zu  in 
Brasilien  Art.  48  Nr.  1.  Wo  dagegen  die  Promulgation  als  einzige 
einschlägige  Funktion  des  Präsidenten  erscheint,  wird  sie  auch 
die  Anordnung  der  Veröffentlichung  mit  umfassen;  dies  ist  der 
Fall  in  Frankreich  (Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  3,  vom 
16.  Juli  1875  Art.  7),  Mexiko  Art.  85,  Argentinien  Art.  86  Nr.  4; 
die  Befugnis  der  Promulgation  hat  die  Vollziehungsbehörde  in 
Uri  Art.  62,  Neuenburg  Art.  49,  Genf  Art.  82.  In  Thurgau 
Art.  39  veröffentlicht  der  Regierungsrat  die  Gesetze,  in  Hamburg 
Art.  61  Abs.  3  (Art.  77:  innerhalb  14  Tagen)  verkündet  der  Senat 
die  Gesetze4),  ebenso  gehört  in  Lübeck  (Art.  49)  und  in  Bremen 
§  571  die  Publikation  zum  Wirkungskreise  des  Senates. 


*)  Grundsätzliches  bei  Fleisch  mann,  Der  Weg  der  Gesetzgebung  in 
Preussen,  Breslau  1898,  S.  68. 

*)  von  Melle  S. 86;  im  übrigen  Wolffson,  Staatsrecht  Hamburgs  S.22. 

*)  Fleischmann  S.  69.  Über  diese  Begriffe  vgl.  auch  Folleville,  De 
la  Promulgation  et  de  l'application  des  lois  et  des  decrets,  Donai  et  Paris  1876, 
S.  9;  Batbie,  Traitfc  Bd.  8  S.  512:  „proinulgue:  c'est-a-dire  declare  execu- 
toires";  Schollenberger,  Kantonalrecht  S.  237. 

*)  Vgl.  auch  von  Melle,  Hamburgisches  Staatsrecht  S.  85.  Seelig, 
Hambnrgisches  Staatsrecht  S.  72,  meint  unter  Berufung  auf  Art.  20  der  Ver- 
fassung, der  Senat  müsse  das  Leben  eines  nach  seiner  Meinung  nicht  ver- 
fassungsmässigen oder  nicht  zweckmässigen  Gesetzes  durch  dringliche  Anträge 
und  Hinansschieben  des  Publikationstermius  zu  vernichten  trachten. 

Walthor,  Staatshalt  in  Republiken  9 
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Die  Aufgabe,  die  Gesetze  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu 
bringen,  ist  also  durchgängig  der  Spitze  des  Staates  in  Republiken 
sowohl  wie  in  Monarchien  zugefallen.  Sie  ist  nicht  nur  ein 
Recht,  sondern  auch  eine  Pflicht l).  Denn  wenn  nach  Belieben 
die  Bekanntmachung  unterlassen  werden  könnte,  so  hätte  das 
Staatshaupt  dadurch  mittelbar  ein  wie  eine  Sanktionsverweigerung 
wirkendes  Vetorecht  in  der  Hand,  es  bestände  die  Möglichkeit 
unliebsame  Gesetze  zu  unterdrücken,  was  nicht  dem  Sinne  der 
Verfassung  entsprechen  würde2).  Eine  Zeichnung  der  Gesetze 
durch  das  Staatshaupt  unter  ministerieller  Gegenzeichnung  enthält 
nur  die  Feststellung,  dass  die  zur  Gültigkeit  des  Gesetzes  nötigen 
Willensäusserungen  der  Legislative  vorliegen,  sie  bringt  nicht 
eine  eigene  Willensäusserung  zum  Ausdruck.  Im  Hinblick  hierauf 
sind  Vorkehrungen  getroffen  worden.  Dem  französischen  Prä- 
sidenten ist  für  die  Promulgation  eine  Frist  von  einem  Monate  bzw., 
wenn  das  Gesetz  für  dringend  erklärt  ist,  von  drei  Tagen  gesetzt 
(Gesetz  vom  16.  Juli  1875  Art.  7).  Die  nordamerikanischen  Ver- 
fassungen erwähnen  ausdrücklich  die  Promulgation  oder  die 
Publikation  nicht.  Es  wird  hier  ein  Gesetz,  nachdem  es  vom  Kon- 
gresse angenommen  ist,  regelmässig  durch  die  Unterzeichnung 
des  Präsidenten  oder  des  Governors  perfekt,  dem  es  vorgelegt 
werden  muss,  um  ihm  Gelegenheit  zur  Ausübung  seines  Vetorechtes 
zu  geben3);  billigt  er  das  Gesetz  nicht  und  verweigert  er  seine 
Unterschrift,  ohne  es  innerhalb  einer  mehrtägigen  Frist  zurück- 
zusenden, so  wird  es  dennoch  Gesetz4).  Die  Ausfertigung  und 
Verkündung  der  Gesetze  ist  Pflicht  des  Staatssekretärs5). 

Die  Ausfertigung  ist  nicht  mit  der  Sanktion  gleichbe- 
deutend; doch  ist  das  Verhältnis  beider  zueinander  nicht  un- 

*)  Nach  Art.  88  der  Verfassung  Brasiliens  promulgiert  der  Präsident  oder 
Vizepräsident  des  Senates  im  Namen  des  Kongresses,  wenn  innerhalb  48  Stunden 
die  Promulgation  durch  den  Präsidenten  der  Republik  nicht  erfolgt  ist. 

r)  Ebenso  besteht  richtiger  Ansicht  nach  eine  Pflicht  des  deutschen 
Kaisers  zur  Verkttndung  der  Reichsgesetze,  da  zu  deren  Zustandekommen  nur 
das  Zusammenwirken  des  Rundesrats  und  Reichstages  nötig  ist  (Art.  5  der 
Reichsvert'assungi;  anders  Dem  bürg,  Pandekten,  6.  Aufl.,Rerlin  1900,  S.  54 
Anm.  5 

;,j  If  he  appruves  hc  shall  sign  it:  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
Art.  I  Sekt.  7  §  2,  Alabama  V  13,  Arkansas  VI  15.  usw. 
*)  Vgl.  unten  S.  134. 

Westerkamp.  Staatenbund  und  Bundesstaat  S.  320. 
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bestritten.  Während  die  herrschende  Lehre  auf  die  Feststellung 
des  Gesetzesinhaltes  die  Sanktion  und  erst  nach  dieser  die  Aus- 
fertigung folgen  lässt,  vertritt  Fleischmann  l)  den  Standpunkt, 
dass  die  Ausfertigung  der  Sanktion  vorausgehe,  da  der  Gesetzes- 
befehl erst  erteilt  werden  könne,  wenn  alle  Vorbedingungen 
für  das  ins  Leben  Treten  des  Gesetzes  erfüllt  seien  und  im 
besonderen  eine  fehlerfreie  Gesetzesurkunde  vorläge.  Beide 
Lehren  setzen  m.  E.  eine  verschiedene  Auffassung  des  Begriffes 
der  Ausfertigung  voraus.  Wird  als  Aufgabe  der  Ausfertigung 
die  Feststellung  des  Gesetzestextes  zum  Zwecke  der  Beendigung 
des  Gesetzgebungswerkes  durch  die  Sanktion  angesehen,  so  ist 
sie  als  Grundlage  und  Voraussetzung  der  Sanktion  dieser  vor- 
anzustellen. Sieht  man  dagegen  in  der  Ausfertigung  das  ver- 
bindende Glied  zwischen  dem  Gesetzgebungswerke  und  der  Ge- 
setzesanwendung, so  folgt  sie  nach  der  Sanktion,  denn  sie  soll 
nicht  nur  dem  Gesetzgeber  den  seinem  Inhalte  nach  festge- 
stellten Gesetzestext  nachweisen,  sondern  auch  allgemein  nach 
aussen  hin  die  Existenz  eines  vollgültigen,  also  sanktionierten 
Gesetzes  bezeugen.  Ich  nehme  für  die  Ausfertigung  diese 
weitergehende  Aufgabe  und  einen  entsprechenden  Begriff  an. 
Vor  der  Sanktion  ist  die  Gesetzesurkunde  noch  kein  Gesetz, 
sondern  nur  ein  Entwurf;  die  Funktion  des  ausfertigenden  Or- 
gans erschöpft  sich  aber  nicht  hier  mitten  im  Gesetzgebungs- 
werke, seine  Tätigkeit  ist  zum  mindesten  nicht  mit  der  Prüfung 
des  noch  zu  sanktionierenden  Gesetzestextes,  die  ebensogut  dem 
Gesetzgeber  zukommt,  abgeschlossen.  Jedes  Gesetz  bedarf  der 
Ausfertigung,  doch  erfolgt  diese  erst,  nachdem  die  eigentlichen 
legislativen  Organe  ihre  Tätigkeit  bei  der  Gesetzesbildung  (also 
die  Sanktion  eingeschlossen)  beendigt  haben.  Die  Ausfertigung 
vermittelt  die  Handhabung  des  Gesetzes,  sie  garantiert  der 
Anwendung  des  Gesetzes  durch  die  Feststellung  des  Textes  und 
die  Prüfung  der  Voraussetzungen  die  rechtmässige  Existenz  des 
Gesetzes.  Sie  ist  also  eine  Funktion  bereits  verwaltender  (exe- 
kutiver) Natur,  wie  sich  dies  gerade  in  der  Republik  zeigt,  in 

')  Weg  der  Gesetzgebung  S.  68  ff .  Anschtttz  in  der  Besprechung  von 
Fleischtnanns  Schrift  (Forschungen  zur  braudeuburgischen  und  preussisehen 
Geschichte  XII  318;  stimmt  diesem  zu,  hält  die  Frage  jedoch  nicht  für  prak- 
tisch.   Nicht  ablehnend  Labami  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  XIII  fill. 

9* 
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der  nicht  wie  in  der  Monarchie  das  ausfertigende  Organ  mit 
dem  Staatshaupte  als  Organe  der  Legislative  identisch  ist. 
Wird  auch  die  Sanktion  zum  Gegenstande  der  Prüfung  gemacht, 
so  ist  allerdings  die  Folge,  dass,  wie  Fleischmann  gegen  die 
herrschende  Lehre  anführt,  einem  sanktionierten  Gesetze  die 
Ausfertigung  verweigert  werden  kann  und  dass  so  die  Sanktion 
einen  Teil  seiner  Bedeutung  verliert.  Dies  widerspricht  aber 
nicht  dem  logischen  Gange  der  Gesetzgebung,  indem  zuerst  ein 
Gesetz  mit  allen  seinen  Erfordernissen  bestehen  muss,  um  aus- 
gefertigt und  danach  verkündet  zu  werden.  Gegenstand  der 
Ausfertigung  ist  nur  die  Prüfung  des  rechtmässigen  Zustande- 
kommens, nicht  aber  ein  materielles  Urteil  Über  das  Gesetz, 
daher  kann  auch  eine  der  Sanktion  folgende  Ausfertigung  nicht 
wie  eine  Sanktion  wirken;  der  Gesetzesbefehl  braucht  nicht  er- 
teilt zu  werden,  er  begreift  also  ein  Urteil  in  sich,  die  Ausfer- 
tigung dagegen  ist  bei  einem  objektiven  Befunde  seiner  Voraus- 
setzungen, wie  gesagt,  eine  Pflicht  des  Staatsoberhauptes. 
Schliesslich  kann  ein  sanktioniertes  Gesetz  der  Prüfung,  ob  die 
Sanktion  vorliegt,  nicht  entbehren,  es  bedürfte  also,  auch  wenn 
bereits  zum  Zwecke  der  Erteilung  des  Gesetzesbefehls  ausge- 
fertigt wäre,  der  nachfolgenden  Ausfertigung. 

f)  Eine  Möglichkeit,  materielle  Gesetze  zu  schaffen,  besteht 
für  das  republikanische  Staatshaupt  darin,  dass  ihm  das  Ver- 
ordnungsrecht übertragen  ist.  Eine  Verordnung  ist  ein  Gesetz 
im  weiteren  Sinne,  unterscheidet  sich  jedoch  von  einem  Gesetze 
im  engeren  Sinne  dadurch,  dass  das  Recht,  Verordnungen  zu 
erlassen,  gewöhnlich  auf  weniger  wichtige  und  umfangreiche 
Gebiete  sich  bezieht  und  daher  meist  von  der  gesetzgebenden 
Gewalt,  der  es  natürlich  an  sich  zusteht l),  der  Regierungsgewalt 
übertragen  ist 2).    Insoweit  Verordnungen  in  den  Rechtszustand 

')  Nach  Duguit,  L'Etat,  les  gouvernants  et  les  agents,  S.  342,  wird 
das  Yerordnnngsrecht  nicht  vom  Parlamente  an  den  Präsidenten  delegiert,  da 
die  grundsätzlich  getrennten  Gewalten  keine  subjektiven  Rechte  haben;  das 
Parlament  hat  das  objektive  Hecht  vor.  der  Rechtsregel  erhalteu,  kann  also 
die  Regierung  nicht  beauftragen,  ein  subjektives  Recht,  das  es  selbst,  nicht 
hat.  auszuüben. 

2)  I  ber  Begriff,  Einteilung  und  Literatur  siehe  Meyer,  Lehrbuch  d&j 
Pcntschen  Staatsrechts  (fi.  Aufl.  S.  ö7();  Zorn,  Das  Staatsrecht  des  Deutschen 
Reiches.  2.  Aufl.,  Berlin  18Wf>.  IM.  1  S.  129. 
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der  Untertaneu  eingreifen  (Rechtsverorduungen),  bedarf  es,  weil 
eine  derartige  Wirkung  eigentlich  nur  verfassungsmässigen 
Gesetzeu  zukommt,  wie  ich  mit  der  herrschenden  Lehre  annehme, 
einer  besonderen  Delegation  seitens  der  Legislative  *).  Zu  diesen 
Verordnungen  gehören  insbesondere  Ausführungsverordnungen, 
Polizeiverordnungen  und  Notverordnungen;  sie  müssen  auch 
publiziert  sein.  So  kann  der  französische  Präsident  Verordnungen 
erlassen,  um  die  Ausführung  der  Gesetze  zu  sichern  2);  die  nord- 
amerikanischen Staatshäupter  haben  dagegen  kein  Verordnungs- 
recht. In  den  Kollegialrepubliken  steht  das  Verordnungsrecht 
dem  Kollegium  als  solchem  zu.  Dem  Bundesrate  der  Eidgenossen- 
schaft ist  es  durch  ein  besonderes  Gesetz,  nicht  im  Art.  102 
der  Verfassung,  übertragen  worden3);  in  manchen  Kantonen4) 
jedoch  stützen  sich  die  Vollzugsbehörden  und  ebenso  die  Senate 5) 
in  den  Freien  Städten  auf  ausdrückliche  Vorschrift  der  Ver- 
fassung. 

Aus  der  Stellung  des  Staatshauptes  als  Chefs  der  Exekutive 
folgt,  dass  es  ohne  weiteres,  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung 
berechtigt  ist,  sog.  Verwaltungsverordnungen,  Reglements, 
Instruktionen,  zu  erlassen.  Dies  sind  solche  Verordnungen,  durch 
die  ein  höheres  Verwaltungsorgan  einem  untergeordneten  gegen- 
über in  die  Tätigkeit  oder  die  Organisation  der  Verwaltungs- 
behörden eingreift.    Sie  berühren  nicht  die  Aufgaben  der  Legis- 

')  An  schütz,  Begriff  der  gesetzgebenden  Gewalt  S.  16. 

a)  Raiga,  Le  pouvoir  r6glementaire  du  President  de  la  Republique, 
Paris  1900,  S.  65  (auf  Grund  des^  Art,  3  des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1875: 
il  en  surveille  et  en  assure  l'exfrcution);  Saint  Giro ns,  Essai  sur  la  Separation 
des  ponvoirs  S.  509,  Manuel  de  droit  constitutionnel  S.  378ff.;  Dupriez,  Les 
ministres  S.  480;  siehe  auch  S.  481,  und  bei  Mayer,  Theorie  des  französischen 
Verwaltungsrechts  S.  36—39,  eine  Einteilung  der  Dekrete ,  je  nachdem  Mit- 
wirkung der  Minister  oder  des  Staatsrates  erforderlich  ist. 

9)  Blumer-BIorel,  Handbuch  des  Schweizerischen  BundcsstaatsrechUj 
Bd.  3  S.  89;  er  hält  unter  Umstäuden  eine  stillschweigende  Delegation  des 
Verordnungsrechtes  für  möglich.  Scliollenberger,  Kommentar  zur  Schweiz. 
Bundesverfassung  1905,  S.  548,  leitet  das  Recht  des  Bundesrates  zum  Erlasse 
von  Rechtsverordnungeu  aus  Art.  102  Nr.  5  der  Verfassung  („er  vollzieht  die 
Bundesgesetze*)  ab. 

*)  so  in  Uri  Art.  59  e  (Verordnungen  und  Vollziehungsverordnuugen)  und 
Zug  §  47  d. 

5)  Bremen  §57e,  Hamburg  Art.  61,  Lübeck  Art.  51  III  (Vollzugsverord- 
nungen, Verordnungen  für  Handhabung  der  Gesetze). 
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lative  uud  werden  hier  nur  des  Zusammenhanges  mit  den  Rechts- 
verordnuugen  wegen  erwähnt.  Im  Rahmen  seiner  Kompetenz 
kaun  also  jedes  Oberhaupt  der  Republik,  ohne  sich  auf  eine 
ausdrückliche  Verfassungsbestimmung  stützen  zu  müssen,  der- 
artige Verordnungen,  die  generell  die  Verfügung  des  übergeord- 
neten Organs  im  Einzelfalle  ersetzen,  erlassen. 

b)  Neben  diesen  sich  auf  das  Werk  der  Gesetzgebung  be- 
ziehenden Funktionen  bestehen  auch  Rechte  des  Staatshauptes, 
die  negativer  Natur  sind,  insofern  sie  auf  den  Gang  der  Gesetz- 
gebung einen  vernichtenden  oder  wenigstens  hemmenden  Einfluss 
auszuüben  vermögen. 

a)  Hier  ist  an  erster  Stelle  das  bekannte  sog.  Vetorecht1) 
der  nordamerikanischen  Republiken  zu  nennen 2).  In  der  Union s) 
wie  in  den  Gliedstaaten 4)  wird  jeder  Gesetzentwurf  (bill ,  aber 
auch  andere  der  Kompeteuz  der  Legislative  unterliegende  Be- 
schlüsse), nachdem  er  von  der  Legislative  angenommen  ist,  aber 
bevor  er  Gesetzeskraft  erlangt,  dem  Staatshaupte  vorgelegt. 
Wenn  dieses  den  Entwurf  nicht  genehmigt  und  nicht  unterzeichnet, 
so  sendet  es  ihn  dem  Hause,  das  ihn  zuerst  einbrachte,  unter 
Angabe  seiner  Bedenken  zurück.  Dieses  prüft  den  Gesetzent- 
wurf und  die  geäusserten  Bedenken  und  lässt  dann  eventuell 
den  Entwurf  fallen.  Stimmt  aber  nach  der  Prüfung  die  Mehrzahl 
des  Hauses  —  in  der  Union  zwei  Drittel,  in  den  Einzelstaaten 
zwei  Drittel  oder  einfache  Majorität  —  nochmals  für  den  Ent- 
wurf, so  wird  er  Gesetz.  Der  Entwurf  wird  auch  dann  Gesetz,  wenn 
innerhalb  einer  mehrtägigen  Frist  —  zehn  Tage  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  einigen  Gliedstaaten,  in  anderen  Staaten  drei  oder 
fünf  Tage  —  das  Staatshaupt  ihn  nicht  unterzeichnet  und  auch 
nicht  zurückgesandt  hat.  Gesetzentwürfe,  die  vom  Kongress 
in  den  letzten  zehn  Tagen  einer  Session  beschlossen  sind, 
können  nur  durch  Unterzeichnung  des  Staatshauptes,  nicht  auch 
durch  eine  zweite  Annahme  der  Legislative  zu  gültigen  Gesetzen 
werden  (sog.  pocket  veto). 

')  Gegen  den  „abusus"  dieser  Benennung  mit  sachlichen  Gründen 
v.  Holst.  Staatsrecht  der  Ver.  Staaten  S.  (>2. 

')  Mason,  The  veto  power.  Boston  1HSK);  auch  Bosc  a.  a.  0.  8.  157  ft'.; 
Bryce,  The  American  Commonwealth  Bd.  1  S.  53.  6-1;  Story.  Commentaries 
§S  881  ff. 

ai  Verfassung  Art.  1  Sekt.  7  i;  2. 

«)  z.  B.  New  York  IV  i),  Oregon  V  15;  Pennsylvania  IV  15. 
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Mittel-  und  südamerikanische  Republiken  haben  das  Institut 
des  Veto,  höchstens  mit  geringfügigen  Änderungen,  über- 
nommen l). 

fi)  Ähnlich  ist  das  Recht  des  französischen  Präsidenten, 
inuerhalb  des  Zeitraums,  in  dem  er  das  ihm  übermittelte  Gesetz 
promulgieren  muss  (ein  Monat  bzw.  drei  Tage),  durch  eine  mit 
Gründen  versehene  Botschaft,  von  den  beiden  Kammern  eine 
neue  Beratung  des  Gesetzes  zu  verlangen,  die  nicht  verwei- 
gert werden  darf  (Art.  7  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  16.  Juli  1875) *). 
Auch  in  Genf  kann  der  Staatsrat  ein  Gesetz  vor  der  Promul- 
gation dem  Grossen  Rate  innerhalb  sechs  Monaten,  mit  seinen 
Bemerkungen  versehen,  zurückgeben,  muss  es  aber  bei  einer 
neuen  Annahme  sofort  promulgieren  (Art.  54);  es  besteht  also 
ebenfalls  ein  suspensives  Veto. 

y)  Ausserdem  ist  dem  französischen  Präsidenten  das  Recht 
der  Auflösung  der  Deputiertenkammer  vor  Ablauf  der 
Mandate  zugestanden 3).  Er  darf  dies  jedoch  nur  mit  Zustimmung 
des  Senates  tun,  ausserdem  müssen  zwei  Monate  später  die 
Wahlkollegien  für  die  Neuwahlen  und  in  weiteren  zehn  Tagen 
nach  Schluss  des  Wahlaktes  die  Kammern  versammelt  sein  (Art.  5 
des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1875). 

Dies  Recht,  die  Kammern  aufzulösen,  besteht  nicht  in  den 
amerikanischen  Republiken,  der  Schweiz  und  den  Hansestädten 4). 
Differenzen  zwischen  Senat  und  Bürgerschaft  werden  durch  Ent- 
scheidungskommissionen oder  durch  das  Reichsgericht  entschieden '). 
Solche  Vorkehrungen  mussten  hier  getroffen  werden,  da  der 
Senat  in  besonderem  Masse  die  Staatsgewalt  ausübt;  in  anderen 
Republiken  tritt  natürlich  die  Exekutive  gegenüber  der  Reprä- 
sentation des  Volkes  zurück. 

l)  Mexiko  Art.  61.  Argentinien  Art.  69  ff.,  Brasilien  Art.  37. 

*)  Bompard,  Le  vi-to  <lu  President  de  la  R£publique  et  la  eauetion 
royale,  Paris  1906,  S.  239  ff.  Der  französische  Präsident  hat  von  diesem  Rechte 
nie  Gebranch  gemacht. 

a)  Puguit,  L'Etat,  les  gouvernauts  et  les  agents,  S.  330,  sagt  von 
diesem  Rechte:  il  est  toujours  l'ancienne  prtfrogative  royale,  conservee  ä  notre 
monarque  ßlectif  et  appliqut'e  au  m6canisrae  parleineutaire. 

*)  Matter,  La  dissolution  des  assemblecs  parlementaires,  Paris  1898. 

5)  Matter  S.  262;  von  Melle  S.  176  ff.;  Lübeck  Art.  73  ff. ;  Hamburg 
Art.  70  ff. :  Bremen  §  66  und  (ies.  über  Erledigung  von  Meinungsverschieden- 
heiten (bei  Stoerk  Ü.  607). 
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4.  Die  Bedeutung  und  der  rechtliche  Charakter  dieser  legis- 
lativen Rechte,  besonders  der  drei  negativen  Rechte  (Veto, 
Neuberatung  und  Auflösung),  sind  sehr  bestritten  l).  Dies  ist 
verständlich,  denn  einerseits  stellen  sie  in  der  Tat  erhebliche 
Einwirkungen  auf  den  Gang  der  Gesetzgebung  dar,  andererseits 
widerstrebt  es,  der  Exekutive  einen  Anteil  an  der  gesetzgebenden 
Gewalt,  von  der  sie  grundsätzlich  ausgeschlossen  sein  sollte, 
zuzubilligen.  Eine  Trennung  der  Gewalten,  wie  sie  das  Ideal 
dieser  Theorie  ist  und  wie  es  in  der  Verfassung  von  Massachu- 
setts ausgesprochen  ist,  dass  keine  Gewalt  von  der  andern  ab- 
hängig sein  solle,  ist  nicht  möglich,  aber  auch  nicht  nötig  oder 
wünschenswert.  Gerade  die  amerikanischen  Verfassungen,  deren 
Typus,  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten,  immer  als  ein 
Muster  in  dieser  Beziehung  hingestellt  wird,  haben  am  wenigsten 
eine  vollkommene  Isolierung  jeder  Gewalt  durchgeführt;  mit 
vollem  Bewusstsein  ist  in  der  nordamerikanischen  Unionsver- 
fassung ein  System  von  „checks  and  balances"  2)  geschaffen 
worden  zum  Zwecke,  die  Macht  jeder  Gewalt  durch  die  der 
anderen  zu  begrenzen  und  zu  kontrollieren. 

Unter  diesem  Gesichtspunkte  ist  insbesondere  das  nord- 
amerikanische suspensive  Veto,  aber  auch  die  Botschaft  an  den 
Kongress,  zu  verstehen.  Prüft  man  ausserdem  die  materiellen 
Rechte  auf  ihre  Wirkung,  so  wird  man  sagen  müssen,  dass  diese 
Rechte  zwar  die  Beratung  oder  wiederholte  Beratung  von  Gesetzen 
anregen  können,  aber  dann  einen  entscheidenden  Anteil  au  dem 
Zustandekommen  oder  NichtZustandekommen  der  Gesetze  nicht 
haben.  Man  kann  keinesfalls  von  einem  Anteil  an  der  Ge- 
setzgebung sprechen,  denn  die  Funktionen  des  Präsidenten 
sind  nicht  unumgänglich  notwendig  für  das  Werden  des  Ge- 


')  Für  die  legislative  Natur  des  Veto  sprechen  sich  aus  Mason,  The 
veto  power  (er  leitet  es  aus  eiuer  aktiven  Teiluahme  am  Gesetzgebungswerke 
ab),  Bosc  S.  158  und  Cooley.  Treatise  S.  50.  Es  sehen  dagegen  in  dem 
Veto  nicht  einen  Anteil  der  Exekutive  an  der  Gesetzgebung:  Westerkamp. 
Staatenbund  und  Bundesstaat  S.  320;  Steinbach,  Die  rechtliche  Stellung 
S.  92;  v.  Orelli,  Artikel  rVeto"  in  der  Encyclopaedia  Britaunica  Bd.  24. 

2>  Fustcr,  Commentaries  Bd.  IS.  298;  Saint  Girons.  Manuel  S.390ff.; 
Bryce  Bd.  1  S.  102  ff  ;  Cooley,  The  general  principles  of  constitutional  law 
S  141-103. 
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setzes.  Keine  Kammer  des  Parlamentes  kann  zwar  allein  für  sich 
ein  fertiges  Gesetz  erlassen,  aber  jede  Kammer  ist  notwendiger 
Faktor  und  daher  Mitglied  der  Legislative.  Jeder  Äusserung  eines 
der  Rechte  der  Exekutive  kann  vernichtend  begegnet  werden,  sei  es 
durch  Fristablauf  bei  unterlassener  Promulgation  (Frankreich)  oder 
Nichtäusserung  auf  einen  Gesetzentwurf  (Nordamerika),  sei  es  durch 
entgegenstehenden  Willen  des  Parlamentes  (erneuten  Beschluss 
gegenüber  dem  Veto),  sei  es  durch  einfache  Nichtbeachtung 
der  gebotenen  Anregung  (message).  Diese  materiellen  Rechte 
haben  unter  Umständen  weniger  Erfolg,  als  die  formellen  Rechte, 
wenn  z.  B.  die  Verfassung  für  den  Fall,  dass  der  Präsident  die 
Wahlen  nicht  ausschreibt  und  die  Kammern  nicht  beruft,  keinen 
Ersatz  vorgesehen  hat,  also  kein  Selbstversammlungsrecht  des 
Parlamentes  ausspricht  und  keinen  andern  Staatsbeamten  zur 
Vornahme  der  unterlassenen  Handlung  verpflichtet. 

Ergibt  es  sich,  dass  die  besprochenen  sog.  legislativen 
negativen  Rechte  keinen  Anteil  an  der  Gesetzgebung  im  eigent- 
lichen Sinne  gewähren,  so  stellen  sie  doch  einen  wichtigen 
Teil  der  Kompetenz  des  republikanischen  Staatshauptes  dar. 
Vor  allem  aber  gilt  —  bei  diesen  der  Legislative  gegenüber 
wahrzunehmenden  Funktionen  noch  mehr  wie  sonst  — ,  dass  die 
Wirkung  dieser  Rechte  weniger  von  einer  positivrechtlichen 
durch  die  Verfassung  gegebenen  grösseren  oder  geringeren  Maeht- 
fnlle  abhängig  ist  als  von  der  Handhabung  durch  das  Staats- 
hauptl).  Während  in  Frankreich  der  Präsident  von  seinen 
Rechten,  eine  Neuberatung  des  Gesetzes  zu  verlangen  und  die 
Deputiertenkammer  aufzulösen  (dies  wird  bereits  durch  die  er- 
forderliche Zustimmung  des  Senates  erschwert),  keinen  Gebrauch 
macht,  hat  sich  in  Amerika  das  Vetorecht  als  ein  wichtiges 
Institut  entwickelt2);  wie  der  Einfluss  des  Präsidenten  der  Ver- 
einigten Staaten  auf  die  Committees  zeigt,  ist  sogar  eine  Ein- 
wirkung auf  die  Legislative  möglich  ohne  jede  verfassungs- 
mässige Unterlage. 

•)  Vgl.  Dupriez,  Les  ministres  Bd.  2  S.  5.T2. 

*)  Vgl.  die  statistischen  Übersichten  über  Häufigkeit  und  Gegenstand  dieses 
Rechtes  bei  Mason,  The  veto  power.  In  der  Literatur  des  Vetorechtes  wird 
auch  viel  darauf  hingewiesen,  dass  das  amerikanische  Volk  eine  häufige  An- 
wendung im  Interesse  einer  selbständigen  Stellung  des  Präsidenten  dem  Kon- 
gresse gegenüber  gern  sieht. 
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Was  die  rechtliche  Natur  der  positiven  legislativen  Rechte 
anlangt,  so  sind  Ausfertigung,  Promulgation  und  Publikation 
als  reine  Verwaltungsakte  zu  beurteilen.  Ihre  Existenz  ist 
zwar  Vorbedingung  für  die  Anwendung  eines  Gesetzes,  doch 
gehören  sie  selbst  nicht  mehr  zu  dem  eigentlichen  Gesetz- 
gebungswerke; die  Bezeichnung  als  legislative  Funktionen  be- 
stimmt also  denjenigen  Teil  der  Kompetenz  des  Hanptexekutiv- 
organs.  in  dem  es  sich  mit  der  Kompetenz  der  gesetzgebenden 
Organe  berührt.  Die  Sanktion  des  republikanischen  Staats- 
hauptes ist  nicht  der  eines  Monarchen  gleichzusetzen  ;  sie  ist 
nicht  ein  Teil  des  Gesetzgebungswerkes  an  sich,  sondern,  wie 
wir  gesehen  haben,  nur  ein  verschleiertes  Vetorecht  und  wie  das 
nordamerikanische  suspensive  Veto  ein  Ausfluss  der  Haupt- 
funktion des  Staatshauptes,  der  ihm  übertragenen  allgemeinen 
Sorge  für  das  Wohl  des  Staates  und  damit  auch  der  Sorge  für 
das  Zustandekommen  guter  Gesetze;  sie  ist  also  auch  eine 
exekutive  Funktion. 

Anders  ist  das  Verordnungsrecht  zu  beurteilen.  Es  verleiht 
einen  wirklichen  Anteil  an  der  Gesetzgebung,  da  im  Wege  der 
Verordnung  ebenso  wie  in  dem  der  Gesetzgebung  Rechtsnormen 
allgemein  verbindlichen  Inhalts  gesetzt  werden.  Die  Verordnung 
ist  keinesfalls  deshalb  als  ein  Akt  der  Verwaltung  anzusehen, 
weil  sie  von  dem  Hauptexekutivorgane  ausgeht1). 

5.  Schliesslich  bestehen  noch  rechtliche  Beziehungen  zwischen 
dem  republikanischen  Staatshaupte  und  dem  Parlamente  dann, 
wenn  das  Staatshaupt  von  dem  einen  Hause  des  Parlamentes 
in  Anklagezustand  versetzt  und  von  der  anderen  Kammer  ab- 
geurteilt wird.  Das  Parlament  fungiert  dann  als  Anklage- 
behorde  und  Gerichtshof,  es  nimmt  also  keine  legislative 
Funktionen  wahr.  Deshalb  und  wegen  des  Zusammenhanges 
mit  der  Lehre  von  der  Verantwortlichkeit  des  Oberhauptes  ist 
hierüber  an  anderer  Stelle  zu  handeln. 

III.  Das,  was  über  das  Verhältnis  des  republikanischen 
Staatshauptes  zu  der  richterlichen  Gewalt  zu  sagen  ist. 
ergibt  sich 

')  Raiga,  Lc  pouvoir  ivglementaire  du  President  de  la  Repnblique  S.  23. 
boz^lni^t  dns  Gebiet  der  Vorordiimiif«gewa1t  als  .stone  mixte". 
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1.  in  seineu  Grundlagen  aus  den  bisherigen  allgemeinen 
Erörterungen.  Die  Oberhäupter  der  Republiken  und  die  Richter 
sind  Organe  des  Staates,  und  zwar  Beamte  und  Behörden  in 
den  oben  entwickelten  Begriffen.  Sie  nehmen  Funktionen  des 
Staates  wahr,  soweit  ihre  verfassungsmässige  Kompetenz  reicht. 
Da  das  Staatshaupt  der  Republik  oberster  Beamter  ist,  ist  ihm 
an  sich  der  richterliche  Beamte  untergeordnet;  jedenfalls  streitet 
hierfür  die  Vermutung.  Die  Grundgesetze  der  heutigen  konsti- 
tutionellen Staaten  weisen  jedoch  dem  Richter  uuter  den  Beamten 
eine  besondere,  unabhängige  Stellung  an.  Es  ist  bereits  oben 
bei  der  Besprechung  des  Begriffes  der  Repräsentation  darauf 
verzichtet,  in  der  anderen  staatlichen  Organen  gegenüber  unab- 
hängigen, sich  auf  die  Verfassung  gründenden  Stellung  ein 
wesentliches  Begriffsmerkmal  zu  finden.  Wie  die  Bezeichnung 
des  republikanischen  Staatshauptes  als  eines  Repräsentanten 
abgelehnt  wurde,  so  kann  auch  für  den  richterlichen  Beamten 
dieser  Begriff  nicht  als  ausreichende  Bezeichnung  gelten.  Preuss1) 
erklärt  in  Durchführung  der  organischen  Theorie  die  tatsächliche 
Unabhängigkeit  des  Richters  dadurch,  dass  der  Monarch  nicht 
selbst  richten  (und  keine  Polizei  Verordnung  erlassen)  könne, 
dass  er  deshalb  als  Ernennender  Rechte  nicht  auf  den  Ernannten 
übertragen  (nemo  plus  iuris)  und  ihn  von  sich  abhängig  machen 
könne.  Allerdings  kann  und  darf  der  konstitutionelle  Monarch 
nicht  selbst  die  richterliche  Gewalt  ausüben;  der  Grund  ist 
jedoch  nicht  in  einer  besonderen  Qualifikation  des  Richters  zu 
suchen,  sondern  ist  einfach  der,  dass  der  konstitutionelle  Monarch 
Organ  des  Staates,  wenn  auch  Träger  der  Staatsgewalt,  ist,  in 
der  Ausübung  der  Staatsgewalt  beschränkt  und  nur  nach  Mass- 
gabe der  Verfassung  zu  ihr  befähigt  ist.  In  konstitutionellen 
Monarchien  und  Republiken  aber  wird  nach  der  Verfassung  die 
richterliche  Gewalt  durch  die  Richter  ausgeübt;  in  einem  absolut 
monarchisch  regierten  Staate  liegt  hingegen  kein  Grund  vor, 
falls  nicht  schon  konstitutionelle  Gedanken  mehr  oder  weniger 
Anerkennung  gefunden  haben,  dem  Monarchen  rechtlich  einen 
Eingriff  in  die  Rechtsprechung  zu  verwehren,  denn  er  ist  alleiniger 
Träger  der  Staatsgewalt  und  in  ihrer  Ausübung  nicht  beschränkt  ; 


V)  Das  städtische  Aintsrecht  in  Prcussen  8.  B9.  70. 
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eine  besondere  Unabhängigkeit  anderer  staatlichen  Organe  kann 
nur  auf  eine  ausdrückliche  Verfassungsbestimmung  sich  stützen. 
P reu ss  führt  weiter  aus,  dass  die  Unterordnung  eines  Organs 
gegenüber  einem  andern  keine  Ableitung  der  Kompetenz  selbst 
begründe.  Dies  trifft  in  gewisser  Hinsicht  zu.  Ein  vom  Prä- 
sidenten ernannter  Minister,  Staatssekretär  oder  Richter  ist  nicht 
Beamter  des  Präsidenten,  sondern  des  Staates.  Dies  wird  aber 
schon  genügend  berücksichtigt,  wenn  festgehalten  wird,  dass 
das  kreierende  Organ  bei  der  Bestellung  durch  die  Verfassung 
gebunden  ist  uud  natürlich  auch  nicht  nach  Belieben  die  Rechts- 
stellung des  untergeordneten  Organs  ändern  kann.  Insofern 
beruht  die  Rechtsstellung  aller  staatlichen  Organe  auf  der  Ver- 
fassung, aus  der  sie  unmittelbar  ihre  Rechte  und  Pflichten  her- 
leiten l).  Dem  kreierenden  Organe  steht  aber  bei  der  Bestellung 
in  gewissem  Umfange  eigener  freier  Wille  zu. 

Die  exzeptionelle  Stellung  des  richterlichen  Beamten  beruht 
also  auf  positiver  Verfassungsvorschrift.  Das  Interesse  der 
Rechtsprechung  lässt  eine  möglichste  Unabhängigkeit  der  recht- 
sprechenden Organe  als  erwünscht  erscheinen.  Daher  gewährt 
das  konstitutionelle  Staatsrecht  heute  die  richterlichen  Ga- 
rantien der  Unabsetzbarkeit  und  Unversetzbarkeit,  jedenfalls 
stehen  die  Richter  in  mancher  Beziehung  unabhängiger  da  als 
andere  Beamte,  wie  dies  schon  in  der  Disposition  vieler  Ver- 
fassungen, der  Nebeneinanderstellung  der  gesetzgebenden,  voll- 
ziehenden und  richterlichen  Gewalt,  ausgedrückt  ist.  Diese 
Garantien  stellen  sich  als  Privilegien  dar,  sie  gewähren  eine 
Ausnahmestellung.  Im  übrigen  ist  der  Richter  Staatsbeamter 
wie  jeder  andere. 

2.  Aus  diesem  Grunde  steht  dem  Staatsoberhaupte  die 
Ernennung  der  Richter*)  wie  die  der  übrigen  (wenigstens 
höheren)  Staatsbeamten  zu,  und  zwar  auch  dann,  wenn  sie  in 
der  Verfassung  nicht  vorgeschrieben  ist.  Verschiedene  Ver- 
fassungen enthalten  ausdrückliche  Vorschriften,  teils  weil  sie 

»)  Affolter,  Staat  und  Hecht,  in  den  Anualen  1903  S.  127:  durch  die 
Wahl  wird  nicht  die  Organeigenschaft  geschaffen,  sondern  diese  ist  Wirkung 
des  Rechts;  daher  keine  abgeleitete  Kompetenz. 

2j  Siehe  hierzu  die  Monographie:  Ulrich,  Die  Bestellung  der  Gerichte 
in  den  modernen  Republiken. 
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im  übrigen  von  diesem  Grundsätze  abweichen,  teils  weil  sie  ihn 
der  sonst  durchgeführten  Scheidung  beider  Gewalten  gegenüber 
betonen  wollen.  Nach  amerikanischem  Staatsrecht  ernennt  der 
Präsident  (Governor)  die  Mitglieder  des  höchsten  Gerichtshofes 
sowie  alle  anderen  Beamten,  soweit  ihre  Bestellung  nicht  ander- 
weit geregelt  ist,  jedoch  auf  Rat  und  mit  Zustimmung  des 
Senates1).  Der  französische  Präsident  ernennt  alle  Beamten, 
also  auch  die  richterlichen.  In  den  Freien  Städten  ernennen 
die  Senate  die  Richter2).  In  der  Schweiz  dagegen  werden  sie 
nicht  von  der  Exekutive  bestimmt,  sondern  von  der  gesetz- 
gebenden Versammlung  *). 

3.  Auf  die  Funktionen  der  richterlichen  Gewalt,  die  Recht- 
sprechung, steht  dem  republikanischen  Staatshaupte  natürlich 
kein  Einfluss  zu.  Denn  im  Gegensatz  zu  den  Funktionen  der 
Legislative  berührt  die  Rechtsprechung  weuiger  die  Organi- 
sation des  Staatsganzen  als  solche,  auf  die  dem  Oberhaupte 
immer  ein  gewisser  Einfluss  vorbehalten  sein  muss.  Die  ange- 
strebte Isolierung  der  richterlichen  Gewalt  gegenüber  der  Exe- 
kutive liess  sich  hier  besser  als  für  die  Legislative  durchführen. 
Es  findet  sich  höchstens  eine  Vorschrift  wie  die,  dass  der  Prä- 
sident der  richterlichen  Gewalt  die  für  eine  schnelle  Recht- 
sprechung notwendigen  Erleichterungen  verschaffen  soll  (Ver- 
fassung Mexikos  Art.  85  XIII) 4). 

4.  Eine  Einwirkung  auf  den  Vollzug  der  rechtmässig  zu- 
erkannten Strafe  stellt  das  Begnadigungsrecht  dar.  Der 
französische  Präsident  übt  das  Recht  ohne  jede  Einschränkung 
aus,  jedoch  können  Amnestien  nur  durch  Gesetz  angeordnet 
werden5).  Bundespräsidenten  können  natürlich  nur  innerhalb 
der  Kompetenz  der  Bundesgerichte  begnadigen:  Mexiko  Art.  85  XV, 

')  Bundesverfassung  Art.  II  Sekt.  2  §  2 ;  vgl.  z.  B.  Maryland  II  10;  Mexiko 
Art.  85  Nr.  2;  Argentinien  Art.  86  Nr.  5;  Brasilien  Art.  48  Nr.  5. 

*)  von  Melle  S.  101;  z.  B.  Hamburg  Art.  19:  Dem  Staate  steht  die 
Oberaufsicht  Uber  sämtliche  Justizbehörden  zu. 

*)  z.  B.  Bundesverfassung  Art.  85  Nr.  4,  Bern  Art.  53. 

*)  Über  die  richterliche  Gewalt  iu  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
besonders  über  das  Recht,  die  Gültigkeit  der  Gesetze  zu  prüfen  und  die  Frage, 
ob  die  richterlichen  Entscheidungen  dio  Exekutive  binden,  vgl.  Moll,  Der 
Bundesstaatsbegriff  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  S.  34  ff..  47. 

B)  Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  3  Abs.  2. 
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Brasilien  Art.  48  Nr.  6.  Der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  kann  Straferlass  bei  Vergehen,  die  sich  gegen  den 
Bund  richten,  ausser  in  Fällen  des  Impeachment,  gewähren1). 
In  ähnlichem  Masse  steht  den  Oovernors  für  ihre  Staaten  das 
Recht  zu,  Strafe  zu  erlassen  und  Ausstand  zu  gewähren2).  In 
den  deutschen  Republiken s)  sind  es  die  Senate,  die  das  Begna- 
digungsrecht ausüben,  während  in  der  Schweiz  das  Begnadigungs- 
recht der  Exekutive  entzogen  ist.  Es  steht  in  der  Eidgenossen- 
schaft (Art.  85  Nr.  4)  der  Bundesversammlung,  in  den  meisten 
Kantonen  ebenfalls  der  Legislative  zu,  während  in  kleineren 
Kantonen  die  Landsgemeinde  sich  dies  Recht  vorbehalten  hat. 

5.  Nach  kantonalem  Rechte  ist  den  obersten  Vollziehung»- 
behörden  ferner  die  Beurteilung  von  Verwaltungsstreitig- 
keiten  in  letzter  Instanz  übertragen4).  Ausserdem  können  die 
Regierungsräte  Disziplinarstrafen  gegen  ihnen  untergeordnete 
Behörden  und  Amtspersonen  wegen  Missachtnng  ihrer  Befehle 
verhängen,  zeitweise  Amtseinstellung  verfügen  und  sie  in  schweren 
Fällen  in  Anklagezustand  versetzen5).  Diese  Funktionen,  be- 
sonders die  dem  Staatshaupte  der  Republik  als  oberstem  Beamten 
gegen  ihm  untergeordnete  Beamte  zustehende  Disziplinargewalt, 
weisen  bereits  auf  die  Hauptaufgabe  des  Staatsoberhauptes,  die 
Wahrnehmung  von  Funktionen  der  Verwaltung,  hin. 

§  9.  Fortsetzung.   Die  Exekutive. 

I.  1.  Es  besteht  heute  wohl  kein  Zweifel  mehr  darüber, 
dass  eine  Verteilung  der  drei  staatlichen  Funktionen 
Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Rechtsprechung  an  verschiedene 
voneinander  getrennte  Organe  sich  nicht  streng  durchführen 
lässt  ••).  Die  heutige  Staatsorganisation  zeigt  eine  sehr  kompli- 

')  Verfassung  Art.  2  Sekt.  2:  graut  renrieves  an<l  pardons;  vgl.  hierüber 
Pomeroy.  An  introdnetion  to  the  constitutional  law  of  the  United  States 
H.  ed.,  New  York  1875.  S.  455  ft'.  In  der  Praxis  weit  ausgelegt,  so  dass  auch 
Amnestien  darunter  fallen  (v.  Holst,  Staatsrecht  d.  Ver.  Staaten  S.  114). 

2i  z.  Ii.  New  Ycrsey  V  0,  10. 

a)  Ineinen  §  57  i ;  Hamburg  Art.  24;  für  Lübeck  Klügmann  S.  44; 
von  Melle  S.  5)4,  V>5. 

4>  Unterwaiden  ob  dem  Wahl  Art.  50 o,  Freiburg  Art.  52 e,  Bern  Art,  40. 

»)  Uri  Art,  «52 n;  Unterwühlen  ob  .lern  Wald  Art.  50 o. 

"<  Statt  aller  sei  auf  die  jüngsten  Ausführungen  eines  belgischen  Sehrift- 
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zierte  Durchdringung  der  Gewalten.  Jedes  Staatsorgan  hat  zwar 
einen  eigenen  Tätigkeitskreis,  eine  Kompetenz,  genau  abgegrenzt, 
es  kann  jedocli  höchstens  relativ  nach  seinen  Hauptfnnktionen 
dieser  oder  jener  „Gewalta  zugerechnet  werden.  Der  Richter 
übt  auch  vollziehende  Gewalt  aus,  das  Parlament  fungiert  unter 
Umstäuden  als  Gerichtshof,  der  Monarch  entfaltet  eine  teils 
gesetzgebende  teils  verwaltende  Tätigkeit,  sogar  das  republika- 
nische Staatshaupt  hat  legislative  Rechte.  Wenn  daher  das 
republikanische  Staatshaupt  als  der  Repräsentant  der  Exekutive 
bezeichnet  wird,  so  kann  dies  weder  heissen,  dass  es  selbst  nur 
Organ  der  Exekutive  ist,  noch  dass  andere  staatliche  Organe, 
die  gewöhnlich  einer  anderen  Gewalt  zugezählt  werden,  exekutive 
Funktionen  nicht  ausüben  können;  es  kann  zunächst  nur  be- 
deuten, dass  das  republikanische  Staatsoberhaupt  das  Haupt- 
organ der  Exekutive  ist  und  dass  seine  Tätigkeit  in  erster 
Linie  eine  verwaltende  ist. 

Zu  demselben,  bei  einem  Blicke  auf  die  positiven  Verfassungs- 
bestimmungen offensichtlichen  Ergebnis,  dass  eine  Isolierung 
jeder  einzelnen  Gewalt  nicht  durchgeführt  ist,  führen  auch 
die  weiter  unter  folgenden  theoretischen  Erwägungen. 

2.  Wir  müssen  uns  hier  schon  deshalb  mit  der  Lehre  von 
der  Gewaltenteilung  sowie  mit  dem  Begriffe  der  Exekutive 
auseinandersetzen ,  weil  das  republikanische  Staatshaupt  oft  als 
der  Chef  der  Exekutive,  als  oberster  vollziehender  Beamter 
bezeichnet  wird,  womit  dann  der  Begriff  des  Oberhauptes  der 
Republik  genügend  gekennzeichnet  zu  sein  scheint.  So  beginnen 
die  amerikanischen  Verfassungen  den  oft  mit  „Executive  Power, 
Executive  Department"  überschriebenen  Abschnitt  mit  Sätzen  wie: 
The  executive  power  shall  be  vested  in  a  President  (Vereinigte 
Staaten  von  Amerika),  the  executive  department  shall  consist 
of  a  governor  etc.,  the  supreme  executive  power  of  this  State 
shall  be  vested  in  a  Chief  magistrate  (nordamerikanische  Staaten). 
„El  Poder  Ejecutivo  de  la  Nacion"  wird  vom  Präsidenten  aus- 
geübt (Argentinien  Art.  74);  der  Bundesrat  ist  die  oberste  „voll- 
ziehende und  leitende"  Behörde  der  Eidgenossenschaft,  die  kan- 

stellers  verwiesen:  Orban,  Le  droit  constitutionnel  de  la  Belgiqne  1906 
I  340,  sowie  auf  Ernst  v.  Meier,  Französische  Einflüsse  auf  die  StAats-  und 
Recbtsentwicklung  Preußens  im  19.  Jahrhundert  1  1907  S.  61,  136. 
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tonalen  Regierungsrätc  werden  ebenfalls  als  „Vollziehungs-  und 
Verwaltungsbehörden",  der  Senat  als  „Regierung  des  Bremischen 
Staats*  (§  57),  als  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt  und  oberste 
Verwaltungsbehörde  in  Hamburg  (Art.  19)  bezeichnet. 

Dass  diese  Auffassung  des  republikanischen  Staatshauptes  als 
obersten  Exekutivorgans  auch  die  herkömmliche  ist,  hat  die  oben 
(bes.  S.  28.  29)  dargestellte  geschichtliche  Entwicklung  der  Spitze 
in  der  Republik  gezeigt,  im  einzelnen  z.  B.  die  Ernennung  Thiers' 
zum  Chef  der  Exekutive,  die  Übertragung  der  Exekutivgewalt  an 
Mac  Mahon  auf  sieben  Jahre,  die  Gestaltung  der  Rechtsstellung 
der  nordamerikanischen  Staatshäupter  nach  dem  Vorbilde  der 
obersten  Verwaltungsbeamten  der  britischen  Krone  in  den  Ko- 
lonien. Es  ist  auch  darauf  hingewiesen,  dass  das  Staatsober- 
haupt als  Einzelperson  für  die  Wahrnehmung  der  ihm  über- 
tragenen Funktionen  besonders  geeignet  ist:  agir  est  le  fait 
d'un  seul  et  deliberer  est  le  fait  de  plusieurs1). 

3.  Die  gesamte  Staatsgewalt  ist  der  Inbegriff  aller  Macht- 
befugnisse, die  dem  Staate  über  Land  und  Leute  zustehen2). 
Sowenig  wie  sich  die  Zwecke  des  Staates  voraussehen  und  die 
Schranken  für  eine  souveräne  Staatsgewalt  bestimmen  lassen, 
sowenig  lassen  sich  auch  sämtliche  Funktionen  des  Staates, 
die  Fälle,  in  denen  der  Staat  von  seinen  Machtbefugnissen  Ge- 
brauch macht,  anführen  nnd  voraussehen,  „die  unerschöpfliche 
Mannigfaltigkeit  des  Denkbaren  schliesst  eine  Aufzählung  aller 
Einzelheiten  unbedingt  aus" 3).  Es  lassen  sich  also  auch  nicht 
die  Organe,  die  zur  Wahrnehmung  staatlicher  Funktionen  be- 
stimmt sind,  übersehen.  Trotzdem  ist  es  berechtigt,  die  Funk- 
tionen und  die  Organe  nach  bestimmten  Einteilungsgrunden  zu 
gruppieren,  wie  die  Lehre  von  den  drei  Funktionen,  Ge- 
setzgebung, Verwaltung  und  Rechtsprechung,  annimmt,  im  An- 
schlüsse au  die  schon  von  Aristoteles  gelehrte  Dreiteilung 
der  materiellen  Souveränitätsrechte:  iu  ßovtevofieivv  ^fqI  ra» 

>)  Vgl.  Rehm,  Allgemeine  Staatslehre  S.  234. 
')  HUblcr,  Organisation  <ler  Verwaltung  S.  7. 

3,  Seh  lief.  I  »ie  Verfassung  der  nonlamerikanischen  Union  S.  37,  vgl. 
auch  dort  S.  40.  47:  ferner  Seelig.  Hamburgisrhes  Staatsrecht  S.  64:  „Die 
Lehre  von  der  ^ewalNnteilung  ersrhöpft  nicht  die  Erscheinungsformen  der 
Staatsgewalt*. 
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a(>xa$»\  10  fiovktvvftevuv  ueoi  n~>v  xaivuii'  und  tu  dixa'Qov.  Diese 
Theorie  geht  aber  dann  fehl,  wenn  eine  grundsätzliche  Unter- 
ordnung der  beiden  letzteren  Gewalten  unter  die  Gesetzgebung 
angenommen  wird.  An  und  für  sich  sind  die  drei  Funktionen 
vollkommen  gleichwertig,  denn  hinter  jeder  steht  der  Staat  selbst. 
Dagegen  können  die  Organe  einander  unter-  bzw.  tibergeordnet 
sein. 

Jellinek1)  hält  es  daher  für  notwendig,  zwischen  mate- 
riellen und  formellen  Funktionen  zu  scheiden,  d.  h.  zwischen 
den  grossen  Richtungen  der  Staatstätigkeit  und  den  Tätigkeiten 
bestimmter  Organgruppen  :  die  materiellen  Funktionen  sind  unter 
entsprechende  Arten  voneinander  relativ  unabhängiger  Organe 
so  verteilt,  dass  die  Zuweisung  einer  grossen  Masse  von  Objekten 
einer  bestimmten  Funktion  an  ihr  zugehörige  Organe  derart 
erfolgt,  dass  sie  alle  in  dem  höchsten  Organe  den  Ausgangs- 
und Einiglingspunkt  finden. 

Die  Träger  der  Staatsgewalt,  die  obersten  Organe,  können 
nie  von  anderen  Organen  abhängig  sein;  anders  die  Beamten, 
da  sie  durch  übergeordnete  Organe  bestellt  werden.  In  der 
Monarchie  ist  der  Monarch,  auch  wenn  er  Chef  der  Exekutive 
ist,  von  keinem  anderen  staatlichen  Organe  abhängig,  denn  er 
ist  Träger.  In  der  Republik  ist  das  Staatshaupt  als  Beamter 
von  dem  Träger  der  Staatsgewalt  abhängig,  einerlei  welche 
Funktionen  es  wahrnimmt.  Die  gesetzgebende  Gewalt  ruht  nun 
in  der  Republik  beim  Träger  der  Staatsgewalt,  so  dass  sich 
mittelbar  eine  Abhängigkeit  der  Exekutive  von  der  Legislative 
ergibt2).  Nicht  ist  eine  Gewalt  an  sich  von  der  andern  abhängig, 
sondern  es  ist  das  untergeordnete  Staatsorgan  von  dem  über- 
geordneten abhängig.  Dass  heute  der  Träger  der  Staatsgewalt 
die  gesetzgebende  Gewalt  selbst  ausübt,  erklärt  sich  aus  der 
Natur  dieser  Gewalt  im  Gegensätze  zur  Verwaltung,  berührt 


•)  Allgemeine  Staatslehre  S.  594  ff.,  598. 

*)  Nur  mit  dieser  Beschränkung  ist  es  richtig,  wenn  Piloty,  Autorität 
und  Staatsgewalt,  im  Jahrbuche  der  Internationalen  Vereinigung  f.  vergl. 
Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  (Berlin  1908)  Bd.  6,  7  S.  567, 
fordert,  dass  in  der  Republik  bei  repräsentativer  Regierungsforin  die  Herrschaft 
des  Parlamentes  auch  in  die  Exekutive  durchgreifen  müsse. 

Walther,  Staatshalt  in  Republiken  10 
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aber  nicht  die  Möglichkeit ,  dass  eine  Verfassung  die  Ge- 
setzgebung ebenfalls  untergeordneten  Organen  überträgt;  es 
ist  nicht  begrifflich  ausgeschlossen,  dass  der  König  keinen 
Anteil  an  der  gesetzgebenden  Gewalt  hat1).  Wird  der 
Präsident  von  dem  Parlamente  gewählt  oder  angeklagt  und 
abgeurteilt,  so  unterliegt  er  hierin  nicht  Einwirkungen  der 
Legislative,  sondern  es  tritt  das  Parlament  hier  lediglich  als 
Repräsentant  des  Trägers  der  Staatsgewalt  auf;  das  souveräne 
Volk  bestellt  seineu  höchsten  Beamten  selbst  und  behält  sich 
auch  dessen  Aburteilung,  um  sie  nicht  untergeordneten  Organen 
zu  überlassen,  selbst  vor2).  Man  sieht,  die  Eigenschaft  der 
Richter  als  „Repräsentanten  der  richterlichen  Gewalt"  verleiht 
ihnen  nicht  eine  ausschliessliche  Zuständigkeit. 

Eine  strenge  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Sonderling 
der  Staatsfunktionen  ist  schliesslich  auch  aus  politischen 
Gründen  nicht  möglich.  Ebenso  wie  die  Vereinigung  aller 
Gewalten  in  einer  Hand  zum  Missbrauche  und  zur  Tyrannei 
führt  (wodurch  besonders  Montesquieu  seine  Lehre  empfahl), 
kann  eine  scharfe  Trennung  der  Funktionen  zu  einer  Verwirrung 
und  Autlösung  des  Staatsganzen  führen,  zumal  wenn  nach  dem 
Grundsatze  des  Präsidenten  Jackson  jede  der  drei  Gewalten  die 
Verfassung  so  auslegt  und  anwendet,  wie  sie  sie  versteht  und 
nicht  wie  die  anderen  sie  verstehen3).  Wenn  die  unendlich  vielen 
einzelnen  Funktionen  zu  bestimmten  Gruppen,  der  gesetzgebenden, 
richterlichen  und  vollziehenden  Gewalt,  zusammengeschlossen 
und  sich  gegenüber  gestellt  werden,  so  ist  andererseits  doch 
die  Anforderung  zu  stellen,  dass  „die  unterschiedenen  Organe 
der  Staatsgewalt  in  ein  Verhältnis  zueinander  gesetzt  seien, 
welches  in  geordneter  wechselseitiger  Beeinflussung  das  einheit- 
lichen Zusammenwirken  für  die  politischen  Aufgaben  ermöglicht 


*)  Vgl.  auch  Bcrnatzik,  Der  Verfassungsstreit  zwischen  Schweden 
und  Norwegen  (in  Grünhuts  Zeitschrift  1899  Bd.  26  S.  309,  310). 

*)  Haenel,  Studien  zum  Deutschen  Staatsrechte,  Teil  2,  Leipzig  1888, 
S.  16:  „Es  widerspricht  schlechterdings  der  Natur  jeder  Volksvertretung,  sich 
in  der  Aufgabe  einer  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  zu  isolieren  ...  Sie 
muss  notwendig,  in  irgend  welchem  Umfange,  auf  eine  bestimmte  Einwirkung 
auch  auf  die  vollziehende  Gewalt  hindrängen". 

aj  Dm:  de  Nnailles  in  der  Revue  des  Deux  Mondes  Bd.  92  S.  805. 
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und  verbürgt.  Unter  diesen  Gesichtspunkten  messen  wir  theo- 
retisch und  praktisch  den  Wert  der  Organisation  eines  Staates. 
Die  Messung  ist  eine  schwierige  Aufgabe  schon  im  einfachen 
Staate  mit  dem  vielfach  verschluugenen  Räderwerk,  das  die 
moderne  Entwicklung  und  insbesondere  das  repräsentative  System 
geschaffen  hatu  1). 

II.  Dass  die  Einteilung  der  Staatsfunktionen  in  der  an- 
gegebenen Weise  nicht  zwingend  ist,  geht  schon  daraus  hervor, 
dass  auch  andere  Einteilungen  bestehen.  Gewöhnlich  versteht 
man  unter  der  Gesetzgebung  die  Aufstellung  von  Rechts- 
normen, unter  der  Rechtsprechung  ihre  Verwirklichung  gegen- 
über Verletzungen8)  und  unter  der  Exekutive  oder  der  Ver- 
waltung im  engeren  Sinne  die  Tätigkeit  zur  Wahrnehmung 
der  politischen  Zwecke  mit  Ausnahme  der  ersten  beiden  Funk- 
tionen. Die  Verwaltung  im  weiteren  Sinne  ist  jede  dauernde 
auf  die  Erfüllung  der  Staatsaufgaben  gerichtete  Tätigkeit.  Nach 
der  herrschenden  Ansicht  ist  der  Begriff  der  Verwaltung  im 
engeren  Sinne,  der  Exekutive,  also  nur  negativ  zu  bestimmen 3). 
Schollenberger4)  nimmt  eine  vollziehende  und  eine  leitende  Be- 
hörde an,  Haenel5)  scheidet  die  Regierung  oder  die  formellen 
Hoheitsrechte,  die  in  die  Gesetzgebung  und  die  Vollziehung 
zerfallen,  von  der  Verwaltung,  dem  Inbegriffe  der  materiellen 
Hoheitsrechte.  Eine  andere  Zweiteilung  ist  die  in  gesetz- 
gebende und  vollziehende  Gewalt,  letztere  die  Rechtspflege 
einschliessend 6).  Die  französische  Rechtswissenschaft  versteht 
unter  dem  gouvernement  die  dirigierende  Tätigkeit  im  Gegen- 
satze zur  administration,  der  ausführenden  Tätigkeit7).  Saint 


«)  Haenel  Studien  Teil  2  S.  36. 

»)  Ulrich,  Die  Bestellung  der  Gerichte  in  den  modernen  Republiken  S.  7, 
erklärt  für  die  Aufgabe  der  richterlichen  Gewalt  die  Anwendung  der  staat- 
lichen Rechtsordnung  im  konkreten  Streitfall. 

8)  Vgl.  Rosin,  Souveränität,  Staat.  Gemeinde,  Selbstverwaltung  S.  45; 
Mayer,  Dentsches  Verwaltnngsrecht  ßd.  1  8.  9,  13;  auch  Orban,  Droit 
constit.  de  la  Belgique  I  410. 

*)  Das  Bundesstaatsrecht  der  Schweiz,  Berlin  1902,  S.  252,  253. 

6)  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  1  S.  119  ff. 

8)  Hüb ler,  Organisation  der  Verwaltung  S.  9. 

7)  Loening,  Verwaltungsrecht  S.  2  Anm.  1;  Hubler  a.  a.  0.  Vgl.  auch 
Chilenische  Verfassung  Art.  72,  sowie  den  Vorschlag  Casimir-Periers  vom 
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Girons1)  unterscheidet  deux  pouvoirs,  tegislatif  und  executif, 
und  deux  autorit^s,  justice,  gouvernement  et  administration. 
Auch  Jellinek2)  hebt  die  leitende  Tätigkeit  unter  den  staat- 
lichen Funktionen  hervor:  die  Verwaltung  im  materiellen  Sinne 
enthält  zwei  in  ihr  zur  Einheit  verbundene  Elemente,  das  der 
Regierung  und  das  der  Vollziehung,  jenes  die  Initiative  und 
Anordnung,  dieses  die  Ausführung  des  Angeordneten  enthaltend. 
Duguit8)  unterscheidet  legislative  und  administrative  Akte  nur 
danach,  je  nach  dem  sie  objektive  Normen  enthalten  oder  eine 
subjektive  Lage  schaffen;  daher  gehöre  den  gouvernants  die 
Domäne  des  objektiven,  und  den  agents  die  des  subjektiven 
Rechtes. 

Dieser  Verschiedenheit  des  Sprachgebrauches  entspricht 
jedoch  in  Wirklichkeit  nicht  eine  solche  Begriffsverwirrung  wie 
es  auf  den  ersten  Blick  erscheint4).  Hauptsächlich  besteht 
Uneinigkeit  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  angeführten  Be- 
griffe zueinander  zu  ordnen  und  einander  gegenüberzustellen 
sind.  Im  übrigen  ist  wohl  festzustellen,  dass  über  die  Begriffe 
Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  kein  Zweifel  besteht.  Weil 
nun  jede  Anwendung  von  Staatsgewalt  Verwaltung  ist,  meist 
jedoch  unter  der  Verwaltung  ein  engerer  Begriff  verstanden 
wird,  so  wird  es  in  der  Tat  kaum  möglich  sein,  den  Begriff 
anders  als  negativ  auszudrücken.  Die  Verfassung  Unterwaldens 
ob  dem  Wald  (Art.  50  am  Schlüsse)  fasst  sozusagen  die  Auf- 
gabe des  Regierungsrates,  der  obersten  Verwaltungsbehörde, 
dahin  zusammen:  „. .  er  erledigt  alle  Geschäfte,  welche  unter  die 
Attribute  einer  Regierung  fallen  und  nicht  ausdrücklich  einer 
anderen  verfassungsmässigen  Behörde  zugeschieden  sind".  Eine 
genaue  positive  Bestimmung  ist  hier  um  so  leichter  zu  missen, 


15.  Juni  1874  (Duguit-Monnier  8.  CXXXVII):  Le  gouvernement  de  ia 
Rcpnblique  francaise  se  compose  de  deux  chambres  et  d'un  prfesident  du 
pouvoir  executif. 

')  Essai  sur  la  Separation  den  pouvoirs  S.  135;  Manne!  de  droit  consti- 
tutione! S.  4  (etwas  abweichend). 

2)  Allgemeine  Staatslehre  S.  603. 

3)  L'Etat,  les  gouvernants  et  les  agents  S.  376. 

*)  Flu  hier  a.a.O.  spricht  von  ciuer  grenzenlosen  Verwirrnng;  jeder 
gebrauche  das  Wort  Verwaltung  in  einem  anderen  Sinuc 
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als  die  Funktionen  des  Oberhauptes  der  Republik  nach  anderen 
Gesichtspunkten  zusammengestellt  und  bereits  insoweit  be- 
sprochen sind,  als  sie  sich  auf  seine  Eigenschaft  als  Staats- 
vorstand und  sein  Verhältnis  zu  den  beiden  anderen  Gewalten 
beziehen. 

Ebenso  wie  bei  der  Bestimmung  des  Begriffes  des  republi- 
kanischen Staatsoberhauptes  die  Eigenschaft  als  Staatsvorstand 
und  als  oberster  Staatsbeamter  festgestellt  wurde,  so  erstreckt 
sich  auch  seine  Kompetenz  nach  zwei  Richtungen  hin.  Das 
Staatshaupt  in  der  Republik  entfaltet  als  Staatsvorstand  eine 
spezifische  Tätigkeit,  wie  sie  in  den  materiellen  legislativen 
Rechten  und  in  seinen  völkerrechtlichen  Funktionen  sich  zeigt. 
Ein  Reflex  dieser  Funktion  sind  die  dem  Staatshaupte  zu- 
kommenden Ehrenrechte.  Wenn  diese  Tätigkeit  der  Spitze  des 
Staates  die  regierende  genannt  werden  soll,  so  ist  die  Be- 
zeichnung als  Regierung  aber  auf  die  Spitze  des  Staates  zu 
beschränken  und  nicht  auch  auf  andere  untergeordnete  Organe 
auszudehnen *),  denn  die  genannten  Funktionen  kommen  nur  dem 
Staatshaupte  oder  der  kollegialen  Spitze  des  Staates  als  solchen 
zu  und  sind  von  der  leitenden  und  anordnenden  Tätigkeit 
anderer  staatlicher  Organe  zu  unterscheiden. 

Die  übrige  Kompetenz  des  Staatshauptes  fällt  in  das  Ge- 
biet der  Verwaltung  im  materiellen  Sinne.  Die  Beamten- 
ernennung, auch  die  ihm  der  gesetzgebenden  Gewalt  gegenüber 
zugestandenen  formellen  Rechte  wie  die  Berufung  und  Eröffnung 
der  Kammern  und  die  Publikation  der  Gesetze,  ferner  der 
Oberbefehl  über  die  bewaffnete  Macht  und  die  allgemeine  Sorge 
für  die  Ausführung  der  Gesetze,  sind  nicht  notwendig  Funk- 
tionen des  Staatshauptes  als  solchen,  sondern  dieses  nimmt  sie 
vorwiegend  in  seiner  Eigenschaft  als  Beamter  wahr.  Aller- 
dings lässt  sich  die  Verwaltung  nun  nicht  mit  der  einem  Beamten 
obliegenden  Tätigkeit  umschreiben;  denn  auch  die  Organe  der 
richterlichen  Gewalt  sind  Staatsbeamte.  Nach  dem  heutigen 
Sprachgebrauche  scheinen  Verwaltung,  Vollziehung,  Exekutive 

')  Jellinek,  Allgemeine  Staatelehre  S.  603:  „Die  überwiegend  Regie- 
rnngsgeschäfte  versorgenden  Staatsorgane  werden  als  Regierung  im  formellen 
oder  subjektiven  Sinne  bezeichnet:  Monarchen  und  republikanische  Staats- 
häapter  sowie  die  ihnen  untergeordneten  Behörden 
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gleichbedeutend  zu  sein;  vielleicht  kann  man  sagen,  dass  die 
letzteren  bereits  etwas  antiquierte  Begriffe  sind1),  v.  Stein2) 
meint,  die  Vollziehung  der  Gesetze  sei  nichts  als  die  Verwirk- 
lichung des  gegebenen  Staatswillens;  aus  ihr  habe  sich  eine 
beständige  Arbeit  des  Staates  entwickelt,  welche  alle  Verhält- 
nisse und  Interessen,  alle  Ziele  des  Gesamtlebens  in  sich  auf- 
fasse; diese  Arbeit  des  Staates,  der  jetzt  in  der  Mitte  nicht 
mehr  bloss  des  im  Gesetze  Gegebenen,  sondern  des  Werdens  und 
Fortschreitens  des  Ganzen  durch  den  einzelnen  stehe,  sei  die 
Verwaltung.  Von  dem  ursprunglichen,  sozusagen  buchstäblichen 
Sinne  der  Vollziehung  hat  sich  allerdings  der  heutige  Begriff  der 
Verwaltung  losgelöst  und  fortentwickelt.  Es  darf  aber  wohl 
behauptet  werden,  dass  daneben  die  Vollziehung  noch  in 
einer  besonderen  Bedeutung  verstanden  wird.  Soweit  die  voll- 
ziehende Gewalt  nämlich  in  einer  Reihe  mit  Gesetzgebung 
und  Rechtsprechung  genannt  wird  —  und  hier  soll  ja  ihr 
Verhältnis  diesen  beiden  Gewalten  gegenüber  festgestellt  werden 
—  soll  weniger  die  gesamte  Verwaltungsorganisation  des  Staates 
als  die  höchste  Stelle,  in  der  sich  diese  Organisation  konzen- 
triert, in  diesen  Gegensatz  gebracht  werden.  Daher  werden 
im  französischen  öffentlichen  Rechte  pouvoir  executif  und 
administration  geschieden;  die  Exekutivgewalt  gehört  dem 
Verfassungsrechte  an,  während  die  eigentliche  Verwaltung  in 
dem  besonderen  Verwaltungsrechte  ihre  Regelung  fiudet3).  Die 

l)  Anschütz,  Der  Begriff  der  gesetzgebenden  Gewalt  S.  11:  „.  .  .  Die 
„vollziehende  Gewalt",  die  „Verwaltung",  wie  wir  uns  heutzutage  besser  und 
richtiger  ausdrücken-. 

?)  Art.  „Verwaltung  usw."  in  Stengels  Wörterbuch  des  Deutschen  Ver- 
waltungsrecbts,  Freiburg  1890,  Bd.  2  S.  708.  Vgl.  auch  v.  Stein,  Die  Ver- 
waltungslehre, 1.  Teil:  Die  Lehre  von  der  vollziehenden  Gewalt,  Stuttgart 
1865,  S.  8  und  9;  er  bezeichnet  hier  die  Vollziehung  als  die  Kraft  an  sich, 
aus  welcher  die  Tätigkeit  hervorgeht,  uud  die  Verwaltung  als  die  wirkliche 
Tätigkeit,  welche  die  Kraft  enthält:  Die  Vollziehung,  insofern  sie  Gestalt, 
Einteilung  und  Namen  durch  Natur  und  Kraft  ihrer  Organe  empfängt,  heisst 
Verwaltung. 

*)  Rossi  in  der  Kritischen  Vierteljahrsschrift  Bd.  37  S.  484,  485,  554: 
Verfassung  und  Verwaltung  sind  in  Frankreich  getrennt;  es  besteht  kein 
Einflnss  des  Präsidenten  auf  die  Verwaltung;  die  Minister  sind  in  Frankreich 
mehr  Politiker  als  Verwaltungsbeamte;  in  der  Tätigkeit  der  vollziehenden 
Gewalt  überwiegt  das  politische  Element    Vgl.  auch  Bd.  39  S.  11. 
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Exekutive  ist  also  als  ein  Teil  der  Verwaltung  anzu- 
sehen, nur  sie  kommt  hier  noch  in  Betracht,  nachdem  die 
Funktionen  als  Staatsvorstand  (bis  auf  die  völkerrechtliche 
Stellung)  bereits  bei  der  Feststellung  dieses  Begriffes  (oben  §  7  III) 
und  bei  der  Darstellung  des  Verhältnisses  zu  der  gesetzgeben- 
den und  richterlichen  Gewalt  (oben  §  8)  besprochen  sind. 

III.  Die  weiteren  anzuführenden  Funktionen  bilden  die 
Kompetenz  des  republikanischen  Staatshauptes  als  des  Re- 
präsentanten der  Exekutive  und  damit  des  Hauptver- 
waltungsorgans l). 

1.  In  der  Erkenntnis  der  Unmöglichkeit,  alle  Funktionen 
aufzuzählen,  stellen  viele  Verfassungen  generell  die  Vorschrift 
auf,  dass  das  Staatshaupt  als  oberstes  Verwaltungsorgan  in 
der  allgemeinen  Leitung  und  Verwaltung  der  Staats- 
angelegenheiten sowie  in  der  Ausübung  der  vollziehen- 
den Gewalt  seine  Hauptaufgabe  zu  erblicken  habe.  Der 
Schweizerische  Bundesrat  „leitet  die  eidgenössischen  Angelegen- 
heiten gemäss  den  Bundesgesetzen  und  Bundesbeschlüssen;  er 
hat  für  die  Beobachtung  der  Verfassung,  der  Gesetze  und  Be- 
schlüsse des  Bundes  zu  wachen"  (Art.  102).  Dem  Regierungs- 
rat in  den  Kantonen  kommt  z.  B.  in  Zug  §  47  „die  Besorgung 
der  inneren  uud  äusseren  Angelegenheiten"  zu;  in  Schwyz  §  48 
besorgt  er  „die  Kantonsverwaltung",  in  Schaffhausen  Art.  66 
„die  gesamte  Staatsverwaltung  nach  allen  ihren  einzelnen 
Zweigen".  Der  Senat  hat  in  Bremen  §  56  „die  Leitung 
und  Oberaufsicht  in  allen  Staatsangelegenheiten,  sowie  die 
vollziehende  Gewalt  überhaupt  nach  Massgabe  der  Verfassung", 
in  Lübeck  Art.  18  „ist  ihm  die  Leitung  sämtlicher  Staats- 
angelegenheiten anvertraut",  soweit  nicht  die  Mitwirkung  der 
Bürgerschaft  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist;  in  Hamburg 
Art.  19  „übt  er  die  Aufsicht  aus  über  sämtliche  Zweige  der 
Verwaltung". 

Sehr  allgemein  sagt  die  Chilenische  Verfassung,  der  Präsi- 

')  Vgl.  die  Zusammenfassung  der  Aufgaben  des  Staatshauptes:  Au  der 
Spitze  des  Staates  steht  der  summus  magistratus,  qui  secunduin  leges  ad 
salutem  et  utilitateui  universalis  coiisociationis  constitntus,  iura  illius  admi- 
nistrat  et  executioni  mandat  (Gierke,  Johannes  Althusius  und  die  Ent- 
wicklung der  naturrechtlicheu  Staatstheorien,  Breslau  1880,  S.  31). 
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dcnt  „admiuistra  cl  Estado"  (Art.  50)  und  die  Argentinische 
Verfassung  Art.  86:  „administraciön  general  del  paisu. 

2.  Sodann  folgeu  gewöhnlich  die  einzeln  aufgezählten  Funk- 
tionen, die  natürlich  nur  die  hauptsächlichsten  sind  und  oft 
auch  das  Bestreben,  möglichst  umfassende  Ausdrücke  anzu- 
wenden, erkennen  lassen.  So  steht  an  ihrer  Spitze  der  die 
Möglichkeit  einer  weitgehenden  Auslegung  bietende  Satz,  dass 
das  Staatshaupt  die  Gesetze  zu  vollziehen  habe.  In  fast 
sämtlichen  nordamerikanischen  Verfassungen  findet  sich  die 
Vorschrift,  der  Präsident  oder  Governor  „shall  take  care 
that  the  laws  be  faithfully  executed8  *)  (z.  B.  Bundesverfassung 
Art.  2  Sekt.  3,  Pennsylvania  Art.  4  Sekt.  2).  In  der  Schweiz 
vollzieht  die  leitende  Behörde  die  Gesetze  (z.  B.  Bundesver- 
fassung Art.  102  Nr.  5,  Schaff  hausen  Art.  66  Nr.  4,  Genf  Art.  82), 
in  den  Hansestädten  der  Senat  (z.  B.  Hamburg  Art.  61  und 
Bremen  §  571). 

3.  Der  Senat  hat  in  Bremen  (§57a)  auch  „die  Sorge  für 
die  innere  und  äussere  Sicherheit  des  Staates" 2);  ebenso 
in  Chile  (Art.  72)  der  Präsident.  Der  Schweizer  Bundesrat 
„sorgt  für  die  innere  Sicherheit  der  Eidgenossenschaft,  für 
Handhabung  von  Ruhe  und  Ordnung"  (Art.  102  Nr.  10);  ebenso 
z.B.  Art.  50  d  Unterwaiden  ob  dem  Wald,  Bern  Art.  39.  Zu 
diesem  Zwecke  ist  ihm  zuweilen  noch  ausdrücklich  das  Recht, 
den  Belagerungszustand  zu  verhängen,  zugestanden,  jedoch 
nur,  wenn  das  Parlament  nicht  versammelt  ist  (Argentinien 
Art.  86  Nr.  19;  Französisches  Gesetz  vom  3.  April  1878);  in 
Frankreich  muss  der  Ministerrat  gefragt  sein,  auch  versammeln 
sich  sofort  die  Kammern  3);  ferner  Brasilien  Art.  48  Nr.  15. 

4.  Es  steht  der  Spitze  sodann  die  Leitung  der  be- 
waffneten Macht  zu.  In  den  nordamerikanischen  Freistaaten 


')  „sweeping  words"  (Bancroft,  History  of  the  forniation  of  the  Con- 
stitution of  the  United  States  of  America  Bd.  2  S.  192). 

2)  Lücke  unterscheidet  die  exekutive  Gewalt,  die  in  den  inneren  An- 
gelegenheiten die  Gesetze  des  Staates  zur  Geltung  bringt,  und  die  föderative 
Gewalt,  die  das  Gemeinwesen  nach  aussen  hin  verteidigt  und  vertritt 
(Liepmanu,  Die  Rechtsphilosophie  des  Jean  Jacques  Rousseau,  Berlin  1898, 
S.  60). 

8)  Matter,  La  dissolution  des  assemhlees  parlamentaires  S.  111  ff. 
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ist  das  Staatshaupt  verfassungmässig  Oberbefehlshaber  (Com- 
mander in  chief)  der  bewaffneten  Macht  der  betreffenden 
Republik;  die  Miliz  untersteht  dem  Präsidenten  oder  dem 
Governor,  je  nachdem  sie  in  Diensten  der  Union  oder  des 
Staates  steht:  Bundesverfassung  Art.  2  Sekt.  2  und  z.  B.  New 
York  Art.  3  Sekt.  4;  ebenso  Argentinien  Art.  86  Nr.  15, 
Brasilien  Art.  48.  In  anderen  Republiken  dagegen  führt  das 
Staatshaupt  nicht  persönlich  den  Oberbefehl.  In  Brasilien  ver- 
waltet der  Präsident  die  Streitkräfte  uud  kann,  wenn  er  nicht 
persönlich  den  Oberbefehl  ausüben  will,  den  Oberbefehls- 
haber bezeichnen.  Der  französische  Präsident  „dispose  de  la 
force  armeV  (Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  3  Abs.  3); 
ebenso  Mexiko  Art.  85  Nr.  6,  7.  In  den  Kollegialrepubliken 
kommt  in  gleicher  Weise  den  Kollegien  die  Verwaltung  des 
Militärwesens  zu:  Schweizer  Bundesverfassung  Art.  102  Nr.  12, 
Hamburg  Art.  21.  In  den  Hansestädten  ist  der  Senat  Kon- 
tingentsherr; ihm  wird  der  Fahneneid  geleistet1).  In  Argen- 
tinien ist  der  Präsident  Chef  der  Hauptstadt  (Art.  86  Nr.  3). 

5.  In  den  Republiken,  die  Bundesstaaten  oder  Gliedstaaten 
von  solchen  sind,  hat  die  Spitze  des  Staates  die  Aufgabe,  den 
Verkehr  zwischen  Einzel-  und  Gesamtstaat  zu  pflegen. 
Dies  ist  für  den  Schweizer  Bundesrat  (Art.  102)  im  einzelnen 
vorgeschrieben,  er  wacht  für  die  Garantie  der  Kantonsver- 
fassungen und  prüft  die  Verträge,  Gesetze,  Verordnungen  uud 
die  seiner  Aufsicht  unterstellten  Zweige  der  Kantonalverwal- 
tung. Für  die  Kantone  (Zürich  Art.  40,  Uri  Art.  62,  Freiburg 
Art.  52  0  und  für  Hamburg  (Art.  22)  sind  die  Vorschriften  all- 
gemeiner gehalten. 

IV.  Die  Organe  des  Oberhauptes  der  Republik  in 
der  Wahrnehmung  der  ihm  übertragenen  Funktionen  sind  die 
ihm  untergeordneten  Staatsbeamten.  Deren  Kompetenz  und  Ver- 
hältnis zum  Staatshaupte  sind  durch  besondere  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen bestimmt.  Nur  für  die  höhereu  Staatsbeamten,  die 
Minister  und  Staatssekretäre,  die  mit  dem  Oberhaupte  die 
Exekutive    im   Gegensatze    zu    der    auch    andere  Beamte 


')  Hamburg  Art.  21;  von  Melle  S.  96,  Wolffson  S.  9,  KlÜgmaun 

S.  59. 
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umfassenden  Verwaltungsorganisatiou  bilden,  enthalten  die  Ver- 
fassungen selbst  Vorschriften. 

1.  Zunächst  unterstehen  dem  Staatshaupte  die  Minister 
seine  wichtigsten  Organe. 

Iu  den  Kollegialrepubliken  werden  die  ministeriellen 
Funktionen  von  den  Mitgliedern  des  Exekutivkollegiums  selbst 
wahrgenommen.  Es  findet  sich  hier  das  sog.  Departemeutal- 
system*).  Es  ist  jedem  Mitgliede  des  Rates  (Senates),  auch 
dem  Vorsitzenden,  ein  Departement  zugewiesen3),  dessen  Ge- 
schäfte er  selbständig  erledigt;  nur  in  wichtigeren  Angelegen- 
heiten berät  und  entscheidet  das  ganze  Kollegium.  Die 
Mitglieder  sind  voneinander  unabhängig,  auch  von  dem  Vor- 
sitzenden des  Kollegiums,  denn  sie  bilden  zusammen  die  höchste 
Behörde  und  Spitze  der  Republik  und  werden  vom  Volke 
gewählt.  In  diesen  Kollegialrepubliken  ist  der  Präsident  des 
Bundesrats,  Regierungsrats  oder  Senates  zwar  Staatsoberhaupt, 
da  er  die  Funktionen  des  Staatsvorstandes  wahrnimmt,  jedoch 
nicht  selbständig  Spitze  der  Republik. 

Dagegen  ist  in  den  Freistaaten,  in  denen  an  der  Spitze 
eine  Einzelperson  steht,  der  Präsident  der  Vorgesetzte  der  den 
Zentralbehörden  vorstehenden  Staatsbeamten,  der  Minister 
oder  Staatssekretäre.  Er  hat  diese  Stellung  auch  wenn 
er,  wie  in  der  Republik  Panama,  zugleich  Kabinettschef  ist; 
er  ist  ebenso  der  Vorgesetzte  des  Ministerpräsidenten;  das  Ge- 
samtmiuisterium,  das  Kabinett,  ist  nicht  etwa  eine  selbständige, 
neben  dem  Staatshaupte  stehende  Behörde.  Die  Ernennung  der 
Minister  ist  ein  Recht  des  Staatshauptes,  sei  es,  weil  er  über- 
haupt die  Beamten  ernennt,  sei  es,  weil  ihm  dies  Recht  aus- 
drücklich übertragen  ist4).    In  nordamerikanischen  Staaten 

')  Pupriez,  Les  ministres  dans  les  prineipaux  pays  d'Enrope  et  d'Amfc- 
rique,  Paris  1892/93;  Hervieu,  Les  ministres,  leur  röle  et  leurs  attribntious 
dans  les  differents  Etats  organis&s,  Paris  1893;  Brie,  Artikel  „ Staatsminister, 
Staatsmiuisterium"  in  Stengels  Wörterbuch  Bd.  2  S.  484  ff. 

*)  Bremen  §35,  Lübeck  Art,  l(i  (Ratssetzung,  alljährl.  Geschäftsverteilung) ; 
von  Melle  S.  107;  Verfassung  der  Eidgenossenschaft  Art.  103;  Zürich  Art.  42. 

a)  Der  Schweizer  Bundespräsident  musstc  bis  zum  Jahre  1887  das 
Departement  der  auswärtigen  Angelegenheiten  verwalten;  dies  ist  jetzt  nicht 
mehr  nötig  (Pupriez  Bd.  2  S.  181). 

*)  Letzteres  ist  der  Fall  iu  Mexiko  Art.  85  Nr.  3,  Argentinien  Art  86 
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werden  der  Staatssekretär  und  andere  hohe  Beamte  zugleich 
mit  dem  Governor  vom  Volke  gewählt1)  oder  vom  Governor 
ernannt  (Florida  Art.  6  Sekt.  17). 

Aus  der  Bedeutung,  welche  im  heutigen  konstitutionellen 
Staate  die  parlamentarische  Verantwortlichkeit  erlangt  hat,  hat 
sich  die  Tatsache  ergeben,  dass  der  republikanische  Präsident 
einen  Minister,  der  nicht  das  Vertraueu  der  Kammern  geniesst, 
nicht  im  Amte  behalten  wird.  Bezüglich  der  Verantwortlich- 
keit sind  die  französischen  Minister,  die  vom  Präsidenten  der 
Paiiamentsmehrheit  entnommen  werden  und  dem  Parlamente 
unmittelbar  verantwortlich  sind,  von  den  Staatssekretären  in 
Nordamerika  zu  unterscheiden;  diese  sind  nur  die  Gehilfen  des 
Präsidenten  oder  des  Governors  und  ihm  allein  verantwortlich. 
Die  Minister  vertreten  in  Frankreich  die  Regierung  in  beiden 
Kammern  und  müssen  gehört  werden;  der  Präsident  kann  ihnen 
zur  Unterstützung  bei  der  Beratung  eines  Gesetzentwurfes 
Kommissare  beiordnen2).  Dagegen  nehmen  die  nordameri- 
kanischen Staatssekretäre  nicht  an  den  Beratungen  des  Kon- 
gresses teil.  Der  Präsident  oder  Governor  kann  von  ihnen 
über  jede  ihr  Departement  betreffende  Frage  einen  schriftlichen 
Bericht  verlangen,  wie  die  Verfassungen  der  Vereinigten 
Staaten  (Art.  2  Sekt.  2)  und  der  meisten  Einzelstaaten  (z.  B. 
Pennsylvania  IV  10,  Alabama  V  9  „under  oathu,  Arkansas  VI  7) 
ausdrücklich  hervorheben  zu  müssen  glauben. 

Die  selbständigere  Stellung  der  französischen  Minister  im 
Gegensatz  zu  den  nordamerikanischen  Staatssekretären  zeigt 
sich  auch  darin,  dass  dem  Ministerkollegium  als  solchem  in 
Frankreich  verschiedene  Funktionen  übertragen  sind;  es  führt 
die  StaatsgeschUfte  bei  Fortfall  des  Präsidenten  vor  Ablauf 
der  Amtszeit  bis  zur  Neuwahl;  der  Präsident  hat  in  manchen 


Nr.  10,  Brasilien  Art.  48  Nr.  2,  Chile  Art.  73  Nr.  6.  Dupriez  Bd.  2  S.  337 
hält  die  Ernennung  der  Minister  durch  den  Präsidenten  für  so  selbstver- 
ständlich, dass  in  den  Verfassungsgesetzen  von  1875  dies  Recht  nicht  aus- 
drücklich zu  erwähnen  gewesen  sei ;  er  weist  darauf  hin,  dass  in  Wirklichkeit 
in  Frankreich  der  Präsident  nur  den  Ministerpräsidenten  nach  der  Kanimer- 
majorität  ernennt,  der  ihm  dann  eine  Liste  seiner  Kollegen  zusammenstellt. 

')  z.  B.  Alabama  V  3,  Jowa  IV  22. 

r)  Gesetz  vom  16.  Juli  1875  Art.  6  Abs.  2. 
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Fällen,  z.  B.  wenn  er  deu  Belagerungszustand  verhängen  will, 
den  Rat  des  Conseil  des  ministres  einzuholen,  in  dem  er 
präsidiert,  während  im  Conseil  de  cabinet  der  Ministerpräsident 
den  Vorsitz  führt1). 

Hiermit  ist  nicht  zu  verwechseln  der  Staatsrat  (conseil 
d'Etat),  wie  er  durch  Gesetz  vom  24.  Mai  1872  (später  modi- 
fiziert) geschaffen  ist2).  Die  Mitglieder  des  Staatsrates  werden 
vom  Präsidenten  teils  allein,  teils  im  Ministerconseil  ernannt 
und  können  auch  nur  in  gleicher  Form  entlassen  werden.  Die 
Funktionen  des  Staatsrates  bestehen  hauptsächlich  darin,  ohne 
bindende  Kraft  der  Legislative  und  der  Exekutive  Rat  zu  er- 
teilen; ausserdem  übt  er  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  aus. 
Ein  Staatsrat  besteht  auch  in  Chile,  der  die  Gesetzesentwtirfe 
der  Exekutive  begutachtet  und  der  dem  Präsideuteu  gewisse 
Beamten  vorschlägt;  auch  er  ist  in  erster  Linie  „purainente 
consultivo"  (Art.  93  ff.). 

Dem  Staatsrat  ähnlich  ist  der  dem  Governor  beigegebene 
Rat,  wie  er  sich  jetzt  nur  noch  in  Massachusetts  (Kap.  2  Sekt.  3) 
und  New  Hampshire  (Sekt.  60  ff.)  sowie  in  Maine  und  Nord- 
Karolina  findet.  Er  ist  ebenfalls  bestimmt  „for  advising  the 
governor  in  the  executive  part  of  government"  und  besteht  aus 
fünf  bis  neun  Mitgliedern,  besonders  den  höchsteu  Verwaltungs- 
beamten, die  jährlich  gewählt  und  vom  Governor  nach  seinem 
Ermessen  zusammengerufen  werden. 

2.  Eines  der  wichtigsten  Rechte  ist  das  der  Beamten- 
ernennung3). 

In  den  französischen  Grundgesetzen,  die  sich  ja  überhaupt 
einer  knappen  Fassung  befleissigen,  ist  nur  bestimmt:  Le  President 
nomine  k  tous  les  emplois  civils  et  militaires4).  Nach  anderen  Ver- 
fassungen ernennt  der  Präsident  die  Minister,  Staatssekretäre,  Ge- 

')  Dupriez  Bd.  2  S.  349,  351. 

-*)  Batbie,  TraiU-  Bd.  3  S.  218,  219;  Dupriez  Bd.2  S.482ff.;  Hervieo 
S.  196.    Auch  Hagens  im  Archiv  für  öffentl.  Recht  Bd.  17  (1902)  S.  373. 

a)  v.  Mühl  (Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  Bd.  1  S.  489)  trägt  Be- 
denken, dem  Präsidenten  dies  Recht  zu  gehen. 

*)  Nach  dem  Gesetz  vom  3.  April  1878  sind  die  kommandierenden 
Geueräle  aber  nur  daun  länger  als  drei  Jahre  im  Amte,  wenn  8ie  durch 
Dekret  im  Ministerconseil  vom  Präsidenten  ernaunt  sind. 
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sandte  und  Konsuln,  die  Mitglieder  des  höchsten  Gerichtshofes, 
höhere  Offiziere  sowie  andere  höhere  Beamte,  und  zwar  teils 
ohne,  teils  mit  Zustimmung  des  Senates  oder  des  Parlamentes; 
zuweilen  ist  auch  das  Recht,  die  Ernannten  oder  andere  Be- 
amte zu  entlassen,  erwähnt:  Mexiko  Art.  85  Nr.  2—5,  Argentinien 
Art.  86  Nr.  5,  10,  16,  Brasilien  Art.  48  Nr.  2,  11,  12.  In 
Nordamerika  schlägt  das  Staatshaupt  den  zu  ernennenden  Be- 
amten vor  (nominate)  und  ernennt  (appoint)  ihn  dann  mit  dem 
Rat  und  der  Zustimmung  des  Senates  oder  einer  Mehrheit  des- 
selben. Unter  Mitwirkung  des  Senats  ernennt  der  Präsident 
der  Union  die  Governors  der  Territorien,  die  dieselben  Funk- 
tionen wie  die  Governors  in  den  Staaten  haben1).  Präsident 
und  Governor  fertigen  die  Bestallungen  des  Beamten  aus 
(commission)  und  dürfeu  in  der  Zeit,  in  der  der  Senat  nicht 
versammelt  ist,  unbesetzte  Stellen  besetzen;  doch  muss  der 
Senat  nach  seinem  Zusammentritt  diese  Ernennungen  bestätigen: 
Bundesverfassung  Art,  2  Sekt.  2  §§  2,  3,  Sekt.  3,  Pennsylvania 
Art.  4  Sekt.  8,  Nord-Karolina  Art.  3  Sekt.  10 2). 

In  den  Kollegialrepubliken  entfällt  das  Recht,  die  höheren 
Staatsbeamten  zu  ernennen,  für  die  Exekutive  fast  völlig,  einmal, 
weil,  wie  gesagt,  die  Funktionen  der  dem  Staatshaupte  zunächst 
unterstehenden  Exekutivbeamten  von  den  Mitgliedern  des  vom 
Volke  oder  der  gesetzgebenden  Versammlung  gewählten  Kolle- 
giums selbst  wahrgenommen  werden,  dann  weil  die  besonderen  Ver- 
hältnisse dieser  Republiken  für  eine  Ernennung  anderer  höherer 
Staatsbeamten  keinen  Raum  mehr  lassen.  In  den  Schweizer 
Freistaaten  steht  die  Ernennung  der  höheren  Beamten  der  ge- 
setzgebenden Behörde  zu  (z.  B.  Bundesverfassung  Art.  85 
Nr.  4);  den  Senaten  der  Hansestädte  steht  auf  Grund  besonderer 
Vereinbarungen  mit  Preussen  das  Recht,  höhere  Offiziere  zu 
ernennen,  nicht  zu,  dagegen  ernennen  sie  die  Richter,  insbe- 


')  Dupriez  Bd.  2  S.  149,  150. 

*)  Über  die  Frage,  ob  der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  die  Be- 
amten entlassen  kann,  besteht  Streit;  hierzu  wurde  der  Tenure  of  office  act 
im  Jahre  1867  erlassen;  vgl.  Pom  er  oy,  An  introduetion  to  the  constitutional 
law  S.  425  ff.;  Bancroft,  History  Bd.  2  S.  188 ff.;  Cleveland,  Presidential 
Problems  S.  19 ff.;  Moore,  A  digest  of  international  law,  Washington  1906, 
§  632. 
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sondere  die  Mitglieder  des  gemeinschaftlichen  Oberlandesgerichts, 
sowie  die  höheren  Verwaltungsbeamten  selbst  *). 

Die  Ernennung  anderer  untergeordneter  Staatsbe- 
amten erfolgt  in  den  Republiken,  wie  auch  sonst  in  den 
heutigen  Staaten,  nicht  durch  das  Staatshaupt  selbst,  sondern 
durch  andere  von  ihm  abhängige  Organe,  denen  dies  Recht 
teils  von  dem  Staatshaupt  selbst,  teils  durch  die  Verfassung2) 
übertragen  ist. 

V.  Ausser  diesen  wichtigsten  Funktionen  der  verwaltenden 
Tätigkeit  des  republikanischen  Staatsoberhauptes  finden  sich  in 
den  Verfassungen  der  Republiken  natürlich  noch  manche 
andere  Funktionen  aufgezählt8).  So  teilen  die  Verfassungen 
der  Schweizer  Kantone  der  obersten  Exekutivbehörde  des 
Staates  viele  Funktionen  zu,  die  in  anderen,  besonders  grösseren 
Republiken  nicht  von  dem  Staatshaupte  oder  den  Zentralbehörden, 
sondern  von  mittleren  Verwaltungsbehörden  wahrgenommen 
werden4).  In  Argentinien  (Art,  86  Nr.  8,  9)  und  Chile  (Art.  73 
Nr.  8,  13)  übt  der  Präsident  bezüglich  der  Präsentation  der 
Bischöfe  die  Patronatsrechte  für  den  Staat  aus  und  erteilt  in 
Argentinien  den  Konzilienbeschlüssen,  Bullen  und  päpstlichen 
Reskripten  das  Plazet.  Der  Präsident  des  ehemaligen  Oranje- 
freistaates5)  hatte  sogar  die  Pflicht,  möglichst  oft  zur  Entgegen- 
nahme von  Wünschen  das  Land  zu  bereisen. 

Alle  derartige  Einzelheiten  erkläret!  sich  oft  leicht  aus 


')  von  Melle,  Das  Hamburgische  Staatsrecht  S.  101,  102. 

*)  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  Art.  2  Sekt,  2  §  2: 
.  .  .  but  the  Congress  may  by  law  vest  the  appointment  of  such  inferior 
officers,  as  they  tbink  proper,  in  the  President  nlone,  in  the  courts  of  law, 
or  in  the  beads  of  Departments. 

»)  Liepmann,  Die  Rechtsphilosophie  des  Jean  Jacques  Rousseau  S.  60 
Anni.  4:  Ausserdem  soll  die  exekutive  Gewalt  alle  diejenigen  Falle  zur 
billigen  Entscheidung  bringen,  die  das  Gesetz  nicht  vorausgesehen  bat 
(Locke). 

*)  z.  B.  Oberaufsicht  über  die  Gemeindeverwaltung,  Handhabung  der 
Polizei,  Entscheidung  über  Kompetenzstreitigkeiten,  Erteilung  verschiedener 
Konzessionen. 

*)  Verfassung  Art.  32  (bei  Darest  e,  Les  ronstitntions  modernes  Bd.  2 

s  im). 


159 


den  besonderen  Verhältnissen  der  Republik.  Sie  brauchen  nicht 
eingehender  dargestellt  zu  werden,  da  sie  die  Rechtsstellung 
des  republikanischen  Staatshauptes,  wie  es  als  allgemein-staats- 
rechtlicher Begriff  hier  gezeichnet  werden  soll,  nicht  berühren. 

§  10.    Die  Verantwortlichkeit. 

I.  Aus  dem  Begriffe  des  Beamten  und  insbesondere 
auch  aus  dem  Zwecke  des  Staatsamtes  folgt  die  Verant- 
wortlichkeit des  Beamten  für  die  von  ihm  vorgenommenen 
Amtshandlungen 1).  Der  Staatsbeamte  handelt  als  Organ  des 
Staates  und  ist  dem  ihm  übergeordneten  Organe  iu  der  Aus- 
führung staatlicher  Aufgaben  behilflich.  Dies  ist  aber  nur 
möglich,  wenn  die  Tätigkeit  des  Staatsbeamten  nicht  in  jedem 
Augenblicke  in  den  guten  oder  schlechten  Willen  des  Beamten 
gestellt  ist.  Mit  der  Übernahme  des  Amtes,  der  Anstellung, 
erwirbt  der  Beamte  nicht  nur  ein  Recht,  sondern  er  übernimmt 
auch  die  Pflicht,  die  ihm  übertragenen  Funktionen  wahrzu- 
nehmen, und  zwar  ist  diese  Pflicht  rechtlich  erzwingbar,  da 
der  Beamte  dem  Staate  gegenüber  sich  in  einem  Abhängigkeits- 
verhältnisse befindet.  Für  eine  Handlung  verantwortlich  zu 
sein,  bedeutet  nun  nichts  weiter  als  gewärtigen  zu  müssen,  für 
die  Folgen  der  Handlung  in  Anspruch  genommen  zu  werden. 
Dies  setzt  eine  Pflicht  zur  Vornahme  dieser  Handlung  voraus, 
mindestens  aber  eine  Person,  die  den  Beamten  zur  Verant- 
wortung ziehen  kann.  Nur  das  oberste  Organ  des  Staats- 
ganzen, der  Träger  der  Staatsgewalt  ist  unverantwortlich. 
Da  niemand  über  ihm  steht,  der  ihn  rechtlich  zu  der  Vornahme 
einer  Handlung  anhalten  und  sein  Richter  sein  kann,* kann  er 
nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Monarch  und  Staats- 
volk sind  also  für  ihre  Handlungen  nicht  verantwortlich;  dagegen 


*)  v.  Frisch,  Die  Verantwortlichkeit  der  Monarchen  und  höchsten 
Magistrate  S.  V:  „Es  gehört  zu  den  wesentlichen  Merkmalen  des  modernen 
Staates,  dass  jeder  Träger  öffentlicher  Organstellnng  für  sein  Handeln  uud 
Unterlassen  verantwortlich  sei";  vgl.  auchSamuely,  Das  Prinzip  der  Minister- 
Verantwortlichkeit  in  der  konstitutionellen  Monarchie,  Berlin  1869  S.  65. 
v.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  Bd.  1  S.  559:  „Die  persönliche 
Verantwortlichkeit  des  Präsidenten  ist  eine  logische  Notwendigkeit  in  einer 
Republik8. 
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sind  alle  dem  Träger  der  Staatsgewalt  untergeordnete  Organe 
diesem  verantwortlich. 

II.  Für  das  Staatsoberhaupt  in  der  Republik  steht  es 
daher  ausser  Zweifel,  dass  es  als  Beamter  begrifflich  und 
grundsätzlich  verantwortlich  ist.  Wenn  Verfassungen 
statuieren,  dass  das  Staatshaupt  der  Republik  für  seine  Amts- 
handlungen unverantwortlich  sei,  so  beruht  dies  auf  politischen 
Gründen,  nicht  auf  demselben  Rechtsgrunde,  aus  dem  das 
monarchische  Staatshaupt  als  Träger  der  Staatsgewalt  unver- 
antwortlich ist1).  Wie  der  Richter  durch  die  richterlichen 
Garantien  möglichst  unabhängig  und  nnbeeinflusst  gestellt 
werden  soll,  so  soll  dasselbe  bei  dem  republikanischen  Staats- 
haupte dadurch  erreicht  werden,  dass  es  in  bezug  auf  seine  in 
Ausübung  seines  Amtes  begangenen  Handlungen  der  Verant- 
wortlichkeit entzogen  oder  seine  Verantwortlichkeit  beschränkt 
wird.  Nur  seiner  politischen  Stellung  wegen  ist  ihm  eine 
freiere  und  unabhängige  Stellung  gegeben  und  seine  Verant- 
wortlichkeit oft  so  sehr  gemindert,  dass  die  Unverant- 
wortlichkeit  wie  beim  souveräneu  Monarchen  das  Grundsätzliche 
und  Primäre,  und  die  Bestimmungen,  die  bei  schweren  Staats- 
verbrechen die  Verantwortlichkeit  anordnen,  Ausnahmen  zu 
sein  scheinen:  „Die  Verantwortlichkeit  der  Präsidenten  ist 
rechtlich  eine  so  minimale,  dass  man  ohne  weiteres  von  einer 
Unverantwortlichkeit  sprechen  kann" 2).  Es  kann  nicht  mit  der 
organischen  Lehre3;  eine  prinzipielle  Unverantwortlichkeit  der 
höchsten  Staatsorgane  aus  ihrer  Eigenschaft  als  Repräsentanten 
des  Staates  abgeleitet  werden.  Die  grundsätzliche  Verantwort- 
lichkeit jes  Oberhauptes  der  Republik  ist  die  „logische  Folge 
des  Grundsatzes  der  Volkssouveränität"4). 

In  der  Republik  kann  das  Staatshaupt  als  höchster  Be- 
amter nur  dem  Träger  der  Staatsgewalt,  der  Aktivbürger- 


')  Über  die  Geschichte  der  Verantwortlichkeit  und  Unverantwortlichkeit 
der  monarchischen  und  republikanischen  Staatshaupter  8.  v.  Frisch  S.  105  ff. 

2)  v.  Frisch  S.  134;  vgl.  anch  Brie,  Die  gegenwärtige  Verfassung 
Frankreichs  S.  83. 

8)  Preuss,  Das  städtische  Amtsrecht  in  Preussen  S.  70. 

4)  Perrin,  De  Ia  responsabilih'  pc-nale  dn  chef  de  l'ßtat  et  des  rainistres 
en  Frame,  Paris  15HK),  8.  OH. 
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schaft,  oder  dessen  Repräsentation,  dem  Parlamente,  verant- 
wortlich sein.  Dass  dieses  in  der  Hauptsache  die  gesetzgebenden 
Funktionen  wahrnimmt,  ist  bedeutungslos.  Das  Parlament  tritt 
dem  Staatshaupte  hier  als  Gerichtshof  gegenüber,  nicht  weil  es 
die  gesetzgebende  Gewalt  hat,  sondern  weil  es  die  Repräsen- 
tation des  souveränen  Volkes  ist1). 

Es  ist  nicht  nur  das  Mass  der  Verantwortlichkeit  aus 
den  angegebenen  Gründen  für  das  republikanische  Staatshaupt 
anders  als  für  die  übrigen  Staatsbeamten  gestaltet  worden, 
sondern  die  Verantwortlichkeit  der  Staatshäupter  hat  sich  im 
Zusammenhange  mit  der  ministeriellen  Gegenzeichnung  zu  einem 
besonderen  Rechtsinstitute  entwickelt.  Sie  hat  eine  derartige 
Ähnlichkeit  mit  der  Verantwortlichkeit  der  Minister,  dass 
deren  Lehre  mit  ihren  Arten  und  ihrer  Einteilung,  die  eine 
reichere  Literatur  aufweist,  ohne  weiteres  hier  herangezogen 
werden  kann  und  muss. 

III.  Die  Spitze  der  Kollegialrepubliken  bedarf  nicht 
so  sehr  einer  Einschränkung  der  Verantwortlichkeit  wie  eine 
Einzelperson ;  es  besteht  daher  grundsätzlich  für  die  Mitglieder 
der  regierenden  Kollegien  die  gleiche  Verantwortlichkeit  wie 
für  die  Staatsbeamten  überhaupt.  Art.  117  der  eidgenössischen 
Verfassung  setzt  fest,  dass  die  Beamten  der  Eidgenossenschaft 
für  ihre  Geschäftsführung  verantwortlich  sind,  und  dass  ein 
Bundesgesetz  diese  Verantwortlichkeit  näher  bestimmen  werde. 
Nach  Art.  4  des  Schweizer  Verantwortlichkeitsgesetzes  vom 
9.  Dezember  1850 2)  wird  die  Verantwortung  durch  Verübung 
von  Verbrechen  und  Vergehen  in  der  Amtsführung  sowie  durch 
Übertretung  der  Bundesverfassung,  Bundesgesetze  oder  Regle- 
mente  begründet.    Besondere  Bestimmungen  für  die  Mitglieder 

')  Es  ist  allerdings  richtig,  wenn  Steinbach,  Die  rechtliche  Stellung 
des  Deutschen  Kaisers  verglichen  usw.  S.  2,  von  der  nordamerikanischen  Ver- 
fassung sagt:  „ Vollzugs-,  gesetzgebende  und  richterliche  Gewalt  sind  einander 
koordiniert";  wenn  er  aber  fortfährt  „keine  ist  der  anderen  verantwortlich, 
sondern  allein  dem  souveränen  Volke",  so  ist  nicht  ersichtlich,  wie  denn  die 
gesetzgebende  Gewalt  nach  positivem  Rechte  dem  Staate  verantwortlich 
sein  soll. 

*)  ßlumer-Morel,  Handbuch  des  Schweizerischen  Bundesstaatsrechta 
Bd.  3  S.  224;  Young,  Der  Staatsdienst  usw.  S.  75:  Schollenberger, 
Bundesverfassung  Art.  117. 

Walt  bor,  Staatshalt  in  Republiken  11 
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des  Bundesrates  bestehen  ebenfalls  nicht.  Auch  in  den  Hanse- 
städten wird  nicht  mehr  als  die  allgemeine  Beamtenverantwort- 
lichkeit verlangt;  Hamburg  Art.  27:  „Die  Mitglieder  des  Senates 
sind  dem  Staate  dafür  verantwortlich,  dass  durch  ihre  Amts- 
führung weder  die  Verfassung  noch  die  Gesetze  verletzt  wer- 
den". Auch  hier  soll  ein  besonderes  Gesetz  Umfang  und  Gel- 
tendmachung dieser  Verantwortlichkeit  regeln.  In  Lübeck 
(Gesetz  das  Austreten  aus  dem  Senate  betreffend  §  3)  kann 
der  Senat,  wenn  ein  Mitglied  sich  beharrlich  weigert,  den 
Pflichten  nachzukommen,  oder  seine  Amtsbefugnisse  gröblich 
überschreitet,  beschliessen ,  dass  der  Austritt  geboten  sei.  und 
bei  einer  Weigerung  des  Mitgliedes  eine  gerichtliche  Entschei- 
dung herbeiführen.  Auch  in  Bremen  (Gesetz  den  Senat  be- 
treffend §  20)  kann  der  Senat  ein  Mitglied  auf  diese  Weise 
zum  Austritte  flötigen.  Als  ein  besonderes  staatsgerichtliches 
Verfahren  wie  etwa  das  Impeachment  ist  dies  aber  nicht  anzu- 
sehen. 

IV.  Man  hat  eine  Reihe  von  Arten  der  Verantwort- 
lichkeit festgestellt  und  sie  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten 
geordnet1).  Man  kann  z.  B.  eine  Unterscheidung  je  nach  der 
strafbaren  zu  verantwortenden  Handlung  oder  nach  dem  Forum 
treffen2).  Gewöhnlich3)  werden  aber,  obwohl  im  einzelnen 
nicht  unerhebliche  Abweichungen  bestehen,  parlamentarische 
(konstitutionelle  oder  politische),  staatsrechtliche,  strafrecht- 
liche und  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit  unterschieden. 

1.  Für  die  politische  oder  parlamentarische  Ver- 
antwortlichkeit bestehen  Folgen  positivrechtlicher  Natur 
nicht.  Ob  nur  die  Zweckmässigkeit  oder  auch  die  Rechts- 
gültigkeit (Verfassungsmässigkeit)  der  Massregeln  des  sich  dem 
Parlamente  gegenüber  verantwortenden  Vertreters  der  Regierung 
verantwortet  wird,  richtet  sich  nach  der  Art  der  Verantwortung. 
Eine  nicht  verfassungsmässige  Massregel  ist  eine  Verletzung 
der  Verfassung  und  wird  daher  unter  Umständen  strafrechtlich 

')  v.  Frisch  S.  147;  Samoely  S.  3.  Zum  Teil  abweichend  Pastow, 
Das  Wesen  der  Ministerverantwortlichkeit,  1904  S.  2  ff.,  dazu  Fleischmann 
in  der  Deutschen  Literaturzeitnng  1906  Sp.  2973. 

»)  ähnlich  wie  v.  Frisch  S.  152  sie  trifft. 

s)  8  z.B.  Leb oii,  Das  Staatsrecht  der  französischen  Republik  8.54. 
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verantwortet  werden.  Die  politische  Verantwortlichkeit  äussert 
sich  nur  in  der  Verpflichtung,  dem  Parlamente  Erklärungen 
und  Auskünfte,  besonders  auf  Interpellationen  und  Beschwerden, 
zu  geben,  oder  das  Staatshaupt  sieht  sich  genötigt,  Minister,  die 
das  Vertrauen  der  Kammern  nicht  besitzen,  zu  entlassen.  Sie  ist 
eigentlich  keine  Verantwortlichkeit,  denn  eine  Pflicht  zur 
Beantwortung  und  Auskunftserteilung  sowie  zur  Entlassung 
missliebiger  Minister  besteht  nach  objektivem  Rechte  nicht;  ein 
direkter  Zwang  kann  nicht  ausgeübt  werden,  man  spricht 
deshalb  auch  von  einer  moralischen  Verantwortlichkeit.  Nur 
insoweit  die  parlamentarische  Verantwortlichkeit  durch  eine 
politische  Übung  gestützt  und  für  die  Praxis  anerkannt  ist, 
kann  sie  als  ein  Rechtsinstitut  angesehen  werden.  Dies  ist 
der  Fall  in  der  parlamentarischen  Republik  Frankreich  bei  der 
politischen  Abhängigkeit  des  Präsidenten  von  der  Kammer- 
inajorität,  der  er  die  Minister  entnimmt.  Wird  das  republi- 
kanische Staatshaupt  auf  Grund  von  Normen  des  gesetzten 
Rechts,  etwa  der  Verfassung  oder  eines  Staatsbeamtengesetzes, 
zur  Rechenschaft  gezogen,  so  hat  dies  nur  zivilrechtliche  oder 
strafrechtliche  Folgen. 

2.  Die  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit  ist  für  das 
Staatsrecht  ohne  grosse  Bedeutung.  Es  leuchtet  ohne  weiteres 
ein,  dass  bei  einer  Verfehlung  des  Staatschefs  und  einer  Ge- 
fährdung oder  Schädigung  von  Staatsinteressen  dem  Staate 
nicht  mit  zivilrechtlichen  Schadensersatzansprüchen  gedient  ist. 
Während  in  Frankreich1)  die  Gerichte  nicht  zuständig  sind, 
wenn  ein  Schaden  bei  einem  in  der  gesetzlichen  Ausübung  der 
Funktionen  eines  Amtes  vorgenommenen  Akte  entstanden  ist,  ist 
in  den  Vereinigten  Staaten  eine  Schadensersatzklage  gegen  den 
Präsidenten  möglich,  da  er  keinen  besonderen  Schutz  in  dieser 
Hinsicht  geniesst.  Art.  108  der  Verfassung  Mexikos  bestimmt 
ausdrücklich,  dass  hierin  kein  Privileg  gegeben  sei.  Nach  Art. 
89  der  Hamburgischen  Verfassung  können  die  Verwaltungs- 
behörden, ohne  dass  es  einer  besonderen  Erlaubnis  dazu  bedarf, 
von  jedem,  der  sich  durch  ihre  amtlichen  Handlungen  in  seinem 


l)  Lebon,  Das  Staatsrecht  der  französischen  Republik  S.  58  Anm.  2. 
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Privatrechte  verletzt  glaubt,  auf  Entschädigung  oder  Genug- 
tuung gerichtlich  belangt  werden. 

3.  Sodann  besteht  noch  eine  strafrechtliche  Verant- 
wortlichkeit. Ihr  sind  die  republikanischen  Staatshäupter  und 
Minister  wie  jeder  andere  Staatsangehörige  unterworfen.  Die 
Ahndung  aller  Verbrechen  und  Vergehen  ist,  soweit  sie  vom 
Gesetze  mit  Strafe  bedroht  werden,  den  ordentlichen  Gerichten 
übertragen.  Die  Normen  des  Strafrechts  und  Strafprozesses 
finden  grundsätzlich  volle  Anwendung  auf  das  republikanische 
Staatshaupt. 

4.  Die  höchsten  Magistrate  werden  aber  mit  noch  anderen 
Rechtsnachteilen  bedroht.  Über  die  juristische  Natur  dieser 
Verantwortlichkeit  sind  die  Meinungen  geteilt. 

Sam n ely  sucht  den  Nachweis  zu  erbringen,  dass  „die  Verant- 
wortlichkeit der  Minister,  deren  Realisierung  der  Volksvertretung 
zusteht,  ihrem  Rechtsgrund,  ihrem  Inhalt  und  ihrer  Natur  nach 
ein  Ausfluss  der  disziplinaren  Verantwortlichkeit  aller  Staats- 
diener sei a  *).  Ihm  gegenüber  führt  v.  Frisch2)  zutreffend  aus, 
dass  diese  Verantwortlichkeit  der  disziplinaren  Strafgewalt  über 
die  Staatsdiener  in  manchen  Punkten  zwar  ähnlich,  aber  nicht 
gleich  sei.  Es  fragt  sich  dann,  ob  diese  Verantwortlichkeit 
nicht  auch  rein  strafrechtlicher  Natur  ist 3).  Schon  Ausdrücke 
wie:  in  Anklagezustand  versetzen,  aburteilen,  Gerichtshof,  deuten 
auf  ein  Gerichtsverfahren  und  den  strafrechtlichen  Charakter 
hin.  Es  liesse  sich  annehmen,  dass  der  besonderen  Natur  der 
politischen  Vergehen,  der  verletzten  Staatsinteressen  und  des 
Angeklagten  durch  die  Bestimmung  eines  besonderen  Gerichts- 
hofes und  eines  besonderen  Verfahrens  Rechnung  getragen  wor- 
den sei,  denn  ähnliche  Abweichungen  vom  gewöhnlichen  Straf- 
verfahren finden  sich  auch  sonst;  so  werden  die  gewöhnlichen 
Gerichte  z.  B.  durch  die  Austrägalgerichte  ersetzt.  Die  genannteu 
Ausdrücke  zwingen  aber  nicht  zur  strafrechtlichen  Auffassung, 
sie  können  auch  „disziplinar"  verstanden  werden4).    Aus  der 

>)  a.  a.  0.  S.  87. 
»)  a.  a.  0.  S.  171  ff. 

8)  Per r ins  Monographie  ist  entsprechend  betitelt  „De  la  responsabilite 
p&nale  etc." 

*)  Fleischmann  in  der  Deutschen  Literatnrzeitung  1906  Sp.  2973. 
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politischen  Natur  der  zur  Anklage  führenden  Vergehen,  die 
meist  in  jeder  Verfassungsverletzung  bestehen  können  und 
deshalb  auch  nicht  wie  in  den  Strafgesetzbüchern  aufgezählt 
sind,  folgt  weiter,  dass  zunächst  der  Zweck  des  Verfahrens  ist,  den 
Staat  zu  sichern,  und  erst  in  zweiter  Linie,  eine  Bestrafung  des 
Schuldigen  herbeizuführen:  so  kann  iu  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  überhaupt  nur  auf  Dienstentlassung  erkannt  werden. 

Hiernach  wird  man  am  besten  eine  spezifische 
Ministerverantwortlichkeit  oder,  da  sie  ja  auch  gegen  die 
republikanischen  Staatshäupter  wirkt,  eine  besondere  staats- 
rechtliche Verantwortlichkeit  annehmen.  Gerade  sie  ist  mit 
der  politischen  oder  parlamentarischen  Verantwortlichkeit  eine 
Eigentümlichkeit  des  Staatsrechts,  da,  wie  gezeigt,  die  zivil- 
und  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  für  die  höchsten  Magistrate 
eine  besondere  Regelung  nicht  gefunden  hat.  Staatsrechtliche 
und  parlamentarische  Verantwortlichkeit  vereinigen  sich  mit 
der  gleich  zu  besprechenden  ministeriellen  Gegenzeichnung  zu 
einem  besonderen  Rechtsinstitute.  Von  einander  unterscheiden 
sie  sich  dadurch,  dass  für  die  parlamentarische  Verantwortlich- 
keit keine  Rechtsfolgen  bestehen,  sie  fügt  sich  der  sittlichen 
Verantwortlichkeit  ein  1).  Die  staatsrechtliche  Verantwortlich- 
keit aber  kann  (wie  die  zivil-  und  strafrechtliche)  auf  Grund 
positiver  Rechtsnormen  geltend  gemacht  werden.  Jedoch  sind 
hierfür  ein  besonderes  Verfahren  und  besondere  Rechtsfolgen 
bestimmt,  die  daher  noch  einer  Darstellung  bedürfen.  Dem 
Hauptzwecke  der  staatsrechtlichen  Verantwortlichkeit,  den  Staat 
zu  sichern,  entspricht  auch  die  Tatsache,  dass  in  den  heutigen 
Staaten  die  staatsrechtliche  Verantwortlichkeit  gegenüber  der 
parlamentarischen  Verantwortlichkeit,  trotzdem  letztere  zum  Teil 
gar  nicht  ein  Institut  des  geschriebenen  Verfassungsrechts  ist 
und  durch  Anklage,  direkten  Zwang  oder  Bestrafung  nicht  rea- 
lisiert werden  kann,  verhältnismässig  sehr  geringe  Bedeutung 
hat.  Bryce2)  nennt  das  Impeachment  das  schwerste  Geschütz 
im  Arsenal  des  Kongresses;  dies  Verfahren  sei  deshalb  schwierig 


')  Pistorins,  Die  Staatsgerichtsböfe  uud  die  Ministerverantwortlichkeit 
nach  heutigem  deutschem  Staatsrecht,  Tübingen  1891,  S.  3. 
J)  The  American  Commonwealth,  3.  ed.,  Bd.  1  S.  211. 


166 


zu  handhaben  und  könne  sich  nur  gegen  schwere  Verbrechen 
richten.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  hat  nur  ein 
Impeachuient  stattgefunden,  und  auch  dieses  endete  mit  einer 
Freisprechung.  Allerdings  ist  in  Nordamerika  auch  die  Ab- 
dankung vor  Ablauf  der  Amtszeit  so  wenig  den  Traditionen 
entsprechend  (da  der  Präsident  sein  Mandat  vom  Volke,  nicht 
vom  Parlamente  hat),  dass  hier  ans  diesem  besonderen  Grunde 
die  parlamentarische  Verantwortlichkeit  wenig  Erfolg  haben 
wird.  In  Frankreich  dagegen  haben  vou  fünf  sich  folgenden 
Präsidenten  vier  ihr  Amt  niedergelegt1).  In  einem  ausgebil- 
deten konstitutionellen  Staate  wird  also  die  parlamentarische 
Verantwortlichkeit  meist  vollkommen  ausreichen.  Eine  durch 
Urteil  ausgesprochene  Amtsentsetzung  hat  im  Gegensatze  zu 
einem  freiwilligen  Rücktritte  bereits  den  Charakter  der  Strafe. 

V.  Die  ministerielle  Gegenzeichnung  ist  das  Gegen- 
stück und  die  Ergänzung  der  in  Monarchien  grundsätzlich,  in 
Republiken  tatsächlich  bestehenden  Unverantwortlichkeit  des 
Staatsoberhauptes 2). 

In  den  Kollegialrepubliken  ist  kein  Raum  für  sie,  da  die 
Mitglieder  des  Kollegiums  dem  Vorsitzenden  gegenüber  nicht 
die  Stellung  von  Ministern  einnehmen.  Sie  besteht  ferner  nicht 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  ihren  Glied- 
staaten. Hier  ist,  wie  aus  der  Rechtsstellung  der  Staatssekre- 
täre folgt,  der  Präsident  oder  der  Governor  allein  für  alle 
Regierungsakte  verantwortlich.  Er  unterzeichnet  allein  seine 
Anordnungen,  die  Staatssekretäre  sind  nur  ihm  gegenüber  ver- 
antwortlich 3). 

In  den  übrigen  Republiken  dagegen  findet  sich  die 
ministerielle  Gegenzeichnung.  Wenn  aus  politischen  Gründen 
das  republikanische  Staatshaupt  nicht  oder  nur  in  beschränk- 
tem Masse  verantwortlich  ist,  so  sollen  die  Rechte  und 
die  Sicherheit  des  Staatsvolkes  nicht  dadurch  berührt  wer- 


')  Des  Noyers,  Le  ponvoir  executif  aux  fitats-Unis  (Revue  des  Deux 
Mondes  vom  1.  Oktober  1901  S.  635,  63«  Anw.  1). 

')  Vgl.  zur  miuisterielleu  Verantwortlichkeit  auch  Brie,  Art.  „Staats- 
minister  in  Stengels  Wörterbuch  Bd.  2  S.  492  ff. 

3)  de  Chambrnn,  Le  potivoir  executif  aux  ßtats-Unis,  2.  edit.,  Paris 
189«,  S.  335:  Steinbach.  Die  rechtliche  Stelluug  usw.  S.  39. 
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den.  Es  treten  die  Minister  an  die  Stelle  des  Staatshauptes 
und  sind  für  dieses  dem  Volke  verantwortlich,  ausser  der 
kraft  ihrer  allgemeinen  Eigenschaft  als  Staatsbeamte  be- 
reits bestehenden  Verantwortlichkeit.  Die  Übernahme  der 
Verantwortlichkeit  geschieht  nach  heutigem  konstitutionellen 
Staatsrechte  in  jedem  einzelnen  Falle  besonders,  und  zwar 
dadurch,  dass  der  zuständige  Minister  den  Staatsakt  gegen- 
zeichnet1). Sehr  wahrscheinlich  ist  es,  dass  die  Gegenzeichnung 
zunächst  nur  die  Wirkung  hatte,  die  Unterschrift  des  Zeichners, 
des  Staatschefs,  als  dessen  eigenhändige  Unterschrift  zu  be- 
glaubigen, ohne  dass  dadurch  eine  materielle  Garantie  für  den 
Inhalt  des  betreffenden  Schriftstückes  übernommen  wurde8). 

Eine  besondere  Stellung  unter  den  gegenzuzeichnenden 
Akten  nehmen  gewöhnlich  die  militärischen  Angelegen- 
heiten, soweit  sie  den  Oberbefehl  über  die  bewaffnete  Macht 
betreifen,  ein.  In  diesen  soll  die  Handlungsfreiheit  des  Staats- 
hauptes nicht  durch  konstitutionelle  Fesseln  gehemmt  werden3). 
In  der  Monarchie  steht  der  Oberbefehl  über  das  Heer  un- 
zweifelhaft dem  Monarchen  allein  zu;  er  hat  dann  das 
militärische  Verordnungsrecht,  die  Regierungsakte  in  Militär- 
angelegenheiten sind  zum  Teil  der  Gegenzeichnung  des  zuständigen 
Ministers  entzogen.  Dem  republikanischen  Staatsoberhaupte 
ist  vielfach,  z.  B.  in  Amerika  und  Frankreich,  verfassungs- 
gemäss  ebenfalls  das  Heer  unterstellt.  Es  darf  jedoch  nicht 
ohne  weiteres  gefolgert  werden,  dass  der  Präsident  ebenso  ge- 
stellt sei  wie  der  Monarch.  Zunächst  ist  er  nicht  immer  selbst 
Oberbefehlshaber.  An  und  für  sich  unterliegen  grundsätzlich 
alle  Regierungsakte  der  Gegenzeichnung;  diese  kann  für  eine 
Materie  wie  die  militärischen  Angelegenheiten  auch  nur  durch 
besondere  Verfassungsbestimmung  oder  ein  Ausnahmegesetz 
ausgeschlossen  werden.  Allerdings  hat  hier  in  der  Monarchie 
oft  die  Praxis  über  die  Theorie  gesiegt4).   Der  Monarch  als 


l)  Französisches  Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  3  Abs.  6. 

")  Fleischmann,  Weg  der  Gesetzgebung  S.  65,  66.  v.  Frisch  S.  29  ff. 

»)  v.  Frisch  S.  358. 

*)  Fleisch  mann  in  der  Deutschen  Literaturzeitung  1906  8p.  2975: 
„Die  Befreiung  landesherrlicher  Anordnungen  von  der  Gegenzeichnung,  nament- 
lich ihr  Umfang,  birgt  ein  Stück  Gewohnheitsrecht". 
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höchster  Offizier  erlässt  auch  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung 
Akte,  die  den  Oberbefehl  betreffen,  ohne  Gegenzeichnung1). 
Die  republikanischen  Staatshäupter  dagegen,  die  diese  Stellung 
nicht  haben  und  denen  ein  entsprechendes  Recht,  auch  wenn 
sie  selbst  den  Oberbefehl  führen,  durch  das  Gewohnheitsrecht 
nicht  beigelegt  ist,  müssen  sich  bei  jeder  Verfügung  über  die 
Truppenmacht  an  die  Gegenzeichnung  gebunden  halten2).  Der 
nordamerikanische  Präsident,  der  selbst  Oberbefehlshaber  ist 
und  dessen  Akte,  wie  gesagt,  nicht  der  Gegenzeichnung  be- 
dürfen, hat  also  nur  aus  letzterem  Grunde  in  dieser  Beziehung 
eine  monarchenähnliche  Stellung. 

VI.  Während  in  den  meisten  Fällen  durch  die  Gegenzeichnung 
die  Verantwortlichkeit  auf  den  gegenzeichnenden  Minister  über- 
geht, wird  sie  nach  positiver  Verfassungsbestimmung  nicht 
ausgeschlossen  im  Falle  des  Hochverrates  und  anderer  schweren 
Staatsverbrechen.  Das  französische  Gesetz  vom  25.  Fe- 
bruar 1875  Art,  6  Abs.  2  bestimmt:  „Le  President  de  la 
Republique  n'est  responsable  que  dans  le  cas  de  haute  trahison", 
während  es  im  Abs.  1  von  den  Ministern  heisst:  „Les  ministres 
sont  solidairement  responsables  devant  les  Chambres  de  la 
politique  generale  du  Gouvernement,  et  individuellement  de 
leurs  actes  personnels".  Die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  Art.  2  Sekt.  4  zählt  ausser  Hochverrat  noch 
Bestechung  und  andere  hohe  Verbrechen  und  Vergehen  (treason, 
bribery,  or  other  high  criraes  and  misdemeanors)  auf,  worunter 
sich  dann  schliesslich  alles  bringen  lassen  wird.  Übereinstim- 
mung besteht  darüber,  dass  das  Vergehen  sich  auf  die  amt- 
liche Tätigkeit  beziehen  muss,  im  übrigeu  hängt  die  Frage, 
was  zu  den  Anklagegründen  zu  rechnen  sei,  in  hohem  Masse 
von  politischen  Erwägungen  des  jeweiligen  Kongresses  ab  3). 
Die  Verfassungen  Brasiliens  Art.  54  und  Mexikos  Art.  105 4) 
geben  eine  ganze  Reihe  von  Vergehen  an,  wegen  deren  An- 
klage gegen  den  Präsidenten  erhoben  werden  kann. 

')  v.  Frisch  S.  356,  357. 

•}  Lcbon,  Das  Staatsrecht  der  französischen  Republik  S.  46 ff. 
»)  v.  Holst,  Staatsrecht  der  Ver.  Staaten  S.  87,  88;  s.  a.  oben  S.  82 
Anm.  2. 

4)  S.  auch  Dareste,  Les  Constitution«  modernes  Bd.  2  S.  486  Anm.  1. 
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In  allen  diesen  in  den  Gesetzen  aufgezählten  Fällen  bleibt 
die  grundsätzliche  Verantwortlichkeit  bestehen,  es  liegt  nicht 
etwa  eine  Ausnahme  von  einer  prinzipiellen  Un Verantwortlich- 
keit vor;  beide,  Staatshaupt  wie  gegenzeichnender  Minister, 
können  zur  Rechenschaft  gezogen  werden.  Unnötigerweise  hat 
diese  Tatsache  manchen  Schriftstellern  Schwierigkeiten  bereitet, 
insofern  darin,  dass  Präsident  und  Minister  in  gleicher  Weise 
für  dieselbe  Handlung  haftbar  gemacht  werden,  eiue  Verletzung 
des  Grundsatzes  ne  bis  in  idem  erblickt  wird1).  Die  Haftung 
beider  Personen  ist  aber  durchaus  nicht  unzulässig.  Sie  werden 
nach  allgemeinen  strafrechtlichen  Nonnen  wie  zwei  Mittäter 
bestraft.  Auch  ein  zivilrechtlicher  Schadensersatzanspruch 
könnte  eventuell  —  praktisch  wird  dies,  wie  gesagt,  wohl 
kaum  werden  —  gegen  beide  solidarisch  Haftende  begründet  sein. 

VII.  Die  Art  und  Weise,  wie  das  republikanische  Staats- 
oberhaupt in  den  angeführten  Fällen  zur  Verantwortung  ge- 
zogen wird,  das  Verfahren,  ist  in  den  Verfassungen  besonders 
geregelt  worden.  In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  ihren  Gliedstaaten  heisst  dies  Verfahren  impeachment2), 
wie  es  überhaupt  gegen  jeden  Beamten  wegen  seiner  in  Aus- 
übung des  Amtes  begangenen  Verfehlungen  angewendet  werden 
kann.  In  einem  Verfahren  gegen  den  höchsten  Staatsbeamten 
ist  aber  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  anderen  Staats- 
beamten entzogen.  Das  republikanische  Staatshaupt  hat  sich 
vor  dem  Parlamente,  der  Repräsentation  des  Trägers  der 
Staatsgewalt,  zu  verantworten,  und  zwar  fungiert  die  zweite 
Kammer  (in  Frankreich  die  Deputiertenkammer,  in  Nordamerika 
das  Repräsentantenhaus  bzw.  Assembly)  als  Anklagebehörde  und 
der  Senat  als  Gerichtshof3).  Ebenso  wird  in  Mexiko  (Art.  104, 105) 
und  Brasilien  (Art.  33,  53)  der  Präsident  bei  Amtsvergehen 


')  Vgl.  dazu  v.  Frisch  S.  188. 

*)  Foster,  Coininentarics  Bd.  1  S.  505 ff.;  Story,  Commeutaries  §§78Gff. ; 
Ponieroy,  Introduction  to  the  constitutional  law;  Föderalist  Kap.  65,  66, 
Bancroft,  History  Bd.  2  S.  193,  wo  andere  bei  der  Beratung  der  Verfassung 
gemachte  Vorschläge  angegeben  sind  und  auf  das  englische  Vorbild  hinge- 
wiesen ist;  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts  S.  685.  686. 

8)  Franz.  Gesetz  vom  16.  Juli  1875  Art.  12;  Verfassung  der  Ver.  Staaten 
Art  I  Sekt.  3  §  6. 
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durch  die  Kammer  vor  den  Senat,  allerdings  bei  auderen 
bürgerlichen  Vergehen,  die  hier  auch  nach  ausdrücklicher  Vor- 
schrift zu  verantworten  sind,  vor  den  obersten  Gerichtshof 
gezogen.  In  Nordamerika  führt  nicht  der  Vizepräsident,  der 
Präsident  des  Senats  ist,  den  Vorsitz  bei  einer  Aburteilung 
des  Präsidenten,  dessen  Nachfolger  er  sein  würde,  sondern  der 
oberste  Richter.  Nach  manchen  Verfassungen  ist  eine  amtliche 
Tätigkeit  des  Angeklagten  während  des  Prozesses  verboten  1). 
Zu  der  Verurteilung  ist  oft  eiue  Zweidrittelmehrheit  notwendig, 
ein  Rechtsmittel  ist  nicht  gegeben. 

VIII.  Über  die  Folgen  der  Verantwortlichkeit  bestehen 
nicht  ausführliche  Vorschriften.  Die  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  (Art.  1  Sekt.  3  §  7)  bestimmt,  dass  der 
Senat  nur  auf  Amtsentsetzung  und  Unfähigkeit,  ein  besoldetes 
oder  ein  Ehrenamt  zu  bekleiden,  erkennen  kann;  eine  weitere 
Verurteilung  muss  durch  die  ordentlichen  Gerichte  erfolgen. 
Das  französische  Verfassungsgesetz  enthält  nichts  über  die 
Folgen;  das  in  Aussicht  gestellte  Gesetz  über  das  Verfahren 
vor  dem  Senate  ist  am  10.  April  1889  erlassen.  Falls  nähere 
dieses  Rechtsinstitut  regelnde  Bestimmungen  fehlen,  sind  ergän- 
zend die  Normen  des  Strafrechts  und  Strafprozesses  heranzu- 
ziehen. Eine  ausschliessliche  Geltung  haben  diese  natürlich  in 
solchen  Republiken,  die  eine  besonders  geregelte  Verantwort- 
lichkeit des  Staatsoberhauptes  nicht  kennen. 

§  11.   Der  Vizepräsident  und  die  Stellvertretung  des 

Staatshauptes. 

I.  Wiewohl  das  republikanische  Staatsoberhaupt  normaler- 
weise ununterbrochen  die  meist  nur  wenige  Jahre  be- 
tragende Amtsperiode  hindurch  bis  zum  Ende  fungieren  wird, 
ist  es  möglich  —  und  es  ist  von  den  Verfassungen  für  den  Fall 
Vorsorge  zu  treffen  — ,  dass  während  der  Amtszeit  in  der 
Person  des  Staatshauptes  eine  Änderung  erfolgt.  Es 
ist  möglich,  dass  während  der  Amtsdauer  eine  zeitweilige  Be- 
hinderung eintritt,  nach  der  der  Präsident  weiter  fungieren 
wird  ;  in  diesen  Fällen  ist  für  eine  Vertretung  des  Präsidenten 

')  v.  Holst,  .Staatsrecht  der  Ver.  Staateu  S.  154  Anm.  1. 
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zu  sorgen.  Es  ist  aber  auch  möglich,  ilass  wahrend  der  Amts- 
dauer  die  Funktion  eines  Präsidenten  endgültig  aufhört.  Die 
Fälle  solcher  Beendigung  sind  bereits  früher  (S.  104 ff.)  erörtert. 
Bei  solchem  Vorkommnis  könnte  entweder  sofort  eiue  neue 
Periode  des  Nachfolgers  beginnen,  oder  es  versieht  für  den 
fortfallenden  Präsidenten  eine  andere  Person  die  Funktionen 
des  Staatsoberhauptes  bis  zum  Ablaufe  dieser  Periode.  Für 
diese  aufgezählten  Fälle  haben  nun  viele  Verfassungen  be- 
sondere Persönlichkeiten  vorgesehen,  wie  den  Vizepräsi- 
denten, dem  Worte  nach  das  stellvertretende  republikanische 
Staatsoberhaupt,  den  lieuteuant  -  governor,  den  Landesstatt- 
halter. 

II.  Im  folgenden  soll  ein  Blick  auf  die  Regelung  der  Ver- 
tretung im  einzelnen  fallen,  und  zwar  zunächst  für  Amerika. 

1.  Das  Institut  der  Vizepräsidentschaft  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  ist  das  Vorbild  vieler 
anderer  amerikanischer  Verfassungen  geworden,  es  mag  daher 
mit  seinen  eigenartigen  Rechtsnormen  hier  als  besonderer 
Typus  dargestellt  werden.  Von  vornherein  sei  festgestellt,  dass 
der  Vizepräsident  nicht,  wie  sein  Name  zu  sagen  scheint,  stell- 
vertretender Präsident  ist.  Es  besteht  in  den  Vereinigten 
Staaten  keine  Stellvertretung  des  Präsidenten,  nach  der  der  Ver- 
tretende im  Namen  des  Vertretenen  handelt.  Der  Präsident  kann 
nicht  etwa  seine  Funktionen  delegieren,  denn  die  Verfassung  gibt 
ihm  hierzu  nicht  das  Recht 1).  Auch  steht  der  Vizepräsident  nicht 
in  eiuem  solchen  Verhältnisse  zum  Präsidenten  wie  der  Stellver- 
treter zum  deutschen  Reichskanzler,  der  zwar  die  Funktionen  des 
Reichskanzlers  wahrnimmt,  sie  aber  nicht  von  ihm  delegiert 
bekommt,  sondern  sie  auf  Grund  der  Verfassung  ausübt2). 
Der  Vizepräsident  wird  zugleich  mit  dem  Präsidenten  vom 
Volke  gewählt. 

Solange  der  Präsident  im  Amte  ist,  ist  der  Vizepräsident  Vor- 
sitzen der  des  Senates;  er  ist  also  nicht  Mitglied  der  Exeku- 
tive, trotzdem  er  in  der  Verfassung  mit  unter  den  Mitgliedern  des 


')  von  Holet,  Das  Staatsrecht  <lcr  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

S.  46. 

,J)  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre  S.  543. 
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executive  department  aufgeführt  wird.  Im  Senate  hat  er 
jedoch  nur  bei  Stimmengleichheit  Stimmrecht;  in  diesem  Falle 
gibt  er  den  Ausschlag.  Es  könnte  zweifelhaft  sein,  ob  er  als 
Mitglied  des  Senates  nicht  Beamter,  sondern  Repräsentant  des 
Volkes  ist.  Seine  Stellung  innerhalb  des  Senates,  das  fehlende 
Stimmrecht  und  der  Vorsitz  kraft  Amtes,  sprechen  jedoch 
weniger  für  die  Eigenschaft  als  Repräsentant  des  Volkes  als 
für  seine  Aufgabe,  innerhalb  der  Legislative  lediglich  eine  ver- 
waltende Tätigkeit  auszuüben.  Der  Vizepräsident  nimmt  recht- 
lich wie  politisch  eine  verhältnismässig  unbedeutende  Stellung 
ein ;  weder  auf  die  Exekutive  noch  auf  die  Legislative  steht  ihm 
verfassungsmässig  ein  grosser  Einfluss  zu  1). 

Nach  Art.  2  Sekt.  1  §  5  der  Verfassung  sollen  im  Falle 
der  Entfernung  des  Präsidenten  vom  Amte  oder  seines  Todes, 
Verzichts  oder  seiner  Unfähigkeit,  die  Gewalten  und  Pflichten 
dieses  Amtes  wahrzunehmen,  dieselben  auf  den  Vizepräsidenten 
übergehen.  Dies  gilt  zunächst  für  eine  zeitweilige  Verhin- 
derung des  Präsidenten,  denn  die  Unfähigkeit,  sein  Amt  zu  ver- 
sehen, kann  gehoben  werden.  Die  Verfassung  gestattet  weiter, 
dass  der  Kongress  durch  Gesetz  einen  anderen  Beamten  be- 
zeichnet, der  im  Falle  der  Behinderung  des  Vizepräsidenten 
für  diesen  eintreten  soll,  und  bestimmt  ausdrücklich,  dass  dieser 
Beamte  demgemäss  fungieren  soll,  bis  die  Unfähigkeit  gehoben 
oder  ein  Präsident  erwählt  worden  ist. 

Beim  Scheiden  des  Präsidenten  aus  seinem  Amte  vor 
Ablauf  der  Amtsperiode  tritt  der  Vizepräsident  jedoch  an  dessen 
Stelle  und  wird  selbst  Staatsoberhaupt  und  oberster  Beamter  der 
Exekutive.  Hier  besteht  Streit 2).  Es  wird  behauptet,  dass  der 
Vizepräsident  nur  die  Funktionen  der  Exekutivgewalt  wahrnehme 
und  dass  er  nur  mit  der  Ausübung  der  präsidentielleu  Funk- 
tionen beauftragt  sei.  Nach  anderer  Ansicht  dagegen  wird  er 
in  AVirklichkeit  Präsident.  Letzteres  trifft  zu.  Der  Vize- 
präsident tritt  in  alle  Funktionen,  Rechte  und  Pflichten  des 
fortgefallenen  Präsidenten  ein.    Wenn  die  Verfassung  dem 

')  Iber  den  Fall  eines  Iiupeacbment  gegen  den  Präsidenten  vgl.  oben 
§  10  VII  am  Ende. 

')  de  Chamurun,  Le  pouvoir  exöcutif  aus  Etats-Unis  S.  43. 
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Vizepräsidenten  nur  eine  sozusagen  abwartende  Stellung  zuweist, 
so  wird  die  Absicht  sein,  dass  beim  Fortfall  des  Präsidenten 
sofort  voller  Ersatz  in  der  Person  des  Vizepräsidenten  vor- 
handen sein  soll;  es  würde  zwecklos  sein,  dann  noch  in  der 
Person  des  nicht  mehr  im  Amte  befindlichen  Präsidenten  den 
eigentlichen  Titular  bis  zum  Ablaufe  des  Restes  der  Amtszeit 
anzunehmen.  Zudem  erhält  der  Vizepräsident,  wenn  er  den 
Präsidenten  ersetzt,  sofort  den  Titel  des  Präsidenten.  Der 
Vizepräsident  kann  nicht  etwa  mit  einem  Regenten  verglichen 
werden,  der  in  einem  monarchischen  Staate  an  die  Stelle  des 
an  der  Ausübung  der  Regierung  verhinderten  Monarchen  tritt. 
Von  dem  Monarchen  können  seine  Souveränitätsrechte  nur  der 
Ausübung  nach  übergehen,  er  bleibt  als  Träger  der  Souveränität 
neben  dem  Regenten  bestehen ;  der  Präsident  jedoch  hat  nur 
insoweit  Rechte,  wie  sie  ihm  die  Verfassung  ausdrücklich  zu- 
teilt. Ein  Erhalten  in  der  Präsidentenstellung  trotz  des  Ein- 
tritts des  Vizepräsidenten  ist  nicht  vorgesehen  und  würde  auch 
mit  den  republikanischen  Grundsätzen  nicht  in  Einklang  stehen. 
Der  Präsident  fällt  also  fort,  wenn  der  bisherige  Vizepräsident 
seine  Amtsfunktionen  dauernd  ausübt. 

In  den  meisten  nordamerikanischen  Gliedstaaten1)  steht 
neben  dem  governor  ein  lieutenant  -  govemor,  dessen 
Stellung  der  des  Vizepräsidenten  der  Union  nachgebildet  ist. 
Auch  er  ist  zunächst  ex  officio  Präsident  des  Senates. 

2.  Von  den  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten 
haben  „Vizepräsidenten"  Nicaragua,  Salvador,  Cuba,  Domingo, 
Ecuador,  Brasilien,  Paraguay,  Uruguay  und  Argentinien. 
Bolivia,  Guatemala  und  Peru  wählen  zwei;  Costa  Rica,  Panama 
und  Venezuela  sogar  drei  Vizepräsidenten.  In  Argentinien 
haben  die  meisten  Gliedstaaten  Vizegobernadores.  Auch  diese 
entsprechen  im  wesentlichen  dem  nordamerikanischen  Vize- 
präsidenten; so  hat  z.  B.  der  Vizepräsident  von  Argentinien 
den  Vorsitz  im  Senat  mit  beschränktem  Stimmrecht  (Art.  49), 
jedoch  vertritt  er  nach  Art.  41  Nr.  1  den  Präsidenten  auch  in 
Behinderungsfällen. 


•)  z.  B.  California  V  17,  Colorado  IV  1,  Connecticut  IV  13,  14.  Florida 
VI  14,  Illinois  V  1,  .Iowa  IV  3,  New  York  III  3. 
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3.  In  denjenigen  amerikanischen  Republiken,  die  das 
Institut  des  Vizepräsidenten  nicht  kennen,  tritt  der  Präsident 
des  Senates  an  die  Stelle  des  fortfallenden  Präsidenten;  z.B. 
Mexiko  Art.  78.  Ein  Unterschied  in  der  Rechtsstellung  beider 
besteht  nicht,  da  auch  der  Vizepräsident  nur  den  Vorsitz  im 
Senate  hat,  also  allein  die  Bezeichnung  verschieden  ist. 

4.  Für  den  Fall,  dass  auch  der  Vizepräsident  oder  Präsident 
des  Senates  fortfällt,  sind  von  vieleu  Verfassungen  andere 
Staatsbeamte  bezeichnet,  die  der  Reihe  nach  an  die  Stelle 
des  Präsidenten  treten.  Hierfür  kommen  in  Betracht  der 
Sprecher  des  Repräsentantenhauses,  die  Staatssekretäre  und 
der  oberste  richterliche  Beamte1).  Der  Vorsitz  im  Senat  geht 
dann  von  dem  Präsidenten  des  Senates,  der  an  die  Stelle  des 
Staatshauptes  rückt,  auf  den  Präsidenten  pro  tempore8)  (desig- 
nierten3) Präsidenten)  über. 

Während  der  Vizepräsident  immerhin  vom  Volke  im  Hin- 
blick auf  den  möglichen  Ersatz  des  Präsidenten  gewählt  wird, 
nehmen  diese  in  zweiter  Linie  heranzuziehenden  Ersatzmänner 
unter  den  republikanischen  Staatshäuptern  insofern  eine  ausser- 
ordentliche Stellung  ein,  als  sie  nicht  vom  Volke  oder4)  der  das 
Volk  repräsentierenden  Legislative  gewählt  sind,  sondern  ihre 
Stellung  als  Staatshaupt  der  Ernennung  durch  den  fortgefallenen 
Präsidenten  (mit  Zustimmung  des  Senates)  und  dem  sie  zur  Nach- 
folge berufenden  Rechtssatze  verdanken. 

III.  Diese  Beschränkung  der  Tätigkeit  des  Vizepräsidenten 
während  der  Amtszeit  des  Präsidenten  auf  die  Legislative 
findet  sich  nur  in  Amerika.  Für  die  Darstellung  der  Stellver- 
tretung in  anderen  Republiken  schliessen  sich  am  besten  zunächst 

')  Die  durch  Kongressakte  vom  17.  Januar  1886  (auf  Grund  der  erwähnten 
Verfassuugsbestimmung  ergangen,  die  dem  Kongresse  die  Bezeichnung  des 
Ersatzmannes  überlässt)  festgestellte  Reihenfolge  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  (Secretary  of  State,  of  the  Treasury,  of  War,  Attorney  General, 
Postmastcr  General,  Secretary  of  the  Navy,  of  the  luterior,  of  Agriculture) 
s.  hei  Hervieu,  Les  ministres  S.  212,  und  Des  Noyers,  Le  pouvoir 
exi'cntif  aux  Etats-Unis  (Revue  des  Dem  Mondes  vom  1.  Oktober  1901  S.  617}. 

t)  z.  ß.  Pennsylvania  IV  14.  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  ein  solcher 
schon  im  Gesetze  vom  1.  März  1792  vorgesehen  (v.  Holst  S.  46  Anm.  2). 

•)  Colombia  Art.  125. 

*)  abgesehen  vom  .Sprecher  des  Repräsentantenhauses. 
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die  Kollegialrepubliken  an.  Audi  hier  treten  an  die  Stelle  des 
Staatshauptes,  wenn  es  vor  beendigter  Amtszeit  fortfällt,  andere 
Staatsbeamte  und  führen  die  Amtszeit  zu  Ende.  Die  be- 
rufenen Ersatzmänner  sind  die  Mitglieder  des  Kollegiums, 
insbesondere  das  dem  Staatshaupte  zunächst  stehende  Mitglied. 

1.  Die  Schweizer  Verfassungen  keimen  als  solche 
dem  Staatshaupte  zunächststehende  Mitglieder  des  obersten 
vollziehenden  Rates  den  Vizepräsidenten  der  Eidgenossen- 
schaft (Art.  98),  den  Vizepräsidenten  des  Regiernngsrates 
in  Zürich  (Art.  38)  und  Bern  (Art.  35),  den  Landstatthalter 
in  Unterwaiden  ob  dem  Wald  (Art.  35  b)  und  Glarus  (Art.  48), 
Statthalter  in  Zug  (§46)  und  Schwyz  (Art.  35),  den  „stillstehenden" 
Landammann  in  Appenzell  Inner-Rhoden  (Art.  20).  Es  bestehen 
aber  keine  Bestimmungen  über  ihre  Funktionen.  Man  wird 
annehmen  dürfen,  dass  sie  ausser  zu  ihrer  Tätigkeit  als  Mit- 
glieder des  Kollegiums  berufen  sind,  den  Präsidenten  oder 
Landammann  sowohl  zeitweilig,  wenn  er  verhindert  ist,  zu  ver- 
treten, als  auch,  wenn  er  während  der  einjährigen  Amtsdauer 
fortfällt,  bis  zum  Ende  des  Amtsjahres  an  seine  Stelle  zu 
treten;  ausserdem  werden  sie,  bei  einem  Wechsel  im  Vorsitz 
nach  Ablauf  des  Amtsjahres,  die  Nachfolger  des  abtretenden 
Präsidenten  sein  *). 

2.  Von  den  Hansestädten  hat  nur  Lübeck  einen 
einzigen  Bürgermeister.  Aus  Art.  14  Abs.  5  der  Verfassung  ergibt 
sich,  dass  bei  einem  Fortfall  des  Bürgermeisters  vor  Ablauf  der 
Amtszeit  sofort  ein  Nachfolger  gewählt  wird.  Dieser  wird  nur  für 
den  Rest  der  Amtszeit  gewählt,  kann  aber  bei  der  nächsten 
Wahl  wiedergewählt  werden.  Bei  zeitweiliger  Verhinderung 
vertritt  den  Bürgermeister  sein  Vorgänger  im  Amte  oder  ein 
besonders  gewählter  Vertreter  (Art.  15). 

In  Hamburg  wird  neben  dem  ersten  auch  ein  zweiter 
Bürgermeister  gewählt  (Art.  17);  auch  in  Bremen  sind  stets 
zwei  Bürgermeister  vorhanden,  da  alle  zwei  Jahre  ein  Bürgermeister 
auf  vier  Jahre  gewählt  wird  (§  30).  Diese  zweiten  Bürgermeister 
vertreten  den  Präsidenten  des  Senates  in  erster  Linie  (Bremen 

')  Der  Vizepräsident  der  Eidgenossenschaft  rückt  „nach  bisherigem  kon- 
stanten Usns"  im  folgenden  Jahre  an  die  Stelle  des  abtretenden  Präsidenten 
(v.  Orelli,  Das  Staatsrecht  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  S.  34). 
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§  31  Abs.  2).  Wird  in  Bremen  der  Nachfolger  eines  während 
der  Amtsführung  fort  fallenden  Bürgermeisters  gewählt,  so  läuft 
seine  Amtszeit  mit  Schluss  der  Amtszeit  seines  Vorgängers  oder 
erst  nach  weiteren  vier  Jahren  ab,  je  nachdem  sein  Vorgänger 
in  der  ersten  oder  in  der  zweiten  Hälfte  seiner  Amtszeit 
fortgefallen  ist. 

Jede  im  Senate  erledigte  Stelle  muss  innerhalb  einer 
kurzen  Frist  wieder  besetzt  werden  (Lübeck  Art.  8),  was  sich 
schon  aus  der  verfassungsmässig  festgelegten  Zahl  von  Senatoren 
(vierzehn  in  Lübeck,  je  achtzehn  in  Bremen  und  Hamburg) 
ergibt. 

IV.  In  Frankreich  findet  im  Falle  des  Todes  oder  der 
Abdankung  des  Präsidenten  eine  sofortige  Wahl  seines 
Nachfolgers  statt  (Gesetz  vom  16.  Juli  1875  Art.  3).  Es  wird 
nicht  etwa  wie  in  den  übrigen  Republiken  die  Amtszeit  des 
Präsidenten  zu  Ende  geführt,  sondern  es  läuft  mit  der  Wahl 
des  Nachfolgers  für  diesen  eine  neue  Amtsperiode  mit  der  ver- 
fassungsmässigen Anzahl  von  Jahren.  Während  der  Zeit  bis 
zum  Amtsantritte  des  neuen  Präsidenten  führt  das  Gesamt- 
ministerium als  nächstes  höheres  Regierungsorgan  die  Geschäfte 
des  Staatshauptes. 

Im  allgemeinen  deutet  die  Festsetzung  eines  bestimmten 
Anfangstermins  der  Amtszeit  —  in  Amerika  ist  als  solcher 
ein  Tag  in  der  Verfassung  festgesetzt,  in  den  Kollegial- 
republiken fällt  die  Amtszeit  des  Staatshauptes  als  solchen 
gewöhnlich  mit  dem  Kalenderjahre  zusammen  —  auf  eine  Fort- 
führung der  Funktionen  bis  zum  Ablauf  der  Amtszeit  durch 
einen  Eisatzmann  hin.  Das  französische  Verfassungsrecht  da- 
gegen legt  nur  eine  Amtsperiode  von  sieben  Jahren  fest,  ohne 
Beginn  und  Ende  an  bestimmte  Termine  zu  binden. 
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Dritter  Abschnitt 

Abweichende  Konstruktionen. 

§  12.    Ableitungen  aus  zivil  rechtlichen  Begriffen. 

Im  Verlaufe  der  bisherigen  Erörterungen  ist  die  staats- 
rechtliche Stellung  der  republikanischen  Staatshäupter  syste- 
matisch dargestellt  worden.  Da  zu  diesem  Zwecke  bereits  zu 
manchen  wichtigen  Begriffen,  besonders  auch  zu  den  Bezeich- 
nungen als  Staatsorgan,  Repräsentant,  Chef  der  Exekutive. 
Stellung  genommen  werden  musste,  so  kann  der  nunmehr  fol- 
gende kritische  Teil  um  so  kürzer  ausfallen;  er  braucht  nur 
noch  einige  bisher  nicht  besprochene  Konstruktionen  zu  bringen. 

I.  Zur  Erklärung  der  Rechtsstellung  des  republikanischen 
Staatsoberhauptes  und  insbesondere  des  die  Rechtsstellung  be- 
gründenden Aktes  hat  man  vielfach  auf  Institute  des  Zivil- 
rechts zurückgegriffen. 

1.  So  sieht  folgender  Schriftsteller  das  Staatshaupt  der 
Republik  für  einen  Beauftragten  des  Volkes  an:  Hart- 
mann1): „Die  Gesamtheit  der  Staatsangehörigen  .  .  .  kann 
zu  den  einzelnen  notwendig  werdenden  Handlungen,  sofern  die 
Anzahl  der  Staatsangehörigen  die  unmittelbare  Mitwirkung 
sämtlicher  Staatsangehörigen  nicht  zulässt,  Bevollmächtigte 

beauftragen   In  Staaten,   nach   deren  Verfassung 

die  Souveränität  in  der  Gesamtheit  der  Staatsbürger  beruht, 
sind  die  höchsten  Organe  des  Staates  nur  Mandatare". 
Einen  Mandatar  nennen  das  Staatshaupt  ferner:  Rivier*): 
„In  den  jetzigen  Republiken  ist  die  Gesamtheit  der  Staats- 
bürger souverän.  Das  höchste  Organ  ...  ist  Mandatar  der 
Gesamtheit";  Ulimann :J):  „Der  Inhalt  der  Rechtsstellung  des 
Präsidenten  der  Republik  ...  ist  ein  abgeleiteter.  Die  höchsten 


')  Institutionen  des  praktischen  Völkerrechts  in  Friedenszeiten.  Hannover 
1874,  S.  60,  78. 

a)  Lehrbuch  des  Völkerrechts,  Stuttgart  188U,  S.  242;  s.  a.  dessen 
Principes  du  droit  des  gens,  Paris  18%,  Bd.  1  8.  42.1. 

3)  Völkerrecht  (in  Maruuardsens  Handbuch),  Freiburg  18i»H.  S.  8.'). 

Walthor,  Staatshaupt  iu  Kepublikcn  12 
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Organe  sind  hier  Mandatare  des  souveränen  Volkes,  ohne  selbst 
souverän  zu  sein";  v.  Martens1):  „Nur  die  Staaten  sind 
Subjekte  des  Völkerrechts.  Fürsten  und  Gesandte  sind  nur 
Repräsentanten  oder  Mandatare  des  Staates  ....  In  der 
Eigenschaft  zur  Präsidentschaft  erwählter  Personen  behalten 
sie  in  internationalen  Verhältnissen  vor  allem  den  Charakter 
von  Privatpersonen  und  gelten  als  Repräsentanten  ihrer  Nation 
immer  nur  auf  Grund  und  innerhalb  der  Grenzen  ihres  staats- 
gesetzlichen Mandates".  Pradier-Fodere a):  „LTorgane supreme, 
de  TEtat  republicain  n'est  que  le  mandataire  special  et  partiel 
du  penple  souverain". 

2.  Besonders  französische  Schriftsteller  sprechen  davon,  dass 
das  Verhältnis  des  Staatshauptes  zum  Staate  auf  Delegation 
beruhe.  De  Chambrun8):  „Dans  une  republique  la  souverainete 
doit  etre  eflfectivement  exercee  par  le  peuple;  il  faut  que  les 
assemblßes ,  que  le  President  lui  -  meine  soient  conside'res 
seulement  comme  les  delegues";  Perrin4):  „Les  agents  du 
pouvoir  executif,  du  pouvoir  legislatif  et  du  pouvoir  judiciaire 
ne  sont  que  les  delegues  de  la  souverainete  nationale  ...  En 
somme,  le  President  etait  l'tflu  du  peuple,  quoique  indirectemeut, 
et  le  delegue'  de  la  souverainete  nationale".  Direktorialver- 
fassung: „Le  pouvoir  executif  est  delegue  ä  un  directoire". 
Lefebvre5):  „Le  president  de  la  Republique  doit  etre  con- 
sideYe  aujourd'hui  comme  un  deleguä  de  la  nation  Charge*  en 
titre".  Duguit6)  verbindet  die  Begriffe  Mandat,  Delegation 
und  Repräsentation:  „Le  presideut  de  la  R6publique  auquel 
la  nation  delegue  le  pouvoir  executif  lui  aussi  est  un  mandataire 
revetu  du  caractere  representatif". 

3.  Eine  andere  Reihe  von  Schriftstellern  betont  mehr,  dass 
das  Oberhaupt  der  Republik  dauernd  für  das  Staatsvolk  handelt 
und  kommt  somit   auf  den   Begriif  der  Stellvertretung. 


>)  Völkerrecht,  Bd.  1  S.  8,  30». 

*)  CourB  de  droit  diplomatique,  2.  £d.  Paris  1899,  Bd.  I  S.  195. 
8)  Le  pouvoir  executif  aux  Etats-Unis  S.  117. 

*)  De  la  responsabilite  penale  du  chef  de  lEtat  et  des  niinistres  eu 
France  S.  7,  65. 

6)  Etüde  snr  les  lois  constitntionelles  de  1875,  Paris  1882,  S.  164. 
")  IVEtat,  les  g<mvernants  et  les  ageuts  8.  21. 
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Seligmann1)  nimmt  zwei  Arten  juristischer  Stellvertretung 
an,  die  natürliche  Stellvertretung,  welche  insbesondere  für 
physische  Personen  stattfinde,  und  die  organische  Stellver- 
tretung; er  sagt:  „Das  Staatsoberhaupt,  welches  Staatsverträge 
abschliesst,  wird  als  Organ  des  von  ihm  vertretenen  Rechts- 
subjektes  tätig".  Rivier:  „Das  höchste  Organ  vertritt  also 
in  verfassungsmässiger  Weise  das  souveräne  Volk,  ohne  selbst 
souveräu  zu  sein;  daher  ein  wesentlicher  Unterschied  in  den 
Wirkungen  dieser  Vertretung".  Rüttimann  *):  „Das  Volk  hat 
Stellvertreter  und  Werkzeuge,  die  ihm  durch  die  Verfassung 
gegeben  sind,  in  seinen  Aktivbürgern,  Beamten  und  Behörden", 
v.  Martens:  „Die  Präsidenten  sind  .  .  .  der  Verfassung 
republikanischer  Staaten  gemäss  nur  Vertreter  der  vollziehenden 
Gewalt".  Gegen  die  Auffassung  als  Stellvertreter  erklärt  sich 
Gareis3):  „So  ist  auch  das  Staatshaupt  oder  ein  Beamter 
nicht  Stellvertreter  des  Staates,  sondern  Organon;  als  Stell- 
vertreter können  nur  gewisse  Beamte  aufgefasst  werden,  aber 
dann  nicht  als  Stellvertreter  des  Staates,  sondern  des  Staats- 
hauptes". 

II.  Es  lässt  sich  an  und  für  sich  nichts  dagegen  ein- 
wenden, Rechtsinstitute  wie  Auftrag.  Maudat,  Bevollmächtigung, 
Delegation  und  Stellvertretung,  nicht  nur  auf  das  Zivilrecht 
zu  beschränken,  sondern  sie  daraufhin  zu  uutersuchen,  ob  sie 
allgemein  rechtliche  Bedeutung  haben  und  sie  sodann  auch  als 
öftentlichrechtliche  Begriffe  zu  verwenden. 

1.  Während  jedoch  der  zivil  recht  liehe  Auftrag,  die  Voll- 
macht, die  Stellvertretung,  vermöge  gesetzten  Rechts  in  allen  Teilen 
des  Rechtsverhältnisses,  der  Begründung,  den  Wirkungen,  den 
Rechten  und  Pflichten  beider  Parteien,  genau  bestimmt  sind,  fehlt 
es  an  Rechtsnormen,  die  solche  öffentlichrechtlichen  Institute  regeln, 
und  aus  den  für  die  Stellung  des  Oberhauptes  in  der  Republik 
bestehenden  Rechtssätzen  ergibt  sich  nicht  ohne  weiteres,  dass  das 
vorliegende  Rechtsverhältnis  als  eins  der  bezeichneten  anzusehen 

»)  Abschluss  und  Wirksamkeit  der  Staatsverträge,  Freiburg  1890,  S.  157. 
Über  Stellvertretung  und  Organschaft  vgl.  auch  die  Aufsätze  von  Schiedsmann 
und  Preuss  in  Ihcrings  Jahrbüchern  Bd.  14. 

')  Bundesstaatsrecht  S.  77. 

3)  Allgemeine*  Staatsrecht '  in  Maniuarriscns  Handbuch-,  Freiburg  188.'?,  S. 35. 

\2  + 
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ist.  Der  Gehaltsanspruch  würde  z.  B.  nur  als  Anspruch  auf  Lohn 
oder  Vergütung  erscheinen  und  dies  würde,  ebenso  wie  andere 
Elemente,  den  Tatsachen  und  der  rechtlichen  Natur  des  be- 
handelten Rechtsverhältnisses  nicht  gerecht  werden;  aus  der 
Delegation  und  Bevollmächtigung  lässt  sich  sogar  ein  Anspruch 
auf  die  Gegenleistung  ohne  weiteres  überhaupt  nicht  herleiten. 

2.  Wie  die  angeführten  Bezeichnungen  die  Rechtsstellung 
des  republikanischen  Staatsoberhauptes  selbst  nicht  zu  er- 
schöpfen vermögen,  so  ist  es  auch  zwecklos,  neben  dem 
Beamtenbegriffe  noch  anzunehmen,  dass  das  Verhältnis  zwischen 
dem  Staatsoberhaupte  als  einem  Beamten  und  dem  Volke  auf 
einem  Auftrage,  einer  Bevollmächtigung  oder  dergleichen 
beruhe.  Hierauf  ist  deshalb  hinzuweisen,  weil  manche  der 
zitierten  Stellen  keinen  Anspruch  auf  eine  genaue  Bestimmung 
des  Begriffes  des  republikanischen  Staatshauptes  machen  werden, 
sondern  vielleicht  nur  den  grundsätzlichen  Unterschied,  soweit 
er  für  das  Völkerrecht  in  Betracht  kommt,  zwischen  dem 
souveränen  Monarchen  und  dem  seine  Kompetenz  vou  dem 
Volke  herleitenden  Präsidenten  betonen  wollen.  Dies  zeigt  sich 
schon  darin,  dass  derselbe  Schriftsteller  bald  von  Mandat,  bald 
von  Stellvertretung  spricht.  In  der  Wahl  des  Oberhauptes  der 
Republik  ist  aber  nicht  ein  Auftrag  oder  die  Erteilung  einer 
Vollmacht  zu  sehen.  Das  Staatshaupt  wird  vielmehr  unmittel- 
bar als  Beamter  kreiert,  der  Staatsdienst  ist  ein  durchaus 
selbständiges  Rechtsinstitut. 

§  18.   Die  Betonung  Otfentlichrechtlielier  Moment«  in  der 

Stellung 

I.  Der  Stellvertretung  verwandt  ist  der  Begriff  der 
Repräsentation.  Er  bezeichnet  die  staatsrechtliche  Stell- 
vertretung, und  im  besonderen  setzt  er  eine  ausschliessliche  und 
dauernde  Willensbildung  des  Repräsentanten  für  das  repräsen- 
tierte Ganze  voraus.  Der  Begriff  ist  oben  in  seinem  rein  tech- 
nischen Sinne  bereits  besprochen  worden  ,).  Er  muss  hier  nochmals 
berührt  werden,  weil  er  andererseits  in  einem  sich  stark  dem  der 
Stellvertretung  nähernden  Sinne  gebraucht,  wird.    So  wurde,  um 

1)  Vgl.  S.  114  ff.,  121. 
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ein  Beispiel  aus  der  Entwicklungsgeschichte  des  Gedankens  der 
modernen  Volksvertretung  zu  geben,  von  Abgeordneten  der 
Nationalversammlung  in  Frankfurt  im  Jahre  1848  geäussert: 
„Die  Abgeordneten  .  .  .  sind  nicht  die  Mandatare  ihrer  Wähler, 
sondern  Vertreter  der  Nation  ...  das  Volkshaus  soll  den 
Willen  der  Nation  als  solcher  repräsentieren  .  .  .  der  Abge- 
ordnete handelt  ...  als  Stellvertreter"  l).  Das  republikanische 
Staatsoberhaupt  wird  entsprechend  in  mehr  oder  weniger  farb- 
losem Sinne  als  Repräsentant  ausser  in  der  von  Jellinek 
eingehend  begründeten  und  bereits  erörterten  Weise  noch  be- 
zeichnet von  Feraud-Giraud 2):  Les  Presidents  de  R£pu- 
blique  .  .  .  comme  representants  des  Etats  dont  ils  sont  les 
chefs";  Ulimann3):  rDie  Tätigkeit  einer  Person,  als  Repräsen- 
tant eines  Staates  im  Völkerverkehr  zu  fungieren,  ist  von  den 
staatsrechtlichen  Bestimmungen  des  betreffenden  Staates  über 
die  Ausübung  der  Repräsentativgewalt  abhängig";  v.  Martens 
a.  a.  0.  gebraucht  Repräsentant  und  Vertreter  gleichbedeutend: 
„In  der  Eigenschaft  zur  Präsidentschaft  erwählter  Personen  .  .  . 
gelten  sie  als  Repräsentanten  ihrer  Nation  ...  Die  Präsidenten 
sind  nur  Vertreter  der  vollziehenden  Gewalt". 

Für  den  Repräsentantenbegriff  gilt  das  oben  (S.  114  ff.)  Ge- 
sagte; er  grenzt  das  republikanische  Staatsliaupt  nicht  scharf 
genug  von  anderen  Organen  ab,  denen  auch  Repräsentanten- 
charakter zukommt,  wie  dem  Parlamente. 

Wie  die  Repräsentation  so  ist  auch  die  Organschaft 
bereits  besprochen  worden,  weil  diese  beiden  Bezeichnungen 
für  die  Feststellung  des  Begriffes  des  republikanischen  Staats- 
liauptes  benutzt  wurden. 

II.  Das  republikanische  Staatshaupt  wird  sodann  als 
Träger  der  Staatsgewalt  bezeichnet,  v.  Holst4):  „Der  Träger 
der  Exekutivgewalt  soll  nicht  nur  formell,  sondern  auch  in 
Wahrheit  der  Präsident  sein  ....  Er  ist  nicht  der  alleinige 
Träger  der  Staatsgewalt  gegenüber  dem  Auslande,  aber  er 

')  zitiert  bei  Nake,  Das  rechtliche  Verhältnis  des  Volkes  zu  seiner 
Vertretung  (Guttinger  Dissertation  1896)  S.  33. 
')  Etats  etc.  S.  169. 
8)  Völkerrecht  S.  24. 

*)  Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  S.  46,  51,  108. 
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allein  repräsentiert  sie  ihm  gegenüber".  Auch  Westerkamp  l) 
erklärt  den  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
für  den  Träger  der  vollziehenden  Gewalt,  Dieser  Begriff  ist 
ebenfalls  bereits  behandelt  worden.  Da  die  Eigenschaft  als 
Träger  der  Staatsgewalt  in  der  Republik  der  Aktivbürgerschaft 
zukommt,  so  ist  der  Präsident  jedenfalls  nicht  Träger  der 
Staatsgewalt.  Er  ist  auch  nicht  Träger  eines  Teiles  der 
Staatsgewalt,  der  Exekutive;  denn  wie  die  Staatsgewalt  nur 
einem  Subjekte,  dem  Staate,  so  steht  sie  auch  nur  einem  Träger, 
der  Aktivbürgerschaft  in  der  Republik,  zu.  Die  Gesamtheit 
der  Staatsgewalt  befindet  sich  höchstens  noch  in  den  Händen 
der  Repräsentation  der  Aktivbürgerschaft,  des  Parlamentes: 
das  heutige  Verfassungsrecht  kennt  eine  Übertragung  der 
Staatsgewalt  im  ganzen  an  eine  Einzelperson  in  der  Republik 
nicht.  Das  Oberhaupt  der  Republik  kann  daher  nur  Ausüber 
der  Staatsgewalt  sein  *).  Wenn  der  nordamerikanische  Präsident, 
etwa  im  Gegensatze  zu  dem  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  von  Mexiko  als  Träger  der  vollziehenden  Gewalt  be- 
zeichnet wird,  so  ist  dies  nur  soweit  richtig,  als  hiermit  seine 
grundsätzliche  Zuständigkeit  für  alle  in  das  Gebiet  der  Exe- 
kutive fallenden  Funktionen,  wie  sie  sich  auch  in  seinem  Ver- 
hältnisse zu  den  Staatssekretären  zeigt,  betont  werden  soll, 
während  in  anderen  Republiken  die  Präsidenten  in  der  Voll- 
zugsgewalt stark  durch  die  Mitwirkung  der  Minister  und 
mittelbar  durch  das  hinter  diesen  stehende  Parlament  (Frank- 
reich) beschränkt  sind. 

III.  Eine  andere  Bezeichnung  für  den  Ausüber  der  Staats- 
gewalt ist  wohl  der  Begriff  Agent,  v.  Holst  (a.  a.  0.  S.  33)  ge- 
braucht diesen  Ausdruck:  „Die  Bundesregierung  ...  ist  „Ageut3, 
wie  die  Vertreter  der  Lehre  von  der  Staatensouveränität  sie  im 
Widerspruche  mit  ihrer  eigenen  Partentheorie  nennen,  aber  nicht, 
wie  sie  behaupten,  Agent  der  Staaten,  sondern  Agent  des  Volkes 
der  Vereinigten  Staaten".  S.  a.  Perrin  an  der  oben  (S.  178) 
angegebenen  Stelle:  „Les  agents  du  pouvoir  exeeutif  .  .  .tt 

')  Staatenbund  und  Bundesstaat  S.  32H. 

1)  Itchin.  Allgemeine  Staatslehre  S  183:  „So  kann  sich  das  Volk,  «ins 
Trümer  der  Staatsgewalt  i>l  ,  i  B.  suwuhl  durch  eine  Einzelpersönlichkeit 
Triisi.lent,  Diktat«*;  \\\*  durch  ein  Parlament  vertreten  lassen". 
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IV.  Duguit x)  stellt  bei  der  Untersuchung  der  Rechtsstellung 
der  republikanischen  Staatshäupter  ein  Missverhältnis  fest  zwi- 
schen der  Stellung,  wie  sie  grundsätzlich  sein  müsste  und  wie  sie 
nach  positivem  Verfassnngsrechte  in  den  grösseren  Republiken 
gestaltet  ist.  Nach  ihm  ist  die  Staatsform  dann  republikanisch, 
wenn  „le  monopole  de  la  force  dans  un  pays  appartient  ä,  une 
certaine  classe  ou  h  la  majorite  numerique  des  individus". 
Wenn  diese  Klasse  oder  Majorität  die  Staatsgewalt  selbst 
ausübt,  gibt  es  keinen  republikanischen  Staatschef,  nur  einen 
„commis,  officier,  lequel  sera  l'agent  superieur  des  volont6stt. 
Dieser  haut  magistrat  ist  aber  nie  chef  d'Etat  oder  gouvernant. 
Im  Anschlüsse  an  Rousseau  versteht  er  unter  einem  Staatshaupte : 
„Texpression  de  chef  d'Etat  implique  l'idee  d'un  individu  qui  est 
investi,  en  vertu  de  sa  Situation  sociale  d'un  pouvoir  propre, 
d'une  puissance  de  fait".  Richtigerweise  habe  daher  die  fran- 
zösische Verfassung  vom  Jahre  1793  nicht  eine  Einzelperson, 
sondern  ein  conseil  executif  an  die  Spitze  der  neuen  Republik 
gestellt.  Zwar  sei  es  möglich,  dass  das  schweizerische  System 
(Bundes-  bzw.  Regierungsrat)  in  einem  grossen  Lande  nicht 
durchführbar  sei,  es  sei  aber  das  einzige  logische  System,  das 
sich  mit  dem  republikanischen  Prinzip  vertrage.  Daher  seien 
auch  die  Versuche,  in  Frankreich  einen  republikanischen  Staats- 
chef zu  schaffen,  gescheitert.  Duguit  bespricht  sodann  (S.320ff.) 
diese  Versuche.  Die  Nachbildung  des  Präsidenten  von  1848 
nach  dem  konstitutionellen  Könige,  des  „pseudo-monarque 
constitutionel",  nennt  er  eine  totgeborene  Einrichtung;  das 
Gesetz  vom  13.  März  1873,  durch  das  Mac  Mahon  „un  v^ritable 
chef  d'Etat,  un  representant  de  la  souverainet6  nationale  pour 
le  pouvoir  executif"  wurde,  bezeichnet  er  als  bizarr,  während 
das  Gesetz  vom  31.  August  1871  als  logisch  seine  Anerkennung 
findet,  da  nach  diesem  Thiers  ist  „point  un  gouvernant,  mais 
simplement  .  .  .  Tagent  executif  superieur,  un  agent  superieur 
de  la  hierarchie  exekutive  responsable,  auquel,  par  d6ference 
pour  sa  personne,  on  a  donn6  le  nom  de  prdsideut  de  la 
^publique". 

Natürlich  billigt  er  von  diesem  theoretischen  Standpunkte 


')  L'fitat,  les  gouveriiants  et  les  agents  S.  316 ff. 
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aus  auch  nicht  die  heutige  Gestaltung  der  Präsidentschaft  in 
Frankreich.  Er  sieht  in  dem  Präsidenten  einen  Wahlkönig, 
„un  roi  sans  couronne  et  saus  force,  qni  disparaitra  tot  ou 
tard,  comme  tont  organe  inntile,  .  .  .  une  Institution  dekorative, 
un  symbole  qni  plait  au  peuplea  (S.  328),  für  den  kein  Platz 
in  einer  auf  dem  Prinzipe  der  Volkssouveränität  aufgebauten 
parlamentarischen  Republik  vorhanden  sei.  Das  parlamentarische 
Regime  erfordere  ein  Zusammenwirken  von  Parlament  und 
Staatshaupt;  beide  müssteu  mindesten  gleich  mächtig  sein,  was 
unmöglich  sei,  wenn  das  Staatshaupt  vom  Parlamente  gewählt 
werde:  il  sera  fore6ment  le  prisonnier  des  chambres  (S.  327). 
Im  Hinblick  auf  das  positive  Recht  jedoch  sagt  er  von  dem 
französischen  Präsidenten:  il  n'est  pas  un  simple  agent  admini- 
strativ superieur,  il  est  un  gouvernant,  un  representant  colla- 
borant  avec  le  parlement  aux  diverses  fonctions  etatiques 
(S.  329;  330,  331).  Dies  folgert  er  auch  daraus,  dass  der  Prä- 
sident nicht  vom  Parlamente,  sondern  von  der  Nationalversamm- 
lung gewählt  wird.  Da  aber  nicht  wie  in  Nordamerika  Par- 
lament und  Kreationsorgan  verschieden  sind,  so  fehlt  dieser 
Unterscheidung  jedenfalls  die  politische  Bedeutung. 

Wie  nach  Dugnit  das  französische  Grundgesetz  aus  dem 
Präsidenten  einen  monarque  parlamentaire,  so  hätten  die 
amerikanischen  Verfassungen  aus  ihm  einen  roi  constitutionnel 
machen  wollen,  was  Duguit  ebenso  unlogisch  und  der  Grund- 
idee jedei-  Republik  widerstreitend  findet  (S.  347),  wenn  auch  der 
Präsident  der  Vereinigten  Staaten  heute  „assurement  l'organe 
esscntiel  de  la  vie  politique  amerieaine"  sei  (S.  353). 

Diesen  Ausführungen  ist  hauptsächlich  entgegenzuhalten, 
dass  sie  zwar  die  politische  Stellung  der  republikanischen 
Staatshäupter  nach  früheren  und  jetzigen  Verfassungen  zum 
Vergleiche  bringen,  nicht  aber  einen  befriedigenden  rechtlichen 
Begriff  geben.  Die  wiedelgegebene  Darstellung  Duguits  baut 
sich  übrigens  auf  so  eigenartigen  rechtlichen  Voraussetzungen 
auf,  dass  eine  Auseinandersetzung  mit  ihnen  schwierig  ist1). 
Nach  ihm  setzen  die  „gouvernants"  allgemeine  Rechtsnormen  und 


'  ;  s  a  La  band  s  Besprechung  im  Archiv  für  öffentliches  Recht  1903 

Bd.  IX  S.  Si). 
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schaffeil  das  objektive  Recht,  ohne  selbst  eiu  subjektives  Recht 
zu  besitzen,  vielmehr  ihre  Stellung  lediglich  auf  die  positive 
Macht  stützend.  Die  „agents"  dagegen  weiden  unter  der  Kon- 
trolle und  der  Autorität  der  regierenden  Gewalt  im  Gebiete  des 
subjektiven  Rechtes  tätig1).  Mit  diesen  Schlagworten  ist  aber 
der  Begriff  des  Oberhauptes  in  der  Republik  nicht  gefunden. 
Wenn  Duguit  grundsätzlich  als  höchstes  Exekutivorgan  der 
Republik  einen  agent  kennt,  dagegen  von  dem  Präsidenten  der 
Verfassung  von  1875  sagt  „il  n'est  pas  un  simple  agent  .  .  ., 
il  est  un  gouvernant  .  .  .  so  führt  er  dagegen  später 
(S.  369)  aus,  dass  der  Präsident  mit  seinem  Ministerium  trotz 
seines  Charakters  als  gouvernant  oft  als  simple  agent  etatique 
handele,  albo  beides  sei:  il  est  en  meme  temps  gouvernant  et 
agent  administrativ  und  zwar  wird  nach  seiner  Meinung 
der  Präsident,  wenn  er  im  Gebiete  des  objektiven  Rechts  handelt, 
als  gouvernant  tätig,  im  Zusammenwirken  mit  dem  Parlamente; 
wenn  dagegen  im  Gebiete  des  subjektiven  Rechts,  so  handelt 
er  allein  ohne  das  Parlament  als  einfacher  agent. 

Diese  Feststellung  deckt  sich  in  gewisser  Weise  mit  den 
Ergebnissen  unserer  Ausführungen.  Auch  wir  fanden  zwei  Ele- 
mente des  Begriffes  des  republikanischen  Staatshanptes,  die  Eigen- 
schaft als  Staats vorstaud  und  als  oberster  Verwaltungsbeainter, 
uud  entsprechend  zwei  Seiten  der  Kompetenz  des  Staatshauptes, 
seine  Funktionen  als  Staatsvorstand  und  als  Hauptexekutivorgan. 
Da  nicht  alle  legislativen  Rechte  als  spezifische  dem  Staats- 
vorstande zukommende  Rechte  aufgefasst  wurden,  kann  auch 
der  gouvernant  im  Sinne  Duguits  (Regierender,  Leiter,  Inne- 
haber  der  Staatsgewalt?)  nicht  genau  dem  Staatsvorstande 
und  der  agent  (Ausüber  der  Staatsgewalt,  Beamter)  nicht  dem 
beamteten  Hauptexekutivorgane  entsprechen.  Im  obigen  syste- 
matischen Teile  (vgl.  z.  B.  S.  118)  sind  nun  die  zwei  Seiten  des 
Begriffes  und  der  Funktion  des  Staatshauptes  in  der  Republik 
als  Elemente  nachgewiesen  worden,  die  zusammen  erst  eine 
richtige  Auffassung  von  Begriff  und  Funktion  ergeben,  in 
die  jedoch  nicht  Begriff  oder  Funktion  auseinandergerissen 
werden  dürfen.    Ebenso  kann  auch  die  Rechtsstellung  des 

>j  S.  361,  362,  367. 
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republikanischen  Staatshauptes  durch  die  Begriffe  gouvernant 
oder  ageut  getrennt  nicht  bestimmt  werden;  das  Ergebnis 
würden  nur  politische  Ausführungen  sein,  wie  sie  oben  nach 
Duguit  wiedergegeben  wurden  und  wie  sie  den  rechtlichen 
Verhältnissen  nach  der  eiucn  oder  der  anderen  Seite  hin  Gewalt 
antun  müssen.  Ein  blosses  Nebeneinanderstellen  solcher  Be- 
griffe, zu  dem  sich  Duguit  schliesslich  gezwungen  sieht,  führt 
gleichfalls  nicht  zum  Ziel,  sondern  nur  zu  dem  Stossseufzer : 
cet  organe  hybride  qifest  le  pr6sident  de  la  republique ! ') 

Ein  Zwitterbegriff  ist  aber  das  republikanische  Staatshaupt 
nicht.  Ein  solches  Urteil  —  soweit  es  überhaupt  auch  auf  die 
rechtliche  nicht  nur  die  politische  Stellung  gehen  will  —  ver- 
kennt die  Daseinsberechtigung  eines  Rechtsbegriffes  und  Rechts- 
iustitutes  wie  des  Oberhauptes  in  der  Republik,  die  festzustellen 
mindestens  ebenso  zulässig  ist  als  sie  an  bislang  gleich  wenig 
untersuchten,  aber  noch  nicht  einmal  anerkannten  Begriffen  zu 
messen. 

V.  Am  wenigsten  werden  unserer  Aufgabe  Sätze  gerecht, 
die  das  republikanische  Staatshaupt  für  eineu  Herrscher  er- 
klären2). Sie  treffen  nicht  einmal  die  Hauptfrage,  die  Frage 
nach  der  rechtlichen  Natur  des  zwischen  dem  Staatshaupte  und 
dem  Staate  bestehenden  Verhältnisses.  Der  Unterschied  zwischen 
Monarchie  und  Republik  sowie  den  beiderseitigen  Staatshäuptern 
ist  bereits  (S.  58)  dargelegt  worden.  Der  Monarch  ist  als 
Träger  der  Staatsgewalt  eine  Person  „mit  ausuahms weiser,  höherer 
Rechtsfähigkeit" 3).  Er  wirkt  an  der  Feststellung  der  Ver- 
fassung selbst  mit,  während  der  republikanische  Präsident  seine 
Rechtsstellung  erst  von  der  Verfassung  empfängt.  Die  Be- 
zeichnung als  Herrscher  kann  höchstens  dann  zugelassen  werden, 
wenn  sie  den  Zweck  hat,  den  Präsidenten  als  eine  mit  be- 
sonderen Vorrechten  und  monarchenähnlichen  Funktionen  aus- 
gestattete Einzelperson  hinzustellen,  wie  für  diese  Eigenschaft 
oben  der  Begriff  Staatsvorstandschaft  gebraucht  ist.  Die 
Bezeichnung  als  König  oder  als  Herrscher,  wenn  hierunter 

>)  Duguit  S.  372. 

-)  Saint  (Jirons,  Manuel  ;>.  346. 

»)  A ff ol t er  in  den  Anualeu  1003  S.  162;  Bernatzik  in  Griuibuts 
Zeitschrift  1899,  Bd.  26  8.  310. 
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wie  wohl  tiberall  nur  ein  monarchisches  Staatshaupt  verstanden 
wird,  ist  abzulehnen. 

VI.  Dass  der  Begriff  des  Herrschers  als  Bezeichnung  für 
das  republikanische  Staatshaupt  praktischen  Wert  haben  kann, 
zeigt  Art.  55  der  Verfassungsurkunde  für  den  preussischen 
Staat,  nach  dem  der  König  von  Preussen  ohne  Zustimmung  der 
beider  Kammern  nicht  Herrscher  fremder  Reiche  sein 
kann.  In  der  Literatur  des  preussischen  Staatsrechtes,  wo 
über  den  Artikel  mancher  Zweifel  herrscht1),  besteht  Ein- 
stimmigkeit darüber,  dass  unter  den  fremden  Reichen  grössere 
nichtdeutsche  Staaten  zu  verstehen  sind;  da  Art.  55  an 
die  Stelle  der  früheren  Fassung  „Herrscher  eines  anderen 
Staates"  getreten  ist,  so  erscheint  heute  nur  noch  eine  Personal- 
union mit  einem  ansserdeutschen ,  nicht  dagegen  mehr  mit 
einem  deutschen  Staate  für  unzulässig.  Die  Frage,  ob  unter 
den  Reichen  nur  Monarchien  oder  auch  Republiken  zu  verstehen 
seien,  so  dass  Herrscher  etwa  gleichbedeutend  mit  Staatsober- 
haupt wäre,  findet  sich  nicht  beantwortet,  soweit  man  nicht 
schon  in  der  Auffassung  der  betreffenden  Verbindung  als  einer 
Personalunion,  unter  der  wohl  allgemein  die  gleichzeitige  Be- 
herrschung zweier  Staateu  durch  einen  Monarchen  verstan- 
den wird,  die  Antwort  sehen  will.  Wenn  auch  der  Herr- 
scherbegriff au  sich  ziemlich  weit  und  nichtssagend  ist  —  es 
lässt  sich  ja  schliesslich  jede  mit  grosser  Macht  begabte  und 
sie  ausübende  Einzelperson  darunter  fassen  — ,  so  versteht  doch 
der  Sprachgebrauch  unter  dem  Herrscher  nur  den  Monarchen, 
den  Träger  der  Staatsgewalt Ä).  Die  herangezogene  preussische 
Verfassungsbestimmung  wollte  also  ohne  Zweifel  nur  die  Tbron- 

*)  v.  Stengel,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Preusseu,  Freiburgund 
Leipzig  1894,  S.  37;  Born  hak,  Preussisches  Staatsrecht,  Bd.  1  S.  133; 
v.  Rönne,  Das  Staatsrecht  der  Preussischen  Mouarchie,  5.  Aufl.  v.  Zorn, 
Leipzig  1899,  Bd.  1  S.  216,  207;  Schwanz  (Die  Verfassnngsurknude  für  den 
Preussischen  Staat)  und  besonders  Arndt  zu  Art.  55,  auch  v.  Frisch,  Thron- 
verzicht S.  93. 

*)  s.  a.  v.  Martitz,  Die  Monarchie  als  Staatsform  S.  28:  „gegenüber 
dem  republikanischen  hat  das  monarchische  Staatshaupt  das  unterscheidende 
Merkmal  in  der  Herrscherstelluug  .  .  .  Der  König  ist  Herrscher  und  erst 
diese  Eigenschaft  bildet  die  Grundlage  seiner  sich  als  Regierung  zusammen- 
fassenden Organfunktionen" . 
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folge  dos  preußischen  Königs  in  grösseren  niehtdeutscheu 
Monarchien  verhindern;  sie  wird  die  Wahl  zum  Oberhaupte 
einer  Republik  als  ausserhalb  des  Bereiches  jeder  Möglichkeit 
liegend  angesehen  haben. 

Die  Frage,  ob  ein  Souverän  der  persönliche  Untertan  eines 
anderen  Souveräns  sein  kaun,  wird  von  Rivier1)  bejaht  mit 
der  Bemerkuug,  dass  hieraus  nicht  etwa  die  Abhängigkeit 
seines  Staates  von  dem  des  anderen  folge.  Da  nun  in  der 
Republik  das  Gesamtvolk  Träger  der  Staatsgewalt,  „Souverän" 
ist,  so  ist  die  analoge  Frage  berechtigt,  ob  ein  Souverän  Ober- 
haupt einer  Republik  werden,  also  sich  in  rechtliche  Abhängig- 
keit eines  anderen  Volkes  begeben  kann. 

Grundsätzliche  rechtliche  Bedenken  bestehen  m.  E.  nicht. 
Die  Souveränität,  die  Trägerschaft  der  Staatsgewalt,  ist  eine 
Eigenschaft,  die  zunächst  nur  für  den  eigenen  Staat  von  Be- 
deutung ist;  monarchische  und  republikanische  Staatshäupter 
unterscheiden  sich  danach,  ob  sie  in  Hinblick  auf  ihren  Staat 
Träger  der  Staatsgewalt  sind  oder  nicht.  Auch  im  völkerrecht- 
lichen Verkehre  ist  diese  Eigenschaft,  abgesehen  von  den  im 
Zeremoniell  sich  zeigenden  Unterschieden,  grundsätzlich  ohne 
Wert.  Die  Staatshäupter,  auch  die  Souveräne,  sind  keine 
völkerrechtliche  Personen  im  eigentlichen  Sinne  *).  sondern 
lediglich  Organe,  wenn  auch  oberste  Vertreter,  ihrer  Staaten. 
Wenn  nun  ein  Monarch  in  einer  Republik  zum  Oberhaupte  ge- 
wählt oder  ein  republikanisches  Staatshaupt  zur  Thronfolge  be- 
rufen wird,  so  berührt  dies  weder  den  monarchischen  noch  den 
republikanischen  anderen  Staat.  Der  Mangel  bzw.  das  Vorhanden- 
sein der  Souveränität  in  dem  einen  Staate  ist  für  die  entgegen- 
gesetzte Eigenschaft  iu  dem  anderen  Staatswesen  ohne  Be- 
lang. Wie  eine  Personalunion  die  inneren  Verhältnisse  zweier 
Monarchien  nicht  berührt  und  auch  in  auswärtigen  Beziehungen 


y)  Principe*  du  droit  des  geus,  Paris  18%,  Bd.  1  S.  419.  Die  Frage 
wurde  praktisch,  als  der  Herzog  von  Ediuburg  den  Thron  des  Herzogtums 
Sachsen  Koburg-<iotha  bestieg  (Bonfils,  Lehrbuch  des  Völkerrechts  für 
«Studium  und  Praxis,  3.  Auflage  von  Fauehille,  übersetzt  von  Grab,  Berlin 
1904,  S.  345  Aura.  1). 

*)  v.  Liszt.  Völkerrecht,  4.  Aufl.  1906  S.  40f.:  113 ff.  Bonfils,  Lehr- 
buch des  Völkerrechts  S.  344  5. 
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ihre  Eigenexistenz  nicht  antastet,  so  ist  auch  eine  Personal- 
union zwischen  Monarchie  und  Republik  oder  zwi- 
schen zwei  Republiken  grundsätzlich  möglich.  Positivrecht- 
lich steht  der  Wahl  eines  Monarchen  oder  eines  anderen  frem- 
den Staatshauptes  zum  Oberhaupte  einer  Republik  nur  entgegen, 
dass,  wie  oben  (S.  68 j  gezeigt,  verfassungsmässig  zu  der  Quali- 
fikation Zugehörigkeit  zu  dem  betreffenden  Staatswesen  und 
sogar  längere  Ansässigkeit  verlangt  wird. 

Im  übrigen  bestehen  natürlich  wesentliche  politische  Be- 
denken. Diese  sind  für  die  Aufstellung  des  Art.  55  der  preussi- 
schen  Verfassungsurkunde  ausschliesslich  massgebend  gewesen, 
wie  sich  daraus  ergibt,  dass  nur  die  Personalunion  mit  ausser- 
deutschen  Monarchien  verhindert  werden  soll. 

VII.  Ein  Vergleich  zwischen  dem  Monarchen  und 
dem  Präsidenten  als  allgemeinen  Begriffen,  wie  er  bei 
den  besprochenen  Bezeichnungen  des  republikanischen  Staats- 
chefs nahe  liegt,  kann  eine  Reihe  von  Einzelheiten  fest- 
stellen, bezüglich  deren  die  Rechtsstellung  beider  Staats- 
häupter gleichgeordnet  ist.  Die  Stellung  gegenüber  der 
Legislative  bis  auf  das  dem  Monarchen  zukommende  Recht 
auf  positiven  Anteil  an  dem  Gesetzgebungswerke,  die  Un- 
abhängigkeit der  Richter  der  Exekutive  gegenüber,  die 
einzelnen  Funktionen  wie  Oberbefehl  über  das  Heer,  die 
Publikation  und  Vollziehung  der  Gesetze,  der  völkerrechtliche 
Verkehr,  alles  dies  weist  gemeinsame  Züge  auf1).  Es  scheint 
oft  näher  zu  liegen,  einen  Monarchen  mit  dem  Präsidenten 
einer  der  grösseren  Republiken  zu  vergleichen,  als,  wie  es  hier 
geschehen  ist,  die  republikanischen  Staatshäupter  unter  einander. 
Ein  Vergleich  zwischen  einem  monarchischen  und  republi- 
kanischen Staatshaupte  kann  jedoch  nicht  in  die  Tiefe  dringen ; 
er  muss  sich  notwendig  auf  die  Aufzählung  äusserer  Ähnlich- 
keiten beschränken ,  denn  die  Grundlage  der  Rechtsstellung 
beider  ist  durchaus  verschieden2). 

')  Ausserdem  vgl.  noch  Gierke,  Johannes  Althusius,  S.  35:  „In  keiner 
Monarchie  fehlen  demokratische  Elemente,  während  umgekehrt  jede  Polyarchie 
in  irgend  einer  einheitlichen  Zuspitzung  das  monarchische  Element  aufweist". 

*)  Der  nordamerikanische  Präsident  ist  verschiedentlich  mit  anderen 
Staatshäuptern  verglichen  worden;  so  mit  dem  französischen  Könige  von 
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Schluss 


§  14.   Die  völkerrechtliche  Stellung  der  republikanischen 

Staatsoberhäupter. 

I.  Die  völkerrechtliche  Stellun  g  des  Staatshauptes  einer 
Republik  ist  ein  Reflex  seiner  innerstaatlichen  Stellung,  sie 
muss  dieselbe  rechtliche  Grundlage  wie  diese  haben,  insbesondere, 
sind  die  beiden  Elemente  dieses  Begriffes,  Beamteneigeuschaft  und 
Staatsvorstandschaft,  festzuhalten.  Hierzu  tritt  noch  der  heute 
allgemein  anerkannte  Satz  des  Völkerrechts,  dass  die  Subjekte 
des  völkerrechtlichen  Verkehrs  nur  die  Staaten  sird.  Wie  aber 
auch  in  einer  Monarchie  die  den  Staat  repräsentierende  Einzel- 
person als  Subjekt  des  Völkerrechts  angesehen  worden  ist,  so 
ist  ebenfalls  das  republikanische  Staatshaupt  in  dieser  Hinsicht 
wie  ein  Monarch  behandelt  worden,  wozu  die  vielen  beiden 
Staatshäuptern  gemeinsamen  äusseren  Attribute  ihrer  völker- 
rechtlichen Stellung  leicht  verführen.  Obwohl  im  Völkerrechte 
die  Staaten  als  solche  Krieg  führen.  Frieden  schliessen.  Ver- 
träge vereinbaren,  durch  die  sie  berechtigt  und  verpflichtet 
werden,  so  tritt,  ebenso  wie  in  konstitutionellen  Monarchien 
der  Monarch  trotz  der  grundsätzlichen  Rechte  der  Volksver- 
tretung, das  republikanische  Staatshaupt  mehr  als  im  innerstaat- 
lichen Leben  hervor.  Es  stehen  ihm  auf  diesem  Gebiete 
verhältnismässig  mehr  Befugnisse  zu,  es  hat  eine  freiere  Hand, 
seine  Stellung  ist  ersichtlich  bis  in  die  Einzelheiten  der  eines 
souveränen  Monarcheu  angenähert.  Fr.  v.  Martens1)  meint, 
dass  theoretisch  wegen  der  Gleichheit  der  Staaten  auch 
Monarchen  und  Präsidenten  gleich  seien;  er  führt  aber  weiter 
an,  dass  „praktisch  dies  ohne  zureichenden  Rechtsgrund  durch- 
geführt sei,  da  die  Präsidenten  nur  Vertreter  der  vollziehenden 
Gewalt,  nicht  der  Staatshoheit  im  ganzen  seien".  Die  Republik 

Tocqueville  (De  la  democratie  en  Amerique,   Bd.  1  8.  197),  mit  «lern 
englischen  Könige  und  dem  Governor  von  New  York  iin  Federalist  Kap  69, 
und  mit  dem  deutschen  Kaiser  von  Steinbach  i  Die  rechtliche  Stellung  uswA 
>)  Lehrbuch  des  Völkerrechts  IM.  I  S.  'Mi). 
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ist  in  völkerrechtlicher  Beziehung  in  gewisser  Weise,  wie  man 
gesagt  hat,  „eine  in  Windeln  gewickelte  Monarchie". 
Es  sind  manche  Attribute,  die  konsequenterweise  nach  dem 
rechtlichen  Unterschiede  zwischen  Monarchen  und  Präsidenten 
und  nach  dem  Masse  von  Befugnissen,  das  im  inneren  staat- 
lichen Leben  dem  Hauptexekutivorgan  und  Staatsvorstand  zu- 
gewiesen ist,  dem  Oberhaupte  der  Republik  versagt  sein  sollten, 
ihm  kraft  positiver  Verfassungsbestimmung  oder  nach  völker- 
rechtlichem Brauche  beigelegt.  Es  zeigt  sich  die  Tendenz,  die 
Staatsleitung  in  die  Hand  einer  Einzelperson  zu  legen,  besonders 
ausgeprägt.  Die  eigentlichen  massgebenden  republikanischen 
staatsrechtlichen  Faktoren,  die  Kammern,  treten  dabei  zurück.  Der 
Grund  ist  offensichtlich  bei  einem  Vergleiche  zwischen  Ver- 
handlungen, die  Parlamente  und  solchen,  die  zwei  Staatshäupter 
oder  die  nur  nach  deren  Anweisungen  sich  richtenden  diploma- 
tischen Agenten  führen  *).  Im  Gebiete  des  Völkerrechts  ist  es 
grundsätzlich  gleichgültig,  welches  der  Titel  und  die  Rechts- 
stellung der  an  der  Spitze  des  Staates  stehenden  Persönlichkeit 
sind  *).  Fremde  Regierungen  können  und  müssen  sich  nur  an 
die  Person  oder  die  Personen  halten,  denen  die  oberste  Leitung 
der  internationalen  Beziehungen  des  Staates  obliegt;  auf  deren 
Legitimation  oder  ein  Mitwirkungsrecht  des  Parlamentes  kommt 
es  zunächst  nicht  an  a). 

II.  In  völkerrechtlicher  Beziehung  wird  das  Oberhaupt 
der  Republik  infolgedessen  allgemein  als  Repräsentant  seines 
Staates  bezeichnet;  man  spricht  von  dem  jus  repraesentationis 


!)  Blunienthal,  Die  politischen  Einrichtungen  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  (Union  und  Imperium),  Berlin  1904,  S.  52:  „Die  Macht  des 
Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  beruht  hauptsächlich  in  der  Bedeutung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten.  Treffend  ist  daher  der  Ausspruch 
Tocquevilles :  c'est  principalement  dans  ces  rapports  avec  les  Prangers  que 
le  pouvoir  executif  d'uue  nation  trouve  l'occasion  de  deployer  de  Phabilete 
et  de  la  force". 

2)  Bonfils,  Lehrbuch  des  Völkerrechts  S.  345;  Heilborn,  Völkerrecht 
in  Holtzendorf- Kohlers  Enzyklopädie  Bd.  2  S.  1000;  Liszt,  Völkerrecht 
(2.  Aufl.)  S.  105. 

*)  Geffcken  im  Handbuch  des  Völkerrechts,  herausgegeben  von 
Holtzendorff,  Hamburg  1887,  Bd.  3  S.  619. 


Digitized  by  Google 


192 


omnimodo  *).  Dies  ist  richtig,  insofern  das  Staatshaupt  nicht,  wie 
innerhalb  des  Staates  hauptsächlich  nur  die  Exekutive  vertritt2). 
Denn  wenn  der  Präsident  Krieg  erklärt,  Gesandte  empfängt 
oder  im  Interesse  der  Republik  Besuche  mit  anderen  Staats- 
häuptern austauscht,  so  kann  dies  nicht  als  eine  Tätigkeit 
der  Vollzugsgewalt  bezeichnet  werden.  Es  zeigt  sich  liier  noch 
deutlicher  wie  in  der  Organisation  der  Republik  selbst,  dass 
das  Oberhaupt  nicht  schlechthin  das  Haupt  der  Exekutive  ist, 
sondern  dass  es  besondere  Funktionen  als  Staatsvorstand  wahr- 
nimmt. Im  übrigen  ist  jedoch  mit  der  Bezeichnung  als 
Repräsentant  des  Staates  nicht  viel  gewonnen,  da  auch  andere 
Personen  oder  Personengemeinschaften  im  Völkerrechte  den 
Staat  repräsentieren.  Es  ist  also  genauer  zu  bestimmen: 
das  republikanische  Staatshaupt  ist  Repräsentant  seines 
Staates  innerhalb  der  ihm  durch  die  Verfassung  seines 
Staates  sowie  durch  völkerrechtlichen  Brauch  ge- 
zogenen Grenzen.  Diese  Beschränkung  inuss  der  allgemeinen 
Bezeichnung  als  Repräsentant  des  Staates  ebenso  beigefügt 
werden,  wie  andererseits  die  Bezeichnung  als  Repräsentant  der 
Exekutive  zu  eng  ist.  Beim  Abschlüsse  von  Verträgen 
repräsentiert  der  Präsident  die  Republik,  aber  nur  bei  den 
Verhandlungen  zwischen  den  Staaten;  er  repräsentiert  nicht 
soweit,  dass  er  auch  bindend  für  den  Staat  abschliessen  kann. 

An  einschlägigen  Verfassungsbestimmungen  seien  angeführt 
Art.  102  Z.  8  der  Schweizer  Bundesverfassung:  „Der  Bundesrat 
wahrt  die  Interessen  der  Eidgenossenschaft  nach  aussen,  wie 
namentlich  ihre  völkerrechtlichen  Beziehungen,  und  besorgt  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  überhaupt",  und  Art.  22  der  Ham- 
burgischen Verfassung:  „Der  Senat  vertritt  den  Staat  in  seinem 
Verhältnis  zum  Deutschen  Reiche  und  zum  Auslände". 

Zu  solchen,  im  einzelnen  nicht  aufzählbaren  Funktionen 


y)  Gareis,  Institutionen  des  Völkerrechts,  2.  Aufl.,  Giesseu  1901,  S.  103; 
F.  v.  Martens,  Lehrbuch  des  Volkerrechts,  Bd.  1  S.  310. 

J)  Nach  Hel'fter  (Das  europäische  Völkerrecht  der  Gegenwart,  8.  Ausy 
bearb.  von  Geftckeii,  Berlin  1888,  S.  124)  ist  der  Präsident  nicht  Vertreter 
der  Staatshoheit  im  ganzen,  sondern  nur  der  exekutiven  Gewalt,  so  dass  er 
deshalb  nicht  die  unbeschränkte  Vertretung  habe. 


Digitized  by  CjO 


193 


gehört  z.  B.  die  Anerkennung  neuer  Staaten  und  Staatsregie- 
rungen, die  durch  Vermittlung  der  Oberhäupter  erfolgt1). 

III.  Das  völkerrechtliche  Institut  der  Exterritorialität 
steht  in  engem  Zusammenhange  mit  der  Frage,  wie  weit  das 
Staatshaupt  den  Staat  repräsentiert. 

Unter  Exterritorialität  versteht  man  „die  völkerrechtliche 
Exemption  gewisser  Personen  und  damit  in  Verbindung  stehen- 
der Sachen  von  der  Staatsgewalt  in  demjenigen  Territorium, 
in  dem  sie  sich  befinden"  *).  Dies  Institut  wurde  zunächst 
geschaffen,  um  den  Verkehr  zwischen  Staaten  durch  Gesandte 
zu  ermöglichen  und  zu  sichern.  Da  die  Staatshäupter  in  früheren 
Zeiten  während  des  BYiedeus  meist  ihr  Land  nicht  verliessen, 
hat  sich  das  Prinzip  der  Exterritorialität  bei  ihnen  erst  später 
ausgebildet.  In  der  Hauptsache  sind  die  für  die  Immunität  der 
Gesandten  bestehenden  Grundsätze  übertragen  worden,  wenigstens 
wird  im  heutigen  Völkerrechte  die  Exterritorialität  der  Staats- 
häupter und  der  Gesandten  meist  gleich  behandelt3).  Auf  die 
Frage  nach  der  rechtlichen  Begründung  der  Exterritorialität, 
ob  sie  eine  Fiktion  ist  oder  ob  sie  aus  der  Eigenschaft  der 
Unabhängigkeit  des  einen  Staates  und  somit  seiner  Organe  von 
fremder  Staatsgewalt  zu  erklären  ist  oder  ob  sie.  was  das  Zu- 
treffende zu  sein  scheint,  ein  durch  völkerrechtlichen  Brauch 
im  Interesse  des  Verkehrs  gewährtes  Vorrecht  ist,  ist  hier  nicht 
näher  einzugehen ;  ebensowenig  darauf,  ob  die  Gesandten  oder 
die  Staatshäupter  den  Staat  in  höherem  Masse  repräsentieren 
und  daher  grössere  Exterritorialitätsrechte  haben. 

Wichtiger  ist  die  Streitfrage,  ob  den  republikanischen 
Staatshäuptern  dieselbe  Exterritorialität  wie  den  Monarchen 
zuzubilligen  ist.  Von  der  Erwägung  ausgehend,  dass  nach 
völkerrechtlichem  Grundsatze  alle  Staaten  gleich  sind  und 
somit  auch  ihren  repräsentierenden  Oberhäuptern  dasselbe 
Mass  an  Rechten  gebührt,  kommt  man  zu  einer  Bejahung  der 
Frage.    Wenn  jedoch  betont  wird,  dass  die  völkerrechtliche 

')  Moore,  A  tilgest  of  international  law      28 ff.,  49ff.,  100  (Bd.  1). 

*)  Heffter,  Das  europäische  Völkerrecht  der  Gegenwart,  8.  Ausgabe 
bearbeitet  von  Geffcken,  S.  102. 

3)  Pietri.  ßtude  critique  sur  la  fiction  d'extcrritorial ite,  Paris  185)5, 
S.  220,  222. 

Walt  her,  Staatsbank  in  Republiken  ^ 
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Stellung  nur  ein  Reflex  der  innerstaatlichen  Stellung  ist  und 
dass  eiu  rechtlicher  Unterschied  zwischen  Monarchen  und  Prä- 
sidenten besteht,  so  wird  die  Frage  verneint  werden.  Dass  das 
republikanische  Staatshaupt  überhaupt  keine  Exterritorialität 
besitze,  findet  sich  nirgends  behauptet.  Es  wird  aber  aus- 
geführt, dass  ihm  dies  Recht  nur  insoweit  zuzubilligen  sei,  als 
das  Staatshaupt  als  Chef  der  Exekutive  handele,  eine  offizielle 
Reise  unternehme  oder  soweit  es  überhaupt  als  diplomatischer 
Agent  auftrete.  Zorn  l)  ist  der  Ansicht,  dass  der  Aufenthalts- 
staat republikanischen  Staatshäuptern  gegenüber  nicht  in  dem- 
selben Masse  wie  gegenüber  Monarchen  auf  die  Geltendmachung 
der  Staatsgewalt  verzichte.  Heyking2)  erkennt  au,  dass  der 
Präsident  ebenso  wie  ein  Monarch  dann  die  Vorrechte  der  Exterri- 
torialität geniesse,  wenn  er  im  Auslande  weile,  um  dort  diploma- 
tische Funktionen  auszuüben.  Er  bestreitet  aber,  dass  er,  anders 
als  ein  souveräner  Monarch,  hierüber  hinaus  allgemein  als  Staats- 
chef exterritorial  sei.  Ebenso  Loening8):  „Die  Exterritorialität 
der  Souveräne  .  .  .  kommt  nicht  zu  den  Präsidenten  der 
Republiken,  wie  neuerdings  mehrfach  angenommen  wird.  Sie 
sind  nicht  Inhaber  der  Staatsgewalt,  sondern  die  obersten 
Beamten  des  Staats.  Halten  sie  sich  in  amtlicher  Eigenschaft 
im  Auslande  auf,  wie  etwa  der  Präsident  der  französischen 
Republik  auf  seinen  Reisen  nach  Russland,  so  kommen  ihm  nach 
einer  berechtigten  Analogie  die  Vorrechte  der  Gesandten  zuK. 

Weshalb  es  berechtigt  sein  soll,  die  republikanischen 
Staatshäupter  hier  wie  Gesandte  dagegen  nicht  wie  monarchische 


')  Artikel  „ Exterritorialität"  in  Stengels  Wörterbuch  des  Deutschen  Ver- 
waltungsreehts  Bd.  1  S  171  2. 

'-*)  I/exterritorialito,  Herlin  1889,  S.  122,  123. 

aj  Die  Gerichtsbarkeit  über  fremde  Staateu  und  Souveräne  (in  der  Fest- 
gabe der  juristischen  Fakultät  der  Universität  Halle  für  Hermann  Fittiufr, 
Halle  1903,  8.1(59—331)  S.  14Ö  Anm.  1.  Vgl.  auch  Rivier,  Principes  da 
droit  des  gens,  Paris  1896.  Bd.  1  S.  424;  Stoerk  in  Holtzendorffs  Handbnch 
des  Völke  rrechts  Bd.  2  S  <>54  fl'. ;  F.  v.  Martens.  Lehrbuch  des  Völkerrechts 
Bd.  1  S.  314  fr.;  Ullmann,  Völkerrecht,  Freiburg  1898.  S.  88.  Strisower 
in  dem  ausführlichen,  besonders  auch  die  zivilrechtliche  Exterritorialität  be- 
rücksicht inenden  Aitikel  r Exterritorialität"  i  in  dem  Osterreichischen  Staaf«- 
wörterhnch«'.  heransg.  von  Min-hler  und  rihrich,  Wien  189ö,  Bd.  I  8.  448i 
hält  die  Frage  für  zweifelhaft. 
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Staatshäapter  zu  behandeln,  ist  nicht  einzusehen.  Die  Präsi- 
denten sind  keine  Monarchen,  sie  sind  aber  auch  keine  Ge- 
sandten. Von  jenen  unterscheiden  sie  sich  als  Staatsbeamte, 
von  diesen  jedoch  durch  ihre  Eigenschaft  als  besonders 
qualifizierte  Beamte,  als  Staatsvorstand.  Der  republikanische 
Staatschef  reist  nicht  als  Gesandter  seines  Landes,  er  verhandelt 
nicht  als  Diplomat;  ihm  werden  vielmehr  Ehrenrechte  erwiesen, 
die  denen  eines  Monarchen  analog  sind.  Das  ihm  übertragene 
Recht,  die  völkerrechtlichen  Verträge  bis  zur  Genehmigung  durch 
die  Legislative  vorzubereiten,  unterscheidet  sich  durchaus  von 
den  den  einzelnen  Diplomaten  erteilten  Aufträgen  zum  mehr  oder 
minder  selbständigen  Unterhandeln.  Das  republikanische 
Staatshaupt  ist  grundsätzlich  exterritorial,  daesStaats- 
vorstand  ist.  Die  Eigenschaft  als  Staatsoberhaupt  besteht 
während  der  ganzen  Dauer  des  Amtes;  es  ist  nicht  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  untersuchen,  ob  der  Präsident  in  amtlicher 
Eigenschaft  handelt1).  Zutreffend  weist  v.  Liszt2)  auf  die 
praktische  Unhaltbarkeit  der  dies  verlangenden  Theorie  hin. 

Voraussetzungen  der  Exterritorialität  sind,  dass  sie  von 
der  Territorialobrigkeit  anerkannt  ist,  dass  der  Eintritt  in  das 
Gebiet  nicht  ausdrücklich  verboten  ist,  dass  nicht  Krieg  besteht 
und  dass  der  Exterritoriale  nicht  inkognito  reist  3). 

Der  Inhalt  der  Exterritorialität,  die  einzelnen  Immuni- 
täten, sind  die  persönliche  Unantastbarkeit,  die  Exemtion 
von  der  Gerichtsbarkeit  des  Aufenthaltsstaates,  das  Verbot 
gegen  den  Willen  des  Exterritorialen  dessen  Wohnung  zu  be- 
treten, die  Befreiung  von  Abgaben  und  der  ungehemmte  Ver- 
kehr mit  dem  eigenen  Staate.  Dagegen  besteht  keine  eigene 
Gerichtsbarkeit  über  das  Gefolge,  da  dies  nicht  mit  den  Grund- 
gesetzen des  Heimatstaates  in  Einklang  stehen  würde4). 


•)  s.  a.  BonfiU,  Lehrbuch  des  Völkerrechts  S.  348  Anm.  3.  Vgl. 
Stoerk  in  Holtzcndorffs  Handbuch  Bd.  2  S.  (559:  rI)er  dauernde  amtliche 
Charakter  des  Monarchen  kann  jederzeit  wirksam  werden". 

J)  Das  Völkerrecht  systematisch  dargestellt,  3.  Auflage,  Berliu  1904, 
S.  112;  s.  a.  Gar  eis,  Institutionen  des  Völkerrechts  S.  104  Anm.  4. 

a)  V.Martens,  Völkerrecht  Bd.  1  S.  314. 

4)  v.  Liszt  S.  114,  11;");  über  die  Immunitäten  vgl.  auch  im  einzelnen 
Pietri  S.  228ff.  und  v.  Martens,  Völkerrecht  Bd.  1  S.  315. 

13* 
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IV.  Die  besondere  Eigenschaft  als  Staatshaupt  zeigt  sich 
vornehmlich  in  dem  Verkehre  mit  Repräsentanten  fremder  Staaten 
sowie  in  den  ihm  bei  diesen  Gelegenheiten  zukommenden  Ehren 
(Ehrenrechten).  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  sie  recht- 
liche Bedeutung  haben  oder  nicht1),  jedenfalls  sind  sie  für  die 
Stellung  des  republikanischen  Staatshauptes  bezeichnend  und 
integrierender  Bestandteil  völkerrechtlicher  Darstellung. 

Soweit  das  republikanische  Staatshaupt  staatsrechtlich 
Titel  uud  Prädikat  hat,  kommen  ihm  diese  natürlich  auch  im 
völkerrechtlichen  Verkehre  zu. 

Im  übrigen  wird  bezüglich  der  Ehrenrechte  trotz  des 
Grundsatzes  der  Gleichheit  der  Staaten  ein  Unterschied  gemacht 
zwischen  Staaten,  die  königliche  Ehren  geniessen  und  solchen, 
die  sie  nicht  geniessen.  Zu  ersteren  sind  nicht  etwa  nur 
Monarchien  zu  rechnen,  sondern  es  werden  königliche 
Ehren2)  auch  den  bedeutenderen  Republiken,  wie  Frankreich, 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,  zugestanden.  Ob  auch  Republiken  wie 
Mexiko  und  Argentinien  sie  geniessen,  ist  streitig3).  Früher 
wurde  den  gekrönten  Häuptern  der  Vorrang  vor  den  Präsi- 
denten eingeräumt;  dies  geschieht  nicht  mehr4).  Staaten  mit 
königlichem  Rang  sind  solche  Staaten,  deren  Häupter  den 
Titel  Kaiser  oder  König  führen  oder  Republiken  von  gleicher 
völkerrechtlicher  Bedeutung.  Die  königlichen  Ehren  bestehen 
in  dem  höheren  Rang  andern  Staaten  gegenüber,  die  diese 
nicht  haben,  in  dem  ausschliesslichen  Rechte,  Gesandte  ersten 
Ranges,  Botschafter,  zu  senden,  sowie  für  Monarchen  in  dem 
Gebrauche  der  Anrede  als  Bruder.  Der  völkerrechtliche  Satz, 
dass  jeder  Staat  eine  seiner  Bedeutung  angemessene  Bezeichnung, 
der  der  Titel  des  Oberhauptes  entspricht,  annehmen  darf,  hat 


')  Pietri  S.  224  leugnet  es. 

-')  Pradier-Fodc'-rr,  Cour«  de  droit  diplomatique,  2.  edit..  Paris  1899, 
Bd.  1  S.  60:  r  on  appelle  honneurs  royaux  des  honneurs  conveiitionneJs 
consideri's  traditionellenicnt  comnie  les  plus  distiugues  qui  puissent  etre  rendus 
ä  un  Etat". 

3)  Pradier-Fodere  .S.  60,  61;  Rivier,  Principe«  du  droit  des  gem. 
IM.  1  S.  128. 

4)  Donfil«,  Lehrbuch  des  Völkerrechts  S.  348. 
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für  Republiken  geringe  Wichtigkeit,  da  in  der  Bezeichnung 
als  Republik,  Staat,  Freistaat,  nichts  liegt,  das,  wie  die  Be- 
zeichnung als  Königreich  einem  Fürstentume  gegenüber,  An- 
spruch auf  besondere  Bedeutung  und  königlichen  Rang  macht 
oder  einen  grösseren  Gebietsumfaug  vermuten  lässt.  Auch  die  be- 
stimmten Staatswesen  eigentümlichen  Bezeichnungen  als  Kanton, 
Freie  Stadt,  Provinz,  deuten  nicht  unbedingt  auf  Staaten 
zweiten  Ranges  hin,  abgesehen  davon,  dass  es  Freistaaten  mit 
dem  Titel  Republik  gibt,  die  eine  geringere  Bedeutung  als  diese 
Staatswesen  haben.  Die  Titel  der  Staatshäupter,  Präsident, 
Landammann,  Bürgermeister,  fordern  unter  sich  zu  keinem  Ver- 
gleiche heraus1). 

Ausser  den  Oberhäuptern  von  Republiken,  die  verfassungs- 
mässig ein  Prädikat  haben,  wird  oft  auch  Präsidenten  anderer 
Republiken  das  Prädikat  Exzellenz  im  völkerrechtlichen  Ver- 
kehre beigelegt;  jedoch  ist  der  Gebrauch  schwankend8).  Ins- 
besondere erhält  der  Bundespräsident  der  Eidgenossenschaft 
dies  Prädikat  im  diplomatischen  Verkehr3). 

Die  republikanischen  Verfassungen  gestehen  selbst,  wie 
wir  gesehen  haben,  den  Oberhäuptern  im  Verhältnis  zu 
Monarchen  nur  ein  verhältnismässig  geringes  Mass  von  Ehren- 
rechten zu.  Es  wird  sogar  gesucht,  in  Betonung  demokratischer 
Grundsätze,  alles  zu  verhindern,  was  äusserlich  die  Stellung 
des  Staatschefs  mit  monarchischem  Glänze  umgeben  könnte. 
Hierher  gehört  die  Bestimmung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  (Art.  1  Sekt.  9),  nach  der  jeder  Bundesbeamte,  also 
auch  der  Präsident  und  Vizepräsident,  nur  mit  Zustimmung 
des  Kongresses  von  auswärtigen  Staatshäuptern  Geschenke, 
Titel,  Amt  und  andere  Vorteile  annehmen  darf,  wodurch4) 
Höflichkeitsbezeugungen,  wie  sie  zwischen  Staatshäuptern  üblich 
sind,  dem  Präsideuten  der  Vereinigten  Staaten  gegenüber  fast 
tinmöglich  gemacht  sind. 

»)  Prädikate,  die  den  Republiken  als  solchen  zukommen,  bestehen  nicht 
mehr  (Bonfils,  Lehrbuch  des  Völkerrechts  S.  347:  „Durchlauchtigste  Repu- 
bliken Genua,  Venedig,  Polen";  Pradier-Fodöre  Bd.  1  S.  89:  „la  Republique 
stfrfcnissime  de  Venise*). 

s)  Vgl.  Pradier-Fodere  Bd.  1  S.  89. 

*)  v.  Orelli,  Das  Staatsrecht  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  S.  35. 
*)  Steinbach,  Die  rechtliche  Stellung  usw.  S.  56. 
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Besondere  Förmlichkeiten  bestehen  bezüglich  des  schrift- 
lichen Verkehrs  zwischen  den  Staatshäuptern1).  Republi- 
kanische Staatschefs  sprechen  nicht  wie  die  Monarchen  von 
sich  in  der  ersten  Person  der  Mehrzahl.  Ebensowenig  werden 
von  ihnen  oder  ihnen  gegenüber  Verwandtschaftsbezeichnungen, 
Bruder,  Vetter  oder  dergl.  angewendet,  wie  dies  bei  Monarchen 
üblich  ist.  Republikanische  und  monarchische  Staatsoberhäupter 
reden  sich  gegenseitig  als  „sehr  lieber,  guter  oder  grosser 
Freund,  grand  et  bon  ami  und  tres  eher  et  graud  araitt  an. 
Unter  sich  werden  Oberhäupter  der  Republiken  derartige  zere- 
monielle Anreden  vermeiden  und  einen  geschäftsmässigeren  Ton 
vorziehen.  Grundsätzlich  beschränkt  sich  der  Inhalt  von  Mittei- 
lungen auf  Tatsachen  von  unmittelbarem  politischen  Interesse.  So 
werden  die  Thronbesteigung  des  Monarchen  und  die  Wahl  des  re- 
publikanischen Staatshauptes  amtlich  angezeigt,  wobei  auch 
regelmässig  der  Wunsch  nach  einer  Fortdauer  der  freundschaft- 
lichen Beziehungen  beider  Staaten  versichert  wird 8).  Doch  finden 
sich  Fälle,  dass  Familienereignisse  in  monarchischen  Häusern  den 
Präsidenten  offiziell  mitgeteilt  sind Gerade  auf  diesem  Gebiete 
der  p  er  sö  nl  i  ch  e  n  E  h  r  e  n  re  ch  t  e  völkerrechtlicher  Natur  werden 
Fragen  oft  derart  durch  die  Politik  beeinflusst,  dass  man  nicht 
von  feststehenden  Rechtssätzen  sprechen  kann.  Ahnlich  ist  die 
Frage,  ob  der  Gemahlin  des  Präsidenten  besoudere  Ehrenrechte 
zukommen,  zurzeit  als  zweifelhaft  zu  bezeichnen.  Im  allge- 
meinen finden  natürlich  die  Grundsätze  monarchischer  Staaten 
nicht  Anwendung,  ebensowenig  wie  die  Souveräne  grundsätz- 
lich den  republikanischen  Präsidenten  als  gleichgestelltes  Staats- 
haupt behandeln4).   Jedoch  lässt  sich  in  neuerer  Zeit  (Besuche 

»)  Pradier-Fod6rf«  Bd.  1  S.  143,  144;  Rivier,  Lehrbuch  des  Völker- 
rechts (2.  Aufl.)  S.  318.  Oeffcken  in  Jloltzendorffs  Handbuch  des  Völker- 
recht« Bd.  3  S.  668  ff.;  Uli  manu,  Völkerrecht  S.  88  Anna.  3. 

")  Bonfils,  Lehrbuch  des  Völkerrechts  S.  345.  Nach  Heilboru  (Das 
System  des  Völkerrechts  entwickelt  aus  den  völkerrechtlichen  Begriffen, 
Berlin  1896,  S.  140)  ist  die  Notiiikation  und  Aktnahme  von  dem  Regierungs- 
antritte die  einzige  Formalität,  die  sich  ausschliesslich  am'  die  Stellung  des 
Oberhauptes  selbst  und  nicht  auf  eine  Handlung  des  Staates  bezieht,  ohne 
auch  bloss  internationale  (.'ourtoisie  zu  sein. 

3)  Pradicr-Fodere  Bd.  1  S.  153,  162. 

*)  Rivier.  Principe*  du  droit,  des  gens  Bd.  1  S.  424,  Bd.  2  S.  5. 
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des  Zaren,  des  Königs  von  Italien  und  des  Königs  von  Däne- 
mark in  Paris)  ein  anderer,  die  Gleichstellung  anbahnender 
Standpunkt  beobachten  l).  Die  Höfe  legen  übrigens  beim  Tode 
republikanischer  Staatshäupter  und  umgekehrt  diese  beim  Tode 
von  Monarchen  keine  Trauer  an2). 

V.  Es  sind  hauptsächlich  drei  Gebiete,  in  denen  dem 
Oberhaupte  der  Republik  in  völkerrechtlicher  Beziehung,  ausser 
dem  in  den  erwähnten  Formen  vor  sich  gehenden  weniger 
amtlichen  Verkehre  zwischen  den  obersten  Vertretern  der 
Staaten,  die  Repräsentation  des  Staates  in  weitgehendem  Um- 
fange übertragen  ist;  dies  sind  das  Gesandtschaftsrecht,  der 
Abschluss  von  Staatsverträgen  und  das  Kriegsrecht.  In  den 
Kollegialrepubliken  tritt  der  Präsident  nicht  in  demselben 
Masse  wie  in  den  Republiken,  die  eine  Einzelperson  an  die 
Spitze  gestellt  haben,  vor  den  übrigen  Mitgliedern  der  Regie- 
rung hervor8).  Wenn  auch  die  heutigen  zivilisierten  Staaten 
und  erst  recht  die  Repuliken  in  der  Repräsentation  des  Volkes 
einen  wichtigen  Faktor  des  öffentlichen  Lebens  sehen,  so  hat 
doch  die  Tradition 4),  nach  der  das  souveräne  Staatshaupt  die 
militärischen  und  auswärtigen  Geschäfte  leitet,  auch  für  das 
republikanische  Staatshaupt  ihre  Kraft  nicht  verloren. 

Was  zunächst  das  Gesandtschaftsrecht5)  anbetrifft,  so 
hat  das  republikanische  Staatshaupt  verfassungsmässig  die 
Funktion,  fremde  Gesandte  zu  empfangen.  In  Frankreich 
(Gesetz  vom  25.  Februar  1875  Art.  3  Abs.  5)  sind  die  Bot- 
schafter und  Gesandten  fremder  Mächte  bei  dem  Präsidenten 
akkreditiert.  Die  eigenen  Gesandten  werden  als  Beamte  grund- 
sätzlich vom  Staatshaupte  ernannt,  doch  ist  dies  Recht  meist 
ausdrücklich  in  den  Verfassungen  erwähnt;  der  Staatschef  ist 
aber  bei  der  Bestellung  dieser  wichtigen  Organe  an  die  Mit- 

')  Die  Zeitschrift  „ Juristenwelt L  (Herausgeber  Paul  Posener)  Band  IV 
(1907)  S.  44  bemerkt:  Bisher  war  die  Frau  des  französischen  Präsidenten 
Privatperson;  nun  aber  ist  es  ihr  gelungen,  bei  den  Empfängen  des  nor- 
wegischen Königspaares  uud  des  Königs  der  Belgier  offiziell  mitzuwirken. 

")  Pradier-Fodere  Bd.  I  S.  172 

3)  Vgl.  Heilborn  in  Holtzcndorff-K ohlers  Enzyklopädie  Bd.  2  S.  1(XX). 

*)  (ieffcken  in  Holtzendorffs  Handbuch  des  Völkerrechts  Bd.  8  S.  669. 

5)  Geffcken  S.  624/5.  Für  die  Hansestädte  vgl.  allgemein  (•urt  Riess, 
Auswärtige  Hoheitsrechte  der  deutschen  Einzelstaaten  (11.  Heft  der  Abhand- 
lung aus  dem  Staats-  und  Verwaltungsrecht  von  Brie  und  Fleischmanu  1905). 
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Wirkung  anderer  Faktoren  gebunden.  Die  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  z.  B.  verlangt  die  Zustimmung  des  Kongresses 
(Art.  2  Sekt.  2  §  2) 1).  Die  Beglaubigungs-  und  Abberufungs- 
scbreibeu,  wenigstens  die  der  Gesandten  höheren  Ranges,  der 
Botschafter,  werden  vom  Staatshaupte  ausgestellt  und  an  das 
Oberhaupt  des  Empfangsstaates  gerichtet 8).  In  der  Eidgenossen- 
schaft werden  die  „eidgenössischen  Repräsentanten",  die  Ge- 
sandten von  dem  Bundesrate  als  der  präsumptiven  Wahlbehörde 
(vgl.  Art.  102  Z.  6  und  85  Z.  4),  nicht  wie  früher  von  der  Bun- 
desversammlung ernannt3).  In  den  Hansestädten  ernennt  und 
instruiert  der  Senat  die  Gesandten  und  sonstigen  diplomatischen 
Agenten.  Die  republikanischen  Gesandten  werden  jedoch  nicht, 
wie  Gesandte  monarchischer  Staaten,  zugleich  als  persönliche 
Repräsentanten  des  Staatshauptes  aufgefasst,  wenn  auch  im 
gesandtschaftlichen  Verkehre  die  Person  des  Präsidenten  mehr 
als  die  Verfassungen  vorsehen  können  in  den  Vordergrund  tritt. 

VI.  Aus  praktischen  Erwägungen  ergibt  sich  die  Forderung, 
für  den  Abschluss  von  Staatsverträgen  der  Exekntiv- 
behörde  weitgehende  Vollmacht  zu  geben.  Regelmässig  führt 
die  Spitze  der  Republik  die  Verhandlungen  mit  anderen  Staaten, 
schlicsst  Verträge  ab  und  ratifiziert.  Wichtige  Verträge  be- 
dürfen zu  ihrer  Gültigkeit  der  Mitwirkung  der  Legislative4). 

Ein  Staatsvertrag  kommt  danach  meist  in  der  Weise  zu- 
stande, dass  die  zur  Vertretung  im  auswärtigen  Verkehre  legi- 
timierten Staatshäupter  durch  ihre  Organe  Vorverhandlungen 
führen  lassen,  dann  die  Genehmigung  der  Volksvertretung  ein- 
holen und  nun  den  Vertrag  durch  die  Ratifikation  zu  einem 
beide  Teile  bindendem  machen.  Die  Ratifikation  ist  ein  not- 
wendiges und  unerlässliches  Erfordernis;  sie  kann  nicht  er- 
zwungen werden,  wenn  auch  das  abschliessende  Staatshaupt 
verpflichtet  ist,  die  zu  ihr  erforderliche  Genehmigung  der  Legis- 
lative herbeizuführen  •"'). 

')  Moore,  A  digest  of  international  law,  §  632  (Bd.  4  S.  450,  451); 
s.  a.  oben  S.  156. 

'-)  Bonfils,  Lehrbuch  des  Völkerrechts  S.  3(i3;  Geffcken  S.  670. 

3)  Schollenberger,  Bundesverfassung  S.  505/6. 

*)  v.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik,  Bd.  1  S.  557,  hat  Be- 
denken gegen  die  (ienchniigung  der  völkerrechtlichen  Verträge  durch  das 
Parlament,  die  Begb'runc:  müsse  frei  sein. 

:")  Vgl    hierzu  Buutils,  Lehrbuch  des  Völkerrechts  S.  433,  435.  436: 


Digitized  by  Google 


201 


Der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  schliesst  überhaupt 
Verträge  nur  mit  dem  Rate  und  der  Zustimmung  einer  Zwei- 
drittelmehrheit des  Senates  ab  (Art.  2  Sekt.  2  §  2) l). 

Für  den  französischen  Präsidenten  sind  im  Art.  8  des  Ge- 
setzes vom  16.  Juli  1875  Vorschriften  gegebeu.  Er  gibt  von 
den  von  ihm  geführten  Vorverhandlungen  den  Kammern  Kennt- 
nis, sobald  es  das  Interesse  und  die  Sicherheit  des  Staates  ge- 
statten. Friedens-  und  Handelsverträge  sowie  Verträge,  die 
die  Finanzen,  das  Staatsgebiet  und  die  Rechtsverhältnisse  der 
Staatsangehörigen  im  Auslande  betreffen,  müssen,  ehe  sie  defi- 
nitiv sind  und  vom  Präsidenten  ratifiziert  werden,  von  den 
Kammern  angenommen  sein. 

In  der  Eidgenossenschaft  dagegen  gehören  Büudnisse  und  Ver- 
träge mit  dem  Auslande  zu  der  Zuständigkeit  der  Bundesversamm- 
lung (Art.  85  Nr.  5).  Nationalrat  und  Ständerat  stimmen  jeder 
durch  besonderen  Beschluss  zu.  Der  Bundesrat  dagegen  schliesst 
die  Verträge  ab  und  erklärt  sie  als  von  der  Bundesversammlung 
angenommen;  „zu  Urkund  dessen"  erfolgt  unter  Unterschrift 
des  Bundespräsidenten  und  des  eidgenössischen  Kanzlers  die 
Ratifikation 2). 

In  den  Hansestädten :!)  schliesst  in  Hamburg  der  Senat 
die  Staatsverträge,  hat  aber  vor  Ratifikation  derselben  die 
Zustimmung  der  Bürgerschaft  einzuholen  (Art.  22);  nach 
Art.  61  beruht  die  Gesetzgebung  auf  dem  übereinstimmen- 
den Beschlüsse  des  Senates  und  der  Bürgerschaft,  nach  Art.  62 
ist  aber  Gegenstand  der  Gesetzgebung  u.  a.  die  Ratifikation 
von  Staats  vertragen.    In  den  beiden  anderen  Hansestädten  da- 

Gessner  in  Holtzendorffs  Handbuch  Bd.  3  S.  15,  Geffcken  daselbst  S.  620 
Anm.  2.  Zu  der  Frage,  wann  ein  Staatsvertrag  gültig  abgeschlossen  ist,  vgl. 
die  ausführlichen  Erörterungen  von  Heilborn,  Das  System  des  Völkerrechts 
S.  144  ff.,  auch  v.  Liszt  S.  175. 

')  Vgl.  hierüber  Wharton,  A  digest  of  the  international  law  of  the 
United  States,  2.  ed.,  Washington  1887,  Bd.  2  S.  10  (§131);  Moore,  A  digest 
of  international  law,  §§  735 ff.  (Bd.  5);  Gessner  in  Holtzendorffs  Handbuch 
des  Völkerrechts  Bd.  3  S.  51  ff. 

*)  Gessner  in  Holtzendorffs  Handbuch  Bd.  3  S.  60,  61;  Heilborn, 
System  des  Völkerrechts  S.  145,  146. 

3)  Gessner  in  Holtzendorffs  Handbuch  Bd.  3  S.  43;  Alfons  Riess, 
Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Körperschaften  bei  Staatsverträgen  1904  S.  45  f. 
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gegen  wirkt  die  Bürgerschaft  nur  mit,  wenn  dies  verfassungs- 
mässig bestimmt  ist;  dem  Senate  ist  also  der  selbständige  Ab- 
schluss  einer  Reihe  von,  allerdings  weniger  wichtigen,  Staats- 
verträgen überlassen.  In  Lübeck  (Art.  50 IX)  wirkt  die  Bürger- 
schaft bei  Verträgen  mit,  die  den  Handel,  die  Schiffahrt  oder 
Gegenstände  betreffen,  welche  der  Mitgenehmigung  der  Bürger- 
schaft unterliegen  ').  Nach  §  57  f  der  Bremischen  Verfassung 
erfolgt  die  Vollziehung  der  Staatsverträge  durch  den  Senat  im 
Namen  des  Staates2). 

VII.  Das  Recht  Krieg  zu  erklären  steht  zwar  nach 
verschiedenen  Verfassungen  dem  Staatshaupte  zu;  denn  in 
diesem  Punkte  treffen  sich  die  Repräsentationshoheit  und  die 
Militärhoheit8).  Doch  ist  die  Beschränkung  gegeben,  dass 
die  Zustimmung  der  Legislative  vorher  eingeholt  werden  muss 
(französisches  Gesetz  vom  16.  Juli  1875  Art.  9).  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  (Art.  1  Sekt.  8)  sowie  in  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  (Art.  85  Nr.  6)  ist  dies  Recht 
der  Legislative,  dem  Kongresse  bzw.  der  Bundesversammlung, 
übertragen. 

Wie  im  Bundesstaate  das  republikanische  Staatshaupt 
sich  als  das  einigende  und  zentralisierende  Organ  den 
verschiedeneu  Bundesgliedern  gegenüber  erweist,  so  hat  es  auch 
im  völkerrechtlichen  Verkehre  für  den  Staat,  dem  es  angehört,  eine 
wichtige  Bedeutung.  Staaten,  die  im  Weltverkehre  eine  mass- 
gebende aktive  Stellung  einzunehmen  suchen,  können  auf  ein 
politisch  und  rechtlich  selbständig  gestelltes  Staatshaupt  nicht 
verzichten,  mögen  dessen  Funktionen  bewusst  oder  unbewusst, 
der  geschriebenen  Verfassung  entsprechend  oder  über  sie  hinaus 


')  Eine  Besonderheit  für  Lübeck  vgl.  Alfons  Riess  8.  48. 

*)  Verträge,  mit  Republiken  geschlossen,  s.  bei  Fleischmann ,  Völker- 
rechtsq uellen  S.  81 ,  89  (  .  .  .  der  König  von  Italien  und  der  Bundesrat  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft),  S.  111  (  .  .  .  und  der  Präsident  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika).  .S.  1H8  (  .  .  le  gouvernement  de  la  Röpublique 
Franchise);  viele  Beispiele  in  dem  Recueil  manuel  et  pratique  de  traites  et 
Conventions,  herausg.  von  Martens  und  Cussy,  in  zweiter  Folge  von  F.  H. 
tielfcken,  Leipzig  1846—88. 

■')  (iarcis,  Institutionen  des  Völkerrechts  S.  22B. 
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durch  die  Anforderungen  der  Praxis  fortentwickelt1),  denen  eines 
Monarchen  ähnlich  sein.  Es  lässt  sich  aus  der  geschichtlichen 
Entwicklung  zu  der  Frage  nach  der  Staatsform  der  Zukunft2) 
wohl  die  Folgerung  ziehen,  dass  weniger  der  Unterschied  von 
Monarchie  und  Republik  in  den  Vordergrund  treten  wird,  als  dass 
der  moderne  Staatstypus  kaum  mehr  eine  einzelpersönliche  Staats- 
vorstandschaft wird  entbehren  können3).  Es  wird  vielleicht  in 
Zukunft  eine  grössere  Ähnlichkeit  zwischen  der  konstitutionellen 
Monarchie  und  der  modernen  Präsidentschaftsrepublik  (nach 
amerikanischem  oder  französisch- parlamentarischen  Typus)  sich 
aufweisen  lassen  als  zwischen  letzterer  und  der  Kollegialrepublik4). 
Eine  kollegiale  Spitze  lässt  sich  in  einer  Republik  nur  bei 
besonderen  politischen  und  geschichtlich  gegebenen  Verhält- 
nissen begründen.  Ihre  Gestaltung  ist  daher,  wo  sie  heute 
besteht,  komplizierter  als  die  Übertragung  der  Exekutive  an  eine 
Einzelperson;  ausserdem  entfernen  sich  die  Schweizer  Kollegial- 
republiken von  dem  Typus  derjenigen  Staaten,  die  eine  Einzel- 
person an  der  Spitze  haben,  noch  dadurch,  dass  wichtige  Be- 
fugnisse der  beaufsichtigenden  und  vollziehenden  Gewalt  nicht  den 
eigentlichen  Exekutivbehörden,  sondern  den  legislativen  Körper- 
schaften zustehen 5).    Für  raauche  in  der  Entstehung  begriffenen 


')  v.  Mo  hl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  Bd.  1  S.  659:  „Verfas- 
sungen werden  erhalten  durch  ihre  Übereinstimmung  mit  den  allgemeinen 
Ansichten  und  Bedürfnissen,  nicht  aber  durch  ihre  eigenen  Bestimmungen"; 
s.  a.  v.  Piloty,  Autorität  und  Staatsgewalt,  im  Jahrbuche  der  Int.  Vereinig, 
f.  vergl.  Rechtswiss.  Bd.  6,  7  S.  567,  576. 

*)  v.  Moni  a.  a.  0.  S.  491  meiut,  dass  die  repräsentative  Demokratie 
wahrscheinlich  eine  grosse  Zukunft  habe,  besonders  in  deu  neu  gesittigten 
und  bevölkerten  Weltteilen;  dann  werde  sich  auch  die  ausübende  Gewalt 
weiterentwickeln. 

*)  Nach  Jellinek  (Allgemeine  Staatslehre,  2.  Aufl.  S.  604)  kommt  die 
Anerkennung  der  Bedeutung  der  Regierung  „fast  instinktiv"  dadurch  zum 
Ausdruck,  dass  ihr  oberstes  Organ  in  jedem  Staate,  auch  der  demokratischen  . 
Republik,  Staatshaupt  heisse. 

4)  (iareis  (Institutionen  des  Völkerrechts  S.  101)  teilt  die  Staatsformen 
ein  in  Ein-  und  Mehrherrschaften,  Monokratien  und  Pleouokratien ,  je  nach- 
dem das  Staatsoberhaupt  eine  physische  oder  eine  Kollektivperson  sei;  doch 
wird  hier  Staatsoberhaupt  gleichbedeutend  mit  Souverän,  Träger  der  Staats- 
gewalt, sein. 

5)  v.  Orelli,  Das  Staatsrecht  der  Schweiz.  Eidgenossenschaft  S.  37. 
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Staatswesen,  wie  den  Commonwealth  of  Australia1)  und  Canada. 
kann  also  die  künftige  Staatsfonn  ebensowenig  zweifelhaft  sein  wie 
sie  es  für  die  überhaupt  in  neuerer  Zeit  entstandenen  Kultur- 
staaten gewesen  ist:  der  Staat  wird  an  seine  Spitze  eiue 
Einzelperson  als  Staatshaupt  setzen,  unbeschadet  des  recht- 
lichen Unterschiedes  zwischeu  einem  monarchischen  und  republi- 
kanischen Oberhaupte.  Wird  dann  ferner  eine  Entwicklung 
des  Staatslebens  dahin  gehen,  dass  die  Grenzen  des  Völker- 
und  Staatsrechts  wie  bisher  bei  der  Entstehung  der  jetzigen 
Bundesstaaten  sich  verwischen  und  das  Staatshaupt,  das  repu- 
blikanische so  gut  wie  das  monarchische,  weiter  Gelegenheit  hat. 
sich  als  „agent  d'unification  et  de  centralisation"2)  zu  bewähren 
oder  sonstwie  im  Innern  des  Staates  und  nach  aussen  hin  seinen 
Einfluss  geltend  zu  machen,  so  wird  sich  in  gewisser  Weise  auch 
noch  für  die  Gegenwart  das  dieser  Abhandluug  voran- 
gestellte Wort  Montesquieus  bewahrheiten  mit  der  Modi- 
fikation, dass  zwar  nicht  mehr  der  Wille  eines  Mannes  einen 
Staat  schaffen  wird,  wohl  aber,  dass  der  in  einer  Einzelperson 
verkörperte,  mit  möglichster  Selbständigkeit  ausgestattete  Staats- 
willc  für  die  ja  von  jedem  Staate  erstrebte  Idealstaatsfonn 
notwendig  ist,  mag  dann  auch  das  Staatshaupt  „forme  par 
l'institution",  nicht  nur  ein  soziales,  sondern  auch  ein  recht- 
liches Produkt  des  Staatsganzen,  ein  vom  Volke  gewähltes 
und  ihm  verantwortliches  republikanisches  Staatsoberhaupt  sein. 


')  Vgl.  dessen  staatsähnüche  Organisation  bei  Doerkes-Boppard , 
Verfassnngsgesohiehte  der  Australischen  Kolonien  und  des  Commonwealth  of 
Australia.  München  und  Berlin  1903,  8.216,  217,  250 ff.,  331  ff.  und  ferner 
hierzu  S.  286,  21)7.  Sodann  Kohler.  Das  Commonwealth  von  Australien  und 
seine  rechtliche  Gestaltung,  in  der  von  ihm  herausgegebenen  Zeitschrift  für 
Völkerrecht  und  Bundesstaatsrecht,  Bd.  1,  Breslau  1906/7  (Provinzstaaten  mit 
Eigeuregierung). 

3)  Duguit,  L'Etat,  les  gouveruauts  et  les  agents  S.  354. 
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Wien  1877. 

Noailles.  Duc  de.  Le  centenaire  d'une  Constitution,  siehe  Revue. 

Urban.  O  ,  Le  droit  constitutionnel  de  la  Relgique,  tome  I:  introduetion  et 
theories  fundamentales.  Liege- Paris  1906. 

Oleiii.  Alois  v.,  Das  Staatsrecht  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft, 
siehe  Marquardsen. 

Passow.  Richard.  Das  Wesen  der  Ministerverantwortlichkeit  in  Deutsch- 
land. Tübingen  1904. 

Perrin.  Francisque.  De  la  responsabilittf  pönale  du  chef  de  l'Etat  et  des 
ministres  en  France.  Paris  1900. 

Pietri,  Francois.  Etüde  critique  sur  la  fiction  d'cxterritorialite,  Paris  1895. 

Piloty,  H.  v..  Autorität  und  Staatsgewalt,  im  .lahrbuche  der  Internatio- 
nalen Vereinigung  f.  vergl.  Hecht s Wissenschaft  und  Volkswirtschafts- 
lehre, Bd  6,  Berlin  1903. 

Pistorius,  Theodor,  Die  Staatsgerichtshöfe  und  die  Ministerverantwortlich- 
keit nach  heutigem  deutschem  Staatsrecht.  Tübingen  1891. 

Poelitz,  C.  H  L  .  Die  europäischen  Verfassungen  seit  dem  Jahre  1789.  3Bde.. 
Leipzig  1832  33. 

Pomerov.  .lohn  X  .  An  introduetion  to  the  eonst  itutional  law  of  the  l'nited 

States,  3.  edit...  New  York  1875 
Poore.  lieti.  Peiley.  The  föderal  and  state  constitutions.  eolonial  charters 
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and  other  organic  laws  of  the  United  States,  compiled  under  an  order 
nf  the  l'nited  States  Senate.  2  vols,  Washington  1877. 

Pradier-Fodere\  F..  Cours  de  droit  diplomatique.  2.  6dit„  tome  I— II. 
Paris  1899. 

Preuss.  Hugo,  Gemeinde,  Staat.  Reich  als  Gebietskörperschaften,  Berlin  1889. 

—  Das  städtische  Auitsrecht  in  1'reussen,  Berlin  1902. 

Raiga.  Le  pouvoir  r^glemcntaire  du  Präsident  de  la  Rcpublique.  Paris  1900. 
Ii  ehm.  Hermann.  Die  rechtliche  Natur  des  Staatsdienstes,  siehe  Annalcn. 

—  Allgemeine  Staatslehre.  Freiburg  1899, 
Kevue  des  Deux  Mondes. 

Des  Xoyers,  Le  pouvoir  executif  aux  ßtats-Unis  1901. 
Noailles.  Duc  de,  Le  centenaire.  d'une  Constitution  1899. 
Kivier,  Alphons.  Lehrbuch  des  Völkerrechts.  2.  Aufl..  Stuttgart  1899. 

—  Principes  du  droit  des  gens.  tome  I— II.  Paris  1896. 

K Osenberg.  Staat.  Souveränität  und  Bundesstaat,  siehe  Annalen. 
Hosin,  Heinrich.  Souveränität,  Staat.  Gemeinde.  Selbstverwaltung.  Auch 

in  den  Annalen  1883. 
Kossi.  Luigi.  Die  neuere  Literatur  des  Verfassungsrechts  bei  den  romanischen 

Völkern,  übers  von  Seydel.  in  der  Kritischen  Vierteljahrsschrift 

für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  1895  und  1897. 
Rüttimann.  Das  nordamerikanische  Bundesstaatsrecht  verglichen  mit  den 

politischen  Einrichtungen  der  Schweiz,  2  Bde..  Zürich  1867  76. 
Saint  Giro ns.  A.,  Essai  sur  la  Separation  des  pouvoirs,  Paris  1881. 

—  Manuel  de  droit  constitutionnel,  2.  edit..  Paris  1885 

Salis.  L.K  v.  Schweizerisches  Bundesrecht.  Staats-  und  verwaltungsrecht- 
liche Praxis  des  Bundesrates  und  der  Bundesversammlung  seit  dem 
29.  Mai  1874,  im  Auftrage  des  Schweizerischen  Bundesrates  bearbeitet, 
2.  Aufl.,  Bern  1903. 

Sammlung  enthaltend  die  Bundesverfassung  und  die  in  Kraft  bestehenden 
Kantonsverfassungen,  mit  den  bis  15.  August  1891  vorgekommenen 
Abänderungen,  im  Auftrage  des  Schweiz.  Bundesrates  und  der  Bundes- 
kanzlei hrsg..  Bern  1891.    Dazu  Supplemente  I— X.  1891  —  1905. 

Samuely,  Adolf.  Das  Prinzip  der  Ministerverantwortlichkeit  in  der  konsti- 
tutionellen Monarchie.  Berlin  1869. 

Schlief,  Eugen,  Die  Verfassung  der  nordamerikanischen  Union,  Leipzig  1880. 

Schmidt,  Bruno.  Der  Staat,  siehe  .lellinek-Mcyer. 

Schmidt,  Richard,  Allgemeine  Staatslehre,  2  Bde.,  Leipzig  1901  03. 

Schollenberger.  .1.,  (irundriss  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts  der 
Schweizerischen  Kantone.    Bd.  1:  Das  Staatsrecht,  Zürich  1900. 

—  Das  Bundesstaatsrecht  der  Schweiz.  Berlin  1902. 

—  Bundesverfassung  der  Schweizerischen  Kidgenossenschaft.  Kommentar 
mit  Einleitung,  Berlin  1905. 

Scott.  John,  The  republic  as  a  form  of  government  or  the  evolution  of  demo- 

craey  in  America,  London  1890. 
Seelig.  Geert.  Hamburgisches  Staatsrecht  auf  geschichtlicher  (Grundlage. 

Hamburg  1902. 
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Seid ler.  Gast.,  Das  juristische  Kriterium  des  Staates,  Tübingen  1905. 
Seligmann,  Abschluss  und  Wirksamkeit  der  Staatsverträge.  Freiburg  1890. 
Seydel,  Max,  Grundzüge  einer  allgemeinen  Staatslehre,  Würzburg  1873. 

—  Staatsrechtliche  und  politischeAhhandlungen,  Freiburg  und  Leipzig  1898. 
Sievera.  Das  Staatsrecht  der  Freien  und  Hansestadt  Bremen,  siehe  Mar- 

quardsen. 

Sieyes,  Politische  Schriften  vollständig  gesammelt  von  dem  deutschen  Über- 
setzer, 2  Bde..  1796. 

Snell.  Ludwig,  Handbuch  des  Schweizerischen  Staatsrechts  Bd.  1,  Zürich  1839. 

Stein,  Lorenz.  Die  Verwaltungslehre.  Teil  1 :  Die  Lehre  von  der  vollziehenden 
Gewalt.  Stuttgart  1865. 

—  Art.  „ Verwaltung*,  siehe  Stengels  Wiirterbuch. 

St  ei  nbach.  Rudolph,  Die  rechtliche  Stellung  des  deutschen  Kaisers,  ver- 
glichen mit  der  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Leipzig  1903. 

Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts.  Freiburg  1890. 

Brie,  Siegfried. Artikel r St aatsniinister, Staatsministerium " . Bd. 2. 

Harseim.  Artikel  „Amt"  und  „Beamte",  Bd.  1. 

Meyer.  Georg.  Artikel  „Behörden.  Behördenorganisation",  Bd.  1. 

Stein.  Lorenz  v.,  Art.  .Verwaltung".  Bd.  2. 
Stoerk,  Felix.  Handhuch  der  Deutschen  Verfassungen.  Leipzig  1884. 

—  siehe  auch  Holtzendorffs  Handbuch 

Story,  Joseph,  t'ommentaries  on  the  Constitution  of  the  United  States. 

4.  edit.  by  Thomas  M.  Cooley.  2  vols.  Boston  1873. 
Tocqueville.  Alexis  de.  De  la  democratie  en  Ameriquc.  8.  tfdit..  tome  I— IV. 

Paris  1840. 

(Hl mann,  Völkerrecht,  siehe  Marquardsen. 

Ulrich,  Konrad.  Die  Bestellung  der  Gerichte  in  den  modernen  Republiken. 
Zürich  1904. 

Vincent  .  .lohn  Martin.  Stute  and  federal  government  in  Switzerland,  Balti- 
more 1891. 

Westerkamp.  .1  B„  Staatenbund  und  Bundesstaat,  Untersuchungen  über 
die  Praxis  und  das  Recht  der  modernen  Bünde.  Leipzig  1892. 

Wollt soii.  Das  Staatsrecht  der  Freien  und  Hansestadt  Hamburg,  siehe 
M  a  rq  uard  sen. 

Voung,  James.  Der  Staatsdienst  in  Deutschland,  der  Schweiz  und  den  Ver- 
einigten Staaten  als  Bundesstaaten.  Halle  189H. 
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II.  Ouellenregister 

Verzeichnis  der  in  der  Abhandlung  besprochenen  und  zitierten  Artikel  der 

jetzt  geltenden  Verfassungsgesetze  und  Verordnungen. 
Die  Zahlen  links  vom  Querstrich  gehen,  wenn  nicht  anders  bemerkt,  auf  die 
Verfassuugsurkunden;  die  Zahleu  rechts  vom  Querstrich  geben  die  Seiten, 
zugefügte  kleiue  Zahlen  die  Anmerkungen  an. 


Die  deutschen  Republiken. 


Bremen: 

Hamburg : 

§   3  Abs.  4 

1  73 

Art.  8 

69 

22 

78 

9 

78,  91 

23 

68 1 

13 

85 

23  Abs.  3 

69 

15 

81 

24     „  2 

91 

17 

77,  175 

26 

81 

17  Abs.  2 

73 

28 

99 

19 

144,  151 

30 

85,  100,  175 

20 

129« 

80  Abs.  2 

77 

21 

153,  153« 

»  6 

91 

22 

153,  192,  201 

31      „  2 

175,  176 

24 

142» 

35 

154  a 

27 

162 

4» 

125' 

50 

125» 

56 

151 

61 

152,  201 

57 

144 

61  Abs.  3 

129 

57  Nr.  a 

152 

62 

201 

57   „  e 

133 5 

70  ff. 

135» 

57   ,  f 

202 

89 

163 

57   „  i 

142  3 

Gesetz  vom  10.  April  1885:  103' 

57   „  1 

129,  152 

Lübeck: 

Gesetz  den  .Senat  betreffend: 

Art.  6 

68- 

§  18 

81 

6  Abs.  2 

69 

7 

78 

20 

162 

8 

176 

27 

103* 

9 

91 

28 

103« 

10 

81 

11 

85 
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K  19 

14 

77,  85 

14  Abs.  4 

78 

14    „  5 

175 

15 

175 

16 

1541 

18 

151 

37 

125' 

§  50  IX  202 
73  ff.  1  135* 

Gesetz  die  Versetzung  der  Mitglieder 
des  Senates  in  den  Ruhestand  betr. : 
103 4,  104 3 
Gesetz  die  Honorare  der  Mitglieder  des 

Senates  betreffend:  103 
Gesetz  das  Austreten  aus  dem  Senate 
betreffend  §  3:  162 
Kaiserl.  Erlass  vom  2.  März  1886:  117* 
Reichsverfassung  Art.  5  :  130* 
Prcnss.  Verfassungsurkuode  Art.  55 :  187  ff. 


Frankreich. 


Gesetz  vom  25.  Februar  1875 


Gesetz  vom  16.  Juli  1875: 


2  Abs.  1 

6fi\  77,  79 

Art.  2  Abs.  1 

124» 

2 

71,  73 

2 

125  a 

3  1 

125»,  129, 1332 

3 

124«,  176 

2 

141» 

6 

126* 

3 

153 

2 

155» 

4 

156 

7 

129,  130 

5 

116«,  199 

2 

135 

6 

167« 

8 

201 

5 

135 

9 

202 

2 

124« 

12 

169» 

6  1 

168 

Gesetze  vom 

2 

168 

16.  September  1871 

102' 

7 

1  104 8 

j  24.  Mai  1872 

156 

8  5 

70 

!  2.  August  1875  Art.  1 

124» 

3.  April  1878 

152,  156 
170 

10.  April  1889 

Art.  71  ff. 
74 
75 

85  Abs.  4 
5 
6 

89 
95 
96 
97 
98 

Abs.  2 


Eidgenossenschaft: 

77,  108 a 
68 

68,  69 


Schweiz. 

Art,  102 


141 3, 142, 157, 

201  1200 

202 

122 

112 1 

68,  86 

70.  85 

77,  175 

72 


Nr.  1,  2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
10 
12 
13 


103 
117 


1H3 

151 

153 

125 

133», 

200 

153 

192 

152 

153 

153 

154 3 

161 


152 
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Schweizer  Yerantwortlicbkeitsgesetz 
vom  9.  Dezember  1850,  Art.  4 :  161 

Bundesbeschluss  vom  22.  Dezember 
1899:  102 

Kantone: 


Aargau 

Art.  37 

70,  1 12 1 

38 
39 

73,  77 
125 

Appenzell  Ausser 

Rhoden  Art.  27 

73,  76,  79, 123 

Appenzell 

Intier 

Rhoden  Art.  20 

76,  175 

32 

116,  123 

Basel  Landschaft §58 

112 1 

67 

85 

Bern 

Art.  12 

69 

13 

68 

33 

69,  78 

35 

72,  77,  175 

39 

152 

40 

142« 

41 

125 

53 

141» 

Frei  bürg 

Art.  51 

72,  77 

52 

125 

52  e 

142* 

521 

153 

53  Abs.  4 

123 

Genf 

Art.  54 

135 

67 

68,  69 

73 

73,  77 

82 

129,  152 

Glarus 

Art.  28 

69 

48 

76,  175 

49 

70 

Graubünden  Art.  25 

73,  77 

Luzern 

Art.  65 

70 

69 

72,  77 

Neuenburg 

Art.  44 

73,  77 

49 

129 

Schaffhausen  Art.  61 

112' 

62 

77 

66 

125,  151 

66  Nr.  4 

152 

Schwyz 

§  35 

175 

nenwyz 

9  ab 

77 

AR 

Oö,  11J 

17 

RQ 

1R1 
101 

ooiuiiiiir  Ii 

Art  9ft 

72 

OO 

19    11  119 
f£,   ff,  HC 

38 

1  9f» 

St.  Gallen 

Art.  62 

1  9\ 
ICO 

Tessiu 

Art,  15 

7ft  ftß 
fO,  OO 

15  Abs.  2 

in 

fO 

26 

1 9P\ 
1-0 

Thurgau 

8  37 

19    11     1  1 9 
f£,    ff,  116 

39 

1  9ft    1 9Q 

Unterwaiden  ob  dem 

Wald  Art.  24 

1R 
fO 

35 

19 

35  b 

1  7ö 
1  Ii) 

39 

19Q 

50 

1<*0 

50d 

50e 

1196 
14.2  " 

50o 

119« 

Unterwaiden  nid  dem 

Wald 

Art.  21  ff. 

38 

19  1R 
1  £,   f D 

52 

19** 

Uri 

Art.  52 

7ß 
fO 

59  e 

1  VI 

60 

1191 

62 

i  oq  i 

62n 

142» 

63 

IIA 
l  lo 

Waadt 

Art.  54 

lf\ 

57 

73  n 

fO,    f  f 

59 

1  9fi 

Wallis 

Art.  34 

f  f 

43 

Zug 

§  46 

77,  175 

47 

151 

47  d 

133« 

Zürich 

Art.  37 

78 

38 

77,  175 

39 

70,  85 

40 

125,  153 

42  !  154" 


21« 


Vereinig  Staaten  von  Amerika. 


Bundesverfassung: 


Art.  I  Sekt.  3  §  6 
7 

4 
6 

7  §  2 

8 
9 

Art.  II  Sekt.  1  §  1 
2 


6 

7(8) 


Sekt.  2  §  1 


2 


Sekt  3 


Sekt.  4 


169 8 
170 
124* 
169» 

i30a 

134» 

202 

197 

66 8 

84 

80« 

82 

84 

104» 

172 

102 

81 

85 

142« 

153 

155 

141  1 

157 

158» 

200 

201 

157 

124  5 

125-' 

126 

152 

157 

84 

168 


Die  Einzelstaaten  der  Union: 


Alabama  Art  VSekt.2 
3 
4 
!» 

10 
11 

13 


85 

1551 

80  1 

155 

124* 

126- 

130» 


15 

Arkansas  Art.  VI 

Sekt.  3 
7 
9 
15 
19 

California  Art.  V 

Sekt.  2 
4 
9 
14 
17 

Colorado  Art.  IV 

Sekt.  1 
9 

Connecticut  Art,  IV 
Sekt.  1 
13 
14 

Delaware  Art.  III 

Sekt.  2 
3 
12 

FloridaArt.VlSekt.8 
14 
17 

Georgia  Art.  IV 

Sekt.  1 
2 

5 

Illinois  Art,  V  Sekt.  1 
5 
8 
25 

Indiana  Art.  V Sekt.  8 
Jowa  Art.  IV  Sekt.  3 
13 
22 

Kansas  Art.  I  Sekt.  1 
Kentucky  Art  III 

Sekt.  3 
13 
17 


98,  99 

801 
155 
116  3 
130» 
124' 

104' 
80 1 
124* 
1162 
173 1 

80,  173« 
124  7 

80 

173' 

173» 

76 

72»,  80 
124* 
124 7 
173  1 
155 


102 
80« 
81 

173  1 
70 

124 7 

81 

70 

173' 

125» 

155' 

80 

72 

125 7 
99 


116 
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Louisiana      Art.  49 

8o 

4            T  TT    O    1.*  O 

Art.  IV  Sekt.  3 

ff  f\.\ 

102 

50 

72 

4  Arndt. 

102 

ob 

■ff  /VI 

Q 
V 

134  1 

63 

126* 

North-Carohua 

Maryland  Art.  II 

A          ,          TTT        O  -  1-  A.          "ff  /\ 

Art.  III  bekt.  10 

■ff  E 

157 

Sekt.  10 

141 1 

15 

102 

L\  4 

21 

99 

Ohio  Art.  III  Sekt.  3 

8o 

Massachusetts  hau.  I 

/X                           i               TT   4*1      1    -  d 

Oregon  Art.  V  Sekt.  1 

73 

Sekt.  1  Art.  1 

4  4  n 

117 

15 

134  1 

K up.  II  .Sekt.  2  Art.  1 

117 

Pennsylvania 

n.J.     •  > 

bekt.  3 

lob 

Art.  IV  bekt.  2 

lo2 

*  ff  •                                   »      x       T  f 

Minnesota  Art.  V 

3 

72 

Sekt.  8 

81 

ff 

157 

T  ff  _  . .  .     .  *    4   a     TT  Cl     1  _  x.  t> 

Missouri  Art.  V  Sekt.2 

72" 

■ff  i~i 

10 

loo 

X'    t           1            t     x  TT 

Nebraska  Art.  V 

11 

ff  kW»  «4 

126" 

Oll.  X* 

Sekt.  2 

70 

14 

ff        4  4 

1  *4S 

JSL'vauaArt.V  iSckt.15 

HZ*  4 

IIb* 

15 

t  •_>  ff  A 

134* 

New  Hampshire 

South-(  aroliua 

bekt.  41 

117 

Art.  III  Sekt.  3 

69 

(Kl  ff. 

156 

Tennes-see  Art.  III 

New  Yorscy  Art.  V 

Sekt.  4 

73 

Sekt.  9 

142" 

Texas  Art.  IV  Sekt.  5 

102 

10 

142 » 

6 

70 

New  York  Art.  III 

Virginia  Art.  IV 

Sekt.  3 

173' 

Sekt.  1 

72 

4 

153 

West- Virginia 

Art.  VII  Sekt.  4 

72 

Mittel-  und  südamerikanische  Republiken. 

Argentinien: 

Art.  86 

152 

Art.  36 

128 

Nr.l 

112* 

411 

173 

3 

153 

49 

173 

4 

128, 

67 

105 

5 

141  \ 

68  ff. 

128 

8 

158 

69 

128 

9 

158 

69  ff. 

135  1 

10 

154  *, 

73 

128 

11 

125 

74 

143 

12 

125  5 

76 

68 

15 

153 

78 

104 

16 

157 

79 

102 

19 

152 

80 

81 

21 

98 

81  ff 

77,  80» 

157 


157 
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Brasilien 

Art.  16 
33 
37 

37  Nr.  1-3 
37  4 
38 

43  §  2 
44 
45 
46 
47 

47  §  4 

48 

Nr.  1 
2 
5 
6 
11 
12 
15 

49  Nr.  9 
53 
54 


Art.  19 
50 
51 
67 
71 
72 

73  Nr.  1 

5 


6 
8 
13 


93  ff. 

Art.  101 
102 


Haiti: 


128 

169 

135« 

128 

128 

130« 

104 

81 

98,  104 
101,  102 
76,  80» 
70 

128/153 
129 
154  « 
141« 
142 
157 
157 
152 
125 
169 
168 


69 

66  \  1125,  152 

67,  68 

98 


157 


81 

147  7, 

128 

124 6 

154« 

158 

158 

156 

71 
77 


152 


103 
106 
122 


68,  69 

81 

102 


Kolumbien: 


Art.  114 

71 

<  t  EL 

115 

68 

IIb 

81 

lio 

174  8 

Mexiko: 

Art  61 

135» 

K5 

125 

72 

105 

73 

125 

74 

125 

76 

77 

78 

174 

81 

106 

83 

81 

84 

98 

85 

129 

Nr.  2 

14P,  157 

3 

154«,  157 

4 

157 

5 

157 

6 

153 

7 

153 

12 

124 

13 

141 

15 

141 

104 

169 

105 

168,  169 

108 

163 

120 

102 

Gesetz  vom  Dezember  1890:  73' 


Dekret  vom  22.  Mai  1880:  117. 
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III.  Sachregister 


Die  Zahlen  verweisen  auf  die  Seiten. 

Die  einzelnen  Republiken  sind  meist  nur  nach  ihrer  Erwähnung  im  §  2  und 
nach  ihrer  Verfassungsurkunde  aufgeführt:  wegen  der  sonstigen  Rechtsver- 
hältnisse und  im  besonderen  der  Funktionen  des  Staatshauptes  sind  die  ein- 
zelnen Materien  zu  vergleichen  (s.  a.  das  Quellenregister). 

rp.  St.  —  republikanisches  Staatsoberhaupt. 


A 

Aargau  36 

Abbcrufungsschrcibcn  der  Gesandten 
200 

Abdankung  s.  Verzicht 
Ablauf  der  Amtszeit  s.  Amtszeit 
Ablehnung  der  Wahl  91 
Absolute  Aristokratie  59.  62 

—  Demokratie  59,  62 

—  Monarchie  1,  2,  7.  59.64  -,  87.  89 
administration  147.  148.  150 
Agent  182 

agent  148,  183  ff. 

Akkreditierung  der  Gesandten  199 
Aktivbürger  58,  69,  74,  123 
Aktivbürgerschaft    als    Organ  des 
Staates  74 

—  als  Träger  der  Staatsgewalt  in 
der  Republik  60,  160 

—  als  gesetzgebende  Gewalt  74, 75. 78 

—  als  Kreationsorgan  76,  78 
Alabama  22 

Alter  für  Eigenschaft  als  Aktivbürger 

58,  60 

—  für  Wählbarkeit  als  rp.  St.  67,  68 

—  als  Endigungsgrund  der  Amtszeit 
104 


|  Amendement  Naquet  29 
|  Amendments  zu   den  nordamerika- 
nischen Verfassungen  21,  22 
Amerikan.  Republik  als  Typus  23,  61 
Amerikan.  Republiken  s.  Ver.  Staaten 
und  mittel-  und  südamerikan.  Rep. 
Amnestie  141,  142 
Amt  8.  Staatsarat 

Amtliche   Eigenschaft   des   rp.*  St. 
s.  Staatsoberhaupt 

—  in  Hinsicht  auf  die  Exterritoria- 
lität 193  ff. 

Amtseid  s.  Eid 

Amtsentsetzung  104,  166,  170,  172 
Amtstracht  der  hanseat.  Senatoren  117 
Amtszeit  Anfang  80 

—  Dauer  71,  72 

—  Unterbrechung  170,  171 

—  Ende  104,  170,  175,  176 
Amtszwang  91,  93,  94 
Anerkennung  neuer  Staaten  193 
Anklageerhebung  gegen  rp.  St.  138, 169 
Anklagegründe  s.  Staatsverbrechen 
Annahme  der  Wahl  87,  89,  90 
Anrede  des  rp.  St.  s.  Titel 
Ansässigkeit  als  Erfordernis  für  Wähl- 
barkeit als  rp.  St.  68,  69,  189 
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Anstellung  des  Staatsbeamten  s.  Bc-  ' 

stellang 
Anstellungsvertrag  8g. 
Anzeigen  im  völkerr.  Verkehre  128  i 
Appenzell  äfi 
Argentinien  24,  25,  üfi 
Aristokratie  1_,  2\  58—60 

—  absolute  fi2 

—  in  der  Schweiz  3_ä 

—  in  den  Freien  Städten  3_L  6Q 
Aristoteles  Iii. 

Arkansas  22. 

Articles  of  C'onfederation  and  Per- 

petual  Union  2Ü 
Atheist  (Wählbarkeit  als  rp.  St.)  ßä 
Aufenthalt  im  Staate  (Wählbarkeit 

als  rp.  St.)  68,  69. 

—  8.  Residenzpflicht 

Auflösung    der    Deputiert  enkammer 
IM  ff. 

Ausfertigung  der  (besetze  128 ff..  1ÜS 
Ausführung  der  Gesetze  99 

—  Sorge  für  149.  152 
Ausführungsverordnungen  133 
Ausschuss  des  Parlamentes  in  mittel- 

und  südam.  Kep.  124,  125. 

—  in  den  Ver.  St.  v.  Am.  s.  Committee 
Australien  204. 

Austritt  aus  d.  banscat.  Senaten  lü2 
Ausüber  der  Staatsgewalt.  57.  KO,  Gl .  £1 
— .  der  vollziehenden  Gewalt  151 
Auswärtige  Angelegenheiten,  unter 

Leitung  des  rp.  St.  154 8,  190  ff. 
Autonomie  e.  Koramunalverhaudes  äÜ 
autorittfs  lifi 

B 

Basel  3£ 

Beamter.  Begriff  85.  1 13:  s.  a.  Staats- 
beamter 

—  rp.  St.  als,  s.  Staatsuberhaupt 
Bcaintenernennung  als  Funktion  des 

rp.  St.  5».  21.  99.  1J0,  141»,  156  ff. 
Beauftragter,  rp.  St.  als  14,  177 
Beglaubigungsschreiben  der  Gesandten 

Ml 

Begnadigungsrecht  84,  IIB.  141,  142.  ' 


Begriff,   Methode   zur  Feststellung 
83,  81 

Behörde,  Begriff  107.  1DÜ 

—  nicht  gleich  Organ  107,  108 

—  juristische  Persönlichkeit  109,  1 10 

—  rp.  St.  als  B.  109.  IIA 
Belagerungszustand  152,  läfi 
Belgien,  eine  Republik?  (L  2 
Belgische  Verfassung  4,  82* 
Beratung  der  Gesetze  122 
Berichte  der  nordamerikan.  Staats- 
sekretäre 126,  155 

Bern  3fi 

Berufung  der  Kammern  124.  135, 
149,  152 

Beschwerden  gegen  die  Regierung  103 
Bestallung  der  Beamten  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  157 
Bestallungsurkunde  87.  112 
Bestechung  des  rp.  St.  168 
Bestellung  des  Staatsorgans  50 

—  des  Staatsbeamten  86  ff..  112 

—  des  rp.  St.  durch  Wahl  22 

—  —  durch  die  Bundesgewalt  24 

—  —  durch  Rechtssatz  124 

—  des  Ersatzes  des  rp.  St.  122  ff. 
Bevollmächtigung  42.  177.  129 
Bewaffnete  Macht,  Verfügung  über 

die  152,  IM 
Bodin  52 
Bolivia  25. 

Botschaft  des   Präsidenten  an  das 

Parlament  126,  136 
Botschafter  200.  s.  a.  Gesandte 
Brasilien  24,  2ü 
Bremen  38 

Bruder,  Anrede  als  198 
Buenos  Aires  25 

Bund  der  Waldstätte,  der  Orte  35 
Bundesdistrikt  von  Nordamerika  21 
Bundespräsident  16,  21.  34,  6iL  68. 191 
Bundesrat  der  Eidgenossenschaft  34 

—  als  Spitze  des  Staates  9,  Iii 
Bundesstaaten,  rechtliche  Natur  des 

Gesamtstaates  (Souveränität)  13. 
52-56 
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—  recht  1  Natur  d.  Gliedstaates  24,  M 

—  im  Gegensatz  zum  Einheitsstaate 
1,  20.  35 

die  republikanischen  20,  23,  24, 
30.  24 

—  Verkehr  zw.  Einzel-  und  Gesamt- 
staat 31,  IM 

Bundesvereine  (Schweiz)  31 

Bundesverfassung  s.  Namen  der  betr. 
Republik 

Bundesversammlung  77,  122 

Bündnisverträge  2Ü1 

Bürgermeister  als  Schweiz.  Staats- 
haupt 33. 

—  der  Freien  Städte  3JL  67,  103. 
175.  197 

—  als  Staatshäupter  15,  lü 
Bürgerrechte  (Wählbarkeit  als  rp.  St.) 

68,  69,  1S9 
Bürgerschaft   in  den  Hansestädten 

37,  39.  6iL  78.  12h 

—  als  gesetzgebende  Gewalt  122 

V  s.  a.  K. 

California  22 
Ganada  204 

Ganton  directeur  33.  34 
Capitani  reggenti  67.  72 
Gatamarca  25 
Gavaignac  28 
(harter  lä 

Chef  des  Staates,  der  Exekutive 

s.  Staatsoberhaupt 
Chile  25 

Christliche  Religion  des  rp.  St.  ßü 
Colorado  22 
(  olumbia  25 

Commission  (Bestallung)  152 
Committee    des  nordamerikanischen 

Kongresses  10,  127.  137 
Connecticut  19,  22 
Conseil  de  Gabinet  IM 

—  d'Ktat  66  (Schweiz),  IM  (Frank- 
reich) 

executif  (Frankreich)  21 

—  des  ministres  IM 


—  Grand  (Schweiz)  122 
Gonsiglio   di  Stato,    Gran  (Tessin) 

66,  122 
Constitution  Girondine  26.  22 

—  Rivct  2fi 
Cordoba  25. 
Gorreintes  25 
Costa  Rica  23— 9  h 
Cuba  25. 

D 

Dauer  der  Präsidentenschaft  7_i,  22 
Dekret  133^.  im  Ministerconseil  156 4 : 

s.  a.  Verordnungsrecht 
Delaware  18.  19,  22 
Delegatar,  rp.  St.  als  66,  128. 
Demission  s.  Verzicht 
Demokratie  1_.  2*.  58,  52 

—  in  der  Schweiz  35. 

—  reine  ßQ 

—  absolute  59,  ü2 

—  parlamentarische ,  eine  Wahl- 
monarchie? 6,  2 

—  repräsentative  35,  115. 
Departemcntalsystem  IM 
Deputiertenkammer  122;  s.  a.  Par- 
lament 

Designierter  Präsident  174 

Deptsches  Reich,  eine  Republik?  6,  2 

Dienstvertrag  87, 88_;  s  a.  Staatsdienst 

Dienstwohnung  1Ü2 

Diplomatische  Funktionen  und  Agen- 
ten des  rp.  St.  190  ff. 

Direktorialkanton  33.  34. 

Direktorium  (Frankreich)  22 

Disziplinare  Massregeln  gegen  das 
rp.  St.  164,  10h. 

—  Funktionen  des  Schweiz.  Regie- 
rungsrates 142 

Dominikanische  Republik  24,  25 

B 

Ecuador  25 

Ehren,  Hinweis  auf  Staatsvorstand- 
schaft IG 

—  Rechte  des  rp.  St,  103,  1J7,  142 

—  im  völkerrechtl.  Verkehr  196.  122 
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—  königliche  132 

Eid  des  rp.  St.  81,  82,  28 

—  Leistung  81 

—  Verweigerung  82 
Eidgenossenschaft  Tit.  74]  s.  a.  Schweiz 
Eigenes  Recht  57,  58 
Einheitsstaat  1,  7.  32,  33,  53,  55 
Einkammersystem  122 
Einkommen  des  rp.  St.  101—103 

—  als  Erfordernis  für  Wahlfähigkeit 
58,  60,  68,  6Ü 

Einteilung  der  Staaten  s.  Staatsformen 

Eintracht,  neue  (Bremen)  38. 

Einzelperson  an  der  Spitze  der  Repu- 
blik und  der  Exekutive  4,  5,  14.  ; 
15.  20t  26.  HL  191,  204 

Einzelstaat  s.  Hundesstaaten 

Elector  68,  76-78,  115,  122 

Empirisch-individualistische  Lehre  4Ü 

Enabling  acts  21*.  55 1 

Entfernung  vom  Amte.  s.  Amtsent- 
setzung und  Residenzpflicht 

Entmündigter,  nicht  wählbar  als  rp. 
St.  62 

Entre  Rios  25 

Entscheidungskommission  135 
Erblichkeit  als  Bcrufimgsgrund  für  ; 
das  Staatshaupt  6 

—  als  Unterscheidungsmerkmal  zw. 
mon  u.  rep.  St.  62 

Erbstatthalter  der  Niederlande  6,  63 
Ernennung  des  Staatsbeamten  und 
rp.  St.  86^  s.  Bestellung 
der  Minister  154.  Uli 

—  der  Richter  140.  LH 

—  der  übrigen  Beamten  s.  Beamten- 
ernennung 

Eröffnung  der  Kammern  125.  142 
Erwerb  des  rp.  St..  verboten  Iii 
Executive  Council  12,  IM 
Exekutive.  Hegriff.  143,  Iii 

Verhältnis   zu  den  anderen  (ie- 
vvalten  142  ff. 
-  im  Verhältnis    zur  Vollziehung 
147.  141».  150 

—  als  Teil  d«r  Verwaltung  LH 


—  rp.  St.  als  Chef  1_L  2T_,  28,  113, 
143  ff.,  m 

—  Träger  18L 

—  Funktionen  99,  151 

—  als  Teil  des  allgemeinen  repnbl. 
Staatsrechts  11 

—  in  d.  Verfassungsurkunden  23.  62 * 

—  starke  und  einheitliche  5.  5*.  9. 
203,  201 

Exekutivrat  19,  20.  15fi 
Exemtionen  s.  Exterritorialität 
Exterritorialität  193 ff.,  der  Gesand- 
ten 193 

—  der  Staatshäupter  133.  ff. 

—  Inhalt  125 

Exzellenz  als  Titel  des  rp.  St.  107, 197 
Fahneneid  153 

Feierlichkeiten.  Vortritt  des  rp.  St. 

bei  Uli 
Finanzverträge  201 
Florida  22 

Föderative  Gewalt  1F>2* 
Forderungsverhältnis  92  ff. 
Frankfurt  als  Republik  62,  117 7 
Frankreich  8.  26.  ff. 

—  Republik,  als  Typus  61 
Freiburg  3fi 

Freie  Städte  8,  17,  18,  32  ff. 

—  Titel  4 

—  als  Kollegialrepubliken  35.  37.  £1 

—  keine  Aristokratien  37.  60 
s.  a.  Senat.  Bürgermeister 

Freistaat  Hamburg  38 
Freund,  Anrede  als  128 
Friedensverträge  201 
Funktionen  Begriff  120^  141 

-  materielle  und  formelle  145 

-  des  rp.  St.  99.  116.  120.  142  ff  . 
185,  IM 

—  -  höchste  Verwaltungsfunk- 

tionen LI 

laufende  Geschäft«  15 

-  —  Veränderung  61 

s.  ;i.  Lehre  von  der  Gewaltenteilung 
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Gebiet,  im  Staatsbegriffe  13. 

-  1'mfang  R,  35,  48,  49.  öl 
Gebietskörperschaft,  Begriff  18,  411 

—  Einteilung  5Ü 

—  Staatsgewalt  in  der  M 
Gegenzeichnung,  ministerielle  106-, 

130,  IM  ff. 
Gehalt,  rechtliche  Natur  100.  lül 

—  Anspruch  auf  94.  95.  92 

—  Höhe  101—103 
(iehorsamspfiicht  9_ä 
Gemahlin  des  rp.  St.  19Ü 
Gemeindeverwaltung,    Aufsicht    der  [ 

Schweiz  Regierungsbehörden  über 
158* 

General  Assembly  122 
(ieneral  Court  122 
Gcneralkongress  122 

Generäle,    kommandierende    (Frank-  t 

i 

reich)  156 4 
Georgia  18.  22 
Genf  3£ 

Gerichte,  ordentliche,  s.  Strafgericht! 
Verfolgung  und  zivilrechtl.  Schaden 

—  Staatsgerichtshöfe  s.  Verantwort- 
lichkeit 

Gerichtsbarkeit,  Exemtion  von.  s.  Ex- 
territorialität 

Gesandte.  Ernennung  156,  157,  199, 
2ÜÜ 

—  Akkreditierung  12S 

—  Empfang  31,  192,  122 

—  Beglaubigungs-  und  Abberufungs- 
schreiben 2ÜÜ 

—  Exterritorialität  19_3_ 
Geschenke,  Verbot  der  Annahme  197 
Geschichtliche    Entwicklung     17  ff., 

s.  die  einzelnen  Republiken 

—  Bedeutung  der  Darstellung  6^  9_  j 
( Jeschlecht,  männliches  (Wahlfähigkeit 

des  rp.  St.)  60.  62 

tJesetze,  s.  Beratung,  Sanktion,  Aus- 
fertigung, Publikation,  Ausführung 

GesetzgeheudeGewult.  Begriff  ü2?,  12U  I 


—  Verhältnis  zu  den  anderen  Ge- 
walten 123,  135  fr.,  142  ff. 

--  Organe  120— 182 

—  —  deren  Qualifikation  123. 

—  in  Republiken  ausschlaggebend  lh 

—  als  Träger  der  Staatsgewalt  60, 
64,  120,  146,  liü 

—  in  den  Verfassungsurkunden  23. 
Ü24 

s.  a.  Parlament 
Gesetzgebung  Begriff  120,  1A1 

—  Organe  12üff  ,  136  ff. 

—  Gang  der,  s.  Gesetze 

—  Teilnahme  des  rp.  St.  124.  ff. 

—  als  Unterscheidungsmerkmal  zw. 
monarch.  u.  rp.  St.  6^  lßä 

—  nicht  Merkmal  für  Träger  der 
Staatsgewalt  60,  64. 

Gewalt,  eigene,  im  Staatsbegriffe  54, 5ü 

—  höchste  51  —  53,  s.  a.  Souveränität 

—  Staatsgewalt  143,  144,  s.  a.  gesetz- 
gebende, richterliche  Gewalt,  Exe- 
kutive 

Gewaltverhältnis  92  ff. 
Gewohnheitsrecht  als  Quelle  des  all- 
gemeinen Staatsrechts  10i  H 

—  Fälle  im  republ.  Staatsrechte  70, 
91v98,  127,  137,  163,  167,  168,  192. 
193,  im 

Glarus  üß 

Gliedstaat  s.  Bundesstaaten 
Gobernador  24,  62 

Governor  in  den  britischen  Kolonien 
19,  144 

—  in  den  nordamerikanischen  Glied- 
staaten 21^  23.  62 

in  den  Territorien  15.2 

—  als  Staatshaupt  lü 
gouvernant  148,  IM  ff. 
gouvernement  als  Spitze  der  franz. 

Republik  27,  28. 

—  im  Gegensatze  zur  Verwaltung 
147,  148 

Gouverneur  s.  Governor  und  Gober- 
nador 
Graubünden  36 
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Grosse  Rat  s.  Rat 

Grundbesitz  (Wahlfähigkeit  als  Ak- 
tivbürger und  als  rp.  St.)  58,  60, 
68,  m 

Grundrechte  23,  3JX  67 * 

Guatemala  23—25 


Haiti  2a 

Halbsouveräner  Staat  aä 
Hamburg  38 
Handelsverträge  1 
Handlungsfähigkeit  und  -Unfähigkeit 

der    Organ-  und  Verbandsperson 

51,  57,  74,  lh 
Hansestädte  s.  Freie  Städte 
Hauptexekutivorgan  IM 
Hauptrezcss  (Lübeck,  Hamburg)  37^  3Ü 
Hauptstadt,  Chef  der  IM 
Hauptverwaltungsorgan  lhl 
Helvetische  Republik  u.  Verfassungen 

32.  33 

Herrschende  Organe  57,  s.  Träger 
Herrscher  Begriff  47,  IM  ff. 

—  rp.  St,  als  ^  66,  186 

—  fremder  Reiche  131  ff 
Herrschertheorie  47,  48 
Hochverrat  lfi& 
Höflichkeitsbezeiigungcn  HiG  ff. 
Hoheit  si  echte  Ul 
Honduras  23—25 


Idaho  22 

Illinois  22 

Immunität  193,  lüä 

Impeachment  1 1 5,  165,  166,  169,  HD 

—  wegen  Stuatsvergehen  82,  168 

—  kein  Straferlass  bei  1 1 J 
Indiana  22 

Individualisation  90*,  108 
Initiative  als  Funktion  der  Regierung 
148 

—  des  rp  St.  125. 

des  franz.  l'räsid.  v.  1852.  28 
in  der  Schweiz  Hl  122 


Inkompatibilität  70.  85. 
Inkognito  195 

Instruktionen  des  hans.  Senates  an 
die  Gesandten  200 

—  s.  Verwaltungsverordnungen  133 
Interpellation  1£3_ 

J 

Jackson  14£ 
.Iowa  22 
Jujuy  25. 

Juristische  Person  Begriff  50,  5_L 

—  Staat  als  14,  äl 

Jus  repraesentationis  omnimodo  191. 
122 

K 

Kabinett  IM 

Kalenderjahr  als  Amtszeit  70.  8Q 
Kammern  s.  Parlament,  gesetzgebende 

Gewalt.  Deputiertenkammer 
Kansas  22 

Kantone  Titel  74.  132 

—  Schweizer,  Geschichte  31.  34  ff. 

—  —  Verfassungen  'Mi 

—  —  als  Kollegialrepubliken  fil 

—  —  als  Gliedstaaten    s.  Bundes- 
staaten 

Kantonsrat  122 

Kanzler  der  Eidgenossenschaft  201 
Katholische  Konfession  (Wählbarkeit 

als  rp.  St.)  69,  Hl 
Kentucky  22 

Kirche,  Verhältnis  des  rp.  St.  zur 
69,  Iii 

Kirchengebet,  Recht  der  hanseatischen 

Senatsmitglieder  auf  117 
Kirchenkollegien  (Hamburg)  38 
Kirchenstaat  63. 
Kleiner  Rat  s.  Rat 
Kollegialrepubliken  30,  61_.  ii2 
Kollegium,  nicht  Staatshaupt,  sondern 

Spitze  5,  9.  15,  61,  63. 
als    Regierung    in    den  Freien 

Städten  3J 

—  —  in  der  Schweiz  35 
 Wahl  18 
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—  Minister-  63.  154,  lfifi 
Kolonialeharter  19 
Kolumbien  25 

Kommissare  als  Gehilfend. Minister  155 
Kommunalvcrhand  s  Autonomie,  Ge- 
bietskörperschaft 
Kompetenz  4,  53-  55,  97,  109,  110. 

119,  134.  140*.  143.  119,  185,  IM 
Kompetenz-Kompetenz  51 
Königliche  Ehren,  Hepublikcn  mit  liüi 
Kongress  122,  s.  a.  Parlament 
Konkordat  (Lübeck)  32 
Konkurs  (  Wählbarkeit  zum  rp.  St.)  6il 
Konstituante  (Hamburg)  38 
Konstitutionalismus  2,  4,  6,  8 
Konstitutionelle  Monarchie  1_.  4,  7, 
Hj  59,  f>4a,  121 
Republik  2,  3,  7 
Konsul,  als  rp.  St.  in  Frankreich  22 

—  als  diplomat.  Agent.  Ernennung 
157,  199,  2UQ 

Kontingentsherr,  Senat  als  1 17.  153. 
Konvent  (Frankreich)  2ü 
Konvention  123 
Konventionelle  Verfassung  10 2 
Konzessi«nserteilung  (Schweiz)  158* 
Krankheit  des  rp.  St.  als  Verhinde- 
rungsgrund 170  ff. 

—  Epidemie,  als  Grund  zur  Berufung 
der  Kammern  124 

Kreationsorgane  76-  78.  Sil 
Krieg,  als  Grund  zur  Berufung  der 
Kammern  124 

—  Entscheidung  über,  durch  Tag- 
satzung 31 

—  Erklärung  192,  202 
Kuba  25 

Kündige  Kolle  (Bremen)  38 

Landamano  Presidente  67' 
Landammann,  Geschichtliches  (Erster 
L.)  32-34 

—  als  Präsident  d.  Landsgemeinde  123 
und  der  Regierungsbehörde  123 

—  regierender  02 

Wall  hör,  StaatHluui|it  in  KejHililiktn 


—  stillstehender  115 

—  im  Völkerrechte  132 
Landessprachen,  Kenntnis  der  fi9_ 
Landrat  (Schweiz)  122,  123 
Landsgemeinde  76^  122,  123 
Landstatthalter  33,  175 

La  Rioja  25 

Lebenslänglichkeit  der  Senatoren-  und 
Bürgermeisterwürde  3ü 

—  der  Präsidentenwürde  71 23 
Legislative  s.  gesetzgebende  Gewalt, 

Parlament 
Legislative  Rechte  124  ff. 

—  deren  recht!.  Natur  136  ff. 
Legitimation  als  rp.  St.  6,  82,  83 
Lehre,  organische  14^  40  ff..  44  ff  ,  25 

—  v.  d.  Gewaltenteilung  8,  20,  120, 
136,  142  ff.,  161» 

—  empirisch-individualistische  48 

—  s.  a.  Herrscher-  uud  Persönlich- 
keit stheorie 

Leitende  Behörde  113,  112 
Leitung  als  Funktion  des  rp.  St.  113, 
118,  118' 

—  allgemeine,  der  Staatsangelegen- 
heiten 111,  151 

—  der  bewaffneten  Macht  152,  153 

—  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
190  ff 

Liberia  Entstehung  18,  Verfassung 
26.  als  Präsidentschaftsrepublik  61 
Lieutenant-governor  99,  123 
Locke  8j  120,  121^  152*,  158a 
Lois  constitutionnelles  29. 
Louisiana  22 
Lübeck  32 
Luzern  3ü 

X 

Machttheorie  47.  48 
Mac  Mahon  29,  144,  183 
Magnifizenz,  Prädikat  der  hanseat. 

Bürgermeister  112 
Maine  22 

Mandat  (Pbernahme  des  Staatsamts) 
42,  8S 

Li 
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Mandatar,  rp.  St.  als  66, 114, 177-179, 
181 

Maryland  18,  22 
Massachusetts  18 
Mediationsakte  33 
Mendoza  25 
Message  126.  136,  137 
Mexiko  23-25 
Michigan  22 

Militärische  Ehrenrechte  117 

—  Angelegenheiten,  Verwaltung  und 
Oberbefehl  152,  153 

—  Gegenzeichnung  167 
Miliz  153 

Minister  als  Organe  des  rp.  8t.  154  ff. 

—  als  Mitglieder  der  Regierung  28 

—  Ernennung  154.  155 

—  Entlassung  163 
Ministerconseil  155,  176 
Ministerielle  Gegenzeichnung  161 
Ministerkollegium  155 
Ministerpräsident  10,  154,  156 

—  als  rp.  St.  28,  29,  154 
Ministerrat  10,  28,  152 
Ministerverantwortlichkeit  159  ff.,  bes. 

165 

Minnesota  22 
Mississippi  22 
Missouri  22 

Mittelamerikanische  l'nion  23,  24 
Mittel-  und  südamerikan.  Republiken 
Geschichtliche  Entwicklung  23 

—  Verfassungen  23 

—  als  Präsident  Schaftsrepubliken  61 
Monarch  s.  Staatsoberhaupt- 
Monarchie  als  Staatsforra  58 

—  Einteilung  59 

—  absolute  1,  3.  64  - 

—  konstitutionelle  1.  4.  61-.  121 

—  Gegensatz  zur  Republik  1.  6.  58 
Montana  22 

Montesquieu  1.  S.  120.  124»,  146,  204 

Nachfolger  uVs  rp  St..  Vizepräsident. 
172.  173 


—  lieutenant-governor  173 

—  Vizegobernador  173 

—  Präsident  des  Senates  70,  174 

—  Staatssekretäre  u.  a.  Beamte  174 

—  in  Kollegialrepubliken  174—176 

—  in  Frankreich  70,  176 
s.  a.  Wiederwählbarkeit 

Napoleon  (T.  u.  III.)  6,  27.  28,  32,  3» 
Nation,  im  Gegensatze  zum  Staate  49. 

Argentinische  66 
Nationalrat  (Schweiz)  122 
Nationalversammlung  77,  122,  184 
Nebraska  22 

Neuberatung  der  Gesetze  135  ff. 
Neuenburg  35,  36 
Nevada  22 

New  Hampshire  18,  19,  22 
New  Verscy  18,  22 
New  York  18,  22 
Nicaragua  23—25 

Nordamerikanische  Republiken  18  ff. 

Norwegen  4 

North-l  arolina  18.  22 

North- Dacota  22 

Notverordnungen  133 

O 

Oberaufsicht  über  die  Staatsverwal- 
tung 151 

Oberbefehl,  militärischer  84.  99,  149. 

152,  153,  167,  189 
Oberhaupt  d.  Staates,  Rechtsverhältnis 

zueinander  66,  s.  a.  Staatsoberhaupt 
t  »berster  Staatsbeamter,  oberst.  i  »rgan, 

s.  Staatsoberhaupt 
Obrigkeit  III.  112 
Offiziere.  Ernennung  153.  156.  157 
Ohio  22 

Oranjefreistaat  18,  19  \  62,  158 
Oregon  22 
1  Organ.  Begriff  42.  50.  61,  85.  107 

—  oberstes  65.  113 

—  primäres  und  sekundäres  65,  75 

—  mittelbares  und  unmittelbares  65 

-  herrschendes  57 

-  ausübendes  57 
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-  konstitutives  58 3 
Organe  als  Elemente  des  Staates  2*. 
3.  54  »?  114,  115. 

—  des  rp.  St.  153  ff. 
Organisation  (jur.  Person)  56,  107.  142 
Organische  Lehre,   Organismus,  s. 

Lehre,  organische 
Ort«,  Bund  der  8  alten  u.  dreizehn  35 

P 

Pacte  de  Bordeaux  26 
Panama  154 

Päpste  als  Oberhäupter  des  Kirchen- 
staates 63 

—  deren  Bullen  158 
Paraguay  25 

Parlament,  Begriff  59,  IHM 

—  Qualifikation  der  Mitglieder  123 

—  Wahlen  zum  123,  135.  131 

—  Berufung  124,  125,  135,  137.  152 

—  Eröffnung  125 

—  Vertagung  125 

—  Schliessung  125 

—  Auflösung  13n— 137 

—  doppelte  Rolle   in  der  Republik 
121.  122 

—  als  Repräsentation  des  Volkes  4, 
5.  60,  75,  114,  121,  Ua 

—  als  Organ  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt s.  gesetzgeb.  Gewalt 

—  als  Kreationsorgan  72.  22 

—  als  beschränkendes  Element  5!K  121 

—  im  Verhältnis  z  rp.  St.  78, 121.  184 

—  in  Vertretung  des  rp.  St.  50 

—  Verantwortlichkeit  d.  rp.  St.  gegen- 
über dem  151,  162 

--  als  Anklagebehördc  u.  Gerichtshof 
138,  169,  120 

—  im  Völkerrechte  191,  2ÜÜ— 202 
Parlamentarische  Repuhlik  61 
Parlamentarisches  Regime  64  * 
Partialrevisionen  34 
Patronatsrcchte.  Ausübung  durch  den 

Präsidenten  158 
Pennsylvania  18,  19.  22 
Pensionsansprüche  1Ü3 


Persönlichkeitstheorie  43 
Personalunion  187—189 
Peru  25 

Pflichten  des  rp.  St.  9Ji,  99,  119,  162 

s.  a.  Funktionen 
Philadelphia,  Kongress  von  IS 
Plazet  158 

Plebiszitäre  Republik  62 
Pocket  veto  131 
Political  year  8ü 

Politik,  polit.  Betrachtungen  9—11. 
198 

Politische  Vergehen  82,  164,  168 

Polizei,  Aufsicht  über  158« 

Polizeiverordnungen  133 

pouvoir  148,  158.  s.  a.  Lehre  v.  d.  Ge- 
waltenteilung 

pouvoir  executif  26—28 .  183,  s.  a. 
Exekutive 

Prädikat  des  rp.  St  103, 117, 118, 197 

Präsident  als  rp.  St.  s.  Staatsober- 
haupt u.  d.  einzelnen  Funktionen 

—  Titel  66.  192 

—  als  Hinweis  auf  die  Staatsvor- 
standschaft 16 

—  innerhalb  des  Kollegiums  16 

—  in  Frankreich  27,  28 

—  in  Amerika  24,  23 

—  des  Ministerrates  28.  IM 

—  des  Regierungs-,  Staats-,  grossen 
und  kleinen  Rates  16 

—  des  Senates  in  Bremen  38,  125 
 in  Amerika  98,  99,  III 

—  pro  tempore  174 

—  designierter  12! 

—  jetzt  Governor  19 
Präsidentschaft  e.  Republik  als  Ver- 
trag 9_ä'.  8.  a.  Einzelperson 

Präsidentschaftsrepublik  81,  23,  61, 
62,  64 2,  203 

Praxis,  staatsrechtliche  10;  s.  a.  Ge- 
wohnheitsrecht 

President,  President,  presidente  27. 28 

Prinzipat  6 

Privy  Council  19 

Promulgation  128  ff.,  135,  137,  138 

15* 


Protektor  der  eingeborenen  Rasse  HI  ! 

Protestantische  Konfession  (Wählbar- 
keit als  rp.  St.)  ü2 

Provinzen  als  Gebietskörperschaften 
49,  hl 

—  Unterschied  vom  Staat  13,  52. 
53.  192 

—  als  (Gliedstaaten  24.  25. 

—  südamerikanische  25.  55,  56.  24 
Publikation  der  Ii  esetzc  22  ^84^  1  28  ff  - , 

138,  142 

<* 

Qualifikation  des  rp.  St.  filfif. 


Rat  in  den  Freien  Städten  32 

—  Grosser  32.  66,  67,  77.  122.  123. 

—  Kleiner  32.  66.  ül 

s.a.  Exekutivrat.  Staatsrat,  Minister- 
rat 

Ratifikation  22,  195.  2QQff. 
Ratssetzung  154  * 

Recht,  eigenes  u.  übertragenes  6. 57.58 

—  auf  Staatsgewalt  u.  Organstcllung 
57.  58,  105,  11Q 

—  auf  das  Amt  HO 

Rechte,  formelle  u.  materielle  legis- 
lative des  rp.  St.  124.  125 

—  und  Pflichten,  Funktionen  99,  149. 
120.  130 

Rechtsfähigkeit  der  jur.  Person  51 
Rechtskund.  hanseat.  Senatoren  69,  1Ü3 
Rechtspflege,  Rechtssprechung.  Kin- 
fluss  des  rp.  St.  auf  113. 116. 141,147 
Rechtsstaat  3. 

Rechtsverhältnis,  öffentlich-  u.  privat- 
rcchtl.  90-1*7 

—  Forderungs-  u.  Gewaltverhältnis  92 
Rechtsverordnungen  133 
Referendum  <>0,  75.  122. 
Regierende  Familien  in  Frankreich  Iii 
Regierung.  Begriff  118 

als  Funktion  d.  Staatsvorstand.  Iii* 

—  als  leitende  Tätigkeit  US 

—  aNhö<hsteVerwaltnn<isfunktion  14 


—  formelle  Hoheitsrechte  147 

—  Teilnahme  d.  Volkes  an  3.  4, 36.32 

—  Ministerium  155. 

—  Senat  in  Bremen  144 
Regierungsantritt,  Mitteilung  von  19S 
Regierungsformen  23.  23',  35 
Regierungsrat  in  Frankfurt  62 

—  in  den  Kantonen  6fi 

—  als  Kreationsorgan  22 

—  als  Spitze  des  Staates  lfi 
Regierungsstatthalter  33 
Reglements  133 

Reichskriegsflagge.  Recht  der  hans. 

Bürgermeister  zur  Führung  16,  112 
Reiseauslagend. f ranz  Präsidenten  101 
Reisen  des  rp.  St.  158.  194.  195 
Remuneration  29  ff. 
Repräsentant,  Begriff  75,  76.  114 

—  des  Staates  11,  19.  114—116 

—  der  Exekutive  115,  143,  15_L 

—  rp.  St.  als  11,  14.  66,  180  ff. 

—  Richter  als  114,  14i> 

—  eidgenössische  200 

—  des  Staatshauptes  200 
Repräsentantenhaus  in  Amerika 

—  als  Anklagebehördc  1152 
s.  a.  Parlament 

Repräsentation.  Begriff  U4,  120.  121 
s.  a.  Repräsentant  u.  Parlament 

—  nach  innen  llfi 

—  --  aussen  3^  UjK  117,  191.  192 
Repräsentationskosten  lül 
Republik.  Begriff  1,  21,  12,  02 

begrifflich  konstitutionell  2.  7,  Ü2_ 

—  Entwicklung  17,  lfi 

—  Bevölkerungszahl  81 

—  l'nterschied  v.  d.Monarchic  58.6:3.64 

—  Titel  24 

—  Typen  30,  58  ff. 

—  antike  2,  4 

—  heutige  8,  17,  18.  60— 62 

—  aristokratische  1 

—  demokratische  1_,  3,  4^  35.  52 

—  repräsentative,  demokrat.  35. 145 1 

—  parlamentarische  ß_l 

-  Einteilung  nach  der  Spitze  öS.  fil 
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—  amerikanische  23.  61 

—  Präsidentschafts-  23.  6J. 

—  Kollegial-  fil 

—  mit  monarchischer  Spitze  8l 

—  plebiszitäre  62 

Republikanisches  Staatshaupt,  Begriff 

119,  s  a.  Staatsoberhaupt 
Residenzpflicht  98,  99,  1Ü1 
resignation  s.  Verzicht 
Rezesse  (Hansestädte)  37—39 
Rhode  Island  19,  22 
Richter  als  Staatsbeamter  149 

—  als  Repräsentant  der  richterl.  Ge- 
walt Ufi 

—  Ernennung  141,  157.  158 

—  höchster  8_L  ML  157_>  IM 
Richterliche  Garantien  Hü 
Richterliche  Gewalt  23.  ü23,  138  ff. 
Rousseau  8.  183 

Rücktritt  vom  Amte  lfifi 
Ruhegehalt  103 

8 

Salta  25 
Salvador  23—25 
San  Domingo  24^  2a 
San  Juan  25. 

Sanktion  127,  128.  130 ff..  IBS 

—  des  franz.  Präsid.  v.  1852  28 

—  als  unterscheid.  Merkmal  zwischen 
mon.  u.  rp.  St.  0.  Q4 

San  Luis  25 

San  Marino  8.  62 

Santa  Fe  25 

Santiago  del  Estero  25 

Schadensersatzanspruch    gegen  das 

rp.  St.  163,  164,  Hill 
Schaffhausen  36. 

Scheiden  des  rp.  St.  a.  d.  Amte  172,  175 
Schliessung  der  Session  125 
Schriftlicher  Verkehr  155.  198.  20ü 
Schultheiss  (Schweiz)  33,  öl 
Schutz,  erhöhter  strafrechtl.  116,  III 
Schweizer    Eidgenossenschaft ,  ge- 
schieht!. Zusammensetzung  12 

—  geschichtl.  Entwicklung  31  ff. 


—  Bundcsverfassung  3J. 

—  Kantone  3fi 

—  als  Kollcgialrcpubliken  61,  1£3 

—  höchste  Beamte  als  rp.  St.  15,  16, 
66,  197 

Schwyz  3fi 

Sektionen    ( Verwaltungsbezirke  in 

Venezuela)  25 
Selbstergänzung  des  Senates  311 
Senat  in  den  Hansestädten  HZ 

—  —  als  Spitze  des  Staates  lfi 

—  —  Gleichsetzg.  m.d.  Monarchen  lfi 
 rechtl.  Stellung  37,38,112,122 

—  —  nicht  Träger  der  Staatsgewalt 

37,  6Q 

 als  Kontingentsherr  117,  153. 

 als  Kreationsorgan  77,  lfi 

 Wahl  der  Mitglieder  22 

 Austritt  der  Mitglieder  162 

 Vorsitzender  s.  Bürgermeister, 

Präsident 

—  —  8.  a.  die  einzelnen  Funktionen 

—  in  der  Freien  Stadt  Frankfurt  02. 

—  in  der  Schweiz  32 

—  als  Parlamentär.  Körperschaft  in 
Frankreich  und  Amerika 

 Geschichtliches  19—21.  22 

 gesetzgeb.  Funktionen  s.  Ge- 
setzgebung 

—  —  Zustimmung  zurBeamtenerncn- 

nung  152 

—  —  Zustimmung  zur  Kammerauf- 

lösung 1Ü5 
—  Vorsitzender  als  Anwärter  auf 
die  Präsidentschaft  70, 121  bis 

m 

 als  Gerichtshof  lfi9_ 

Senatoren,  Senatsmitglieder  37,  60. 

112,  176,  s.  a.  Senat 
Sicherheit  des  Staates,  Sorge  für  138, 

152 

Siegel  des  Staates  33',  llfi 
Sieyes  fiü 
Solothurn  36 

Sorge  für  Ausführung  d.  Gesetze  Uli 

—  Sicherheit  des  Staates  138,  152 
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South  Carolina  18,  22 
South  Dacota  22 

Souverän  188.  s.  a.  Souveränität  und 

Träger  der  Staatsgewalt 
Souveränität,  Begriff  52,  53 

—  als  höchste  Gewalt  5J 

—  im  Staatsbegriffe  13 

—  als  Einteilnngsgrund  1 

—  im  Bundesstaate  13.  20.  24, 52— 5fi 

—  in  d  Verfassungsurkunden  5ü 

—  als  unterscheidendes  Merkmal  zw. 
monarch.  u.  rp.  St.  6,  lßä 

—  des  rp.  St.  53 1 

Spitze  des  Staates.  Begriff  H 

—  im  Unterschiede  v.  Staatshaupt  lo_ 

—  in  Kollegialrepubliken  IM 
Sprecher   des  Repräsentantenhauses 

80.  Iii 
Staat.  Begriff  5ü 

—  —  bestimmend  für  Rechtsstellung 

des  rp.  St.  12 

—  —  nicht  feststehend  12 
 Elemente  5fi 

—  als  Organismus  14.  40ff.,  44ff.?  25 

—  als  Persönlichkeit  43 

—  als  Rechtsverhältnis  4£ 

—  als  Subjekt.  Objekt  und  Zustand 
der  Herrschaft  4L  4S 

—  als  juristische  Person  14.  5_1 

—  als  Gebietskörperschaft    49,  51, 
53,  öfi 

Unterschied  v.  and.  Gebietskörper- 
schaften U.Verwaltungsbezirken  13, 
24,  25.  49,  51, 

als  Subjekt  d.  Staatsgewalt  49,  52 

als  Subjekt  d.  Völkerrechts  49,190. 

Gleichheit  der  Staaten  190,  teil 

—  Anerkennung  neuer  Staaten  123.  , 

—  Einteilung,    Formen.    Typen    s.  I 
Staatsformen 

Staatenbund  20.  34 

Staatsamt.  Begriff  S4— 86.  108.  Mi  ; 

—  Antritt  126 

—  Ende  104  ff. 

—  Niederlegung  s.  Verzicht 
Staatsangehörigkeit  (jK_  69.  181) 


Staatsbeamter,  Begriff  1<>9.  1 13 

—  Bestellung  s.  Bestellung 

—  rp.  St.  als  iL  14,  fifi 

—  oberster  112,  IIA  149 

—  als  Organ  des  rp.  St.  IM  ff. 

—  Ernennung  s.  Bestellung  und  Be- 
amtenernennung 

Staatsbehörde  s.  Behörde 
Staatsbürger  (Wählbarkeit  als  rp.  St.) 
68,  «9,  im 

—  Rechte  23,  30,  «7 2 
Staatsdienst  87,  91  ff.,  im 
Staatsdienstpflicht  89. 
Staatsform.  Begriff  58 

—  Einteilung  L  2.  6,  L  57  ff.  ,62,  63 
Staatsgebiet  123 

Staatsgewalt  2«,  14,  15,  53,  57,  lü 
116.  144,  148;  Träger  und  Aue- 
über  57j  s.  a.  Gewalt 

Staatsoberhaupt.  Begriff  14,  15,  lfil 

—  nur  Einzelperson  14,  lä 

—  nicht  Kollegium  15,  IM 

—  l'ntcrschied  von  Spitze  15 

—  im  Völkerrechte  1ÜÜ 

—  monarchisches  als  Träger  der 
Staatsgewalt  145,  173,  IM 

—  —  als  Herrscher  IM  ff 

—  monarch.  u.  republ.,  Unterschied 
6,  7,  10,  180.  190 

 Vergleich  6,  L  10.  102',  118. 

lfiäflL  12Q 
 Verkehr  beider  192.  196,  1111 

—  republikanisches.  Begriff  HÜ 

Titel  66,  67,  191,  197-  198 
 Prädikat  103,  117,  118,  1ÜI 

-  Ehrenrechte  103,  117.  142 

—  —  Qualifikation  17,  62 

~  -  Legitimation  79.  82.  124 

-  Bestellung  24,  79.  124 

—  —  Vertretung.  Ersatz  170  ff. 
 als  Organ  14,  44,  50,  6jV  III 

als  Staatsbürger  50.  68.  69,  l£i 
als  höchstes  Staatsorgan  11_. 
14,  65. 

 als  Beamter    UL  LL  66,  84, 

114,  IIS 
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—  —  als  oberster  Staatsbeamter  J_L  ; 

112.  113,  13Ü 

—  —  als  Hauptverwaltungsorgall 

151,  185 

 als  Chef  der  Exekutive  IT,  27, 

28.  113.  143  ff..  112 

 als  Behörde  KW  ff. 

 als  Obrigkeit  33 a,  1U,  112 

 als  Magistrat  33  »,  114.  183 

 als  Repräsentant  14. 66, 12M&1 

 des  Staates        19,  114-ll(i 

—  —  —  der  Exekutive  115,  143. 151. 

183,  190,  192* 

—  —  im  innerstaatl.  Verkehre  L1Ü 

—  —  —  im   Völkerrecht.  Verkehre 

191.  1Ü2 

 als  Staatsvorstand  118.  149,  1 

185.  186 

 als  Beauftragter  14,  177,  129.  I 

 als  Bevollmächtigter  177.  129 

—  —  als  Mandatar  66,  114.  122  bis 

179.  181 

 als  Delegatar  27.  66,  178,  129. 

—  als  Stellvertreter  178,  129. 

 als  Herrscher  14,  66.  18ü 

 als  Träger  d.  Staatsgewalt  181 

 d.  vollzieh.  Gewalt  181,  182 

—  —  als  Ausüber  d.  Staatsgewalt  57. 

60,  61,  64,  1S2 

—  —  als  Agent,  agent  182  ff. 

—  —  als  gouvernant  183  ff. 
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Die  Sammlung  ist  dazu  bestimmt,  für  die  Veröffentlichung 
von  Abhandlungen  Staats-  oder  verwaltungsrechtlichen  Inhalts,  die 
wegen  ihres  grösseren  Umfangs  sich  nicht  zur  Aufnahme  in  eine 
Zeitschrift  eignen,  einen  Mittelpunkt  zu  bilden.  In  erster  Linie 
soll  sie  zu  eindringenderer  Bearbeitung  des  heimischen  Rechts 
beitragen,  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts  des  Deutschen  Reichs, 
seiner  Gliedstaaten,  seiner  Kolonien.  Solch  eindringendere  Be- 
handlung wird  die  seit  Gründung  des  neuen  Reiches  in  erfreu- 
lichem Aufschwünge  begriffene  Theorie  unseres  öffentlichen  Rechts 
fördern,  aber  darüber  hinaus  auch  den  Bedürfnissen  der  Rechts- 
praxis und  des  politischen  Lebens  in  erhöhtem  Masse  Rechnung 
tragen.  Jedoch  sind  auch  Arbeiten  über  das  für  ein  tieferes  Ver- 
ständnis unseres  öffentlichen  Rechts  vielfach  so  wertvolle  Recht 
ausländischer  Staaten  von  der  Aufnahme  ebensowenig  ausge- 
schlossen wie  Arbeiten  über  Fragen  des  allgemeinen  Staats-  und 
Verwaltungsrechts. 

Manuskripte  wolle  man  an  eine  der  untenstehenden  Adressen 
senden. 

Prof.  Dr.  Siegfried  Brie        Dr.  Max  Fleischmann 

Hro*li\u  XVI,  AuenKtraxso  35  Halle  n.S.,  Wllliclnistrasse  18 
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Meinem  hochverehrten  Lehrer 

Herrn  Amtsrichter  Dr.  Max  Fleischmann 

Privatdozenten  an  der  Universität  Halle  a.  S. 
in  steter  Dankbarkeit 
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Vorwort 


Die  hier  gegeben**  Darstellung  des  Konfliktes  versucht,  ein 
Thema  zu  behandeln,  das  bisher  monographisch  noch  nicht  zu- 
sammengefaßt worden  ist.  Dies  mag  daran  liegen,  daß  man  die 
Institution  bisher  immer  nur  aus  einem  politischen  Gesichtswinkel 
als  Glied  einer  Kette  von  gesetzliehen  Maßnahmen  betrachtete,  die 
darauf  hinzielten,  den  Rechtsweg  einzuschränken.  Der  Konflikt 
will  aber,  mögen  auch  bei  ihm  politische  Interessen  in  Frage 
kommen,  als  Rechtsinstitut  auch  juristisch  gewürdigt  werden; 
man  muß  an  ihn  auch  mit  den  Mitteln  juristischer  Auslegung 
herantreten. 

Um  dem  Thema  ganz  gerecht  zu  werden,  konnte  ich  mich 
mit  der  Betrachtung  des  preußischen  Konfliktes  nicht  begnügen, 
sondern  mußte  auch  einen  Rlick  auf  die  anderen  Staaten  werfen, 
die  zum  Teil  ähnliche  Institute  haben.  Vom  §  1 1  des  Einführungs- 
gesetzes  zum  Gerichtsverfassungsgesetze  laufen  die  gemeinsamen 
Fäden  aus.  Das  Material  für  die  niihtpreußischen  Staaten  war 
allerdings  nicht  immer  ganz  einfach  zu  beschaffen,  besonders  auch 
was  die  Entscheidungen  der  höchsten  Gerichtshöfe  anlangt.  In 
letzterer  Beziehung  bin  ich  den  Herren  Präsidenten  des  badischen 
Venvaltungsgerichtshofes,  Lewald,  und  des  hessischen  Verwaltungs- 
gerichtshofes, Emmerling,  besonderen  Dank  schuldig,  dem  ich 
hierdurch  gebührenden  Ausdruck  verleihe. 

Einen  Überblick  über  die  Geschichte  der  Entwicklung  des 
Konfliktes,  vornehmlich  in  Preußen,  glaubt«  ich  darum  geben  zu 
müssen,  weil  nur  so  Zweck  und  Ziel  desselben  zum  Ausdruck  ge- 
langen können.  Dabei  bot  eine  Unterlage  für  die  §§  (>,  7,  9  und  1 1 
Loeuing's  eingehende,  auf  Grund  der  Akten  des  preußischen 
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Staateministeriums  verfaßte  Darstellung  über  die  „Gerichte  und 
Verwaltungsbehörden  in  Brandenburg-Preußen"  (Band  2  und  3 
des  Verwaltungsarchives.) 

Wertvolle  Winke  verdanke  ich  Herrn  Professor  Dr.  Friedrich 
Stein  zu  Halle  a/S.,  die  Anregung  zu  der  Arbeit  in  vorliegender 
Form  sowie  tittiges  Interesse  Herrn  Amtsrichter  Privatdozent 
Dr.  Max  Fleischraann  zu  Halle  a|S. 

Im  Anhang  sind  die  preußischen  Gesetze  vom  8.  April  1847 
und  1H.  Februar  1845,  das  badische  Gesetz  vom  24.  Februar  1880 
und  die  mecklenburgischen  Verordnungen  vom  5.  Mai  1879  ab- 
gedruckt. 

Berlin,  im  Januar  100« 

Dr.  Gravenhorst 
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Einleitung. 

Durch  §  1 1  des  Einruhrungsgesetzes  zum  Gerichtsverfassungs- 
gesetz vom  27.  Januar  1877  ist  folgende  Bestimmung  getroffen 
worden : 

„Die  landesgesetzlichen  Bestimmungen,  durch  welche  die 
strafrechtliche  oder  civilrechtliche  Verfolgung  öffentlicher  Beamten 
wegen  der  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung 
ihres  Amtes  vorgenommenen  Handlungen  an  besondere  Vor- 
aussetzungen gebunden  sind,  treten  außer  Kraft. 

Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen  Vorschriften,  durch 
welche  die  Verfolgung  der  Beamten  entweder  im  Falle  des 
Verlangens  einer  vorgesetzten  Behörde  oder  unbedingt  an  die 
Vorentscheidung  einer  besonderen  Behörde  gebunden  ist,  mit 
der  Maßgabe: 

1.  daß  die  Vorentscheidung  auf  die  Feststellung  beschränkt 
ist,  ob  der  Beamte  sich  einer  Überschreitung  seiner  Amts- 
befugnisse oder  der  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden 
Amtshandlung  schuldig  gemacht  habe; 

2.  daß  in  den  Bundesstaaten,  in  welchen  ein  oberster  Ver- 
waltungsgerichtshof besteht,  die  Vorentscheidung  diesem, 
in  den  anderen  Bundesstaaten  dem  Reichsgerichte  zusteht". 

Die  Landesteile,  deren  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  ge- 
richtliche Verfolgung  von  Beamten  durch  den  §  11  Abs.  2  be- 
einflußt worden  sind,  sind  Preußen,  Bayern,  Baden,  Hessen, 
El  saß -Lothringen  und  in  gewissem  Sinne  auch  Mecklenburg- 
Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz.  Die  Aufgabe  der  vor- 
liegenden Abhandlung  soll  es  sein,  diese  landesgesetzlichen  Be- 
stimmungen einer  Erörterung  zu  unterziehen.    Im  Vordergrund 

Gravenholt,  Konflikt  1 
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sieht  Preußen:  hier  wurde  ein  Gesetz  von  7  Paragraphen,  das 
Oesetz  „betr.  die  Konflikte  bei  gerichtlichen  Verfolgungen  wegen 
Amts-  und  Diensthandlungen"  vom  13.  Februar  1854  (G.-S.  is:>4 
S.  K({)  durch  §  11,2  betroffen.  Der  in  diesem  Gesetz  genannte 
„Konflikt  geht  in  seinen  Anfangen  auf  das  Gebiet  des  fran- 
zösischen Rechts  zurück:  er  ist  zwar  von  dort  nicht  ohne  Wand- 
lung übernommen  worden,  denn  in  der  Gestalt,  wie  er  jetzt  in 
Preußen  bekannt  ist.  hat  er  niemals  in  Frankreich  bestanden,  je- 
doch hat  er  sich  in  Preußen  unter  französischer  Einwirkung  ent- 
wickelt. Die  französische  Einwirkung  zeigt  sich  naturgemäß  auch  in 
den  „Landern  des  französischen  Rechts/  in  Elsaß-Lothringen  und 
Rheinbay ern.  Diesen  französischen  Einflüssen  wird  also,  so- 
weit es  für  das  Verständnis  des  heutigen  Rechts  erforderlich  ist. 
nachgegangen  werden  müssen.  Der  Konflikt  ist  zwar  eine  hauptsäch- 
lich staatsrechtliche  Einrichtung,  die  jedoch  nicht  nur  die  poli- 
tische, sondern  auch  in  weitem  Umfang dieProzeßgesetzgebung  berührt. 
Darum  wird  auch  besonders  das  Verfahren  näher  betrachtet 
werden  müssen,  und  zwar  wird  es  sich  bei  der  besonderen  Be- 
deutung des  preußischen  Gesetzes  rechtfertigen,  den  durch  dieses 
geschaffenen  Zustand  zunächst  gesondert  zu  behandeln  und  im 
Anschluß  daran  dann  auch  den  Rechtszustand  der  übrigen 
deutschen  Staaten  zu  betrachten. 


§  l.  Literargeschichtlicher  Überblick. 

Wie  bereits  angedeutet,  liegt  der  Konflikt  auf  dem  Grenz- 
gebiet zwischen  Verwaltung«-  und  Prozeßrecht.  Diesem  Umstand 
mag  es  zuzuschreiben  sein,  daß  er  weder  in  der  staats-  oder  ver- 
waltnng*reehtlichen  noch  in  der  prozeßrechtlichen  Literatur  eine 
erschöpfende  Darstellung  erfahren  hat.  Vielleicht  aber  ist  dies 
auch  auf  eine  gewisse  Abneigung  zurückzuführen,  die  dem  Konflikt 
gegenüber  besteht1). 

I,  Jtei  den  Schriftstellern,  die  eine  Darstellung  des  Prozeß- 


Hezeichncnd   ist.  dall  Hin  ding   im   „Handbuch  dos  Strafreehts" 
|!»00  IM.  1  $  UM  Aimi.  :i.V)   den   Konflikt   mit    folgenden   Worten  abtut: 
J>ie  KandrsL'is.'t/.e  können  Kid  er  die  strafrechtliche  Verfolgung  von  Ke 
.Hillen        dir  \  MivntM  hcidlim,'  «iner  In-sondelVU  JMiörde  binden. - 
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oder  Staatsrechts  des  ganzen  deutschen  Reiches  liefern  wollen, 
findet  sich  weniger,  als  man  erwarten  durfte. 

Die  zusammenfassenden  systematischen  Darstellungen  über 
Civil-  und  Strafprozeß  bringen  nur  einige  Bemerkungen  und  lassen 
sieh  selten  auch  nur  auf  Zweifelsfragen  ein !)  oder  stellen  sogar 
nur  die  Gesetze  mit  mehr  oder  weniger  Vollständigkeit  zusammen2). 
Oft  wird  der  Konflikt  nur  gestreift3].  Manche  stellen  ihn 
lediglich  in  kurzen  Anmerkungen  dar  oder  beschranken  sich  gar 
darauf,  zu  konstatieren,  daß  es  einen  Konflikt  gibt.  Umfang- 
reichere Erörterungen  mit  grundsätzlicher  Stellungnahme  zu  ver- 
schiedenen Streitfragen  finden  sich  dagegen  in  den  Kommentaren 
zur  Strafprozeßordnung  von  Stenglein  (1898  S.  6)  und  Loewe- 
Hellweg  (1904,  zu  §  11  E.-G.  z.  GVG.)  sowie  in  den  Kommentaren 
zur  Civilprozeßordnung  von  v.  Wilmowski-Levy  (1K95,  zu  §  11 
E.-G.  z.  GVG.)  und  Struckmann-Koch  (1901,  zu  §  11  E.-G.  z. 
GVG.)  und  schließlich  in  den  Kommentaren  zum  Geriehtever- 
fassungsgesetz  von  Keller  (1877,  zu  §  11  E.-G.  z.  GVG.)  und 
Thilo  (1879,  zu  §  11  E.-G.  z.  GVG.)4).  Aber  auch  diese  alle 
geben  im  großen  Ganzen  nur  eine  allgemeine  Übersicht  und 
deuten  hie  und  da  nur  an,  während  eingehendere  Darstellung  er- 
wünscht wäre. 


')  So  allerdings  die  Lehr-  bezw.  Handbücher  des  Strafprozesses  von 
Bennecke-Beling  (1900  §  13}  nnd  Glaser  (1883  Bd.  1  §27)  sowie  das 
Handbuch  des  Civilprozcsses  von  Wach  ( 1 885  S.  201  f.) 

f)  So  z.B.  Birkmoyer  Strafprozeß  (1898  §  12)  und  Kleinfeiler, 
Lehrb.  d.  Civilprozeßrechts  S.  5!):  Elsaß  -  Lothringen  fehlt  aber  bei  diesem 
und  die  Bemerkung  für  Sachsen  ist  irrig. 

3)  So  in  den  Lehrbüchern  des  Strafprozesses  von  v.  Kries  (18!»2 
S.  11(>  und  465)  und  von  Ulimann  (1893  §49)  und  des  Civilprozesses  von 
Hichard  Schmidt  (1898  §25)  und  Hellwig  (1903  S.  65).  Letzterer  geht 
nur  auf  das  preußische  Recht  ein,  trotzdem  es  so  aussieht,  als  ob  er  eine 
Aufzahlung  aller  Vorschriften  im  Reiche  geben  wollte. 

')  Garnichts  über  den  Konflikt  findet  sich  bei  0 au pp -Stein  (1901). 
Dagegen  widmen  die  Anhangsbände  zu  <»aupp  dem  Konflikt  immer  die 
notwendige  Beachtung:  so  z.B.  Cretschmar  für  Rheinpreußen  (1895  S.  47), 
Betzinger  für  Baden  (1895  S.  13),  Reit zenst ein  für  Preußen  (189(1  S.  30). 
Michaelis  für  Klsass-Lothringen  (1896  S.  12)  Schierlinger  für  Bayern 
(1897  S.  8).  (Kessler  (1902  S.  218)  für  Württemberg  und  firen»«'l-<ila"ser 
^1906  S.  278)  für  Sachsen. 

1* 


Digitized  by  Google 


Nicht  ersprießlicher  ist,  was  die  Staats-  und  verwaltungs- 
rechtliche Literatur  in  den  allgemeinen  Darstellungen  bietet.  Auch 
hier  wird  der  Konflikt  vielfach  in  die  Anmerkungen  verbannt  und 
in  diesen  ganz  kurz  erwähnt l)  oder  er  wird  in  zusammenhängender 
Darstellung  bloß  vorübergehend  genannt2),  v.  Stengel,  „Lehr- 
buch des  deutschen  Verwaltungsrechts"  (18Hfi  §  54)  gibt  in  einem 
Anhang  eine  Darstellung  des  Konfliktes,  den  er  jedoch  unzutreffend 
dem  Kapitel  über  die  „Kompetenzkonflikte"  unterordnet  3).  Auch  die 
zahlreichen  Autoren,  die  sich  hauptsächlich  mit  der  Entschädigungs- 
pflicht der  Ueamten  befassen,  schenken  diesem  Punkt  keine  be- 
sondere Beachtung.  Dagegen  finden  sich  zusammenfassendere 
Erörterungen  bei  Freund  in  Bd.  1  des  „Archivs  für  öffentliches 
Recht"  (1 8X0)  und  vor  allem  in  v.  Stenge  Ts  „Wörterbuch  des 
deutschen  Wrwaltungsrecht"  (1  *!)());  hier  wird  zwar  ebenfalls  in 
gedrängter,  aber  doch  beträchtlich  eingehender  und  beachtenswerter 
Darstellung  von  Nadbyl  ein  Bild  des  Konfliktes  entworfen.  Aber 
auch  hier  konnte  vieles  nur  andeutungsweise  untergebracht  werden, 
obgleich  im  übrigen  die  Darstellung  von  Nadbyl  die  voll- 
ständigste ist,  die  bisher  erschienen  ist.  Kritisch  gewürdigt  ist 
der  Konflikt  allein  bei  Otto  Mayer  („Deutsches  Verwaltungs- 
reeht"  Bd.  1  §  1 7),  der  das  Institut  auch  in  das  System  des  Ver- 
waltungsrechts gehörig  eingegliedert  hat. 

II.  Für  Preußen  ist  der  Konflikt  hin  und  wieder  in 
weiterem  Umfange  erörtert  worden.    Ich  nenne  hier  an  erster 

')  vgl.  ßluntschli  .Lohre  vom  modernen  Staat-  (1885)  und  Zachariae 
.Staats-  und  Bundesrecht"  (1867).  Ferner  tieorg  Meyer.  „Staatsrecht- 
(aurh  in  der  jüngsten  Auflage  von  Anschütz  (1905  §  183.) 

J)  So  bei  La  band.  „Staatsrecht  des  dtseh.  Reiches-  (1895)  und 
Linning  „Lehrbuch  des  deutsehen  Verwaltungsrechts"  (1884  S.  126)  sowie 
Arndt  in  Birkmeyer's  „Fncyklopädie  der  Rechtswissenschaft"  (1904  S.  83.T. 
Auffallender  Weise  findet  mau  den  Konflikt  auch  nicht  einmal  erwähnt,  wo 
mau  ihn  an»  ersten  erwartet  hätte,  wie  in  (ieorg  Meycr's  „Lehrbuch  des 
deutschen  Verwaltungsrechts"  (2.  Aull.)  und  bei  Ernst  v.  Meier  in  Holtzen- 
ditrtfs  Kiir.yklopudie.  Auch  bei  Schulze  „Lehrbuch  des  deutschen  Staat>- 
reehts-  I8-S1  und  18*6)  habe  ich  nichts  gefunden.  Ferner  dehnt  Rehin 
.hie  reehtl.  Natur  des  Staatsdienstes  nach  deutschem  Staatsrecht"  (188.*»; 
leider  seine  Betrachtung  nicht  auch  auf  unsere  Frage  aus. 

J  Kbenso  behandelt  Bachem  (Staatslexikon  1902)  den  Konflikt  als 
hcMMideren  Fall  des  Kompcienzkcutliktcs. 
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Stelle  v.  Rönne-Zorn  (1809  und  1006),  der  im  „Staatsrecht  der 
preußischen  Monarchie"  eine  verhältnismäßig  umfangreiche  Dar- 
stellung des  Konfliktes  gibt.  Da  hier  aber  hauptsächlich  die 
Stellung  des  Gesetzes  vom  13.  Februar  ixr>4  innerhalb  der  preußi- 
schen Gesetzgebung  betrachtet  wird,  so  hält  er  sich  nicht  ganz 
von  politischen  Erwägungen  frei.  Im  Gegensatz  zu  v.  Rönne 
gibt  Schulze  „Preußisches  Staatsrecht"  fl89tf)  lediglich  den  In- 
halt des  Konfliktsgesetzes  wieder.  Dasselbe  ist  zu  sagen  von 
Bomhake  „Staatsrecht"  (1889),  der  allerdings  dem  Wortlaut 
des  Gesetzes  noch  einige  Erläuterungen  hinzufügt1),  sowie  für 
v.  Stengels  „Organisation  der  preußischen  Verwaltung  nach  den 
neuen  Reformgesetzen"  (1884  S.  115  u.  5(>2).  Kaum  mehr  als 
der  Inhalt  des  Konfliktsgesetzes  ist  auch  in  Stölzel's  „Rechts- 
weg und  Kompetenzkontlikt"  (1900)  zu  finden2).  Dagegen  gibt 
jetzt  v.  Bitter's  „Hand Worterbuch  der  preußischen  Verwaltung" 
(1906  S.  948)  in  gedrängter  Darstellung  eine  allgemeine  Über- 
sicht über  den  Konflikt,  Auch  entwirft  v.  Arnstedt  „Das 
preußische  Polizeirecht"  (1905  Bd.  1  §  106 1  eine  allgemeine  Über- 
sicht des  Konflikt«,  indem  er  —  allerdings  zahlreiche  —  Urteile 
der  zur  Vorentscheidung  berufenen  Gerichtshöfe  zusammenstellt 
und  in  Verbindung  damit  auch  einige  Streitfragen  bespricht, 

Beachtenswert  ist  von  Erläuterungen  in  Kommentarform  nur 
die,  welche  dem  Konfliktsgesetz  in  Oppen  ho  tTs  „Ressortverhält- 
nissen" (1904)  zuteil  geworden  ist.  Wenngleich  auch  hier  dem 
Wesen  des  Konfliktes  nähergetreten  und  zu  manchen  Fragen 
Stellung  genommen  wird,  so  erschöpft  sich  Oppenhofi"  doch  im 
Allgemeinen  in  einer  Aufzählung  von  Urteilen  des  Oberverwaltungs- 
gerichts, die  in  Konfliktssachen  ergangen  sind. 

')  Arndt.  -Verfassuiigsurkunde  für  den  Preuß.  8taat~  in  früheren  Auf- 
lagen und  Graf  Hue  de  (frais,  .Handbuch  der  Gesetzgebung  für  den 
preußischen  Staat"  (1903,  Bd.  1  S.  240)  drucken  das  Gesetz  mit  kurzen  An- 
merkungen ab.  Schwartz  -Verfasssungsurkunde"  zu  Art.  97  schickt  dem 
Text  des  Gesetzes  eine  zuverlässige  Darstellung  seiner  Entstehung  und  der 
Grundgedanken  voraus.  Etwas  mehr  berücksichtigt  die  Rechtsprechung  des 
O.  V.  G.:  Illing  Jlandb.  f.  preuß.  Verwaltungsbeamte-  (liXM). 

3)  Droop,  -Der  Rechtsweg  in  Preußen"  (1899)  verweist  auf  den 
Konflikt  in  kurzen  Anmerkungen.  Ebenso  v.  Rhcinbaben,  -Preußische 
Disziplinargesetze"  (S.  88),  trotzdem  hier  grundsätzliche  Stellungnahme  hätte 
erwartet  werden  dürfen. 
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Zum  Verständnis  des  Konfliktes  tragen  ferner  die  Sonder- 
darstellungen bei,  welche  die  beiden  anonymen  Aufsätze  „Über  die 
Befugnis  der  ordentlichen  Gerichte  zur  Verfolgung  von  Staatsbe- 
amten nach  preußischem  Recht  von  einem  preußischen  Richter 
(1868)tt  und  „Ein  Beitrag  zur  Gesetzgebung  Aber  die  Kompetenz- 
konflikte" (1860)  enthalten').  Der  erstgenannte  Aufsatz  wird  von 
Stieve  in  Bd.  3  von  Behrendts  Zeitschrift  (1889)  besprochen,  letzt- 
genannter von  Koch  in  Bd.  V  von  Gruchots  Beiträgen  (18(U). 
Darstellung  wie  Besprechung  tragen  jedoch  lediglich  politischen 
Charakter  und  gehen  auf  das  rechtliche  Wesen  des  Konfliktes 
nicht  ein.  Dasselbe  ist  zu  sagen  von  einer  Flugschrift  Primker's 
„Die  Kompetenz-Konflikte  in  Preußen4*  (1861),  die  in  leidenschaft- 
licher Begeisterung  geschrieben  ist,  aber  nur  ein  aktuelles  Interesse 
für  die  Zeit  ihres  Erscheinens  wachrief.  Alle  diese  Schriften 
sind  für  das  geltende  Recht  veraltet:  sie  sprechen  nur  von  dem 
Konflikt  in  der  Form,  wie  er  vor  Erlaß  der  Reichsjustizgesetze 
bestand  *». 

Von  besonderem  Interesse  für  den  geltenden  Rechts  zustand 
sind  jedoch  die  drei  Abhandlungen  von  Jastrow:  „Über  die  Zu- 
ständigkeit des  preußischen  Militär- Justiz-Departements  und  des 
Oberverwaltungsgerichts  für  die  Konflikte  in  Soldatenprozessen 44 
(18W>)\  „Konfliktserhebung  bei  Prozessen  gegen  Staatsminister " 
'1WM>)4i,  und  „Der  Einfluß  der  Reichsjustizgesetze  und  der  zuge- 
hörigen Ausführungsgesetzgebung  auf  einzelne  Einrichtungen  des 
preußischen  Rechts"  (lSSij)5),  sowie  die  Abhandlung  von  Hilse 
„Prüfung  der  Befugnis  des  Reichsversicherungsamtes  zur  Einlegung 
des  Kompetenzkontliktes  oder  des  Konfliktes  in  anhängigen  Rechts- 
streitsnehen"  (lSDli*).  Diese  alle  behandeln  jedoch  nur  Einzel- 
fragen aus  der  Lehre  vom  Konflikt,  liefern  also  lediglich  be- 
merkenswerte Beitrage  zum  Ganzen. 

')  In  Kayscr's  „Vollständigem  Hücherlexikon"  fanden  sich  keine  An- 
gaben über  dir  Namen  der  Autoren. 

-';  Bnaselbe  gilt  für  Hägens  „l'.Vr  Koinpetenzkuntlikte"  in  Bd.  2  von 
Scherings  Archiv  (18(52  S.  315). 

1   Bd.  4  des  Yerwaltungsarchive.s. 

'   Hd.  U  ibidem. 

•vi  Hd.  30  von  «iruchot's  Beiträgen. 
"    Bd.  35  ibidem. 
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Eine  wesentlich  eingehendere  Behandlung  hat  die  Geschichte 
der  Konfliktsgesetzgebung  erfahren  ');  hier  verdanken  wir  Loening 
in  Band  *2  und  :i  des  „Verwaltungsarchivs*  (1  *<).">)  eine  Klarstellung 
sehr  wertvoller  Anhaltspunkte  aus  der  Vorgeschichte  des  Konfliktes: 
dieselben  sind  den  Akten  des  Staatsniinisteriums  entnommen  worden. 

III.  Für  Bayern  bestehen  fruchtbarere  Untersuchungen  als  für 
Preußen:  so  von  Lipp  mann  „Die  Vorentscheidung  bezüglich  der 
gerichtlichen  Verfolgung  öffentlicher  Beamter  aus  Amtshandlungen 
nach  Reichsrecht  und  bayrischem  Landesrecht**  in  den  Annalen 
des  deutschen  Reiches  (lKKf>)  und  Seydel  „Bayrisches  Staatsrecht" 
(1XS.V)  Bd.  2  S.  44!)  ff.  Bezüglich  der  anderen  Staaten  dagegen 
ist  mir  eine  ausführlichere  Einzeldarstellung  —  Hauser,  der  hier 
noch  zu  nennen  ist,  gibt  in  Bd.  4  und  .")  der  „Zeitschrift  für 
Reichs-  und  Landesrecht"  eine  allgemeine  Übersicht  über  die 
größeren  deutschen  Staaten  -  nirgends  begegnet.  Ich  begnüge 
mich  daher,  bei  den  einzelnen  Staaten  auf  die  dort  genannte 
Literatur  zu  verweisen. 

IV.  Zu  Einzelfragen  geben,  abgesehen  von  den  bereits  er- 
wähnten Sonderdarstellungen,  wertvolle  Aufklarung  die  Recht- 
sprechung des  preußischen  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der 
Kompetenzkonflikte2),  des  preußischen  Oberverwaltungsgerichts 
und  des  Reichsgerichts3),  denn  diese  drei  Gerichtshöfe  waren  oder 

')  Hornhak  übergeht  allerdings  in  der  „Preußischen  Staats-  und 
Kechtsgcschichte-  (l!K)3)  die  Darstellung  der  um  das  Gesetz  v.  13.  II.  54 
geführten  Kämpfe. 

'J)  Die  Übersicht  über  die  Urteile  des  Kompctenzkonfliktsgeriehtshofcs 
ist  sein-  erleichtert  worden  durch  ein  alphabetisches  Sachregister  über  alle 
im  Just. -Min. -Blatt  veröffentlichten  Urteile  in  KonNiktssachcii,  welches  im 
Interesse  der  Berichte  durch  allgemeine  Verfügung  vom  2.  1.  1871  zum 
Abdruck  gebracht  wurde  (vgl.  I.-M.-Bl.  1871  S.  2.)  —  Als  Fortsetzung  dienen 
die  Sammlung  der  Kntseheidungeu  des  Kgl.  Oborverwaltungsgerichts  von 
Jebens  und  v.  M  eye  reu  (von  1877  an),  die  ..Rechtsprechung  des  Preuß. 
Obcrverwaltungsgerichts  in  systematischer  Darstellung"  von  v.  Kamptz, 
Freytag  u.a.  (1898),  wo  in  Bd.  IV.  S.  1111-1212  unter  dem  Stichwort 
„KompetenzkonlÜkte  und  Konflikte-  Urteile  in  Konfliktssaehen  gesammelt 
sind,  und  schließlich  die  »HeehtsgrundsStze  des  Kgl.  Preußischen  Obcrver- 
waltungsgerichts- 3.  Aufl.  von  Kunze  und  Kautz,  wo  sich  solche  Urteile 
in  Bd.  2  S.  5G1—  588  in  dem  Abschnitt  „Konllikt-  linden. 

')  In  den  , Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Uivilsacheir  beünden 
sich  Vorentscheidungen  im  Sinne  des  §  11  E.-G.  z.  G.  S.  G.  an  folgenden 
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sind  noch  zur  Entscheidung  auf  erhobenen  Konflikt  hin,  die  beiden 
ersten  für  Preußen,  der  letztere  für  die  Staaten,  in  denen  kein 
oberster  Verwaltungsgerichtshof  besteht,  berufen.  Aber  es  ist 
selbstverständlich,  daß  hieraus  ein  klares  Bild  vom  Konflikt  nicht 
zu  gewinnen  ist.  Einige  Urteile,  die  in  Konfliktssachen  ergangen 
sind,  sind  auch  von  Hilse  und  Stftlzel  in  ihren  Zusammen- 
stellungen der  „Rechtsprechung  des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung 
der  Kompetenzkonflikteu  sowie  von  Bochmann  in  seinen  „Rechts- 
grundsätzen aus  den  in  der  offiziellen  Sammlung  der  Entscheidungen 
des  Oberverwaltungsgerichts  nicht  veröffentlichten  Entscheidungen 
für  18** — 1891"  veröffentlicht  worden.  Wie  weuig  Bedeutung  aber 
auch  sie  dem  Konflikt  beimessen,  geht  daraus  hervor,  daß  bei- 
spielsweise Stölzel  die  angeführten  Urteile  nicht  in  besondere 
Gruppen  zusammenfaßt,  während  es  sich  bei  Fällung  dieser  Ur- 
teile um  eine  doch  sicherlich  sachlich  bemerkenswerte  Art  der 
Tätigkeit  des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Kompetenz- 
konflikte handelte. 

V.  Diese  kurze  Übersicht  über  die  vom  Konflikt  handelnde 
Literatur  sowie  über  die  Werke,  in  denen  man  eine  Darstellung 
desselben  hätte  erwarten  dürfen,  berechtigt  zu  der  Behauptung, 
daß  der  Konflikt  bisher  recht  stiefmütterlich  behandelt  worden  ist. 
Hier  Versäumtes  nachzuholen,  ist  der  wenigstens  erstrebte  — 
Zweck  der  vorliegenden  Abhandlung. 

§  2.  Zur  Terminologie. 

Das  Wort  „Konflikt*  stammt  aus  der  lateinischen  Sprache. 
Es  bedeutet  eigentlich  Zusammenstoß,  Zusammentreffen  oder  Wider- 
streit1) und  hat  im  Rechte  Rom's  keine  technische,  etwa  gar  auf 
das  Verhältnis  von  Behörden  untereinander  bezügliche  Bedeutung. 

Stollen:  IM.  51  S.  IM.  52  S.  108  und  369  (bci<le  KlsaU-Lothringen  betr.) 

und  IM.  59  S.  172. 

l;  In  diesem  ursprünglichen  Sinne  wurde  z.B.  in  Frankreich  unge- 
fähr bis  zinn  K>.  .Jahrhundert  von  einem  »conflit  des  annees*  gesprochen, 
hirser  Ausdruck  ist  jedoch  veraltet.  Jetzt  gebraucht  man  conllit  im  ge- 
nannten Sinne  nur  noch  figürlich  z.  R  «conllit  des  passions"  oder  „conflit 
des  intep'-ts".  (vgl.  Art.  „conflit"  im  Dictionnaire  de  l'academic  francaise 
und  in  Littie.  hict ionnaii e,. 
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Seit  langer  Zeit  wird  das  Wort  auch  für  mannigfache  Vorgänge 
im  Rechts  leben  verwendet:  so  früher  allgemeiner ')  zur  Be- 
zeichnung der  sog.  Statutenkollision9). 

Im  politischen  Leben  pflegt  man  mit  prägnantem  Sinne  den 
Streit  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  so  zu  bezeichnen: 
hier  ist  das  Wort  am  Platze,  denn  hier  handelt  es  sich  um  einen 
wirklichen  Streit.  In  diesem  Sinne  rinden  wir  es  angewandt, 
wenn  man  die  Zeit  nach  dem  23.  September  lsd'2,  an  welchem 
Tage  das  preußische  Abgeordnetenhaus  die  von  der  Regierung 
für  erforderlich  erachteten  Kosten  der  neuen  Anneeorganisation 
vom  Hudget  absetzte3),  als  Konfliktszeit  bezeichnet.  In  diesem 
Sinne  bezeichnete  man  ebenfalls  neuerdings  den  Streit,  welcher 
um  das  Jahr  1875  in  Danemark  zwischen  Regierung  und  Folke- 
thing  wegen  der  Bewilligung  der  Kosten  für  die  Vermehrung  des 
Landheeres  und  der  Flotte  und  für  die  geplante  großartige  Be- 
festigung von  Kopenhagen  entstand  und  sich  bis  zum  Jahre  18iV2 
hinzog,  als  Konflikt. 

Gerade  auch  auf  dem  «iebiete  des  öffentlichen  Rechts  hat 
das  Wort  „Konflikt**  Heimatsrecht  gewonnen  und  behalten.  In 
diesem  Sinne  geht  es.  soweit  ich  habe  ermitteln  können,  auf  das 
preußische  Gesetz  vom  l.'L  Februar  1*54  zurück.  Daß  man  aber 
der  Frage,  woher  dieses  Gesetz  den  Ausdruck  entlehnt  hat,  je 
Beachtung  geschenkt  hätte,  ist  mir  nicht  aufgefallen:  ich  erkläre 
mir  die  Entstehung  des  Wortes  „Konflikt*  im  des.  v.  13.  IL  54 
folgendermaßen : 

In  der  Sprache  fies  französischen  Verwaltungsrechts  spricht 
man  von  einem  sog.  „conti it  d*attributionsu  und  einem  sog. 
„conflit  de  iuridiction*4).    Ersterer  ist  der  Streit  zwischen 

')  Vgl.  Huber  »De  cniillktu  bguin  in  diversis  imperiis"  und  Roden- 
b ii  r g  „De  hin;  <piod  oritur  ex  statutoruni  vel  consuctudinuiu  discrcpantium 
conllictu*  (siehe  M o  i  1  i  .Doktrin  des  internationalen  Privatrechts"  in  Bd.  1 
der  Unhm'schen  Zeitschrift  für  Internationales  Privat-  und  Strafrecht.  Er- 
langen 1891  S.  142).  —  Ihi  Cange  gebraucht  ini  .Glossarium  ad  scriptores 
median  et  infitnae  latinitatis"  nur  folgende  Phrase:  .eontlictus  legalis: 
duellum  ex  lege  statutum." 

3)  Diese  heilit  in  Knglaud  noch  heute  rconlliet  of  laws." 

3)  vgl.  Bornhak.  Staats-  und  Rechtsgeschichtr,  S.  4HD. 

*)  vgl.  Block-Maguero  p.  88«?  s.  und  Löning  in  Hartinann's  Zeit- 
schrift, Bd.  VI,  S.  47  Anin.  1  und  S.  327. 
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einem  ordentlichen   Gericht  und  einer  Verwaltungsbehörde,  die 
entweder  beide  in  einer  Sache  entscheiden  wollen  oder  nicht  ent- 
scheiden wollen:  in  diesem  Falle  spricht  man  von  einem  „conflit 
negati f  d'attributions",  in  jenem  Falle  von  einem  „conflit 
positif  d'att ributions'-.    Diese  Art  von  Konflikt  kann  nur  vom 
Präfekt  erhoben  werden,  sei  es  vom  prefet  du  departement 
oder  vom  prefet  maritime,  sei  es  vom  prefet  de  police  oder 
vom  prefet  de  la  Seine:  die  Entscheidung  wird  vom  Conseil 
d'Ktat,  seit  *J4.  IV.  187:?  vom  Tribunal  des  conflits  gelallt1). 
Dagegen  versteht  man  unter  conflit  de  iuridiction  den  Streit 
zweier  Behörden  über  ihre  Zuständigkeit   oder  Unzuständigkeit, 
wenn  beide  Teile  entweder  Verwaltungsbehörden  oder  Justizbe- 
hörden sind:  bei  Justizbehörden  entscheidet  hier  jedes  Mal  das 
im  Instanzenzug  vorgesetzte  Gericht,  bei  Verwaltungsbehörden  die 
gemeinschaftliche  höhere  Verwaltungsbehörde   oder  der  Conseil 
d'Ktat.  —  In  Frankreich  pflegte  man  nun  an  Stelle  des  conflit 
d'attributions  sehr  häufig  auch  schlechthin  vom  „conflit"  zu 
sprechen-).   So  bestimmte  die  in  großem  Ansehen  stehende  ordon- 
nance vom  1.  Juni  1*"2X  im  Art.  3: 

„Ne  doimenmt  pas  lieu  au  conflit  1°  le  defaut  de  Kauterisation 
soit  de  la  part  du  Gouvernement,  lorsqu'il  s'agit  de  poursuite^ 
dirigees  eontre  ses  agetits*  .... 

Ks  ist  nicht  unwahrscheinlich,  daß  diese  Gesetzesstelle,  die 
bei  der  Ausarbeitung  des  preußischen  Konfliktegesetzes  vom  Gesetz- 
geber in  Rücksicht  gezogen  ist  um!  auch  tatsächlich  Einfluß  auf 
die  preußische  Gesetzgebung  gehabt  hat,  durch  die  abgekürzte 
Bezeichnung  „conflit"  den  Anlaß  gegeben  hat,  bei  den  gesetz- 
geberischen Vorarbeiten  in  Preußen  ebenfalls  kurz  vom  „ Konflikt " 
zu  sprechen.  Schließlich  hat  man  dann  den  Ausdruck  als  ter- 
minus  technieus  in  das  preußische  Recht  übernommen. 

Das  Wort  „Konflikt"  ist,  soweit  ich  habe  ermitteln  können, 
nur  der  preußischen  Geset/essprache  bekannt;  jedoch  entspricht 
die  damit  bezeichnete,  durch  das  Gesetz  vom  13.  Februar  1854 

')  vgl.  Loening  in  Hartinanns  Zeitschrift,  IM.  V.  8.371  und  Bd.  VI, 
S.  4t»  Anin.  3  sowie  die  eingehende  Darstellung  des  Verfahrens  ebenda  Bd.  6, 

s.  ;w7-;»:>4. 

T,  Oh  vielleicht  darum,  weil  der  contlit  d'attributions  häuiiger  vorkam, 
lasse  ich  dahingestellt  sein. 
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den  Proviuzial-  oder  Oentralverwaltungsbehörden  gegebene  Hand- 
habe meiner  Ansieht  nach  nicht  ganz  der  ursprünglichen  Be- 
deutung des  Wortes.  Vielmehr  ist  hier  ein  Konflikt  fingiert,  wo 
keiner  besteht;  man  hat  ein  Institut,  welches  nichts  weniger  als 
ein  Konflikt  ist,  nach  Analogie  des  sog.  „Kompetenzkonfliktes* 
behandelt').  Nur  den  Wunsch  der  Verwaltungsbehörde,  die 
Sache  möge  vorläufig  nicht  gerichtlich  erörtert  werden,  hat  man 
schon  Konflikt  genannt,  wahrend  man  gerade  umgekehrt  in  dem 
für  den  Konflikt  vorgeschriebenen  Verfahren  ein  Zusammen- 
wirken von  Gericht  und  Verwaltung  zur  Lösung  einer  Frage 
sehen  muß,  die  vom  Standpunkt  des  Richters  und  des  Verwaltungs- 
beamten verschieden  beurteilt  werden  kann:  daher  auch  die  Gut- 
achten, die  von  beiden  Behörden  den  Akten  vor  der  Entscheidung 
beigefügt  werden  können '-').  Bei  den  parlamentarischen  Erörterungen 
ist  über  die  Bedeutung  des  Wortes  „Konflikt*  nicht  eingehender 
gesprochen  worden,  wenn  auch  anscheinend  bei  diesem  oder  jenem 
Abgeordneten  wegen  der  Anwendbarkeit  desselben  Bedenken  ent- 
standen sind  ').  Jedenfalls  hat  aber  das  Wort  manche  Verwirrung 
angerichtet,  insofern  als  es  in  Preußen,  ebenso  wie  in  Frankreich, 
verschiedene  „Konflikte*  gibt;  so  den  „Kompetenzkonflikt",  der  voll- 
kommen dem  französischen  conflit  d'attribution  entspricht4)  und 
als  positiver  oder  negativer  Kompetenzkonflikt  bezeichnet  wird, 
je  nachdem  eine  Behörde  behauptet,  zuständig  oder  nicht  zustandig 
zu  sein.  Sodann  gibt  es  in  Preußen  den  hier  ausdrücklich  so  genannten 
„Konflikt",  der  eben  Gegenstand  unserer  Abhandlung  ist.  Der 
Unterschied  zwischen  diesen  Konflikten  wird  aber  weder  von  der 
Literatur  noch  von  der  Judikatur  in  der  Bezeichnung  sprachlich 
festgehalten,  indem  sehr  häufig  der  Konflikt  als  besonderer  Fall 


')  vgl.  Worte  des  Abg.  Wentzel  bei  der  Beratung  dos  Ges.  v.  13.  II. 
">4  in  der  2.  Kammer.  Ferner  vgl.  Hagens  (in  Scherings  Arcb.)§  10  und  0. 
Mayer,  Verw.- Recht  Bd.  1  §  17. 

'-')  vgl.  unten  „Verfahren". 

3)  So  sagte  Abg.  v.  Graevenitz,  «es  liege  hier  in  höherem  Sinne 
eine  Kompetenzfrage  vor  und  die  Gleichartigkeit  der  Falle  rechtfertige  eine 
gleiche  Behandlung"4. 

4)  Dem  französischen  conflit  de  iuridiction  entspricht  in  l'reulien 
der  „Kompetenzstreit",  der  im  Instanzenzuge  der  Gerichte  bezw.  der 
Verwaltungsbehörden  erledigt  wird.  (vgl.  Meyer- Ansehütz  §  181.) 
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des  Kompetenzkonfliktes  hingestellt  wird  was  doch  lediglich  auf 
die  Ähnlichkeit  der  Worte,  nicht  aber  auf  die  Ähnlichkeit  der 
beiden  Institute  zurückgeführt  werden  kann.  Denn,  wie  schon  er- 
wähnt, liegt  beim  sog.  „Konflikt*  ein  Konflikt  gar  nicht  vor,  noch 
weniger  aber  ein  Kompetenz  konflikt,  wie  unten  an  gegebener  Stelle 
näher  gezeigt  werden  soll.  Unter  „Kompetenz"  versteht  man 
den  „ordentlich  und  sachlich  abgegrenzten  Kreis  derjenigen  Ge- 
schäfte, die  von  einer  bestimmten  Behörde  unter  Ausschluß  aller 
anderen  zu  erledigen  sind"2):  bei  dem  Konflikt  aber  wird  die 
Kompetenz  der  Gerichte  nicht  nur  nicht  bestritten,  sondern  im 
Gegenteil  gerade  vorausgesetzt3).  Man  könnte  den  Ausdruck 
„Kompetenzkonflikt"  höchstens  insofern  rechtfertigen,  als  durch 
die  Feststellung  des  zur  Vorentscheidung  berufenen  Gerichtshofes, 
daß  eine  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  vorliege,  zum  Aus- 
druck gebracht  wird,  daü  die  ordentlichen  Gerichte  ausschließlich 
zur  Entscheidung  berufen  sind,  ihre  Kompetenz  also  bekräftigt 
wird.  Dann  ist  es  aber  unbedingt  notwendig,  daß  man  diesen 
Kompetenzkonflikt  von  dem  gewöhnlich  so  genannten  Institute 
durch  einen  bezeichnenden  Zusatz,  wie  z.  B.  „unechter"  Kompetenz- 
konflikt, unterscheidet,  und  dementsprechend  den  wirklichen  Kom- 
petenzkonflikt  etwa  „echten44  Kompetenzkonflikt  nennt4).  Nur  so 
kann  man  Mißverständnissen  vorbeugen. 

Besonders  in  der  Zeit  kurz  nach  Erlaß  des  Konfliktsgesetzes 
vom  13.  Februar  1N54  wurden  Konflikt  und  Kompetenzkonflikt 
häufig  verwechselt.  »Selbst  das  preußische  Justizministerium  hält 
die  beiden  Begriffe  nicht  auseinander,  wenn  es  z.  B.  im  Justiz 
Ministerialblatt  von  1KN45)  bekannt  gibt,  daß  die  gemäß  §  (»  des 
Gesetzes  vom  13.  Februar  1854  ernannten  Offiziere  über  „Kompetenz- 

')  So  z.  B.  Bachem  Bd.  3.  S.  658  und  in  dein  sonst  so  zuverlässigen 
Buch  von  Müller  Bd.  1.  S.  64.  Auch  Prazak  S.  284  Anni.  106  halt  den 
Konflikt  für  einen  Komneteiizkonflikt.  —  Dagegen  hebt  den  Unterschied 
besonders  hervor  z.  Ii.  Heiin g  S.  337  und  Stölzel  Rechtsweg  S.  352. 

2)  vgl.  Bachem  Bd.  3,  S.  651  IT. 

3)  vgl.  Handwörterbuch  der  preuU.  Verwaltung  S.  948  ff. 

*)  So  z.  B.  Prof.  Dr.  Stein  in  Halle  a/S.  ^mündlich),  deg8en  Ausdruck- 
weise ich  mich  hier  und  da  angeschlossen  habe.  Dagegen  ist  der  Ausdruck 
-einfacher-  Konflikt,  wie  Oppenhoff  S.  397  mit  Kocht  durch  ein  (?)  an- 
deutet, zurückzuweisen. 

•V  S.  223. 
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Konflikte*  zn  entscheiden  haben  sollen:  dieselbe  fehlerhafte  Bezeich- 
nung findet  sich  im  Justiz-Ministerial-Blatt  von  1K9.V),  wahrend 
ebenda  1!K>:>2)  der  richtige  Ausdruck  „Konflikt"  gebraucht  wird. 
Auch  die  gesetzgebenden  Körperschaften  haben  nicht  immer  den 
Unterschied  zwischen  den  beiden  Instituten  beobachtet3).  Kerner 
haben  die  zur  Erhebung  des  Konfliktes  berechtigten  Behörden 
aller  Art,  wie  z.  B.  Regierung,  erzbischötliches  Ordinariat,  Pro- 
vinzialsteuerdirektor  u.  s.  w.,  des  Öfteren  erklärt,  daß  sie  den 
„Kompetenzkonflikt*  erheben,  während  sie  in  Wahrheit  nur  den 
„Konflikt"  erheben  wollten.  Der  Kompetenzgerichtshof  und  das 
Oberverwaltungsgericht  haben  dies  dann  aber  stet«  als  Versehen 
in  ihren  Erkenntnissen  gerügt4).  Umgekehrt  haben  die  zur  Er- 
hebung befugten  Behörden  bisweilen  fälschlich  ihren  Beschluß  als 
„Konflikt"  bezeichnet  und  der  zur  Entscheidung  berufene  Gerichts- 
hof mußte  dann  den  Beschluß  in  seinem  Erkenntnis  als  „Kompetenz- 
konflikt" behandeln5). 

Aber  es  bestehen  auch  in  der  Literatur  Ausnahmen:  so  gibt 
z.  B.  Nadbyl  unter  dem  Stichwort  „Konflikt"  eine  vom  „Kompetenz- 
konflikt" gesonderte  Darstellung,  so  betont  z.B.  Beling6),  „daß 
die  vorgesetzte  Behörde  den  „Konflikt"  —  nicht  „Kompetenzkonflikt" 
—  erhebt44,  und  auch  O.  Mayer7)  weist  darauf  hin,  „daß  natür- 
lich der  Konflikt  etwas  ganz  anderes  als  der  Kompetenzkonflikt 
ist". 

»)  8.  289.         »)  S.  314. 

*)  vgl.  ausführlich  Jastrow,  Verwalt.-Archiv,  Bd.  4,  S.  343. 

«)  vgl.  Erk.  des  KOH.  v.  24.  XI.  55  (J.-M.-Bl.  56,  S.  59  f.):  v.  12. 1.  56 
J  .-M.-Bl.  57,  S.  397  ff.):  27.  IX.  56  (J.-M.-Bl.  57,  S.  413  ff.  ti.  428  f.):  30.  V.  57 
(J.-M.-Bl.  57,  S.  437  f.):  22.  XI.  56  (J.-M.-Bl.  57.  S.  423  f.):  7.  III.  57  (J.-M.- 
Bl.  58,  S.  77  f.):  18.  IV.  57  (J.-M.-Bl.  58.  S.  78  f.);  23.  VI.  58  (J.-M.-Bl.  59, 
S.  237):  4.  VII.  57  (J.-M.-Bl.  59,  S.  245):  24.  X.  57  (J.-M.-Bl.  59,  S.  252  und 
254)  :  9.  I.  58  (J.-M.-Bl.  59,  S.  261):  23.  VI.  58  (J.-M.-Bl.  59,  S.  276):  2.  X.  58 
(J.-M.-Bl.  59.  S.  283):  7.  V.  59  (J.-M.-Bl.  60,  S.  106):  22.  IX.  60  (J.-M.-Bl.  61, 
S.  228,.  vgl.  ferner  Erk.  d.  OVO.  v.  12.  XI.  84  (Hechtspr.  d.  OVO.  Bd  IV. 
S.  1127),  sowie  v.  3.  VI.  85  und  16.  VI.  86  (Entsch.  d.  OVO.  Bd.  12,  S.  415 
und  Bd.  14,  S.  420). 

5)  In  diesem  Falle  wird  dann  die  Krage,  ob  der  .Konflikt"  begründet 
ist,  nicht  weiter  erörtert,  vgl.  Erk.  KOH.  v.  14.  XI.  73  (J.-M.-Bl.  74,  S.  47 f.): 
(ähnlich  Erk.  d.  KOH.  v.  9.  VI.  66  (J.-M.-Bl.  66.  S.  255). 

6)  in  der  Enzyklopädie  S.  337. 

')  Deutsches  Verwaltungsrecht  Bd.  1  §  17. 
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Nach  alledem  wäre  es  jedoch  besser  gewesen,  wenn  sich  zwei 
technische  Ausdrücke  hätten  finden  lassen,  die  dem  Wesen  der 
beiden  Institute  beide  nahe  kämen  und  sich  infolgedessen  sicht- 
lich von  einander  unterschieden. 


Teil  I. 

Geschichtliche  Grundlagen. 

§  3.  Anklänge  an  den  Konflikt  in  früher  Zeit? 

I.  Man  würde  vergeblich  in  den  großen  Republiken  des 
Altertums,  in  Rom  und  Athen,  nach  Anhaltspunkten  für  die 
Entwicklung  des  Konfliktes  suchen,  und  zwar  ans  zwei  Gründen, 
einmal  weil  es  dort  nicht  Beamte  im  heutigen  Sinne  gab,  sodann, 
weil  der  bewußte  Unterschied  zwischen  Justiz  und  Verwaltung 
fehlte. 

Das  Volk  verwaltete  seine  Staatsgeschäfte  allein:  war  es  nötig, 
so  vertraute  es  diese  Geschäfte  bestimmten  Männern  für  eine  be- 
stimmte Zeit  an  *),  und  diese  Männer  waren  dem  Volk  allein  ver- 
antwortlich, was  z.  B.  in  der  provocatio  ad  populum  zum 
Ausdruck  kam,  d.  h.  in  dem  Recht  der  Appellation  von  dem 
Urteilspruch  eines  Beamten  an  ein  Volksgericht2).  Wenn  man 
auch  diese  erwählten  Männer  für  die  Zeit  ihrer  Tätigkeit  als 
Beamte  bezeichnen  will,  so  erlosch  doch  ihr  Amt  nach  einer  ver- 
hältnismäßig kurzen  Zeit  wieder. 

Weiter  existierte  die  eigentümliche  Bestimmung,  daß  diese 
sogenannten  Beamten  während  der  Dauer  ihres  Amtes  nicht  zur 
Rechenschaft  gezogen  werden  und  nicht  vor  das  Gericht  gestellt 
werden  konnten.  Krst  wenn  sie  ihr  Amt  niedergelegt  hatten3), 
dann  konnten  sie,  weil  sie  nunmehr  wieder  einfache  Bürger, 
wie  jeder  andere,  und  nicht  mehr  Beamte  waren,  wegen  Vergehen 

')  vgl.  Mommsen,  AbriU  <i.  r<»m.  Staatsrechts  1893,  S.  81  ff..  Paul  v 
Uealenzyklnnadie  der    klassischen  Altertumswissenschaft,    S.  1433  fl*.  und 
/..»eil er.  «Kölnische  Staats-  u.  Herhtsnltertiinier,  2.  Aufl.  1895.  S.  1(53. 

*)  vgl.  Zoeller  S.  170. 

s>  vgl.  M  miuuscn  S.  135  f.  uml  Zoeller  S.  171. 
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in  Ausübung  ihres  Amtes  vor  die  Civil- oder  Strafgerichte  gestellt 
werden.  Das  geschah  auch  gar  nicht  selten:  bei  solchen  Gelegen- 
heiten selien  wir  Deniosthenes  und  Cicero  ihre  Erfolge  feiern! 
Eben  deswegen  aber,  weil  es  sich  bei  diesen  Prozessen  nicht  mehr 
um  Beamte,  sondern  um  Burger  handelte,  wäre  ein  Konflikt  im 
heutigen  Sinne  unmöglich  gewesen. 

Dazu  kommt  aber  noch,  wie  gesagt,  dal.l  es  eben  im  Alter- 
tum keine  organisierte  Verwaltung  gab.  die  eine  der  Gewalten  im 
Staate  bildete.  Man  konnte  es  sich  nicht  vorstellen,  daß  ein  Mann, 
der  in  einen  Teil  der  öffentlichen  Gewalt  eingesetzt,  war,  nicht 
das  Hecht  haben  sollte,  sowohl  Verordnungen  zu  erlassen  als  auch 
Urteile  zu  fallen:  imperium  und  iurisdictio  waren  auf  das  Engste 
miteinander  vereint,  und  einen  Unterschied  zwischen  Justiz  und 
Verwaltung  kannte  man  nicht1),  wie  dies  die  Worte  PlaKs  be- 
weisen: „Harra  apyovra  ava^xatov  xat  tStxotrc^v  that  ttvcTjvu  und  die 
Forderung  CieeroV):  „Omnes  magistratus  auspicium  iudiciumque 
habento".  Eine  solche  Unterscheidung  zwischen  den  verschiedenen 
Gewalten  ist  aber  für  den  Konflikt  sehr  wesentlich. 

II.  In  der  germanischen  Urzeit  wurden  die  Beamten  eben- 
falls vom  Volk  gewählt :').  Darum  ist  über  ihre  Stellung  für  unsere 
Zwecke  nichts  besonderes  zu  sagen.  Auch  in  der  fränkischen  Zeit 
fehlte  es  noch  an  den  eigentlichen  Vorbedingungen  für  den  Konflikt. 
Die  meisten  „Beamten"  hatten  überhaupt  gar  kein  Amt,  sondern 
standen  zur  Disposition  des  Königs4):  führten  sie  in  dessen 
direktem  Auftrage  eine  Dienstverrichtung  aus,  so  war  es  schwierig, 
sie  wegen  Amtsüberschreitung  zu  belangen,  denn  bei  dem  per- 
sönlichen Charakter  des  fränkischen  Königtums  war  es  nicht  zu 
verwundern,  daß  die  Beamten,  die  täglich  in  des  Königs  Umgebung 
waren,  in  wichtigeren  Angelegenheiten  mehr  und  mehr  seine  Be- 
rater wurden.    Es  waren  zwar  auf  Amtsüberschreitungen  schwere 

'j  vgl.  Kluntschli.  Toil  11,  Buch  V,  Kap.«. 
2)  Cicero,  „De  legibus"  111,3. 

J;  vgl.  .Schnieder,  Lehrbuch  «ler  deutschen  Kechtsgeschichte,  Leipzig 
1898,  S.  30. 

4)  vgl.  Brunne r.  (irundzuge  der  deutschen  Kechtsgeschichtc,  1901, 
S.  .'»3  IT.  und  Schnieder  S.  130.  Die  Schrift  von  H.  O.  Lehmann:  -Der 
Kechtsschntz  gegenüber  Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach  altfränkischem 
Hechte-,  Kiel  1883,  liefert  für  unser  Thema  keine  Ausbeute. 
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Strafen  gesetzt,  sogar  Entziehung  der  königlichen  Gnade,  aber 
auch  hier  zeigte  sich,  wie  auf  anderen  Gebieten,  die  Beamten- 
aristokratie bald  mächtiger  als  das  Königtum.  Nach  Auflösung 
der  fränkischen  Monarchie  blieb  das  fränkische  Ämterwesen  in 
Deutschland,  soweit  es  in  den  einzelnen  Stammesgebieten  festen  Fuß 
gefaßt  hatte,  bestehen;  teilweise  hatten  die  Beamten  selbständi- 
gere Stellungen,  wie  z.  B.  die  Markgrafen:  diese  „dingten  bei  eigenen 
Hulden"  l).  Eine  Inanspruchnahme  wäre  auch  hier  schwierig  ge- 
wesen. Nicht  anders  war  es  im  späteren  Mittelalter;  die  öffent- 
liche Gewalt  wurde  hier  vom  König  hauptsächlich  selbstausgeübt: 
wenn  nicht,  so  von  Lehnsleuten  des  Königs,  die  nicht  mehr  als 
eigentliche  Beamte  angesehen  werden  konnten.  Diese  ausführenden 
Organe  waren  meist  durch  die  Person  des  Königs  gedeckt,  für 
einen  Konflikt  fehlt  es  also  überhaupt  an  der  unerläßlichen  Voraus- 
setzung. Hierzu  kam  aber  noch,  daß  das  Lehnswesen  im  Mittel- 
alter allmählich  mehr  und  mehr  um  sich  griff  und  zuletzt  auch 
das  ganze  Ämterwesen  beherrschte,  wodurch  eine  tiefgreifende 
Verschiebung  in  der  Stellung  der  Untertanen  zum  König  hervor- 
gerufen wurde:  die  einen  wurden  in  ein  näheres  Verhältnis  zum 
König  gebracht,  die  anderen  in  gewisser  Beziehung  der  unmittel- 
baren Einwirkung  der  öffentlichen  Gewalt  entzogen  (durch  die 
Immunitäten).  Nach  beiden  Richtungen  blieb  also  für  einen 
Konflikt  kein  Raum.  Auch  empfand  der  mittelalterliche  Staat 
«las  Bedürfnis  einer  Scheidung  des  Gebietes,  in  welchem  die 
Verwaltung  wirkt,  von  dem  der  Justiz  nicht  so  lebhaft,  wie  dies 
der  moderne  Staat  tut:  das  richterliche  Amt  repräsentierte  die 
staatliche  Macht:  Verwaltungsbehörden  versahen  z.  T.  richterliche 
Befugnisse.  Sodann  aber  hätte  der  mittelalterliche  Staat,  auch 
wenn  das  Bedürfnis  der  Scheidung  vorhanden  gewesen  wäre,  die 
ihm  dadurch  gestellte  Aufgabe  nicht  lösen  können:  er  leistete, 
wie  Otto  Mayer  sagt:  „nur  noch  das  Notdürftigste,  was  unum- 
gänglich war.  um  sein  und  der  Seinigen  Dasein  zu  sichern". 
Alles  Andere,  was  außerhalb  der  Justiz  für  Kulturaufgaben  geschah, 
besorgte  der  geistliche  Staat 2).  Wir  können  daher  bei  Betrachtung 
des  Konflikt«?»  über  diese  Zeit  hinweggehen. 

')  vgl.  11  r minor  S.  132  f. 

a;  vgl.  <>.  Mnyer.  -Justiz  und  Verwaltung".  Kcktoratsrede,  Strallburg 
1!»02.  SriU-       Vgl.'  feriwr  Hl  mit  sc- hl  i  S.  3'>7:  .Da«  Mittelalter  behandelt. 
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1.  Kapitel. 

Preußen. 

§  4.   Ansätze  in  Preussen. 

Nutzbringender  als  ein  Nachforschen  in  den  allgemeinen 
und  verallgemeinernden  Darstellungen  des  deutschen  Rechts  ist 
die  genauere  Verfolgung  des  Gedankens  in  dem  Partikularrechte: 
dies  soll  für  den  größten  deutschen  Staat,  für  Preußen,  ge- 
schehen. 

I.  In  Brandenburg -Preußen  war  der  Rechtsweg  vor  den 
Landesgerichten  wegen  Ausübung  der  Amtsbefugnisse  gegen  einen 
kurfürstlichen  Beamten  nicht  statthaft,  vielmehr  gab  es  seit  dem 
HS.  Jahrhundert  nur  ein  formloses  Beschwerdeverfahren,  welches 
später  durch  Landtagsabschiede  und  Landesrezesse  normiert  und 
in  bestimmte  Formen  gebracht  wurde. 

Wenn  der  kurfürstliche  Beamte  wegen  Überschreitung  der 
Amtsbefugnisse  nicht  vor  die  ordentlichen  Gerichte  des  Landes 
gestellt  werden  konnte,  so  hatte  dies  seinen  guten  Grund  darin, 
daß  derselbe  als  im  Auftrage  und  im  Namen  des  Kurfürsten 
handelnd  angesehen  wurde,  was  zur  Folge  hatte,  daß  diejenigen, 
welche  sich  von  einem  Beamten  verletzt  fühlten,  gegen  den  Kur- 
fürsten selbst  klagend  vorgehen  mußten,  denn  nach  allgemeiner 
Auflassung  konnten  die  Beamten  keine  eigenen  Befugnisse  aus- 
üben. Diese  Klage  gegen  den  Kurfürsten  nun  hatte  außerdem 
noch  die  Eigentümlichkeit,  daß  sie  nur  in  Form  einer  Beschwerde 
an  den  Kurfürsten  geltend  gemacht  werden  konnte,  die  schon 
darum  keinen  Ersatz  für  die  Verfolgung  des  Beamten  bieten  konnte, 
weil  der  Kurfürst  selbst  in  den  meisten  Fällen  die  Entscheidung 
traf  und  nur  selten  die  kurfürstlichen  Räte  mit  der  Erledigung 
der  Angelegenheit  betraut  wurden1). 

die  Regierung  wie  ein  Gericht-  und  Frhr.  v.  Leina? er  in  Misehler  und 
ribric.irs  „Österreichischem  Staatswürterbuch4-  Wien  1896  Artikel  „Kom- 
petenzkonflikf. 

*)  Die  Kntwickclung  verläuft  ahnlich  in  allen  deutschen  Staaten.  Wenig- 
atens zeigt  sich  kein  Unterschied  nach  den  räumlichen  Verhältnissen.  Wie 
in  Brandenburg,  so  war  es  z.  B.  auch  in  Lippe-Detmold,  wo  die  Hof- 
gerichtsordnung  von  15H3  (Teil  II  Titel  I  §  1)  bestimmte: 

•jiaveu borst,  Konflikt  - 
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Wenn  allerdings  auch  schon  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
der  Kurfürst  fast  niemals  mehr  selbst  die  Entscheidung  trat  — 
nur  ein  Fall  aus  dem  Jahre  1484  ist  bekannt')  —  sondern  immer 
seine  Räte  damit  betraute,  so  hatten  doch  diese  Räte  die  An- 
weisung erhalten,  nach  Möglichkeit  einen  Vergleich  herbeizufuhren, 
und  die  geschädigte  Partei  kam  doch  nicht  zu  ihrem  vollen  Recht  2). 

II.  Zum  ersten  Male  wurde  eine  Behörde  für  die  Entscheidung 
bei  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  seitens  eines  Beamten 
durch  Art.  1:4  des  den  Neumarkischen  Ständen  erteilten 
Rezesses  v.  11.  Juni  1(111  für  zuständig  erklärt:  der  Kammer 
zu  Kü st rin  wurde  das  Recht  zur  Entscheidung  der  gegen  die 
Beamten  gerichteten  Beschwerden  wegen  Überschreitung  der  Amts- 
befugnisse übertragen.  Allerdings  war  die  Möglichkeit  einer  voll- 
gültigen Entscheidung  nur  gegeben,  wenn  die  Kammer  einen  Ober- 
hauptmann  hinzuzog:  der  Kurfürst  konnte  außerdem  noch  einen 
gelehrten  Rat  des  Obergerichts  entsenden.  Gegen  die  Entscheidung 
der  so  verstärkten  Kammer  gab  es  die  schriftliche  Beschwerde 
an  den  Kurfürsten.  Geringfügigere  Sachen  konnten  mit  Zustimmung 
des  Beamten  vor  die  Regierung  zur  Entscheidung  gebracht  werden: 
dort  war  das  Verfahren  allerdings  insofern  etwas  anders  geregelt, 
als  diese  Behörde  nur  nach  Anhörung  eines  gelehrten  Schöffenstuhles 
entscheiden  konnte 

Die  genannten  Vorschriften  bewährten  sich  sehr  gut  und  fanden 
daher  Aufnahme  in  die  revidierten  Neumärkischen  Kamniergerichts- 
ordnungen v.  24.  September  U>4<>  und  11.  Dezember  1700,  mit 

.Diesem  unseren  Hofgericht  sollen  in  Real-  und  Personalforderungen 
(»der  Aktionen  und  anderen  denselben  ungehörigen  Implorationen  alle  unser 
•  irafschaft  l'ntertane,  wie  dann  auch  unsere  Amtleute,  Vögte  und  Dienern 
in  Sachen,  da  sie  für  ihre  Person  civiliter  zu  beklagen,  Subjekt  und  unter- 
worfen sein,  sonst  aber,  da  sie  ihrem  von  uns  ihnen  anbefohlenon  Amt  nicht 
genug  getan,  noch  demselben  sich  gemüß  verhalten,  sondern  darin  jemand 
l'nrecht  getan  haben  sollten,  sollen  sie  für  uns  deshalb  conveniert  und  be- 
sprochen werden. 

Die  Entscheidung  über  alle  Ansprüche  an  Beamte  wegen  Überschreitung 
»»der  Vernachlässigung  des  Amtes  war  also  auch  in  Lippe- Detmold  dem 
Landesherrn  vorbehalten:  die  gerichtliche  Verfolgung  war  ausgeschlossen. 

')  vgl.  v.  Itaumer.  Tod.  Dipl.  Hrandenb.  t'ontinuatus  II,  54  ff. 
a)  vgl.  Loening  im  Verwaltungsarchiv  Hd.  II  S.  224. 
3  ibidem  S. 
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der  einen  kleinen  Abänderung,  daU  die  erste  Beschwerde  gleich 
an  die  kurfürstlichen  Räte  gehen  sollte.  In  einer  weiteren  Ver- 
ordnung vom  21.  Mai  1713,  „betr.  die  Verbesserung  des  Justiz- 
wesens" wurden  nochmals  die  Grundsätze  des  Rezesses  vom 
11.  Juni  lfill  in  wesentlich  gleichem  Sinne  ausgesprochen  und 
auf  das  ganze  brandenburgisch- preußische  Gebiet  ausgedehnt:  auch 
materiell-rechtliche  Bestimmungen  finden  sich  in  dieser  Verordnung, 
indem  sie  die  Fülle,  wo  der  Beamte  „intuitu  offieii"  belangt  wird, 
zu  den  schwerwiegenderen  Sachen  rechnet,  diejenigen  dagegen,  wo 
er  „alia  actione  personali"  als  ex  mutuo  oder  auch  actione  reali 
belangt  wird,  oder  in  criminalibus,  wann  er  extra  officium  ein 
delictum  commune  begeht,  zu  den  leichteren  und  geringfügigeren  '). 

III.  Als  unter  der  Regierung  Friedrich  Wilhelms  I.  im 
Jahre  1723  die  Amtskammern  mit  den  Kriegskommissariaten  zur 
Vermeidung  der  zwischen  beiden  Behörden  wegen  der  Zuständig- 
keit geführten  Streitigkeiten  zu  Kriegs-  und  Domanenkaminem 
vereinigt  worden  waren,  wurde  durch  ein  Patent  vom  24.  Januar 
desselben  Jahres  der  Grundsatz,  daß  Überschreitungen  der  Amts- 
befugnisse der  Beamten  vor  den  Kammern  zu  verfolgen  seien, 
für  die  Kriegs-  und  Domänenkammern  ausgesprochen  und  gleich- 
zeitig insofern  eingeschränkt,  als  alle  Klagen  gegen  Beamte  wegen 
Amtsvergehen  vor  diejenige  Kriegs-  und  Domänenkammer 
gebracht  werden  mußten,  von  der  der  betreffende  Beamte 
ressorticrte  d.  h.  also  vor  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  des 
Beamten. 

Diese  Bestimmung  blieb  auch  noch  unter  der  Regierung 
Friedrichs  des  Großen:  alle  Amtsvergehen  der  Verwaltungs- 
beamten, auch  die  Disziplinarsachen,  kamen  vor  die  zuständigen 
Kriegs-  und  Domänenkammern,  die  man  als  Verwaltungsbehörden, 
mit  gewissen  jurisdiktionellen  Befugnissen  ausgestattet,  anzusehen 
hat.  Die  Tätigkeit  der  Kriegs-  und  Domänenkammern  war  in 
den  Fällen  ausgeschlossen,  wo  einzelne  Behörden  das  Recht  hatten, 
die  unteren  Beamten  zu  bestrafen:  ein  solches  Recht  stand  z.  B. 
den  Post-  und  Accisebehörden  nach  dem  Reglement  v.  24.  Nov. 
1733  und  nach  der  Kammergerichtsordnung  von  1709  zu2). 

')  vgl.  die  näheren  Ausführungen  bei  Anonymus  S.  18. 
')  vgl.  Nadbyl  S.  819-822,  Stieve  Bd.  III  S.  48,  und  Loenhig, 
Verwaltungsarchiv  Bd.  III  S.  510  ff. 

2* 
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TV.  Aber  Friedrich  der  Große  war  es  doch,  welcher  als 
erster  den  Schritt  tat,  gewisse  Arten  von  Beamten  wegen  Amts- 
vergehen vor  collegial  organisierte  Gerichte  zu  stellen:  die 
leicht  ersichtlichen  Gründe  mögen  hier  unerörtert  bleiben.  So 
kamen  die  Steuerbeamten  vor  die  Steuergerichte:  die  letzteren 
wurden  nach  französischem  Muster  gleich  nach  Beendigung  des 
siebenjährigen  Krieges  bei  der  damals  erfolgenden  Neuordnung 
der  indirekten  Steuern  eingerichtet.   Für  die  Lotteriebeamten  wurde 
das  nach  Einführung  der  Lotterie  17H3  errichtete  Lotteriegericht 
zustandig,  für  die  Tabaksbeamten  die  nach  Einführung  des  Tabaks- 
monopoles  1765  errichteten  Tabaksgerichte  zu  Berlin,  Breslau, 
Cleve,  KQstrin,  Magdeburg,  Minden  und  Stettin.    Die  Accise-  nnd 
Zollbeamten  hatten  sich  wegen  Amtsvergehen  vor  den  durch  das 
Reglement  für  Accise-  und  Zollgerichte  vom  11.  Juni  1772  in 
Berlin.  Breslau.  Cleve,  Glogau,  Halberstadt,  Königsberg,  Küstrin, 
Magdeburg  und  Stettin  eingerichteten  Accise-  und  Zollgerichten 
zn  verantworten,  und  die  Bergbeamten  vor  den  Berggerichton, 
welche  durch  die  Bergordnungen  von  17C>6  (für  Kleve,  Mark  und 
Mörs)  17(>1)  (für  Schlesien),  1772  (für  Magdeburg  und  Halber- 
stadt i  eingeführt  wurden.  Kleine  Änderungen  in  dieser  Verteilung 
ergaben  sich  durch  die  Justizreform  Carmers,  indem  das  Edikt  vom 
1.  März  178:*  die  Amtsvergehen  der  Accise-  und  Zollbeamten  so- 
wie die  der  Tabaksbeamten  zur  Aburteilung  vor  die  vereinigten 
Provinzial-Regiegerichto  brachte  und  ein  Patent  vom  10.  Oktober 
17S7  für  die  Amtsvergehen  der  Berg-  und  Hüttenbeamten  die  Berg- 
nnd  Hüttendeputation  zu  Berlin  als  zur  Entscheidung  berufenes 
( ierichtscollegium  nannte. 

V.  Nachdem  dieser  erste  Schritt  getan  war,  brauchte  man 
verhältnismäßig  nicht  allzulange  auf  die  Weitelverfolgung  des 
einmal  aufgestellten  Prinzines  zu  warten:  durch  die  Verordnung 
„wegen  verbesserter  Einrichtung  der  Provinzial-,  Polizei-  und 
Kinanzbehörden"  v«nn  20.  Dezember  1808  kamen  endgültig  die 
Amtsvergehen  sämtlicher  Beamten  vor  die  ordentlichen  Ge- 
richte, indem  samtliche  Angelegenheiten  des  richterlichen  Amtes 
innerhalb  des  Kammerressorts  ausnahmslos  den  kompetenten  Ge- 
richten überwiesen  wurden.  Durch  diese  Verordnung  wurde  auch 
die  Seheidung  zwischen  Verwaltung  und  Rechtspflege  in  Preußen 
durchgeführt.    Da  dies  die  wesentlichste  Voraussetzung  zur  Kr- 
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hchung  des  Konfliktes  ist,  so  wurden  also  durch  diese  Verordnung 
dem  Konflikt  in  seiner  heutigen  Gestalt  die  Wege  geebnet1):  das 
war  der  Hoden,  auf  dem  er  sieh  entwickeln  konnte. 

§5.   Einfluss  der  französischen  Gesetzgebung3). 

Während  erst  im  Ii).  Jahrhundert  in  Preußen  die  Lehre  von  der 
Trennung  der  Gewalten,  die  die  Voraussetzung  für  die  Entwicklungs- 
möglichkeit  des  Konflikts  bildet,  sich  eingebürgert  hat,  waj  Frank- 
reich das  Land,  wo  schon  seit  der  Revolution  grundsätzlich  zwischen 
Justiz  und  Verwaltung,  diesen  beiden  großen  Zweigen  der  Staats- 
tätigkeit, unterschieden  wurde.  Frankreich  war  demnach  auch  das 
Land,  wo  die  ersten  Anfange  des  Konflikts  zu  finden  sind. 

Die  Wurzeln  des  Konfliktes  in  seiner  heutigen  Gestalt  sind 
die  sog.  „garantie  constitutionelle, u  bestehend  in  der  ad- 
mission  prealable3),  und  das  droit  d'evocation.  Auf  sie  geht 
dem  Gedanken  und  der  historischen  Entwicklung  nach  der 
Konflikt  als  staatsrechtliche  und  als  prozessuale  Maßregel 
zurück. 

I.  Die  sogenannte  garantie  constitutionelle,  um  mit  dieser 
zu  beginnen,  verdankt  ihre  Entstehung  einem  Grundsatze  des  älteren 
französischen  Rechtes,  wonach  es  im  Interesse  der  Verwaltung 
liegen  sollte,  unter  allen  Umständen  jede  gerichtliche  Verfolgung 
eines  Beamten  zu  verhindern,  selbst  wenn  er  ganz  offensichtlich 
sich  nicht  innerhalb  des  ihm  gesetzlich  vorgeschriebenen  Kreises 

')  vgl.  Loening.  im  Vcrw.-Archiv  Bd.  II  S.  217-289  und  S.  437-473 
und  Bluntschl  i  a.  a.  0. 

a)  vgl.  Loening's  eingehende  Darstellung  der  «französischen  Vcr- 
waltungsgerichtsbarkcit-  (in  Hartmanns  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und 
Praxis  Band  5  und  t»  1879).  Diese  im  Verein  mit  Otto  Mayers  tiefgehen- 
der Arbeit  über  die  -Theorie  des  französischen  Verwaltungsrechtes-  1888 
ermöglicht  ein  Verständnis  der  historischen  Entwickclung  des  Konfliktes, 
ohne  zu  einem  Zurückgreifen  auf  die  französischen  Quellen  —  wenigstens 
für  unsere  Zwecke  --  gerade  zu  nötigen.  Ergänzend  mag  in  dieser  Richtung 
auf  den  Aufsatz  „Conllit"  in  Block-Maguero's  «Dictionnaire  de  l'ad- 
ministration  francaise-  verwiesen  sein.  Lehrreich  für  die  Auffassung  fran- 
zösischer Juristen  ist  auch  Perlmann's  Studie  über  die  Kntwickclung  der 
Kntschädigungstheorie  in  Frankreich  (Bd.  34  S.  G5  ff.  von  Grünhut's  Zeit- 
schrift) unter  Anlehnung  an  Harriou  s  rLa  gestion  administrative.'4 

*)  vgl.  Thilo  S.  228.  —  Fälschlich  nennt  Walter  Hagens  die  auto- 
risation  nrealable  du  Conseil  d'Ütat  einfach  „Konflikt-  (S.  386  f.) 
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gehalten  hatte,  als  er  die  Tat  beging,  die  zur  Klage  Veran- 
lassung gab1)- 

1 .  Der  Grundsatz  der  Teilung  der  Gewalten  war  der  Verwirk- 
lichung dieses  Gedankens  förderlich  und  er  führte  eben  jene  eigen- 
artige Einrichtung,  die  garantie  constitutionelle,  herbei.  Napoleon  I., 
der  Schöpfer  der  großen  Gesetzgebung  des  Jahres  VIII,  nämlich 
bestimmte  in  Art.  75  der  Constitution  vom  22.  frimaire  des 
Jahres  VIII,  es  solle  nur  danu  möglich  sein,  Vollzugsbeamten  der 
Verwaltung  wegen  Handlungen,  die  sie  bei  Ausübung  ihres  Amte* 
begangen  hätten,  vor  Gericht  zu  ziehen,  wenn  der  Verletzte  oder  der 
Staatsanwalt  die  Genehmigung  des  Staatsrates  nachweisen  könnten 2) : 
„Les  agens  du  Gouvernement,  autres  que  les  ministres,  ne 
peuvent  etre  poursuivis  pour  des  faits  relatifs  ä  leur  fonctions. 
qu'en  vertu  d'une  decision  du  conseil  d'etat:  en  ce  cas3),  la  pour- 
suite a  lieu  devant  les  tribunaux  ordinaires." 

In  dieser  seiner  Fassung  bildete  Art.  75  die  Weiterbildung 
und  endgültige  Formulierung  des  Satzes,  der  sich  nicht  nur  im 
Gerichtsv.-Ges.  v.  1790  findet,  sondern  der  auch  noch  enthalten 
ist  in  Art  61  des  Ges.  v.  14.  Dezember  1789,  Art.  7.  Abschn. 
III  des  Ges.  v.  22.  Dezember  1789,  Art.  13,  Tit.  II  des  Ges. 
1(>.  August  1790;  No.  2  des  Dekrets  7.  Okt.  1790;  Art.  3,5 
Verf.  v.  3.  IX.  1791;  Art.  203  Verf.  v.  3.  fructidor  in  und  in  der 
Verordn.  v.  2.  germinal  V.  Dies  ist  das  beste  Zeichen  dafür,  datt 
die  Ansicht,  Napoleon  I.  habe  mit  der  Gesetzgebung  des  Jahres 
VIII  eine  vollständig  neue  Institution  geschaffen,  irrig  ist  :  viel- 
mehr lehnte  sich  Napoleon  sehr  eng  an  die  Einrichtungen  des 
ancien  regime  an,  indem  er  diese  allerdings  teilweise  umgestaltete 
und  ihnen  Formen  gab,  wie  sie  mit  Rücksicht  auf  die  Revolution 
wünschenswert  erscheinen  mußten  *). 

Man  lernt  die  garantie  constitutionelle  genauer  kennen,  wenn 
man  Art.  75  der  Constitution  vom  22.  frimaire  VIII  und  seine 
Schicksale  näher  betrachtet. 

')  vgl.  Nudbyl  8.  818  f. 

a)  Vergl.  Rondo n ncau  p.  572. 

3)  d.  h.  nach  vorausgegangener  genehmigender  Entscheidung,  vgl. 
Michaelis  S.  12. 

4)  Vgl.  Alt  hofl'-Förtsch,  zu  Art.  75  sowie  Löning  in  Hartmanns 

Zeitschrift  IM.  :,.  S.  337  ff. 
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Artikel  75  bedeutete  nämlich  mit  seiner  Bestimmung  insofern 
einen  tiefen  Eingriff  in  die  Rechtsprechung,  als  die  Verfolgung 
der  Beamten  wegen  der  auf  ihr  Amt  bezüglichen  Handlungen 
unbedingt  an  die  decision  des  Staatsrate«  gebunden  war  und 
jedes  Urteil  unweigerlich  nichtig  war,  welches  von  den  ordentlichen 
Gerichten  gefällt  war,  ohne  daß  die  vorherige  decision  des  Staats- 
rates vorlag. 

Und  nicht  genug  mit  der  Nichtigkeit  des  Urteils:  der  Richter, 
der  die  erwähnte  Vorschrift  nicht  beachtet  hatte,  wurde  gemäß 
Art.  127,  Code  penal,  weil  er  in  die  Tätigkeit  der  pouvoir  admini- 
stratif  eingegriffen  hatte,  wegen  „forfaitureu  bestraft.  Zunächst 
war  es  allerdings  nicht  gesetzlich  festgelegt,  daß  das  Fehlen  der 
decision  Nichtigkeit  herbeifuhren  sollte,  sondern  dieser  Grundsatz 
war  nur  von  der  Praxis  ausgebildet  worden:  erst  die  französische 
Ordonnanz  v.  1.  VI.  1828  brachte  in  Art.  3  die  gesetzliche  Fest- 
legung dieses  Grundsatzes.  Sie  stellt  den  Mangel  der  Autorisation 
seitens  der  Regierung  dem  Mangel  der  einzelnen  Erfordernisse 
gleich,  die  vor  der  Anstellung  der  Klage  von  den  Rechtsuchenden 
bei  den  Administrativstellen  hätten  beobachtet  werden  sollen,  stellt 
also  diese  Einholung  als  ein  grundlegendes  Erfordernis  des  Prozeß- 
verfahrens hin. 

Damit  ist  gesagt,  daß  die  Gerichte  von  Amts  wegen  prüfen 
müssen,  ob  die  Voraussetzungen  zur  Anwendung  des  Art.  75  vor- 
liegen *),  und  erst  so  rechtfertigt  sich  wirklich  die  Bezeichnung 
„garantie  constitutionelle.* 

Die  Frage,  wer  gemäß  Art.  75  unter  „agents  du  Gouvernementu 
zu  rechnen  ist  und  ob  vielleicht  dieselben  Beamten,  wie  jetzt  bei 
uns,  wird  in  der  Litteratur  nicht  gleichmäßig  beantwortet3). 
Insofern  ist  man  sich  jedoch  einig,  daß  der  Ausdruck  sich 
nur  auf  Verwaltungsbeamte  bezieht  und  nicht  mit  auf  die  Justiz- 
beamten, die  fonctionnaires  de  1 'ordre  judiciaire,  d.  h.  Staats- 
anwälte, Rechtsanwälte,  Notare,  Gerichtsschreiber  und  Beamte  der 
gerichtlichen  Hüllspolizei Daß  die  Richter  ausgeschlossen  sind, 

')  Vgl.  Förtsch,  S.  345  ff.  und  Freund  Abschn.  2  Kap.  2.  §  1. 
3)  Vgl.   Förtsch,  S.  346  und  Leoni  in  Marquardsen's  Haudbuch 
S.  251-52. 

3)  Vgl.  ü.  Mayer,  Theorie  des  franz.  Yerwalt-Rechts  §  16  und  Block, 
Art.  „Conflit.- 
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Seht  schon  daraus  hervor,  daß  ftir  sie  durch  Art.  74  besondere 
Vorschriften  getroffen  sind: 

„Les  jugcs  civils  et  criminels  sont,  ponr  les  delits  relatifs 
a  Ieurs  fonctions,  poursuivis  devant  les  tribunaux  auxquels  celui 
de  Cassation  les  renvoie  apres  avoir  annule  leurs  actes." 

Aber  auch  nicht  ganz  allein  Verwaltungsbeamte  fallen  unter 
den  Begriff  „agents  du  Gouvernement",  sondern  ohne  Zweifel  auch 
solche  Personen,  die,  ohne  der  Beamtenhierarchie  anzugehören, 
für  den  Staat  Verwaltungsgeschäfte  verrichten *),  während  der  Zeit 
ihrer  Tätigkeit.  Einen  einigermaßen  faßbaren  Begriff  von  den 
agents  d.  0.  können  wir  uns  bilden  aus  den  Worten  des  General- 
advokaten am  Pariser  Apellhofe: 

„II  laut  d'abord,  que  le  fonctionnaire  recoive  son  titre  de  la 
ioi  meme,  au  dcuxieme  lieu,  qn'il  y  ait  un  droit  d'initiative,  une 
action  personnelle  et  non  un  simple  droit  de  surveillance  ou  de 
deliberation,  enfin,  qu'il  exerce  sa  fonction  au  nom  meme  du 
Gouvernement." 

Also  es  müssen  solche  Beamte  sein,  die  unbedingt  abhängig 
von  der  höchsten  Regierungsgewalt  in  einem  dem  Gouvernement 
zu  leistenden  Dienstzweig,  z.  B.  in  der  Verwaltung  der  staatlichen 
Forsten,  beschäftigt  sind:  und  zwar  ist  erforderlich,  daß  sie  in 
dieser  Stellung  selbständig  sind  und  eine  fahrende  Rolle  als  Dienst- 
vorgesetzter oder  dergl.  haben. 

Es  gehören  demgemäß  dahin  solche  Beamte,  wie  die  Präfekten, 
Unterpräfekten,  Generalsekretäre  der  Präfekfuren,  Bürgermeister 
und  Polizeikommissare  (soweit  die  beiden  letztgenannten  als  Ver- 
waltungsbeamte handeln)  und  dergl.2) 

Werden  die  Bürgermeister  und  Polizeikommissare  z.  B.  als 
gerichtliche  Hülfspolizeibeamte  tätig,  so  gehören  sie,  weil  es  sich 
ja  dann  um  Handlungen  dreht,  die  sich  nicht  auf  ihre  Eigenschaft 
als  Verwaltungsbeamte  beziehen,  nicht  zu  den  agents  du  Gouver- 
nement. 

Weiter  gehören  nicht  dazu  die  Militärpersonen,  die  Organe 
der  Selbstverwaltung,  die  nur  im  inneren  Dienst  tätigen  Beamten 

')  Vergl.  die  eingehenden  Ausführungen  von  Freund  Abschn.  1! 
Kaji.  2  §  1 :  ferner  O.  Mayer,  Theorie  des  franz.  Verw.-Rechts  §  16. 

3)  Vergl.  Förtsch  S  347.,  Haus  er  S.  7  und  Leoni  a.  a.  0.,  sowie 
I.i  j» p man n,  S.  46fi. 
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der  Verwaltungsbehörden,  welche  nicht  Anteil  an  der  Machtbe- 
fugnis dieser  Behörden  haben,  sowie  schließlich  sämtliche  niederen 
unselbständigen  Beamten. 

Ausdrücklich  ausgenommen  sind  endlich,  obgleich  sie  sonst 
allen  Bedingungen  genfigen  wurden,  die  Beamten,  welche  der 
Verwaltung  der  indirekten  Steuern ')  und  des  octroi  angehören:  sie 
sollen  dem  gemeinen  Recht  unterliegen,  (vgl.  Art.  144  Ges.  v. 
s.  XII.  1M14  und  Art.  244  Ges.  v.  28.  V.  1816) 2). 

Auf  der  anderen  Seite  blieb  jedoch  der  Staatsrat  nicht  die 
einzige  Behörde,  die  befugt  war,  die  decision  zu  erteilen.  Mit 
der  Zeit  bekam  nämlich  dieselbe  Befugnis  der  Generaldirektor 
rles  Enregistrements  und  der  Generaldirektor  der  Generalverwaltung 
der  Briefpost,  beide  durch  Verordnung  v.  !).  pluviose  X,  bezüglich 
der  ihnen  unterstellten  Beamten;  ebenso  der  Präfekt  bezügl.  der 
Ste Herein pfänger  durch  Verordnung  v.  10.  floreal  X  und  der  Ge- 
neraldirektor der  Zölle  für  seine  Untergebenen  durch  Verordnung 
vom  2!).  thermidor  XI,  dann  der  Generalforstverwalter  bezügl.  der 
Forstbeamten  (2*.  pluviose  XI),  der  Generalmünzverwalter  bezügl. 
der  Münzbeamten  (10.  thermidor  XI.),  der  Generaldirektor  der 
Maut  bezügl.  der  Mautbeamten  (29.  thermidor  XI)  und  der 
Generalverwalter  bezügl.  der  Angestellten  der  Pulver-  und  Sal- 
peterverwaltung (2S.  Februar  180<>)3).  Alle  diese  konnten  wohl 
die  Ermächtigung  erteilen,  dagegen  nicht  sie  auch  verweigern. 
Dazu  blieb  einzig  und  allein  der  Staatsrat  berechtigt. 

Art.  75  sollte  naturgemäß  Anwendung  linden  auf  civil-  wie 
auf  strafrechtliche  Verfolgungen  der  Beamten.  Zur  Ausführung 
der  Bestimmungen  dieses  Artikels  in  Bezug  auf  die  strafrechtliche 
Verfolgung  erging  noch  ein  Dekret  vom  iL  VIII.  180<>,  welches 
eine  Information  seitens  der  richterlichen  Behörden  für  zulässig 
erklärte.    Art.  3  dieses  Dekrets  bestimmt: 

„La  disposition  de  l'article  75  de  Tactc  constitutione!  de  Tan 
VIII  ne  fait  point  obstacle  ä  ce  que  les  magistrats  eharges  de  la 
poursuite  des  delits  informent  et  recueillent  tous  les  renseignement.s 

')  Uber  die  Eigentümlichkeit  der  abweichenden  Behandlung  des  Hecht* 
der  indirekten  .Steuern  von  deui  der  direkten  Steuern  vergl.  Waltor 
Hagens  (Archiv  für  öffentl.  Hecht)  Hd.  17  S.  381. 

*)  Leoni  a.  a.  O.,  und  Althof f-Förtsch  a.  a  O. 

3)  Förtsch  S.  465  f.  und  Freund  S.  389. 
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relatifs  aux  delits  eommis  par  nos  agents  dans  Pexercice  de  leurs 
ibnctions;  mais  il  ne  peut  etre,  en  ce  cas,  decerne  aucun  mandat 
ni  subi  aucun  interrogatoire  juridique  sans  Kauterisation  prealable 
du  gouvernement". 

Also  auch  der  Untersuchungsrichter  kann  sich  mit  der  An- 
gelegenheit befassen,  nur  darf  er  keinen  Haftbefehl  erlassen  und 
auch  kein  richterliches  Verhör  veranstalten.  Dagegen  darf  man 
wohl  annehmen,  daß  der  Untersuchungsrichter  den  Beamten  ver- 
anlassen konnte,  sich  schriftlich  zu  äußern,  oder  daß  er  sich  auch 
privatim  mit  ihm  über  die  Angelegenheit  aussprechen  konnte1). 

•J.  Die  Geltungszeit  des  Art.  75  war  eine  ziemlich  lange,  wes- 
wegen auch  seine  Einwirkung  auf  Preußen  und  andere  deutsche 
.Staaten 3)  überaus  intensiv  sein  konnte. 

Allerdings  wurde  in  der  Folgezeit  die  Weitergeltung  des  Art. 
7">  des  Öfteren  stark  in  Zweifel  gezogen3).  So  behauptete  man 
eine  Zeit  lang,  er  sei  durch  folgende  Bestimmungen  des  Art.  68 
der  charte  v.  4.  II.  1814: 

„Les  lois  actuellement  existantes,  qui  ne  sont  pas  con- 
traires  ä  la  presente  charte,  restent  en  vigueur,  jusqu'  a  ce 
qu'il  y  soit  legalement  deroge" 

außer  Kraft  gesetzt.  Man  nahm  nämlich  an.  daß  die  Ein- 
schränkung der  Verfolgbarkeit  der  Beamten  eben  im  Gegensatz 
zu  den  Bestimmungen  der  charte  stehe  und  sich  mit  deren 
Tendenzen  nicht  vereinigen  lasse,  mithin  abgeschafft  sei. 

Die  beiden  obersten  Behörden  aber,  der  Staatsrat  und  der 
Kassationshof,  hielten  streng  und  hartnäckig  an  Art.  75  fest,  und 
so  blieben  seine  Bestimmungen  im  Gebrauche.  Einen  zweiten  miß- 
glückten Anlauf  stellte  der  Gesetzentwurf  vom  Jahre  1835  dar, 
der  zur  Aufgabe  hatte,  die  garantie  constitutionelle  der  Beamten 
völlig  auszumerzen.  Bei  der  Beratung  jedoch  fand  dieser  Gesetz- 
entwurf keinen  Anklang,  da  man  damals  noch  im  Gegensatz  zur 
späteren  Zeit  den  Art.  75  als  Ausfluß  des  Grundsatzes  der  Trennung 
der  Gewalten  ansah,  mithin  in  ihm  die  Garantie  der  bürgerlichen 


')  Vgl.  Freund  a.  a.  0. 

*)  Nämlich  Elsaß-Lothringen,  Bayern  und  Hessen.  Näheres  vgl.  Teil  III. 
3)  Vgl.  Kört  seh,  S.  345  und  Freund,  8.  389. 
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Freiheit  erblickte.  Noch  ein  drittes  Mal,  und  zwar  infolge  der 
republikanischen  Gesetzgebung  im  Jahre  1848,  erhoben  sich  Be- 
denken gegen  die  Weitergeltung  des  Art.  75:  die  Rechtsprechung 
jedoch  beseitigte  diese  Zweifel,  und  so  blieb  der  Artikel  in  Kraft 
vom  22.  frimaire  VIII.  (13.  Dezember  1799)  bis  19.  September  1870. 
Am  letztgenannten  Tage  jedoch  wurde  Art.  75  durch  ein  Dekret 
in  Frankreich  aufgehoben.    Art.  1  dieses  Dekrets  lautete: 

„L'article  75  de  la  Constitution  de  Tan  VIII  est  abroge. 
Sont  egalement  abrogees  toutes  autres  dispositions  des  lois  gene- 
rales  ou  speciales  ayant  pour  objet  d'entraver  les  poursuites  diri- 
gees  contre  des  fonctionnaires  publics  de  tout  ordre". 

Es  wurden  also  auch  alle  sonstigen  Bestimmungen,  welche 
die  Verfolgung  seitens  der  Gerichte  gegen  die  öffentlichen  Beamten 
beschränkten,  mit  aufgehoben,  und  das  genannte  Dekret  behält 
sich  nur  noch  vor,  wenigstens  Bestimmungen  gegen  den  Miß- 
brauch der  Verfolgung  der  Beamten  zu  treffen1). 

Ganz  plötzlich  wurde  so  einer  ganz  andern  grundlegenden 
Auffassung  Raum  gegeben:  und  diese  Auffassung  war  die,  daß 
die  bloße  admission  prealable  im  Gegensatz  zur  früheren  Rechts- 
anschauung nicht  als  Folge  der  Trennung  der  Gewalten  anzusehen 
sei.  Die  französische  Gesetzgebung  gab  also  den  Worten  Dareste's 
Recht2): 

„La  garantie  des  fonctionnaires  publics  n'est  meme  pas  une 
consequence  du  principe  de  la  Separation  des  pouvoirs,  car  si  le 
jugement  d'un  proces  de  ce  genre  souleve  une  question  admini- 
strative, le  conttit  peut  toujours  etre  eleve", 

indem  sie  sich  sagte,  daß  ja  wegen  Mangels  der  staatlichen 
Genehmigung  zur  Verfolgung  des  Beamten  niemals  ein  Konflikt 
erhoben  werden  könne,  während  dies  zulässig  sei  über  die  Frage 
der  verwaltungsbehördlichen  Zuständigkeit,  wenn  auf  die  gericht- 
liche Verfolgung  des  Beamten  hin  sich  ein  verwaltungsrechtlicher 
Streitpunkt  erhebt3). 

*)  Vgl.  Althof f-Förtsch.  zu  Art.  75:  Förtsch  S.  345,  sowie  die 
Heden  des  Abg.  Beichcnspcrger  und  des  Iteichskanzleramtsdirektors  v.  Arns- 
berg in  Hahn,  Materialien  S.  1461,  1463  u.  1464. 

-)  Dareste  p.  520. 

3)  Vgl.  auch  Haus  er,  Bd.  IV,  8.  282—283,  Anui.  27  und  Bd.  V,  S.  7, 
sowie  den  Schluß  dieses  Paragraphen. 
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Dieser  Umschwung  in  den  Auffassungen  kam  jedoch  zu  spät, 
als  daß  davon  Preußen  noch  beeinflußt  worden  wäre:  vielmehr 
war  das  ältere  preußische  Recht  von  der  garautie  constitutione! le 
vollkommen  beherrscht,  sodaß  diese  tatsächlich  zum  Vorbilde  bei 
der  Konfliktsgesetzgebung  wurde1). 

II.  Oben  ist  noch  von  einer  zweiten  Wurzel  des  Konfliktes  ge- 
sprochen. Zu  dieser  kommen  wir  auf  folgende  Weise:  §§  1  und 
•2  des  Ges.  v.  1 3.  Februar  1 S54  lassen  auf  das  Konflikte  verfahren 
das  Gesetz  „über  das  Verfahren  bei  Kompetenzkonflikten  zwischen 
den  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden"  vom  8.  April  1847 
(G.  S.  S.  170i  Anwendung  finden,  sodaß  das  letztgenannte  Gesetz 
zu  einem  Bestandteil  des  erstgenannten  wird.  Dieses  Gesetz  von 
1K47  nun  regelt  das  Verfahren  bei  K.  K.  d.  h.  bei  dem  echten 
K.  K..  vornehmlich  im  Anschluß  an  das  französische  Recht5),  ja 
stellenweise  wurden  französische  Vorschriften  einfach  übernommen, 
gleichgültig,  ob  sie  auf  die  preußischen  Verhältnisse  paßten  oder 
nicht. 

Dadurch  erklären  sich  manche  Eigentümlichkeiten  der 
preußischen  Gesetzgebung  gerade  hinsichtlich  des  K.  K.  Haupt- 
sächlich geht  aber  das  Gesetz  von  1*47  zurück  auf  das  im  franz. 
Recht  sehr  entwickelte  und  häufig  zur  Anwendimg  gebrachte 
droit  d'evocation,  auf  Grund  dessen  die  Verwaltungsbehörden  bei 
K.  K.  jede  Streitsache  vom  Forum  des  Gerichtes  weg  und  an  sich 
ziehen  konnten,  wenn  sie  venneinten,  daß  ihre  Interessen  dies 
rechtfertigten,  ein  Verfahren,  für  welches  Dareste  die  spöttischen 
Worte  hat3): 

....  „radministration  au  dix-huitieme  siecle  savait  sous- 
traire  ses  agents  aussi  bien  que  ses  actes  ä  la  juridiction 
des  tribunaux  ordinaires." 

Das  droit  d'evocation  ist  später  weggefallen  und  durch  die 
<»bcn  erwähnte  garantie  constitutionelle  ersetzt  worden  *).  Als  Wurzeln 
des  preußischen  Konfliktes  bestehen  aber  beide  Institute  neben- 
einander.   Diese  französich-rechtlichen  Bestimmungen  unterschieden 

')  Vgl.  Nadbyl  8.  818  f.  u.  (i.  Meyer,  Staatsrecht  S.  472. 
J)  Vgl.  Stölzol,   Rechtsweg  und  Kom|»etenzkonflikt  S.  346  u.  Born- 
hak. IVuU.  Staatsrecht  Bd.  II,  S.  487. 
3)  Dareste,  p.  ölo. 

*;  O.  Mayer,  Theorie  des  franz.  Ycrwalt.-Uechts  §  18. 
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sieh  wesentlich  von  den  preußischen  dadurch,  daß  ihre  äußere  Form 
ein  Verbot  an  die  Gerichte  war,  die  betr.  Angelegenheit  vor  ihr 
Forum  zu  ziehen,  also  negativer  Natur  war. 

Auch  noch  nach  der  Revolution  blieb  das  den  französischen 
Verwaltungsbehörden  durch  das  droit  d'evocation  gewährte  Selbst- 
bestimmungsrecht  ihrer  Kompetenz  bestehen,  und  zwar  aus  poli- 
tischen Gründen,  weil  man  die  Gerichte  auf  politischem  Gebiete 
nicht  für  ganz  einwandfrei  hielt.  Nach  außen  hin  konnte  man 
diese  Maßnahmen  sehr  bequem  mit  dem  Hinweis  auf  das  Princip 
der  Trennung  der  Gewalten  rechtfertigen.  Das  reglement  pour 
('Organisation  du  Conseil  d'Etat  vom  5.  nivöse  VIII,  welches 
Hesserungen  schaffen  sollte,  gab  den  Verwaltungsbehörden  die 
Möglichkeit,  den  Konflikt  zu  erheben,  außer  in  Strafsachen.  Das 
hatte  zur  Folge,  daß  die  gerichtliche  Verfolgung  vom  Forum  des 
Gerichtes  weggezogen  und  die  Entscheidung  einer  Abteilung  des 
Conseil  d'Etat,  dem  comite  du  contentieux,  übergeben  wurde.  Da 
aber  die  französischen  Verwaltungsbehörden  vom  Ministerium  ab- 
hängig waren  und  auch  durch  das  neue  Reglement  den  Gerichts- 
behörden nicht  die  gleiche  Refugnis  erteilt  war,  wie  den  Ver- 
waltungsbehörden, so  bedeutete  das  reglement  gar  keine  Änderung, 
sondern  lediglieh  eine  neue  gesetzliche  Formulierung  der  alten 
Einrichtung. 

III.  Wenn,  wie  oben ■)  gesagt,  Preußen  überhaupt  französische 
Restimmungen 2)  nachahmte,  dann  hätte  es  auch  weitergehen  und 
überhaupt  die  ganze  Ordonnanz  vom  I.  VI.  IN28  aufnehmen  können: 
dann  hätte  es  den  Vorteil  gehabt,  daß  ein  bei  weitem  nicht  so  schwer- 
lalliges  Verfahren  galt,  welches  außerdem  den  modernen  Normen  des 
Prozesses  entsprach.  Wahrend  nämlich  das  Kontliktsverfahren  in 
Frankreich  öffentlich  war,  wurde  in  Preußen  in  geheimer  Sitzimg 
auf  schriftlichen  Vortrag  hin  beraten! 

Die  preußische  Gesetzgebung  ist  allerdings  auch  nicht  urteils- 
los an  die  französisch-rechtlichen  Restimmungen  herangegangen, 
sondern  hat  aus  ihnen  gelernt,  Und  der  Schüler  ging  über  den 
Meister:  die  preußische  Gesetzgebung  überflügelte  die  französische 
rasch,  kam  ihr  zuvor,  indem  sie  durch  das  Gesetz  vom  13.  II.  04 
an  die  Stelle  der  Genehmigung  einer  Verwaltungsbehörde  die 

1  Vk-I.  §  >. 

'*}  Namluli  Art.  W        onliinnniicc  vom  I.  Juni  1 8*28. 


Digitized  by  Google 


HO 


Vorentscheidung  eines  Gerichtshofes  setzte.  Erst  1870  wurde  eine 
ähnliche  Änderung  auch  in  Frankreich  eingeführt,  indem  an  Stelle 
des  Art.  75  der  Verf.  v.  22.  frim.  VIII  das  schon  oben  erwähnte 
Dekret  vom  19.  IX.  1870  trat,  wodurch  die  Gerichte  zur  Ver- 
folgung von  Beamten  zuständig  gemacht  wurden.  Da  nun  die 
französischen  Gerichte  nie  die  Befugnis  haben,  Staatsakte  selbst- 
ständig zu  beurteilen,  so  müssen  sie,  wenn  sie  einmal  auf  einen 
Staatsakt  stoßen,  der  auszulegen  ist,  die  Vorentscheidung  des 
Conseil  d'Etat  resp.  des  Tribunal  des  conflits  einholen1). 

§  o.   Vorgeschichte  des  Konfliktes  bis  zum  Jahre  1848. 

I.  Zum  ersten  Male  wurde  die  vorhergehende  Genehmigung  der 
Behörde  bei  Amtsvergehen  als  notwendiges  Erfordernis  festgelegt 
für  die  fiskalische  Untersuchung  wegen  geringerer  Amtsvergehen 
d.  h.  solcher,  wo  nur  auf  poena  pecuniaria  oder  Gefängnis  erkannt 
zu  werden  pflegt,  nicht  auf  poena  capitalis2).  Der  Fiskal  hatte 
die  leichteren  Vergehen  in  einem  dem  Civilprozeß  sehr  ähnlichen 
Verfahren  zu  verfolgen,  wobei  die  delicta  leviora  eben  nicht  als 
Kriminal sachen  im  eigentlichen  Sinne  aufgefaßt  wurden:  ein 
summarisches  Verfahren  „praevia  citatione"  sollte  hierbei  maß- 
gebend sein. 

Nachdem  schon  durch  den  sog.  Codex  Fridericianus  Marchicus, 
um  einem  allzugroßen  Übereifer  der  Fiskale  zu  steuern,  bestimmt 
worden  war,  daß  die  Fiskale  in  Prozessen  wegen  Domänen  und 
Regalien  zum  Beginn  ihres  fiskalischen  Prozesses  die  schriftliche 
Genehmigung  des  Collegiums,  zu  dessen  Departement  die  Sache 
gehörte,  haben  müßten,  wurde  es  bei  der  Revision  der  Prozeß- 
ordnung allgemein  für  angemessen  befunden  und  lebhaft  befür- 

')  K  in  Wirkungen  der  franz.  Gesetzgeb.  in  einzelnen  F&llen  auf  prcuU. 
Vorschriften  sind  bei  Besprechung  dieser  Einzelvorschriften  dargestellt. 

»)  vgl.  Rcscript  Friedrich  Wilhelms  I.  18.  Jan.  1736  und  Codex  Frid. 
Marchicus  v.  1748  Teil  IV,  Titel  V,  §  12.  —  Der  Fiskal  fungierte  bei  den 
Gerichten  als  Vertreter  der  fiskalischen  Interessen  des  Landesherren.  Seine 
Entstehung  verdankt  er  dem  Wunsche  des  Landesherren,  die  Einkünfte  seiner 
Hegalien,  unter  denen  gerade  das  Gerichtsregal  eines  der  ertragreichsten 
war,  ungeschmälert  zu  bewahren.  (Vgl.  Isaacsohn,  Geschichte  des  preuß. 
Beamtentums  vom  Anfang  des  15.  Jahrh.  bis  auf  die  Gegenwart.  Berlin 
1871  Bd.  1  S.  217  ff.) 
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wortet,  daß  ein  Fiskaliä  in  keinem  Falle  ohne  einen  solchen  schrift- 
lichen Ausweis  prozessieren  dürfe. 

Diese  Bestimmung  fand,  nur  wenig  modifiziert,  Aufnahme  in 
den  Entwurf  des  Corpus  iuris  Fridericiannin,  wobei  jedoch  scharf 
unterschieden  wurde  zwischen  fiskalischen  Ci vilprozessen  und  fis- 
kalischen Untersuchungen  wegen  strafbarer  Handlungen. 
Während  nämlich  die  ersteren  immer  noch  stattzufinden  hatten  bei 
delicta  leviora,  sollten  letztere  auch  Platz  greifen  hei  „Verbrechen 
königlicher  Bedienter  höheren  oder  niederen  Ranges  in  Ansehung 
ihrer  Dienstpflichten,  sofern  sie  nicht  unter  ein  schwereres  Verbrechen 
gehören,  welche  mit  mehrjähriger  Gefängnis-,  Zuchthaus-  oder 
Festungsstrafe  oder  gar  an  Leib  und  Leben  geahndet  werden 
müssen."  Auch  die  fiskalischen  Untersuchungen  wegen  strafbarer 
Handlungen  fanden  in  einem  civilprozeßartigen  Verfahren  statt, 
in  diesem  Falle  allerdings  mit  dem  Unterschiede,  daß  der  Fiskal  is 
im  Gegensatz  zu  früher,  wo  er  sich  die  Genehmigung  zu  holen 
hatte,  einen  Auftrag  des  vorgesetzten  Collegiums  oder  derjenigen 
Behörde  abzuwarten  hatte,  welche  in  diesem  Falle  zuständig  war. 

Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  gemäß  den  Materialien  zur  All- 
gemeinen Gerichtsordnung  Zuständigkeit  bei  derjenigen  Behörde 
vorlag,  welche  die  Direktion  und  Aufsicht  in  denjenigen  Angelegen- 
heiten hatte,  gegen  die  das  Vergehen  sich  richtete. 

II.  Diese  Bestimmungen  erhielten  auch  Aufnahme  in  das  Corpus 
iuris  Fridericianum  von  1781  (II,  1 1  §§  4  ff.)  und  in  die  All- 
gemeine Gerichtsordnung  (I,  3f>,  §§  34  ff.).  Naturgemäß  wurde 
dadurch  nicht  ausgeschlossen,  daß  auch  im  Disziplinarwege 
Warnung,  Verweis  und  geringe  Geldstrafen  gegen  die  Beamten  von 
Seiten  der  Präsidenten  der  Kammern  und  Gerichte  zur  Anwendung 
gebracht  werden  konnten.  Im  Gegensatz  aber  zur  AGG.  stellte  das 
ALR.  sämtliche  Beamten  unter  das  allgemeine  Recht  (Teil  II, 
Titel  10  8.')— !U)  und  ordnete  keine  Beschränkung  des  Ver- 
fahrens gegen  Beamte  an1),  sodaß  hier  ein  Widerspruch  zwischen 
AGG.  und  ALR.,  die  neben  einander  galten,  bestand.  Die  Be- 
stimmungen des  ALR.  aber  entsprachen  am  ehesten  der  deutschen 
Rechtsanschauung. 

')  vgl.  hierzu  Locning  im  Verw.-Arehiv  Bd.  3,  S.  .310  ff.  577: 
ferner  Hahn,  Materialien,  S.  14(15  uml  v.  Rönne  S.  509. 
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III.  Schon  in  der  nächsten  Zeit  wurden  jedoch  wieder  andere 
Bestimmungen  getroffen:  maßgebend  wurde  nämlich  vor  allen 
Dingen  §  47  der  Verordnung  vom  26.  Dezember  1808  wegen  ver- 
besserter Einrichtung  der  Provinzial-,  Polizei-  und  Finanzbehörden, 
durch  den  die  Bestimmungen  des  ALR.  betreffend  die  Verfolgbarkeit 
der  Beamten  wegen  Amtsvergehen,  wenn  auch  äußerlich  nur  in 
ganz  geringem  Umfange,  so  doch  hinsichtlich  ihrer  Wirkung  ziem- 
lich nachhaltig  eingeschränkt  wurden.  Die  hier  interessierenden 
Stellen  des  §  47  lauten  folgendermaßen : 

„Wenn  gegen  einen  den  Regierungen  untergeordneten 
Offizianten  Regreß-  und  Injurienklagen  aus  Veranlassung  seines 
Amtes  angebracht  oder  gegen  Kassenbediente  des  Regierungsressorts 
Geldforderungen  eingeklagt  werden  oder  gegen  Regierungsoftizianten 
eine  fiskalische  oder  Kriminaluntersuchung  eingeleitet  werden  soll, 
so  muß  das  Gericht  solches  sogleich  von  Amtswegen  der  betr. 
Regierung  bekannt  machen  .... 

Untersuchungen  gegen  Regierungsoftizianten  über  bloße  Dienst- 
vergehungen  können  die  Gerichte  nicht  anders  als  auf  einen 
vorher  ergangenen  Antrag  der  betr.  Regierung  einleiten,  es 
wäre  denn  mit  dem  Vergehen  ein  solcher  Exceß  verbunden,  der 
den  Täter,  auch  wenn  er  nicht  Offiziant  wäre,  schon  der  Beahndung 
der  Gesetze  schuldig  macht." 

Dieser  Paragraph  wurde  für  die  nächstfolgende  Zeit  insofern 
bestimmend,  als  er  wörtliche  Aufnahme  fand  in  §  M  der  „An- 
weisung für  die  Gerichte  und  Regierungen  in  den  Rheinprovinzen 
über  die  bis  auf  .inderweite  Verordnung  zu  beobachtenden  Grenzen 
ihrer  gegenseitigen  Amts-Befugnisseu  (sog.  Rheinisches  Ressort - 
Reglement)  vom  20.  Juli  1818,  und  als  auch  §  49  des  unterm 
4.  Februar  1815  publizierten  Anhanges  zu  Teil  I,  Titel  (>  §  8 
der  Allgemeinen  Gerichtsordnung  ihm  entnommen  wurde1).  §49 
bestimmte  nämlich,  daß, 

„wenn  gegen  einen  der  Regierung  untergeordneten  Offizianten 
Regreß-  und  Injurienklagen  aus  Veranlassung  seines  Amtes  an- 
gebracht werden,  das  Gericht  davon  der  betr.  Regierung  sogleich 
Nachricht  geben  solle. fa 


vgl.  v.  Hönno.  Kiyänxungrn  u.  s.  w.,  Bd.  8.  S.  156. 
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$  47  fand  weiterhin  Aufnahme  in  $  2;") 2  des  Anhanges  zu 
Teil  I,  Titel  35,  $  34  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung  in  den 
Worten,  daß 

„die  Gerichte  Untersuchungen  gegen  Kegiernngsbeamte  über 
bloße  Dienst  vergelten  nicht-  anders,  als  auf  einen  vorhergegangeneu 
Antrag  der  betreffenden  Regierung  einleiten  können,  es  sei  denn, 
daß  mit  dem  Vergehen  ein  solcher  Kxceß  verbunden  wäre,  (lei- 
den Tater.  auch  wenn  er  nicht  Beamter  wäre,  schon  der  Beahndung 
der  Gesetze  schuldig  machte." 

Die  Tätigkeit  der  Regierung  bei  diesem  Verfahren  wurde  mich 
durch  §2.">4  des  Anhanges  zu  Teil  I,  Titel  3'».  §  34  der  Allge- 
meineu  Gerichtsordnung  daliin  präzisiert,  daß 

„die  Regierung  die  Befugnis  haben  solle,  dergleichen  Ver- 
gehen vorläufig  zu  untersuchen  und  die  Strafe  festzusetzen;  daß 
jedoch  der  Angeschuldigte  auf  rechtliches  Gehör  zu  provozieren 
berechtigt  sein  und  daß  dann  die  Sache  an  das  betrettende  Ober- 
gericht gelangen  solle." 

Damit  war  für  die  civil  rechtliche  Verfolgung  von  Beamten 
bestimmt,  daß  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  des  Beamten  eine 
sofortige  Benachrichtigung  erhalten  solle,  wenn  derselbe  wegen  Zu- 
widerhandlungen bei  Ausübung  seines  Amtes  gerichtlich  in  An- 
spruch genommen  werden  würde.  Der  einzige  Zweck  dieser  Be- 
stimmung war.  --  wie  dies  auch  die  §§  10]  -103  und  239  des 
Anhanges  zur  Allgemeinen  Gerichtsordnung  erklären  -  der  be- 
treffenden fiskalischen  Station,  von  welcher  der  Beamte  ressortierte, 
Gelegenheit  zu  geben,  den  ganzen  Fall  eingehend  zu  prüfen.  Dar- 
auf sollte  sie  dann  etwa  in  Frage  kommende  amtliche  Ver- 
hältnisse zur  Sprache  bringen,  die  Gerichte  auf  diese,  soweit  sie 
das  Handeln  des  Beamten  entschuldigen  konnten,  aufmerksam 
machen  und  sich  über  diese  wie  über  die  ganze  Lage  des  Falles 
überhaupt  noch  vor  der  gerichtlichen  Verfolgung  gutachtlich  äußern. 
Des  weiteren  bestimmten  noch  die  ebenfalls  der  Verordnung  vorn 
2<i.  XII.  1N0X  entnommenen  101  des  Anhanges  zu  Teil  I 
Titel  12  §  20  der  Allgemeinen  Gerichtsordnung  und  §§  102  und 
103  des  Anhanges  zu  Teil  I  Titel  13  §S  der  Allg.  Ger.  Ordn., 
daß  die  Gerichte  von  der  Regierung  oder  dem  Justizminister  ein 
Gutachten  einholen  und  sich  hiernach  als  nach  einem  „e.onsul- 
tativen  Votum*    richten   sollten   für  den  Fall,  daß  in  Prozessen 
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Bestimmungen  über  militärische  Verfassung  oder  sonstige  mili- 
tärische Dienstverhältnisse  in  Frage  kommen  oder  solche,  welche 
die  Landesverfassung.  Polizei-  und  Gewerbekunde,  Staatswirtschaft 
und  Staatsverwaltung  berühren  und  nicht  recht  klar  durch  Ge- 
setze präzisiert  sind '). 

IV.  Die  in  Art.  75  der  Verfassung  vom  22.  frimaire  des 
Jahres  VIII  (13.  Dezember  17SW)  enthaltene  Bestimmung  des 
französischen  Rechtes,  wonach  auch  zu  civil  rechtlichen  Klagen 
gegen  Beamte  wegen  Schadensersatzes  die  vorherige  Ermächtigung 
des  ronseil  d'Etat  erforderlich  ist,  wurde  durch  §  38  des  Rheini- 
schen Ressort-Reglement  aufgehoben. 

Was  die  Verfolgung  der  Beamten  wegen  Zuwiderhandlungen 
in  Ausübung  ihres  Amtes  auf  dem  Wege  des  Strafprozesses 
anlangt,  so  hatte  die  Verordnung  vom  20.  XII.  1808,  wie  oben 
gezeigt,  eine  vorgängige  Prüfung  und  Beschlußfassung  und  dem- 
entsprechend einen  Antrag  seitens  der  vorgesetzten  Dienstbehörde 
ffir  erforderlich  erklärt.  Diese  Bestimmung  findet  sich  auch  in 
§  252  des  Anhanges  zu  §  34  der  Allgemeinen  Gerichts-Ordnung  I,  35. 

In  Wiederholung  dieser  Bestimmungen  setzte  dann  §  3«  des 
rheinischen  Ressort-Reglements  vom  20.  VII.  1818  fest,  „die  Ge- 
richte sollten  eine  Untersuchung  gegen  Verwaltungsbeamte  wegen 
Verbrechen  oder  Vergehen  im  Dienste  nur  auf  Antrag  der  be- 
treffenden Regierung  einleiten  können. u  Diese  Bestimmung  schuf 
für  die  Rheinprovinz  nichts  Neues,  denn  der  dort  geltende,  schon 
oben  5)  erwähnte  Art.  75  der  Konstitution  vom  22.  frimaire  des 
Jahres  VIII  hatte  ja  auch  die  Ermächtigung  der  Verwaltung  für 
die  gerichtliche  Verlolgung  der  „agens  du  Gouvernement"  wegen 
der  auf  ihr  Amt  sich  beziehenden  Handlungen  frtr  erforderlich 
erklärt,  Im  Gegensatz  zu  den  Bestimmungen  des  Art.  75  über 
die  civil  rechtliche  Verfolgbarkeit  der  Beamten  wurde  also  auf  diese 
Weise  den  Bestimmungen  dieses  Artikels  über  die  strafrechtliche 
Verfolgbarkeit  eine  dauernde  Geltung  gesichert. 

V.  Eine  Änderung  all  dieser  Vorschriften  brachte  die 
Kabinettsordre  vom  3.  August  1824  durch  die  Bestimmung,  daß 
nur  noch  das  vorgesetzte  Ministerium,  nicht  mehr  die  Regierung, 
den  Antrag  auf  strafrechtliche  Verfolgung  zu  stellen  befugt  sei. 
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und  zwar  bei  sämtlichen  Beamten,  auch  bei  den  Kiclitern.  Damit 
bot  die  ganze  einschlägige  Gesetzgebung  plötzlich  ein  anderes 
Hihi.  Aus  den  Vorschrillten,  die  im  Anfang  gegeben  waren,  um 
einem  wenig  angebrachten  und  unzweckmä lügen  Übereifer  der  Fis- 
kale vorzubeugen,  die  also  ihrer  Tendenz  nach  eher  etwas  Nega- 
tives bezweckten,  sieht  man  sich  ein  Hecht  der  Minister  entwickeln, 
darüber  zu  entscheiden,  ob  ein  strafrechtliches  Verfahren  gegen 
Beamte  wegen  Begehung  von  Amtsdelikten  überhaupt  stattfinden 
soll  Aber  trotz  aller  dieser  Bestimmungen  schien  das  Verfahren 
Beamten  gegenüber  noch  nicht  zur  Zufriedenheit  geregelt  zu  sein. 
Die  gerichtliche  Verfolgung  derselben  wurde  erschwert.  Zunächst 
brachte  ein  Gesetz  vom  2f>.  April  1S."U>  „betr.  die  im  Amte  zu- 
gefügten Ehrenkränkungen"  (Ges. -Samml.  S. .">0)  Sonderbestimmungen 
für  den  Fall,  daU  Beamte  in  Veranlassung  ihrer  amtlichen  Tätig- 
keit sich  einer  Kuren krankung  schuldig  gemacht  hatten:  vor  der 
Angehung  des  Gerichts  sollte  man  im  Wege  der  Beschwerde  sich 
in  die  Dienstbehörde  des  Beamten  wenden,  um  auf  diese  Weise 
eine  Erklärung  der  letzteren  darüber  herbeizuführen,  ob  der  Beamte 
seine  Amtsbefugnisse  überschritten  habe  oder  nicht. 

Erst  für  den  Fall,  daU  die  Frage  bejaht  wurde,  sollte  das 
Gericht  in  Tätigkeit  treten.  Auf  Antrag  des  Beleidigten  konnte 
auch  die  Dienstbehörde  selbst  die  Strafe  bestimmen;  ebenso,  wenn 
die  Sache  sich  nicht  zur  Untersuchung  eignete.  Wurde  die  Frage, 
ob  der  Beamte  sich  einer  Überschreitung  schuldig  gemacht  habe, 
verneint,  so  war  höchstens  noch  eine  Angehung  der  höheren  Dienst- 
behörde gestattet.  Auf  dieses  Gesetz  war  jedenfalls  von  EintluLl 
gewesen  $  23C»  des  Anhanges  zu  Teil  I,  Titel  84  $  -2(5  der  AGG: 
„Ist  von  einem  Kegierungs-( Mhzianten  aus  Veranlassung  seines 
Amtes  Jemand  beleidigt  worden,  und  will  dieser  die  Beleidigung 
nicht  im  Wege  des  Prozesses  oder  der  Untersuchung,  sondern  nur 
als  eine  Verletzung  der  Amtspflichten  rügen,  so  gehört  die  Sache 
als  eine  Disciplinar-Angelegenheit  vor  die  Dienstbehörde." 

Weitere  Sonderbestimmungen  schufen  die  Gesetze  vom  28  Juni 
Is.'H  „über  den  Waffengebrauch  der  Grenzaufsichtsbeamten u  und 
vom  ;U.  Marz  1SI-J7  „über  den  Waffengebrauch  der  Forst-  und  Jagd- 
beamtenu  für  die  Grenz-,  Steuer-,  Forstau fsichts-  und  Jagdbeamten, 
wenn  sie  in  Ausübung  ihres  Amtes  andere  Personen  verletzt  hatten. 

Grundsätzlich  war  dann  das  Gericht   zur  Eröffnung  der  Unter- 
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suchung  befugt  und  den  Dienstbehörden  war  ein  Widerspruchs - 
recht  gegeben.  Konnte  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden,  so  ent- 
schied der  Kompetenzgerichtshof  über  den  Waffengebraueh  und 
die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges1;.  — 

Zu  gedenken  ist  ferner  des  Gesetzes  v.  11.  V.  lN-k*  (Näheres 
unten  $  *J0),  welches  zwar  keine  Stufe  in  der  Entwicklung  der 
Geschichte  des  Konfliktes  bildet,  wohl  aber  auf  die  Stimmung 
der  Bevölkerung  über  den  Konflikt  nicht  ohne  Einfluß  blieb,  indem 
es  den  Rechtsweg  gegen  Polizeibeamte  nur  bedingt  zuließ. 

VI.  Dem  Gesetz  vom  25.  April  war  nur  eine  Verhältnis- • 
müßig  kurze  Dauer  beschieden.  Die  Tätigkeit  des  Gerichts  gerade 
bei  einer  Ehrenkränkung  unter  Umständen  völlig  ausschalten  zu 
wollen,  war  mit  dem  Rechtsbewußtsein  nicht  vereinbar.  So  machte 
denn  diese  Bestimmung  dem  Gesetz  „betr.  das  gerichtliche  und 
Disciplinarstrafverfahren  gegen  Beamte"  vom  2!).  März  1844  (GS. 
S.  77)  Platz. 

Die  Befugnisse  der  Dienstbehörde  wurden  hier  wesentlich 
abgeschwächt.  Zunächst  kam  ein  solcher  Fall  der  Ehrenkräukung 
seitens  eines  Beamten  vor  das  Gericht,  und  dieses  hatte  die  An- 
gelegenheit zu  untersuchen.  Nach  Beendigung  der  vorläufigen 
Ermittelungen  und  der  formlichen  Eröffnung  der  Untersuchung 
erst  begann  die  Tätigkeit  der  Dienstbehörde,  die  dann  allerdings 
darüber  gehört  werden  mußte,  ob  der  Beamte  sich  einer  Über- 
schreitung seiner  Befugnisse  schuldig  gemacht  habe  oder  nicht. 
Zugleich  dehnte  dieses  Gesetz  aber  den  Grundsatz  des  §  47  der 
Verordnung  vom  2(>.  XII.  1808  (vgl.  oben  HI)  auf  alle  Civil- 
und  Militärbeamte,  also  auch  z.  B.  auf  die  Richter,  aus.  Aufrecht 
erhalten  bleiben  sollten  jedoch  die  Gesetze  vom  28.  VI.  34  und  31. 
HJ.  37 2).  Diese  Ausdehnung  der  Bestimmungen  auf  den  Richter- 
stand stieß  auf  entschiedenen  Widerspruch3).  Es  währte  auch  nicht 
lange,  so  stellten  die  meisten  Provinziallandtage  Anträge  auf  Ab- 

vgl.  Nadbyl  S.  819-822. 

2)  vgl.  Anonymus  S.  25:  Koch,  S.  249  ff.,  Mover- Ansch  fitz,  §  183 
Anin.  5  und  v.  Könne.  Hd.  2  Abt.  1  S.  509  f. 

3)  Einen  besonders  entrüsteten  Ausdruck  faud  er  bekanntlich  in  der 
Schrift  v.>n  Heinrich  Simon  „Die  Preußischen  Richter  und  die  (Jesette 
vom  29.  Mar*  1844  -    Leipzig  1845. 
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änderung  des  Gesetzen.  Und  diese  Anträge  fanden  Gehör,  allerdings 
erst,  um  der  ausgebroehenen  Revolution  auch  dadurch  zu  begegnen, 
indem  §  3  der  Verordnung  „über  einige  Grundlagen  der  künftigen 
Preußischen  Verfassung"  vom  6.  April  1848  bestimmte,  daß  der 
vorhergehende  Antrag  des  Ministers  bei  der  Verfolgung  von  An- 
gehörigen des  Richterstandes  außer  Kraft  zu  setzen  sei. 

$  7.  Geschichte  des  Konfliktes  vom  Jahre  1848  an  bis  zum  Erfass 

des  Konfliktsgesetzes. 

I.  Auf  eine  ganz  andere  Stufe  der  Entwicklung  kam  die 
Frage  im  Jahre  1848.  Aus  der  belgischen  Verfassung  (Art.  24) 
nämlich  hatte  die  Kommission  der  Nationalversammlung  in  Art.  1)8 
des  Verfassungsentwurfes  einen  Gedanken  übernommen,  der  für 
die  nachfolgende  Gesetzgebung  bedeutungsvoll  sein  sollte. 

Kr  fand  seinen  Ausdruck  in  folgendem  Satze: 

„Es  ist  keine  vorgängige  Genehmigung  der  Behörde  nötig, 
um  öffentliche  Civil-  und  Militärbeamte  wegen  der  durch  Über- 
schreitung ihrer  Amtsbefugnisse  geübten  Rechtsverletzung  gericht- 
lich zu  belangen. * 

Durch  diese  Bestimmung  wollte  man,  wie  die  Motive  erklären, 
Fürsorge  treffen,  daß  nicht  bei  Rechtsverletzungen  durch  Amts- 
überschreitungen von  Beamten  deren  Verantwortlichkeit  sich  hinter 
ungesetzliche  Befehle  ihrer  Vorgesetzten  verstecke  und  dem  ordent- 
lichen Rechtswege  entgegentrete.  Diese  Bestimmung  ging  nun  in 
Art.  9")  der  Verf.  vom  5.  XII.  1848  über1),  sodaß  die  gerichtliche 
Verfolgung  der  Beamten  in  keiner  Weise  mehr  beschränkt  war.  Aber 
dieser  Satz  stand  nur  auf  dem  Papier:  bald  verblaßte  seine  Wirkung, 
wenigstens  auf  dem  strafrechtlichen  Gebiete.  Im  Jahre  1849  wurde 
bekanntlich  der  Grundsatz,  daß  die  Gerichte  von  Amtswegen  eine 
Strafverfolgung  vornehmen  sollten,  aufgehoben  und  allein  der  Staats- 
anwaltschaft das  Recht  überwiesen,  die  Anklage  zu  erheben 2).  Da 
nun  der  Staatsanwalt  ein  Organ  des  Justizministers  ist  und  dessen 

Weisungen  Folge  zu  leisten  verpflichtet  ist,  so  war  indirekt  für 

')  Die  einzelnen  Phasen  sind  in  der  Zusammenstellung  bei  v.  Rönne 
Vcrfassungsurkundc  für  den  preußischen  Staat  3.  Aufl.  1859  zu  Art,  97 
erkennbar  gemacht.   Vgl.  auch  Loening,  Verwaltuugsarchiv  Bd.  3  S.  510  f. 

2)  §§  1  u.  2  der  Verordn.  v.  3.  I.  1849  («.-S.  1849  S.  14  und  1852  S.  208). 
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jeden  Fall  die  Verfolgung  von  dem  Ermessen  des  Justizministers 
abhängig  gemacht,  und  zwar  bei  sämtlichen  Beamten,  indem 
der  Justizminister  ja  jederzeit  dem  Staatsanwalt  Anweisungen 
über  die  Verfolgung  oder  Nichtverfolgung  eines  jeden  Beamten 
geben  konnte. 

II.  Die  Bestimmungen  des  Art.  05  blieben  in  der  Folgezeit 
nicht  unangetastet:  es  machten  sich  im  (regenteil  bei  der  Revision 
der  Verfassungsurkunde  viele  Kämpfe  zwischen  beiden  Kammern 
um  das  Bestehen  des  Art.  !>">  geltend.  Hauptsächlich  standen 
sich  hierbei  die  unter  französischem  Recht  groß  gewordenen  und 
die  dem  altpreußischen  Rechtsgebiete  angehörenden  Juristen  gegen- 
über, da  «die  ersteren  es  für  äußerst  bedenklich  hielten,  daß  die 
Gerichte  die  unbeschränkte  Befugnis  haben  sollten,  über  die  Amts- 
handlungen der  Verwaltung  zu  erkennen:  sie  vertraten  dabei  den 
Standpunkt,  daß  dadurch  die  Beamten  in  die  Lage  versetzt  würden, 
sich  gegen  ungegründet e  Regreßansprüehe  verteidigen  zu  müssen, 
wodurch  ihr  Urteil  getrübt  würde1).  Der  Ausschuß  der  ersten 
Kammer,  welcher  im  Herbst  1*40  sich  mit  der  Revision  des 
Art.  [)it  beschäftigte,  beantragte  demnach  zuerst,  noch  folgenden 
Zusatz  r.u  machen: 

„Die  Beurteilung,  ob  eine  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse 
vorliege,  steht  der  durch  das  (leset/  bestimmten  Behörde  zu.* 

Die  erste;  Kammer  selbst  jedoch  beschloß  gemäß  dem  Vorschlag 
des  Vorsitzenden  des  Ausschusses,  Appellationsgerichtsrat  v.  Amnion, 
dem  Art.  0.">  folgende  völlig  veränderte  Gestaltung  zu  geben: 

„Die  Bedingungen,  unter  welchen  öffentliche  Militär-  und 
Civilbeamte  wegen  der  durch  Überschreitung  ihrer  Amtsbefugnisse 
verübten  Rechtsverletzungen  gerichtlich  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  bestimmt  das  Gesetz," 

wozu  die  zweite  Kammer  noch  als  Zusatz  hinzufügte: 

„Kine  vorgängige  Genehmigung  der  Behörde  darf  jedoch  nicht 
verlangt  werden. u 

Nachdem  die  Regierung  noch  eine  kleine  Abänderung  dahin- 
gehend beantragt  hatte,  daß 

.. Kine  vorgängige  Genehmigung  der  vorgesetzten  Dienst- 
behörde jedoch  nicht  verlangt  werden  darf," 
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ging  die  Bestimmung  in  dieser  Fassung  in  Art.  07  der  Ver- 
fassungsurkunde vom  31.  Januar  1850  über:  und  zwar  kam  eine 
Einigung  nur  zustande,  weil  die  Königliche  Botschaft  v.  7.  Januar 
1*50  besonders  hervorhob,  daß  diese  Differenz  ganz  notwendiger 
Weise  erledigt  werden  müsse1). 

III.  Aber  mit  der  Verfassungsgesetzgebung  war  die  Frage 
noch  nicht  erledigt:  beide  Kammern  beschäftigten  sich  vielmehr 
noch  weiter  damit.  Das  lag  schon  in  dem  Wortlaut  des  Art.  07 
selbst,  der  ein  Gesetz  über  die  gerichtliche  Inanspruchnahme  der 
Beamten  verhieß.  Wieder  standen  sich  hauptsächlich  die  französisch- 
rechtlich geschulten  Juristen  und  die  konservative  Partei  gegenüber. 

Viele  Juristen  aber,  Gelehrte  und  Praktiker,  unter  letzteren 
z.  B.  auch  die  Chefpräsidenten  der  Appellationsgerichte  von  Naum- 
burg und  Königsberg,  verlangten  energisch  die  Rückkehr  zu  den 
Bestimmungen  des  Art.  05  der  Verf.  von  1K4X,  da  sie  sich  nicht 
damit  einverstanden  erklären  wollten,  daß  entgegen  dem  früheren 
Hecht  ganz  plötzlich  und  unvermittelt2;  auch  die  civilrechtliche 
Klage  gegen  Beamte  von  der  Genehmigung  einer  Behörde  abhängig 
sein  sollte.  Wenn  auch  vom  liberalen  Partei-Standpunkte  Art.  07 
gegen  Art.  05  einen  Rückschlag  bedeutete3),  so  war  doch  der 
Unterschied  zwischen  beiden  Artikeln  mehr  formeller  als  tatsäch- 
licher Natur.  Allerdings  liegt  eine  gewisse  Verschiedenheit  darin, 
daß  Art.  05  den  Beteiligten  die  Möglichkeit  einer  Verfolgung 
etwaiger  Übertretungen  der  Beamten  im  Uivilweg  ebenso  wie  durch 
Antrag  auf  gerichtliche  Untersuchung  gibt,  also  eine  gewisse 
Garantie  bietet,  während  Art.  07  eben  ein  Gesetz  ermöglicht, 
wodurch  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  eine  Überschreitung  der 
Amtsbefugnisse  der  Beamten  vorliege  oder  nicht,  der  Judikatur 
der  Gerichte  ohne  weiteres  entzogen  werden  kann.  v.  Rönne  sieht 
den  Unterschied  als  einen  sehr  wesentlichen  an,  weil  nach  Art.  05 
ein  Gesetz  irgend  welche  Beschränkungen  der  Zulässigkeit  der 
Rechtsverfolgung  garnicht  herbeiführen  durfte4). 

■)  vgl.  v.  Rönne  Verf.  Urkunde  S.  183,  Hartmann  S.  23  u.  Loening 
Vcrw.-Archiv  Bd.  3  S.  510-577. 
a)  Stieve,  S.  45  ff. 
3)  vgl.  Nadbyl  S.  819  ff. 
«)  v.  Rönne  Bd.  2  S.  507  ff. 
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Dem  Minister  des  Innern  v.  ManteutTel  lag  ein  solches  besetz 
jedoch  sehr  am  Herzen,  „um  den  Beamten  den  Schutz  wiederzugeben, 
dessen  sie  die  Verfassung  beraubt  hatte" *).  Ja,  mit  der  Zeit  ging 
der  Minister  sogar  soweit,  daU  auch  er  sich  für  eine  völlige  Auf- 
hebung des  Art.  J)7  aussprach  und  verlangte,  die  Einleitung  eines 
jeden  gerichtlichen  Verfahrens  gegen  einen  Beamten  wegen  Ver- 
letzungen der  Ehre  und  des  Korpers  solle,  wenn  diese  Verletzung 
in  Ausübung  des  Amtes  vorgenommen  sei,  von  einer  Erklärung 
des  vorgesetzten  Ministers,  ob  Amtsüberschreitung  vorliege  oder 
nicht,  abhängig  sein.  Der  Justizminister  aber,  der  bei  der  ersten 
Forderung  des  Ministers  des  Innern  noch  gezögert  hatte,  bean- 
tragte infolge  der  weitergehenden  Forderung  eine  Beratung  des 
Staatsministeriums  über  ein  besetz  zur  Ausführung  des  Art.  1»7. 
Nur  insofern  kam  der  Justizminister  dem  Minister  des  Innern 
entgegen,  als  er  den  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  auf  seinen 
Vorschlag  hin  die  Anweisung  gab,  in  den  Fallen,  wo  ein  Beamter 
wegen  in  Ausübung  seines  Amtes  begangener  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen verfolgt  wurde,  sich  mit  der  vorgesetzten  Provinzial-  oder 
Centraibehörde  in  Verbindung  zu  setzen.  Falls  eine  Einigung 
zwischen  beiden  Behörden  nicht  zustande  käme,  sollte  die  Ent- 
scheidung des  Justizministers  herbeigeführt  werden. 

Aber  auch  diese  Anweisung  stellte  nur  eine  lückenharte  Er- 
ledigung der  Frage  dar,  da  z.  B.  in  der  Kheinprovinz  nach  den 
Bestimmungen  des  dort  noch  geltenden  Code  d'instruction  crimi- 
nelle Art.  <>.'{  IT,  145  und  \*'2  das  Anklagemonopol  des  Staats- 
anwaltes fehlte  und  ferner  überall  die  Klagen  wegen  Beleidigungen 
vom  Beleidigten  zu  erheben  waren. 

IV.  So  arbeitete  denn  der  Justizminister  schließlich  einen 
Gesetzentwurf  aus:  und  zwar  sollte  eine  Vermittelung  dadurch 
geschaffen  werden,  daß  die  Entscheidung  dem  Gerichtshof  zur  Ent- 
scheidung der  Kompetenz-Konflikte  anvertraut  wurde2). 

Der  Entwurf  hatte  noch  vorgesehen,  daß  die  Beamten  civil- 
rechtlich  nur  bei  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  intolgc  Vor- 
satzes oder  groben  Versehens  haften  sollten. 

Diesen  Passus  strich  jedoch  der  KUH.,  dem  das  Staatsmini- 
stcrium  den  Entwurf  zur  Begutachtung  vorgelegt  hatte.  Darauf- 

1   vtfl.  Loriiinir  ,i.  a.  <>.        -    Nidn-ivs  L<M>iiiiig  a.  a.  0.  S.  524  f. 
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hin  nahm  das  Slaatsministerium  den  neuen  Kntwurf  an,  nachdem 
<lie  Bestimmungen  ül»er  die  Personen  des  Soldiltenstandes  zu  einem 
geringen  rIVil  abgeändert  waren.  Nachdem  sowohl  die  erste  wie 
die  zweite  Kammer,  denen  der  Entwurf  in  zwei  aufeinanderfolgenden 
Sitzungsperioden  vorgelegt  worden  war,  nur  wenige  Änderungen 
an  ihm  vorgenommen  hatten,  wurde  er  vom  König  am  13.  Februar 
l.s."»4  als  Gesetz  „betr.  die  Konflikte  bei  gerichtlichen  Verfolgungen 
wegen  Amts-  und  Diensthandlungen11  (<i.-S.  S.  sc)  sanktioniert. 

$  s.  Angriffe  gegen  das  Konfliktsgesetz,  insbesondere  gegen  seine 

Verfassungsmässigkeit. 

Das  Konfliktsgesetz  wurde  scharf  angegriffen:  hauptsächlich 
in  der  zweiten  Kammer,  wo  es  nur  mit  ganz  geringer  Majorität 
angenommen  worden  war,  sah  es  sich  der  allersehärfsten  Kritik 
ausgesetzt.  Die  Liberalen  bemängelten  besonders  die  Worte  „zur 
gerichtlichen  Verfolgung  geeignet,"  und  es  mag  in  der  Tat  zu- 
gegeben werden,  daß  in  der  Folgezeit  gerade  das  Wörtchen  „ge- 
eignet." zu  manchem  Mißbrauch  des  Gesetzes  Anlaß  gab.  Der 
Vertreter  der  Regierung  wies  diese  Auffassung  in  Übereinstimmung 
mit  der  Ansicht  des  Gerichtshofes  zurück  und  führte  in  einem 
Gutachten  vom  -J!>.  Januar  1k*k>  aus.  daß,  „wenn  auch  bei  erfolgter 
Amtsüberschreitung  die  civilrechtlichen  Wirkungen  nur  gericht- 
lich verfolgt  werden  können,  ein  Gleiches  doch  in  Ansehung  der 
strafrechtlichen  nicht  immer  zutreffe,  diese  vielmehr  gesetzlich 
unter  Umständen  auch  der  Verfolgung  im  Disziplinarwege  zu  über- 
weisen seien.  Der  Gerichtshof  könne  nicht  mit  völliger  Nichtbe- 
achtung aller  über  die  Kompetenzen  bestehenden  und  nirgends 
aufgehobenen  Gesetze  lediglich  nach  seinem  Gutdünken  entscheiden." 

Nichtsdestoweniger  kam  der  Konflikt  in  der  ersten  Zeit  außer- 
ordentlich oft  und  ohne  rechte  Erkenntnis  des  Zweckes,  den  das 
tiesetz  verfolgte,  zur  Anwendung:  die  Behörden  standen  auf  dem 
Standpunkte,  daß  der  Beamte  in  allen  Fällen  gegen  gerichtliche 
Verfolgung  geschützt  werden  solle,  selbst  wenn  ganz  offenbar  Aus- 
schreitungen vorgekommen  seien.  Es  kann  daher  nicht  Wunder 
nehmen,  wenn  der  KGH.  bis  zum  1.  Oktober  US5X  in  "»(»  von 
\'2')  Fällen  den  erhobenen  Konflikt  für  unbegründet  erklären  mußte, 
was  wieder  zur  Folge  hatte,  daß  man  die  Konfliktsgesetzgebung 
von  1K.">4  mit  feindseligen  Augen  ansah.  Aber  auch  die  Anregungen 
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des  Justizministors  an  die  andern  Minister,  den  Behörden  eine 
möglichst  vorsichtige  Anwendung  des  Gesetzes  zu  empfehlen,  ver- 
hallten zunächst  ungehört,  sodaß  der  Konflikt  ein  rechtes  Schmerzens- 
kind der  Gesetzgebung  war'). 

Die  vielen,  teilweise  leidenschaftlichen,  Angriffe  gegen  das 
Konfliktsgesetz  bewegten  sich  im  wesentlichen  nach  zwei  Rich- 
tungen hin. 

I.  Einmal  stützte  man  sich  auf  pol iti sehe  Gründe  und  ver- 
neinte, von  diesen  ausgehend,  die  Existenzberechtigung  des  Kon- 
lliktsgesetzes,  wie  dies  dem  Gesetzesentwurf  bei  den  Beratungen 
in  den  Kammern  schon  prophezeit  worden  war2).  Es  soll  nicht 
die  Aufgabe  dieser  Betrachtung  sein,  allen  diesen  Gründen  nach- 
zugehen: nur  ein  allgemeiner  Überblick  soll  gegeben  und  nur 
einige  besonders  bemerkenswerte  Schriftsteller  sollen  hervorgehoben 
werden.  Von  den  letzteren  macht  sich  der  eine  Teil  schon  durch 
seine  zu  Übertreibungen  neigende  Sprache  verdächtig:  unter  ihnen 
ist  in  erster  Linie  Primker  zu  nennen,  der  in  seinem,  in  flam- 
menden Worten  geschriebenen,  von  dem  Motto:  „Non  utendum 
imperio,  ubi  legibus  uti  potest!u  getragenen  Schriftchen  wohl  am 
erbittertsten  von  Allen  spricht").  Unter  Anerkennung  des  von 
Tocqueville  im  „L'Ancien  Etat  et  la  revolution"  aufgestellten  Satzes, 
daß  die  Eingriffe  der  Justiz  in  die  Verwaltung  nur  den  Geschäfts- 
gang hemmen,  das  Eingreifen  der  Verwaltung  in  die  Rechtspflege 
dagegen  den  Menschen  verderbe  und  aufrührerisch  mache,  klagt 
er  die  Verwaltung  an,  dali  sie  stets  bemüht  gewesen  sei,  aner- 
kannte Justizsachen  dem  Rechtsweg  zu  entziehen,  um  dem  Richter 
eine  Kritik  über  Recht-  und  Gesetzmäßigkeit  ihrer  Maßregeln  zu 
nehmen,  und  daß  sie  nur  diejenigen  Beamten  überhaupt  vor  Gericht 
stelle,  welche  sie  fallen  lassen  wolle.  Diesen  offensichtlich  sehr 
übertriebenen  Darstellungen  stimmt  v.  Rönne1)  zu,  der  in  dem 
Konfliktsgesetz  in  Verbindung  mit  dem  Institut  der  ausschließlich 
zur  Anklage  berechtigten  und  vom  Justizminister  abhängigen 
Staatsanwaltschaft  das  Mittel  sieht,  durch  welches  der  Polizeistaat 

l)  Vgl.  Loening  Verw.-Archiv  Bd.  3  S.  531. 

v)  Vgl.  z.  B.  Stenogr.  Bericht  d«:r  Verhandlungen  der  1.  Kammer  1853/54 
Bd.  1  S.  136  ff.  (Abg.  v.  Vincke.) 

3)  Vgl.  Primker.  S.  13,  64  nnd  67. 
«)  Dritte  Auflage  Bd.  2  Abt.  1  S.  507  ff. 
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zur  vollständigsten  Entfaltung  kommt.  —  In  wesentlich  ruhigeren 
Hahnen  bewegt  sich  die  aus  dem  Jahre  1X(>0  stammende  Denk- 
schrift „Ober  den  gegenwärtigen  Stand  der  Gesetzgebung"  von 
dem  Hilfsarbeiter  im  Justizministerium,  Kreisgerichtsrat  Sydow, 
die  sich  in  der  damaligen  Zeit  besonders  mit  Rücksicht  darauf, 
daß  eine  Revision  der  Gesetzgebung  über  die  Zulässigkeit  des 
Hechtsweges  im  Gange  war,  allgemeinen  Interesses  erfreute.  In 
dieser  Denkschrift  hatte  Sydow  zwar  die  Aufhebung  des  ganzen 
Konfliktsgesetzes  beantragt:  dafür  sollten  aber  die  Gerichte  bei 
Vermeidung  der  Nichtigkeit  ihres  Urteiles  verpflichtet  sein,  bei 
Ciul-  und  Strafprozessen  gegen  Heamte  wegen  Überschreitung  der 
Amtshefugnisse  gegebenen  Falles  eine  gutachtliche  Äußerung 
der  vorgesetzten  Provinzial-  oder  Centraibehörde  über  die  Frage 
herbeizuführen,  aus  welchem  Grunde  eine  Überschreitung  der 
Amtsbefugnisse  nicht  anzunehmen  sei.  Zu  den  Gemäßigteren  ge- 
hört auch  Hagens.  der  sich  in  einem  Aufsatze  „über  Kompetenz- 
konflikte" aus  dem  Jahre  1  S<;-J ')  hauptsächlich  für  eine  Ab- 
änderung des  Verfahrens  ausspricht  und  am  Ende  seiner  Betrachtung 
einen  selbst  ausgearbeiteten  Gesetze^vorschlag  gibt,  der  den  von 
ihm  gerügten  Mangeln  des  Verfahrens  abhelfen  sollte. 

_'.  Weit  schwerer  jedoch  als  die  vorerwähnten  Stimmen  lallen 
diejenigen  ins  Gewicht,  die  die  Verfassungsmäßigkeit  des 
Konfliktsgesetzes  bestreiten.  Solche  Stimmen  erhoben  sich  be- 
sonders bei  den  Heratungen  des  Kontliktsgesetzes  -.1.  Hierauf  ist 
näher  einzugehen. 

Art.  '.»7  der  Preuß.  Verfassungsurkumle  vom  31.  I.  IHöO  be- 
stimmte folgendes: 

„Die  Bedingungen,  unter  welchen  öffentliche  Civil-  und 
Militärbeamte  wegen  durch  Überschreitung  ihrer  Amtsbefugnisse 
verübter  Rechtsverletzungen  gerichtlich  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  bestimmt  das  Gesetz.  Kine  vorgängige  Genehmigung 
der  vorgesetzten  Dienstbehörde  darf  jedoch  nicht  verlangt  werden." 


r;  In  Hd.  2  S.  331  IV.  von  Scherings  Archiv  für  rechtswissenschaftliche 
Abhandlungen. 

3)  Sie  würden  aber  auch  bei  der  Heratung  der  Keichsjustizgesetze 
wieder  lauf:  so  sngte  Abg.  I. asker.  das  (ies.  v.  13.  II.  54  sei  .eine  Um- 
gehung der  preußischen  Verfassung"*  (vgl.  auch  §  11  der  Abhamll.) 
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Das  Gesetz,  welches  Art,  97  verheißt,  war  das  Gesetz  vom 
\:\.  Februar  1 S54 :  dasselbe  wurde,  weil  ein  Bedürfnis  zum  Erlaß 
desselben  verspürt  wurde '),  von  der  Regierung  ausdrücklich  zur 
Ausführung  des  Art.  97  beim  Landtag  eingebracht. 

Bei  den  Beratungen,  hauptsächlich  denen  der  *2.  Kammer,  über 
den  Gesetzentwurf  jedoch  wurde  behauptet,  das  Gesetz  setze  gar 
keine  Bedingungen  der  in  Art.  97  verheißenen  Art  fest:  das 
Gesetz  müsse  Normen  aufsteilen,  welche  für  den  vorkommenden 
Fall  jedes  Mal  klar  machen,  ob  der  Beamte  vor  Gericht  zu  ver- 
folgen sei  oder  nicht.  Das  Gesetz  tue  dies  jedoch  nicht,  vielmehr 
habe  es  dem  Ermessen  eines  Gerichtshofes  die  Entscheidung  der 
Frage  überlassen,  ob  der  Beamte  gerichtlich  verfolgt  werden  dürfe 
oder  nicht:  das  sei  ein  Akt  der  Willkür,  den  die  Verfassung  un- 
möglich im  voraus  habe  sanktionieren  können2).  Außerdem  aber 
verlange  das  Gesetz  vom  18.  II.  54  zur  gerichtlichen  Verfolgung 
des  Beamten  die  vorgängige  Genehmigung  einer  Behörde,  und 
das  sei  ausdrücklich  in  Art.  97  verboten  worden:  auch  aus  diesem 
Grunde  widerspreche  das  Gesetz  der  Verfassung').  Das  Gesetz 
habe  unter  Erledigung  der  Frage,  ob  überhaupt  eine  gerichtliche 
Verfolgung  zuzulassen  sei,  bestimmt,  daß  die  Provinzial-  oder 
Central behörde  Einspruch  erheben  und  der  Kompetenzgerichtshof 
die  Entscheidung  fällen  solle:  dadurch  sei  der  Gerichtshof  in  der 
Lage,  willkürlich  zu  entscheiden,  ohne  an  bestimmte  Regeln  ge- 
bunden zu  sein4).  Mithin  habe  das  Gesetz  vom  13.  II.  .">4  keine 
Bedingungen,  sondern  Beschränkungen  der  Verfolgung  geschaffen, 
„die  bei  tendenziöser  Handhabung  einer  Ausschließung  des  Rechts- 
weges nicht  allzu  fern  stehen.44  Auch  heute  sind  die  Stimmen 
noch  nicht  ganz  verstummt,  die  die  Verfassungsmäßigkeit  des 
Konfliktsgesetzes  bestreiten,  indem  sie  behaupten,  daß  das  Gesetz, 
wenngleich  es  nicht  gerade  mit  der  Verfassung  im  Widerspruch 

')  vgl.  Bericht  dor  Justiz-Kommission  in  den  Drucksachen  der  1.  Kammer 
1854  Bd.  2  No.  73  und  in  den  Drucksachen  der  2.  Kammer  1854  Bd.  1 
No.  49. 

»)  vgl.  Abg.  Wentzel  Stcnogr.  Berichte  der  2.  Kammer  1853/54  Bd.  1 
S.  110  ff. 

3)  vgl.  \krr.  Kisker  ebenda. 

4   vgl.  J.-M.-Bl.  von  1864  S.  90  Vorbemerkung  und  Stieve  S.  45  ff. 
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stehe,  doch  ihrem  Geiste  keineswegs  entspreche Das  sind  aber 
so  allgemeine  Redewendungen,  daß  sie  für  die  Beurteilung  keinen 
Anhalt  geben  und  deshalb  hier  ausscheiden. 

Für  die  Gegner  des  Gesetzes  spricht  allerdings  cn?r  Umstand, 
daß  die  preußische  Regierung  IHi'A  einen  Gesetzentwurf  beim  Ab- 
geordnetenhaus einbrachte,  mit  der  Absieht,  das  Konfliktsgesetz 
durch  ein  neues  Gesetz  zu  ersetzen.  Dabei  erklären  die  Motive 
offen,  daß  es  nicht  einer  Hemmung  des  Rechtsweges  bedürfe,  wie 
eine  solche  durch  das  Kontliktsgesetz  bewirkt  werde,  um  die  Beamten 
im  Sinne  des  Art.  (M  gegen  vexatorisehe  Klagen  zu  schützen*). 
Es  spricht  ferner  für  die  Vertreter  jener  Ansicht,  daß  der  Kom- 
petenzgerichtshof selbst  dieselbe  Meinung  vertrat,  indem  er  in 
einem  von  ihm  an  den  .Tustizminister  erstatteten  Gutachten  über 
die  Zweckmäßigkeit  der  Gesetzes  vom  13.  II.  A4  sich  folgender- 
maßen aussprach3); 

„Man  hatte  bei  Abfassung  des  Gesetzes  völlig  den  Ideengang 
verlassen,  welcher  nach  der  bisherigen  Entwicklung  der  Gesetz- 
gebung und  nach  dem  (ieiste  der  Verfassungsurkunde  der  allein 
leitende  hätte  bleiben  sollen.  Denn  man  hatte  nicht  zur  Sicherung 
der  Verwaltung  Bedingungen  festgesetzt,  unter  denen  die  Gerichte 
und  die  Staatsanwaltschaft  fortan  auch  wegen  Amtsdelikten  selbst- 
ständig und  ohne  vorgiingige  Genehmigung  der  Verwaltungsbe- 
hörden sollten  einschreiten  können,  sondern  vielmehr  den  höheren 
Verwaltungsbehörden  durch  das  neue  Konfliktsverfahren  die  aller- 
ansgedehnteste  Befugnis  zum  Einsprüche  gegen  alle  bei  den  Ge- 
richten wider  Beamte  aus  deren  Amtshandlungen  anhängig  werden- 
den Verfolgungen  verliehen.44 

Die  Bedenken  der  Gegner  des  Gesetzes  können  jedoch  nicht 
trefflicher  widerlegt  werden,  als  es  bei  den  Beratungen  im  Ab- 
geordnetenhause selbst  geschehen  ist.    Es  wäre  eine  zu  enge  Aus- 


')  So  z.  \\.  Mejer- Anschutz  §  183  Amn.  5  und  v.  Stengel,  Organi- 
sation der  prenß.  Verw.  S.  115  f.  und  S.  5(53  f.  —  1'agcgcn  meint  Schwärt/.. 
Kommentar  zur  Verf.-l'rk.  S.  280,  das  (leset/,  habe  »dem  Wortlaut  des 
Art.  97  nicht  geradezu"  widersprochen.  Hägens  in  Schering'a  Archiv 
S.  353  „will  den  Streit  nicht  fortsetzen. k 

'*)  vgl.  auch  §  9  der  Arbeit. 

*)  vgl.  Bericht  MiqueTs  in  Hahn,  Materialien  zum  S.  1448 

ferner  Schwartz  S.  280  f.  und  Stieve  S.  45  ff. 
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legung  des  Art.  07,  wenn  man  unter  Bedingungen  der  gerichtlichen 
Inanspruchnahme  von  Beamten  nur  Normen  verstehen  wollte,  die 
für  jeden  Fall  festlegen  müssen,  oh  der  Beamte  vor  Bericht  zu 
ziehen  sei  oder  nicht.  Ks  ist  hier  nicht  der  Ort,  zu  erörtern,  oh 
solche  Bedingungen  wünschenswert  gewesen  waren:  notwendig 
waren  sie  nach  der  Verfassung  nicht.  Jedenfalls  wird  man  es  als 
Bedingung  der  im  Art.  07  vorgeschriebenen  Art  auflassen  müssen, 
wenn  die  gerichtliche  Verfolgung  von  der  Zustimmung  einer  Be- 
hörde abhängig  gemacht  wird,  also  nicht  bedingungslos  stattfinden 
darf:  dies  ist  ebensogut  eine  Bedingung  der  gerichtlichen  Ver- 
folgung, als  wenn  diese  vom  Vorhandensein  gewisser  Kennzeichen 
abhangig  gemacht  wird,  die  die  Handlung  als  Amtsüberschreitung 
charakterisieren.  Ich  meine  darum,  das  Oesetz  entspricht  der  Ver- 
fassung; es  schafft  in  der  Tat  Bedingungen,  unter  denen  Beamte 
wegen  in  Überschreitung  ihrer  Amtsbefugnissc  verübter  Rechtsver- 
letzungen gerichtlich  in  Anspruch  genommen  werden  können,  indem 
es  jedenfalls  ein  weiteres  gerichtliches  Verfahren  gegen  Beamte 
unter  '2  Bedingungen  nicht  gestattet:  nämlich  wenn  die  vorge- 
setzte Behörde  ein  Verschulden  des  ihr  untergebenen  Beamten 
nicht  anerkennt  und  wenn  zudem  der  KOH.  eine  zur  gerichtlichen 
Verfolgung  geeignete  Überschreitung  resp.  Unterlassung  der  Amts- 
befugnisse nicht  als  vorliegend  erachtet.  Ks  sind  also  tatsächlich 
Bedingungen  für  die  gerichtliche  Verfolgung  geschaffen  und  die 
deshalb  erhobenen  Angriffe  auf  das  Konfliktsgesetz  sind  hinfallig. 

Die  erstgenannte  der  Bedingungen  ist  die  nutwendige 
Folge  der  Unabhängigkeit  der  Verwaltung  von  der  Justiz. 
Die  zweite  Bestimmung  dankt  ihre  Entstehung  dem  Bestreben 
zu  vermeiden,  daü  etwa  die  Oeriehte,  wenn  sie  allein  über  die 
Frage  zu  entscheiden  hätten,  ob  Überschreitung  der  Amtsbe- 
fugnisse vorliege  oder  nicht,  auch  darüber  zu  befinden  haben, 
ob  der  Beamte  seine  Anordnungen  den  Bestimmungen  des  (Gesetzes 
gemäLl  getroffen  hat  oder  nicht.  Man  motivierte  dies  damit,  datt 
sonst  nicht  nur  die  unteren,  sondern  auch  die  höchsten  Beamten, 
z.  B.  der  Minister  selbst,  wegen  ihrer  Amtshandlungen  den  ordent- 
lichen Oerichton  Rede  und  Antwort  stehen  miUlten,  und  das  sei 
ein  unerträglicher  Zustand.  Dieser  Ansicht  ist  z.  B.  auch  Hartmann  '). 

1    vgl.  Hart  mann  S.  21  -->U. 
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Ich  halte  dieselbe  aber  für  unrichtig,  wie  unten  dargelegt  werden 
wird '). 

Wenn  weiter  behauptet  wird,  Art.  97  habe  die  im  Konthkts- 
gesetz  vorgesehen*?  Genehmigung  einer  Behörde  ausschließen  wollen, 
so  entspricht  auch  dies  nicht  den  Tatsachen.  Vielmehr  folgt  aus 
dem  Wortlaut  des  Art.  1)7,  daß  die  Genehmigung  jeder  anderen 
als  der  unmittelbar  vorgesetzten  Dienstbehördedes  Beamten 
verlangt  werden  darf.  Daß  dieser  Schluß  richtig  ist,  folgt  auch  aus 
der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Art.  1)7.  Im  Anfang  be- 
stimmte niimlich  die  Verfassung  vom  ;*.  Dezbr.  1N4N,  daß  eine  vor- 
gängige (ienehmigung  einer  Behörde  nicht  notwendig  sei,  damit 
Beamte  gerichtlich  verfolgt  werden  könnten.  Schon  bei  der  Revision 
der  Verfassung  fand  sich,  daß  man  diese  Unbesehriinktheit  nicht 
bestehen  lassen  könne2).  Infolgedessen  beschloß  die  1.  Kammer, 
die  Regelung  der  Bedingungen,  unter  denen  eine  Verfolgung  statt- 
linden soll,  einem  Gesetz  zu  uberlassen.  Die  2.  Kammer  aber 
verlangte  den  Zusatz:  „Eine  vorgängige  Genehmigung  der  Behörde 
darf  jedoch  nicht  verlangt  werden";  die  erste  Kammer  widersprach. 
Da  bahnte  die  Königliche  Botschaft  vom  7.  I.  den  Ausgleich 
an,  die  in  Proposition  XI  im  wesentlichen  das  enthielt,  was  jetzt 
den  Inhalt  des  Art.  07  bildet: 

„Die  Bedingungen,  unter  welchen  Kgl.  Militär-  und  Civil- 
beamte  verfolgt  werden  können,  bestimmt  das  Gesetz.  Eine  vor- 
gängige (ienehmigung  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  darf  jedoch 
nicht  verlangt  werden." 

Damit  stellte  sich  also  die  Regierung  zwischen  die  Streiten- 
den und  verbot  nur  die  Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörde, 
ohne  jedoch  die  einer  anderen  ausschließen  zu  wollen3). 

Danach  dürfte  kaum  ein  begründeter  Zweifel  mehr  darüber  be- 
stehen, daß  das  Kontliktsgesetz  verfassungsmäßig  ist*). 

')  vgl.  den  Paragraphen  über  ..  Staatsminis  tcr." 

2)  vgl.  v.  Könne  Verf.-l 'rkunde  3.  Aufl.,  zu  Art.  !)7. 

3)  Vgl.  Näheres  über  die  Vorgänge  bei  der  Revision  der  Verfassung 
bei  Adolf  Stölzcl  Rechtsv erfassung  Bd.  2  S.  087  u.  G02. 

4)  Ebenso  Crctschmar  S.  47  und  v.  Rönne -Zorn  R  1  S.  588 
(im  Gegensatz  zu  den  früheren  Aullagen)  mit  der  Motivierung,  daU  das 
Ges.  v.  13.  II.  54  die  in  Art.  97  verbotene  vorgängige  (ienehmigung  gar- 
nieht  verlange,  dali  vielmehr  die  Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens 
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§  0.  Der  Konflikt  in  seiner  weiteren  Entwicklung  bis  zur 

Reichsjustizgesetzgebung. 

I.  Ein  Umschwung  trat  ein,  als  am  8.  Oktober  1S."»S  der 
Prinz  von  Preußen  die  Regentschaft  übernahm.  Der  Wechsel  im 
Ministerium  des  Innern  —  Oberpräsident  v.  Flottwell  trat  au  die 
Stelle  des  bisherigen  Ministers  v.  Westphalen  bedeutete  ein 
Ende  der  rückläufigen  Bewegungen.  Das  Staatsininisteriuni  trug 
in  der  Sitzung  vom  11.  Dezember  1  (s;»,s ')  den  oft  geäußerten 
Wünschen  Rechnung,  indem  es  die  einzelnen  Minister  zum  Erlaß 
von  Anweisungen  über  eine  angebrachte  Handhabung  des  Konfliktes 
aufforderte,  um  die  Erweckung  auch  nur  des  Anscheines  einer 
Willkür  zu  verhüten. 

So  bekundete  auch  das  Staatsministerium,  daß  es  sich  der 
Auffassung  nicht  verschließen  konnte,  daß  die  Behörden  die  Kmi- 
tliktserhebung  mißbrauchten  und  daß  zu  befürchten  sei,  die  Be- 
amten könnten  gegebenen  Falles  einer  gerechten  Bestrafung  ent- 
zogen werden.  Erst  nach  1:,,4  Jahren  jedoch,  am  22.  VIII.  isiio, 
kam  e<  zu  einer  allgemeinen  Verfügung  des  Staatsministeriums  *). 
durch  welche  den  Behörden  die  Anweisung  zuteil  wurde,  dann 
erst  den  Konflikt  zu  erheben,  wenn  nach  genügender  Ermittlung 
der  erlieblichen  Tatsachen  sich  als  unzweifelhaft  ergäbe,  daß  eine 
Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  nicht  vorliege.  Andernfalls 
dürfe  der  Konflikt  selbst  dann  nicht  erhoben  werden,  wenn  die 
Tat   offenbar  zur  gerichtlichen  Verfolgung  nicht  geeignet  sei. 

Diese  Schärfe  in  der  Auslegung  des  Kontliktsgesetzes  ist 
augenscheinlich  auf  die  oben  bereits  erwähnte  s)  und  damals  kurz 
vorher  erschienene  Denkschrift  von  Sydow  zurückzuführen.  Der 
.Justizminister  Simons  war  allerdings  auf  die  von  Sydow  gemachten 
Vorschläge  nicht  eingegangen,  vielmehr  war  er  —  ein  geborener 
Rheinländer  und  darum  erklärlicher  Weise  —  in  einein  Schreiben 


lediglich  vom  Beschlüsse  des  < Jerichts  abhänge.  I>a  LS  «las  Konflikts  ver- 
fahren gesel/.lich  und  verfassungsmiiUig  ist,  weist  Hägens  in  lid.  '1  v-oi 
Seherings  Archiv  (I  und  7  nach.  Ich  gehe  auf  diese  Krag«1,  da  sie  kaum 
eine  andere  als  rein  geschichtliche  Bedeutung  noch  hat.  nicht  weiter  ein. 

'.  vyl.  boi-niii"  im  Verwaltiiiiysarchiv  Bd.  3  S.  ö.'i.">. 
•':  I>oeiiing  im  Ycrwaltungsarehiv  Bd.  3  S.  YM>. 
s,  §  8  der  Abhandlung. 
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vom  17.  I.  1860  warm  für  Aufrechterhaltung  des  Gesetzes  ein- 
getreten: nur  der  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt  könne  Aber 
Klagen  gegen  Beamte  wegen  Amtsüberschreitungen  als  zur  Ent- 
scheidung befugt  angesehen  werden,  da  in  diesem  Falle  das  Gebiet 
der  Verwaltung  und  der  Gerichte  zusammentreffe,  deren  beide 
Zweige  eben  vom  Inhaber  der  vollziehenden  Gewalt  ausgingen. 

II.  Der  allgemeinen  Staatsministerial Verfügung  vom  22.  VIII. 
18ti0  folgte  ein  Rundschreiben  vom  5.  X.  1860  und  eine  allgemeine 
Verfugung  des  Jnstizministers  vom  3.  Dezember  1860  „betr.  die 
Befugnis  zur  Erhebung  des  Konfliktes  nach  Maßgabe  des  Gesetzes 
vom  13.  Februar  1854tt  l),  welche  ungefähr  dieselben  Grundsätze 
enthielten.  Jedoch  vermochte  dadurch  die  Verstimmung  weiter 
Kreise  der  Bevölkerung  gegen  das  „unselige"  Konfliktsverfahren 
nicht  gedämpft  zu  werden,  nachdem  einmal  in  einem  Gutachten  der 
Kommission  für  das  Justizwesen  im  Hause  der  Abgeordneten  vom 
28.  März  1859 2),  welches  im  Verfolg  einer  auf  Aufhebung  des 
Art.  96  Satz  2  Preuß.  Verfassung  abzielenden  Petition  dreier 
Danziger  Rechtsanwälte  vom  7.  Februar  1859  erstattet  wurde, 
folgende  Grundsätze  aufgestellt  worden  waren: 

„Die  Kommisssion  ist  der  Ansicht: 

1.  Daß  die  vielfachen  Beschränkungen  des  Rechtsweges,  die 
Bestimmungen,  die  in  vielen  Fällen  die  Entscheidung  von  Rechts- 
streitigkeiten den  Verwaltungsbehörden  übertragen,  in  keiner  Weise 
zu  billigen  sind.  Sie  ist  der  Ansicht,  daß,  solange  diese  Be- 
schränkungen nicht  auf  das  richtige  Maß  zurückgeführt  werden, 
so  lange  insbesondere  das  Gesetz  vom  13.  Februar  1854  über  die 
Konflikte  bei  Straf-  und  Civilprozessen  gegen  Beamte  noch  fort- 
besteht, der  in  Preußen  bestehende  Rechtsschutz  ein  unvollständiger 
genannt  werden  muß. 

2.  Sie  ist  aber  ebenso  der  Ansicht,  daß  die  Verordnung  vom 
8.  April  1847  über  ....  das  ....  zu  beobachtende  Verfahren 
erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht  kommt,  daß  vielmehr 

a)  

b)  .  .  .  .  die  über  das  Bedürfnis  hinausgehenden  Be- 
stimmungen über  die  Ausschließung  des  Rechtsweges  aufgehoben 

')  vgl.  Ju8ti7.-Min.-Bl.  1860  S.  426  und  Ministerialblatt  für  die  ges. 
innere  Verwaltung  1860  S.  197. 
')  vgl.  Hartmann  S.  10  ff. 
Gravenhorst.  Konflikt  4 
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werden  müssen,  unter  Anerkennung  des  alten  deutsch-rechtlichen 
Grundsatzes,  daß  in  der  Regel  jeder  Rechtsstreit  von  dem  Richter 
zu  entscheiden  ist  ...  .u 

III.  Auch  der  Kompetenzgerichtshof  hatte  sich  in  einem  Gut- 
achten')  vom  12.  Dezember  1859  für  die  Aufhebung  des  Gesetzes 
vom  13.  II.  54  ausgesprochen,  da  dieses  ganz  offenbare  Übelstände 
gezeitigt  hätte.  So  sei  in  wirklich  wichtigen  Angelegenheiten  der 
Konflikt  garnicht  erhoben  worden,  wie  denn  das  Gesetz  überhaupt 
nicht  den  Ideen  Rechnung  trage,  denen  es  seine  Entstehung  ver- 
danke: wahrend  Art.  i)7  der  preuß.  Verfassung  nämlich  die  Fest- 
stellung von  Vorbedingungen  zur  gerichtlichen  Verfolgung  von  Be- 
amten wegen  Amtsvergehen  bezwecke,  sei  umgekehrt  durch  das 
Konfliktsgesetz  den  Regierungen  die  Gelegenheit  und  Befugnis  ge- 
geben, jede  gerichtliche  Verfolgung  der  Beamten  wegen  Amtsvergehen 
zu  hintertreiben.  Das  Empfinden  der  Beamten  für  ihre  Amtsver- 
antwortlichkeit müsse  allmählich  schwinden,  wenn  sie,  was  jetzt  tat- 
sächlich der  Fall  sei,  sich  allmählich  daran  gewöhnt  hätten,  einfach 
die  vorgesetzten  Behörden  um  Erhebung  des  Konfliktes  zu  bitten, 
als  eines  willkommenen  Ersatzes  ihrer  eigenen  Verteidigung  vor 
Gericht.  Das  Verfahren  selbst  sei  auch  ungesetzlich,  da  die 
Parteien  nicht  mündlich  und  öffentlich  gehört  würden,  sondern 
nur  die  beteiligte  oberste  Verwaltungsbehörde,  worauf  dann  ohne 
Anhörung  der  Parteien  das  Urteil  gefällt  werde. 

v.  Berauth,  der  Nachfolger  des  Justizministers  Simons,  war 
denn  auch  den  Ansichten  Svdow's  geneigter  und  beauftragte  gerade 
ihn  mit  der  Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurfes  betr.  die  gericht- 
liche Verfolgung  der  Beamten  wegen  Amtshandlungen.  Der  Entwurf 
war  am  80.  Dezember  1SGO  fertig  gestellt.  Er  enthielt  kurzer 
Hand  die  Auflassung,  daß  die  Gerichte  in  der  Verfolgung  von 
Civil-  und  Strafprozessen  gegen  Beamte  wegen  Amtshandlungen 
an  keine  Zustimmung  irgend  einer  Behörde  oder  eines  Gerichts- 
hofes gebunden  sein  sollten  2J.  Dagegen  sollte  die  vorgesetzte 
Dienstbehörde  den  Anspruch  auf  Kenntnisgabe  von  der  Erhebung 
einer  solchen  Klage  und  das  Hecht  haben,  sich  gut-achtlich  Aber 
die  Sachlage  zu  äußern  und  sogar  sich  im  Termin  vertreten  zu 


')  vgl.  auch  §  8  der  Abhandlung. 

a;  vgl.  Miquel  in  Hahn's  Materialien  S.  1448. 
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lassen,  damit  dem  Gericht  auf  diese  Weise  die  Gelegenheit  gegeben 
.sei,  sein  Krkenntnis  unter  richtiger  Berücksichtigung  der  not- 
wendigen Venvaltungsgrundsätze  zu  fällen.  Das  war  insofern  zu 
begrüßen,  als  bisher  der  Kompetenzgerichtshof  immer  in  die  Not- 
wendigkeit versetzt  war,  sein  Urteil  zu  lallen,  ohne  selbst  die 
Zeugen  und  Parteien  angehört  zu  haben.  Dem  Gesetzentwurf 
waren  Verhandlungen  mit  dem  Kompetenzgerichtshofe  vorherge- 
gangen: und  diese  Behörde,  der  man  ja  wohl  das  richtige  Urteil 
zutrauen  durfte,  äußerte  sich  übereinstimmend  mit  ihrem  früheren 
Gutachten  vom  12.  Dezember  185!)  folgendermaßen  in  ihrem 
Bericht: 

„  es  schwindet  unseres  Erachtens  jener  theoretische 

Schein,  daß  die  Verwaltungsbehörden  zur  Sicherung  ihrer  Autorität 
und  der  ihrer  Organe  des  ihnen  durch  dieses  Gesetz  erteilten 
Rechtsmittels  der  Konfliktserhebung  wirklich  bedürfen.  Ks  ist  nicht 
einzusehen,  wie  diese  Autorität,  das  Ansehen  der  Verwaltung  im 
Allgemeinen,  darunter  leiden  könne,  wenn  einzelne  und  namentlich 
untergeordnete  Beamte  dann  und  wann  aus  ihren  Amtshandlungen 
von  dabei  beteiligten  Privatpersonen  der  Beleidigung  oder  der  Be- 
schädigung vor  Gericht  verklagt  werden  und  wenn  das  Gesetz  im 
Vertrauen  auf  die  Einsicht  und  Gerechtigkeit  der  richterlichen 
Entscheidungen  solchen  Klagen  ruhig  den  Lauf  läßt."  l) 

IV.  Als  nun  am  1.  März  1861  der  hiernach  festgestellte  Ge- 
setzentwurf dem  Staatsministerium  vom  Justizminister  zur  Be- 
ratung vorgelegt  wurde,  waren  die  Ansichten  dort  noch  so  geteilt, 
daß  man  die  endgültige  Beschlußfassung  auf  die  nächste  Sitzung 
am  7.  Marz  verlegte.  An  diesem  Tage  beschloß  dann  das  Staats- 
ininisterium,  vom  König  die  Ermächtigung  einzuholen,  den  Ent- 
wurf dem  Landtage  vorzulegen,  trotzdem  sich  der  Handelsminister 
v.  d.  Heydt  und  der  Kultusminister  v.  Bethmann-Hollweg  schon 
in  der  ersten  Sitzung  sehr  für  die  Aufrechterhaltung  des  Kontlikts- 
gesetzes  ausgesprochen  hatten,  letzterer  außerdem  auch  noch  in 
einem  ausführlichen,  schriftlich  dem  Staatsministerium  vorgelegten 
Votum2).  Die  Genehmigung  des  Königs  erfolgte  jedoch  am 
14.  März  18(U. 


')  vgl.  Hahn,  Materialien  S.  1455. 

T)  Loening,  Verwaltungsarchi?  Bd.  3  S.  546  f. 
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Zweifellos  hat  hier  die  Regierung  einen  bemerkenswerten 
Scharfblick  gezeigt,  wenn  sie  erkannte,  daß  die  Erwartungen,  die 
man  in  das  Gesetz  von  1854  gesetzt  hatte,  sich  nicht  bestätigt 
hatten.  Hervorgehoben  werden  müssen  daher  hier  anch  die  in  jeder 
Beziehung  trefflichen  Motive,  die  das  Konfliktsgesetz  rundweg  als 
eine  Hemmung  des  Rechtsweges  bezeichnen.  Eine  solche  Hemmung 
sei  aber  nicht  notig,  um  den  Beamten  einen  Schutz  gegen  vexa- 
torische  Klagen  zu  gewähren '). 

Der  Entwurf  ging  zunächst  an  das  Abgeordnetenhaus  als 
Entwurf  zum  Gesetz  „betr.  die  gerichtliche  Verfolgung  von  Beamten 
wegen  Amts-  und  Üiensthandlungenw  und  wurde  hier  einer  Kommission 
überwiesen.  Nachdem  diese  nur  wenig  Änderungen  bezügl.  des 
Militärs  mit  Zustimmung  der  Regierung  vorgenommen  hatte,  stimmte 
das  Haus  selbst  dem  Entwurf  am  26.  IV.  18ßls)  zu.  Nunmehr 
beschäftigte  sich  die  Kommission  des  Herrenhauses  mit  dem  Ent- 
würfe. Leider  war  der  Berichterstatter  der  Kommission,  General- 
staatsanwalt Grimm,  derjenige,  welcher  1852  den  ersten  Entwurf 
des  Konfliktsgesetzes  ausgearbeitet  hatte.  Nachdem  der  neue  Ent- 
wurf unter  so  ungünstigen  Auspizien  vor  das  Forum  dieses  Hauses 
getreten  war,  war  sein  Schicksal  vorauszusehen:  schon  die  Kommission 
gab  ihm  ihr  Jawort  nicht  und  auch  das  Haus  selber  verhielt  sich 
durchaus  ablehnend.  Trotz  der  ausführlichen  Reden  des  Justiz- 
ministers, des  Vicepräsidenten  des  Obertribunals  und  des  Chef- 
präsidenten des  ostpreußischen  Tribunals  war  sein  Schicksal  be- 
siegelt Der  §  1,  der  den  Kern  des  ganzen  Gesetzes  enthielt, 
wurde  in  der  Sitzung  vom  29.  V.  18(U  abgelehnt,  und  zwar  nicht 
zum  wenigsten  infolge  der  Ausführungen  Stahl's,  der  die  Ablehnung 
des  Entwurfes  als  Rettung  für  König  und  Vaterland  bezeichnete 
und  u.  a.  Folgendes  sagte: 

„Ich  gebe  dem  Herrn  Justizminister  nicht  zu,  daß  die  Kom- 
petenz, um  die  es  sich  hier  handelt,  den  Gerichten  von  Recbts- 
wegen  gebührt,  Die  Gerichte  haben  nicht  Urteil  zu  sprechen  über 
den  Souverän,  von  dem  sie  selbst  ihre  Autorität  ableiten,  nicht 
Urteil  zu  sprechen  über  die  Verwaltung,  welche  ihre  Autorität  aus 

')  vgl.  Drucksachen  des  Abgeordnetenhauses  von  1861  Nr.  104. 

a)  vgl.  Leonhardt  in  Hahn\s  Materialien  S.  1452:  „Ein  liberales 
Ministerium  und  ein  liberales  Abgeordnetenhaus,"  ferner  Stenographische 
Berichte  dos  Abgeordnetenhauses  von  1S60/Ü1  Bd.  6  S.  959  ff. 
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derselben  Quelle  ableitet  und  daher  ihnen  koordiniert  und  nicht 
subordiniert  ist,  daher  auch  nicht  Urteil  zu  sprechen  über  die  Or- 
gane, die  im  Geist  und  nach  der  Instruktion  ihrer  Behörden  ge- 
handelt haben.  Sie  haben  überhaupt  nicht  zu  erkennen,  wo  es 
sich  um  richtige  oder  unrichtige,  gesetzliche  oder  ungesetzliche 
Ausübung  der  Hoheitsrechte,  um  Aufrechterhaltung  einer  öffent- 
lichen, allgemeinen  Staatsordnung  handelt"  l). 

Nach  diesem  bedauerlichen  Ende  eines  wohl  durchdachten  Ge- 
sotzentwurfes blieb  das  alte  Konfliktsgesetz  weiter  bestehen,  ohne 
daß  allerdings  in  der  Folgezeit  die  Kritik  geschwiegen  hätte,  bis 
dann  die  Reichsjustizgesetzgebung  auch  hier  eine  Neuordnung  der 
Verhältnisse  brachte. 


2.  Kapitel. 

Andere  deutsche  Staaten  —  Reichsverfassung 

von  1849. 

§10. 

Ehe  ich  mich  den  weiteren  Schicksalen  des  Konfliktes  unter 
der  Reichsjustizgesetzgebung  zuwende,  soll  noch  ein  Blick  auf 
den  Rechtszustand  nach  der  Reichsverfassung  vom  28.  März  1840 
und  hauptsächlich  auf  den  Rechtszustand  in  den  größeren  deutschen 
Staaten  ausser  Preußen  geworfen  werden.  Der  Ausblick  ist  für 
das  Verständnis  der  Reichsjustizgesetzgebung  erforderlich,  jedoch, 
um  den  Zusammenhang  nicht  zu  unterbrechen  und  weil  das  Schwer- 
gewicht naturgemäß  auf  Preußen  liegt,  hier  nur  kurz  zu  halten. 
Eine  Ergänzung  wird  sich  aus  Teil  III  dieser  Abhandlung  ergeben3). 

1.  Die  größeren  deutschen  Staaten. 

a)  Bayern. 

In  Bayern  bestand  ein  Unterschied  in  der  Rechtslage 
zwischen  den  Landesteilen  links  des  Rheines  und  denen  rechts 

l)  vgl.  Stenographische  Berichte  des  Herrenhauses,  Kitzung  vom  29.  Mai 
1861,  I,  652  ff.  und  v.  Rönne  3.  Auflage  11,1,  S.  515. 

*)  Dort  soll  auch  die  nähere  Literatur  angegeben  werden. 
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des  Rheines.  Dort  galten  die  Bestimmungen  des  Art.  75  der 
franzosischen  Verfassung  v.  22.  frimaire  VIII  noch  fort:  die  darin 
vorgesehene  Ermächtigung  des  Staatsrats  war  bei  civil-  wie 
strafrechtlicher  Verfolgung  erforderlich.  Es  war  also  hier 
die  Verfolgung  der  Beamten  nur  beschränkt  zulässig.  Dies  war 
wenigstens  die  Praxis  der  Gerichte  und  des  Staatsrates,  die  aller- 
dings nicht  unbestritten  blieb.  —  In  den  Landesteilen  rechts  des 
Rheines  war  eine  gesetzliche  Anordnung,  die  eine  Vorentscheidung 
bei  civilrechtlicher  Inanspruchnahme  von  Beamten  gefordert 
hätte,  nicht  vorhanden1).  Hier  war  also  die  gerichtliche  Ver- 
folgung unbeschränkt  zulässig.  Ausdruckliche  Bestimmungen  be- 
standen nur  für  das  Strafverfahren,  zu  dessen  Einleitung  es 
gemäß  den  Bestimmungen  des  bayr.  Strafgesetzbuches  von  1813, 
des  sog.  „ Staatsdienerediktes"  (Beilage  zur  Verfassungsurkunde) 
und  des  gerade  im  Jahre  1848  (am  10.  XI.  1848)  erlassenen  Ge- 
setzes „betr.  die  Abänderung  des  2.  Teiles  des  Strafgesetzbuches 
von  1813"  einer  Vorentscheidung  des  Staatsrates  bedurfte. 

b)  Sachsen. 

In  Sachsen  war  durch  das  sog.  A-Gesetz  vom  28.  Januar  1835 
der  Rechtsweg  bei  straf-  und  civilrechtlicher  Verfolgung 
für  unbeschränkt  zulässig  erklärt  worden.  Den  Justizbehörden 
war  nur  zur  Pflicht  gemacht  worden,  Aber  die  Zweckmäßigkeit 
von  VerwaltungsmaUregeln,  falls  solche  zur  Sprache  kommen 
sollten,  nicht  zu  urteilen  oder  dieselben  für  ungültig  zu  erklären*). 

c)  Württemberg. 

Hier  gab  es  keine  gesetzliche  Regelung  der  Frage,  ob  eine 
Vorentscheidung  erforderlich  sei.  Die  württembergischen  Gerichte 
hielten  jedoch  in  jener  Zeit  im  Zweifel  einen  vorgängigen  Aus- 
spruch der  vorgesetzten  Dienstbehörde  des  Beamten  lur  erforder- 
lich und  handelten  dementsprechend.  Diese  Ansicht  fand  jedoch 
nicht  allgemeine  Anerkennung,  sodaß  die  Frage  in  Württemberg 
streitig  war. 


•>  vgl.  Seydel  Bd.  2  S.  451.  . 

a)  vgl.  v.  Gerb  er,  «irumknge  eines  Systems  des  deutschen  Staats- 
rechts, 2.  Auflage  S.  204  f. 
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d)  Baden. 

In  Baden  war  für  die  strafgerichtliche  Verfolgung  ent- 
sprechend dem  Inhalt  des  Art.  75  der  franz.  Konsularverfassung 
eine  En tschließung  des  Staatsministeriums  erforderlich. 
Auch  für  die  civilrechtliche  Verfolgung  wurde  in  jener  Zeit  eine 
vorübergehende  Beschränkung  eingeführt,  indem  eine  vorgangige 
Genehmigung  des  Staatsministeriums  verlangt  wurde.  Diese 
Bestimmung  wurde  jedoch  bereits  im  Jahre  1S<>4  wieder  auf- 
gehoben. 

e)  Hessen. 

In  Hessen  konnte  eine  civilrechtliche  Verfolgung  von 
Beamten  unbeschrankt  stattfinden.1)  —  Eine  Beschränkung  be- 
stand nur  für  die  straf  gerichtliche  Verfolgung,  indem  durch 
Kdikt  vom  2\K  Marz  1**24  „dem  vorgesetzten  Kolleg  die  vorläufige 
Untersuchung*4  übertragen  wurde.  Mit  Rücksicht  darauf,  daß 
das  Kdikt  nur  von  der  vorläufigen  Untersuchung  sprach,  war 
es  vorübergehend  streitig,  ob  Gericht  oder  vorgesetzte  Dienstbehörde 
endgültig  über  die  Vorfrage  zu  entscheiden  hätte.  Schließlich 
war  es  jedoch  Praxis  geworden,  die  klagende  Partei  in  jedem 
Falle  erst  an  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  zur  Erwirkung 
einer  Vorentscheidung  zu  verweisen. 

II.  Nach  der  Reichs  Verfassung  von  1849. 

In  die  Gesetzgebung  vieler  deutscher  Staaten  war  von  Frank- 
reich aus  der  von  Napoleon  I.  in  der  „garantie  constitutione]!«" 
ausgesprochene  Grundsatz  eingedrungen,  daß  gegen  Beamte  wegen 
Amtshandlungen  nur  geklagt  werden  könne,  wenn  vorher  das 
Staatsministerium  die  Ermächtigung  zur  Klage  gegeben  habe.  Nicht 
nur  in  Deutschland,  sondern  auch  in  anderen  Nachbarstaaten 
Frankreichs,  z.  B.  in  Holland,  war  der  Grundsatz  aufgenommen 
worden.  Aber  hier  in  Holland  wurde  er  i.  J.  1815  wieder  auf- 
gehoben, und  im  Anschluß  daran  nahm  dann  Art.  24  der 
belgischen  Verfassung  einen  gleichen  Kechtsstandpunkt  ein.  Es 
mag  dahingestellt  bleiben,  ob  das  Vorgehen  von  Holland  und 

')  In  lthoinhessen  galt  jedoch  ebenso  wie  in  Kheinbavern  auch  fnr 
die  civilrechtliche  Verfolgung  die  Beschränkung  des  Art.  75  der  Const.  v. 
22.  friui.  111. 
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Belgion  von  Einfluß  auf  Deutschland  geworden  ist  oder  nieht: 
jedenfalls  regte  sieh  im  März  1848,  ausgehend  von  den  badischen 
Kammern,  in  Deutschland  allgemein  der  Wunsch,  daß  auch  hier 
die  Einschränkung  der  Beamtenverantwortlichkeit  beseitigt  werden 
möge,  und  zwar  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung.1)  Dieser 
Wunsch  tand  Gehör  und  wurde  in  §  22  des  Entwurfes  zu  den 
Grundrechten  des  deutschen  Volkes  in  folgender  Fassung  auf- 
genommen: „Eine  vorgängige  Genehmigung  der  Behörden  ist  nicht 
notwendig,  um  öffentliche  Beamte  wegen  ihrer  amtlichen  Handlungen 
gerichtlich  zu  verfolgen.  Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  ist 
besonderen  Bestimmungen  vorbehalten." 

Der  Paragraph  wurde  in  erster  Lesung  nach  einer  nicht  allzu 
langen  Diskussion  in  der  beantragten  Form  angenommen').  So- 
dann wurde  er  dem  Verfassungsausschusse  zur  Stellung  etwaiger 
Anträge  ffir  die  zweite  Lesung  übergeben.  Der  Ausschuß  schlug 
vor,  den  zweiten  Satz  des  in  1.  Lesung  angenommenen  Wortlautes 
des  §  '12  wegfallen  zu  lassen,  da  §  4ti  bereits  allgemein  bestimme: 
„Die  Minister  sind  verantwortlich."  Demgemäß  wurde  §  22  in 
2.  Lesung  debattelos  in  folgender  Form  endgültig  angenommen5): 

„Eine  vorgängige  Genehmigung  der  Behörden  ist  nicht  not- 
wendig, um  öffentliche  Beamte  wegen  ihrer  amtlichen  Handlungen 
gerichtlich  zu  verfolgen." 

Bei  der  Veröffentlichung  der  Grundrechte  am  27.  Dezember 
IN4K  wurde  seltsamer  Weise  §  22  nicht  mit  publiziert4),  sondern 
er  fand  erst  als  §  UM)  unter  Art.  VII  der  „Verfassung  des 
deutschen  Reiches"  vom  2H.  März  1849  Aufnahme  in  das  Reichs- 
gesetzblatt5). Ebenso  wurde  er  im  Jahre  1850  als  §  158  in  den 
Entwurf  der  sog.  „Erfurter  Unionsverfassung"  aufgenommen,  und 
zwar  wörtlich,  wie   denn   überhaupt  diese  Verfassung  nur  eine 


')  vgl.  Stenographische  Berichte  Aber  die  Verhandl.  der  dtsch.  con- 
stituierenden  Nationalversammlung  von  Franz  Wigard  Bd.  7  S.  5095. 

a)  vgl.  Stenogr.  Berichte  der  constit.  National- Vers.  Bd.  7  S.  5100. 
3)  vgl.  ebenda  Bd.  8  S.  5597  und  5604. 

*)  Das  Fehlen  ist  von  Zachariac  Staaterecht  Bd.  2  S.  46.  Anm. 
2  bemerkt,  aber  eine  urkundliche  Aufhellung  ist  meines  Wissens  nicht  ver- 
sucht worden. 

6)  vgl.  R.-G.-Bl.  1849  S.  101.  —  Hanseinann,  die  dtechc.  Verf.  vom 
28.  III.  4!)  mit  Anmerkungen,  gibt  zu  §  160  gar  keine  Erläuterungen. 
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Variante  der  vom  2S.  TU.  1S49  ist.  Beide  Häuser  dos  Parlaments 
nahmen  den  Paragraphen  —  ebenfalls  wieder  ohne  Debatte  — 
an,  empfahlen  jedoch  dem  Verwaltungsrat  der  verbündeten  Re- 
gierungen, an  Stelle  von  „Behörden"  „vorgesetzte  Dienstbehörde" 
zu  setzen1).  Da  die  Erfurter  Unionsverfassung  jedoch  über  das 
Stadium  der  Entwürfe  nicht  hinausgelangt  ist,  so  konnte  es  zu 
einer  formellen  Annahme  der  vorgeschlagenen  Änderung  seitens 
der  verbündeten  Regierungen  nicht  kommen. 

Nach  der  Reichsverfassung  war  also  die  Verfolgung  von  Be- 
amten unbeschränkt  zulässig. 

III.  Einwirkung  der  Reichsverfassung  auf  andere  deutsche  Staaten. 

In  das  Verfassungsrecht  verschiedener  deutscher  Staaten  war 
einfach  die  Bestimmung  des  §  100  der  Reichsverfassung  über- 
nommen worden:  solche  Staaten  sind  z.  B.  Schwarzburg- 
Sondershausen2)  und  Anhalt  -  Bernburg3),  sowie  Olden- 
burg4). In  Oldenburg  hatte  bisher  gemäß  §  5  der  landesherrlichen 
Verordnung  vom  2*2.  XII.  1S37  die  vorgesetzte  Dienstbehörde 
bezw.  das  Staats-  und  Kabinettsministerium  darüber  entscheiden 
müssen,  ob  die  Spezialuntersuchung  bei  Dienstverbrechen  und 
-Vergehen  an  das  ordentliche  Gericht  abzugeben  sei  oder  nicht: 
die  Generaluntersuchung  hatte  stets  die  obere  Dienstbehörde  vor- 

')  Der  Bericht  des  Verfassungsausschusses  des  Volkshauses  S.  45  u. 
46  motiviert  den  Vorschlag  damit,  daß  das  Gesetz  den  Beamten,  wenn  er 
innerhalb  der  Grenzen  seines  Amtes  oder  des  ihm  ausdrücklich  erteilten 
Auftrages  gehandelt  habe,  vor  einem  Schadenersatzansprüche  schützen  müsse 
und  genügender  Schutz  gegen  Bcamtcnwillkür  hergestellt  werde,  wenn  nicht 
die  in  der  Sache  beteiligte  Dienstbehörde  die  Vorfrage  entscheide.  —  Zur 
Annahme  des  Paragraphen  siehe  dio  Berichte  über  die  13.  Sitzung  des  Volks- 
hauses vom  17.  IV.  1850  und  über  die  8.  Sitzung  des  Staatenhauses  vom 
20.  IV.  1850  (vgl.  Stenogr.  Berichte  über  die  Verhandl.  des  dtschen.  Par- 
laments in  Erfurt.    Volkshaus:    S.  215:  Staatenhaus:  S.  151). 

*)  vgl.  Verfassungsges.  vom  12.  XII.  1849  §  175.  (abgedruckt  bei 
Zachariae  Die  deutschen  Verfassungsgesetze  der  Gegenwart.  Göttingen 
1855  S.  1004). 

3)  vgl.  Landesverfassungsgesetz  vom  28.  II.  1850  Art.  38  Abs.  5  (bei 
Zachariae  a.  a.  0.  S.  964). 

*)  vgl.  Revidiertes  Staatsgrundgesetz  vom  22.  XI.  1852  Art.  48  (bei 
Zachariae  a.a.O.  S.  909  und  Stoerck  Handbuch  der  deutschen  Ver- 
fassungen.   Leipzig  1884  S.  301). 
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zunehmen.  Früher  war  also  mit  anderen  Worten  auch  in  Olden- 
burg die  vorgängige  Genehmigung  erforderlich  gewesen.  Zu  den 
hier  genannten  Staaten  gehörte  schließlich  noch  das  Königreich 
Hannover,  das  ebenfalls,  anscheinend  unter  der  Einwirkung  der 
Roichsverfassung,  durch  §  MS  der  Strafprozeßordnung  von  lS.V) 
verbot,  daß  in  Strafsachen  die  öffentliche  Klage  wegen  Dienst- 
vergehen durch  einen  Antrag  oder  die  Ermächtigung  der  vor- 
gesetzten Dienstbehörde  bedingt  sein  müsse:  vorher  hatte  hier 
Art.  :*40  des  Criminalgesotzbuohes  von  1*40  bestimmt,  daß  die  straf- 
richterliche Verfolgung  von  strafbaren  Dienstverletzungen  von  einem 
Antrag  d.  h.  einer  Genehmigung  der  zustandigen  Behörde  ab- 
hangig sein  solle1). 


:i.  Kapitel. 

Im  neuen  Reich. 

§  ll.   Der  Konflikt  unter  der  Reichsjustizgesetzgebung. 

I.  Die  Bestrebungen,  das  preußische  Kon fliktsgesetz  von  1NM 
aufzuheben,  ruhten  nicht,  trotzdem  das  Schicksal  des  Entwurfes  von 
I<si;i  einigermaßen  entmutigend  war.  Bei  (Telegenheit  der  Vor- 
beratungen zu  den  Reichsjustizgesetzen  traten  sie  wieder  ganz 
besonders  energisch  hervor:  sie  hatten  auch  insofern  Erfolg,  als 
in  den  §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G.  Bestimmungen  aufgenommen  wurden, 
die  diejenigen  des  preußischen  Gesetzes  vom  13.  Februar  1854 
abschwächten  und  verbesserten.  Das  geschah  folgendermaßen:  der 
Entwurf  des  E.-G.  z.  Str.-Pr.-O.  hatte  in  §  0'  folgende  Bestimmung 
vorgesehen : 

„Die  Prozeßrecht  liehen  Vorschriften  der  Landesgesetze  treten 
für  alle  Strafsachen,  deren  Entscheidung  in  Gemäßheit  des  §  :i 
nach  den  Vorschriften  der  Strafprozeßordnung  zu  erfolgen  hat, 

';  vgl.  Hiiusür  IM  4  S.  4.  Oesterloy  Handbuch  «los  bürgert,  u.  pein- 
lichen Prozesses  für  das  Königreich  Hannover.  Böttingen  1819  und  1820 
Teil  1  S.  150  und  Teil  3  S.  C!>  (iur  die  frühere  Zeit)  und  Zachariae  Staats- 
recht IM.  >  $  138.  Krnst  v.  Meier,  Hannoversche  Verfassungs-  und 
Vorwaltmigsgoschichte  1680-1866  Leipzig  1898- 18W,  sagt  hierüber  nichts 
Naheies. 
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außer  Kraft,  insoweit  nicht  in  der  Strafprozeßordnung  auf  sie 
verwiesen  ist. 

Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen: 
1  

'2.  über  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  Strafverfolgung 
ölVcnt lieber  Beamten  wegen  der  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung 
der  Ausübung  ihres  Amtes  vorgenommenen  Handlungen  stattfindet. u 

Die  amtliche  Begründung  bemerkte  ausdrücklich  hierzu,  daß 
Zitier  1  die  in  mehrere  deutsche  Staaten,  wie  Baden  und  Rhein- 
hessen, aus  dem  französischen  Recht  übergegangene  Genehmigung 
der  obersten  Staatsbehörde  bei  strafgerichtlicher  Verfolgung 
öffentlicher  Beamten  wegen  dienstlicher  Handlungen  zum  Gegen- 
stand habe,  aber  auch  ebenso  die  preußisch-rechtliche  Konflikts- 
erhebung. Der  Ziffer  -J  wurden  in  der  Reichs  justizkommission 
schwerwiegende  Bedenken  und  heftiger  Widerspruch  entgegen- 
gesetzt. Abg.  Klotz  brachte  einen  Antrag  auf  Streichung  der 
Ziffer  1  ein  und  begründet*»  ihn  damit,  daß  dadurch  alle  Hinder- 
nisse beseitigt  würden,  die  durch  die  Landesgesetze,  insbesondere 
durch  das  preuß.  Gesetz  von  1  JS.">4,  der  strafrechtlichen  Verfolgung 
von  Beamten  entgegengesetzt  würden:  dadurch,  daß  die  vorgesetzte 
Dienstbehörde  zur  Einwirkung  befugt  sei,  werde  ja  jede  straf- 
gerichtliche Verfolgung  eines  Beamten  unmöglich  gemacht. 
Diesem  Antrage  schlössen  sich  die  Abgeordneten  Reichensperger 
und  Lasker  an,  ersterer  mit  der  Motivierung,  daß  dieses  Gesetz 
„unvereinbar  sei  mit  jedem  Gedanken  an  einen  Rechtsschutz  der 
Staatsbürger",  letzterer,  indem  er  das  Gesetz  als  eine  „Umgehung 
der  preuß.  Verfassung44  bezeichnete,  die  doch  eben  eine  vorherige 
Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörde  für  einen  Beamten  verböte. 
Abg.  v.  Puttkamer  begründete  den  vorgenannten  Antrag  noch  mit 
folgendem  gewichtigen  Hinweis:  ein  Nachteil  des  Gesetzes  liege 
noch  darin,  daß  die  gerichtliche  Entscheidung  leicht  beeinflußt 
werde,  indem  dadurch,  daß  der  Staatsrat  oder  K.  G.  H.  den  Ge- 
richten eine  Person  zur  Aburteilung  überweise,  gleichsam  ein 
Vorurteil  zum  Nachteil  des  Beamten  ergehe,  indem  sich  nunmehr 
die  Gerichte  einer  eingehenden  Prüfung  der  Frage,  ob  eine  Über- 
schreitung der  Amtsbefugnisse  vorliege  oder  nicht,  überhoben 
glaubten.    Auch  sollte  die  Vorschrift  der  Ziffer  2,  wie  von  vielen 
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Seiten  behauptet  wurde,  im  Widerspruch  zum  Prinzipe  der  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetz  und  zu  dem  Prinzip  der  Legalität 
stehen,  nach  welch  letzterein  der  Staatsanwalt  gegen  jedes  Ver- 
gehen einschreiten  müsse.  Kin  persönlicher  Schutz  der  Beamten 
sei  durchaus  ungcrechfcrtigt,  denn  ehikanose  Verfolgungen  von 
Beamten  seien  in  den  Ländern,  wo  ein  solcher  Schutz  bisher  nicht 
bestanden  habe,  nie  vorgekommen,  und  würden  auch  nicht  vor- 
kommen. Die  Kinräumung  jenes  Privilegs  aber  werde  sofort  seine 
mißbräuchliche  Benutzung  seitens  der  Beamten  zur  Folge  haben, 
und  dies  lasse  eine  Schwächung  des  Rechtssinnes  der  Beamten 
befürchten1). 

In  der  Kommission  des  Reichstages  wurde  dann  auch  wirklich 
die  Streichung  der  Zitter  '2  durchgesetzt  und  einem  Antrag  des 
Abgeordneten  Lasker  gemäß  die  Aufnahme  folgender  Bestimmung 
beschlossen: 

„Außer  Kraft  treten  die  landesgesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  die  zivilrechtliche  oder 
strafrechtliche  Verfolgung  gegen  öffentliche  Beamte  wegen  der  in 
Ausübung  ihres  Amtes  vorgenommenen  Handlungen  stattfindet." 

Auf  diese  Weise  wurden  also  die  Bestimmungen  des  §  6  des 
Entwurfes  des  K.-G.  z.  Str.-Pr.-O.,  welcher  die  landesgesetzlichen 
Bestimmungen  in  dieser  Beziehung  hatte  unberührt  lassen  wollen, 
umgekehrt,  und  zwar  in  Ausdehnung  auch  auf  die  zivilrecht- 
liche Verfolgung. 

Die  Ausdehnung  der  Bestimmung  auch  auf  die  zivil  rechtliche 
Verfolgung  geschah,  wie  aus  der  Protokollgabe  des  Vorsitzenden 
der  Kommission  hervorgeht,  deshalb,  weil  allerdings  über  die  Be- 
deutung des  Laskerschen  Antrages,  soweit  dieser  von  Zivilrecht  lieber 
Verfolgung  spreche,  Zweifel  entstanden  seien,  die  Kommission 
aber  keineswegs  beabsichtige,  an  den  materiell-rechtlichen  Voraus- 
setzungen, unter  denen  Ansprüche  gegen  Beamte  entständen,  etwas 
zu  ändern2). 


vgl.  Bericht  der  Justizkommission  in  H ahn  S.  984  —  985;  Förtsch 
S.  497  f.  Nr.  34:  Häuser  Bd.  V.  S.  36  IT.  und  Thilo  S.  289. 

J)  vgl.  Hahn,  Materialien  zur  Str.-Pr.-O.  2.  Aufl.  S.  55-56,  300. 
1  IM- 1170  und  Materialien  zum  C.  V.  <J.  I  S.  922:  ebenso  Kntsch.  dos 
H.H.  in  Zivils,  v.  16.  11.  88  i.  Bd.  XX  S.  295. 
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Darauf  wurde  der  Beschluß  als  §  9  a  dem  E.-G.  z.  G.  V.  G. 
einverleibt  und  mit  einem  Bericht  der  Kommission  dem  Plenum 
des  Reichstages  übergeben.  Der  Bericht  ging  ungefähr  dahin, 
daß  die  Kommission  prinzipiell  alle  landesrechtlichen  Bestimmungen 
habe  aufheben  wollen,  nach  denen  die  Verwaltungsbehörden  die 
Verfolgung  und  Aburteilung  von  Vergehen  der  Beamten  den  Ge- 
richten durch  Einspruch  entziehen  könnten  oder  nach  denen  die 
Verfolgung  nur  mit  Genehmigung  dieser  Behörden  zulässig  sei. 
Gerade  diese  letztgenannten  Bestimmungen,  die  hauptsächlich  in 
Preußen,  Baden  und  Rheinhessen  in  Geltung  seien,  halte  aber  die 
Kommission  fiir  ungerechtfertigt1). 

Die  vorgeschlagene  Fassung  des  §  i)a  war  folgende: 

„Die  landesgesetzlichen  Bestimmungen,  durch  welche  die 
Verfolgung  öffentlicher  Beamten  wegen  der  in  Ausübung  oder  in 
Veranlassung  der  Ausübung  rhres  Amtes  vorgenommenen  Hand- 
lungen im  Wege  des  Straf-  und  Zivilprozesses  an  besondere 
Voraussetzungen  gebunden  ist,  treten  außer  Kraft." 

Sie  unterscheidet  sich  von  dein  jetzigen  Abs.  1  des  §  1 1 
E.-G.  z.  G.  V.  G.  nur  durch  eine  redaktionell  abweichende 
Fassung. 

II.  Im  Plenum  des  Reichstages  wurde  eingehend  über  den 
Paragraphen  und  seine  Bestimmungen  verhandelt,  wobei  es  zu 
manchen  scharfen  Auseinandersetzungen  kam.  Vollkommene  Einig- 
keit war  nicht  zu  erzielen,  schon  deshalb,  weil  man  sich  an- 
scheinend nicht  klar  darüber  war,  welche  Lander  mit  ihren 
Institutionen  durch  die  neuen  Bestimmungen  getroffen  würden. 
In  dieser  Beziehung  versuchte  der  Abgeordnete  Miquel  in  der 
2.  Lesung  als  Berichterstatter  und  zugleich  als  Vorsitzender  der 
Justizkommission  eine  Klarlegung  der  damaligen  Lage  der  in 
Betracht  kommenden  Einrichtungen  und  gesetzlichen  Vorschriften 
der  Einzelstaaten  herbeizuführen  „für  diejenigen  Mitglieder,"  wie 
er  sich  ausdrückte,  „denen  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  hier 
beseitigt  werden  sollten,  nicht  in  voller  Erinnerung  wären."  In 
der  Tat,  es  war  nicht  unangebracht,  solche  Erinnerung  wach- 
zurufen oder,  richtiger  gesprochen,  überhaupt  erst  ein  Bild  zur 
Klärung  der  Sachlage  zu  entwerfen:  denn  es  ist  auffällig,  wie 

■)  vgl.  Hahn,  Materialien  zum  K.-Ci.  G.  V.  U.  S.  936.  985,  1769—1781. 
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schwankend  die  Vorstellung  vom  OttHBgsgebiet  der  landesrecht- 
liclien  Konfliktsgesetzgebung  war1). 

Die  Bestimmung  des  §  9  a  wurde  im  Reichstag  angenommen, 
trotzdem  damit  tief  in  das  innere  Staatsrecht  der  Einzelstaaten 
und  in  die  Organisation  der  administrativen  Behörden  und  deren 
Befugnisse  eingegriffen  wurde2).  Dem  Bundesrat  aber  ist  es  zu 
verdanken,  daB  er  unter  der  Motivierung,  daü  „eine  Gefährdung 
der  öffentlichen  Interessen,  die  ihm  anvertraut  wären,  zu  besorgen 
sei1)."  den  Paragraphen  für  unannehmbar  erklärte.  Die  Folge 
davon  war,  daß  von  Miquel  und  Genossen  zur  3.  Beratung  im 
Plenum  des  Reichstags  ein  „Kompromiiiantrag"  eingebracht  wurde, 
der  die  Aufrechterhaltung  der  Konfliktserhebung  beabsichtigte  und 
den  §  IIa  in  einem  zweiten  Absatz  gewissen  Änderungen  unter- 
warf. Kr  stimmt  mit  dem  jetzigen  §  11.  2  E.-G.  z.  G.  V.  G. 
überein.    Der  Reichstag  nahm   den  Kompromißantrag  an,  und 

*)  Miqut'l  gab  an,  daß  solche  Voraussetzungen  nur  im  bayrischen  Teil 
der  Pfalz,  in  Baden,  Elsaß-Lothringen  —  in  diesen  drei  Landern  auf  der 
französischen  (icsetzgebnng  beruhend  —  und  in  Preußen  beständen,  (vgl. 
Hahn,  Materialien  zun«  K.-Ii.  z.  <{.  V.U.  S.  1447—1475  u.  v.  Wilmowski- 
Lcvy  S.  1254  ff.)  Der  Vollständigkeit  halber  hätte  aber  auch  Württemberg 
wenigstens  erwähnt  werden  müssen,  denn  dort  war  die  Frage  streitig,  (vgl. 
Hahn  a.  a.  O.  S.  1456.) 

Andere  Staaten  wurden  genannt  von: 

Laskur  bei  der  3.  Beratung  im  Plenum:  Preußen  und  Baden,  später 
Preußen,  Baden  und  Bayern  (vgl.  Hahn  a.  a.  0.  S.  1522  u.  1622), 

Reich  sj  us  t  izkom  in  issinn  (Bericht):  Baden,  Itheinhessen  und  Preußen 
{vgl.  Hahn  a.  a.  ().  S.  084), 

Ha us er  Bd.  2  8.  4:  Elsaß- Lothringen,  bayr.  Rheinpfalz.  Rheinhessen. 
Bayern.  Baden,  in  den  beiden  letzteren  allerdings  etwas  abweichend. 

Thilo  8.  288  und  Glaser  Bd.  I  §  27,  III,  2:  Bayern,  Baden,  Rhein- 
hesseu  und  Kisaß-Lothringcn. 

Auch  jetzt  herrscht  noch  keine  völlige  Klarheit.    So  nennt: 

Klein  fei ler  (Lehrbuch  des  Zivilprozcßr.)  8.  50:  Bayern,  Baden, 
Hessen.  Sachsen  und  Preußen. 

St  r  uckmann-Koch  Nute  2  zu  $  II  E.-G.  z.  (r.  V.  <J.:  Bayern.  Baden, 
Itheinhessen  und  Elsaß-Lothringen, 

Sydow-Busch  S.  10  Anm.  6:  Preußen,  Bayern.  Baden,  Hessen  und 
Kl  saß-  Lot  bringen. 

-j  vgl.  Stenographische  Berichte  der  Beratungen  des  Reichstagos  von 
1876  S.  851  f.,  862,  870,  878.  880,  025-936. 
3;  vgl.  Hahn  a.  a.  0.  8.  1617. 
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daraufhin  wurde  dieser  als  §  11  E.-G.  z.  (i.  V.  G.  zum  Gesetz 
erhoben1).  Danach  sollen  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  un- 
berührt bleiben,  durch  welche  die  Verfolgung  der  Beamten  ent- 
weder im  Falle  des  Verlangens  einer  vorgesetzten  Behörde  oder 
unbedingt  an  die  Vorentscheidung  einer  besonderen  Behörde  ge- 
bunden ist.  Jedoch  soll  diese  Vorentscheidung  auf  die  Fest- 
stellung beschränkt  sein,  ob  der  Beamte  sich  einer  Überschreitung 
seiner  Amtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden 
Amtshandlung  schuldig  gemacht  habe,  und  sie  soll  ferner  in  den 
Bundesstaaten,  in  denen  ein  oberster  Verwaltungsgerichtshof  besteht, 
diesem  zustehen,  in  den  anderen  Bundesstaaten  dagegen  dem 
Reichsgericht. 

§  12.   Einwirkung  des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  auf  die 
einzel staatlichen  Gesetzgebungen. 

Der  Inhalt  des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  rt.  ist  kein  Muster  von 
Klarheit  und  Durchsichtigkeit:  vielleicht  darum,  weil  er  das  Werk 
eines  Kompromisses  ist,  bei  dem  prinzipielle  Gegensätze 
sicherlich  nicht  auszugleichen  waren,  sondern  der  unter  der  ganz 
allgemein  gehaltenen  Angabe,  daß  die  öffentlichen  Interessen  zu 
schützen  seien,  zustande  gekommen  ist.  Jedenfalls  herrscht  jetzt 
darüber  Einigkeit,  daß  §  1 1  Abs.  2  mit  gewissen  Modifikationen 
etwas  aufrecht  erhält,  was  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen 
des  §  1 1  Abs.  1  aufgehoben  wäre,  daß  also  Absatz  2  zu  Absatz  1 
sich  wie  die  Ausnahme  zur  Regel  verhält. 

I.  Inwieweit  die  Einzelstaaten  durch  §  1 1  beeinflußt  sind,  ist 
nicht  unzweifelhaft.  Die  Zweifel  knüpfen  an  die  Worte  „rnberührt 
ldeiben"  (§  1 1  Abs.  2)  an.  Es  ist  vielfach  die  Auffassung  ver- 
treten worden,  daß  die  Bestimmung  des  Abs.  2  nur  für  solche 
Staaten  gelten  könne,  in  denen  zurzeit  des  Inkrafttretens  der 
Reichsjustizgesetze,  d.  h.  am  1.  Oktober  1879,  Vorschrillen  der 
in  §  II,  2  genannten  Art  bereits  bestanden.  Diese  Staaten 
sollen  die  Vorschriften  auch  (unter  Festhaltung  der  gedachten 
Maßgaben)  jederzeit   ändern,  nicht  aber  deren  Anwendbarkeit  er- 

l)  vgl.  Hahn  a.  a.  O.  S.  1479,  1482,  lfilG  1G35.  Nadbyl,  S.  819— 
822,  Struckmann-Koch  Note  I  zu  §  II  u.  Kntsch.  R.  <t.  Zivilsachen 
Bd.  XX  S.  295. 
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weitern  dürfen,  also  z.  B.  die  letztere  nicht  auf  solche  Beamten- 
klassen erstrecken,  für  die  jene  Vorschriften  bisher  nicht  be- 
standen1). Den  Anlaß  zu  dieser  Ansicht  hat  angeblich  folgende 
Äußerung  des  Berichterstatters  der  Reichs] ustizkommission  im 
Reichstag  gegeben: 

„In  den  meisten  Ländern  Deutschlands  ist  die  ganze  Frage 
überhaupt  nicht  praktisch,  weil,  wo  solche  besondere  Voraus- 
setzungen des  Einschreitens  gegen  Beamte  nicht  bestehen,  sie  auch 
in  Zukunft  nicht  eingeführt  werden  können2)." 

Die  gesetzgeberische  Tätigkeit  verschiedener  deutscher  Staaten 
kurz  vor  dem  1.  Oktober  1871)  läßt  auf  die  Absicht  schließen, 
jenen  Zweifeln  möglichst  zu  begegnen.  So  errichtete  Bayern 
durch  Gesetz  vom  S.  August  187S-1)  einen  obersten  Verwaltnngs- 
gerichtshof,  so  führte  ferner  Elsaß-Lothringen  durch  das  Ausf.- 
Ues.  z.  G.  V.  G.  vom  4.  November  1H7S4)  und  Hessen  durch 
das  Ges.  betr.  die  Ausführung  des  G.  V.  G.  vom  8.  September 
I878r>)  die  Vorentscheidung  neu  ein.  Schließlich  erließen  die 
Großherzogtümer  Mecklenburg  durch  Verordnung  vom  10.  Mai 
1871»*)  Vorschriften  des  in  §  11,  2  genannten  Inhaltes.  M.  E. 
sind  die  Worte  „Unberührt  bleiben"  nicht  auf  die  Fortdauer  der 
landesgesetzlichen  Bestimmungen  zu  beziehen,  sondern  es  soll 
durch  sie  nur  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  daß  sich  die 
Reichsgesetzgebung  der  weiteren  Regelung  der  betr.  Materie  ent- 
halten und  diese  weiterhin  der  Landesgesetzgebung  überlassen  will. 
Das  Landesrecht  ist  demnach  nicht  nur  nicht  aufgehoben  worden, 
sondern  es  ist  auch  befugt,  die  Anwendbarkeit  derVorschriften  des  §  1 1 
zu  erweitern.  Für  diese  Ansicht  spricht  auch  die  Bestimmung 
des  Art.  A  E.-G.  z.  B.  G.  B..  die  für  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
jeden  Zweifel  ein  für  allemal  beseitigt  und  der  alten  Streitfrage 


')  vgl.  z.  B.  CAüivr  Bd.  1  §  27.  III,  2:  Ue  we -Hell  weg  Note  2  und 
Struckinanii-Koch  Note  ß  zu  §  11. 
•J)  vgl.  Wach  S.  201  f. 

3j  vgl.  Bayr.  ««setz-  u.  Verordn.-Bl.  1878  S.  390  ff. 
«)  vgl.  «ies.-BI.  f.  Els.-I.othr.  1878  S.  05. 
'•>)  vgl.  «irolih.  Hess.  Keg.-Bl.  1878  S.  103. 

6)  vgl.  Iteg.-Kl.  f.  d.  (iroßh.  Meckl.-Schweriu   1879  S.  101   und  Offiz. 
Anzeiger  f.  d.  <Jr.»üh.  Meeklenb.-Slrelitz  1879  S.  137. 
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die  Spitze  abbricht1).  Mit  Reibt  deutet  darum  Wach*)  darauf 
hin,  da  LI  der  Ausdruck  „Fnberührt  bleiben"  hier  in  seinem  ge- 
wöhnlichen Sinne  und  analog  den  Bestimmungen  der  §§  15,  1<» 
und  17,2  E.-(t.  z.  Z.  P.  <>.  gebraucht  worden  ist.  Dali  auch 
diese  Ansicht  von  weiteren  Kreisen  geteilt  wird,  beweist  der  Um- 
stand, daß  Baden  erst  durch  Gesetz  vom  2i.  Februar  1XX03) 
seine  landesrechtlichen  Bestimmungen  dem  Reichsrecht  entsprechend 
geändert  hat.  Nirgends  in  der  Literatur  Badens  habe  ich  Zweifel 
über  die  Zulässigkeit  und  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  gefunden. 
(Zu  Vorstellendem  vgl.  auch  unten  §  34.) 

II.  Diejenigen  landesgesetzlichen  Bestimmungen,  durch  welche 
die  Verfolgung  der  Beamten  an  „besondere  Voraussetzungen44  ge- 
bunden war,  sind  durch  §  11,  I  außer  Kraft  gesetzt  worden. 
Da  Absatz  wie  oben  gesagt,  zu  Absatz  1  sich  wie  die  Aus- 
nahme zur  Regel  verhält,  so  sind  also  als  „besondere  Voraus- 
setzungen" im  Sinne  des  Abs.  1  alle  diejenigen  Bedingungen  für 
die  Verfolgung  anzusehen,  die  über  das  Erfordernis  einer  Vor- 
entscheidung im  Sinne  des  Abs.  2  hinausgehen:  so  z.  B.  die  vor- 
gängige  Genehmigung  inner  Behörde.  Eine  solche  verlangte  Art.  75 
der  französischen  Konstitution  vom  '11.  frimaire  VI  II  und  sie 
war  erforderlich  in  denjenigen  Landesteilen,  die  die  Bestimmung  des 
Art.  75  übernommen  hatten  d.  h.  in  den  linksrheinischen  Teilen  von 
Bayern  und  Hessen,  sowie  in  Elsaß  -  Lothringen1).  Eine 
solche  „besondere  Voraussetzung11  war  auch  die  nach  §  :l  des 
preuß.  Konfliktsgesetzes  vom  II.  5-1  dem  Kompetenzgerichts- 
hof übertragene  Prüfung  der  Frage,  ob  der  Beamte  sich  einer  zur 
gerichtlichen  Verfolgung  geeigneten  Amtsüberschreitung  schuldig 
gemacht  habe.  Bei  der  Dehnbarkeit  des  Begriffes  „zur  Verfolgung 
geeignet"  kam  diese  Bestimmung  inhaltlich  der  Bestimmung  des 
Art.  75  beinahe  gleich.  Ihre  Aufhebung  ergab  sich  auch  aus  der 
in  Absatz  2  enthaltenen  materiellen  Beschränkung  der  Vorent- 
scheidung.   Schließlich  gehören  hierher  auch  solche  Bestimmungen, 

>)  vgl.  auch  Kutsch.  »I.  lt.  <i.  i.  Zivils.  Bd.  7  S.  348  n.  399  und  die 
Motive  zu  Art.  3  K.-<i.  BGB. 
»)  S.  201  f. 

a)  vgl.  Ges.-  u.  Vcrordn.Rl.  f.  d.  Gndlh.  Baden  v.  1880  S.  29. 
4)  vgl.  Sydow- Busch  S.  9  Anin.  2.  —  Das  Nähere  iindet  sich  in  Teil  111 
unter  den  Paragraphen,  die  den  genannten  Stmiten  gewidmet  sind. 
Oravcuho  rst,  Konflikt  S 
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wie  die  für  das  Fürstentum  Lippe-Detmold  durch  die  Hof- 
gerichtsgerichtsordnung von  1  ">93  erlassene,  wonach  die  Ent- 
scheidung üher  alle  Ansprüche  an  Beamte,  welche  aus  der  Über- 
schreitung oder  Vernachlässigung  ihres  Amtes  hergeleitet  wurden, 
dem  Landesherrn  vorbehalten  bleiben  sollte').  Alle  diese  landes- 
gesetzlichen Bestimmungen  sind  nach  §  11,  Abs.  1  außer  Kraft 
gesetzt,  jedoch  nach  §  11,  Abs.  *2,  soweit  sie  zugleich  den  Vor- 
aussetzungen dieses  Absatzes  entsprechen,  mit  den  dort  angegebenen 
Modifikationen  aufrecht  erhalten  worden. 

III.  Die  in  §  11,2  ausgesprochene  Übertragung  der  Vor- 
entscheidung auf  den  obersten  Verwaltungsgerichtshof  d.  h.  in 
Preußen  auf  das  Oberverwaltungsgericht,  veranlaßte  die  preußische 
Regierung  zu  dem  Bestreben,  an  der  Hand  eines  neuen  Entwurfes 
das  Verfahren  bei  der  Konfliktserhebung  wie  ebenso  das  vor  dem 
( )berverwaltungsgericht  neu  zu  ordnen.     Die  Regierung  mußte 
allerdings  als  ziemlich  sicher  voraussetzen,  daß  sie  hiermit  bei 
dem  Abgeordnetenhause  kein  Entgegenkommen  finden  würde:  denn 
dieses  bestand  nach  wie  vor  auf  völliger  Abschaffung  des  Konflikts- 
gesetzes.   Trotzdem  gelangte  der  Entwurf  zur  Annahme  und  sein 
Inhalt  wurde  aufgenommen  in  §§  83  und  83a  des  Ges.  „zur 
Abänderung  und  Ergänzung  des  Gesetzes  betr.  die  Verfassung  der 
Verwaltungsgerichte    und    das    Verwaltungsstreitverfahren  vom 
3.  VII.  187ö  und  Einführung  desselben  in  den  gesamten  Umfang 
der  Monarchie44  vom  '2.  VIII.  18802).    Danach  sollte  nach  Maßgabe 
der  Bestimmungen  über  das  Verwaltungsstreitverfahren  ohne  Er- 
hebung eines  Kostenpauschquantums  «der  barer  Auslagen  und, 
ohne  daß  die  den  Parteien  erwachsenden  Kosten  erstattet  würden, 
das   Oberverwaltungsgericht    nach    Anhörung    der   Parteien  in 
mündlicher  Verhandlung  über  den  Konflikt  entscheiden.  Durch 
die  wörtlich  ebenso  lautenden  §§  113  u.  114  des  Ges.  „über  die 
allgemeine  Landesverwaltungu  vom  30.  VII.  18833)  wurden  diese 
Bestimmungen  aufrecht  erhalten,  so  daß  das  preußische  Ober- 
verwaltungsgericht jetzt  nach  Vorschrift  dieser  Paragraphen  ver- 
fährt.   Im  übrigen  gelten  für  das  Verfahren  in  Preußen  auf  er- 

•)  vgl.  Hofgcrichtaordnung  von   1593    Teil  II    Titel  1  §  1.  —  vgl. 
auch  oben  §  4. 

3)  vgl.  G.-S.  1880  S.  315  ff. 
3)  vgl.  G.-S.  1883  S.  195. 
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hobenen  Konflikt  hin  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  V6.  II. 
1854  und  des  einen  integrierenden  Bestandteil  desselben  bildenden 
Gesetzes  vom  X.  IV.  1*47. 

IV.  Die  landesgesetzlichen  Vorschriften  der  übrigen  größeren 
deutschen  Staaten,  welche  noch  durch  die  Bestimmungen  des 
§  11,2  E.-G.  (j.  V.  G.  betroffen  werden,  sind  jetzt  zumeist  in 
den  Ausführungsgesetzen  der  betreffenden  Staaten  zum  G.  V.  G. 
und  zum  B.  G.  B.  enthalten.  Hessen')  und  Elsaß-Lothringen*) 
regeln  dort  sowohl  für  die  straf-  wie  für  die  zivilrechtliche 
Verfolgung  die  Frage,  welche  Behörde  die  Vorentscheidung  ver- 
langen kann:  in  den  Ausführungsgesetzen  für  Baden3)  und 
Bayern4)  findet  sich  die  Frage  nur  für  den  Fall  der  zivil - 
rechtlichen  Verfolgung  geregelt,  während  für  die  strafgerichtliche 
Verfolgung  in  Baden  das  Gesetz  vom  24.  II.  IknO5)  die  erforder- 
lichen Bestimmungen  enthält,  dagegen  in  Bayern  in  diesem  Falle 
eine  Vorentscheidung  nicht  mehr  erforderlich  ist6).  In  Württem- 
berg, wo  es  überhaupt  fraglich  war,  ob  eine  Vorentscheidung  zu 
verlangen  sei,  da  gesetzliche  Bestimmungen  des  in  §  11  K.-G.  z. 
G.  V.  G.  genannten  Inhalts  dort  nicht  existierten,  ist  auch  durch 
das  Aiisführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch7)  keine 
Regelung  der  Frage  nach  der  gerichtlichen  Verfolgbarkeit  der 
Beamten  getroffen  worden,  so  daß  dort  also  eine  Einwirkung  des 
§  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  ausgeschlossen  ist8). 

Alle  diese  genannten  landesgesetzlichen  Vorschriften  sollen  nun 
in  zwei  Fällen  unberührt  bleiben:  einmal,  wenn  durch  dieselben  die 

')  Art.  77  des  Ges.  „die  Ausführung  des  B.  G.  B.  betr."  v.  17.  VII 
1899  (GroÜh.  Hess.  Reg.  Hl.  S.  133  ff.). 

,Jj  $  39  des  Ges.  „betr.  die  Ausfuhr,  d.  B.  G.  B.-  v.  17.  IV.  1899 
(Ges.-Bl.  f.  Els.-Lothr.  S.  43). 

3)  Ges.  „betr.  die  Ausführung  d.  B.  G.  B.-  vom  17.  VI.  1899  (Ges.-  und 
Verordn.-Bl.  f.  d.  Groüh.  Baden  S.  229). 

*)  A.-G.  l.  B.  G.  B.  v.  9.  VI.  1899  (Beilage  zum  Ges.-  u.  Verordn.-Bl. 
Nr.  28  S.  1). 

6)  Ges.  „den  Vorwaltungsgerichtshof  und  das  verwaltungsgerichtliche 
Verfahren  betr."  (Ges.-  u.  Vcr«rdn.-Bl.  S.  29). 

«)  vgl.  Art.  2  des  A.-G.  z.  Str.-Pr.-O.  vom  18.  VIII.  1879. 

7)  Vom  28.  VII.  1899  (Keg.-Bl.  f.  d.  Kgr.  Württemberg  1899  S.  423 
—539;  Art.  202-204. 

8)  Wenigstens  nicht  in  dem  Sinne,  da  Ii  eine  Beschränkung  der  Ver- 
folgbarkeit verordnet  worden  wäre,  was  ja  hier  lediglich  interessiert. 
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Verfolgung  der  Beamten  für  den  Fall  des  Verlangens  einer 
vorgesetzten  Behörde,  sodann  wenn  dieselbe  unbedingt  an  die 
Vorentscheidung  einer  besonderen  Behörde  gebunden  ist.  Ks  besteht 
also  eine  Alternative:  im  ersten  Falle  handelt  es  sich  um  die 
Frage,  ob  die  gerichtliche  Verfolgung  fortdauern  darf,  im 
zweiten  Falle  um  die  Frage,  ob  die  gerichtliche  Verfolgung  be- 
ginnen darf.  Letztere  Frage  kam  z.  B.  in  Betracht  bei  Art.  7."> 
der  franz.  Konst.  v.  2'2.  frimaire  VIII  und  gilt  jetzt  noch  für 
den  Rechtszustand  in  Bayern  (Art.  U5f>  A.-G.  z.  B.  G.  B.)  und 
Hessen  (Art.  77  A.-G.  z.  B.  0.  B.).  erstere  dagegen  ist  von 
Bedeutung  für  Preußen  (Ges.  v.  1:{.  II.  r>4),  für  Baden  (Art. 
Ges.  betr.  die  Ausf.  des  B.  G.  B.  und  Art.  !>  des  Ges.  v.  24.  II. 
INNO:  „  Verlangen  des  vorgesetzten  Ministeriums*),  Elsa  Ii- 
Lothringen  «§  Ges.  betr.  die  Ausf.  des  B.G.B.:  „Verlangen 
der  vorgesetzten  Behörde")  sowie  endlich  Mecklenburg-Schwerin 
und  Mecklenburg-Strelitz  (§  2  Verordn.  z.  Ausf.  von  §  1 1  E.-G. 
z.  G.  V.  G.:  „Verlangen  des  Staatsministeriums*). 
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Teil  n. 

Die  Rechtslage  in  Preußen. 


1.  Kapitel. 
Gestaltung  im  Allgemeinen. 

I.  Das  Geltungsgebiet  des  Konfliktsgesetzes. 

§  13. 

I.  Das  Gesetz  vom  LL  Februar  lN">4  wurde  für  den  ge- 
samten damaligen  Fmfang  der  preußischen  Monarchie  erlassen. 
Nach  dem  Krwerbe  neuer  Landesteile  wurde  das  Geltungsgebiet 
des  Gesetzes  auf  die  Neuerwerbungen  durch  besondere  Anordnungen 
ausgedehnt.  Auf  die  durch  den  Krieg  von  INIJH  gewonnenen 
Lander  sowie  auf  Schleswig-Holstein  durch  Art,  IV  der 
Verordnung  „betr.  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  und  die  An- 
wendung der  Gesetze  vom  s.  April  1*47  über  das  Verfahren  bei 
Kompetenzkonflikten  zwischen  den  Gerichten  und  Verwaltungs- 
behörden und  v«»m  Li.  Februar  18.")4  über  die  Konflikte  bei 
gerichtlichen  Verfolgungen  wegen  Amts-  und  Diensthandlungen 
in  den  durch  die  Gesetze  vom  20.  .September  und  24.  Dezember 
1S<>(>  der  Monarchie  einverleibten  Landesteilen u  vom  Di.  Sept.  1  KG 7 
auf  Lauenburg  durch  §  M  des  Gesetzes  „betr.  die  Ausdehnung 
verschiedener  Preußischer  Gesetze  auf  den  Kreis  Herzogtum 
Lauenburg"  vom  2">.  Februar  1K7N2)  und  endlich  auf  Helgoland 
durch  §  l,  II,  4  der  Verordnung  „betr.  die  Einführung  Preußischer 
Landesgesetze  in  Helgoland*1  vom  22.  Marz  18i)l3i.  Danach  kann 
der  Konflikt  in  sämtlichen  zum  Königreich  Preußen  gehörigen 
Gebietsteilen  erhoben  werden. 

1)  G.-S.  S.  1515. 

2)  G.-S.  S.  97. 

3)  G.-S.  S.  39. 
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II.  In  persönlicher  Beziehung  gilt  das  Konfliktsgesetz  für 
alle  preußischen  Beamten,  ohne  Rücksicht  darauf,  wo  dieselben 
sich  z.  Z.  der  Amtsüberschreitung  aufgehalten  haben,  mag  es  im 
Inlande  oder  im  Auslande  sein.  So  kann  der  Konflikt  also  er- 
hoben werden  zugunsten  von  Eisenbahn-  oder  Zollbeamten,  die  im 
Ausland  stationiert  sind,  oder  zugunsten  von  preußischen  Konsuln 
bei  anderen  deutschen  Staaten1)2).  (Weiteres  über  das  persönliche 
Geltungsgebiet  vgl.  §  14  der  Abhandlung.) 

III.  Wenn  ich  im  Folgenden  noch  die  Frage  nach  dem  zeit- 
lichen Geltungsgebiete  des  Konfliktsgesetzes  erörtere,  insbesondere 
die  Frage,  ob  »1er  Konflikt  bei  Amtshandlungen  erhoben  werden 
kann,  die  in  der  Zeit  vor  dem  Inkrafttreten  des  Konfliktsgesetzes 
liegen,  so  wird  man  geneigt  sein,  dies  für  eine  rein  theoretische 
Betrachtung  zu  halten.  Und  doch  kann,  wie  ein  beinahe  30  Jahre 
nach  Erlaß  des  Konfliktsgesetzes  ergangenes  Urteil  des  Ober- 
verwaltungsgerichts beweist,  die  Frage  auch  jetzt  noch  der  Ent- 
scheidung bedürfen3).  Nämlich  dann,  wenn  Preußen  neues  Gebiet 
erwirbt,  wenn  auf  dieses  die  Bestimmungen  des  Konfliktsgesetzes 
ausgedehnt  werden  (vgl.  oben  I)  und  wenn  der  Konflikt  zugunsten 

*)  Über  den  l'mfang  dieser  konsularen  Vertretung  gibt  ein  anschau- 
liches Bild  Curt  Rieß  Auswärtige  Hoheitsrechte  der  deutschen  Einzclstaaten 
(Heft  1 1  der  .Abhandlungen  aus  dem  Staats-  und  Verwaltungsrecht, *  hcraus- 
geg.  von  Brie  und  Fleisch  mann  lfK)5)  S.  22. 

3)  Der  Fall  ans  den  Entsch.  d.  0.  V.  G.  Bd.  32  S.  451.  wo  der  Konflikt 
zugunsten  eines  preußischen  Legat  ionssekretärs  erhoben  worden  ist,  kann 
hier  wegen  der  Exterritorialität  des  Beamten  nicht  herangezogen  werdon. 

3)  vgl.  Urt.  des  O.  V.  G.  vom  13.  VI.  1883  i.  Bd.  10  der  Entsch.  d. 
O.  V.  G.  S.  380.  Oer  eigenartige  Anlaß  zur  Klage  sei  hier  kurz  wieder- 
gegeben: Als  18fifi  Schleswig-Holstein  von  Preußen  in  Besitz  genommen  und 
einem  Oberpräsidenten  unterstellt  wurde,  der  zugleich  die  Funktionen  eines 
Gouverneurs  sowie  landesherrliche  Befugnisse  erhielt,  erließ  dieser  an  die 
Geistlichen  und  Zivilbeamten  Holsteins  eine  Verfügung,  wonach  sie  ein 
schriftliches  Gelöbnis  ihrer  Treue  dem  König  von  Preußen  gegenüber  ein- 
zureichen hatten.  Ein  Geistlicher  weigerte  sich,  dies  zu  tun,  und  wurde 
deshalb  vom  Oberpräsidenten  seines  Amtes  entsetzt:  er  fand  nach  2  Jahren 
in  Bayern  eine  neue,  aber  weniger  einkömmliche  Stelle.  Als  der  Ober- 
präsident dann  in  den  Ruhestand  getreten  war.  erhob  der  Geistliche  im 
Jahre  1881  gegen  ihn  Klage  auf  Ersatz  des  ihm  infolge  des  niedrigeren  Ein- 
kommens im  Verhältnis  zu  früher  entstandenen  Schadens.  Zugunsten  des 
Oberpräsidenten  wurde  der  Konflikt  erhoben  und  das  Obervcrwaltungsgericht 
erklärte  den  Konflikt  für  begründet. 
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eines  innerhalb  des  neuen  Gebietes  angestellten  Beamten  erhoben 
wird,  der  wegen  solcher  Amtsvergehen  gerichtlich  verfolgt  wird, 
die  vor  dem  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Konfliktsgesetzes  in 
dem  neuen  Gebiet  liegen.  Der  Fall  ist  nicht  unmöglich,  er  be- 
darf also  der  Erörterung.  Mit  Rücksicht  auf  den  Wortlaut  des 
§  1  des  Konfliktsgesetzes,  wonach  der  Konflikt  erhoben  werden 
kann,  wenn  gegen  einen  Beamten  die  gerichtliche  Verfolgung 
eingeleitet  worden  ist,  sowie  mit  Kücksicht  auf  §  '2  des  Ges.  v. 
H.  IV.  47,  wonach  der  Konflikt  nur  dann  nicht  mehr  erhoben 
werden  kann,  wenn  die  Sache  rechtskräftig  entschieden 
worden  ist,  erachte  ich  den  Konflikt  in  einem  solchen  Falle  für 
zulässig.  Denn  das  Gesetz  setzt  nur  2  Bedingungen  für  die  Er- 
hebung des  Konfliktes:  die  Verfolgung  muß  eingeleitet  sein  und 
die  Sache  darf  noch  nicht  rechtskraftig  entschieden  sein,  ohne 
Kücksicht  darauf,  wie  weit  die  den  Gegenstand  der  Ver- 
folgung bildende  Amtshandlung  zeitlich  zurückliegt. 
Abgesehen  davon  enthält  das  Konfliktsgesetz  aber  Bestimmungen, 
die  das  Verfahren  betreffen,  findet  also,  wie  alle  Prozeßgesetze, 
Anwendung  auf  diejenigen  Sachen,  die  vor  die  ordentlichen  Ge- 
richte gehören  und  zur  Zeit  der  Geltung  des  Gesetzes  anhängig 
gemacht  worden  sind,  ohne  daß  ein  Unterschied  hinsichtlich  des 
Alters  der  Sachen  gemacht  wird  (vgl.  z.  B.  §§  3.1  E.-G.  z. 
Z.-P.-O.  und  E.-G.  z.  Str.-Pr.-O.).  Danach  kann  also  der  Kon- 
flikt auch  bei  der  Verfolgung  wegen  solcher  Amtshandlungen  er- 
hoben werden,  die  vor  dem  Inkrafttreten  des  Konfliktsgesetzes 
liegen. 

II.  Voraussetzungen  persönlicher  Art. 
§  n.   Ole  Beamten. 

I.  Nach  §  1  des  Gesetzes  vom  13.  Februar  1854  steht: 

„wenn  gegen  einen  Zivil-  oder  Militärbeamten   eine 

gerichtliche  Verfolgung  eingeleitet  worden  ist,  der  vorgesetzten 

Provinzial-  oder  Zentralbehörde  des  Beamten  die  Befugnis 

zu,  den  Konflikt  zu  erheben." 

1.  Die  Beamteneigenschaft  ist  danach  unerläßliche  Voraus- 
setzung für  die  Erhebung  des  Konfliktes  zugunsten  des  gerichtlich 
Verfolgten.    Weder  das  Konfliktagesetz  noch  §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G. 
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lassen  .sich  aber  des  näheren  darüber  aus,  wieweit  sie  den  Betriff 
„Beamter*  fassen  wollen.  Ebensowenig  hat  man  bei  den  Vor- 
verhandlungen, soweit  ich  sehe.  Stellung  zu  dieser  Frage  genommen. 
Ks  bedarf  daher  in  erster  Linie  der  Festlegung,  wer  als  Beamter 
im  Sinne  des  Konfliktsgesetzes  anzusehen  ist.  Man  wird  hier  vor 
allen  Dingen  den  Zweck  des  Konfliktsgesetzes  im  Auge  behalten 
müssen.  Der  Zweck  war  der.  die  Selbständigkeit  und  Gleich- 
berechtigung der  beiden  Staatsgewalten,  Justiz  und  Verwaltung, 
zu  wahren.  Man  hielt  es  für  eine  Verletzung  dieses  Prinzines, 
wenn  die  richterliche  Gewalt  unbedingt  über  die  Handlungen  der 
Verwaltung  zu  befinden  haben  sollte.  Es  ergab  sich  also  das 
Bedürfnis  zum  Konflikt  aus  allgemeinen  Gründen  der  Staats- 
verwaltung'). Daraus  folgt  für  unsere  Zwecke  jedenfalls,  daü  in 
möglichst  weitem  Umfange  die  »Staatsbeamten  von  den  Konflikte- 
bestimmungen  haben  getroffen  werden  sollen,    (vgl.  II.) 

Nach  Loening*)  wird  „in  der  Sprache  der  Gesetze  wie  in  der 
Wissenschaft  mit  dem  Wort  „Beamter"  bald  ein  weiterer,  bald 
ein  engerer  Begriff  verbunden."  Kr  meint  daß  es  nur  einen  all- 
gemeinen Begriff  gäbe,  von  dem  verschiedene  engere  Begriffe  ab- 
zuleiten seien,  und  bezeichnet  den  Beamten  in  der  allgemeinsten 
Bedeutung  als  eine  „Person,  der  die  Verpflichtung  auferlegt  ist, 
in  dienstlicher  Unterordnung  unter  ein  Organ  des  Staates  bezw. 
eines  Kommunal  Verbandes  amtliche  Funktionen  auszuführen 
Also  scheiden  aus  die  Mitglieder  von  Volksvertretungen,  sowie 
die  der  Vertretungen  von  Kommunalverbänden,  da  sie  einem 
Organ  des  Staates  oder  eines  Kommunalverbandes  nicht  dienstlich 
untergeordnet  sind.  Es  scheiden  weiterhin  diejenigen  aus,  die  in 
Erfüllung  einer  allgemeinen  Untertanenptlicht  Verrichtungen  aus- 
ühen.  wie  z.  B.  Schöffen  und  Geschworene  sowie  Soldaten*). 
Weiterhin  ist  also  noch  für  die  Beamteneigenschaft  erforderlich, 
daU  die  Auferlegung  der  „Verpflichtung"  durch  Anstellung  er- 

')  vgl.  Bericht  der  .Jusl  izkonimission  in  den  Drucksachen  der  2.  Kammer 
von  1854  IUI  1  Xr.  49. 

3)  Verwalt.-Rccbt  S.  1  lö. 

3;  Kino  Aufzählung  der  verschiedensten  Definitionen  des  Begriffes 
-Beamter"  findet  sich  in  Müllers  Justizverwaltung,  Abschn.  8  Kr  selbst 
legt  hauptsächlich  «iewicht  darauf,  dali  die  Anstellungsbehörde  klar  er- 
kennbar gemacht  haben  muß.  ob  die  anzunehmende  Person  Beamter  sein  soll. 

*;  vgl.  Leoni  Üffeiitl.  Recht  S.  131. 
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folgt  ist1).  Sobald  daher  Militärpersonen  nicht  nur  der  allgemeinen 
Untertanen pflicht  genügen,  sondern  den  Militärdienst  berufsmäßig 
ausüben,  sind  sie  Beamte,  denn  dann  sind  sie  als  „angestellt" 
anzusehen.  Der  Konflikt  kann  also  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  zugunsten  der  Unteroffiziere  (noch  nicht  der  Kapitulanten), 
der  Militärbeamten,  der  Militärpersonell  mit  Offizierrang  und  der 
Offiziere  erhoben  werden2).  Dasselbe  gilt  auch  für  die  Offiziere 
des  Beurlaubt enstandes:  das  Reichsgericht  sieht  in  deren  Be- 
rufung zum  Offizierdienst  eine  Bestallung  für  einen  unmittelbaren 
Staatsdienst.  Man  kann  dem  m.  E.  unbedenklich  beistimmen3), 
da  auch  diese  Gattung  von  Offizieren  durch  die  Ernennung  zum 
Offizier  angestellt  wird. 

Ebenso  müssen  alle  diejenigen  Personen,  die  sich  im  Vor- 
bereitungsdienst befinden,  trotzdem  sie  noch  nicht  Gehalt  beziehen 
(z.  B.  Regierungs-,  Forst-  und  Bergreferendare),  zu  den  Beamten 
gerechnet  werden,  da  auch  sie  ja  förmlich  angestellt  werden  und 
den  Zweck  verfolgen,  dereinst  im  Staatsdienst  ihren  Lebensunterhalt 
zu  finden4;. 

Auch  die  nur  vorübergehend  und  außerordentlich  zu  einem 
Amt  berufenen  Personen  —  dazu  gehören  besonders  die  auf  Probe, 
auf  Kündigung  oder  sonst  auf  Widerruf  angestellten,  meist 
unteren  Beamten  (vgl.  §  <s;i  des  Disziplinarges,  v.  21.  VII.  1K.V2) 
—  gelten  als  „Beamte*,  denn  auch  sie  sind  Angestellte.  Aber 
auch  z.  B.  der  oben  (S.  70)  erwähnte,  1X6(5  für  Schleswig  und 
Holstein  bestellte  Oberpräsident6)  gehörte  hierher. 


»)  vgl.  Olshau«en  Kommentar  zum  Str.  G.B.  7.  Aull.  Bd.  2  S.  1407. 

3)  vgl.  ähnlich  Häuser  Bd.  5  S.  13;  v.  Marek  Bd.  2  S.  136:  Schulze 
Bd.  1  S.  314  f.  Stolz«!  Rechtsweg  S.  60.  And.  Meinung  Bornhak 
Staatsrecht  Bd.  2  S.  25  f.  und  Meves  in  v.  Holtzend orf f 's  Rechtslexikon 
Bd.  3  S.  747. 

3)  vgl.  Entsch.  d.  R.  G.  in  Strafs.  Bd.  23  S.  17.  In  Sachsen,  wo 
die  Erlasse  des  Ministers  des  Innern  v.  22.  III.  1880  und  de?  Kriegs- 
ministers v.  12.  IV.  1888  (vgl.  Reger  Entscheid,  der  Gerichte  u. 
Verw.-Beh.  betr.  Vorw.-  und  I'olizeis  traf  recht  Bd.  1  S.  III  und  Bd.  9 
S.  342)  den  entgegengesetzten  Standpunkt  eingenommen  hatten,  ist  dieser 
durch  Erlaß  des  Min.  d.  I.  v.  14.  XII.  1888  (Reger  Bd.  9  S.  488)  wieder 
aufgegeben  worden. 

*)  Ebenso  Löning  Verw.-Recht  S.  116  Anm.  4. 

5)  vgl.  Erk.  0.  Y.  G.  Bd.  10  S.  380  ff.  und  Thilo  S.  290. 
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2.  Der  Beamte  muß  ferner,  damit  der  Konflikt  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  13.  IL  .">4  als  zulässig  angesehen  werden  kann, 
selbst  für  seine  Person  verklagt  sein,  nicht  als  Vertreter  einer 
Korporation,  denn  das  Gesetz  verlangt,  daß  gegen  den  Beamten 
eine  gerichtliche  Verfolgung  eingeleitet  worden  ist.  Ist  aber  der 
Beamte,  wie  es  in  einem  Urteil  des  Oberwaltungsgerichts  heißt1), 
„ffir  die  Korporation"  verklagt,  so  wird  damit  in  Zweifel  gestellt, 
ob  die  Handlung  ihm  persönlich  oder  der  von  ihm  vertretenen 
Korporation  zuzurechnen  ist,  und  es  ist  noch  nicht  die  Rede  da- 
von, daß  das  Verfahren  gegen  ihn  eingeleitet  ist. 

U.  Ferner  muß  aber  der  Beamte  Landesbeamter,  nicht 
Reichsbeamter  sein.  Zwar  können  auch  nach  §  19  Satz  2  des 
Reichsbeamtengesetzes  vom  :U.  März  187H  auf  Reichsbeamte  die 
Vorschriften  des  preußischen  Rechts  unter  Umständen  Anwendung 
finden,  nämlich  dann,  wenn  diese  Reichsbeamten  nicht  Preußen 
sind,  aber  in  Preußen  ihren  Sitz  haben,  wie  z.  B.  die  vom  Reiche 
im  Gesamtinteresse  den  Behörden  der  einzelnen  Staaten  bei  der 
Verwaltung  der  Reichszölle  und  Abgaben  zugewiesenen  Kon- 
trolleure (bei  den  Zoll-  oder  Steuerämtern)  und  Reichsbevoll- 
mächtigten für  Zölle  und  Steuern  (hei  den  Direktivbehörden), 
oder  wenn  sie  außerhalb  des  Reiches  wohnen  und  ihr  Heimatsstaat 
über  das  in  Frage  stehende  Rechtsverhältnis  keine  gesetzlichen  Be- 
stimmungen getroffen  hatv).  Jedoch  ist  das  nur  der  Fall,  soweit 
nicht  durch  die  Reichsgesetzgebung  Bestimmung  getroffen  worden 
ist.  (§19  Satz  1  a.  a.  0.)  Das  ist  aber  in  unserem  Falle  ge- 
schehen: durch  §  Iii  des  Reichsbeamtengesetzes  nämlich  in  Ver- 
bindung mit  §  70  G.  V.  G.  sollte,  wie  unten  (Teil  III)  näher 
zu  erörtern  sein  wird,  die  gerichtliche  Verfolgung  der  Reichs- 
beamten wegen  amtlicher  Vergebungen  besonders  geregelt  sein.  — 
Eine  andere  Frage  ist  es   natürlich,  ob  die  Bestimmungen  des 


')  vgl.  Entsch.  0.  V.  0.  Bd.  25  S.  425. 

*)  Die  Motivo  bezeichnen  diese  Bestimmung  des  §  19  als  „notwendige 
Konsequenz  des  durch  Art.  3  Keichsverf.  begründeten  gemeinsamen  Indigenats." 
Man  fürchtete,  es  möchte  sonst  eine  „Scheidung  zwischen  Reich  und  Staat  ent- 
stehen, die  an  sich  und  in  ihren  Kindrücken  auf  das  VolksbewußUein  die 
gemeinsamen  Interessen  und  die  Anforderungen  der  nationalen  G  esain  t- 
cntwickelung  nur  schädigen  kann."  (vgl.  Pereis  und  Spilling  Reichs- 
beamteugesetz  2.  Aullage  S.  65,  1.) 
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preußischen  Konfliktsgesetzes  auf  Reichsbeamte  anwendbar  sind 
wehren  eitles  Falles  aus  einer  Zeit,  wo  sie  noch  preußische  Be- 
amte waren1}.  Diese  Frage  ist  aber  auf  dieselben  Grundsätze 
zurückzuführen,  wonach  auch  ein  Konflikt  zugunsten  eines  aus- 
geschiedenen Beamten  erhoben  werden  kann.    (vgl.  unten  III.) 

II.  Zu  den  hier  in  Betracht  kommenden  Gattungen  gehören 
nach  ausdrücklicher  Vorschrift  von  §  .">  des  preußischen  Konflikts- 
gesetzes nicht  nur  die  unmittelbaren,  sondern  auch  die  mittel- 
baren Beamten.  Dies  entspricht  dem  oben  erwähnten  Zweck 
des  Gesetzes,  die  Beamten  in  weitem  Umfang  zu  treffen.  Über- 
dies begreift  auch  z.  B.  das  A.  L.  R.  II  10  §  1  ff.,  das  für  den 
Begriff  „Beamter"  bestimmend  ist,  ebenso  wie  §  :r>«>  Str.  (i.  B.,  die 
mittelbaren  Beamten  unter  die  „Beamten*.  So  hat  das  Ober- 
verwaltungsgericht  denn  schon  wiederholt  über  die  Zulässigkeit 
der  Konfliktserhebung  zugunsten  von  Orts  Vorstehern2),  von 
Verwaltern  der  stadtischen  Polizei3),  westfälischen  Amt- 
männern4). Vorstehern  der  Gesamtarmenverbände5), 
Dirigenten  einer  freiwilligen,  unter  polizeilicher  Ge- 
nehmigung gebildeten  Feuerwehr0)  und  Amtsdienern7) 
zu  befinden  gehabt. 

Auch  die  Lehrer8/,  soweit  sie  nicht  an  staatlichen  Unterrichts- 
anstalten angestellt  sind  (wo  die  Beamteneigenschaft  außer  Frage 
steht),  sind  mittelbare  Beamte.  Zu  ihnen  gehören  die  L ehrer  an 
Fortbildungsschulen  und  an  gewerblichen  Fortbildungs- 
schulen9;.    Auch  diese  Art  von  Schulen  stellt   nämlich  eine 

')  vgl.  Rutsch,  d.  0.  V.  G.  Bd.  32  S.  451.  Hier  hatte  das  0.  V.U.  in 
einem  Falle  zu  entscheiden,  wo  der  frühere  Kanzler  einer  preußischen 
Gesandtschaft,  der  ohne  sein  Ansuchen  im  Alter  von  72  Jahren  in  den 
Ruhestand  versetzt  worden  war,  einen  deutschen  Botschafter,  der  z.  Z. 
der  Pensionierung  des  Kanzlers  an  der  Spitze  jener  preußischen  Gesandt- 
schaft gestanden  hatte,  auf  Ersatz  des  ihm  durch  seine  frühzeitige  Kmeri- 
tiemng  enstandeneu  Schadens  verklagt  hatte! 

')  vgl.  z.  B.  Kntsch.  d.  U.  V.  G.  Bd.  25  S.  425. 

3)  vgl.  z.  B.  O.  V.  G.  Bd.  14  S.  420. 

*)  vgl.  i.  B.  O.  V.  G.  Bd.  8  S.  403. 

6)  Kntsch.  d.  0.  V.  G.  Bd.  41  S.  443. 

6)  vgl.  Entsch.  d.  O.  V.  G.  Bd.  8  S.  403. 

7)  vgl.  Preuß.  Verw.  Bl.  Bd.  16  S.  267. 

*)  vgl.  Kntsch.  d.  0.  V.  G.  Bd.  16  S.  412  und  Bd.  19  S.  445. 
vgl.  Kntsch.  d.  0.  V.  G.  Bd.  30  8.  437. 
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kommunale  Einrichtung  dar  und  untersteht  als  solche,  ebenso  wie 
die  Stadt  selbst,  der  Aufsicht  des  Staates.  Damit  stehen  diese 
Schulen  den  anderen  Schulen  gleich  und  die  an  ihnen  angestellten 
Lehrer  den  an  anderen  Schulen  angestellten.  Mithin  sind  auch 
diese  Lehrer  mittelbare  Staatsbeamte  gemäß  A.  L.  B.  II,  10  §  <>9. 
Abgesehen  davon  bedeutet  rein  äußerlich  der  Besuch  der  Fort- 
bildungsschulen für  gewisse  Klassen  der  Bevölkerung  eine  Fort- 
setzung des  Schulzwanges,  und  die  dort  beschäftigten  Lehrer  haben 
dieselben  Befugnisse  wie  die  Volksschullehrer,  so  daß  schon  aus 
diesem  Grunde  die  Gleichstellung  gerechtfertigt  sein  dürfte.  Bei 
den  Lehrern  wird  der  Konflikt  besonders  häufig  erhoben:  ilire 
Stellung  bringt  es  mit  sich,  daß  sie  von  kurzsichtigen  Eltern 
wegen  angeblicher  Mißhandlungen  und  Beleidigungen  der  Kinder 
denunziert  oder  verklagt  werden. 

III.  Die  Vorschriften  des  preußischen  Konfliktsgesetzes  rinden 
auch  Anwendung  auf  Beamte,  die  aus  dem  Dienst  bereits 
ausgeschieden  sind:  auch  zugunsten  dieser  kann  also  der  Kon- 
flikt erhoben  werden.  Der  Staat  hat  ja  auch  hier  ein  Interesse 
an  der  Entscheidung,  denn  die  Behörden  erheben  den  Konflikt, 
der  vom  Standpunkt  des  Beamten  aus  in  erster  Linie  dessen  per- 
sönlichen Interessen  dienen  mag,  nicht  so  sehr  zugunsten  der 
Person  der  Beamten,  damit  man  erkenne,  ob  sie  ihr  Amt  flecken- 
los geführt  haben,  als  vielmehr  zugunsten  des  Amtes  selbst. 
Diese  Auffassung  kehrt  fast  mit  denselben  Worten  in  vielen  Ent- 
scheidungen des  0.  V.  G.  wieder').  Preußen  schneidet  übrigens 
in  der  Beziehung  jeden  Zweifel  ab,  indem  §  4  des  Konflikts- 
gesetzes die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ausdrucklich 
auf  einen  aus  dem  Dienst  bereits  ausgeschiedenen  Be- 
amten und  auf  die  Erben  eines  Beamten  ausdehnt').  Danach 
kann  also  der  Konflikt  zugunsten  pensionierter,  entlassener 
und  zur  Disposition  gestellter  Beamten  erhoben  werden,  soweit 


•)  vgl.  Erk.  (f.  0.  V.  G.  in  der  Deutschen  Juristen-Zeitung  Bd.  2 
S.  495:  „denn  durch  die  Erhebung  des  Konfliktes  soll  nicht  nur  die  Person 
des  Beamten,  sondern  ebenso  und  vornehmlich  die  Interessen  des  ron  ihm 
bekleideten  Amtes  geschützt  werden"  und  Bd.  5  S.  398. 

2)  In  Baden  ist  durch  Art.  9—14  des  Ges.  v.  24.  II.  1880,  die  fast 
wörtlich  dem  Inhalt  der  2—5  des  preuü.  Ges.  v.  13.  II.  54  entsprechen, 
dasselbe  bestimmt  wurden. 
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noch  im  Amt  vorgenommene  Handinngen  in  Frage  stehen1). 
Diese  Bestimmung  steht  im  Einklang  mit  der  gesetzlichen  Regelung 
in  Frankreich.  Dort  waren  Kassationshof  und  Staatsrat  gemeinsam 
zu  einer  entsprechenden  Feststellung  gekommen s).  Nur  für 
bestimmte  Falle  und  fflr  bestimmte  Beamte  schuf  der  Staatsrat 
in  einem  Gutachten  vom  s.  XII.  1*07,  in  welchem  er  den  Art.  75 
authentisch  interpretierte,  folgende  spezielle  Bestimmungen: 

„1.  uue  les  comptables  destitues  ne  peuvent  etre  admis  ä 
sc  prevaloir  de  la  prerogative  constitutionelle.  d  apres  laquelle 
les  agents  publics  ne  peuvent  etre  mis  en  jugement  qu'en 
vertu  d'une  decision  du  conseil  d'Etat. 

2.  que  les  excomptables  retentionnaires  de  deniers  publics 
peuvent  6tre  traduits  devant  les  tribunaux  criminels  sur  la 
simj)le  denonciation  du  ministre  du  tresor  public  au  grand 
juge  ministre  de  la  justice,  qui  se  fera  rendre  compte  de 
r Instruction  et  des  suites  de  la  procedure." 
Eine  ähnliche  Fortdauer  der  Beamtenqualität  über  den  Zeit- 
punkt der  Entlassung  aus  dem  Dienst  hinaus,  und  zwar  hinsicht- 
lich der  durch  das  Amt  übernommenen  Pflichten  (im  Vorigen 
handelte  es  sich  um  die  aus  dem  Amt  resultierenden  Rechte), 
ergibt  sich  aus  den  Bestimmungen  des  §  M6  der  Zivilprozeßordn. 
und  §  5H  der  StrafprozeMordn.    Danach  dürfen  ötfentliche  Beamte, 
„auch  wenn  sie  nicht  mehr  im  Dienste  sind",  über  Umstände,  auf 
die  sich  ihre  Pflicht  zur  Amtsverschwiegenheit  bezieht,  als  Zeugen 
nur  mit  Genehmigung  ihrer  vorgesetzten  oder  der  ihnen  zuletzt 
vorgesetzt  gewesenen  Dienstbehörde  vernommen  werden. 

IV.  Zweifel  hart  ist  es,  ob  der  Konflikt  auch  bei  gerichtlicher 
Verfolgung  von  Geistlichen  erhoben  werden  kann:  Wissenschaft 
und  Praxis  nehmen  zu  der  Frage  in  verschiedener  Weise  Stellung. 
Unbestritten  ist,  daß  der  Geistliche  als  solcher  kein  Staats- 
beamter ist,  auch  nicht,  wenn  er  ein  kirchen regimentliches  Amt, 
z.  B.  als  Superintendent3),  bekleidet.  Das  ergibt  sich  aus  den 
Bestrebungen  vor  Erlali  und  aus  dem  Sinne  der  preuU.  Verfassungs- 

')  Unrichtig  ist  darum  die  Bemerkung  von  Arndt  Vcrf.-Urk.  1904 
S.  303,  daß  Offiziere  a.  D.  keine  Landesbeamten  im  Sinne  des  Konflikts- 
goaetzcB  seien. 

a)  vgl.  Focrtsch  S.  408  und  Freund  Absch.  2  Kap.  2  §  1. 
3)  vgl.  Erk.  d.  U.  V.  0.  Bd.  20  S.  451. 
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Urkunde.  Es  muti  weiter  jeder  Staatsbeamte  den  in  Art.  108 
vorgeschriebenen  Eid  leisten:  diesen  Eid  leisten  aber  die  Geist- 
lichen gemäß  einer  Kabinettsordre  vom  x.  IV.  18.'>0,  durch  welche 
aus  der  Eidesformel  der  Geistlichen  alle  auf  den  Staat  bezüglichen 
Worte  ausgemerzt  worden,  nicht.  Daraus  folgt,  daß  das  bei 
Erlali  des  Konfliktsgesetzes  gültige  Staatsrecht  die  Geistlichen 
nicht  mehr  als  Staatsbeamte  behandelt  hat,  weshalb  auch  ein 
Konflikt  bei  Geistlichen  nicht  erhoben  werden  kann. 
Hieraus  darf  aber,  was  nebenbei  bemerkt  sein  mag.  keineswegs 
gefolgert  werden,  daß  Oberhaupt  die  noch  nicht  beeideten  Beamten 
dem  Konflikt  nicht  unterliegen,  denn  die  Beamteneigenschaft  wird 
mit  der  Verleihung  des  Amtes  erworben,  nicht  mit  der  Leistung 
des  Diensteides.  Letzterer  „bezeichnet  nur  den  Zeitpunkt,  mit 
«lern  die  Ausübung  der  Amtsfunktion  beginnt'),*  nicht  dagegen 
den  Zeitpunkt  des  Erwerbes  der  Beamten  qu  alitat.  Verwiesen 
sei  hier  zugleich  auf  §  :•*">!)  Str.  G.  B.,  der  keinen  Unterschied 
macht,  ob  der  Beamte  den  Diensteid  geleistet  hat  oder  nicht. 

Der  Geistliche  kann  aber  auch  mit  staatsam t liehen 
Funktionen  ausgestattet  sein.  In  diesem  Falle  nimmt  er  nach 
Ansicht  der  Praxis  den  Charakter  eines  Beamten  an8).  Die 
Wissenschaft  dagegen  leugnet  neuerdings  die  Beamtenqualität  des 
Geistlichen  auch  in  diesem  Falle3).  Ich  halte  —  es  handelt  sich 
hier  in  erster  Linie  um  die  mit  der  Schulaufsicht  betrauten  Geist- 
lichen, wie  Ortsschulinspektoren  —  den  Standpunkt  der  Praxis 
für  begründet.  Insbesondere  sind  nach  den  Bestimmungen  der 
§§  1  und  2  des  preuß.  Gesetzes  über  die  Schulaufsicht  vom 
11.  März  1X72  (G.-S.  S.  1*3),  wonach  dem  Staat  allein  die 
Schulaufsicht  und  die  Ernennung  der  Schulinspektoren  gebührt, 
die  Ortsschulinspektoren  als  Beamte  anzusehen.  Befinden  sich  nun 
Geistliche  in  Ausübung  staatsamtlicher  Funktionen,  so  kann  auch 
zu  ihren  Gunsten  der  Konflikt  erhoben  werden4). 

')  vgl.  Meves  in  v.  Holtzemlorfls  Kechtslexikon  Bd.  3  S.  747. 

a)  vgl.  Krk.  d.  O.  V.  <J.  Bd.  8  S.  390  und  Bd.  19  S.  435:  ebenso 
v.  Brauchitsch  S.  421  IT.  And.  Mein,  früher  der  K.  (i.  H.  (vgl.  J.-M.-Bl. 
1859  S.  237  ff.)  ebenso  Hart  mann  S.  46. 

3)  vgl.  Schoen  Evang.  Kirchenrecht  Bd.  1  »S.  232  Anm.  1  und  S.  236 
Amn.  1. 

4;  Kbenso  v.  Kuoiint-Zorn  Bd.  1  8.  424. 
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Auch  hinsichtlich  der  Beamtenqualität  der  Mitglieder  der 
Konsistorien  und  des  evangelischen  Oberkirchenrats 
herrschen  Zweifel.  Man  neigt  neuerdings  dazu,  sie  nicht  zu  den 
Staatsbeamten  zu  rechnen1),  und  beruft  sich  darauf,  datt  Art  15  der 
Verf.-Urkunde2)  von  der  evang.  Kirche  wie  von  der  katholischen 
Kirche  als  von  einem  vom  Staat  gesonderten  Rechtssubjekt  handele, 
welches  eigene  Angelegenheiten  hat  und  diese  selbständig  ordnet. 
Danach  habe  die  Verfassung  die  zur  Verwaltung  kirchlicher  An- 
gelegenheiten berufenen  Personen  nicht  in  den  Dienst  des  Staates 
stellen  wollen.  Das  Gesetz  v.  3.  VI.  1876  (G.-S.  S.  125)  habe 
diesen  Grundsatz  von  neuem  sanktioniert,  indem  es  z.  H.  in 
Art.  21  den  evangelischen  Oberkirchenrat  und  die  Konsistorien 
als  Organe  der  Kirchenregierung  bezeichne  und  in  Art.  23  ff. 
diesen  die  „ Staatsbehörden"  gegenüberstelle.  (Schoen.)  Diese 
Deduktion  halte  ich  für  überzeugend  und  trete  ihr  bei3). 

V.  Daß  für  die  Königlichen  Forst-  und  Jagdbeamten 
der  Konflikt  erhoben  werden  kann,  ist  nicht  bezweifelt*).  Fraglich 
könnte  es  nur  sein,  ob  auch  die  in  Privatdiensten  angestellten 
Forstbediensteten  zu  den  Beamten  zu  rechnen  sind.  Die  Frage 
ist  mit  Rücksicht  darauf,  daß  diese  Personen  den  in  §  24  des 
preußischen  Forstdiebstahlgesetzes  v.  15.  IV.  1S78  (G.-S.  S.  222) 
vorgesehenen  Kid  beim  Amtsgericht  leisten,  dahingehend,  daß  sie 
Zuwiderhandlungen  gegen  das  genannte  Gesetz  anzeigen  wollen 
usw.,  vom  Reichsgericht  in  ständiger  Rechtsprechung  bejaht 
worden5).  Denn  durch  diesen  Eid  übernehmen  sie  Funktionen 
dem  Staate  gegenüber,  die  nur  von  Beamten  des  Staates  ausgeübt 

')  vgl.  v.  Rocnne-Zorn  Bd.  1  S.  424  und  Schoen  Bd.  1  S.  232  ff. 

*)  Die  Aufhebung  des  Art.  15  durch  das  Ges.  v.  18.  VI.  1875  hat  nicht« 
ar.  dem  durch  denselben  geschaffenen  Rechtszustaud  geändert. 

*)  And.  Mein.  Arndt  in  Birkmeyers  Encyklop&dic  8.  833  f. 

*)  vgl.  Erk.  0.  V.  G.  Bd.  1  S.  40  und  Zachariae  Bd.  2  §  133  ff. 

5)  vgl.  Kutsch,  d.  R.  G.  in  Strafsachen  Bd.  2  S.  306,  Bd.  4  S.  214, 
Bd.  10  S.  106  und  Bd.  16  S.  321  sowie  „Rechtspr.  d.  dtsch.  R.  G.  in  Straf- 
sachen* Bd.  8  S.  102.  Kbcnso  auch  die  allgemeinen  Ausführungen  bei 
Reger-D yroff  S.  163,  wo  die  Ansicht  vertreten  wird,  daß  sogar  die  sog. 
„gelernten  J&gcr,"  die  in  Niemandes  Diensten  stehen,  als  Beamte  im  Sinne 
des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  anzusehen  sind,  sofern  sie  eine  mit  obrigkeitlicher 
Gewalt  verbundene  Funktion  versehen,  vgl.  ferner  Parey  Selbstverwaltung 
1888  S.  107  ff. 
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werden  können,  da  nur  Beamte  zum  Staat  in  einem  dauernden 
Pflichtverhältnis  dieser  Art  stehen,, 

VI.  Aus  geschlossen  von  den  Bestimmungen  des  Konflikts- 
gesetzes bleiben  jedoch  gemäß  §  7  diejenigen  Fülle,  in  denen  die 
gerichtliche  Verfolgung  eingeleitet  ist: 

1.  gegen  richterliche  Beamte, 

2.  gegen  andere  Justizbeamte,  mit  Ausnahme  der  Beamten  der 
Staatsanwaltschaft1 )  und  der  gerichtlichen  Polizei, 

(3.  ehedem  gegen  die  im  Bezirk  des  Appellationsgerichtshofes  zu 
Köln  angestellten  Hvpothekenbewahrer2)  und  Zivilstands^ 
beamten3)). 

Unter  „richterlichen  Beamten*  sind  solche  Beamte  zu 
verstehen,  die  bei  der  Justiz  (vgl.  den  Gegensatz  „andere 
Justizbeamte")  mit  richterlichen  Funktionen  betraut  sind,  sei  es 
als  fest  angestellte,  sei  es  als  Hilfsrichter.  Das  sind  aber  nur  die 
bei  den  ordentlichen  Gerichten  angestellten  Richter, 
einschließlich  der  Präsidenten,  Senatspräsidenten  und 
Direktoren,  sowie  die  Assessoren.  Es  fallen  also  heraus  die 
bei  den  besonderen  Gerichten  im  Sinne  des  §  14  G.  V.  G. 
(Stromgerichte.  Agrargerichte,  Gemeindegerichte.  Gewerbegerichte 
und  ferner  Kaufmannsgerichte)  und  die  bei  den  Verwaltungs- 
gerichten angestellten  richterlichen  Beamten.  Also  auch,  um 
zwei  wichtige  Beispiele  zu  nennen,  die  Mitglieder  der  General- 
kommissionen und  der  Bezirksausschüsse,  wiewohl  diese  mit  Bezug 
auf  die  Disziplin  dem  richterlichen  Disziplinargesetz  vom  7.  Mai 
iMöl  unterstehen    (vgl.  $  MJ  des  Ges.  betr.  die  Dienstvergehen 


'}  Im  jeweiligen  Umfang  ihrer  Tätigkeit.  Also  würden  heute  auch  die 
vom  Justizministerium  (Staatsanwaltschaft)  ressortierendeu  Beamten  der  Ge- 
fängnisse hierher  gehören,  nämlich  die  Gefängnisdirektoren  uud  Ge- 
fängnisgeistlichen   —   —    Gefftiignisinspcktorcn,  Inspektions- 

assistenten,  Ingenieure  bei  den  G  efängnissen  etat  smftßigen 

Lehrer  beiden  <ie  fängnissen  G  efangen  enoberau  fscher  und 

-Oberaufseherinnen,  Gefangenenaufseher  und  -Aufseherinnen. 

a)  Durch  §  1  des  preuB.  Oes.  v.  18.  VII.  1896  „betr.  die  Aufhebung 
der  Hypothekcn&inter  im  Geltungsbereiche  dos  Rheinischen  Rechts*  (G.-S. 
S.  165)  aufgehoben. 

3)  Seit  dem  Reichspersonenstandsgesetz  vom  6.  II.  1875  den  übrigen 
Standesbeamten  gleichgestellt. 
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der  Richter  v.  7.  V.  18.">1  und  §  82  des  (ies.  über  die  allgemeine 
Landesverwaltung  v.  30.  VII.  1883.) 

Zu  den  „anderen  Justizbeamten"  gehören  nur  die  Be- 
amten der  fj erichte  (nicht  auch  die  sonst  mit  der  Justiz- 
verwaltung betrauten  Organe  der  Rechtspflege,  wie  der  Justiz- 
minister und  die  Beamten  des  Justizministeriums1))  d.  h. 

1.  von  den  höheren  Justizbeamten:  die  Notare, 

2.  von  den  Subalternbeamten:  die  Referendare  —  — 
Rerhnungsrevisoren,  Kalkulatoren.  Rendanten,  Vorsteher  beim 
Kinziehungsamt,  Oberbuchhalter,  Kassierer,  Buchhalter,  Assistenten 
—  —  Sekretare,  Registratoren,  Kanzlisten  —  —  der  Häuser- 
administrationsinspektor in  Berlin  —  -  die  Dolmetscher,  Kanzlei- 
beamten —  —  Gerichtsvollzieher  —  —  diätarisch  angestellten 
Geholfen  für  den  Bureau-,  Kassen-  und  Kanzleidienst,  sowie  die 
Justizanwärter, 

3.  von  den  unteren  Beamten :  die  Botenmeister,  Kastellane, 
Kanzleidiener  und  Gerichtsdiener. 

Zu  den  unteren  Justizbeamten  treten  noch  unter  Umständen 
verschiedene  Personen,  welche  lediglich  mechanische  Dienstleistungen 
verrichten,  nämlich  dann,  wenn  für  dieselben  bei  den  in  Frage 
kommenden  Gerichten  und  Gefängnissen  etatsmäUige  oder  diätarische 
Stellen  vorgesehen  sind.  Ist  das  letztere  nicht  der  Fall,  so  sind 
diese  Personen  nur  auf  Grund  eines  kontraktlichen  Verhältnisses 
tätig  und  sind  keine  Justizbeamte.  Dahin  würden  gehören: 
Aktenhefter,  Drucker,  Aktenträger,  Nachtwächter,  Ofenheizer,  Haus- 
hälter, Hausdiener,  Pförtner  und  Gärtner2). 

Entscheiden  bei  diesen  Beamten  allen  die  Gerichte  in  vollem 
Umfange  über  die  Schuldfrage,  so  ist  eine  Gefährdung  der  Selbst- 
ständigkeit der  Verwaltung  nicht  zu  befürchten,  da  eine  Kollision 
der  Kompetenz  nur  bei  verschiedenartigen  Ressorts  stattfinden 
kann,  Beamte  der  Justiz  aber  mit  der  richterlichen  Funktion  dieses 
Ressorts  nicht  zusammenstoßen  können5).    Aus  diesem  Grunde 

■)  vgl.  Entgeh,  d.  O.  V.  G.  Bd.  47  S.  436.  Näheres  folgt  unten  Teil  2 
Kap.  2  bei  den  „Staatsministern*. 

3)  vgl.  zu  alledem  Müller  Justizverwaltung  Abschnitt  8  und  22.  — 
Dem  steht  Arndt  Verf.-Urk.  1904  S.  303  mit  folgender  Aufzählung  gegen- 
über: Richterliche  Beamte,  Gerichtsvollzieher  und  Nutare! 

3)  vgl.  Drucksachen  der  1.  Kammer  1852/53  Bd.  5  No.  349. 
GrtfeDbont,  Konflikt  6 
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hat  das  Konfliktsgesetz  die  Bestimmungen  Ober  den  Konflikt  auf 
diese  Beamten  nicht  für  anwendbar  erklärt. 

VII.  Ob  der  Staat,  wenn  er  selbst  wegen  Amtsüberschreitungen 
seiner  Beamten  in  Anspruch  genommen  würde,  zu  einem  Ersatz 
des  durch  dieselben  verursachten  Schadens  verpflichtet  ist,  ist  eine 
bisher  noch  unausgetragene  Streitfrage.  Löning  »)  z.  B.  verneint 
die  Verpflichtung,  es  sei  denn,  daß  der  Staat  die  Haftung  durch 
positiven  Rechtssatz  übernommen  habe.  Das  Letztere  ist  zurzeit 
in  10  deutschen  Staaten  geschehen,  und  zwar  an  Stelle  des  Be- 
amten in  Bayern,  Württemberg,  Coburg- Gotha,  Reuß  j.  L., 
nach  Art  eines  Bürgen  in  Hessen,  Sachsen  -  Weimar- 
Eisenach,  Schwarzburg-Sondershausen,  Reuß  ä.  L.  und 
in  Elsaß-Lothringen.  Die  beiden  Mecklenburg  und  Anhalt 
lehnen  jede  Haftung  ab,  im  Kgr.  Sachsen  wird  gewohnheits- 
rechtliche Haftung  des  Staates  angenommen8).  In  Preußen  fehlt 
bisher  eine  gesetzliche  Regelung  der  Frage,  jedoch  nur  für  das 
ehemals  landrechtliche  und  für  das  gemeinrechtliche  Oebiet:  in  der 
Rh  e  in  pro  vi  nz,  wo  durch  Art.  89  Nr.  2  des  A.-G.  z.  B.  G.  B. 
der  Art.  des  Rheinischen  Bürgerlichen  Gesetzbuches  aufrecht 

erhalten  worden  ist3),  haftet  auch  jetzt  schon  der  Staat  für  den 
von  seinen  Beamten  in  Ausübung  der  diesen  anvertrauten  öffent- 
lichen Gewalt  zugefügten  Schaden.  Die  aufgeworfene  Frage 
könnte  für  diesen  Teil  Preußens  also  schon  jetzt  praktisch  werden. 
Es  ist  aber  auch  kaum  anzunehmen,  daß  sich  Preußen  noch  lange 
der  allgemeinen  Bewegung,  die  auf  allgemeine  Einführung  einer 
solchen  Haftpflicht  des  Staates  gerichtet  ist,  wird  entziehen  können. 
In  dieser  Beziehung  darf  jetzt  auf  die  Verhandlungen  des 
•JS.  Deutschen  Juristentages1)  verwiesen  werden.  Ob  dem  Staate, 
wenn  er  die  Haftung  übernimmt,  in  prozeßrechtlicher  Beziehung 
derselbe  Schutz  zuteil   wird,  den  er  seinen  Beamten  zukommen 

l)  rl>ie  Haft*,  des  Staates  aus  rechtswidr.  Hdlg.  sein.  Beamten-  1871» 
S.  45  ff.  u.  93  ff. 

*)  vgl.  Gierke  in  Bd.  1  S.  120.  125  und  12(5  der  Verhandlungen  de* 
'2$.  Deutschen  Jurist  «mtages  1 JKKJ. 

1  vgl.  Entscli.  K.  G.  Zivils,  Bd.  54  S.  ID. 

4)  vgl.  Gutachten  von  Gierke  in  Bd.  1  S.  102,  von  v.  Herrnritt 
in  Hd.  2  S.  324  sowie  die  Ausführungen  von  Wildhagen,  Leonhard 
(Marlmry   und  Fleischinaun  in  Hd.  3  Abt.  1  S.  133,  154,  157,  161. 
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läßt,  ist  durch  das  Konfliktsgesetz  nicht  gesagt.  Aber,  da  der 
Staat  nur  aus  denselben  Gründen  zur  Verantwortung  gezogen 
wird,  wie  der  Beamte '),  und  da  er  für  den  Beamten  einspringt, 
so  wird  man  die  Rechtslage  auch  nicht  anders  als  nach  dem  Kon- 
fliktsgesetze beurteilen  können.  Ist  es  also  gestattet,  daß  die  vor- 
gesetzte Zentral-  oder  Provinzialbehörde  den  Konflikt  erhebt, 
wenn  der  Beamte  gerichtlich  verfolgt  wird,  so  muß  es  auch  gestattet 
werden,  eine  Vorentscheidung  zu  verlangen,  wenn  der  Staat 
gerichtlich  in  Anspruch  genommen  wird8). 

VIII.  Bei  einzelnen  Beamtenkategorien  bestehen  besondere 
Zweifel  oder  es  ist  eine  so  reichliche  Rechtsprechung  vorhanden, 
daß  es  zweckmäßig  erscheint  sie  zu  besonderer  Darstellung  zu 
verweisen.  Das  ist  für  die  Staatsminister,  die  Militar- 
personen  sowie  für  die  Polizeibeamten  und  Gendarmen 
geschehen,    i'l.  Kapitel  dieses  Teiles.) 

§  15.   Die  Behörden. 

I.  Die  Befugnis,  den  Konflikt  zu  erheben,  steht  nach  §  1 
des  (ies.  v.  13.  II.  54  der  „vorgesetzten  Provinzial-  oder 
Zentralbehörde  des  Beamten4*  zu. 

1.  Wenn  das  Gesetz  von  der  „vorgesetzten"  Behörde 
spricht,  so  ist  dies  zurückzuführen  auf  den  Wortlaut  des  Art.  97 
der  Preuß.  Verf.,  zu  dessen  Ausführung  das  Gesetz,  wie  oben 
(§  8)  dargestellt,  erlassen  worden  ist.  Die  Regierung  hatte 
damals  bei  den  Beratungen  der  Verfassungsurkundc  beantragt,  den 
zweiten  Satz  des  Art.  !)7  so  zu  fassen,  daß  „eine  vorgängige  Ge- 
nehmigung der  vorgesetzten  Dienstbehörde  nicht  verlangt  werden 
dürfe,1*  da  gerade  sie  ja  „als  gewissermaßen  bei  der  Sache  be- 
teiligt44 anzusehen  sei.  (vgl.  oben  §  7.)  Der  Antrag  war 
bedenkenlos  angenommen  worden.  Insofern  unterscheidet  sich  nun 
der  Konflikt  vom  Kompetenzkonflikt3),  denn  zur  Krhebung  des 
letzteren  ist  nach  §  5  der  Verordnung  betr.  die  Kompetenzkonflikte 

'}  vgl.  Kisch  Els.-Lothr.  Landesprivntrecht  S.  349  und  Molitor  Ges. 
b«-tr.  die  Aust.  d.  B.  G.  B.  in  Kls.-Lothr.  S.  74. 

a)  So  ausdrücklich  jetzt  Bayern  A.-G.  z.  B.  G.  B.  Art.  165  (Tgl. 
unten  §  31). 

3)  Weitere  Unterschiede  vgl.  Gravenhorst  Betrachtungen  aus  der 
Lehre  vom  Kontlikt.    Inauguraldissertation  Halle  a.  S.  19Ü7  S.  21  ff. 
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v.  1.  August  18791)  nur  die  Zentral-  und  Provinzialverwaltungs- 
behörde  befugt.  Jedoch  ist  nicht  unbedingt  erforderlich,  daß  die 
vorgesetzte  Behörde  den  Kompetenzkonflikt  erhebt,  vielmehr  steht 
die  Befugnis  allgemein  derjenigen  Behörde  zu,  deren  Ressort 
durch  das  eingeleitete  Verfahren  berührt  wird,  da  jede  Behörde 
Amtshandlungen  nur  innerhalb  desjenigen  Geschäftskreise*  vornehmen 
kann,  der  ihr  durch  ihre  amtliche  Stellung  zugewiesen  ist2).  Auf 
diese  Weise  wäre  es  denkbar,  daß  in  demselben  Reehtsverfahren 
von  der  einen  Behörde  der  Konflikt  und  von  der  anderen  Behörde 
der  Kompetenzkonflikt  erhoben  wird3). 

2.  Zweifelhaft  ist  die  Frage,  welche  vorgesetzte  Behörde  zur 
Erhebung  des  Konfliktes  befugt  ist:  diejenige,  welche  zurzeit  der 
Konfliktserhebung  vorgesetzt  ist,  oder  diejenige,  welche  zu 
der  Zeit  vorgesetzt  war,  als  der  Beamte  sich  der  die  gericht- 
liche Verfolgung  veranlassenden  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse 
angeblich  schuldig  gemacht  hat?  Oppenhoff4)  nieint 
grundsätzlich,  daß  es  auf  die  letztere  ankomme:  er  nimmt  Bezug 
auf  §  4  des  Konfliktsgesetzes.  Dieselbe  Ansicht  vertreten  mehr 
oder  weniger  einheitig  die  in  der  Deutschen  Juristen-Zeitung  ab- 
gedruckten Urteile  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  2.  VII.  l*i)7 
und  1(5.  I.  1900 5),  auf  welche  Oppenhoff  auch  Bezug  nimmt. 
Frühere  Urteile  des  Oberverwaltungsgeriehts  vom  17.  XII. 
1890  und  11.  III.  1891  jedoch  haben6)  beide  Behörden 
zur  Konfliktserhebung  für  befugt  erachtet,  sowohl  die  zur- 
zeit der    Konfliktserhebung  als  die  zurzeit  der  Begehung  der 

»)  vgl.  O.-S.  S.  573. 

»)  vgl.  Oppenhoff  S.  400  An  in.  18,  S.  480  Anm.  III. 

3)  vgl.  Erk.  d.  O.  V.  O.  v.  12.  III.  1892  No.  I  286  bei  Oppenhoff 
S.  401  Anm.  19:  dasselbe  ist  offenbar  amtlich  nicht  veröffentlicht  wurden 
und  es  ist  bei  Oppenhoff  keine  Hegründung  beigegeben.  Es  handelt  sich 
um  einen  Fall,  w<>  ein  IVdizeibeainter  bei  einer  strafgerichtlichen  Unter- 
suchung auf  Ersuchen  der  Staatsanwaltschaft  tätig  gewesen  und  dafür  ge- 
richtlich belangt  worden  ist.  Der  Oberstaatsanwalt  hatte  darauf  den 
Kompetenzkonflikt,  die  Regierung  den  Konflikt  erhoben. 

*)  S.  402  Anm.  24. 

vgl.  Deutsche  Juristen-Zeitung  IM.  2  S.  495  und  Bd.  5  S.  398. 

*)  vgl.  die  bei  Oppen  hoff  S.  402  aufgeführten  Nummern  der  ge- 
nannten Urteile:  1890  No.  I  1299  und  1891  No.  I  284.  Auch  diese  Urteile 
sind  anscheinend  nicht  mit  einer  He»riindung  veröffentlicht  worden. 
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Tat  vorgesetzte1).  Dem  möchte  ich  beistimmen,  denn  es  ist  an- 
zunehmen, daß  die  oberen  Instanzen  einheitliche  Interessen  der 
Verwaltung  verfolgen  und  daß  darum  der  Gesetzgeber  keine 
Veranlassung  hatte,  die  eine  Behörde  vor  der  anderen  lür  vor- 
nehmlich zustandig  erklären  zu  wollen.  Daß  sich  Oppenhoff  auf 
§  4  des  preuß.  Koufliktsgesetzes  beruft,  kann  seine  Ansicht  nicht 
stützen.  Denn  ausdrücklich  sagt  §  4  nichts  und  gemeint  kann 
doch  nur  sein,  daß  in  jenem  Falle,  wenn  der  Beamte  schon  aus- 
geschieden ist.  weil  es  an  einer  zurzeit  vorgesetzten  Behörde 
fehle,  die  zurzeit  der  Tat  vorgesetzte  Behörde  zur  Erhebung  des 
Konfliktes  berufen  sei.  Aber  auch  das  ist  nicht  einmal  richtig, 
denn  der  Beamte  könnte  ja  vor  dem  Ausscheiden  seit  der  Tat 
auch  schon  seine  Stellung  gewechselt  haben.  Jedenfalls  nötigt 
uns  nichts,  aus  der  Zwangslage,  in  der  man  sich  bei  einem  aus- 
geschiedenen Beamten  befände,  eine  Regel  werden  zu  lassen. 
Wenn  Oppenhoff  sich  weiterhin,  wie  erwähnt,  auf  die  Rechtsprechung 
des  Oberverwaltungsgerichts  beruft,  so  ist  allerdings  richtig,  daß 
das  in  Bd.  >  der  Dtsch.  .Juristen-Zeitung  erwähnte  Urteil  sagt: 
„denn  durch  die  Erhebung  des  Konfliktes  soll  nicht  nur  die 
Person  des  Beamten,  sondern  ebenso  und  vornehmlich  die  Interessen 
des  von  ihm  bekleideten  Amtes  geschützt  werden."  Das  ist 
aber  auch  Alles,  was  von  einer  Begründung  abgedruckt  ist,  und 
das  halte  ich  für  unzulänglich.  Seine  Berufung  „lerner"  auf 
Bd.  5  der  Dtsch.  Juristen-Zeitung  kann  seine  Ansicht  aber  ebenso- 
wenig stützen,  denn  das  dort  erwähnte  Urteil  betont  nur,  daß  die 
zurzeit  der  Begehung  der  Tat  vorgesetze  Behörde  für  die  Erhebung 
des  Konfliktes  nicht  ausgeschlossen  sei,  läßt  also  die  Frage 
offen. 

3.  Eine  bestimmte  Reihenfolge  unter  den  zur  Erhebung  des 
Konfliktes  befugten  Behörden  gibt  es  nicht:  es  ist  also  z.  B. 
nicht  Vorschrift,  daß  etwa  die  Provinzialbehörde  nur  dann  den 
Konflikt  erheben  dürfte,  wenn  die  Zentralbehörde  die  Erhebung 
abgelehnt  hat,  oder  umgekehrt.  Sehr  oft  geschieht  es,  daß  die 
Zentralbehörden  zuerst  den  Konflikt  gar  nicht  erheben,  sondern 
dies  zunächst  den  Provinzialbehörden  überlassen.  Später  treten 
sie  dann  dem  Beschluß  der  Provinzialbehörde  bei  und  machen  die 


')  vgl.  v.  Brauch  itsch  15.  Aufl.  Bd.  1  S.  606. 
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Erhebung  des  Konfliktes  seitens  der  letztgenannten  Behörde  zu 
der  ihrigen l)  oder  sie  beschränken  sich  darauf,  den  Beschluß  rein 
äußerlich  zum  Zeichen  ihrer  Zustimmung  zu  genehmigen5).  Ist 
dies  der  Fall,  so  würden  dadurch  auch  etwaige  Mängel  in  der 
Zuständigkeit  der  Provinzialbehörde  geheilt,  wofern  nur  wenigstens 
der  betr.  Zentralbehörde  die  Zuständigkeit  innewohnt3). 

II.  Zentralbehörden  sind  diejenigen  Behörden,  deren 
Wirkungskreis  das  ganze  Staatsgebiet  umfaßt.  Man  wird 
alle  diejenigen  Behörden  dazu  rechnen  müssen,  die  im  „Handbuch 
für  den  Königlich  Preußischen  Hof  und  Staat"  als  „Oberste 
Staatsbehörden"  genannt  sind  mit  Ausnahme  der  Häuser  de.* 
Landtages.    Das  sind  also: 

1.  Die  Ministerien.  Ob  ihnen  aber  in  dieser  Beziehung 
das  Ministerium  des  Kgl.  Hauses  gleichzustellen  ist,  ist  zum 
wenigsten  zweifelhaft.  Stölzel*)  scbeint  auch  Bedenken  zu 
tragen,  da  er  sich  lediglich  auf  die  Bemerkung  beschränkt :  „Auch 
der  Minister  des  Kgl.  Hauses  ist  vom  Komp.  (Ter.  Hof  dahin  ge- 
rechnet  worden."  Mit  Rücksicht  darauf,  daß  dem  Hausministerium 
nur  die  Verwaltung  der  persönlichen  und  Vermögensangelegenheiten 
des  Königs  und  des  Kgl.  Hauses  untersteht,  möchte  ich  es  ab- 
lehnen, dasselbe  mit  zu  den  Staat  «Verwaltungsbehörden  zu  rechnen, 
welche  den  Konflikt  zu  erheben  befugt  sind. 

•2.  Das  Staatsministerium. 

Der  Staatsrat  (von  der  Frage  seines  Fortbestandes  mag 
abgesehen  werden 5). 

4.  Die  Oberrechnungskammer  zu  Potsdam. 

Auch  der  (.''lief  der  Landgendarmerie  ist  mit  zu  den 
Zentralbehörden  gezahlt  worden6).    Dem  kann  man  jedoch  nicht 

')  Krk.  K.£G.  H.  9  u.  30.  I.  58  i.  J.-M.-Bl.  58,  S.  91-95  und  110  ff. 
sowie  v.  24.  X.  57  i.  J.-M.-Bl.  5!),  S.  250  f.  Ferner  Krk.  0.  V.  G.  11.  XII.  8,». 
i.  Bd.  XIX,  8.  435  439. 

3)  Krk.  K.  G.  II  v.  23.  VI.  58  i.  J.-M.-Bl.  1859,  S.  237—240. 

3)  vgl.  die  Kntscli.  d.  K.  G.  H.  v.  13.  I.   1877  (bei  Stolzcl  Recht 
sprechung  S.  472). 

<)  Rechtsweg  und  K.  K.  8.  364  Anui.  4. 

5)  Daü  der  Staatsrat  aber  1884  zuletzt  einberufen  gewesen  sei,  wi«1 
Stier  -  So  min  in  der  „Sammlung  preußischer  Gesetze  Staats-  und  verwaltung^- 
rechtliehen  Inhalts-  München  1906  S.  31  anmerkt,  ist  unrichtig. 

«}  vgl.  Erk.  K.  G.  H.  v.  11.  IX.  1875  (Min.  Bl.  f.  d.  iun.  Verw.  S.  236 
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beistimmen,  und  zwar  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Land- 
gendarmerie vom  Kriegsminister  (in  Rücksicht  auf  Disziplin  und 
übrige  innere  Verfassung)  und  vom  Minister  des  Innern  (in  An- 
sehung ihrer  Wirksamkeit  und  Dienstsleistung)  ressortiert  d.  h. 
unter  einer  Zentralbehörde  steht.  Dasselbe  gilt  für  die  Staats- 
schuldenkommission in  Berlin,  welche  die  Aufsicht  über  die 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  führt:  letztere  ist  nämlich 
dem  Finanzminister  untergeordnet  und  nur  inbezug  auf 
Ausgabe,  Verzinsung  und  Einziehung  der  Schuldurkunden  selbst- 
ständig und  allein  verantwortlich. 

Den  evangelischen  Oberkirchenrat,  über  dessen  Stellung 
Zweifel  geherrscht  haben1)  rechne  ich  nach  dem  in  §  14,  IV  Ge- 
sagten nicht  zu  den  Zentralbehörden. 

Sodann  hat  sich  zu  den  Zentralbehörden  auch  das  Reichs- 
versicherungsamt  gerechnet:  dies  ist  wenigstens  aus  einem 
Rundschreiben  des  Reichsversicherungsamtes  an  die  Vorstände  der 
seiner  Aufsicht  unterstellten  gewerblichen  Unfall-Berufsgenossen- 
schaften  zu  folgern.  In  diesem  Rundschreiben  vom  19.  Dezember 
IHM  werden  die  genannten  Vorstände  aufgefordert,  Rechtsstreit- 
fälle, die  innerhalb  des  Genossenschaftsbezirkes  anhängig  sind, 
dem  Reichsversicherungsamt  mitzuteilen,  damit  dieses  geeignete 
Schritte  ergreifen  könne,  um  zu  vermeiden,  daß  bisweilen  über 
ein  und  dieselbe  Sache  ganz  verschiedene  Urteile  ergehen, 
je  nachdem  dieselben  von  dem  Reichsversicherungsamt,  dem  Reichs- 
gericht oder  Oberverwaltungsgericht  gefallt  werden.  Hilse,  der 
sich  über  die  Stellung  des  Reichsversicherungsamtes  zu  dieser 
Frage  äußert*),  macht  demselben  den  Vorwurf,  daß  es  sehr  oft 
den  von  den  andern  Spruchbehörden  befolgten  Rechtsgrundsätzen 
entgegen  entschieden  habe  und  speziell  die  Vorschriften  der  landes- 
rechtlichen Gesetze  oft  arg  mißachtet  habe3).  Dieser  Vorwurf 
scheint  auch  berechtigt,  wenn  wir  hören,  daß  das  Reichs- 
versicherungsamt in  seiner  Eigenschaft  als  Reichsbehörde  sich 
auf  Grund  des  preußischen  Gesetzes  v.  13.11.54  als  Zentral- 


l)  vgl.  Stolz el  Rechtsweg  S.  365.  Anders  Arndt  in  Birkmeyers 
Kncyclop&die  S.  833  f. 

*)  Vgl.  Hilse  in  Gruchot  Bd.  35.  S.  800-807. 
*)  Vgl.  Hilae  a.  a.  0.,  S.  800. 
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bohörde  im  Sinne  dieses?  Gesetzes  betrachtet,  besonders  mit  Rück- 
sicht darauf,  daß  schon  5  Jahre  vorher  das  Oberverwaltungsgericht 
sich  mit  derselben  Frage  beschäftigt  und  dabei  den  Satz  aufge- 
stellt hat,  „daß  es  an  einer  Gesetzesstelle  fehlt,  welche  den  Reichs- 
behörden das  den  Landesbehörden  zustehende  Recht  überträgt,  in 
schwebende  Rechtsstreite  einzugreifen  und  die  Aussetzung  des 
gerichtlichen  Verfahrens  herbeizuführen"  ').  Hilse  weist  nun  aus- 
führlich an  der  Hand  verschiedener  Urteile  nach,  daß  dem  Reiehs- 
versicherungs-Amt  keineswegs,  auch  nicht  infolge  «analoger  An- 
wendung von  Vorschriften  anderer  Gesetze,  die  Befugnis  zur  Er- 
hebung des  Konfliktes  zugesprochen  werden  kann. 

Und  dem  ist  zuzustimmen.  Abgesehen  davon  nämlich,  daß 
nur  Landesbehörden,  nicht  Reichsbehörden  gemäß  §  1  Gesetz  vom 
13.  Febr.  1<S">4  zur  Erhebung  des  Konfliktes  als  befugt  anzusehen 
sind,  fehlt  dem  Reichsversicherungsamt  nach  den  ihm  zustehenden 
Befugnissen  überhaupt  die  Eigenschaft  einer  Zentralverwaltungs- 
behörde. Denn  es  hat  nur  die  Aufsicht  über  die  Verwendung  des 
Genossensehaftsvermögens,  über  die  Anwendung  richtiger  Grund- 
sätze bei  der  Festsetzung  der  Umlagen  und  über  die  Geschäfts- 
führung der  einzelnen  Berufsgenossenschaften  sowie  über  die 
Amtstätigkeit  der  diesen  zugeteilten  Vorstände:  die  Genossenschafts- 
vorstände sind  aber  den  ordentlichen  Landesverwaltungsbehörden 
garnicht  unterstellt.  Mit  demselben  Schein  von  Recht,  wie  das 
Reichsversicherungsamt,  könnte  z.  B.  auch  das  Reichsbankkuratorium 
den  Anspruch  erheben,  als  Zentralbehörde  im  Sinne  des  §  1  a.  a.  0. 
angesehen  zu  werden:  das  wäre  für  ebenso  ungerechtfertigt  zu 
halten. 

III.  Außer  den  Zentralbehörden  sind  noch  die  Provinzial- 
behörden  zur  Kihebung  des  Konfliktes  befugt.  Das  Konflikts- 
gesetz bezeichnet  den  Umfang  der  Provinzialbehörden  nicht  näher. 
Auch  hier  wird  sich  im  wesentlichen  aus  dem  Amtsschematismus, 
wie  ihn  das  amtliche  Handbuch  für  den  preuß.  Hof  und  Staat 
ersehen  läßt,  ergeben,  welche  Stellen  als  Provinzialbehörden  zu 
erachten  sind.  Man  wird  dabei  aber  zu  berücksichtigen  haben, 
daß  die  Abgrenzung  der  räumlichen  Zuständigkeit  auf  eine  Pro- 

')  Vjrl.  Erk.  d.  0.  V.«;.  i.  Bd.  15  der  Entgeh.  S.  406. 
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vinz  im  heutigen  Sinne  ffir  den  Begriff  nicht  maßgehend  zu  sein 
braucht.  Man  muß  nämlich  Provinzialhehörden  in  einem  älteren 
und  einem  neueren  Sinne  unterscheiden  l).  Der  ältere  Begriff  ist 
hier  zu  Grunde  zu  legen.  Danach  sind  unter  Provinzialbehörden 
diejenigen  Behörden  zu  verstehen,  welche  als  höchste  von  den 
verwaltenden,  nicht  lediglich  kontrollierenden,  Be- 
hörden unmittelbar  dem  Minister  unterstellt  sind, 
gleichgültig,  ob  ihr  Bezirk  räumlich  nur  Teile  einer 
Provinz  umfaßt  oder  über  eine  Provinz  hinausgeht.  Dazu 
gehört  aber  auch,  was  von  besonderer  Wichtigkeit  ist,  die  Bezirk  s- 
regierung,  da  der  Oberprasident  ursprünglich  nur  als  ein  in  die 
Provinz  delegierter  Vertreter  des  Ministers  galt.  Daß  das  Wort 
„Pruvinzialbehörde*  vom  Kontliktsgesetz  in  diesem  älteren  Sinne 
gebraucht  worden  ist,  dafür  kann  als  Beleg  das  der  gleichen  Zeit 
entstammende  Gesetz  betr.  die  Dienstvergehen  der  nichtrichterlichen 
Beamten  vom  _M.  VII.  1X.VJ  (G.-S.  S.  4(1."))  angesprochen  werden. 
Nach  §  -24  dieses  Gesetzes  sind  folgende  Behörden  Provinzial- 
behörden —  können  also  als  solche  auch  den  Konflikt  erheben: 
1.  die  Regierungen, 

die  Provinzialschulkollegien . 

3.  die  Provinzialsteuerdirektionen, 

4.  die  Oberbergämter, 

5.  die  Generalkommissionen, 

G.  das  Polizeipräsidium  zu  Berlin2). 
Diesen  Behörden  sind  später  gleichgestellt  worden: 
7.  die  Kgl.  Eisenbahndirektionen  (durch  §  1  des  Ges. 
v.  17.  VI.  1S80.    G.-S.  S.  -271), 


')  Nach  den  Vorlesungen  von  Privatdozent  Dr.  jur.  Fl  ei  sei»  mann  in 
Halle  a.  S.  über  ,. Verwaltungsrecht"  unter  Verweis  auf  Ulrich  Fritze 
„Zusammenstellung  der  Behörden,  welche  den  preußischen  Landes-  und  den 
deutschen  Rcichstiskus  in  Prozessen  zu  vertreten  befugt  sind-  1891  S.  21  11". 

*)  Die  Milit&rintendanturen  scheiden  aus,  da  die  Militär- 
vcrwaltungsbeamten  jetzt  Reichsbeamte  im  Sinne  des  §  1  des  Reichs- 
beamtengesetzes v.  31.  III.  1873  sind.  (v.  Bitter  Bd.  1  S.  949  erwähnt 
allerdings  die  Militärintendanturen  noch  als  Provinzialbehörden.)  —  Kbenso 
scheiden  die  Eisenbahnkommissariate  aus,  welche  1895  bei  der  Um- 
gestaltung der  Eisenbahn  Verwaltungsbehörden  aufgelöst  worden  sind.  (vgl. 
Bekanntm.  des  Min.  d.  öff.  Arbeiten  im  Reichs-  und  Staatsanzeiger 
v.  2.  III.  im  No.  .36.) 
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8.  die  Direktion  fflr  die  Verwaltung  der  direkten 
Steuern  in  Berlin  (durch  §  45,2  des  Ges.  v.  80.  VII.  1883  G.-S. 
S.  1 95  0- 

Von  Provinzialbehörden  sind  weiterhin  zu  erwähnen*): 
11.  der  Oberpräsident, 

10.  das  Polizeipräsidium  zu  Berlin, 

11.  die  Ministerial-,  Militär-  und  Baukommission  für 
Berlin,  (die  fflr  Militär-  und  Bau-  sowie  sonstige  ihr  zugewiesene 
Verwaltungsangelegenheiten  an  die  Stelle  der  vormaligen  Berliner 
Regierung  getreten  ist), 

1*2.  die  Regierung,  (und  zwar  ist  nach  der  Allgem.  Ver- 
fügung des  Justizministers  vom  *J.  April  1856  „betr.  das  Verfahren 
der  Gerichte  bei  Kompetenzkonflikten  3)u  der  Konflikt  vom  Plenum 
der  Regierung  zu  erheben,  widrigenfalls  die  Gerichte  das  Verfahren 
einzustellen  nicht  verpflichtet  sind), 

13.  die  Direktionen  der  Rentenbanken, 

14.  die  Universitäten,  (und  zwar  hat  der  Kurator  den  Kon- 
flikt zu  erheben), 

15.  die  Eichungsinspektionen*). 

16.  der  Oberstaatsanwalt, 

Dagegen  würde  ich  von  den  Provinzialbehörden  hier  die 
Medizinal  kollegien  als  nicht  verwaltende,  sondem  lediglich 
wissenschaftliche  und  technisch  beratende  Behörden4)  ausscheiden, 
ebenso  die  Predigersera inare  (z.  B.  in  Wittenberg),  da  sie 
unter  Aufsicht  des  evangelischen  Oberkirchenrates  stehen.  Schließ- 
lich fallen  nach  dem  unter  §  14.  IV  Gesagten  auch  die  Konsis- 
torien sowie  die  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  deren  General- 
vikariate  und  Ordinariate  weg,  hinsichtlich  deren  bereits  der 
Kompetenzgerichtshof  die  Befugnis  teils  zweifelhaft  gelassen,  teils 
abgelehnt  (bischöfliches  Ordinariat)  hatte6). 

')  vgl.  v.  Khcinbaben  Disziplinargesetze  S.  169. 
3)  In  der  Reihenfolge  des  .Handbuches  für  den  Kgl.  Preußischen  Hof 
und  Staat." 

3)  vgl.  J.-M.-Bl.  1856  S.  86  f. 

4)  Mit  Rücksicht  auf  die  einschneidende  Bedeutung  des  Konfliktes 
wird  es  freilich  nicht  zweckmäßig  sein,  wenn  Behörden  so  eingeachrinkter 
Zuständigkeit  selbständig  vom  Recht  der  Erhebung  Gebrauch  machen. 

5)  vgl.  Oppenhoff  S.  479. 

rt)  vgl.  Stolz  el  Rechtsweg  S.  365.  Dort  auch  die  einschlägigen  Urteile. 
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Wenn  das  Konfliktsposetz  den  Zentral-  und  Provinzial- 
verwaltungsbehörden  die  Erhebung  des  Konfliktes  gestattet  hat,  so 
ist  dies  nicht  bloß  wegen  der  hohen  Stellung  dieser  Behörden  ge- 
schehen, sondern  darum,  weil  ihnen  schon  die  Wahrnehmung  all- 
gemeiner Staatsinteressen  anvertraut  ist,  sie  also  nicht  nur 
räumlich,  sondern  auch  sachlich  eine  überragende  Stellung  ein- 
nehmen. Aus  diesem  Grunde  sind  die  kommunalen  Organe  von 
der  Erhebung  des  Konfliktes  ausgeschlossen:  also  nicht  einmal  die 
Landeshauptleute  (Landesdirektoren)  gehören  als  Beamte 
des  Provinzialverbandes  zu  den  Konfliktsbehörden,  ebensowenig 
die  General lan  dschaftsdirektoren  und  Hauptrittersc hafts- 
diretoren  ').  Die  Erhebung  des  Konfliktes  stellt  eben  immerhin 
ein  ziemlich  gewichtiges  Recht  dar.  Speziell  ist  hinsichtlich  der 
Venera! landschaftsdirektioncn  zu  sagen,  daß  wenn  sie  auch  durch  ein 
Provinzialgesetz,  nämlich  das  Landschaftsreglement  vom  0.  Juli  1770, 
als  Provinzialbehörden  eingesetzt  sind  und  wenn  sie  auch  zweifellos 
Regierungsrechte,  wie  Sequestrationen  und  dergl.  ausüben,  bei 
ihnen  doch  das  korporative  Element  zu  sehr  überwiegt.  Gegen- 
stand ihrer  Kompetenz  sind  zu  spezielle  Angelegenheiten  der 
Einwohner  einer  Provinz,  als  daß  sie  zu  den  Provinzial- 
verwaltungsbehörden,  bei  denen  es  sich  um  die  Verwaltung 
allgemeiner  Angelegenheiten  handelt,  gerechnet  werden  könnten. 
Daß  auch  im  Allgemeinen  die  Gesetze  trotz  des  oben  angeführten 
Reglements  von  1770  die  General landschaftsdirektionen  nicht  zu 
den  Provinzialbehörden  rechnen«  dafür  spricht  ein  Passus  in  §  24 
des  Disziplinargesetzes  „betr.  die  Dienstvergehen  der  nicht  rich- 
terlichen Beamten"  vom  21.  Juli  1H.V2.  Der  genannte  §  24  zahlt 
als  entscheidende  Disziplinarbehörden  u.  a.  eine  Reihe  Provinzial- 
behörden auf,  worauf  es  heißt:  „Den  Provinzialbehörden  werden  in 
dieser  Beziehung  gleich  gestellt  die  Generallandschaftsdirek- 
üonen.u  Dies  zeigt  klar,  daß  nur  ganz  ausnahmsweise,  nämlich 
hinsichtlich  des  Rechtes  der  Disziplinarentscheidung  über  ihre 
Beamten,  die  General  landschaftsdirektionen  als  Provinzialbehörden 
angesehen  werden  sollen,  im  Übrigen  aber  nicht. 

')  vgl.  frir  Landesdirektoren  :  M.  Bl.  f.  ges.  Verw.  1880  S.  77  und 
Rechtsprechung  d.  O.  V.  («.  Bd.  4  S.  1133,  für  fi  en  eral  lan ds  ch arts- 
direkt oren:  Erk.  K.  G.  (».  i.  J.-M.-Bl.  1858  S.  293-296  und  v.  Roenne 
Bd.  1  Abt.  1  S.  30. 
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III.  Anlaß  der  Konfliktserhebung. 

§  16. 

I.  Der  formal«»  AnlaU  für  die  Erhebung  des  Konfliktes  ist 
das  gegen  den  Beamten  schwebende  Verfahren:  es  muß 
„eine  gerichtliche  Verfolgung  im  Wege  des  Zivil-  oder  Straf- 
prozesses eingeleitet  worden"  sein.    (§  1  Oes.  13.  II.  54.) 

1.  Daraus  ergibt  sich,  daß  es  an  sich  gleichgültig  ist,  ob 
das  Verfahren  vor  den  orflent liehen  oder  vor  den  besonderen  Ge- 
riehten  sehwebt.  Die  letzteren  werden  allerdings  nach  der  gegen- 
wärtigen Gesetzgebung  nicht  in  Betracht  kommen ,  da  durch 
$  3!»  Zitier  3  A.-G.  z.  G.  V.  G.  vom  24.  IV.  KS7S  (G.-S.  S.  -230.) 
die  Landgerichte  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  für  die 
Ansprüche  gegen  öffentliche  Beamte  wegen  Überschreitung  ihrer 
amtlichen  Befugnisse  für  ausschließlich  zuständig  erklärt  worden 
sind.  —  Weiterhin  ergibt  sich  aus  dem  Erfordernis  der  Einleitung 
eines  Straf-  oder  Zivilverfahrens,  daß  der  Konflikt  nicht  erhoben 
werden  kann,  wenn  z.  B.  noch  das  Verfahren  vor  dem 
Schiedsmann  schwebt  oder  wenn  die  Sache  vor  eine  Verwaltungs- 
behörde oder  ein  Verwaltungsgericht  gebracht  worden  ist. 

2.  Schwebt  das  Verfahren  gegen  den  Beamten  vor  einem 
außerpreußischen  Gerichte,  so  ist  eine  Erhebung  des 
Konfliktes  zugunsten  des  Beamten  unzulässig.  Der  nach 
§  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  gestattete  Eingriff  ist  strikte  zu  inter- 
pretieren: er  soll  einem  Gegensatz  zwischen  Justiz  und  Verwaltung 
vorbeugen.  Vorausgesetzt  ist  dabei  aber  immer  ein  Gegensatz 
dieser  Organe  innerhalb  desselben  Staates.  Nur  darum 
konnte  auch  in  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  ein  Vorbehalt  für  das 
Landesrecht  gemacht  werden.  Ein  Gegensatz  zwischen  Justiz- 
und  Verwaltungsorganen  verschiedener  Staaten  ist  natürlich  mög- 
lich, er  hat  aber  nicht  die  eigentümlichen  Wirkungen,  die  bei 
einem  Gegensatz  innerhalb  desselben  Staates  den  ganzen  Ver- 
waltungsorganismus zu  erschüttern  geeignet  sind.  Schon  aus 
diesem  Grunde  ist  bei  der  Selbständigkeit  der  Verwaltung  der 
einzelnen   deutschen   Gliedstaaten  für    einen   Konflikt  gar  kein 
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Kaum,  wenn  die  gerichtliehe  Verfolgung  vor  einem  nichtpreußischen 
Berichte  schwebt.  Abgesehen  davon  könnte  aber  ferner  <lcr  außer- 
preußische  Richter  durch  preußische  Gesetze  in  seinem  prozessualen 
Verhalten  auch  garnicht  gebunden  werden. 

A.  Zweifelhaft  kann  es  sein,  ob  auch  Anlaß  zur  Konflikts- 
erhebung genommen  werden  darf,  wenn  das  gerichtliche  Verfahren 
vor  dem  Reichsgericht  schwebt.  Gesetzlich  geregelt  ist  der 
Fall  nicht.  Wertvollen  Anhalt  aber  für  die  Stellungnahme  des  Reichs- 
gerichtes selbst  bieten  die  beiden  Erkenntnisse  des  4.  Zivilsenats  vom 
4.  Mai  1K99  und  der  Beschluß  des  5.  Zivilsenates  vom  10.  Juni 
1899').  In  diesen  Fällen  hatten  das  Reichsgericht  sowohl  wie 
die  Verwaltungsbehörden  sich  für  unzuständig  erklärt.  Als  darauf 
der  negative  Kompetenzkonflikt  erhoben  worden  war,  hatte 
der  K.  G,  H.  den  ordentlichen  Rechtsweg  für  zulässig  erklärt  und 
dämm  gemäß  §  21,  Abs.  4  der  Verordn.  v.  1.  VIII.  1*79  unter 
Aufhebung  der  Erkenntnisse  des  Reichsgerichts  die  Sachen  zur 
anderweiten  Verhandlung  an  das  Reichsgericht  zurückverwiesen. 
Das  Reichsgericht  hatte  sich  aber  diesen  Entscheidungen  nicht  ge- 
fügt und  die  genannten  Erkenntnisse  bezw.  den  genannten  Be- 
schluß erlassen.  Es  ging  dabei  von  seiner  autoritativen  Stellung 
als  des  höchsten  deutschen  ordentlichen  Gerichtes  aus:  als  solches 
versehe  es  nicht  die  Funktionen  eines  von  den  einzelnen  Bundes- 
staaten als  oberstes  Instanzgericht  bestellten  Gerichtshofes,  sondern  es 
leite  seine  Gerichtsgewalt  von  der  Justizhoheit  des  deutschen 
Reiches  ab,  welches  in  gewissen  Beziehungen  ein  den  Bundes- 
staaten übergeordnetes  Staatswesen,  im  übrigen  denselben  gegen- 
über selbständig  sei.  Trotzdem  in  der  Folgezeit  die  Stellung- 
nahme des  Reichsgerichts  bekämpft  wurde*),  hat  der  Gesetzgeber 
sieh  auf  den  Standpunkt  des  Reichsgerichtes  gestellt  und  durch 
Gesetz  vom  22.  Mai  1902  dem  §  21  der  Verordn.  v.  1.  VII.  1879 
einen  Zusatz  hinzugefügt,  wonach  die  Vorschriften  des  §  21  keine 
Anwendung  finden,  „wenn  die  Unzuständigkeit  der  Gerichte  von 
dem  Reichsgericht  ausgesprochen  ist.44 

l)  Eingehend  besprochen  von  Lucas  Der  preußische  Gerichtshof  zur 
Entscheidung  der  Kompetcnzknnflikte  und  das  Reichsgericht,  in  der  Deutschet) 
Juristen-Zeitung  .lahrgang  1U01  S.  53  IT. 

a)  vgl.  Loening  Kritik  von  Droop,  der  Rechtsweg  in  Preußen,  in  Bd. 
8  S.        des  Verwaltungsarehivs  und  Lucas  a.  a.  O.  S.  55  ff. 
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Würde  also  nun  der  Konflikt  in  einer  vor  dem  Reichs- 
gericht schwebenden  Sache  erhoben,  was  bisher  meines  Wissens 
niemals  erfolgt  ist,  so  würde  nach  dieser  Stellungnahme  das 
Reichsgericht  sich  an  die  Vorentscheidung  des  Oberverwaltungs- 
gerichts  nicht  für  gebunden  erachten  und  es  könnte  darauf  Bezug 
nehmen,  daß  seiner  Auffassung  in  der  erwähnten  Weise  vom  Ge- 
setzgeber Recht  gegeben  ist.  Außerdem  aber  würde  sich  das 
Reichsgericht  auf  den  unter  '1.  vertretenen  Grundsatz  zu  berufen 
haben:  das  Konfliktsgesetz  bezwecke  nur  die  Verhütung 
eine  Gegensatzes  zwischen  Justiz  und  Verwaltung  innerhalb  des- 
selben Staates,  außerdem  seien  preußische  Prozeßvorschriften  für 
das  Reichsgericht  nicht  bindend. 

II.  Materieller  Anlaß  zur  Konfliktserhebung  ist  die  Über- 
zeugung der  vorgesetzten  Behörde  des  Beamten,  daß  dieser  sich 
einer  Amtsüberschreitung  nicht  schuldig  gemacht  habe  und  das 
sich  daraus  ergebende  Verlangen,  den  Beamten  von  einer  gericht- 
lichen Verfolgung  zu  befreien.  Also  einzig  und  allein  der  freie 
Wille  der  Behörde,  ihr  persönliches  Ermessen  ist  ausschlag- 
gebend. Nach  §  l  des  Gesetzes  v.  13.  II.  54  stand  der  vor- 
gesetzen  Provinzial-  oder  Zentralbehörde  des  Beamten  die  Be- 
fugnis zu,  den  Konflikt  zu  erheben,  falls  sie  glaubt,  daß  dem- 
selben eine  zur  gerichtlichen  Verfolgung  geeignete  Über- 
schreitung seiner  Amtsbefugnisse  nicht  zur  Last  lallt.  Diese  Be- 
stimmung existiert  jetzt  nicht  mehr,  sie  ist  durch  §  11  E.-G.  z. 
G.  V.  G.  aufgehoben  worden.  Und  das  mit  Recht,  denn  durch  die 
Worte  „zur  gerichtlichen  Verfolgung  geeignet"  war  einer  Willkür 
Raum  gelassen.  Zwar  sollten  ja  die  Worte,  wie  der  Regierungs- 
kommissar  in  der  Kommission  der  '1.  Kammer  vortrug1),  für  den 
Strafprozeß  auf  diejenigen  Fälle  deuten,  die  sich  nur  zum 
Disziplinarverfahren  eignen,  und  für  den  Zivilprozeß  auf  diejenigen 
Kalle,  in  denen  die  Verfolgungen  der  Beamten  nur  vexatorischer 
Natur  sind.  Aber  schon  der  K.  G.  G.  erkannte  die  Gefahr,  die 
in  jenen  Worten  lag,  und  erklärte  den  Konflikt  von  vornherein 
für  unzulässig,  wenn  die  betr.  Behörde  nicht  der  Ansicht  war, 
daß  der  Beamte  wirklich   innerhalb  seiner  Amtsbefugnisse  ge- 

•)  vgl.  Oppeiihoff  S.  402  Anm.  25. 
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handelt  hatte.  Durch  die  Allgem.  Verfg.  v.  3.  XII.  1860,  „betr. 
die  Befugnis  zur  Erhebung  des  Konfliktes  nach  Maßgabe  des  Ge- 
setzes v.  13.  II.  541)"  (vgl.  oben  §  9,  II)  wurde  diese  Praxis 
des  K.  G.  H.  ausdrücklich  anerkannt  und  bestimmt,  daß  es  auf 
die  Frage,  ob  der  Fall  zu  einer  gerichtlichen  Verfolgung  geeignet 
sei,  bei  der  Erhebung  des  Konfliktes  nicht  mehr  ankommen  solle, 
vielmehr  der  Konflikt  mit  Rücksicht  darauf,  daß  das  Gesetz  ihn 
nur  als  Befugnis  gestatte,  nur  dann  zu  erheben  sei,  wenn  es  ganz 
unzweifelhaft  erscheine,  daß  eine  Amtsüberschreitung  nicht 
stattgefunden  habe.  Durch  den  Erlaß  des  §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G. 
ist  diese  AI  lg.  Verfügung  überflüssig  geworden,  denn  jetzt  ent- 
spricht die  reichsgesetzliche  Regelung  selbst  jenen  Anordnungen. 
Wenn  jetzt  vom  Oberverwaltungsgericht  festgestellt  wird,  „ob  der 
Beamte  sich  einer  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  schuldig 
gemacht  hat,"  so  kommt  es  darauf  nicht  mehr  an,  ob  die  Amts- 
überschreitung sich  zur  gerichtlichen  Verfolgung  eignet. 

Die  Konfliktserhebung  hat  also  seit  der  Neuregelung  durch 
§  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G.  die  Herbeiführung  einer  Feststellung  der 
Schuld  des  Beamten  durch  die  Vorentscheidung  einer  unbeteiligten 
Behörde  zur  Folge:  diese  Vorentscheidung  ist  dem  Oberverwaltungs- 
gericht übertragen  worden,  damit  eine  Bürgschaft  gegeben  ist,  daß 
sie  nicht  willkürlich  gefallt  und  zur  Versagung  des  Rechtsweges 
mißbraucht  werde8).  Das  Verlangen  nach  der  Herbeiführung 
einer  Vorentscheidung  entbehrt  nicht  des  Grundes.  Es  gibt  ge- 
wisse Beamtenklassen,  deren  Tätigkeit  es  mit  sich  bringt,  daß  sie 
besonders  häufig  —  und  dann  oft  unter  erschwerenden 
Umständen  —  mit  Privatpersonen  zusammentreffen.  Unter  er- 
schwerenden Umständen  insofern,  als  ihr  Amt  einen  Eingriff  in 
die  Interessen  der  Privatpersonen  verlangt,  der  auf  der  Seite  der 
letzteren  eine  Mißstimmung  hervorruft,  die  sich  nicht  nur  gegen 
die  staatliche  Einrichtung  wendet,  deren  Glied  der  Beamte  ist, 
sondern  häufig  genug  gegen  den  einzelnen  Beamten  als  solchen. 
Man  denke  z.  B.  an  den  Polizeibeamten,  der  eine  Verhaftung  vor- 
nimmt, an  den  Lehrer,  der  einen  Schüler  züchtigt:  es  ist  hier 
dem   Ermessen  des  Beamten  überlassen,  den  richtigen  Weg  zu 


»)  vgl.  Ju8t.-Min.-BI.  S.  426. 

a)  vgl.  La  band  Deutsches  Keichsstaatsrecht.    Tübingeu  1907.  S.  307. 
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finden.  Nicht  selten  wird  auch  von  unteren  Beamten  erhebliches 
Taktgefühl  verlangt:  man  denke  an  Polizeibeamte,  die  eine  öffent- 
liche Versammlung  zu  uberwachen  haben.  Es  würde  unbillig  er- 
scheinen, wenn  der  Behörde,  als  deren  Organ  der  Beamte  tätig 
wird,  nicht  eine  Handhabe  gegeben  würde,  um  nach  außen  hin 
ihr  Einverständnis  mit  der  Handlungsweise  des  Beamten  zum 
Ausdruck  zu  bringen.  Eine  solche  Handhabe  liegt  in  der  Er- 
hebung des  Konfliktes. 

Der  Staat  geht  ganz  allgemein  von  dem  Grundsatze  aus,  daß 
Ansprüche,  die  sich  gegen  seine  Verwaltung  richten,  gleichmäßig 
behandelt  werden  sollen  und  daß  dämm  die  Entscheidung  über 
solche  Ansprüche  in  einer  Hand  vereinigt  werden  soll.  Das  zeigt 
sieb  in  dem  Erfordernis  der  Vorentscheidung  „des  Verwaltungs- 
chefs" bezw.  bei  Reichsbeamten  der  Vorentscheidung  „der  obersten 
Reichsbehörde"  bei  der  gerichtlichen  Geltendmachung  von  ver- 
mögensrechtlichen Ansprüchen  der  Beamten  (vgl.  2  ff.  des  Ges. 
betr.  Erweiterung  des  Rechtsweges  v.  2-1.  V.  1861  ')  und  §§  150  fT. 
des  Ges.  betr.  die  Rechtsverh.  der  Reichsbeamten  v.  M.  III.  1878*)). 
Das  zeigt  sich  ferner  darin,  daß  nach  §  5  des  Ges.  v.  20.  Mai 
IHM3)  über  den  Antrag  der  im  Wiederaufnahmeverfahren  frei- 
gesprochenen Personen  auf  Entschädigung  die  oberste  Behörde  der 
Landesjustizverwaltung  zu  entscheiden  hat,  bevor  der  Rechtsweg 
beschritten  werden  kann.  Eine  solche  gleichmäßige  Behandlung 
wird  auch  der  Entscheidung  über  den  Konflikt  d.  h.  den  Fällen 
zuteil,  in  denen  zwar  nicht  der  Staat  selbst,  wohl  aber  die  Be- 
amten, die  Organe  desselben,  in  Anspruch  genommen  werden. 
Ks  besteht  nur  der  Unterschied,  daß  hier  jene  Vorentscheidung 
nicht  notwendig  erforderlich  ist,  sondern  erst  dann,  wenn  der 
Konflikt  erhoben  worden  ist  d.  h.  wenn  die  Behörde  sich  selbst 
eingehend  geprüft  hat  und  nun  meint,  daß  die  Vorentscheidung 
zweckmäßig  ist. 

III.  Wie  oft  bisher  die  Behörden  Anlaß  genommen  haben, 
den  Konflikt  zu  erheben,  laßt  sich  aus  dem  „Verzeichnis  der 
Entscheidungen  des  Kompetenzgerichtshofes  in  der  Nummernfolge 
der  Prozeßliste"  feststellen,  welches  Stölzel  seiner  Abhandlung 

')  (J.-S.  s.  241. 
-')  Ii.  (J.  Hl.  S.  Gl. 
3;  Ii.  II.  Hl.  S.  345. 
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über  die  „ Rechtsprechung  des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der 
Kompetenzkonflikte"  als  Register  I  A  beigefügt  hat1),  sowie  aus 
den  Übersichten  über  die  Tätigkeit  des  Oberverwaltungsgerichtes, 
welche  alljährlich  derJebens  und  v.  Meyeren'schen  Sammlung 
der  Entscheidungen  dieses  Gerichtshofes  beigefügt  werden.  Danach 
ist  der  Konflikt  in  den  ersten  '2b  Jahren  d.  h.  bis  zum  1.  Ok- 
tober 1879,  dem  Tage  des  Inkrafttretens  der  Reichsjustizgesetze, 
4M  mal  erhoben  worden,  m2\  mal  ist,  er  zurückgenommen  worden, 
so  daß  also  der  Kompetenzgerichtshof  410  mal  über  denselben 
entschieden  hat.  Bis  zum  31.  Dezember  1905  hat  sich  dann  da9 
Oberverwaltungsgericht  in  .V2(>  Fällen  mit  dem  Konflikt  beschäftigt. 
Da  der  Jahresdurchschnitt  der  stattgehabten  Konfliktserhebungen  seit 
1879  demnach  20 V*  ist,  so  kann  man  also  damit  rechnen,  daß 
bis  Ende  1907  der  Konflikt  in  ca.  1000  Fällen  erhoben  worden 
ist.  Diese  Zahl  spricht  schon  dafür,  daß  eine  eingehendere  Be- 
schäftigung mit  dem  Konflikt  gerechtfertigt  ist.  —  Leider  läßt 
sich  aus  den  statistischen  Feststellungen  nicht  ersehen,  wie  oft  der 
Konflikt  zugunsten  von  unmittelbaren  und  wie  oft  er  zugunsten 
von  mittelbaren  Beamten  erhoben  wurde,  was  gewiß  nicht  ohne 
Interesse  gewesen  wäre. 


IV.  Die  Erhebung  des  Konfliktes. 
§  17.   Form  der  Erhebung  —  Möglichkeit  der  Zurücknahme. 

I.  Hat  eine  Behörde  beschlossen,  den  Konflikt  zugunsten 
eines  Beamten  zu  erheben,  so  hat  sie  gemäß  §  4  des  Gesetzes 
vom  8.  April  1847  ihren  mit  Gründen  versehenen  Beschluß 
dem  Gericht  zu  übersenden,  bei  welchem  das  Verfahren  gegen  den 
Beamten  schwebt,  und  zu  erklären,  „daß  der  Konflikt  erhoben  werde." 
Zugleich  hat  sie  den  Antrag  zu  stellen,  „das  Rechtsverfahren  bis 
zur  Entscheidung  über  den  Konflikt  einzustellen."  Ist  dies  ge- 
schehen, so  ist  nach  §  f>  des  genannten  Gesetzes  der  Konflikt 
erhoben.  Weitere  Anforderungen  an  die  Form  der  Erhebung 
des  Konfliktes  werden  nicht  gestellt. 

II.  Die  Frage,  ob  der  in  dieser  Form  einmal  erhobene  Kon- 
flikt wieder  zurückgenommen  werden  kann,  ist  im  Gesetz  nur 


')  vgl.  S.  564—604. 

(iraienhorst.  Konflikt 
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für  den  Fall  geregelt  worden,  daß  der  Verwaltungschef  den  von 
der  Provinzialbehörde  erhobenen  Konflikt  nicht  für  begründet  er- 
achtet. Dann  hat  er  gemäß  §  1 1  Ges.  v.  8.  IV.  47  den  Gerichts- 
hof mit  der  Erklärung  zu  benachrichtigen,  daß  der  Antrag  auf 
Einstellung  des  Rechts  Verfahrens  zurückgenommen  werde.  In 
diesem  Falle  sendet  der  Gerichtshof  die  Akten  an  den  Justiz- 
minister zurück,  der  den  Fortgang  des  Rechtsverfahrens  veranlaßt. 
—  Aber  auch  diejenige  Behörde,  die  den  Konflikt  erhoben  hat. 
kann  ihn  selbst  wieder  zurücknehmen;  das  muß  für  die  Zentral- 
behörde schon  aus  §  II  des  Ges.  v.  8.  IV.  1847  gefolgert  werden. 
Aber  auch  für  die  Provinzialbehörde  gilt  dasselbe,  denn  ebenso 
wie  die  Behörde  allein  darüber  Beschluß  faßt,  ob  sie  den  Konflikt 
erheben  will  (vgl.  §  H>),  so  wird  es  auch  ausschließlich  von  ihrem 
Willen  abzuhängen  haben,  ob  sie  ihren  Entschluß  wieder  rück- 
gängig machen  oder  aufrecht  erhalten  will.  Es  fragt  sich  nur. 
bis  zu  welchem  Zeitpunkt  die  Zurücknahme  erfolgen  kann:  stets, 
solange  die  Entscheidung  des  zur  Vorentscheidung  berufenen  Ge- 
richtshofes noch  nicht  ergangen  ist,  mag  die  Sache  bei  ihm 
bereits  anhängig  sein  oder  noch  nicht ;  denn  bis  zu  dieser  Entschei- 
dung ist  noch  etwas  Zurücknehmbares  vorhcinden,  nämlich  der 
oben  genannte  Antrag  auf  Einstellung  des  Verfahrens  und  Ent- 
scheidung über  den  Konflikt.  Ist  jedoch  die  Vorentscheidung  ge- 
fällt worden,  so  ist  der  Antrag  erledigt,  er  existiert  nicht  mehr, 
kann  also  nicht  mehr  zurückgenommen  werden:  dann  hat  das 
Oberverwaltungsgericht  den  Verfahrensvorschriften  (§  17  des  Ge- 
setzes v.  N.  IV.  1847)  gemäß  das  Erkenntnis  dem  Justizminister  zu- 
zustellen. 

An  ihre  einmal  abgegebene  Erklärung,  den  Konflikt  zurück- 
nehmen zu  wollen,  dürfte  die  Behörde  aber  als  gebunden  zu  er- 
achten sein,  so  daß  sie  nicht  etwa  den  Konflikt  von  neuem  er- 
heben kann.  Denn  sie  präjudiziert  sich  selbst  dadurch,  daß  sie 
den  Beamten  zur  gerichtlichen  Verfolgung  freigibt,  nachdem  sie 
eingesehen  hat.  daß  Grund  zur  Konfliktserhebung  nicht  vorliegt. 

In  der  Zeit  vom  Inkrafttreten  des  Konfliktsgesetzes  bis  zum 
1.  X.  l*7y  ist  der  Konflikt')  in  >\   von  431  Fällen  (vgl.  §  1(> 


')  Nach  dein  „Verzeichnis  der  Entscheidungen  in  der  Nummernfolge  der 
l'rozeüliate-  in  Stolze!'*  Rechtsprechung  8.  564  ff 
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III  dieser  Abhandlung)  zurückgenommen  worden:  in  allen  diesen 
Füllen  muß  also  der  Kompetenzgerichtshof  die  Befugnis  zur 
Zurücknahme  anerkannt  haben  und  hat  er  eine  Vorentscheidung 
nicht  gefallt.  Dadurch,  da  Ii  das  Oberverwaltungsgericht  an  Stelle 
des  Kompetenzgerichtshofes  getreten  ist,  dürfte  sich  schwerlich 
eine  Änderung  in  dieser  Beziehung  ergeben  haben,  so  daß  also 
die  Möglichkeit  der  Zurücknahme  des  Konfliktes  noch  weiter  fort- 
besteht. Wie  weit  von  derselben  beim  Obervenvaltungsgerieht 
(Gebrauch  gemacht  worden  ist.  darüber  geben  die  amtlichen  Über- 
sichten über  die  Geschäftstätigkeit  des  Oberverwaltungsgerichts  in 
der  Jebens  und  v.  Meyeren'schen  Sammlung  keinen  Ausweis. 

§  18.   Zeitpunkt  der  Erhebung  des  Konfliktes. 

Wie  schon ')  oben  angedeutet,  finden  sich  in  §  1  des  Gesetzes 
vom  VA.  II.  ">4  und  in  §  2  des  Gesetzes  vom  H.  IV.  47  gesetzliche 
Vorschriften  über  die  zeitlich  der  Erhebung  des  Konfliktes  ge- 
zogenen Grenzen. 

I.  Der  Konflikt  kann  nach  §  1  Ges.  v.  13.  II.  54  erhoben 
werden : 

„wenn  gegen  einen  Zivil-  oder  Militärbeamten  ....  eine 
gerichtliche  Verfolgung  im  Wege  des  Zivil-  oder  Strafprozesses 
eingeleitet  worden  ist2)." 

Damit  ist  der  früheste  Zeitpunkt  zur  Erhebung  des 
Konfliktes  gegeben. 

1.  Im  Strafprozeß  kann  die  Behörde  den  Konflikt  erheben, 
sobald  im  Vorbereitungsverfahren  gegen  den  Beschuldigten  irgend 
welche  Schritte  unternommen  worden  sind.  Damit  ist  eben  das 
Verfahren  „eingeleitet",  und  es  wäre  unbillig,  wenn  der  Er- 
öftnungsbeschluß  erst  abgewartet  werden  müßte,  bevor  der 
Konflikt  erhoben  werden  darf.  Es  geht  auch  aus  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  und  den  Gesetzesmaterialien  hervor, 
daß  der  Gesetzgeber  hinsichtlich  des  Zeitpunktes  der  Er- 
hebung des  unechten  K.  K.  den  denkbar  weitesten  Spielraum 
lassen  und  möglichst  jedes  Prozeßstadium  als  hierzu  geeignet  er- 

')  §§  12  und  15. 

a)  Antlers  in  Hessen,  vgl.  Art.  77  des  fies.  betr.  die  Ausführung 
des  B.  iJ.  B.  vom  17.  VII.  99  (Hess.  Reg.  Bl.  S.  133  ff.).  ^Näheres  unten  §  19  III). 

7* 


Digitized  by  Google 


100 


klären  wollte.  So  war  z.  B.  auch  bei  Beratung  des  Konfliktsgesetzes 
ein  Amendement  in  der  2.  Kammer  verworfen  worden,  nach  welchem 
der  unechte  K.  K.  im  Strafprozeß  nur  sollte  erhoben  werden 
können,  bevor  das  Gericht  die  Einleitung  der  Hauptuntersuchung 
beschlossen  habe1)2). 

Bei  der  Privatklage  ist  unmittelbar,  nachdem  ein  Exemplar 
der  Klageschrift  dem  Beschuldigten  zur  Erklärung  zugestellt 
worden  ist.  die  Erhebung  des  Konfliktes  statthaft,  denn 
gerade  bei  der  Privatklage  besagt  ja  diese  Zustellung  an  den 
Gegner,  daß  die  gerichtliche  Verfolgung  gegen  ihn  aufgenommen 
werden  soll,  da  kein  Grund  vorliegt,  die  Privatklage  abzuweisen. 
Femer  ist  es  von  großer  Wichtigkeit,  daß  möglichst  im  Anfang 
des  gerichtlichen  Verfahrens  der  unechte  K.  K.  erhoben  werden 
kann :  gerade  bei  den  Privatklagen  sind  nämlich  erfahrungsgemäß 
viel  häufiger  nichtige  Momente  zur  Erhebung  der  Klage 
ausschlaggebend  und  gerade  sie  geben  Gelegenheit  zu  veiatorischen 
Anschuldigungen  und  Verfolgungen.  Es  liegt  darum  im  Interesse 
des  Amtes,  wenn  dem  Beamten  im  Falle  seiner  Unschuld  eine 
öffentliche  Hauptverhandlung  erspart  werden  kann,  wie  dies  eben 
durch  Erhebung  des  unechten  K.  K.  geschieht3). 

2.  Beim  Zivilprozeß  ist  das  Verfahren  als  eingeleitet  an- 
zusehen, sobald  der  Gegenpartei  die  Klageschrift  zugestellt  worden 
ist.  (§  2öii  (\  P.  0.)  Wenn  nämlich  auch  oben  gesagt 
worden  ist,  daß  der  Gesetzgeber  hinsichtlich  der  Erhebung 
des  unechten  K.  K.  den  denkbar  weitesten  Spielraum  habe 
lassen  wollen,  und  dieselbe  möglichst  für  jedes  Stadium 
habe  zulassen  wollen,  so  bleibt  doch  immer  der  wirkliche 
Prozeßbeginn  die  unerläßliche  Voraussetzung  dieses  Satzes.  Denn 
erst,  wenn  der  Prozeß  begonnen  hat,  im  Civilprozeß  also  die 
Klageschrift  dem  Gegner  zugestellt  ist  bezw.  (bei  der  öffentlichen 
Zustellung)  als  zugestellt  gilt  (§  206  C.  P.  0.),  kann  von  einem  Stadium 
des  Prozesses  überhaupt  gesprochen  werden.    Mit  der  bloßen  Ter- 

»)  vgl.  Entsch.  d.  0.  V.  G.  Bd.  16  S.  417  ff.  —  Dies  ist  die  hemchende 
Meinung,  insofern  nämlich,  als  die  genannte  Entscheidung  überall  citiert 
worden  ist,  ohne  daß  eine  abweichende  Meinung  geäußert  worden  wäre. 

a)  vgl«  jedoch  auch  oben  §  16,  1, 1  (Schiedsmann). 

3)  Anders  dagegen,  wenn  ein  Eroll'nungsbeschluß  ergangen  ist  oder 
schon  ein  Termin  stattgefunden  hat  (vgl.  unten  §  26,  I,  t,  b,  ß). 
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rainsbestimmung  dagegen,  die  zunächst  jeder  rechtlichen  Wirkung 
für  den  Prozeß  entbehrt,  ist  ein  Prozeßstadium  im  Civilprozeß 
noch  nicht  geschaffen:  sie  trägt  nur  den  Charakter  eines  vor- 
bereitenden Aktes 

Im  Gegensatz  zu  alledem  ist  jedoch  das  gerichtliche  Ver- 
fahren im  Sinne  des  §  1  des  Ges.  v.  13.  II.  54  nicht  als  ein- 
geleitet anzusehen,  der  Konflikt  kann  also  nicht  erhoben  werden 
in  dem  Falle,  wenn  ein  Beamter  von  einer  vor  Gericht  gezogenen 
Privatpartei  in  Anspruch  genommen  wird,  indem  dieselbe  ihm  den 
Streit  verkündet.  In  der  Verktindung  des  Streites  liegt  nämlich 
nach  den  Vorschriften  der  CPO.  noch  nicht  die  Erhebung  eines 
Anspruches  gegen  einen  Dritten:  vielmehr  soll  diesem  erst  Ge- 
legenheit gegeben  werden,  dem  Streitverkündenden  beizutreten2). 
Ist  nun  der  Beamte  dem  Streitverkündenden  in  dem  gegen  diesen 
schwebenden  Prozeß  beigetreten,  so  kann  von  einer  gerichtlichen 
Verfolgung  gegen  den  Beamten  keine  Rede  sein.  Denn  eine  un- 
freiwillige Inanspruchnahme,  vor  der  allein  ja  der  Beamte  durch 
den  unechten  K.  K.  geschützt  werden  soll,  ist  in  dem  frei- 
willigen Beitritt  des  Beamten  nicht  zu  sehen.  Dementsprechend 
hat  schon  die  Prozeßordnung  den  Litisdenunziaten,  der  dem  Prozeß 
beigetreten  ist,  nach  denselben  -Grundsätzen  behandelt,  wie  den 
Nebenintervenienten  im  Verhältnis  zu  den  Hauptparteien.  (§74C.P.O.) 
Dieser  soll  aber  nur  die  Hauptpartei  unterstützen;  er  selbst  ist  nicht 
Subjekt  des  Prozesses  und  gegen  ihn  ist  die  gerichtliche  Ver- 
folgung nicht  eingeleitet.  Also  kann  auch  nicht  der  Konflikt 
zu  Gunsten  eines  Beamten  zulässig  sein,  dem  der  Streit  verkündet 
und  der  demselben  beigetreten  ist.  Der  Beamte  ist  aber  auch  in 
einem  solchen  Falle  nicht  etwa  des  durch  den  unechten  K.  K.  ihm 
gewährten  Schutzes  bar:  der  Konflikt  kann  ja  immer  noch  erhoben 
werden,  wenn  später  die  verurteilte  Hauptpartei  ihn  mittels  Regreß- 
klage in  Anspnich  nimmt:  erst  dann  ist  die  Bedingung  einer 
unfreiwilligen  Inanspruchnahme  gegeben3). 

3.  Besondere  Fälle.  Eine  gerichtliche  Verfolgung  im 
Sinne  des  §  1  Ges.  v.  13.  n.  1854  ist  auch  als  eingeleitet  an- 

')  vgl.  Kntsch.  (I.  0.  V.  (i.  Bd.  25  S.  425  IT.  und  Dd.  32  S.  451  ff. 

J)  vgl.  Uaupp-SUin  Bd.  1  S.  210. 

3)  vgl.tEntsch.  d.  0.  V.  (i.  Bd.  32  S.  433  ff. 
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zusehen,  wenn  gegen  den  Beamten  Widerklage,  /ei  es  im 
Zivil-  oder  Strafprozeß,  erhoben  worden  ist.  Die  Widerklage  ist 
kein  Verteidigungsmittel,  sondern  eine  selbständige  Klage,  und 
wird  überall  als  solche  behandelt1).  —  Dasselbe  gilt  für  den 
Fall,  daß  gegen  den  Beamten  ein  Arrest  oder  eine  einstweilige 
Verfügung  ausgebracht  wird.  Wenn  es  sieh  hier  auch  nicht,  wie 
man  anzunehmen  geneigt  sein  möchte,  um  eine  vorweggenommene 
Zwangsvollstreckung  handelt,  so  ist  doch  gegen  den  Beamten  ein 
Prozeßverfahren  eingeleitet,  durch  welches  eine  richterliche  Ent- 
scheidung erstrebt  wird  und  welches  sich  von  dem  gewöhnlichen 
Prozeß  dadurch  unterscheidet,  daß  die  mündliche  Verhandlung 
nicht  obligatorisch  ist  und  daß  Glaubhaftmachung  statt  des  Be- 
weises genügt2). 

In  diesen  Fällen  kann  also  der  Konflikt  erhoben  werden. 

Dagegen  fehlt  es  an  den  Voraussetzungen  für  die  Erhebung 
des  Konfliktes,  wenn  ein  Beamter  als  Zeuge  vernommen  und  da- 
bei in  Ordnungsstrafe  genommen  wird,  denn  dies  ist  keine 
„gerichtliche  Verfolgung  im  Wege  des  Zivil-  oder  Strafprozesses.'4 
Dasselbe  gilt,  wenn  in  einem  Prozesse  des  Beamten  diesem  gegen- 
über aufgerechnet  wird3),  da  in  der  Aufrechnung  lediglich  eine 
Bekämpfung  des  Klageanspruches  liegt. 

II.  Den  spätesten  Zeitpunkt  zur  Erhebung  des  Kon- 
fliktes nennt  §  2  des  Ges.  v.  8.  IV.  47: 

„In  rechtskräftig  von  den  Gerichten  entschiedenen 
Sachen  kann  der  Kompetenzkonflikt  nicht  mehr  erhoben  werden; 
ebensowenig  findet  derselbe  noch  statt,  wenn  in  einem  Prozesse, 
hei  welchem  eine  Verwaltungsbehörde  als  Partei  beteiligt  ist,  die 
von  derselben  aufgestellte  Präjudizialeinrede  der  Unzulässigkeit 
des  Rechtsweges  rechtskräftig  verworfen  worden  ist.** 

Die  Grundlage  dieser  Bestimmung  ist  einmal  in  den  durch 
die  Erhebung  des  unechten  K.  K.  begründeten  prozessualen  Be- 
fugnissen zu  suchen,  sodann  hat  diese  Bestimmung  auch  ihren 
geschichtlichen  Hintergrund. 

Was  den  ersten  Punkt  anlangt,  so  wird  durch  die  Erhebung 

')  vgl.  Bennecke-Beling  S.  641  und  Gaupp-Stein  Bd.  1  8.  97 
und  643. 

')  Gaupp-Stein  Bd.  2  Vorbmorkungen  zu  §  916  C.  P.  0. 
3)  vgl.  Entsch.  d.  O.  V.  G.  Bd.  48  S.  440. 
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des  unechten  K.  K.  eine  Einrede  begründet1):  soll  aber  eine 
solche  begründet  werden,  so  ergibt  sich  von  selbst,  daß  der  un- 
echte K.  K.  im  Instanzenzug  erhoben  werden  muß,  bevor  das 
Urteil  die  Rechtskraft  erlangt  hat,  weil  sonst  eben  eine  Einrede 
nicht  mehr  geltend  gemacht  werden  kann. 

Was  den  geschichtlichen  Hintergrund  der  Bestimmung  des 
§  2  a.  a.  0.  anlangt,  so  ist  der  darin  ausgesprochene  Grundsatz 
allmählich  durch  die  Rechtsprechung  des  französischen  Staatsrats  ge- 
schaffen worden:  letzterer  erklärte  nämlich  die  Konfliktserhebung 
nach  Ablauf  der  delais  du  pourvoi  en  Cassation  für  ausgeschlossen2). 
Art.  4  der  ordonnance  reglementaire  des  conflits  vom  1.  Juni 
1828  machte  dann  diesen  Grundsatz  zur  gesetzlichen  Bestimmung: 
dieselbe  wurde  allgemein  anerkannt,  wie  denn  überhaupt  die  ganze 
ordonnance  —  ein  Werk  des  Ministeriums  Martignac  —  großes 
Ansehen  genoß3),  da  sie  zum  ersten  Male  in  Frankreich  in  präziser 
Form  festsetzte,  in  welchen  Fällen  und  in  welcher  Weise  der 
Konflikt  erhoben  werden  könne,  und  so  erst  wirkliche  Garantien  schuf. 
Nach  der  Bestimmung  des  Art.  4  sollte  kein  Konflikt  nach  einem 
in  letzter  Instanz  gesprochenen  oder  einem  definitiven  arrßt  oder 
einem  Urteil  erhoben  werden  können,  bei  dessen  Ausspruch  sich 
die  Parteien  beruhigt  hatten.  Ausgenommen  war  der  Fall,  daß 
der  Präfekt  die  Verweisung  einer  Sache,  die  vor  das  Gericht  ge- 
bracht worden  war,  an  die  competente  Administrativbehörde  durch 
Vermittlung  des  Staatsprokurators  forderte.  In  diesem  Falle  ent- 
schied das  Gericht  zunächst  über  die  Forderung  des  Präfekten: 
wurde  derselben  nicht  stattgegeben,  so  konnte  letzterer  binnen 
14  Tagen  den  Konflikt  erheben,  wobei  es  gleichgültig  war,  ob  das 
Gericht  in  dieser  Zeit  über  die  Hauptsache  verhandelt  und 
entschieden  hatte.  Außerdem  konnte  ein  Konflikt  noch  in  der 
Appellationsinstanz  erhoben  werden,  wenn  er  nicht  in  voriger  Instanz 
oder  wenn  er  damals  auf  unregelmäßige  Weise  erhoben  worden 
war.  Diese  Bestimmung  war  eine  Folge  des  sich  in  Frankreich 
mehr  und  mehr  fühlbar  machenden  Bedürfnisses  nach  Reformen 
in  der  Administrativjustiz.  Es  waren  verschiedene  Punkte,  die 
Anlaß  zur  Unzufriedenheit  gaben:  einmal  die  Willkür,  welche  die 

»)  vgl.  §  19  der  Arbeit 
9)  Tgl.  Dareste  S.  213. 
')  vgl.  »ach  oben  S.  10. 
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Präfekten  bei  Erhebung  des  Konflikts  zur  Schau  trugen,  sodann 
auch  die  mehr  denn  abhängige  Stellung  des  Staatsrates  bei  Ent- 
scheidung des  Konflikts.  Die  französische  Regierung  verschloß 
sich  auch  diesen  allmählich  immer  heftiger  werdenden  Klagen  gegen - 
übernicht:  nachdem  der Köuigi.J.  1828  bei  Gelegenheit  der  Thronrede 
„einige  hohe  Fragen  über  Administration"  angekündigt  hatte,  erschien 
die  eben  erwähnte  Ordonnance  am  1.  Juni  desselben  Jahres  und 
schrieb  für  Erhebung  und  Entscheidung  des  Konflikts  neue  Formen 
vor l). 

In  Preußen  schloß  man  sich  zunächst  dem  französischen 
Vorbild  nicht  an.  Vielmehr  bestimmte  eine  Kabinetteordre  vom 
30.  Juni  1828  (G.-S.  S.  80),  die  im  Verein  mit  zwei  dazu  er- 
lassenen Ministerialinstruktionen  vom  1.  Juli  1835  und  30.  März 
1836  dem  Konfliktsverfahren  eine  dem  heutigen  Verfahren  fast 
gleiche  Gestaltung  gab,  daß  der  Konflikt  in  rechtskräftig  bereits 
entschiedenen  Sachen  jederzeit  erhoben  werden  könne.  Der  König 
selbst  war  es,  der  dieses  Verfahren  für  unangemessen  hielt:  in 
einer  Kabinetsordre  vom  30.  Juli  1842  an  das  Staatsministerium 
verlieh  er  diesen  seinen  Empfindungen  Ausdruck  und  motivierte 
seine  Ansicht  damit,  „daß  es  ihm  bedenklich  erscheine,  die  Ent- 
scheidung über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  zunächst  der  Über- 
einkunft der  beteiligten  Departementschefs  zu  überlassen,  so  wie 
er  es  auch  andererseits  nicht  angemessen  finde,  daß  bei  einer 
Meinungsverschiedenheit  hierüber  die  einzelnen  Sachen  zu  seiner 
unmittelbaren  Entscheidung  gebracht  werden  müssen."  Die  un- 
mittelbare Folge  dieser  Meinungsäußerung  des  Königs  selbst  war 
dann  das  Ges.  v.  8.  IV.  1847,  welches  nunmehr  nach  französischem 
Muster  die  Erhebung  des  Konfliktes  in  rechtskräftig  entschiedenen 
Sachen  nicht  mehr  gestattete. 

Keine  Anwendung  findet  die  Vorschrift  über  das  Verhältnis 
zwischen  unechtein  K.  K.  und  rechtskräftig  entschiedenen  Urteilen 
auf  die  Zwischenurteile.  Der  Wortlaut  des  §  2  Ges.  8.  IV. 
1847:  „In  rechtskräftig  von  den  Gerichten  entschiedenen 
Sachen  kann  der  K.  K.  nicht  mehr  erhoben  werden"  laßt  darauf 
schließen,  daß  nur  Endurteile,  die  über  den  ganzen  Anspruch  oder 
einen  Teil  desselben  entscheiden,  in  Frage  stehen.    Da  aber  ein 

v.  Weiler,  im  badischen  Archiv  f.  Kechtspflege  Bd.  1,  S.  346. 
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Zwischenurteil  weder  Aber  den  erhobenen  Klageanspruch  selbst 
noch  über  einen  Teil  desselben  entscheidet,  so  ist  es  der  materi- 
ellen Rechtskraft  gemäß  $  Hi>2  CPO.  nicht  fähig,  kann  also  der 
Erhebung  des  unechten  K.  K.  nicht  im  Wege  stehen. 

III.  Endlich  bedarf  es  hier  noch  der  Erwähnung,  daß  eine 
Konflikteerhebung,  auch  wenn  sie  innerhalb  der  zeitlich  gezogenen 
Frenzen  stattfindet,  in  dem  Falle  unzulässig  ist,  wenn  sie  gleich- 
zeitig auf  das  Gesetz  von  1847  und  das  von  185-1  gestützt  wird 
d.  h.  wenn  zu  gleicher  Zeit  der  Konflikt  und  der  Kompetenz- 
konflikt erhoben  wird.  Die  Erhebung  des  Kompetenzkonfliktes  ist 
also  ein  Hindernis  für  die  gleichzeitige  Erhebung  des  Kon- 
fliktes. Der  Grund  hierfür  liegt  auf  der  Hand:  seit  den  Be- 
stimmungen des  $  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  ist  für  die  Vorent- 
scheidung beim  Konflikt  das  Oberverwaltungsgericht  zuständig 
geworden,  während  beim  Kompetenzkonflikt  der  Gerichtshof  zur 
Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte  seine  früheren  Funktionen 
behalten  hat.  Nacheinander  können  Kompetenzkonflikt  und  Kon- 
flikt dagegen  stets  erhoben  werden,  und  zwar,  wenn  der  Kompetenz- 
konflikt zuerst  erhoben  wenden  ist,  nur  für  den  Fall,  daß  der 
Kompetenzgerirhtshof  den  Rechtsweg  für  zulässig  erklärt  hat; 
sonst  würden  die  Voraussetzungen  des  §  1  Ges.  v.  13.  II.  5-1 : 
„Einleitung  der  gerichtlichen  Verfolgung  im  Wege  des  Zivil-  oder 
Strafprozesses"  fehlen1).  Vor  dem  1.  Oktober  187V)  war  im 
Gegensatz  zum  jetzigen  Rechtszustand  eine  gleichzeitige  Erhebung 
des  Konfliktes  und  des  Kompetenzkonfliktes  zulässig,  weil  in  beiden 
Fällen  der  Kompetenzgerichtshof  die  Vorfrage  entschied  ;  wurde  dann 
der  Kompetenzkonflikt  nicht  für  zulässig  erklärt,  so  wurde  geprüft, 
ob  wenigstens  der  Konflikt  zulässig  sei a).  Darum  war  es  auch 
ohne  Einfluß,  wenn  der  Konflikt  irrig  als  Kompetenzkonflikt  und 
umgekehrt  bezeichnet  worden  war  (Beispiele  siehe  oben  S.  1*2  f.): 
der  Kompetenzgerichtshof  entschied  dann  über  denjenigen  Kon- 
flikt, der  nach  der  Begründung  hätte  erhoben  werden  sollen. 
Geht  dagegen  jetzt  ein  Konflikt,  der  irrtümlicherweise  „Kompetenz- 
konflikt'* genannt  worden  ist,  an  den  Kompetenzgerichtshof  oder 
umgekehrt  ein  Kompetenzkonflikt  an  das  Oberverwaltungsgericht 

')  vgl.  Oppen  hu  ff  S.  397  Note  9. 

3)  vgl.  Entsch.  d.  K.  G.  H.  v.  6.  X.  55,  7.  HI  57  und  8.  II.  62  i. 
J.  M.  Bl.  von  1855  S.  407,  1857  S.  163  und  1862  S.  214  ff. 
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zur  Vorentscheidung,  so  ist  in  beiden  Fällen  ein  falsches  Ver- 
fahren zur  Anwendung  gekommen,  nämlich  für  den  Konflikt  das 
Verfahren  nach  der  Verordnung  vom  1.  August  1879,  welches 
jetzt  nur  für  Korapetenzkonflikte  gilt,  und  für  den  Kompetenz- 
konflikt das  Verfahren  nach  dem  Gesetze  vom  8.  April  1847, 
welches  jetzt  nur  für  den  Konflikt  gilt.  In  beiden  Fällen  müssen 
die  Akten  wieder  zurückgehen  und  es  muß  das  für  jeden  Fall 
vorgeschriebene  Verfahren  nachgeholt  werden:  erst  dann  kann  die 
Vorentscheidung  gefällt  werden.  In  solchen  Fällen,  bei  denen 
eine  irrtümliche  Bezeichnung  stattgefunden  hat,  wird  meist  der 
Verwaltungsehef  von  dem  ihm  nach  $  11  des  Ges.  v.  8.  IV.  1847 
und  §  11  Abs.  3  der  Verordn.  v.  1.  VIII.  1879  zustehenden 
Rechte,  den  gestellten  Antrag  zurückzunehmen,  Gebrauch  machen. 
Daß  diese  Zurücknahme  freilich  bedeutsame  Folgen  hat,  darüber 
vgl.  oben  §  17  (Seite  98). 

§  19.   Wesen  und  Wirkung  der  Erhebung  des  Konfliktes. 

I.  Die  Erhebung  des  Konfliktes  ist  ein  Eingriff  in  ein 
schwebendes  Prozeßverfahren.  Der  Eingriff  geht  von  einer  dritten 
Seite  aus  d.  h.  nicht  von  Seiten  einer  Partei :  die  Verwaltung  ist 
es,  der  nach  §  1  des  Konfliktsgesetzes  die  Möglichkeit  gegeben  ist, 
das  Verfahren  vom  Gericht  abzurufen  und  eine  Vorentscheidung 
herbeizuführen.  Hier  ist  aber  die  Verwaltung  auf  einen  anderen 
Weg  verwiesen,  als  in  einer  Reihe  von  anderen  Fällen,  in  denen 
das  Gesetz  die  Vorentscheidung  einer  Verwaltungsinstanz  verlangt, 
wie  z.  B.  bei  der  Klage  eines  (Reichs-  oder)  Staatsbeamten  auf 
Erfüllung  vermögensrechtlicher  Ansprüche  aus  dem  Dienst- 
verhältnis (außer  wenn  es  sich  um  eine  angebliche  Verkürzung 
durch  eine  seitens  der  preußischen  Oberrechnungskammer  ge- 
troffene Festsetzung  handelt)1),  oder  bei  Feststellung  der  Ent- 
schädigung wegen  Beschränkungen  in  der  Umgebung  von 
Festungen  *) 3).    Während  nämlich  in  diesen  Fällen  die  Vorent- 

')  y%}-  §  2  des  Gesetzes  betr.  Erweiterung  des  Rechtsweges  vom 
24.  Mai  1861  (G.-S.  S.  241)  und  §  150  des  Reichsbeamtengesetzes  vom 
31.  März  1873  fR.-G.-Bl.  S.  61). 

')  vgl.  §  41,3  des  Gesetzes  betr.  die  Beschränkung  des  Grundeigentums 
in  der  Umgebung  von  Festungen  vom  31.  Dezember  1871  (R.-G.-BI.  S.  459). 

3)  Weitere  Beispiele  sind  bei  0.  Stölzel  Rechtsweg  und  K.  K.  S.  18  ff. 
aufgezählt. 
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schridung  (der  obersten  Reichs-  bezw.  Staatsbehörde,  des  Bezirks- 
ausschusses usw.)  kraft  Gesetzes  unerläßlich  ist,  bleibt  es 
beim  Konflikt  der  Verwal  tungsbehörde  überlassen,  eine  solche 
Vorentscheidung  herbeizuführen.  Es  mag  hier  noch  unerörtert 
bleiben,  ob  und  inwiefern  dieser  Unterschied  eine  Bedeutung  für 
die  Tragweite  der  Vorentscheidung  und  für  ihren  Einfluß  auf  die 
Entscheidung  des  ordentlichen  Gerichtes  hat.  An  dieser  Stelle 
handelt  es  sich  nur  darum,  diesen  Gegensatz  zur  Erfassung  des 
Wesens  der  Kontliktserhebung  heranzuziehen. 

Hat  die  Verwaltungsbehörde  sich  entschlossen,  die  Vorent- 
scheidung herbeizuführen,  und  demgemäß  den  Konflikt  erhoben, 
so  kann  der  Prozeß  nur  dann  seinen  Zweck  erreichen  d.  h.  in 
irgend  einer  Weise  zum  Urteil  gelangen,  wenn  die  Vorentscheidung  ge- 
fallt worden  ist.  Die  Vorentscheidung  ist  also  dann  in  jedem 
Falle  prozessual  die  Voraussetzung  für  die  richterliche  Ent- 
scheidung. Die  Frage  liegt  nahe,  ob  die  Vorentscheidung  also 
eine  „Prozeßvoraussetzung"  ist. 

In  der  Theorie  sowohl  des  Zivil-  als  auch  des  Strafprozesses 
wird  von  „Prozeßvoraussetzungen  '  als  von  Tatsachen  gesprochen, 
die  „neben  den  Prozeßhandlungen  stehen,  also  nicht  Bestandteile 
des  Prozesses  selbst  sind,  die  ferner  Existenzbedingungen  für  den 
Prozeß  als  Ganzes  sind,1,  .,von  deren  Vorliegen  das  fehlerfreie 
Zustandekommen  eines  Prozeßverhältnisses  abhängt""  und  ohne  die 
endlich  ein  Sachurteil,  selbst  ein  abweisendes,  nicht  ergehen 
kann1).  Als  „Prozeßvoraussetzungen"  sind  z.  B.  anzusehen:  die 
Zulässigkeit  des  Hechtsweges,  die  Zuständigkeit  und  ordnungs- 
mäßige Besetzung  des  Gerichts,  Partei-  und  Prozeßfähigkeit,  die 
Vertretungsbefugnis  gesetzlicher  und  bevollmächtigter  Vertreter, 
ferner  besonders  für  den  Civilprozeß  die  Vertretung  der  Parteien 
durch  Anwälte  im  Anwaltsprozeß  und  für  den  Strafprozeß  das 
Vorliegen  der  Anklage  gegen  den  Beschuldigten  und  das  Erfor- 
dernis, daß  es  sich  überhaupt  um  eine  Strafsache  im  Sinne  des 
Gesetzes  handelt.  Wie  bereits  angedeutet,  ist  der  Ausdruck 
„Prozeßvoraussetzung"    ein    rein   theoretischer2),     der  der 

')  vgl.  Ben  necke-  Bei  in  g  Strafprozeßrecht  §  5  und  (Jaupp-Stcin 
Zivilprozeßordnung  S.  630. 

5)  Er  verdankt  seine  Entstehung  der  Anregung  von  0.  Bö. low  in  der 
„ Lehre  von  den  Prozeßeinreden  und  den  ProzeßvorausseUungeu. "  1868. 
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Sprache  der  Gesetzgebung  fremd  ist  und  daher  weder  in  der 
Civil-  noch  in  der  Strafprozeßordnung  zu  finden  ist. 

I.  Nur  in  der  Civilprozeßordnung  findet  sich  ein  Anhalt, 
insofern  als  sie  von  „prozeßhindernden  Einreden"  spricht  und 
diese  im  §  274  aufzählt.  Die  Bezeichnung  ist  jedoch  nicht  ganz 
zutreffend,  insofern  als  einzelne  dieser  sogenannten  „Einreden," 
nämlich  die  der  Unzuständigkeit  des  Gerichts,  der  Unzulässigkeit 
des  Rechtsweges,  der  mangelnden  Partei-  und  Prozeßfähigkeit  und 
der  mangelnden  gesetzlichen  Vertretung,  von  Amtswegen  zu 
berücksichtigen  sind,  also  der  Geltendmachung  seitens  der  Parteien 
nicht  bedürfen.  Nur  weil  es  dem  Beklagten  unbenommen  bleibt, 
seine  Verteidigung  auch  auf  solche  Mängel  zu  stützen,  sind  sie 
in  §  274  als  „prozeßhindernde  Einreden44  aufgezählt  worden, 
obwohl  die  Einrede  —  wie  Gaupp-Stein l)  hervorhebt  —  nur 
die  Anregung  zu  der  dem  Richter  ohnedies  obliegenden  Prüfung 
bildet,  Die  genannten  Mängel  sind  weiter  nichts  als  Prozeß- 
voraussetzungen, die  als  „prozeßhindernde  Einreden44  bezeichnet 
sind.  Der  Kreis  dieser  Einreden  ist  durch  die  C.  P.  0.  selbst 
abgegrenzt  worden,  indem  sie  sagt:  „Als  solche  Einreden  sind 
nur  anzusehen:  .  .  .w2)];  ferner  sind  dieselben  durch  die  Bestim- 
mung des  §  274,  3  in  verzichtbare  und  unverzichtbare 
geteilt:  erstcre  sind  die  wirkliehen  Einreden,  letztere  die  Prozeß- 
voraussetzungen. Zu  welcher  Gattung  gehört  die  Erhebung  des 
Konfliktes? 

a.  Daß  die  Konfliktserhebung  keine  prozeßhindernde  Einrede 
im  engeren  Sinne  als  verzichtbare,  als  wirkliche  Einrede  begründet, 
ist  darauf  zurückzuführen,  daß  durch  sie  der  Prozeß  keinesfalls 
gehindert  wird3).  Derselbe  bleibt  anhängig  und  ein  Bedenken 
gegen  seine  Zulüssigkeit,  wie  z.  B.  bei  der  Einrede,  der  ander- 
weiten Anhängigkeit  derselben  Sache  oder  des  Schiedsvertrages, 
wird  durch  die  Erhebung  des  Konfliktes  nicht  geltend  gemacht. 

')  S.  631. 

a)  Dio  Ansicht,  daß  es  trotzdem  Doch  andere  prozeßhindernde  Ein- 
reden gäbe,  hat  Petersen  (Zeitschr.  f.  dtsch.  Cmlprozeß  Bd.  2)  S.  166 ff. 
widerlegt. 

s)  Irrig  Struckmann-Koch  Note  4  Abs.  2  zu  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  ü., 
wo  die  Ansicht  vertreten  wird,  daß  auf  das  Fehion  einer  Vorentscheidung 
eine  prozeßhinderude  Einrede  gegründet  worden  könne. 
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b.  Es  kommt  also  noch  in  Frage,  ob  die  Konfliktserhebung 
eine  unverzichtbare  Einrede  begründet,  d.  h.  ob  es  sich  um  eine  reine 
Prozeßvoraussetzung  handelt.  Man  könnte  nur  an  die  Unzulässig- 
keit des  Rechtsweges  denken.  Aber  auch  hier  läßt  sie  sich  nicht 
unterbringen,  denn  nach  §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G.  hat  die  Vorent- 
scheidung gamicht  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  zum  Gegen- 
stande, und  man  muß  doch  annehmen,  daß  die  Terminologie 
innerhalb  der  Reichsjustizgesetzgebung  eine  einheitliche  ist;  ferner 
aber  kann  der  Konflikt  niemals  von  Amtswegen  berücksichtigt 
werden,  was  bei  der  Prozeßvoraussetzung,  welche  in  jeder  Lage 
des  Prozesses  seitens  des  Gerichts  von  Amtswegen  berücksichtigt 
werden  muß1),  gerade  das  Wesentliche  ist. 

Schließlich  ist  für  die  Konfliktserhebung  wesentlich,  daß  der 
Eingriff  in  den  Prozeß  von  einer  außerhalb  der  Parteien  stehenden 
Stelle  ausgeht,  daß  er  also  unabhängig  vom  Willen  der  Parteien 
ist.  Ereignisse,  welche  sonst  noch  außerhalb  des  Verhaltens  der 
Parteien  liegen  und  Einfluß  auf  den  Prozeß  ausüben  können,  sind 
z.  B.  der  Gerichtsstillstand  gemäß  §  245  C.  P.  O.  und  die  lauda- 
tio auctoris  gemäß  §  76  C.  P.  0.  *).  Aber  auch  ihnen  ist  die 
Konfliktserhebung  nicht  gleichzustellen. 

Man  muß  sich  also  mit  einem  negativen  Resultat  begnügen, 
indem  man  jedenfalls  feststellen  kann,  daß  die  Erhebung  des 
Konfliktes  nicht  zu  den  Vorgängen  und  Tatsachen  gerechnet  werden 
kann,  die  sonst  nach  den  Vorschriften  der  Civil  Prozeßordnung  auf 
das  prozeßrechtliche  Verhältnis  zwischen  den  Parteien  von  Einfluß 
sind.  Nachdem  Bülow*)  für  den  Ausdruck  „prozeßdilatorische 
Einrede,*  der  im  gemeinen  Recht  Alles  umfaßte,  auf  Grund  dessen 
der  Reklagte  den  Reginn  des  eigentlichen  Prozeßes  aufschieben 
und  sich  vom  Eingehen  auf  die  Hauptsache  befreien  konnte,  die 
Bezeichnung  „Prozeßeinredeu  vorgeschlagen  und  damit  Anerkennung 
gefunden  hat,  möchte  ich  die  aus  der  Erhebung  des  unechten 
Kompetenzkonfliktes  hergeleitete  Einrede  als  eine  Prozeßeinrede 
eigener  Art  bezeichnen.    Daß  es  noch  Prozeßeinreden  neben 

»)  vgl.  Fitting  S.  209  und  Planck  Bd.  2  S.  61  f  . 

a)  Daß  diese  den  prozeßhindernden  Einreden  nicht  gleicht,  darüber 
siehe  Schwalbach  Die  Prozeßvoratwsetiungcn  im  Reichscivilprozeß  (Archiv 
für  civilistische  Praxis  Bd.  63)  S.  41 9  ff. 

»)  S.  13ff. 
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den  im  §  '21 A  0.  P.  O.  aufgezählten,  den  Prozeß  hindernden 
Einreden  gibt,  geht  aus  der  Bestimmung  des  §  1 1  E.-G.  z. 
0.  V.  G.  hervor.  Denn  §  11  ist  nicht  bloß  materiell  dahin  auf- 
zufassen, daß  er  eine  Prüfung  der  Schuld  oder  Nichtschuld  des 
Beamten  beabsichtigt.  Vielmehr  gibt  §  11,  der  nur  die  Form 
der  Vorentscheidung  modifiziert,  im  übrigen  aber  die  landes- 
gesetzlichen Vorschriften  völlig  unberührt  läßt,  der  Landesgesetz- 
gebung auch  die  Möglichkeit,  eine  Form  zu  bestimmen,  um  den 
nach  reichsrechtlichen  Vorschriften  sich  abwickelnden  Prozeß  lahm 
zu  legen. 

2.  Die  Strafprozeßordnung  kennt  solche  Ausdrücke,  wie 
„prozeßhindernde  Einreden,"  die  in  der  Civilprozeßordnung  für 
unseren  Fall  einen  Anhalt  biet-en  könnten,  nicht.  Anerkannt  ist 
jedoch,  daß  auch  im  Strafprozeß  gewisse  Voraussetzungen  erfüllt 
sein  müssen,  damit  ein  Prozeßverhältnis  fehlerfrei  zustande  kommt, 
und  daß  sich  neben  den  in  allen  Fällen  erforderten  Voraus- 
setzungen allgemeiner  Art  solche  besonderer  Art  finden,  die  für 
einzelne  Fälle  bedeutsam  werden1).  Zu  den  letzteren  gehört,  als 
von  einer  alia  pars  geltend  gemacht,  die  Erhebung  des  Konfliktes 
in  dem  unter  1  entwickelten  Sinne8). 

II.  Nach  §  5  des  Gesetzes  vom  8.  April  1847  hat  die 
Erhebung  des  Konfliktes  zur  Wirkung,  „daß  das  Gericht 
das  Rechtsverfahren  durch  einen  Bescheid,  gegen  welchen  kein 
Rechtsmittel  zulässig  ist,  einstweilen  einstellt  und  diesen 
Bescheid,  nebst  einer  Abschrift  des  Beschlusses  der  Verwaltungs- 
behörde, den  bei  der  Sache  beteiligten  Privatparteien  zustellt." 
Nach  seiner  Terminologie  paßt  das  Gesetz  natürlich  nicht  auf 
unsere  Reichsjustizgesetzgebung:  es  wird  sich  auch  hier  empfehlen, 
die  beiden  Arten  des  Prozesses  getrennt  zu  untersuchen. 

1.  Da  es  sich,  wie  oben  festgestellt,  im  Civilprozeß  nicht 
um  eine  prozeßhindernde  Einrede  im  Sinne  des  §  274  C.  P.  0. 
handelt,  die  aus  der  Erhebung  des  Konfliktes  hergeleitet  werden 

')  vgl.  Ben  neckc-Beling  S.  13:  Birkmeyer  Deutsches  Strafprozeti- 
rt'dit.  Berlin  1898  S.  565:  1"  1 1  m  a  n  n  Lehrbuch  des  Deutschen  Strafproieß- 
recht».    München  1893  S.  263. 

a)  So  ist  die  Bemerkung  von  Arndt  Das  Staatsrecht  des  Deutschen 
Reiches.  Berlin  1901  S.  648  wohl  nur  zu  verstehen,  daß  eine  Vorent- 
scheidung „als  1'rozcUvoraussetzung"  einzutreten  hat. 
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könnte,  so  ist  auch  das  ffir  die  Verhandlung  über  prozeßhindernde 
Einreden  in  den  §§  274  und  275  C.  P.  0.  festgelegte  gerichtliche 
Verfahren  nicht  anwendbar.  Schon  das  Wort  „einstweilen  ein- 
stellen" weist  darauf  hin,  daß  das  Gericht  zunächst,  und  zwar 
sofort  nach  der  Erhebung  des  Konfliktes,  mit  der  Sache  nichts 
mehr  zu  tun  haben  soll.  Das  gerichtliche  Verfahren  bleibt  stehen. 
Einen  Stillstand  des  Verfahrens  behandelt  die  Civilprozeßordnung 
in  dem  Titel  „Unterbrechung  und  Aussetzung  des  Verfahrens" 
(§§  239—252):  die  Unterbrechung  tritt  ex  lege  ein,  die  Aus- 
setzung auf  Gerichtsbeschluß.  Die  Einstellung  des  Verfahrens  bei 
Erhebung  des  Konflikts  wird  aber  weder  unter  den  einen  noch 
unter  den  anderen  gesetzlichen  Fällen  aufgezählt,  sie  ist  vielmehr 
ein  außerhalb  stehender  Fall,  der  durch  den  Vorbehalt  des  §  11 
E.-G.  z.  G.  V.  G.  gerechtfertigt  ist.  Die  Einstellung  des  Verfahrens 
steht  noch  am  nächsten  der  Aussetzung  des  Verfahrens  (§§  246-248 
C.  P.  0.),  da  in  beiden  N  Fallen  ein  Gerichtsbeschluß  erfolgt. 
Aber  die  Kontliktserhebung  kann  nicht  den  in  §§  246  und  247 
genannten  Voraussetzungen  der  Aussetzung  des  Verfahrens  unter- 
geordnet werden l).  Nur  insofern  entspricht  das  Verfahren  beim 
Konflikt  den  Regeln  der  C.  P.  0.,  als  der  Bescheid,  durch  den 
das  Gericht  das  Verfahren  einstellt,  als  nicht  verkündete  Verfügung 
den  Parteien  von  Amtswegen  zugestellt  wird  (§  5  Ges.  v.  8.  IV. 
1847),  wie  dies  auch  §  329  Abs.  3  C.  P.  0.  für  nicht  verkündete 
Beschlüsse  und  Verfügungen  bestimmt*). 

2.  Der  Terminologie  der  Strafprozeßordnung  ist  eine 
„ Einstellung  des  Verfahrens,"  um  die  es  sich  beim  Konflikt  handelt, 
bekannt,  nur  daß  sie  von  einer  Vorlauf  igen  Einstellung  des 
Verfahrens  spricht  (§  203  und  §  208  Str.  Pr.  <>.),  während  das 
Gesetz  vom  8.  IV.  1847  als  Wirkung  der  Konfliktserhebung  die 

')  Ebensowenig  läUt  die  Kontliktserhebung  aber  Kaum  für  diu  An- 
wendung des  §  148  C.  I*.  ().,  wie  bei  Foerster  (l>ie  CivilprozeLtordng. 
1880"  Bd.  1  S.  237)  zutreffend  bemerkt  wird.  Die  nach  §  H8  von  einer  Ver- 
waltungsbehörde zu  treffende  Feststellung  eines  Rechtsverhältnisses  ist  näm- 
lich Bedingung  für  den  Hechtsweg,  währond  die  Konfliktserhebung  dies 
nicht  ist. 

*)  Daß  der  Bescheid  des  Berichtes  die  Form  einer  Verfügung, 
nicht  die  eines  förmlichen  Beschlusses  haben  soll,  ist  durch  die  oben  (§  15 
III)  bereits  erwähnte  Allg.  Verfg.  v.  2.  IV.  185C  (J.-M.-Bl.  S.  86 f.)  aus- 
drücklich hervorgehoben  worden. 
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einstweilige  Einstellung  des  Verfahrens  bezeichnet.  Dieser  rein 
äußerliche  Unterschied  in  der  Bezeichnung  ist  allerdings  uner- 
heblich. Aber  trotzdem  gehört  die  einstweilige  Einstellung  beim 
Konfliktsverfahren  nicht  zu  den  in  der  Strafprozeßordnung  ge- 
nannten Fällen  der  vorläufigen  Einstellung.  Die  Vorschrift  des  §  208 
Str.  Pr.  0.,  die  dem  Verfahren  bei  der  Konfliktserhebung  insofern 
am  nächsten  steht,  als  auch  sie  den  Antrag  einer  Behörde  erfordert, 
bezweckt  nämlich  nur  die  teilweise  Einstellung  des  Verfahrens 
hinsichtlich  eines  unwesentlichen  Punktes,  der  einstweilen  beiseite 
gestellt  werden  soll,  während  beim  Konflikt  das  ganze  gerichtliche 
Verfahren  eingestellt  wird.  Man  kommt  auch  hier  zu  dem  gleichen 
Resultat,  wie  im  Civilprozeß:  die  Konfliktserhebung  gehört  nicht 
zu  den  in  der  Strafprozeßordnung  für  die  vorläufige  Einstellung 
des  Verfahrens  vorgesehenen  Fällen. 

III.  Materiell  bewirkt  die  Erhebung  des  Konfliktes  die  Vor- 
entscheidung über  die  Frage,  ob  dör  Beamte  sich  einer  Über- 
schreitung seiner  Amtsbefugnisse  schuldig  gemacht  hat  oder  nicht. 
In  §  J10  BUB.  ist  von  einer  Vorentscheidung  die  Rede:  wenn 
nämlich  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  von  der  Vorentscheidung 
einer  Behörde  abhängt,  so  soll  die  Verjährung  durch  Einreichung 
des  Gesuchs  an  die  Behörde  in  gleicher  Weise  unterbrochen 
werden  wie  durch  Klageerhebung,  wenn  binnen  3  Monaten  nach 
Erledigung  des  Gesuchs  die  Klage  erhoben  wird.  Planck1)  und 
Crome8)  meinen  übereinstimmend,  daß  diese  Vorschrift  den 
Bestimmungen  des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  und  —  wie  Planck 
sagt  —  „ähnlichen  Bestimmungen  (z.  B.  Reichsbeamtenges.  §  l.r>0)* 
Rechnung  trage.  Dabei  werden  aber  von  Planck  die  Unterschiede 
zwischen  §  11  und  Reiehsbeamtengesetz  §  150  nicht  genügend 
hervorgehoben  (vgl.  oben  §  19  I),  was  auch  in  der  sachlichen 
Stellungnahme  von  Bedeutung  wird.  Denn  wenn  hier  auf  §  11 
E.-G.  z.  G.  V.  G.  Bezug  genommen  wird,  so  kann  das  schon 
richtig  sein,  aber  nicht  für  Preußen,  da  dort  die  Zulässigkeit  des 
Rechtsweges  nicht  von  der  Vorentscheidung  abhängig  ist5),  vielmehr 
umgekehrt  das  gerichtliche  Verfahren  die  Bedingung  für  die 

>)  „Kommentar  zum  B.  IU.  Ii."  3.  Aufl.  Berlin  1903  Bd.  1  S.  355. 
-)  „System  des  Deutschen  Bürgerlichen  Rechts."  Tübingen  und  Leipzig 
1900  Bd.  1  S.  517  Anm.  28. 

3)  Wie  Mey  er-  An  schütz  (§  183)  irrtümlich  annimmt. 
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Herbeiführung  einer  Vorentscheidung  bildet  (vgl.  oben  §  lß)1). 
Die  Bezugnahme  ist  nur  für  Hessen  richtig,  denn  dort  ist  die 
gerichtliche  Verfolgung  des  Beamten  nach  Art.  77  des  Oes.  „die 
Ausf.  d.  R.  0.  B.  betr.'4  v.  17.  VII.  nur  möglich,  nachdem 
vom  Verwaltungsgerichtshof  durch  Vorentscheidung  die  Schuld 
des  Beamten  festgestellt  worden  ist  oder  das  dem  Beamten  vor- 
gesetzte Ministerium  erklart  hat.  daU  die  Vorentscheidung  nicht 
verlangt  werde.  Hier  hangt  also  wirklich  die  Zulässigkeit  des 
Hechtsweges  von  der  Vorentscheidung  einer  Behörde  ab.  Gewiß 
irrig  ist  im  Gegensatz  zu  Plancks  und  Crom  e  s  Bemerkungen, 
bei  denen  man  wohl  nur  von  einer  ungenauen  Ausdrucksweise 
sprechen  kann,  die  von  Schücking*)  dem  Text  des  preußischen 
Konfliktsgesetzes  beigefügte  Note:  „Über  die  Unterbrechung  der 
Verjährung  siehe  B.  G.  B.  §  210*',  denn  er  kann  nur  Preußen 
meinen:  für  dieses  aber  kann  wie  gesagt  die  Bestimmung  des 
§  -JIU  niemals  eine  Wirkung  ausüben.  Das  für  Hessen  Gesagte 
gilt  übrigens  analog  für  Bayern  (unten  §31  II). 


V.  Die  Behandlung  des  Konfliktes. 

Die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Art  und  Weise,  in 
der  mit  dem  Konflikt  zu  verfahren  ist,  finden  sich  im  Konflikts- 
gesetz vom  13.  Februar  1  S-">4,  im  Gesetz  vom  «.April  1*47  3)4) 
und  in  den  114  und  113  Abs.  T>  des  Gesetzes  über  die  allge- 
meine Landesverwaltiuig  vom  30.  Juli  1**3.    Eine  Erläuterung 

';  Sodali  also,  wenn  der  Konflikt  nicht  erhoben  ist,  nicht  etwa  auf 
Grund  des  §  11  E-G.  /..  G.  V.  G.  oder  des  Ges.  v.  13.  II.  54  eine  Einrede 
der  UnzulÜssigkeit  des  Rechtsweges  geltend  gemacht  weiden  kann.  Vielmehr 
bleibt  der  Rechtsweg  offen,  wenn  der  Konflikt  nicht  erhoben  ist.  (vgl.  auch 
l  rt.  d.  Reichsger.  v.  12.  I.  84  in  Üruchot's  Beiträgen  Jahrg.  28  S.  979 
und  in  der  .Jurist.  Wochenschrift  1884  S.  8<ij. 

*)  „^uellensainmlung  zum  Preußischen  Staatsrecht"  Leipzig  1906  S.  167 

Note-  2. 

3)  G.-S.  S.  170.  —  Abdruck  auch  bei  Oppenhoff  Ressortverhältnisse 
S.  398  und  bei  Schücking  ^uellensainmlung  S.  128. 

*)  Unrichtig  nennt  v.  Arnstadt  Rd.  1  S.  33(>  an  Stelle  dieses  Gesetzes 
die  Verordnung  vom  1.  VIII.  1879:  dies  beruht  auf  einer  Verwechselung 
mit  dem  Kompeteuzkontlikt,  die  schon  im  Urteil  des  ().  V.  G.  v.  29.  X.  1884 
(Preuß.  Verw.  Bl.  VI  S.  79)  gerügt  wird. 

Graveuaorst,  Konflikt  8 
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haben  diese  Vorschriften  in  den  beiden  Allgemeinen  Verfügungen 
des  Justizrainisters ')  vom  2.  April  1K.">(>  und  vom  *2.  Januar 
1871  2)  gefunden.  Schließlich  findet  sich  noch  eine  Darstellung 
des  Verfahrens  der  Berichte  im  nichtamtlichen  Teile  des  Justiz- 
ministerialblattes von  1N8N3;:  wegen  des  Ortes  der  Veröffentlichung 
wird  man  dieser  Darstellung  einen  halbamtlichen  Charakter  zu- 
schreiben müssen. 

Aber  alle  diese  Vorschriften  geben  nur  ein  Bild  von  den 
Vorgangen  nach  der  Erhebung  des  Konfliktes  bezw.  von  dem 
Moment  der  Erhebung  an.  Vor  diesem  Zeitpunkt  wird  sich  das 
Verfahren  etwa  folgendermaßen  gestalten: 

Sobald  der  Prozeß  anhangig  ist,  wird  es  zunächst  darauf 
ankommen,  die  zur  Erhebung  des  Konfliktes  befugte  Provinzial- 
oder  Centraibehörde  zu  benachrichtigen  und  sie  zu  veranlassen, 
in  Tätigkeit  zu  treten.  Kür  den  Fall,  daß  die  Staatsanwalt- 
schaft mit  der  «Sache  befaßt  ist.  trifft  der  Justizministerial- 
erlaß  vom  12.  V.  1854  (unveröffentlicht,  Justizministerium:  I.  1  l.V> 
Vorkehrung.  Danach  hat  der  Staatsanwalt,  wenn  er  der  Ansicht 
ist,  daß  gegen  einen  Beamten  die  öffentliche  Klage  zu  erheben 
sei,  die  bisherigen  Verhandlungen  dem  Oberstaatsanwalt  mit 
Bericht  vorzulegen4),  falls  nicht  etwa  ein  Antrag  der  dem  Beamten 
vorgesetzten  Dienstbehörde  auf  Strafverfolgung  vorliegt  (denn 
dadurch  würde  ja  auf  Erhebung  des  Konfliktes  verzichtet).  Ver- 
tritt auch  der  Oberstaatsanwalt  die  Ansicht,  daß  die  Anklage  zu 
erheben  sei,  so  muß  er  die  Äußerung  der  dem  Beamten  vor- 
gesetzten IVovinzial-  hezw.  Zentralbehörde  einholen.  Diese  kann 
Widerspruch  gegen  die  gerichtliche  Verfolgung  erheben:  der 
Widerspruch  ist.  vom  Oberstaatsanwalt  sorgfältig  zu  prüfen.  Wird 


l)  Piese  sind  zunächst  nur  für  den  Kompetenzkonflikt  erlassen  worden, 
sind  aber,  soweit  angängig,  analog  auf  den  Konflikt  anzuwenden. 
*)  Vcrgl.  J.  M.  Iii.  18.™  S.  8«  und  1871,  8.  2. 
*}  Seite  (i  Nu.  III. 

4)  Empfehlen  wird  es  sich,  datt,  wenn  die  Voruntersuchung  beantragt 
werden  soll,  in  dem  Herieht  die  Gründe,  aus  denen  die  Iberschreituii''  der 
Aintsbefugnisse  gefolgert,  wird,  näher  dargelegt  werden.  Soll  dagegen  die 
Anklage  ohne  gerichtliche  Voruntersuchung  erhoben  werden,  so  dürfte  zwerk- 
mäUiger  Weise  die  Darlegung  der  Gründe  unterbleiben  und  statt  dessen 
einfach  ein  Kntwuil'  der  Anklageschrift  dein  Herieht  beigelegt  werden. 
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dem  Verfahren  jedoch  trotzdem  Fortgang  gesehen,  so  muß  der 
Staatsanwalt  sofort  nach  eingeleiteter  Untersuchung  hezw.  Vor- 
untersuchung der  widersprechenden  liehörde  Mitteilung  von  der 
Sachlage  machen.    -  Das  Vorgesagte  kann  naturlich  nicht  für 
l*  rivat klagen   und  Zivilprozes.se  gegen  Heamte  gelten:  hier 
wäre  ein  Kerieht   des  Staatsanwaltes  nicht  möglich.    Hier  wird 
darum    der    Heamte    selbst    zwecks    Erhebung    des  Konfliktes 
Schritte  ergreifen  müssen,  und   zwar    wird  er  zunächst  seinen 
unmittelbaren  Vorgesetzten  benachrichtigen,  daß  er  beschuldigt 
bezw.  verklagt  sei.  und  die  Erhebung  des  unechten  K.  K.  bean- 
tragen, /..  H.  der  Amtsdiener  beim  Amtsvorsteher.     Der  Amts- 
vorsteher  teilt  dies  dem  Landrat  mit,  welcher  dann  das  betr. 
«iericht,  bei  dem  die  Sache  schwebt,  um  Übersendung  der  Prozeß- 
akten direkt  an  den  Kegierungspräsidenten  ersucht,  damit  dieser 
nach  Einsichtnahme  der  Akten  sich  schlüssig  mache,  ob  er  den 
unechten  K.  K.  erheben  will  oder  nicht.    Dies  ist  jedenfalls  prak- 
tischer, als  wenn  er  nur  Anzeige  erstattet,  wie  §  :i  Satz  '2  Oes. 
v.  s.  IV.  AI   vorschreibt.     Der    Regierungspräsident   kann,  da 
durch  die  verschiedenen  Renaehrichtigungen  und  Ersuchen  schon 
meist  viel  Zeit  vergangen  ist.   das  (iericht  ersuchen,   den  etwa 
angesetzten  Termin   wieder  aufzuheben,    damit  er  Zeit  zur  Über- 
legung und  zur  Anstellung  etwa  erforderlicher  Nachforschungen 
hat:  er  kann  dann  der  Anregung  des  Reamten  entprechen  oder 
nicht. 

§  20.  I)  Behandlung  vor  den  Gerichten  und  Konfliktsbehörden. 

I.  Vor  Fällung  der  Vorentscheidung. 

Hat  sich  die  Verwaltungsbehörde  (ich  nenne  dieselbe 
hautig  „Konfliktsbehörde")  entschlossen,  den  Konflikt  zu 
erheben,  so  hat  sie  ihren  Willen  in  einem  motivierten  Beschluß 
niederzulegen  und  diesen  dem  (iericht  mit  der  Erklärung,  ,.daß 
der  Konflikt  erhüben  werde"  und  mit  dem  Antrage,  „das  Rechts- 
verfahren bis  zur  Entscheidung  über  den  Konflikt  einzustellen," 
zu  ubersenden  (§  I  ties.  v.  S.  IV.  17) ').    Sind  diese  Vorschriften 

•i  Heim  o  rd  c  ii  1 1  i  i-h  i- 1)  «iericht  also  wird  der  Konflikt  erhoben, 
nicht,  wie  v.  Arnstedt,  IM  l  S.  330  es  irrig  ausdrückt,  beim  Oberver- 
waltun^st'ericbt. 

8* 
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genau  beobachtet  (Allg.  Verf.  v.  2.  IV.  ."><;  Ziff.  I)1),  so  hat  das 
Gericht  das  Rechtsverfahren  und,  wenn  bereits  ein  für  vorläufig 
vollstreckbar  erklärtes  Urteil  ergangen  ist  und  aus  diesem  die 
Zwangsvollstreckung  betrieben  wird,  auch  die  Zwangsvollstreckung 
(§  19  Ges.  v.  K.  IV.  47)  von  Amtswegen  durch  einen  Bescheid, 
gegen  den  „kein  Rechtsmittel  zulassig"  ist,  einstweilen  einzu- 
stellen (§  5  Ges.  v.  8.  IV.  47).    Wenn  es  in  Ziff.  2  der  Allg. 
Verf.  v.  2.  IV.  56  heißt,  daß  die  Einstellung  am  zweckmäßigsten 
in  der  Form  einer  einfachen  Verfügung,  nicht  notwendiger  Weise 
in  der  eines  förmlichen  Beschlusses  geschehe,  so  ist  eine  solche 
Scheidung  für  den  jetzigen  Prozeß  bedeutungslos,  da  Verfügung 
und  Beschluß  gleiche  Wirkung  haben.  Obgleich  §  5  des  Gesetzes 
vom  8.  IV.  1847  nur  vom  „Gericht"  spricht,  welches  das  Ver- 
fahren einstellen  kann,  so  muß  man  trotzdem  annehmen,  daß  z.  B. 
auch  die  Staatsanwaltschaft  das  Verfahren  einstellen  kann, 
wenn  z.  Z.  der  Erhebung  des  Konfliktes  das  Verfahren  noch  bei 
ihr  schwebt.    Denn  das  Gesetz  von  1847  galt  in  seiner  Fassung 
zunächst  nur  für  die  Kompetenzkonflikte,  bei  denen  die  Staats- 
anwaltschaft garnicht  in  Betracht  kommen  kann.    Es  wurde  dann 
später  auch  auf  den  Konflikt  für  anwendbar  erklärt,  trotzdem 
K.  K.  und  Konflikt  nichts  miteinander  gemein  haben  (oben  S.  1 1). 
Man  muß  das  Gesetz  darum  sinngemäß  interpretieren.    Die  hier 
vorgenommene  Interpretation  erscheint  außerdem  auch  darum  zu- 
treffend, weil  (vgl.  oben  S.  i.M)  f.)  der  Konflikt  eben  schon  dann  er- 
hoben werden  kann,  wenn  das  Gericht  mit  der  Sache  noch  garnicht 
befaßt  ist.    Sollte  die  Staatsanwaltschaft  sich  ihre  Sache  ent- 
winden lassen  und  dieselbe  zur  Fassung  des  Beschlusses  über  die 
einstweilige   Einstellung  an   das   Gericht  abgeben   müssen?  — 
Auch  nach  der  Einstellung  des  Verfahrens  kann  die  Staatsanwalt- 
schaft jeder  Zeit  Handlungen  veranlassen,  hinsichtlich  deren  Ge- 
fahr im  Verzug  ist.  wie  Beschlagnahmen  und  Durchsuchungen. 
(Für  Mecklenburg  ist  dies  ausdrücklich  angeordnet:  vgl.  unten 
§.*)5,V).     Ferner  dauert  eine  angeordnete  Untersuchungshaft*) 
fort. 

')  Hierher  gehört  auch  die  Vorschrift,  daß  bei  Kollegialbehörden  das 
Plenum  den  Konflikt  erheben  muß  (vgl.  oben  §  15). 

3)  Vgl.  v.  Marck-Kloss  Die  Staatsanwaltschaft  bei  Laud-  und  Amts- 
gerichteL.    2.  Aufl.    1903.    i>.  M. 
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Der  Bescheid  wird  nun,  zugleich  mit  einer  Abschrift  des 
Beschlusses  der  Verwaltungsbehörde,  im  Zivilprozeß  beiden  Pro- 
zeßbeteiligten, dem  Kläger  sowohl  wie  dem  Beklagten  (Allg.  Verf. 
v.  '2.  IV.  .')(>  Ziff.  3),  und  dementsprechend1)  beim  Strafverfahren 
der  Staatsanwaltschaft  und  dem  Angeklagten'),  beim  Privatklage- 
verfahren  dem  Privatkläger  und  dem  Privatbeklagten  zugefertigt, 
wobei  ihnen  zu  eröffnen  ist,  daß  sie  sich  binnen  einer  Präklusiv- 
frist von  4  Wochen  schriftlich  über  den  Konflikt  erklären  können. 
Sind  die  Prozeßbeteiligten  gewillt,  eine  solche  Erklärung  abzu- 
geben, so  muß  die  Schrift,  in  der  diese  enthalten  ist,  —  außer 
natürlich  bei  einem  Strafverfahren,  wenn  der  Staatsanwalt  Er- 
klärungen abgibt  —  von  einem  Rechtsanwalt  unterzeichnet  und 
nebst  einer  Abschrift  dem  Gericht  eingereicht  werden  (vgl.  hierzu 
außer  §  :>  des  Ges.  v.  8.  IV.  47  auch  Allg.  Verf.  v.  2.  IV.  56 
Ziff.  4).  Ist  dieser  Vorschrift  nicht  genügt  worden,  so  gelangt 
die  Erklärung  an  die  Prozeßpartei  zurück,  damit  sie,  soweit  es 
mit  Rücksicht  auf  die  vorgeschriebene  Frist  von  4  Wochen  noch 
möglich  ist,  dem  Mangel  abhelfe. 

Sind  Erklärungen  der  Prozeßbeteiligten  innerhalb  der 
Frist  eingegangen,  so  hat  das  Gericht  der  Konfliktsbehörde 
die  Duplikate  der  Erklärungen  gegen  Empfangsbescheinigung, 
aus  der  der  Tag  des  Empfanges  oder  der  Zustellung  hervorgehen 
muß  und  die  zu  den  Akten  zu  bringen  ist,  zuzustellen.  Ist  da- 
gegen keine  Erklärung  der  Parteien  eingelaufen  oder  hat  sich  nur 
eine  Partei  erklärt,  so  muß  hiervon  der  Konfliktsbehörde,  ebenfalls 
wieder  gegen  Empfangsbescheinigung,  Nachricht  erteilt  werden. 
Das  Konzept  des  Benachrichtigungsschreibens  und  die  Empfangs- 
bescheinigung sind  zu  den  Akten  zu  bringen  (§§  5  und  6  Ges.  v. 
8.  IV.  47  und  Ziff.  4  und  f>  der  Allg.  Verf.  v.  2.  IV.  56). 


•)  Wenn  in  §  5  des  lies.  v.  8.  IV.  47  „die  bei  der  Sache  beteiligten 
l'rivatparteien"  genannt  sind,  so  erklärt  sich  dies  aus  dem  Umstände, 
daß  das  (Jesetz  v.  1847  zunächst  für  Kompetenzkonflikte  erlassen  war 
und  diese  nur  in  bürgerlichen  Kechtsstrcitigkeitcn  in  Frage  kommen 
können  (vgl.  Stolzel  Rechtsweg  §  60).  Abgesehen  davon  ist  erst  durch 
die  Verordnung  vom  3.  I.  1849  die  Staatsanwaltschaft  allgemein  eingeführt 
worden. 

*)  Wenn  die  Sache  bei  der  Staatsanwaltschaft  anhängig,  dem  Anzeigenden 
und  Beschuldigten. 
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Nunmehr  hat  das  Gericht1)  die  vollständigen  Akten  *)  dem 
vorgesetzten  Oberlandesgericht :<)  unter  Erstattung  eines  gutacht- 
lichen Berichtes  zu  übersenden.  Über  den  Inhalt  dieses  „Gut- 
achtens" trifft  das  Gesetz  keine  nähere  Hestimmung:  es  winl 
jedoch  Folgendes  enthalten  müssen: 

1.  Eine  Nachweisung  über  die  Beobachtung  der  oben  er- 
wähnten Förmlichkeiten; 

2.  Eine  Erörterung  der  Frage,  ob  der  Konflikt  für  zulässig 
zu  erachten  sei,  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung 
des  §  2  Ges.  v.  s.  IV.  47,  wonach  der  Konflikt  in  rechts- 
kräftig von  den  Gerichten  entschiedenen  Sachen  nicht  mehr 
erhoben  werden  kann; 

3.  Ein  Gutachten  über  die  Frage,  oh  der  Konflikt  begründet 
erscheint4). 

Das  Oberlandesgericht  muß,  wenn  es  sich  um  einen 
Strafprozeß  handelt,  zunächst  dem  Oberstaatsanwalt  Gelegenheit 
zur  Äußerung  geben  und  dann,  sowohl  im  Zivil-  wie  im  Straf- 
prozeß, nochmals  sorgfältig  prüfen,  ob  alle  Formvorschriften  be- 
folgt worden  sind,  gegebenen  Falles  auch  die  Beseitigung  von 
etwaigen  Verstößen  oder  Mängeln  veranlassen.  Ist  Alles  in  Ord- 
nung, so  fügt  auch  das  Oberlandesgericht  noch  ein  Gutachten  bei 
und   sendet  die  Akten  mit  einein  Einsendungsbericht5)  an  den 


')  Ks  winl  als  Regelfall  unterstellt.  <IaLt  der  Konflikt  schon  währen. 1 
des  Oerichtsverfahrens  in  1.  Instanz  erhoben  wird  d.  h.  für  Ziviisaehen 
beim  Landgericht  ('S  30  Ziff.  3  preuß.  A.-O.  z.  OVO.);  für  Strafsachen 
konnte  es  auch  das  Amts-'Sehöllcii-  Bericht  sein. 

2)  J>ie  gehörig  foliierl  sein  müssen  (Allg.  Verf.  v.  2.  IV.  56  Ziff.  ß\ 

3;  Das  Oesetz  von  1S47  spricht  von  den  vorgesetzten  ..Landesjustiz 
kollegien".  Daß  darunter  jetzt  das  Oberlandesgericht  zu  verstellen  ist,  er- 
gibt sich  aus  der  Kntwickclung  der  <  Jerielitsbehörden  '•  vgl.  für  den  Ausdruck 
zunächst  II.  .1  a  s  t  r<>  w,  Die  allgemeine  Oerichtsordnung  1891  S.  3ff.;  ferner 
S.  5  der  Kgl.  Verordnung  v.  30.  IV.  1815  (O.-S.  S.  85).  IS.  24,  25  der 
Kgl.  Verordnung  v.  2.  I.  184!»  (O.-S.  8.  1)  und  12  Ziff.  2  und  Ü)  Ziff.  1 
des  A.-O.  z.  OVO.  v.  24.  IV.  1878  ('O.-S.  S.  230).  -  Der  bloße  Hinweis 
auf  §  12  OVO.  (wie  er  sich  bei  Schücking  S.  128  Anm.  2  findet 
genügt  nicht. 

4)  Vgl.  ebenso  für  den  Kompetenzkonflikt  Stölzel  Rechts- 
weg S.  36°. 

■■)  In  dem   Eins.'udungsbericlit   sind  der  l  bersichtlichkeit  wegen  die 
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Justi/minister')  (§  7  Oes.  v.  *.  TT.  47  und  Ziff.  6  Allg.  Verf.  v. 

■j.  iv.  5»;). 

Der  Justizminister5')  nimmt  eine  letzte  Prüfung  der  Ge- 
setzmäßigkeit des  beobachteten  Verfahrens  vor  (vgl.  auch  Allg. 
Verf.  v.  '2.  Jan.  1*71  Abs.  5),  fügt,  wenn  er  es  für  notwendig 
erachtet,  auch  seinerseits  noch  Bemerkungen  über  den  Konflikt 
hinzu  und  sendet  endlich  die  Akten  an  das  Oberverwaltungs- 
gericht zur  Fällung  der  Vorentscheidung.  Von  diesem  Schritte 
und.  wenn  er  Bemerkungen  hinzugefügt  hat,  von  deren  Inhalt 
set/.t  er  zugleich  den  beteiligten  Verwaltungschef  in  Kenntnis. 

Dem  Verwaltungschef  sind  inzwischen,  falls  eine  Provinzial- 
behörde  den  Konflikt  erhoben  hat,  deren  Akten  (mit.  der  Abschrift 
der  Parteierklaningen  oder  des  Benachrichtigungsschreibens,  daLt 
Erklärungen  nirht"  eingegangen  sind),  ebenfalls  mit  einem  gut- 
achtlichen Bericht  überreicht  worden,  und  es  steht  ihm  nun  frei, 
auch  seinerseits  dem  Oberverwaltungsgericht  seine  Bemerkungen 
zu  übersenden:  er  muti  diese  jedoch  auch  dem  .Justizminister 
mitteilen  (§§  !),  10  und  Ii'  Oes.  v.  K  IV.  47). 

II.  Nach  Zurücknahme  des  Konfliktes. 

Dem  Verwaltungschef  i  Minister)  steht,  falls  er  den  von  der 
Provinzialbehörde  erhobenen  Konflikt  nicht  für  begründet  hält, 
die  Befugnis  zu,  den  Konflikt,  bevor  über  ihn  entschieden  worden 
ist.  zurückzunehmen  vgl.  oben  $  17  11).  Dies  geschieht  durch 
eine  Erklärung  gegenüber  dem  Oberverwaltungsgericht,  „daß  der 
Antrag  auf  Einstellung  des  Kechtsverfahrcns  zurückgenommen 
werde"  11  (fcs.  v.  S.  IV.  47).  Das  Verfahren  gestaltet  sich 
dann  so,  daü  das  Obervei  waltungsgericht  die  Akten  an  den  Justiz- 
minister  zurücksendet,  der  „den  Fortgang  des  Hechtsverfahrens 

Kolion  an  zugaben,  aus  denen  sich  die  genaue  Beachtung  der  Förmlichkeiten 
ergibt  (vgl.  Allg.  Verf.  v.  2.  IV.  öti  am  Schluß). 

•)  §  8  lies.  v.  8.  IV.  47  gibt  ausführlich  Abweichungen  für  das  Ver- 
fahren im  Bezirk  des  Ajipellationsgeriehlshofes  zu  f'öln.  Diese  Bestimmungen 
(und  damit  auch  die  entsprechende  Darstellung  im  .I.-M-Bl.  1888  S.  7)  sind 
mit  dem  Ff  »rtfall  der  rheinischen  Besonderheiten  in  (Gerichtsverfassung  und 
Prozeß  obsolet  geworden  (vgl.  auch  §  12  Zill'.  3  A.-G.  z.  GVG.). 

*)  Seim«  Mitwirkung  entspricht  dem  Art.  14  der  franz.  ordonnance  vom 
1.  VI.  1828. 
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veranlaßt".  Dies  wird  in  der  Weise  geschehen,  daß  die  Akten 
an  das  Bericht,  hei  dem  die  Sache  zur  Zeit  der  Erhebung  des 
Konfliktes  geschwebt  hat  und  bei  dem  sie  darum  auch  noch  an- 
hängig ist,  zurückgesandt  werden,  und  zwar,  wenn  es  ein  Amts- 
oder Landgericht  ist.  durch  Vermittlung  des  Oberlandesgerichts  »». 
Ebenso  wie  das  Gericht  gemäß  §  17  Ges.  v.  8.  IV.  47  nach 
Fallung  der  Vorentscheidung  den  Parteien  das  Erkenntnis  von 
Amtswegen  bekannt  zu  machen  hat,  so  wird  es  hier  entsprechend 
den  Prozeßbeteiligten  die  Zurücknahme  des  Konfliktes  von  Amts- 
wegen mitzuteilen  haben,  damit  diesen  die  Möglichkeit  zur  weiteren 
Ketreibung  des  einstweilen  eingestellten  Verfahrens  gegeben  werde. 
Ebenso  hat  es,  wenn  die  Zwangsvollstreckung  aus  einem  vorläufig 
vollstreckbaren  Urteile  einstweilen  eingestellt  worden  war  (vgl. 
oben  Ij,  diese  Einstellung  von  Amtswegen  wieder  aufzuheben2). 

III.  Nach  Fällung  der  Vorentscheidung. 
Dies  Verfahren  ist  zweckmäßiger  unten  (§  2<>)  zu  besprechen. 

2.  Tätigkeit  des  Oberverwaltungsgerichts, 
a.  Die  processuale  Seite. 

Bei  Beratung  des  §  11  E.-G.  z.  GVG.  hat  sich  der  Reichs- 
tag nicht  darüber  entschieden,  welches  Verfahren  vor  dem  OVG. 
heim  unechten  K.  K.  zur  Anwendung  kommen  sollte:  es  war  in- 
folgedessen bis  zum  Erlaß  des  LVG.  bestritten,  ob  bei  der  Ent- 
scheidung das  besonder»'  im  Gesetz  vom  13.  Februar  18.H  ange- 
ordnete Verfahren  zu  Grunde  gelegt  werden  solle  oder  das  lur 
Verwaltungssteitsachen  maßgebliche  Verfahren A).    Für  erstere  An- 


')  Vgl.  J.-M.-M.  188S  S.  6  III.  Ebenso  Proop  S.  123  Anin  41  und 
Stölzel.  Rechtsweg  S.  370,  3  (beide  allerdings  für  den  Koinpctenzkonflikt ; 
diese  Ansichten  sind  jedoch  analog  für  den  Konflikt  zu  verwerten). 

v)  Vgl.  ebenso  für  den  Konipetenzkonflikt  Stölzel,  Rechtsweg  S.  370. 

3)  Für  das  Verwaltmigsst reitverfahren :  Förtsch  No.  36.  Lasker  und 
Mi(|Ucl  in  Hahn  S.  1617.  Für  das  Verfahren  nach  dem  lies.  v.  13.  II. 
51:  Abg.  Klotz  und  Hand  in  Hahn  .S.  1631;  letzterer  bezeichnete  alle 
entgegenstehenden  Ansichten  als  „willkürlich-.  St  eng  lein  (3.  Aufl.  S.  6" 
ist  der  Ansicht,  .daU  kein  Hindernis  besteht,  für  die  Vorentscheidung  vor 
dein  Obel  Verwaltungsgericht  ein  besonderes  Verfahren  anzuordnen".  Ebenso 
L.M.W,- Hell  weg.  An  in.  S  zu  §  11  E.-li.  l.  l.iVii. 
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sieht  spricht,  daß  eine  rein  äußerliehe  Übertragung  der  Ent- 
scheidung von  Gerichtshof  zu  Gerichtshof  nicht  unbedingt  zur 
Folge  haben  muß,  daß  von  nun  an  nach  denjenigen  Rechtsnormen 
verfahren  wird,  deren  sich  der  neue  Gerichtshof  bisher  im  allge- 
meinen bediente.  Es  erscheint  erklärlicher,  daß  das  bisher  für 
die  betreffende  Materie  geltende  Verfahren  vor  dem  neuen  Ge- 
richtshof ebenfalls  zur  Anwendung  kommt.  Für  die  zweite  An- 
sicht aber  sprechen  doch  praktische  Gründe,  wie  z.  B.  ein  Blick 
auf  den  Rechtszustand  Elsass-Lothringen's  zeigen  kann.  Hier 
folgte  als  Behörde,  die  beim  Konflikt  die  Vorentscheidung  zu 
treffen  hat.  der  Oberpräsident  auf  den  Staatsrat  und  auf  den 
Oberpräsidenten  wiederum  das  Reichsgericht:  wie  hätte  wohl  das 
vor  dem  Staatsrat  vorgeschriebene  Verfahren  auf  den  Oberpräsi- 
denten und  wie  das  vor  dem  letzteren  gültige  Verfahren  wieder 
auf  das  Reichsgericht  tibertragen  werden  sollen? 

Die  zweite  Ansicht  ist  diejenige,  welcher  sich  die  Gesetz- 
gebung an  geschlossen  hat,  §  114  LVG.  bestimmt  nämlich,  daß 
die  nach  §  11  E.-G.  z.  GVG.  dem  OVO.  zustehenden  Vorent- 
scheidungen in  dem  durch  §  11:»  Alis,  n  LVG.  vorgeschriebenen 
Verfahren  zu  erfolgen  haben  und  daß  für  dieses  Verfahren  im 
übrigen  die  Vorschriften  über  das  Verwalkngsstreitverfahren  ent- 
sprechende Anwendung  linden  sollen. 

§  n.  Die  Parteirollen. 

Bevor  wir  und  damit  wir  auf  das  Verfahren  vor  dem  Ober- 
verwaltungsirerieht  selbst  eingehen  können,  bedarf  es  einer  grund- 
sätzlichen Stellungnahme  zu  der  Frage,  wer  sich  in  diesem  Ver- 
fahren als  Kläger  und  Beklagter  gegenübersteht.  Herrscht  näm- 
lich hierüber  nicht  Klarheit,  so  entbehren  alle  Ausführungen  über 
den  Gang  der  Verhandlungen,  über  Zustellungen  und  dergl.  der 
notwendigsten  Grundlage,  da  man  nicht  weiß,  zwischen  wem  ge- 
hörig zu  verhandeln  und  wem  zuzustellen  ist, 

I.  Die  noch  verhältnismäßig  junge  Wissenschaft  des  Ver- 
waltungsrechtsprozesses hat  sich  mit  der  allgemeinen  Frage, 
welches  die  Parteien  im  Venvaltungsstreitverfahren  seien,  bisher 
noch  nicht  ausgiebig  beschäftigt.    Nur  zwei  selbständige  Einzel- 
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Untersuchungen  von  Schult  zenstei  n ')  und  von  Popitz2)  sind 
erschienen,  während  im  übrigen  zu  der  Frage  nur  gelegentlich 
Stellung  genommen  wird.  so  in  den  Abhandlungen  von 
Friedrichs3),  Mueller\i  und  Zorn5»,  ferner  beispielsweise  in 
den  Lehr-  und  Handbüchern  des  Verwaltungsreehts  von  Loening*), 
(}.  Meyer7»  und  Parey8). 

Daß  sich  im  Verwaltungsstreitverfahren  trotz  aller  Pnter- 
schiedc,  welche  zwischen  diesem  und  dem  Zivi Iprozeß verfahren 
obwalten,  ebenso  wie  in  dem  letzteren,  Partei  und  Gegen- 
partei gegenüberstehen,  die  vor  dem  Verwaltungsgericht  mit 
einander  streiten,  darüber  herrscht  jetzt  Einverständnis.  Das 
Gesetz  geht  unverkennbar  davon  aus,  denn  es  spricht  in  den 
i;:> —<;.">,  r>7  -Ii!»  LV<i.  u.  a.  ausdrücklich  teils  vom  „Kläger4* 
oder  .,  Beklagten",  teils  von  den  „Parteien**.  Die  kritischen  Be- 
traehtungen  Zorn 's,  der  ein  Gegner  jeglichen  Parteibegriffs  im 
Verwaltungsstreit  verfahren  ist.  setzen  ebenfalls  voraus,  daß  Parteien 
tatsachlich  existieren;  sie  sind  nur  de  lege  ferenda  zu  verstehen, 
bezeichnen  aber  von  diesem  Standpunkt  aus,  hauptsächlich  mit 
Rücksicht  auf  die  Wahrung  der  öffentlichen  Autorität,  den  Partei- 
begriff als  „absurd* :  es  würden  Verhältnisse  in  diesen  Begriff 
hineingezwängt,  die  garnicht  hineinpaßten,  l'nbestritten  ist  ferner, 
daß  man  es  im  Verwaltungsstreitverfahren  mit  wirklichen 
Parteien,  nicht  etwa  nur  mit  Parteirollentragern  oder  etwa  mit 
Wesen  zu  tun  hat.  die  nur  teilweise  Parteien  sind1*).  .Jedoch 
kann  man  nicht  vorbehaltlos  den  für  den  Zivilprozeß  geltenden 
Parteihegriff:  ei.  <pioiuin  res  in  iudicium  dedueitur,  auch  für  das 

')  Verwaltungsarchiv  Bd.  12  8.  112 tT. 

-  „Der  l'artcibegriff  im  preuUiseheu  \Yrwaltungsstreitverfahreir. 
Toauuiurahliss.rtat ion  von  Halle  a.  S.  V.H)~.  Dazu  8chultzenstcin  im 
Verwaltungsarchiv  I.'j  8.  17.0. 

»)  Verwaltungsarchiv    Bd.  (!  S.  358. 

*)  „Die   Begriffe   der   Vcrwaltungsree.hUphVge   und   des  Verwaltung»- 
stivitverfahrens  nach  preußischem  Kecht"  S.  117ff. 
5)  Verwaltungsarchiv  Bd.  2  8.  IUO ff. 
,;)  8.  75WF  und  S.  8<>3l". 

' )  2.  Antiare  isicj  Bd.  i  s.  :$<;. 

*.  Handbuch  des  Breul..  Verwaltiuigsrcchls.  Berlin  1887.  Bd.  1  8.  0?tT. 
■i  Vgl.  Friedrichs  8.  400 f;  Muellcr  8.  118  und  SchulUcnstein 
Band  12  8.  132,  137  und  148. 
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Verwaltungsstreitverfahron  Anwendung  finden  lassen l),  denn  wenn 
im  letzteren  teilweise  Behörden  Rechte  und  Pflichten  wahrnehmen, 
so  ist  es  nicht  ihre  res,  die  sie  verfechten.  Vielmehr  ist 
Selm  I  tzenstein  *)  zu  folgen,  wenn  er  den  neuerdings  auch  für 
den  Zivil  prozeß  vertretenen  Parteibegriff:  ei,  <|ui  rem  in  iudicium 
dediicunt  und  contra  quos  res  in  iudicium  deducitur,  als  allein 
für  das  Verwaltungsstrcitverfahren  anwendbar  erklärt. 

Für  uns  fragt  es  sich  nun.  wer  diese  Parteien  sind,  die  sich 
bei  der  Fntscheidung  ü!>er  den  Konflikt  in  dem  Verfahren  vor 
dem  OVii.  gegenüberstehen.  Aus  dem  Sprachgebrauche  des  LV<  i. 
läl.it  sich  für  unsere  Zwecke  nichts  entnehmen,  denn  einmal  ist 
dort  nicht  immer  unter  „Partei"  nur  die  eigentliche  Partei  zu 
verstehen,  sondern  auch  noch  andere  Personen,  wie  Parteivertreter, 
Kommissar  und  Heigeladener3)  (vgl.  z.  B.  §  «J-J  Abs.  •>  Satz  '1 
LV<J.),  sodann  finden  die  Vorschriften  des  LVU.,  wie  erwähnt, 
nur  entsprechende  Anwendung  für  das  Konflikt sverfahren.  Wenn 
schließlich  §  UM  Abs.:»  LV(}.,  der  ja  auf  das  Konflikt  sverfahren 
anzuwenden  ist,  im  Gegensatz  zu  den  über  ihre  Kompetenz 
streitenden  Hehf.rden  von  den  „Parteien''  redet,  so  sind  damit 
olfensichtlich  nicht  die  vor  dem  OVG.  streitenden  Parteien  ge- 
meint. Aber  auch  Literatur  und  Judikatur  haben  sich  bisher 
über  die  Krage  der  Parteistellung  im  Konfliktsverfahreu  nicht 
grundsätzlich  ausgesprochen.    Nur  bei   Friedrichs  finden  sich 

folgende  Andeutungen:   „In  Konflikts-  Streitigkeiten  kommt, 

als  Klager  nur  eine  Hehördc  von  gewissen  Kigonschaften  vor44  und 
„In  Konflikts-  .  .  .  sachen  ist  der  Vertreter  des  öffentlichen  Interesses 
(allerdings  in  streng  einseitiger  Aulfassung)  stets  Kläger  und 
Hauptpartei44  ').  Damit  ist  jedoch  für  unsere  Zwecke  nicht  viel 
gewonnen,  denn  darüber,  wer  Heklagter  ist  und  damit  wer  die 
Parteien  beim  Konfliktsverfahren  sind,  wird  uns  keine  Aufklärung 

')  Vgl.  l'upitz  S.  5(*>  und  Schult  zenstein  S.  174. 
3)  S.  175. 

3;  Vgl.  auch  Schult  /.  t;  n  s  I «;  i  n  S.  158. 

*)  Ycrwaltungsarchiv  Md.  (>  S.  40"J  und  41'].  Im  Verwaltungsarchiv 
Hand  15  S.  470  (bei  Besprechung  des  Buches  von  «icorjj  Bartels,  Das  Ver- 
fahren v<»r  den  Verwaltun^s^ericlilen)  meint  er  je<h>ch,  die  Vorschriften  über 
den  Konflikt  gehörten  in  das  Verwalluiiirsstreitverfahren  überhaupt  nicht 
hinein. 
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zuteil,  auch  fügt  Friedrichs  seinen  Behau ptungen keine Begründung 
bei,  sodaß  jedenfalls  die  Äußerung  „allerdings  in  streng  ein- 
seitiger Auffassung*4  unverständlich  bleibt.  Wenn  man  schließlich 
aus  dem  Rubrum  der  in  Konfliktssachen  ergangenen  Urteile  des 
OVG.  einen  Anhalt  wenigstens  dafür  zu  schöpfen  hofft,  wen  dieses 
Gericht  als  Parteien  während  des  Konfliktsverfahrens  ansieht,  so 
findet  sich  auch  dort  kein  Aufschluß.  Denn  das  OVG.  nennt  er- 
kennbar nur  die  Parteistellung  aus  dem  Prozeß  vor  dem  ordent- 
lichen Gericht,  ohne  eine  Andeutung  über  die  Parteistellung  im 
Konfliktsverfahren  selbst  zu  geben,  indem  es  z.  B.  im  Rubrum  sagt: 
„In  Sachen  betreffend  den  von  der  Königlichen  Regierung  zu  X. 
erhobenen  Konflikt  i  n  d  e  r  P  r  i  v  at  k  1  ag e s  a c h  e  des  Kutschers X.  zu  X . 

wider 

den  Lehrer  N.  daselbst,  wegen  Beleidigung  ') 

Nach  alledem  bedarf  es,  um  zum  Ziele  zu  gelangen,  sach- 
licher Erwägungen. 

1.  Zunächst  fragt  es  sich,  wem  die  Rolle  des  Klägers  zufallt. 
F  ri  e  d  r  i  c  h  s*s  Antwort  lautete:  „Nur  einer  Behörde  von  gewissen 
Eigenschaften",  und  darin  ist  ihm  beizustimmen.  Wie  nämlich 
bereits  oben  in  der  geschichtlichen  Schilderung  hervorgehoben 
worden  ist  (vgl.  z.  B.  S.  52).  war  das  Konfliktsgesetz  dazu  be- 
stimmt, ein  Schutz  für  die  Beamten  zu  sein  und  vexatorischen 
Klagen  gegen  dieselben  vorzubeugen.  Dementsprechend  verlieh 
§  1  des  Konfliktsgesetzes  «las  Recht  zur  Erhebung  des  Konfliktes 
der  vorgesetzten  Provinzial-  oder  Zentralbehörde  als 
derjenigen  Behörde,  von  welcher  ein  Schutz  für  ihren  direkten 
Untergebenen  am  wirksamsten  ausgehen  kann.  Wenn  demnach 
jiuch  der  Beamte  gewißlich  ein  großes  Interesse  an  dem  günstigen 
Ausfall  der  Vorentscheidung  des  OVG.  hat  und  wenn  auch  er  es 
ist,  der,  wie  oben  (S.  11."))  dargelegt,  meist  die  Anregung  zur  Er- 
hebung des  Konfliktes  geben  wird,  so  ist  doch  nach  außen  hin 
die  Behörde  diejenige,  die  das  überwiegende  und  das  maßgebende 
Interesse  daran  hat.  daß  der  Konflikt  für  zulässig  erachtet  werde, 
denn  sie  ist  es,  die  das  Konfliktsverfahren  betreibt  und  die  die 


')  Oder:  „In  Sachen,  betr.  den  in  der  Zivilprozelisacbe  des  A. 
Klägers,  gegen  den  B.,  Beklagten,  wegen  Schadenscrsatzforderung  von  der 
Kgl.  Regierung  zu  K.  erhobenen  Konflikt. 
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Vorentscheidung  zu  Gunsten  ihres  Beamten  verlangt.  Im  Er- 
gebnis werden  sich  zwar  die  Interessen  des  Beamten  mit  denen 
der  Behörde  decken,  werden  aber  während  des  Konfliktsverfahrens 
selbst  hinter  denselben  zurücktreten  und  nur  im  inneren 
Verhältnis  zwischen  Behörde  und  Beamten  zur  Erscheinung 
kommen.  Für  diesen  Abschnitt  des  Prozesses,  für  das  Konflikts- 
verfahren, vollzieht  sich  also  ein  Wechsel  in  den  Parteien  und 
in  den  Parteirollen.  Daß  dies  an  sich  möglich  sei,  ist  als  unbe- 
stritten anzusehen1).  Und  zwar  ist  die  Konfliktsbehörde  die- 
jenige, welche  an  das  Oberverwaltungsgericht  ein  Verlangen 
richtet,  sie  ist  diejenige,  welche  in  das  schwebende  Verfahren  vor 
dem  ordentlichen  Gericht  eingegriffen  und  vorübergehend  dem 
bisherigen  Kläger  seine  Rolle  als  Kläger  entwunden  hat,  sie  ist 
jetzt  selbst  Klägerin  geworden. 

2.  Schwieriger  ist  es,  die  Rolle  des  Beklagten  zu  bestimmen. 
Denn  hierüber  findet  sich  nirgends  eine  Andeutung.  Dali  der 
Beamte  n  i  c  h  t  Beklagter  sein  kann,  geht  aus  den  vorstehenden 
Erwägungen  hervor,  denn  gerade  seine  Interessen  sind  es  ja,  die 
die  Konfliktsbehörde  vor  dem  OVG.  klagend  vertritt.  Aus  diesem 
Grunde  aber  muß  auch  derjenige  im  Konfliktsverfahren  Gegner 
der  Behörde  sein,  welcher  im  Verfahren  vor  dem  ordentlichen 
Gericht  Gegner  des  Beamten  war,  denn  ihm  muß  nach  wie  vor 
daran  liegen,  eine  Verurteilung  des  Beamten  herbeizuführen, 
während  die  Behörde  das  (regenteil  zu  erreichen  sucht.  Im 
Zivilprozeß  kommt  als  solcher  Gegner  der  frühere  Kläger 
in  Betracht,  im  Strafprozeß  bei  erhobener  Privatklage  der 
frühere  Privatkläger.  Sie  sind  also  im  Konfliktsverfahren 
die  Beklagten.  Insoweit  kommt  man  ohne  Schwierigkeit  mit 
den  schon  aus  dem  Prozeß  vor  dem  ordentlichen  Gericht  vorhan- 
denen Parteien  aus.  Anders  ist  es  beim  Strafprozeß,  in 
welchem  die  öffentliche  Anklage  erhoben  worden  ist. 
Würde  man  hier  ebenso  wie  oben  folgern,  so  müßte  man  als  Be- 
klagte die  Staatsanwaltschaft  bezeichnen,  denn  sie  ist  es,  die  vor 
dem  ordentlichen  Gericht  die  Verurteilung  des  Beamten  erstrebt 
hat  und  daher  sich  mit  der  Konfliktsbehörde  im  Gegensatz  be- 
findet.   Diese  Deduktion  würde  jedoch  schon  materiell  hier  und 

»;  Vgl.  Mueller  S.  135  und  S  c  h  u  1 1  z  e  u  s  t  e  i  n  12  S.  169. 
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dort  zu  Redenkon  Anlaß  geben,  ja  sowohl  Kontliktsbehorde  als 
auch  Staatsanwaltschaft  staatliche  Organe  sind,  mithin  auch  staat- 
liche Interessen  vertreten  und  wir  somit  zu  dem  Resultat  kommen 
würden,  daß  auf  beiden  Seiten  staatliche.  Interessen  sich  gegen- 
überständen. Ob  dies  möglich  ist,  mag  hier  dahingestellt  bleiben1). 
Jedenfalls  aber  ist  es  ausgeschlossen,  der  Staatsanwaltschaft  die 
Rolle  der  Reklagten  zuzuschreiben,  da  sie  überhaupt  als  Partei 
nicht  angesehen  werden  kann.  §  l.">s  Abs.  '2,  Str.  Pr.  0.  bestimmt 
nämlich,  daß  die  Staatsanwaltschaft  nicht  bloß  die  zur  Relastung. 
sondern  auch  die  zur  Entlastung  dienenden  Umstände  zu  er- 
mitteln hat.  Wer  aber  in  einem  Prozeßverfahren  die  Interessen 
einer  Partei  wahrnimmt,  liegt  mit  dieser  nicht  im  Prozeß,  und 
kann  nicht  Gegenpartei  sein.  Die  Staatsanwaltschaft  muß  daher 
als  Reklagte  ausscheiden 2).  Ks  bleibt  also  nur  übrig,  daß  an 
Stelle  der  Staatsanwaltschaft  ein  Anderer  die  Rolle  des  Reklagten 
übernimmt.  Ks  fragt  sich  nur,  wer?  Das  Landesverwaltungs- 
gesetz beantwortet  uns  selbst  die  Frage,  indem  es  in  §  74  Abs.  :> 
bestimmt,  daß  in  den  Fällen,  in  denen  das  Gesetz  die  öffentliche 
Rehönle.  welche  die  Rolle  des  Klägers  oder  des  Reklagteu  wahr- 
zunehmen hat,  nicht  bezeichnet,  behufs  der  erforderlichen  Wahr- 
nehmung des  öffentlichen  Interesses  ein  Kommissar  zu  bestellen 
ist.  Dieser  Fall  liegt  hier  vor,  und  der  zu  bestellende  Kom- 
missar muß  also  als  Reklagter  angesehen  werden. 

Hier  bedarf  es  noch  einer  Stellungnahme  zu  der  Äußerung 
von  F  r  i  e  d  r  i  c  h  s ,  daß  der  Kommissar  in  Kontliktssachen  ,. (aller- 
dings in  streng  einseitiger  Auffassung)  stets  Kläger  und  Haupt- 
partei1* sei.  Diese  Ansicht  würde,  auch  wenn  sie  zutretfend  wäre, 
das  Resultat,  zu  dem  wir  gelangt  sind,  nicht  beeinträchtigen 
können,  denn  Friedrichs  muß  offenbar  von  einem  ganz  anderen 


')  S  c  Ii  u  1 1  z  c  n  s  t  e  i  ii  (S.  ITOf.i  verneint  die  Möglichkeit,  während 
I'  <»  ]»  i  t  z  (S.  431V.)  bejaht.    l>azu  Sc h u  1 1  z en  stein  lö  S.  47J>. 

'-')  liic.htig  ist  darum  auch  der  vom  badischen  Y<iH.  i:n  Urteil 
Vinn  20.  IX.  1S!*4  'abgedruckt  in  der  Zeitschrift  für  Hadische  Verwaltung 
und  Yerwaltungsrechtspflege  Jahrgang  27  S.  181V.  und  auszugsweise  in 
Teil  2  der  > Rechtsprechung  des  (iroUh.  lladischen  Verwaltungsgerichtshofe>- 
S.  :i:i"ilV.:  eingenommene  Stand|iunkt.  die  Staatsanwaltschaft  nicht  zu  laden, 
„weil  sie  hier  nicht  als  Partei  im  Sinne  destiesetzes  über  die  Yerwaltungs- 
reehtsnllege  anzusehen  ist". 
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Kommissar,  nämlich  von  dorn  nach  $  74  Abs.  2  LVtJ.  bestellten, 
sprechen.  Wenigstens  ist  «lies  daraus  zu  folgern,  daß  er  vorher 
gesagt  hat,  ,,als  Kläger  komme  nur  eine  Behörde  von  gewissen 
Eigenschaften  vor**:  es  fehlt  also  nach  seiner  Ansicht  nicht  an 
einer  Behörde,  welche  die  Bolle  des  Klägers  wahrzunehmen  hat, 
und  es  entfällt  damit  die  Voraussetzung  für  die  Bestellung  eines 
Kommissars  nach  $  74  Abs.  :J  L.  V.  (*.,  der  nach  unserer  oben 
entwickelten  Ansicht  im  Kontliktsverfahren  Beklagter  sein  muß. 
Ks  bleibt  also  nur  der  Kommissar  übrig,  welcher  nach  §  74 
Abs.  2  K.  V.  (i.  in  geeigneten  Fällen  auch  ohne  Antrag  einer 
Partei  zur  Wahrnehmung  des  ölfentlichen  Interesses  für  die  münd- 
liche Verhandlung  —  man  muß  annehmen,  auch  für  die  über 
den  Konflikt  —  bestellt  werden  kann.  Daß  dieser  aber  „stets 
Kläger  und  Hauptpartei-  sei,  ist  irrig:1)  er  kann  ebenso  gut  Be- 
klagter sein.  Danach  ist  der  von  Friedrichs  aufgestellte  Satz 
nicht  haltbar. 

Das  Ergebnis  ist  also,  daß  im  Kontliktsverfahren  die  Holle 
des  Klägers  der  Konfliktsbehörde  zufällt,  die  des  Be- 
klagten beim  Zivilprozeß  dem  Zivilkläger  und  beim 
Strafprozeß,  je  nachdem  Brivat klage  oder  ölVentliehe  Klage  er- 
hoben worden  ist.  dem  Privatklager  oder  dem  zu  bestellenden 
Koinmis  sar. 

II.  Der  Beamte  scheidet  jedoch  darum,  weil  er  vor  dem  OV<  I. 
nicht  selbst  Partei  ist,  in  dem  Verlähren  vor  dem  OVG.  keines- 
wegs vollständig  aus,  denn  auch  er  hat  ja  ein  ganz  erhebliches 
Interesse  daran,  daß  das  Kontliktsverfahren  einen  für  ihn  günsti- 
gen Verlauf  nehme.  Kr  kann  hier  aber  nur  als  „Dritter"  bei  der 
Beteiligung  am  Hechtsstreit  in  Betracht  kommen.  Den  verschiedenen 
Mitteln  gegenüber,  welche  die  C.  P.  0.  kennt,  um  Dritten  die 
Möglichkeit  zur  Teilnahme  am  Hechtsstreit  zu  geben,  wie  z.  B. 
Haupt-  und  Nebenintervention,  Streitgenossenschaft  und  Streitver- 
kündung, kennt  nun  das  LV<i.  nur  die  Beiladung.  Diese  ist 
nach  $  70  LVG.  Dritten  gegenüber  zugelassen,  deren  Interesse 


')  Ob  der  in  der  Yorentsch.  des  OXH.  v.  'JH.  II.  1897  (Kutsch.  Rd.  32 
S.  -151;  erwähnte,  vnin  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  bestellte 
Kommissar  nach  §  74  Abs.  1  oder  3  IA'fJ.  bestellt  worden  war,  ist  nicht 
ersichtlich. 
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durch  die  zu  erlassende  Entscheidung  berührt  wird.  Sie  steht 
im  Ermessen  des  Gerichtes  und  kann  auf  Antrag  oder  von  Amts- 
wegen erfolgen,  sodaß  jedenfalls  die  nicht  erfolgte  Beiladung  keinen 
wesentlichen  Mangel  bildet1).  Der  Beigeladene  ist,  da  er  nicht 
klagt  und  nicht  verklagt  wird,  nicht  eigentliche  Partei  oder  wirk- 
licher Streitgenosse2).  Diese  grundsätzlichen  Bemerkungen  über 
die  Beiladung  treffen  den  Beamten  im  Konfliktsverfahren  gegen- 
über zu.  Wenn  er  also  an  dem  Verfahren  vor  dem  OVft.  sich 
persönlich  beteiligt,  wenn  er  selbst  zur  Verhandlung  über  den 
Konflikt  erscheint,  so  ist  dies  darauf  zurückzuführen,  daÜ  er  auf 
Antrag  oder  von  Amtswegen,  weil  das  OVG.  es  für  zweckdienlich 
erachtet  hat,  zur  Verhandlung  beigeladen  worden  ist*).  Ist 
der  Beamte  aber  einmal  beigeladen  worden,  so  hat  er,  da  die 
Beiladung  die  Entscheidung  auch  dem  Beigeladenen  gegenüber 
wirksam  machen  soll,  für  den  Prozeß  sämtliche  Kochte  einer 
Partei,  er  muß  also  von  allen  Terminen  benachrichtigt  werden 
und  das  Urteil  ist  ihm  zuzustellen4). 

§  22.  Das  Verfahren. 

Abgesehen  von  den  Parteirollen  bietet  das  Verfahren  vor  dem 
OVU.  keine  Besonderheiten.  Ks  verläuft  also  nach  folgenden  Sätzen 
(vgl.  $  1H  LVU.): 

Sobald  die  Gerirhtsakten  mit  dem  die  Erhebung  des  Konfliktes 
aussprechenden  Beschluß,  mit  den  (Machten  der  tierichte  und  den 
gegebeneu  Falles  hinzugefügten  Bemerkungen  des  .Justizministers 
und  des  Verwaltungsrhefs  beim  ()V(J.  eingegangen  sind,  setzt  der 
Vorsitzende  des  mit  der  Entscheidung  über  Konflikte  betrauten 

Vgl.  auch  Kunze  in  IM.  1   des  Yerwaltungsarchivs :  «Die  Bei- 
ladung im  Verwaltungsstreitverfahren'*  S.  202. 
T)  Kunze  S.  211. 

3)  Diese  Ansicht  scheint  auch  für  Baden  zuzutreffen.  Wenigstens 
sagt  J  o  o  s  .  der  Herausgeher  von  Teil  2  der  „Rechtser,  des  Großh.  Bad. 
Verwalt.-Gerichtshofes"  in  der  auszugsweise!!  Wiedergabe  des  Urteile«  v. 
20.  IX.  181)4  auf  S.  33K  (allerdings  im  Gegensatz  zu  der  anscheinend  wört- 
lichen Wiedergabe  desselben  Urteile*  im  27.  Jahrg.  der  „Zeitschr.  f.  Bad. 
Verwaltg.  und  Verwaltungsicchtspflege-  S.  21):  .Wohl  aber  ist  der  Ange- 
klagte selbst  beigeladen  worden". 

«;  Vgl.  F  r  i  e  <1  r  i  c  h  s  S.  407  und  M  u  e  1  1  e  r  S.  128. 
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Senates1)  von  Amtswegen  einen  Termin  zur  mündlichen  Ver- 
handlung an  und  ernennt  einen  Referenten.  Zu  dem  Termin 
werden  die  Parteien  (vgl.  §  21)  unter  der  Verwarnung  geladen, 
daß  beim  Ausbleiben  nach  Lage  der  Verhandlungen  werde  ent- 
schieden werden  (§§  114  und  90  LVG.).  Ferner  erhalten  der 
Justizminister  und  der  zuständige  Ressortminister  Kenntnis  von 
dem  Termin,  auch  wird,  wenn  es  sich  um  ein  Strafverfahren 
handelt,  die  Staatsanwaltschaft  benachrichtigt*). 

Der  Termin  zur  mündlichen  Verhandlung  selbst  erfolgt  in 
öffentlicher  Sitzung;  in  derselben  sind  die  Parteien  des  Verfahrens 
vor  dem  ordentlichen  Gericht  zu  hören  (§§  114,  113  Abs.  5  LVG.). 
Die  Öffentlichkeit  kann  jeder  Zeit  durch  einen  öffentlich  zu  ver- 
kündenden Beschluß  sowohl  wahrend  der  mündlichen  Verhandlung 
als  auch  während  der  Beweisaufnahme  ausgeschlossen  werden, 
wenn  nach  Ansicht  des  Gerichts  Gründe  des  öffentlichen  Wohles 
oder  der  Sittlichkeit  dafür  sprechen.  (§§114  und  72  LVG.).  —  Für 
die  Ausschließung  und  Ablehnung  der  Gerichtspersonen  finden  die 
Vorschriften  der  §§  41,  42  und  49  CPO.  und  der  §§  22,  24  und 
31  Str.  PO.  Anwendung.  Die  Verhandlung  über  die  Ablehnung  er- 
folgt in  nicht  öffentlicher  Sitzung.  Das  Gericht  beschließt  über 
das  Anlehnungsgesuch  endgültig  (§§  114,  61  u.  t>2  LVG.)  —  Den 
Parteien  steht  es  frei,  ihre  tatsächlichen  oder  rechtlichen  An- 
führungen in  der  mündlichen  Verhandlung  zu  ergänzen  oder  zu 
berichtigen.  Femer  sind  sämtliche  Beweismittel  anzugeben,  die 
schriftlichen  sind,  soweit  dies  nicht  schon  geschehen,  vorzulegen, 
auch  können  Zeugen  zur  Vernehmung  gestellt  („vorgeführt") 
werden.  Dem  Vorsitzenden  des  Senates  steht  das  richterliche 
Fragerecht  zu,  dessen  Ausübung  er  auch  einem  Mitglied  des  Ge- 


')  Es  ist  dies  der  1.  Senat  und  in  den  Fallen,  in  welchen  es  sich  um 
Angelegenheiten  der  Geistlichen  und  Lehrer  handelt,  der  8.  Senat.  Diese 
Feststellung  verdanke  ich  einer  Auskunft  des  OVG.,  die  mir  auf  eine  An- 
frage hin  in  entgegenkommender  Weise  erteilt  wurde. 

*)  Im  Gesetz  steht  darüber  nichts,  jedoch  entspricht  dies  Verfahren 
der  Praxis  des  OVG.,  wie  mir  ebenfalls  in  der  in  Anm.  1  erwähnten  Aus- 
kunft mitgeteilt  wurde.  Übrigens  spricht  der  Umstand,  daß  die  Staats- 
anwaltschaft vom  Termin  nur  „benachrichtigt"4  wird,  dafür,  daß  auch  das 
OVG.  dieselbe  (entsprechend  meinen  Ausführungen  in  §  21  12)  nicht  als 
Partei  behandelt. 

Gravenhorst,  Konflikt 
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richts  gestatten  kann.  Kr  hat  dahin  zu  wirken,  daß  der  Sach- 
verhalt vollständig  aufgeklärt  werde  (§§  114  und  71  LVG.) 

Das  Gericht  kann  Untersuchungen  an  Ort  und  Stelle  vor- 
nehmen, Zeugen  und  Sachverständige  laden  und  sie  eidlich  ver- 
nehmen. Die  Beweiserhebung  kann  durch  ein  Mitglied  des  Ge- 
richtes oder  durch  eine  zu  ersuchende  Behörde  stattfinden,  wenn 
sie  nicht  in  der  mündlichen  Verhandlung  erfolgen  soll.  Nach  der 
Beweisaufnahme  können  die  Parteien  ihre  Bemerkungen  zur  Beweis- 
würdigung schriftlich  einreichen  >).  Dali  sonstige  Schriftsätze,  wie 
Friedrichs2)  behauptet,  wegen  des  weiten  Weges,  den  die  Akten 
vom  ordentlichen  Gericht  bis  zum  Oberverwaltungsgericht  zurück- 
legen müssen,  ausgeschlossen  sind,  scheint  mir  durch  nichts  ge- 
rechtfertigt zu  sein.  Denn  Schriftsätze,  die  zu  der  Zeit  gewechselt 
werden,  in  welcher  das  Verfahren  vor  dem  OVG.  schwebt,  sind 
doch  bei  diesem  selbst  einzureichen. 

Über  den  Verlauf  der  Verhandlung  wird  ein  Protokoll  geführt, 
welches  die  wesentlichen  Hergänge  der  Verhandlung  enthalten 
muß  und  vom  Vorsitzenden  und  dem  (vereidigten)  Protokollfü lirer 
unterzeichnet  wird.  Das  eben  Gesagte  gilt  auch  für  das  Beweis- 
verfahren  :  der  Protokollführer  kann  dort  auch  eine  durch  Hand- 
schlag zu  verpflichtende  Persönlichkeit  sein  (§§  114,  7.'»  und  77.  1 
LVG.).  Bei  der  Beratung  darf  ein  Protokollführer  nicht  zugezogen 
weiden  (§  7  des  Regulativs  für  den  Geschäftsgang  bei  dem  Ober- 
verwaltungsgeriehte  vom  22.  Februar  181)2  3)). 

Die  Vorschrift  des  $  2  Absatz  2  Ges.  v.  13.  II.  54,  wonach  der 
Gerichtshof  vor  Fallung  des  Urteiles  noch  tatsächliche  Ermittelungen 
durch  die  Verwaltungs-  oder  Gerichtsbehörden  veranlassen  und  die 
Fortsetzung  der  gerichtlichen  Untersuchung  bis  zu  einem  be- 
stimmten Ziel  anordnen  kann,  ist  als  Verfahrensvorschrift  durch 
§114  LVG.  aufgehoben  worden4). 

Das  Gerieht  hat  nach  seiner  freien,  aus  dem  ganzen  Inbegriff 
der  mündlichen  Verhandlung  und  der  Beweiserhebungen  geschöpften 

')  vgl.  Friedrichs  §  22  Anm.  8. 
2;  vgl.  §  23. 

3)  vgl.  Min.-Bl.  f.  d.  ges.  innere  Verwaltung  v.  1892  S.  133. 

*)  Im-s  erkennt  allein  richtig  Friedrichs  <j  26.  Irrig  dagegen 
v.  Amstedt  Bd.  1  S.  330,  Cretschmar  S.  48  und  Erk.  d.  OVG.  v.  9.  XII. 
1893  im  PreuU.  Vcrw.-Bl.  XV  S.  279. 
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Überzeugung  zu  entscheiden,  ohne  (vgl.  unten  §  23)  an  die  Gut- 
achten und  gutachtlichen  Bemerkungen  sowie  an  die  Gründe  ge- 
bunden zu  sein,  welche  zur  Rechtfertigung  der  gestellten  Anträge 
geltend  gemacht  worden  sind  (§§  114,  5)7  und  7i>  LVG.).  Die 
Abstimmung  darf  nicht  schriftlich  erfolgen,  jedoch  kann  jedes 
Mitglied  seine  abweichende  Ansicht  mit  Gründen  schriftlich  fixieren 
und  dem  Vorsitzenden  des  Senates  überreichen:  dies  Schriftstück 
wird  dann  mit  der  rrteilsurschrift  und  den  vorbereitenden  Arbeiten 
des  Referenten  aufbewahrt  (§  7  des  Regulativs  für  den  Geschäfts- 
gang beim  OVG.  v.  2'2.  II.  181)2).  Die  Entscheidung  ergeht  in 
Form  eines  Urteiles1),  welches  „im  Namen  des  Königs"  erlassen 
wird  (§  14  des  Regulativs).  Der  Regel  nach  wird  das  Urteil 
durch  Verlesen  der  Urteilsformel  in  öffentlicher  Sitzung  des  Ge- 
richts seitens  des  Vorsitzenden  verkündet;  letzterer  kann  auch, 
wenn  es  für  angemessen  erachtet  wird,  den  wesentlichen  Inhalt 
der  Gründe  mündlich  mitteilen  oder  die  Gründe  verlesen.  Auch 
kann  die  Verkündung  der  Entscheidung  bis  zu  einer  der  nächsten 
Sitzungen  ausgesetzt  werden,  zu  welcher  dann  die  Beteiligten 
mündlich  geladen  werden  (§  1)  des  Regulativs). 

Das  durch  die  Erhebung  des  Konfliktes  veranlaßt«  Verfahren 
ist  kosten-  und  stempelfrei.  Auch  bare  Auslagen  werden  nicht  in 
Ansatz  gebracht.  Eine  Erstattung  der  erwachsenen  Kosten  findet 
nicht  statt  (§§114  und  113  Abs.  :>  LVG.)3). 

Die  Entscheidung  des  OVG.  ist  eine  endgültige.  Sie  kann 
daher  durch  ein  außerordentliches  Rechtsmittel,  wie  z.  B.  die 
Wiederaufnahmeklage,  nicht  angefochten  werden3).  Dies  ergibt 
sich  nämlich  daraus,  daß  die  Anstellung  der  Wiederaufnahmeklage 


4)  Dagegen  ergeht,  die  Entscheidung  des  Reichsgerichts,  wenn  letzteres 
gemäß  §11,2  E.-G.  z.  GVG.  tätig  wird,  in  Form  eines  Beschlusses  (vgl.  z.  B. 
Sohn's  Juristische  Zeitschrift  für  das  Reichsland  Elsaß-Lothringen  Bd.  28 
S.  109  ff.  und  Entsch.  d.  RG.  in  Zivils.  Rd.  52,  8.  108  u.  S.  369). 

a)  Anders  z.  B.  in  Baden:  ist  dort  eine  Vorentscheidung  des  Inhaltes 
ergangen,  daß  der  Beamte  sich  einer  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse 
oder  einer  Unterlassung  schuldig  gemacht  habe,  so  werden  nach  Art.  11 
Abs.  3  des  bad.  Ges.  v.  24.  II.  1880  die  dem  Gegner  des  Beamten  durch 
das  Verfahreu  vor  dem  Verwaltuugsgerichtshof  erwachsenen  notwendigen 
Kosten  aus  der  Staatskasse  ersetzt  (vgl.  auch  unten  §  32). 

3)  vgl.  v.  Arnstedt  Bd.  1,  S.  351;  Bartels  S.  29  und  197  No.  447; 
v.  Brauchitsch  19.  Aufl.  Bd.  1  S.  G82;  Friedrichs  S.  508  f. 

9» 
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gemäß  §  100  LVG.  nur  statthaft  ist  gegen  die  im  Verwaltungs- 
streitverfahren ergangenen,  rechtskräftig  gewordenen  Endurteile, 
und  zwar  unter  denselben  Voraussetzungen,  in  demselben  Umfang 
und  innerhalb  derselben  Fristen  wie  die  Nichtigkeits-  resp.  Resti- 
tutionsklage nach  den  bürgerliehen  Prozeßgesetzen.  Das  Fest- 
stellungsurteil  des  OVG.  ist  aber  nur  eine  Vorentscheidung, 
die  sich  ihrer  Natur  nach  vom  Endurteil  unterscheidet,  und  zwar 
besonders  darin,  daß  sie  niemals  rechtskräftig  werden  und  geltendes 
Recht  zwischen  den  Parteien  schatten  kann:  wirklich  geltendes 
Recht  schafft  erst  das  Urteil  des  ordentlichen  Gerichts,  welches 
nicht  einmal  in  allen  Fällen  in  seiner  Tätigkeit  durch  die  Vor- 
entscheidung beeinflußt  wird.  Nur  gegen  dieses  Urteil  des  ordent- 
lichen Gerichts  kann  die  Klage  auf  Wiederaufnahme  des  Ver- 
fahrens nach  Eintritt  der  Rechtskraft  erhoben  werden1). 

Nachdem  durch  Urteil  entschieden  worden  ist,  werden  die  Akten 
mit  einer  Ausfertigung  des  Urteiles,  die  mit  Gründen  versehen 
sein  muß  (§§  114.  Hl  LVG.)2),  dem  Justizminister  zugestellt. 
Ebenso  erhält  der  beteiligte  Verwaltungschef  eine  Urteilsausferti- 
gung. Justizminister  und  Verwaltungschef,  ersterer  unter  Über- 
sendung der  Akten  wie  bei  der  Zurücknahme  des  Konfliktes  (vgl. 
S.  120),  teilen  dem  Gericht  bezw.  der  Verwaltungsbehörde  das 
Ergebnis  der  Vorentscheidung  mit,  und  das  Gericht  schließlich 
gibt  den  Parteien  (und  zwar  denjenigen,  die  für  das  ordentliche 
Gericht  als  Parteien  nur  in  Betracht  kommen  können,  nämlich 
dem  Zivil-  bezw.  Privatkläger  und  dem  Beamten  als  den  Parteien 
des  Zivil-  bezw.  Strafprozesses)  den  Inhalt  des  Urteiles  bekannt 
(§  17  Ges.  v.  S.  IV.  47),    (Näheres  unten  §  26).  — 

Das  Gesetz  sieht  auch  die  Möglichkeit  einer  Veröffentlichung 
des  Urteiles  vor;  jedoch  liegt  die  Entscheidung  hierüber  im  Er- 
messen des  Justizministers  und  des  Verwaltungschefs  (§  17  Ges. 
v.  H.  IV.  1847). 


')  Eingehend  Entsch.  d.  OVG.  Bd.  25  S.  420  und  Preuß.  Verw.-Bl.  XIV. 

S.  Ü22. 

*)  Auch  ist  dieselbe  vom  Vorsitzenden  des  erkennenden  Senat««  iu 
vollziehen  und  mit  dem  großen  Siegel  des  OVG.  und  der  Schlußformel: 
„l'rkundlieh  unter  dem  Siegel  des  Königlichen  Oberverwaltungsgerichts  und 
der  \erordueten  t  nteischrift"  zu  versehen  (§§  13  und  14  des  Regulativs;. 
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§  23.  b.  Umfang  der  sachlichen  Beurteilung. 

I.  Nach  §  11  E.-G.  z.  GVG.  ist  die  Vorentscheidung 
des  OVG.  auf  die  Feststellung  beschränkt,  ob  der  Beamte 
sich  einer  Überschreitung  seiner  Amtsbefuguisse  oder  der  Unter- 
lassung einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  schuldig  gemacht 
habe. 

Zur  Bewirkung  dieser  Feststellung  hat  das  OVG.  nacheinander 
Aber  Folgendes  Klarheit  zu  schaffen: 

1 .  Liegt,  wenn  der  Beamte  die  Tat  begangen  hat,  ein  Handeln 
in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  des  Amtes  vor? 

2.  Hat  der  Beamte  hierbei  seine  Amtspflichten  überschritten 
oder  pflichtwidrig  zu  erfüllen  unterlassen  und  hat  er  sich  dadurch 
schuldig  gemacht  ? 1). 

Damit  ist  aber  auch  die  Tätigkeit  des  OVG.  erschöpft;  weitere 
Fragen  unterliegen  nicht  mehr  seiner  Beurteilung.  Insbesondere 
ist  es,  wie  bereits  angedeutet,  für  die  Feststellung  des  OVG.  gleich- 
gültig, ob  die  dem  Beamten  vorgeworfene  Handlung  von  diesem 
wirklich  begangen  worden  ist,  vielmehr  ergeht  die  Feststellung 
lediglich  für  den  Fall,  dalJ  die  Tat  begangen  sein  sollte. 
Weiterhin  fällt  außerhalb  des  Kreises  der  Beurteilung  des  OVG. 
die  Beantwortung  der  Frage,  ob  in  der  Handlungsweise  des  Beamten 
alle  gesetzlichen  Erfordernisse  enthalten  sind,  damit  sie  unter  den 
mit  Strafe  bedrohten  Tatbestand  falle  oder  zum  Ersatz  verpflichte: 
so  z.  B.  bei  einer  Schadensersatzfofderung,  ob  der  Kausalzusammen- 
hang vorhanden  sei  und  dergl.  Würden  diese  Fragen  nämlich 
alle  vom  OVG.  zu  beantworten  sein,  so  würde  es  sich  um  eine 
Vorentscheidung  nicht  mehr  handeln,  sondern  das  OVG.  würde 
eine  erschöpfende  Untersuchung  der  Angelegenheit  vornehmen,  die 
aber  nicht  beabsichtigt  ist, 

II.  Besonderer  Erörterung  bedarf  noch  die  Frage,  welchen 
Einfluß  das  Erfordernis  der  Feststellung  der  schuld  haften  Ver- 
letzung der  Amtspflicht  auf  die  Tätigkeit  des  OVG.  bei  Beurtei- 
lung des  Konfliktes  ausübt. 

a)  In  erster  Linie  darf  nach  dem  Wortlaut  des  §  11  E.-G.  z. 
GVG.  behauptet  werden,  daß  die  Tätigkeit  des  OVG.  insofern  eine 


')  vgl.  dazu  Bochmann,  Rechtsgrundsätze  des  OVG.  S.  609  f.  und 
v.  Stengel,  Organisation  der  preuß.  Verwaltung  S.  564. 
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umfassende  ist,  als  die  Beurteilung  des  jeweils  vorliegenden 
Falles  durch  eine  andere  Behörde,  z.  B.  die  vorgesetzte  Dienst- 
behörde des  Beamten,  für  die  vom  OVG.  zu  treffende  Feststellung 
unerheblich  und  unmaßgeblich  ist1):  die  gutachtlichen  Äußerungen 
resp.  Bemerkungen,  zu  denen  Gericht,  Justizminister  und  Centrai- 
behörde befugt  sind  (vgl.  auch  oben  §  22),  haben  lediglich  den  Wert 
von  Meinungsäußerungen.  Ebensowenig  ist  aber  auch  diejenige 
Motivierung  der  Tat  bei  der  Feststellung  zu  Grunde  zu  legen, 
die  der  Beamte  selbst  zu  seiner  Entschuldigung  vorgebracht  hat, 
oder  etwa  die  Ansicht  des  Gegners  des  Beamten.  Schließlich  ist 
auch  das  OVG.  nicht  an  irgend  welche  Feststellungen  über  die 
Schuld  des  Beamten,  die  vom  ordentlichen  Gericht  getroffen  worden 
sind,  gebunden:  es  ist  vielmehr  in  seiner  Beurteilung  völlig  un- 
abhängig vom  Stande  des  gerichtlichen  Verfahrens  und  entscheidet 
frei  nach  seiner  eigenen  Überzeugung. 

b)  Die  Behauptung,  daß  die  Tätigkeit  des  OVG.  eine  um- 
fassende sei,  ist  insofern  einzuschränken,  als  dasselbe  auf  der 
anderen  Seite  wieder  nur  festzustellen  hat,  ob  Schuld  infolge 
Überschreitung  der  Amtsbefngnisse  oder  Unterlassung  einer  dem 
Beamten  obliegenden  Amtshandlung  vorliegt  oder  nicht:  weiter 
geht  seine  Tätigkeit  keinesfalls.  Insbesondere  dürfen  daher  Ein- 
wendungen seitens  des  Beamten,  welche  nicht  lediglich  auf  die 
Feststellung  dieser  Fragen  Bezug  haben,  z.  B.  der  Einwand  der 
Verjährung,  nicht  zum  Gegenstand  der  Vorentscheidung  ge- 
macht werden. 

Weiterhin  darf  der  Ausdruck  „umfassend"  insofern  nicht  miß- 
verstanden werden,  als  man  meinen  könnte,  das  OVG.  habe  die  Frage, 
ob  der  Beamte  der  Amtsüberschreitung  schuldig  sei,  nach  allen 
Richtungen  hin  zu  prüfen  und  sowohl  festzustellen,  ob  objektiv 
eine  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  vorliege,  als  auch,  ob  ein 
subjektives  Verschulden  des  Beamten  anzunehmen  sei.  Das 
Prüfungsrecht  des  OVG.  ist  vielmehr  lediglich  auf  die  erste  Frage 

')  Ebenso  kommt  es,  wie  v.  Stengel,  Organ,  d.  preuß.  Verw.,  S.  5£4 
bemerkt,  für  die  Statthaftigkeit  der  Vorentscheidung  nicht  darauf  an,  oh 
der  ordentliche  Richter  im  Widerspruch  mit  der  dem  Beamten  vorgesetzten 
Behörde  das  Vorliegen  einer  amtlichen  Handlung  überhaupt  verneint,  da 
auch  diese  Frage  den  (Jegenstand  der  Vorentscheidung  bildet.  M.  E.  ist 
dies  ganz,  selbstverständlich. 
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beschränkt.  Das  ergiebt  sich  in  erster  Linie  aus  den  Verhandlungen 
bei  Beratung  des  §  11  E.-O.  z.  GVG.  Ich  verweise  nur  darauf, 
riaLl  Miquel  als  Berichterstatter  bei  den  Reichstagsverhandlungen 
in  dritter  Lesung  sagte: 

 „daß  diese  Vorentscheidung  sich  nur  auf  die  Fest- 
stellung der  objektiven  Frage  zu  beschränken  hat,  ob  der  Beamte 
sich  einer  Überschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  der  Unter- 
lassung einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  schuldig  gemacht 
habe«  »)• 

Ein  Widerspruch  wurde  damals  gegen  diese  Worte  nicht  er- 
hoben und  darum  hat  der  Reichstag  den  §  11  E.-G.  z.  GVG.  nur 
in  diesem  Sinne,  wie  ihn  Miquel  dargelegt  hat,  angenommen.  Es 
ist  auch  verständlich,  daß  der  Vorentscheidung  nur  insofern  die 
Fähigkeit,  den  Rechtsweg  zu  hemmen,  zugewiesen  werden  sollte, 
als  es  sieh  um  Verfolgungen  handelte,  welche  mit  Rücksicht  auf 
die  objektiv  den  Beamten  zustehenden  Amtsbefugnisse  unberechtigt 
sind,  während  es,  wenn  das  Vorliegen  solcher  Verfolgungen  nicht 
nachgewiesen  werden  kann,  Sache  der  ordentlichen  Gerichte  sein 
muß,  nach  allen  Seiten  hin  die  angeblichen  Rechtsverletzungen  zu 
untersuchen. 

Das  OVG.  hat  denn  auch  „iu  gleichmäßiger  Praxis*  *)  seine 
Feststellungen  lediglich  auf  die  Prüfung  der  Frage  erstreckt,  ob 
der  in  Anspruch  genommene  Beamte  objektiv  seine  Anitsbefugnisse 
überschritten  habe,  während  es  die  Frage  nach  dem  subjektiven 
Verschulden  dem  ordentlichen  Gericht  überläßt.  Ks  begründet 
seinen  Standpunkt  damit,  daß  es  sagt,  §  11  E.-G.  z.  GVG.  habe 
sich  in  bewußten  Gegensatz  zum  Kontliktsgesetz  setzen  wollen, 
welches  dadurch,  daß  es  die  Entscheidung  davon  abhängig  machte, 
ob  die  Überschreitung  der  Amtsbefugnis.se  zur  gerichtlichen  Ver- 
folgung geeignet  sei,  der  Berücksichtigung  rein  subjektiver 
Momente  einen  weiten  Spielraum  gelassen  habe.    Ob  dieser  Grund 

')  vgl.  die  stenographischen  Berichte  des  Reichstages  von  1876  8.  925  ff. 
(Sitzung  vom  20.  Dezember). 

3)  vgl.  Entscheid,  d.  0V<;.  v.  16.  VI.  1886  (Bd.  14  S.  420  und '427), 
v.  22.  X.  1887  (Bd.  15  S.  443),  v.  16.  IV.  1890  (Bd.  19  S.  445  ff.),  v.  13.  IV. 
1892  (Bd.  32  S.  417)  und  vom  10.  Mai  1907  (bisher  unveröffentlicht)  in  der 
Zivilprozeßsache  S.  gegen  B.  zu  Königsberg.  (Letztgenannte  Entscheidung, 
auf  die  ich  durch  die  Tagespresse  aufmerksam  gemacht  worden  war,  wurde 
mir  in  gütiger  Weise  von  den  Parteien  zur  Verfügung  gestellt). 
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zutreffend  ist,  darf  allerdings  begründeten  Zweifeln  unterliegen. 
Zutreffender  erscheinen  vielmehr  Erwägungen,  die  davon  ausgehen, 
daß  die  Worte  „schuldig  gemacht  hatu  (§11  Abs.  2  E.-G.  z.  GVG.) 
dasselbe  bedeuten,  wie  das  „zur  Last  fällt u  in  §  1  des  Konflikts- 
gesetzes, und  femer,  daß  auch  die  Str.Pr.O.  den  Ausdruck  „Schuld- 
gebraucht,  ohne  ein  strafrechtlich  festgestelltes  Verschulden  im 
Auge  zu  haben.  So  kann  —  vgl.  -293,  295,  298  Str.Pr.O.  — 
im  schwurgerichtlichen  Verfahren  die  Haupt-  und  Schuldfrage 
bejaht  werden  und  es  kann  dennoch  Freisprechung  erzielt  werden, 
indem  eine  Nebenfrage  in  gewissem  Sinne  beantwortet  wird  '). 
Wie  dem  auch  sei,  im  Resultat  muß  man  nach  der  obigen  Aus- 
führung der  Praxis  des  OVG.  beistimmen2). 

§  24.   c.  Entschliessung  des  Oberverwaltungsgerichtes  nach 

Form  und  Inhalt. 

(Iber  den  Inhalt  und  über  die  Form  der  Entschließung  des 
OVG.  sagt  das  Gesetz  nur  wenig.  §  3  des  Gesetzes  v.  13.  II.  o4 
bestimmt  nämlich  lediglich,  daß,  wenn  sich  der  Beamte  nach 
Ansicht  des  OVG.  einer  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  nicht 
schuldig  gemacht  hat,  dahin  zu  entscheiden  ist,  „daß  der  Rechts- 


')  vgl.  z.  B.  Ausführungen  dos  badischen  Ministerialdirektors  und  Ober- 
staatsanwaltes v.  Neubrunn  anläßlich  der  Besprechung  einer  Vorentschei- 
dung des  badischen  V(iH.  vom  20.  IX.  1894  (abgedruckt  in  der  Zeitschr.  für 
Badische  Verw.  u.  Verwaltungsrechtspflege  27.  Jahrg.  S.  18  ff.)  in  den  „Annalen 
der  Großh.  Badischen  Berichte"  60.  Jahrg.  S.  379  f.) 

a)  Denselben  Standpunkt  nimmt  auch  da«  Reichsgericht  ein  (vgl. 
Rechtsprechung  des  RG.  in  Strafs.  Bd.  10  S.  385).  Dagegen  geht  die  Praxis 
des  Großh.  Hessischen  VGH.  dahin,  bei  der  Vorentscheidung  festzustellen, 
ob  auch  subjektiv  Cberschreitung  der  Amtsbefugnisse  vorliegt  (vgl.  die 
Entscheidungen  in  der  „Zeitschrift  für  Staats-  und  Gemeindeverwaltung  für 
das  Großherzogtum  Hessen"  Jahrg.  16  S.  18  und  Jahrg.  17  S.  11).  —  Der 
(iroßh.  Badische  VGH.  prüft  in  der  in  voriger  Anmerkung  zitierten  Vor- 
entscheidung, ob  objektiv  l'berschreitung  der  AmUbefugnissc  vorliegt,  und 
gleichzeitig  die  Frage  des  subjektiven  Verschuldens  der  Amtsüber- 
schreitung —  .aber  auch  nur  dieser,  da  sie  keineswegs  mit  der  Frage 
des  strafgerichtlichen  Verschuldens  zusammenfallt"  —  Derselben  Ansicht 
wie  das  preuß.  OVG.  und  das  Reichsgericht  ist  Loewe-Hell  weg  Note  oc  w 
§  II  E.  G.  z.  GVG.  und  ferner  der  Kgl.  Bayerische  VGH.  (Zu  den  ge- 
nannten Staaten  vgl.  noch  unten  §§  31—33). 
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weg  gegen  den  Beamten  unzulässig  sei",  im  entgegengesetzten  Falle 
aber,  „daß  derselbe  zulässig  sei*4.  So  viel  steht  jedenfalls  fest, 
daß  inhaltlich  die  Entschließung  des  OVG.1)  ein  wirkliches  Er- 
kenntnis, und  zwar  über  eine  materielle  Frage2)  ist,  und  daß 
man  sich  von  der  veralteten  Autfassung  des  französischen  Rechts, 
daß  die  garantie  constitutionelle  in  einer  admission  prfoilablc, 
einer  willkürlichen  Genehmigung,  einem  Verwaltungsakte  (vgl. 
oben  S.  *J1),  bestehen  müsse3),  endgültig  losgesagt  hat4). 

I.  In  erster  Linie  laßt  der  Wortlaut  des  §  3  Ges.  v.  13.  II. 
")4  die  Frage  offen,  wie  zu  entscheiden  sei,  wenn  der  Gerichtshof 
in  die  Prüfung  der  Frage,  ob  der  Beamte  sieh  schuldig  gemacht 
hat,  garnicht  eintritt,  sich  vielmehr  vor  dieser  Prüfung  bereits 
Anstände  ergeben,  die  den  Konflikt  in  der  Gestalt,  in  der  er  er- 
hoben ist,  als  unzulässig  erscheinen  lassen.  Der  Gegenstand  der- 
artiger Bedenken  kann  z.  B.  sein: 

1.  daß  gegen  den  Beamten  keine  gerichtliehe  Verfolgung  im 
Wege  des  Zivil-  oder  Strafprozesses  eingeleitet  worden  war6); 

'2.  daß  der  Konflikt  zu  Gunsten  eines  nicht  in  Betracht 
kommenden  Beamten,  z.  B.  eines  Reichsbeamten 6 1  oder  eines  Geist- 
lichen7) (bei  diesem  insbesondere,  wenn  es  eine  gerichtliche 
Verfolgung  wegen  solcher  Handlungen  gilt,  die  in  Ausübung  des 
kirchlichen  Amtes  vorgenommen  wurden8)),  erhoben  worden  war; 

3.  daß  eine  dazu  nicht  befugte  Behörde  (vgl.  oben  §  lä)  den 
Konflikt  erhoben  hatte; 

4.  daß  die  nötigen  Formen  sowohl  der  Erhebung  des  Kon- 
fliktes (vgl.  oben  §  1 7)  als  auch  des  Verfahrens  vor  den  Gerichten 
(vgl.  oben  §20)  nicht  beobachtet  worden  waren; 

')  Ebenso  die  Entschließung  des  VGH.  in  Bayern,  Baden  und  Hessen. 
3)  Tgl.  Entsch.  d.  OVG.  v.  24.  I.  85  Bd.  II  S.  411. 

3)  Der  franz.  Staatsrat  entschied,  „dans  la  forme  administrative",  nicht 
in  der  „scction  du  contentieux",  wie  sonst  beim  Vor  waltun  gsstrcitv  erfahren. 

4)  vgl.  auch  O.  Mayer,  Justiz  und  Verwaltung,  S.  14  und  Nadbyl 
S.  818  f. 

5)  vgl.  Entsch.  d.  OVG.  Bd.  25,  S.  425. 

6)  vgl.  Entsch.  d.  OVG.  Bd.  11,  S.  403. 

7)  vgl.  Entsch.  d.  OVG.  Bd.  8,  S.  390:  Entsch.  d.  OVG.  v.  7.  XII.  1889 
(„Konflikt  unzulässig")  und  11.  XII.  1889  („Konflikt  unstatthaft-)  in 
Bd.  19  der  Entsch.  d.  OVG.  S.  420  und  S.  435. 

8)  vgl.  aber  oben  §  14. 
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5.  daß  der  Konflikt  zu  spät  erhoben  worden  war  (vgl.  oben 
§  1«). 

In  solchen  Fallen  kann  der  Konflikt  schon  von  vornherein 
keinen  Erfolg  haben.  Das  OVG.  hat  sich  hier  an  keinen  be- 
stimmten Urteilstenor  gebunden,  sondern  es  entscheidet  dann  dahin: 
„daß  der  erhobene  Konflikt  nicht  zulässig  sei-,  oder  daß  derselbe 
„nicht  statthaft  sei*  oder  schließlich,  daß  er  „nicht  für  statthaft 
zu  erachten  und  daß  daher  dem  Reehtsverfahren  Fortgang  zu 
geben  sei". 

II.  Sind  jedoch  Bedenken  der  vorgenannten  Art  nicht  vor- 
handen und  hat  infolgedessen  das  OVU.  die  sachliche  Begründet- 
heit des  Konfliktes  geprüft,  so  kommen  die  oben  genannten  Be- 
stimmungen des  $  des  Ges.  v.  13.  II.  5-1  in  Betracht.  Das 
OVO.  hat  sich  jedoch  in  diesen  Fällen  an  die  vom  Gesetz  vor- 
geschriebene Tcnorierung:  „daß  der  Rechtsweg  gegen  den  Beamten 
zulassig  bezw.  unzulässig  sei"  nicht  gebunden.  Vielmehr  pflegt 
es  z.  B.  folgendermaßen  zu  tenorieren :  „daß  der  Konflikt  be- 
gründet1) (unbegründet2))  sei",  „daß  er  begründet  und  daß  daher  der 
Rechtsweg  unzulässig3)  (in  Strafsachen  das  Verfahren  einzustellen4  ) 
seiu,  „daß  er  zu  verwerfen  sei5)",  „daß  er  unbegründet  und  daß 
daher  der  Fortgang  des  gerichtlichen  Verfahrens  anzuordnen  sei  V 
u.  s.  w.  In  allen  Fällen  pflegt  das  OVO.  also  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  daß  es  den  Konflikt  auf  seine  sachliche  Begründetheit 
hin  geprüft  hat.  Ks  ist  zuzugeben,  daß  dadurch  der  Tenor  an 
Genauigkeit  gewinnt  und  daß  man  auf  diese  Weise  in  die  Lage 
versetzt  wird,  schon  aus  dem  Tenor  zu  erkennen,  ob  die  Ent- 
schließung des  OVG.  auf  sachlichen  Erwägungen  beruht  oder  da- 
durch herbeigeführt  worden  ist.  daß  der  Konflikt  den  Anforderungen 
nicht  entsprach,  die  bei  der  Erhebung  desselben  zu  berücksichtigen 
waren.  Dem  Wortlaut  des  Gesetzes  gegenüber  aber  darf  man  es 
als  überflüssig  bezeichnen,  wenn  noch  besonders  gesagt  wird,  ob 
der  Konflikt  begründet  ist  oder  nicht,  denn  die  Entscheidung,  daß 

')  vgl.  Preuß.  Verw.-Bl.  Bd.  5  S.  2fi8. 

-•)  vgl.  Preuß.  Wrw.-Bl.  Bd.  5  S.  39. 

3)  vgl.  Prcuß.  Wnv.-Bl.  Bd.  7  S.  21>i. 

«)  vgl.  Kutsch,  d.  OVG.  Bd.  15  8.  439. 

»)  vgl.  Knt.sch.  d.  OV<i.  Bd.  16  S.  412. 

fi   vgl.  Kutsch,  d.  OV<;.  Bd.  31  S.  438. 
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der  Rechtsweg  zulässig  bezw.  unzuläsig  ist,  kann  nach  §  3  des 
Ges.  v.  13.  II.  54  nur  ergehen,  wenn  der  Konflikt  unbegründet 
bez.  begründet  ist,  gibt  also  über  die  Entscheidung  letzterer  Frage 
bereits  genügend  Auskunft. 

§  •-»."».  d.  Die  Natur  der  EntSchliessung  und  ihre  Tragweite. 

I.  Der  Versuch,  die  dem  OVG.  durch  §  11  E.-G.  z.  GYG. 
übertragene  „Vorentscheidung*4  mit  sonstigen  Entscheidungen  die 
dem  Endurteil  vorausgehen,  unter  einem  allgemeinen  Gesichts- 
punkt zu  betrachten,  führt  zu  erheblichen  Schwierigkeiten: 

1.  Allerdings  konnten  wir  schon  oben  (§  10)  erwähnen,  daß  die 
„Vorentscheidung**  insofern  nicht  einzig  in  ihrer  Art  dasteht,  als  es 
sowohl  im  Reiche  als  auch  in  Preußen  die  verschiedensten  Fälle 
gegeben  hat  und  noch  gibt,  in  denen  der  Entscheidung  des  ordent- 
lichen Gerichts  die  Entscheidung  einer  anderen  Behörde 
oder  Korporation  vorauszugehen  hat.  So  muß,  um  Beispiele 
zu  erwähnen,  über  die  Entschädigung,  welche  wegen  Enteignungen 
gewährt  wird,  sowie  über  die  zu  bestellende  Kaution  zunächst  ein 
Beschluß  des  Bezirksausschusses  vorliegen,  bevor  (innerhalb  (» 
Monaten  nach  Zustellung  des  Beschlusses)  der  Rechtsweg  be- 
schritten werden  kann1).  Ebenso  setzt  die  Klage  eines  Innungs- 
meisters gegen  seinen  Lehrling  oder  seinen  Gesellen  und  umgekehrt 
wegen  gewisser  Gewerbeangelegenheiten  die  vorhergehende  Ent- 
scheidung der  Innung  bezw.  des  Innungssehiedsgerichtes  voraus; 
erst  wenn  diese  Entscheidung  vorliegt,  kann  die  Angelegenheit 
(binnen  1  Monat)  zur  Entscheidung  vor  das  ordentliche  Gericht 
gebracht  werden-).  Solche  Vorentscheidungen  tragen  jedoch  be- 
stimmte Merkmale  an  sich.  Einmal  nämlich  verhalten  sie  sich 
über  dieselbe  Frage  wie  die  Endentscheidung,  woraus  aber 
sofort  ein  Anderes  folgt:  sie  tragen  die  Möglichkeit  in  sich,  aus 
dem  provisorium,  in  welchem  sie  sich  zunächst  bis  zum  Ablauf 
der  regelmäßig  für  die  Klage  vor  dem  Gericht  gegebenen  Frist 
befinden,  in  das  detinitivum  überzugehen.    Ferner  sind  diese  Vor- 

')  §  30  d(!s  preuti.  (üüj.  über  dit;  Hnteignung  von  Grundeigentum  vom 
IL  IV.  1874  (<i.-S.  S.  221). 

a)  §  91  b  und  81a  Ziff.  4  der  Reichsgewerbeordn.  v.  21.  IV.  1869  (R(iBl. 
S.  245;  in  der  Fassung  v.  26.  Vll.  1900  (BUBI.  S.  871). 
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entscheidungen  Voraussetzungen  des  Rechtsweges,  sind  also 
in  jedem  Falle  erforderlich,  schließlich  sind  sie  für  das 
ordentliche  Gericht  vollkommen  unverbindlich  und  der  Richter 
kann  daher  in  jedem  Falle  zu  einer  abweichenden  Entscheidung 
kommen. 

Vergleichen  wir  hiermit  die  Vorentscheidung  beim  Konflikts- 
verfahren, so  zeigen  sich  Unterschiede1).  Einmal  ist  hier  die 
Vorentscheidung  nicht  unerläßlich,  wie  in  den  genannten  Fällen, 
sondern  sie  ist  nur  möglich,  nämlich  wenn  der  Konflikt  vor- 
schriftsmäßig (vgl.  oben  14,  15,  17  und  18)  erhoben  worden 
ist.  Sodann  verhält  sich  die  Vorentscheidung  nicht  über  die  ganze 
Streitfrage,  sondern  nur  über  einen  Incidentpunkt,  nämlich 
Aber  die  öffentlich-rechtliche  Frage  der  Amtsüberschreitung  (vgl. 
oben  §  •>$).  Schließlich  ist  die  Vorentscheidung  hier  für  den  Richter 
nicht  schlechthin  unverbindlich,  wie  in  den  vorgenannten  Fällen 
(Näheres  hierüber  vergl.  zu  II).  Jede  Analogie  mit  den  letzteren 
muß  also  abgelehnt  werden. 

*2.  Ks  gibt  noch  eine  andere  Art  von  Entscheidungen,  die 
dem  Endurteil  vorausgehen  können.  Das  sind  die  Entscheidungen 
von  Präjudizialfragen.  Als  solche  hat  Prazak*)  die  Vorent- 
scheidung im  Falle  des  §  1 1  E.-G.  z.  GVG.  aufgefaßt:  er  definiert 
die  Präjudizialfrage  als  eine  Frage,  „deren  Beantwortung  bei  Be- 
handlung einer  anderen,  den  Gegenstand  des  Streites  bildenden 
Frage  in  der  Weise  bindet,  daß  die  Lösung  des  Streites  sich  mit 
der  Beantwortung  der  Präjudizialfrage  nicht  in  Widerspruch  setzen 
darf" 3).  Über  den  mit  dieser  Definition  nicht  zu  vereinenden 
Wortlaut  des  §  3  Ges.  v.  13.  II.  1854.  wonach  die  Feststellunff 
einer  Schuld  des  Beamten  für  die  Entscheidung  des  Gerichtes 
nicht  präjudizierlich  ist,  setzt  sich  Prazak  mit  der  Bemerkung 
hinweg,  es  sei  mit  dem  Wesen  der  Präjudizialfrage  nicht  unver- 
einbar, wenn  das  positive  Recht  für  besonders  wichtige  Fälle  — 
und  ein  solcher  liege  hier  vor  —  Ausnahmen  statuiere4).    Diesen  Er- 

')  Ob  Prazak  (Archiv  f.  ftffcntl.  Recht  Bd.  4)  die«  erkennt,  läßt  sich 
nicht  bestimmt  sagen.  Er  stellt  beide  Arten  von  Vorentscheidung  neben- 
einander (8.  294  f.),  ohne  eines  Unterschiedos  Erwähnung  zu  tun. 

*)  vgl.  die  vorige  Anmerkung. 

*)  S.  276. 

«)  S.  264  Anm.  106  und  S.  293. 
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wägungen  kann  man  jedoch  keinesfalls  folgen:  sie  zeugen  von  einer 
Verkennung  des  Wesens  der  Präjudizialfrage.  Es  unterliegt  nämlich 
nach  den  überaus  gründlichen,  an  der  Hand  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung angestellten  Untersuchungen  von  PI anck  *)  sowie  nach  den 
sich  hierauf  stützenden  Ausführungen  von  Wetzeil ')  keinem 
Zweifel,  daß  unter  „präiudicium"  niemals  eine  rechtskräftig  bindende 
Entscheidung  zu  verstehen  ist  und  daß  darunter  im  römischen 
Rechte,  auf  welches  der  Begriff  zurückgeht,  wenn  überhaupt,  so 
nur  fälschlich  eine  solche  verstanden  worden  ist  5).  Unter  prae- 
judicia  waren  vielmehr  Entscheidungen  zu  verstehen,  denen  sich 
der  in  einem  späteren  Prozeß  urteilende  Richter  anzuschließen 
pflegte,  ohne  aber  hierzu  gezwungen  zu  sein:  „es  handelte  sich 
mehr  um  den  moralischen  als  den  juristischen  Einfluß"  *).  Daraus 
ergibt  sich  aber  einmal,  daß  die  Definition  von  Prazak  unvoll- 
ständig ist,  und  zum  anderen,  daß  es  sich  bei  Präjudizialfragen 
um  die  Reihenfolge  mehrerer  Rechtsstreitigkeiten  handelte, 
keinesfalls  um  die  Reihenfolge  einzelner  Streitfragen  innerhalb 
desselben  Prozesses5).  Wenden  wir  dieses  Ergebnis  auf  die  Vor- 
entscheidung beim  Konfliktsverfahren  an,  so  muß  schlechterdings 
verneint  werden,  daß  hier  vom  OVG.  und  vom  ordentlichen  Gericht 
etwa  mehrere  Rechtsstreitigkeiten  entschieden  würden  und  daß  man 
darum  mit  Prazak  von  der  Vorentscheidung  des  OVG.  als  von 
einem  praeiudicium  reden  könnte.  Vielmehr  handelt  es  sich  bei 
den  beiden  Kntseheidungen  um  genau  dieselbe  Rechts- 
streitigkeit, innerhalb  deren  jedoch  insofern  eine  Teilung  vor- 
genommen worden  ist,  als  durch  die  Vorentscheidung  die  amts- 
rechtliche Frage,  durch  das  Endurteil  dagegen  die  privat-  oder 
strafrechtliche  Frage  entschieden  wird6).  Danach  kann  man  die 
Vorentscheidung  auch  mit  den  Entscheidungen  von  Präjudizial- 
fragen nicht  unter  einem  gemeinsamen  Gesichtspunkt  betrachten. 


>)  Die  Mehrheit  der  Rechtsstreitigkeiten  im  Prozeßrecht.  Güttingen 
1844  §§  56  ff. 

*)  System  des  ordentlichen  Zivilprozesses.  3.  Aufl.  Leipzig  1878  §  64. 
*)  Planck  a.  a.  0.  S.  481. 
4)  Wetzell  a.  a.  0.  S.  863  ff. 
*)  Planck  S.  498. 

ü)  Darum  ist  der  Bemerkung  von  Wach  Handbuch  des  dtsch.  Zivilpr.- 
KechUt.  Leipzig  188ö  Bd.  L  S.  1 13  zuzustimmen. 
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Nach  dem  Vorgesagten  ist  die  Entschließung  des  OVG.  ihrer 
Natur  nach  kaum  mit  einer  der  bestehenden  Institutionen  zusammen- 
zustellen. Jeder  Versuch  eines  Vergleichs  mit  ähnlichen  Ein- 
richtungen läßt  das  Einzigartige  der  Entschließung  nur  in 
schärferem  Lichte  erscheinen. 

II.  Wenn  oben  (I,  1)  hinsichtlich  der  Tragweite  der  Ent- 
schließung des  OVO.  gesagt  worden  war,  daß  sie  für  den  Richter 
nicht  schlechthin  unverbindlich  sei,  so  bedarf  dies  noch  näherer 
Erörterung: 

1.  Unverbindlich  ist  allerdings,  wie  die  Natur  der  Sache 
ergibt,  die  Vorentscheidung  des  OVG.  für  den  ordentlichen  Richter 
dann,  wenn  der  Konflikt  wegen  formaler  Mangel  für  unstatthaft 
erklärt  worden  ist  (§  24,  1).  Einer  gesetzlichen  Bestimmung  für 
diesen  Fall  bedurfte  es  nicht:  die  Rechtslage  ist  vielmehr  dieselbe, 
als  wenn  der  Konflikt  gar  nicht  erhoben  worden  wäre  ;  der  Richter 
ist  nach  keiner  Seite  hin  gebunden. 

L\  Ist  dagegen  eine  sachliche  Beurteilung  des  Konfliktes 
seitens  des  OVG.  erfolgt,  so  sind  nach  §  3  Ges.  v.  1:1  II.  54  in 
Verbindung  mit  §  1H  ({es.  v.  K.  IV.  47  zwei  Fälle  zu  unterscheiden: 

a)  Der  Rechtsweg  ist  für  zulässig  erklärt,  es  ist  also 
eine  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  und  eine  Schuld  de? 
Beamten  festgestellt  worden.  In  diesem  Falle  soll  die  Vorent- 
scheidung für  den  Richter  unverbindlich  sein:  sie  „präjudiziert 
weder  dem  Beamten  in  seiner  weiteren  Verteidigung  vor  dem 
Gerichte,  nocli  dem  Gerichte  in  seiner  rechtlichen  Entscheidung 
der  Sache44. 

b)  Der  Rechtsweg  ist  für  unzulässig  erklärt,  der  Be- 
amte ist  «ilso  als  unschuldig  angesehen  worden.  An  eine  solche 
Vorentscheidung  ist  der  Richter  gebunden:  das  Gericht  hat  in 
diesem  Falle  „das  Rechtsverfahren  aufzuheben". 

Gegenüber  diesem  Wortlaut  des  Gesetzes  finden  sich  irrige 
Ansichten  bei  Bettelheim '),  welcher  ohne  Einschränkung  die 
Vorentscheidung  des  OVG.  als  für  den  Richter  maßgebend  be- 
zeichnet, und  bei  Meyer-  An  schütz-),  welche  für  sämtliche 
Staaten  (Preußen.  Bayern,  Baden,  Hessen,  Elsaß-Lothringen  und 

»j  In  Grünhut's  Zeitschrift  Bd.  34  S.  3. 
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die  beiden  Mecklenburg),  ohne  einen  Unterschied  zu  machen,  die 
Vorentscheidung  als  für  die  materielle  Entscheidung  des  Gerichtes 
nicht  bindend  erklären1).  Heiden  Ansichten  ist  eine  Begründung 
nicht  beigefügt,  beide  gehen  aber  nach  dem  Vorgesagten  in  ein- 
ander entgegengesetzter  Richtung  zu  weit.  Die  Rechtslage  ist 
vielmelir  folgende: 

Hat  das  OVG.  durch  Vorentscheidung  festgestellt,  daß  der 
Beamte  sich  einer  Überschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  pflicht- 
widriger Unterlassung  seiner  Amtspflichten  schuldig  gemacht  habe, 
so  kann  der  Beamte  trotzdem  noch  vom  ordentlichen  Gericht  frei- 
gesprochen bezw.  kann  die  gegen  ihn  gerichtete  Klage  abgewiesen 
werden2).  Die  Vorentscheidung  beseitigte  also  in  diesem  Falle 
lediglich  ein  dem  Verfahren  vor  dem  ordentlichen  Gericht  ent- 
gegenstehendes Hindernis :<). 

Ist  dagegen  die  Vorentscheidung  gegen  die  Zulässigkeit  des 
Rechtsweges  ausgefallen,  so  ist  dies  für  das  ordentliche  Gericht 
bindend,  und  eine  weitere  Verfolgung  des  Beamten  vor  Gericht 
wegen  der  Angelegenheit  ist  nicht  mehr  möglich.  Diese  Regelung 
entspricht-  ebenso  wie  die  vorige  dem  Zwecke  der  Vorentscheidung, 
nämlich  den  Beamten  vor  unberechtigten  Verfolgungen  in  Schutz 
zu  nehmen.  Erforderte  aber  dieser  Zweck  im  vorigen  Falle,  daß 
die  Vorentscheidung  für  das  ordentliche  Gericht  nicht  in  Frage 
komme,  so  erfordert  er  hier,  daß  die  Vorentscheidung  wirklich 
praktische  Bedeutung  erlangt  d.  h.  daß  es  nicht  im  Ermessen 
der  Gerichte  stehen  darf,  das  Verfahren  gegen  den  Beamten  trotz 

')  Diese  Ansicht  ist  besonders  auffällig  gegenüber  dein  Wortlaut  des 
Art.  Wo  Abs.  2  des  bayerischen  A.-G.  z.  BGB.  v.  9.  VI.  1899  (Heilage  zum 
Gesetz-  u.  Yeiordn.-Bl.  1899  No.  28  S.  1-82),  wo  es  ausdrücklich  heißt: 
.Die  Vorentscheidung  ist  für  das  Gericht  bindend-. 

*)  Dies  erscheint  besonders  bemerkenswert  für  diejenigen  Staaten,  in 
denen  das  Reichsgericht  nach  §11  E.-G.  z.  GYG.  die  Vorentscheidung  zu 
treffen  hat  (Elsaß-Lothringen  und  Mecklenburg)  und  für  die  (vgl.  unten  §  34)  die- 
selbe Tragweite  der  Entschließung  des  zur  Vorentscheidung  berufenen  Ge- 
richtes anzunehmen  ist,  wie  in  Preußen.  In  diesem  Kalle  sind  nämlich  die 
ordentlichen  Landesgerichte  von  Elsaß-Lothringen  und  Mecklenburg  an  die 
Entscheidung  des  höchsten  ordentlichen  Gerichtes  in  Deutschland  nicht 
gebunden. 

3)  vgl.  Friedrichs  §  31  und  O.  Mayer,  Verwaltungsrccht,  1895  Bd.  I 
S.  224  f.,  239  und  240. 
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der  die  Schuld  desselben  verneinenden  Vorentscheidung  des  OVO. 
fortzusetzen l). 

III.  Das  Gesagte  gilt  aber  nur  für  das  Verfahren  gegen  den 
Beamten,  zu  dessen  Gunsten  der  Konflikt  erhoben  worden  ist. 
Ist  also  der  Beamte  mit  dritten  Personen,  sei  es  Beamten  oder 
Privatpersonen,  gemeinsam  angeklagt  oder  verklagt  worden,  so 
äußert  die  die  Schuld  verneinende  Vorentscheidung  für  diese  keine 
Wirkung  und  sie  können  verurteilt  werden.  Selbst  wenn  sich 
dann  bei  der  weiteren  Verhandlung  gegen  diese  dritten  Personen 
durch  Zeugenaussagen  oder  dergl.  herausstellt,  daß  der  Beamte, 
zu  dessen  Gunsten  der  Konflikt  erhoben  worden  war,  sich  doch 
offenbar  einer  Amtsüberschreitung  schuldig  gemacht  hat,  so  bleibt 
der  Beamte,  auch  wenn  das  Gericht  von  seiner  Schuld  überzeugt 
ist,  nun  durch  die  Vorentscheidung,  daß  er  einer  Überschreitung 
der  Amtsbetugnisse  nicht  schuldig  sei,  vor  jeder  Verantwortlichkeit 
bewahrt  —  eine  nicht  unbedenkliche  Verschiedenheit  in  der 
Rechtslage. 

Aus  demselben  Grunde,  aus  der  Beschränkung  der  Zu- 
lässigkeit  der  Konfliktserhebung  auf  den  Fall,  daß  der  Beamte 
persönlich  verklagt  wird,  ist  die  Konfliktserhebung  dann  nicht 
angängig,  wenn  der  Beamte  lediglich  als  gesetzlicher  Vertreter 
einer  Korporation  verklagt  wird.') 

§  •-'«;.   3)  Weitere  Behandlung  vor  dem  ordentlichen  Gericht 
nach  Fällung  der  Vorentscheidung. 

Welche  Bedeutung  die  Vorentscheidung  des  OVG.  für  das 
gegen  den  Beamten  anhängige  Verfahren  hat,  ist  oben  (§  2;»)  be- 
reits erörtert  worden.  Hier  handelt  es  sich  nur  noch  um  die 
Frage  der  formellen  Weiterbehandlung  des  Prozesses  vor  dem 
ordentlichen  Gericht,  nachdem  die  Akten  vom  OVG.  dorthin  zu- 
rückgelangt sind.  Zunächst  hat  das  Gericht  die  Pflicht,  den 
Parteien  das  Erkenntnis  des  OVG.  bekannt  zu  geben  (§  17  Ges. 

')  Aus  diesem  Grunde  stellt  sich  auch  der  Großh.  Hessische  YGH. 
in  seiner  Vorentscheidung  v.  30.  XII.  1891  (Ztschr.  f.  Staat«-  u.  Gemeinde- 
Verw.  im  Großh.  Hessen  III.  Jahrg.  S.  161;  prinzipiell  auf  denselben  Stand- 
punkt wie  das  preußische  Gesetz. 

%gl.  Eutsch.  d.  OVG.  Bd.  25  S.  425. 
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v.  8.  IV.  47).  Weiterhin  sind  etwa  durch  die  Erhebung  des 
Konfliktes  notwendig  gewordene  Prozeßhandlungen  des  Gerichtes, 
insbesondere  ein  Beschluß,  durch  den  eine  Zwangsvollstreckung 
aus  vorläufig  vollstreckbarem  Urteile  einstweilen  eingestellt  worden 
war  (vgl.  oben  S.  116),  von  Amtswegen  wieder  aufzuheben. 

Im  übrigen  lassen  sich  für  die  Weiterbehandlung  vor  dem 
ordentlichen  Gericht  zwei  Möglichkeiten  unterscheiden: 

I.  Das  OVG.  ist  zu  einer  sachlichen  Prüfung  des  Kon- 
fliktes geschritten.  Hier  ist  wieder  ein  doppeltes  Ergebnis  möglich: 

1.  Das  OVG.  hat  festgestellt,  daß  der  Beamte  sich  einer  Über- 
schreitung der  Amtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung  einer  ihm 
obliegenden  Amtshandlung  schuldig  gemacht  habe.  Da  hier  der 
Richter  nach  keiner  Seite  hin  gebunden  ist  (vgl.  §  25  I,  2),  so 
hat  die  Vorentscheidung  die  Wirkung,  daß  das  Verfahren  vor  dem 
ordentlichen  Gerichte  weitergeht.  Das  letztere  hat  also  einen 
Termin  zur  weiteren  mündlichen  Verhandlung  bezw.  zur  Haupt- 
verhandlung anzuberaumen.  Wenn  der  Konflikt  in  einem  Zivil- 
prozeß erhoben  worden  war,  so  geschieht  die  Terminsanberaumung 
gemäß  dem  Grundsatze  des  Prozeßbetriebes  durch  die  Parteien 
auf  Antrag  nebst  Ladung  einer  der  Parteien').  Dies  gilt 
jedoch  nur  dann,  wenn  der  Zivilprozeß  in  der  ersten  Instanz*) 
oder  in  der  Berufungsinstanz  schwebte  (vgl.  §§  129  ff.  und 
519  CPÖ.).  Befand  sich  die  Sache  dagegen  zur  Zeit  der  Konflikts- 
erhebung bereits  in  der  Revisionsinstanz,  so  ist  nach  §  555  CPO. 
Tennin  von  Amtswegen  anzuberaumen  ').  Ebenso  tritt  das  Er- 
fordernis der  Temiinsanberaumung  von  Amtswegen  ein,  wenn  der 
Konflikt  in  einem  Strafprozeß  erhoben  wurde,  sei  es,  daß  öffent- 
liche Klage  oder  Privatklage  erhoben  wurde  (vgl.  212  und  424 
Str.-Pr.-O.)4).  Die  übrige  Tätigkeit  des  ordentlichen  Gerichtes 
in  diesem  Falle  entspricht  der  sonst  üblichen:  es  ist  also  die 
kriminelle  Schuld  bezw.  das  zivilrechtliche  Verschulden  des  Beamten 


»)  vgl.  Gaupp-Stein  8.  u.  9.  Aufl.  Bd.  1,  S.  411  :  Klein  feller,  Lehr- 
buch 1905,  S.  185  f. 

2)  d.  h.  vor  dem  Landgericht  (vgl.  oben  §  20). 

3)  Tgl-  jedoch  bezügl.  dos  Reichsgerichtes  oben  S.  94. 

*)  Das  über  die  Terminsanbcrauuiung  Gesagte  gilt  auch  für  I,  2  a  und 
I,  2  b  dieses  Paragraphen. 

(Jr»veuhorat.  Koulhkt  10 
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festzustellen  sowie  über  Strafart  und  Strafmaß  durch  En  durteil 
zu  entscheiden1). 

2.  Das  OVO.  hat  festgestellt,  daß  der  Beamte  sich  einer 
Überschreitung  nicht  schuldig  gemacht  habe,  der  Rechtsweg 
also  nicht  zulässig  sei2).  In  diesem  Falle  hat  das  ordentliche 
Gericht,  gleichgültig  ob  der  Konflikt  in  einem  Zivil-  oder  in  einem 
Strafprozesse  erhoben  war,  „das  Rechtsverfahren  aufzuheben44  (§  IS 
Ges.  v.  H.  IV  .47).  Diese  lakonische  Ausdrucksweise  des  Gesetzes 
zwingt  uns,  Stellung  zu  der  Frage  zu  nehmen,  wie  sich  eine  solche 
„Aufhebung"  prozessual  darstellt,  d.  h.  insbesondere  ob  mündliche 
Verhandlung  erforderlich  ist  oder  nicht  und  ob  die  Entscheidung 
in  Gestalt  eines  Beschlusses  oder  eines  Urteiles  ergeht.  Dabei 
erscheint  eine  getrennte  Betrachtung  von  Zivil-  und  Strafprozeß 
angezeigt. 

a)  Das  Zivil  Prozeßverfahren  ist  beherrscht  von  dem 
Grundsatz  der  Mündlichkeit  der  Verhandlung  (§  128  CPO.).  Die 
selbstverständliche  Folge  hiervon  ist,  daß  wenn  das  Gesetz  das 
Erfordernis  einer  mündlichen  Verhandlung  nicht  ausdrücklich  aus- 
schließt oder  diese  nicht  in  das  Ermessen  des  Gerichtes  stellt, 
jedenfalls  für  jede  prozeßerledigende  richterliche  Entscheidung  — 
eine  solche  ist  in  der  endgültigen  Aufhebung  des  Rechtsverfahrens 
zu  sehen  —  die  mündliche  Verhandlung  unbedingtes  Erfordernis 
ist.  Nun  fallt  aber  die  Tätigkeit  des  ordentlichen  Gerichts  bei 
Aufhebung  des  Rechtsverfahrens  durch  Entscheidung  unter  keinen 
der  Fälle,  in  denen  das  Gesetz  die  mündliche  Verhandlung  für 
fakultativ  oder  für  ausgeschlossen  erklärt  hat3).  Die  notwendige 
Folge  davon  ist,  daß  ebenso  wie  oben  (I,  1)  der  Entscheidung, 
daß  „das  Rechtsverfahren  aufgehoben  werde",  unbedingt  eine 
mündliche  Verhandlung  vorausgehen  muß4).  Ist  aber  die 
mündliche  Verhandlung  obligatorisch  und  handelt  es  sich  bei  der 
zu  fällenden  Entscheidung  nicht  lediglich  um  eine  prozeßleitende 
Anordnung  und  eine  darauf  bezügliche  Entscheidung  —  auch  diese 

>)  Für  den  Strafprozeß  ist  u.  U.  §  228  Str.-Pr.-O.  von  Bedeutung  (vgl. 
dazu  Renn  ecke- Reling,  Lehrb.  d.  dtsch.  Reichsstrafproz.  1000,  S.  262 

'*)  Diese  Entscheidung  rhat  die  Wirkung  einer  Abweisung  der  Klage 
und  ist  der  Rechtskraft  fähig  *  (Friedrichs  §  31). 

x,  Aufzahlung  dieser  Falle  bei  Gaupp-Stein  a.  a.  0.  Bd.  1,  S.  3öO. 

*;  Das  oben  unter  I.  1  über  Tenninsanberamnung  besagte  gilt  auch  hier. 


Digitized  by  Google 


147 

Voraussetzung  trifft  hier  zu  — ,  so  kann  die  Entscheidung  nur  in 
Form  eines  Urteil  es  ergehen,  denn  Urteile  sind  diejenigen  Ent- 
scheidungen, die  auf  Grund  obligatorischer  mündlicher  Verhandlung 
ergehen  und  die  Rechtsfolge  prozessualer  oder  materiellrechtlicher 
Tatbestände  aussprechen  *).  Im  Zivilprozeß  wird  also  das  Rechts- 
verfahren  auf  Grund  mündlicher  Verhandlung  durch  Urteil  auf- 
gehoben, wenn  die  Vorentscheidung  gegen  die  Zulässigkeit  des 
Recbtsweges  gelautet  hat. 

b)  Bei  Betrachtung  des  Strafprozeßverfahrens  muß 
daran  erinnert  werden,  daß  der  Konflikt  schon  erhoben  werden  kann, 
sobald  im  Vorverfahren  gegen  den  Beschuldigten  irgendwelche 
Schritte  unternommen  worden  sind  (oben  S.  MI),  also  auch  dann, 
wenn  die  Staatsanwaltschaft  noch  mit  der  Sache  befaßt  ist,  denn 
auch  in  diesem  Falle  ist  eine  „gerichtliche  Verfolgung"  im  Sinne 
des  §  1  Gesetzes  vom  13.  II.  ")4  gegen  den  Beamten  „eingeleitet"*). 
Ziehen  wir  aber  hierzu  noch  in  Betracht,  daß  der  Eröffnungs- 
beschluß  des  Gerichtes,  welcber  das  nächste  Ziel  des  Vorverfahrens 
bildet,  die  ganze  Strafsache  in  ein  neues  Stadium  versetzt,  nämlich 
nunmehr  das  erkennende  Gericht  in  Tätigkeit  treten  läßt3), 
so  müssen  wir  notgedrungen  2  Fälle  danach  unterscheiden,  ob  der 
Konflikt  vor  oder  nach  Fassung  des  Eröffnungsbeschlusses  er- 
hoben worden  ist: 

et)  Der  Konflikt  war  erhoben  worden,  bevor  der  Er- 
öffnungsbeschluß  gefaßt  (im  Falle  des  §  211  Str.-Pr.-O.:  bevor 
dem  Angeklagten  die  Ladung  zur  Hauptverhandlung  zugestellt4)) 
worden  war.    Hierbei  unterscheiden  wir  folgende  Stadien: 

aa)  Die  Sache  war  zur  Zeit  der  Konfliktserhebung 
noch  bei  der  Staatsanwaltschaft  gewesen.  In  diesem  Falle 
geschieht  die  „Aufhebung  des  Rechtsverfahrens14  durch  eine  Ver- 
fügung   des  Ersten   Staats-  (oder   Amts-)  Anwaltes,    der  in 

>)  vgl.  Gaupp-Stein  a.  a.  0.,  S.  350  u.  701:    Kleinfeiler  S.  207: 
Struckmann-Koch  6.  Aufl.,  S.  354  u.  390. 
*)  vgl.  dazu  (irundsStzliches  oben  S.  116. 

3;  vgl.  Ben  nocke-Beling  S.  491  f. :  Birkmeyer,  Dtsch.  Strafprozr. 
1898,  S.  1  %:  Rosen  feld,  Kcichsstrafpwz.  1901,  S.  325  f.:  Stenglein, 
Kommentar  zur  Strafprozelionln.  3.  Aufl.,  S.  362  u.  387:  Uli  mann,  Lchrb. 
d.  dtach.  Strafprozr.  1893,  S.  437. 

«)  vgl.  Loewe-Hellweg,  12.  Aufl.  1907,  S.  553  und  St.nglein  S.  382. 
And.  Mein.  Beunecke-Beliug  S.  488. 

10* 


Digitized  by  Google 


14S 


sich  die  ganze  Staatsanwaltschaft  verkörpert  und  der  also  nach 
außen  hin  allein,  als  Einzelheamter,  seine  Entschließungen  faßt. 
Das  Ermittelungsverfahren  kann  naturgemäß  fortgesetzt  werden, 
wenn  der  Beamte  noch  anderer  strafbarer  Handlungen  beschul- 
digt ist. 

ßß)  Die  Voruntersuchung  war  eingeleitet  und  der  Konflikt 
in  diesem  Stadium  erhoben  worden.  Es  fragt  sich,  wer  hier  zur 
Aufhebung  des  Rechtsverfahrens  berechtigt  ist.  Jedenfalls  die 
Staatsanwaltschaft  nicht,  denn  ihr  steht  nach  Eröffnung  der  Vor- 
untersuchung eine  einseitige  Verfügung  über  die  Strafverfolgung 
nicht  mehr  zu,  sondern  das  Gericht  ist  jetzt  selbständig  mit  der 
Sache  befaßt  und  der  Untersuchungsrichter  hat  die  Entscheidung 
des  Gerichtes  darüber  zu  begründen,  ob  das  Hauptverfahren  eröffnet 
werden  soll  oder  nicht l).  Ebensowenig  wie  die  Staatsanwaltschaft 
kann  der  Untersuchungsrichter  das  Strafverfahren  aufheben.  Zwar 
weist  ihm  die  Strafprozeßordnung  die  Stellung  des  Einzelrichters 
zu,  der  alle  erforderlichen  Entscheidungen  selbständig  fällt8), 
und  faßt  ihn  nicht  etwa  als  Abgeordneten  des  Gerichtes  auf,  der 
in  dessen  Auftrag  handelt,  aber  in  einigen  Fällen  ist  dem  Unter- 
suchungsrichter doch  die  Entscheidung  genommen  und  dem  Gericht 
zugewiesen  worden,  und  zwar  gerade,  wenn,  wie  man  allgemein 
sagen  kann,  es  sich  um  Ablehnung  oder  Beendigung  des  Verfahrens 
handelt3).  Ein  solcher  Kall  liegt  hier  vor,  wenn  nach  erfolgter 
Vorentscheidung  das  Verfahren  aufzuheben  ist.  Man  muß  also 
zu  den»  Ergebnis  kommen,  daß  nicht  der  Untersuchungsrichter, 
sondern  das  Gericht  allein  zur  Aufhebung  des  Rechtsverfahrens 
befugt  ist.    Über  die  Art  und  Weise  der  Aufhebung  siehe  vr- 

77 )  Die  Akten  hatten  sich  bereits  beim  Gericht  befunden,  je- 
doch warder  ErötVnungsbeschluß  noch  nicht  gefaßt  worden.  Da  das 
nicht  erkennende  Gericht  lediglich  auf  eine  beschließende  Tätig- 
keit beschränkt  ist*j,  so  kann  in  diesem  Falle  die  Aufhebung  des 
Rechtsverfahrens  nur  durch  einen  Beschluß,  und  zwar  des  Ge- 

')  vgl.  Loe wc-Hell weg,  12.  Aufl.,  S.  473  und  502. 
")  vgl.  Glaser,  Hdbcb.  des  Strafpro*.  1885  Bd.  2,  S.  395  und  Uli- 
mann S.  409. 

8)  vgl.  Loewe-Hellweg,  12.  Aufl.,  S.  503  Note  3c. 
4)  vgl.  Birkmeyer  S.  197. 
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richts  als  Ganzen  ,).  erfolgen.  Handelt  es  sich  um  eine  Schöffen- 
gerichtssache ,  so  erfolgt  die  Aufhebung  des  Rechtsverfahrens, 
da  das  Schöffengericht  als  solches  kein  ständiges  Gericht  ist,  ge- 
mäß §  30  Abs.  2  GVG.  vom  Amtsrichter  allein,  und  zwar 
ebenfalls  in  Form  eines  Beschlusses,  weil  alle  richterlichen 
Entscheidungen  außer  den  Urteilen  dann,  wenn  sie  vom  Gerichts- 
kollegium ausgehen  oder  doch  (im  Falle  der  Zuständigkeit  der 
Strafkammer)  von  demselben  ausgehen  würden,  die  Form  des  Be- 
schlusses tragen'). 

3)  Der  Konflikt  war  nach  Eröffnung  des  Hauptverfahrens 
erhoben  worden.  Die  Str.-Pr.-O.  spricht  sich  nicht  ausdrücklich 
darüber  aus,  ob  notwendiger  Weise  eine  Hauptverhandlung  statt- 
finden muß,  wenn  der  Eröffnungsbeschluß  einmal  gefaßt  ist,  und 
ob  demgemäß  die  Endentscheidung  des  Gerichtes  im  vorliegen- 
den Falle  nur  auf  Grund  stattgehabter  Hauptverhandlung  ergehen 
kann.  Die  Meinungen  gehen  demgemäß  mannigfach  auseinander: 
Loewe- Hell  weg5)  verneint  die  Notwendigkeit  einer  Hauptver- 
handlung und  hält  einen  in  beratender  Sitzung  zu  erlassenden 
Beschluß  für  geboten,  weil  hier  das  der  Strafklage  entgegentretende 
Hindernis  nicht  nur  die  Verurteilung,  sondern  auch  die  fernere 
Strafverfolgung  unzulässig  mache.  In  allen  anderen  Fällen  könne 
die  das  Hauptverfahren  abschließende  Entscheidung  nur  in  einer 
Hauptverhandlung  ergehen.  Eine  solche  Scheidung  ist  aber  ohne  er- 
sichtlichen Grund,  wie  die  Verfasser  auch  durch  die  Worte  „erscheint 
geboten"  zugeben.  Zutreffender  erscheinen  dagegen  die  Erwägungen 
von  Bennecke-Be  1  ing  V>  und  Glaser5),  denen  in  gleicherweise 
der  Gedanke  zu  Grunde  liegt,  daß.  wann  das  Prozeßverhältnis 
erst  gültig  durch  das  Eröfthungsstadium  hindurchgeführt^sei,~eine 
prozeßerledigende  Entscheidung  nur  in  einer  Hauptverhandlung 
gefällt  werden  könne.  Nur  wenn  eine  Hauptverhandlung  wirklich 
unmöglich  sei,  müsse  und  könne  sie  unterbleiben;  es  könnender 
Eröffnungsbeschluß  nicht  zurückgenommen  werden  und  es  müsse 
darum  eine  Hauptverhandlung  stattfinden,  sobald  ihre  Zulilssigkeit 

')  vgl.  Bennecke-Bcling  S.  487  f.  u.  419. 

')  vgl.  Birkmover  S.  469." 

3)  12.  Aufl.    Berlin  1907.    S.  554. 

*)  S.  517-519. 

s)  Uaudbuch  dos  Strafprozesses  1885.    Bd.  2.    S.  449  ff. 
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zweifelhaft  sei.  Wir  stellen  uns  grundsätzlich  auf  letzteren 
Standpunkt  und  sehen  es  besonders  im  vorliegendem  Falle  als 
eine  Forderung  der  Gerechtigkeit  an,  daß  nicht  nur  die  Schuld, 
sondern  auch  die  Unschuld  in  öffentlicher  Hauptverhandlung1) 
ausgesprochen  werde.  Denn  was  sagt  dem  Angeklagten  der 
papierene  Beschluß,  der  ihm  nach  beratender  Sitzung  zugefertigt 
wird,  im  Gegensatz  zu  der  öffentlichen  Rechtfertigung,  die  ihm 
dadurch  zuteil  wird,  daß  das  Gericht  die  Aufhebung  des  Rechts- 
verfahrens gegen  ihn  öffentlich  verkündet!  Der  Zweck  des  Kon- 
fliktes war  (S.  45  und  ;V2)  der,  den  Beamten  gegen  vexatorische 
Angriffe  zu  schützen.  Stellen  sich  die  Gerichte  auf  den  soeben  ver- 
tretenen Standpunkt,  so  kommen  sie  außerdem  diesem  Zwecke  der 
Konfliktserhebung  am  nächsten.  Denn  wenn  ein  Beamter  will- 
kürlich verklagt  oder  augezeigt-  wird  und  es  stellt  sich  seine 
Nichtsehuld  heraus,  so  wird  ihm  ein  besonders  wirksamer,  weil 
nach  außen  hin  sichtbarer  Schutz  in  einer  Hauptverhandlung,  in 
der  dann  bei  Verkündung  der  Gründe  hervorzuheben  ist,  daß  die 
Angriffe  vexatorischer  Natur  waren,  zuteil.  Auch  mit  diesem 
Zwecke  der  Konfliktserhebung  dürfte  sich  die  Ansicht  von  Loewe- 
Hellweg  nicht  vereinen  lassen.  —  Halten  wir  aber  zur  Erledigung 
des  Prozesses  eine  Hauptverhandlung  für  erforderlich,  so  kann  die 
darin  ergehende  Sachentscheidung51)  nur  in  Form  eines  Urteil  es 
ergehen 3). 

Im  Civil-  wie  im  Strafprozeß  (es  sei  denn,  daß  z.  Z.  der 
Konflikt serhebung  das  Hauptverfahren  noch  nicht  eröffnet  war) 
hat  also  das  ordentliche  Gericht  die  Aufhebung  des  Rechtsver- 
fahrens in  öffentlicher  Verhandlung  durch  Urteil  auszusprechen. 

II.  Das  Gesetz  sagt  zwar  nichts  darüber,  wie  sich  das  Ver- 
fahren vor  dem  ordentlichen  Gerichte  gestaltet,  wenn  das  0.  V.  G. 
eine  sachliche  Prüfung  des  Konfliktes  garnicht  vorgenommen, 
denselben  vielmehr  schon  in  der  Gestalt,  in  der  er  erhoben 
worden  war,  für  unzulässig  erachtet  hat  (oben  §  24  I.)  Da 

l)  Auf  die  Tenninsanberaumung  findet  das  oben  Ii  Gesagt«  An- 
wendung. 

a)  Um  eine  solehe  handelt  es  sich,  da  der  Strafanspruch  geprüft  ist. 

3)  vgl.  U e n necke- IUI ing  S.  419  und  534,  ferner  (Folgerung  e  con- 
trario} Keller  Strafprozeßordnung.  Lahr  1882  S.  316;  ebenso  Birkmeyer 
S.  409  u.  6G2f.:  Husenfeld  S.  Ib3  und  Stenglein  S.  447  f. 
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jedoch  hier  durch  die  Vorentscheidung"  für  eine  uneingeschränkte 
Beurteilung  durch  das  Gericht  freie  Bahn  geschaffen  wird,  so  werden 
hier  die  unter  Ii  entwickelten  Regeln  Anwendung  finden  müssen. 


2.  Kapitel. 

Besondere  Beamtenkategorien. 

Es  haben  sich  (vgl.  auch  §  14  VIII)  hinsichtlich  der  Be- 
handlung des  Konfliktes  bei  einzelnen  Beamtengruppen  in  der 
Praxis  wie  in  der  Theorie,  soweit  diese  die  Praxis  überhaupt  be- 
achtet hat,  Zweifel  ergeben,  die  es  zweckmäßig  erscheinen  lassen, 
diesen  Gruppen  eine  ausführlichere  Darlegung  zu  widmen.  Aus 
dem  Anlasse  für  diese  gesonderte  Behandlung  ergibt  sich  aber  zu- 
gleich, daß  die  Fragen  im  engen  Anschlüsse  an  Iudikatur  und 
Literatur  erörtert  werden  und  daß  eine  abgerundete  Darstellung 
nicht  beabsichtigt  ist. 

Kine  Beamtengruppe  wird  vielleicht  bei  dieser  Zusammen- 
stellung vermißt  werden,  nämlich  die  Lehrer.  Gerade  ihrethalben 
wird,  wie  bereits  oben  S.  7(i  erwähnt,  häufig  der  Konflikt  erhoben  y2). 
Bei  ihnen  sind  jedoch  Zweifel  über  die  Zuliissigkeit  oder  die  Be- 
handlung des  Konfliktes  nicht  aufzuwerfen  und  deshalb  bedarf 
es  hier  keiner  besonderen  Betrachtung  dieser  Beamtenkategorie. 

§  27.  Staatsminister. 

1.  Bisher  ist  man  in  der  Literatur  fast  einstimmig  der 
Ansicht  gewesen,  daß  der  Konflikt  zu  Gunsten  von  Ministern 

')  In  welchem  Umfang«-,  zeigt  die  Rechtsprechung  des  K.  G.  H.  (ver- 
öffentlicht im  Jnst.-Min.-Hl.)  und  des  O.  V.  G.  (veröffentlicht  in  den  Entsch. 
d.  0.  V.  G.).  Besonders  interessante  Fragen  rinden  sich  im  Centraiblatt  für 
die  gesamte  Unterrichtsverwaltuiig  von  1870  S.  6:  1873  S.  358;  1880 
S.  749:  1887  S.  679;  1888  S.  422;  1889  S.  265;  1894  S.  376;  1899  S.  507 
u.  670;  1900  S.  231  und  1902  S.  358. 

v)  Es  handelt  sich  meist  um  angebliche  Überschreitung  des  Züchtigungs- 
rechts; nicht  nur  Überschreitung  gesetzlicher  Schranken,  sondern  auch 
Überschreitung  von  Verordnungen,  welche  von  den  zuständigen  Behörden 
hinsichtlich  der  Grenzen  dos  Züchtigungsrochts  erlassen  sind,  ist  eine  Amts- 
überschreitung. (Entsch.  d.  0.  V.  G.  Bd.  8  S.  417:  Bd.  15  8.  444,  453; 
Bd.  16  S.  408,  412:  Bd.  19  S.  445  und  Preuss.  Vcrwalt.  Bl.    12  S.  617). 
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nicht  erhoben  werden  könne,  da  es  eine  diesen  Beamten  vorge- 
setzte Provinzial-  oder  Centraibehörde  nicht  gebe1).  Teilweise 
wird  auch  auf  das  französische  Vorbild  hingewiesen'):  nach  Art. 
75  der  Konsularkonstitution  vom  22.  frim.  VIII  (siehe  oben  S.  22) 
war  nämlich  für  die  Verfolgung  der  Minister  in  Frankreich  die 
decision  du  conseil  d'etat  ebenfalls  nicht  vorgesehen. 

In  jüngster  Zeit  hat  sich  jedoch  das  preussische  0.  V.  G. 
in  seinem  Erkenntnis  vom  30.  Mai  1905  auf  den  Standpunkt  ge- 
stellt, daß  ein  Staatsminister  in  seiner  Eigenschaft  als  Ressortchef 
zu  eigenen  Gunsten  den  Konflikt  gemäß  dem  Ges.  v.  13.  II.  54  zu 
erheben  befugt  sei3).  Gegen  dieses  Urteil  hat  Jastrow  Stellung 
genommen;  er  erklärt,  dasselbe  sei  reehtsirrtumlich,  da  Fragen 
übergangen  seien,  die  zur  Erwägung  hätten  gezogen  werden 
müssen4).  Ihm  ist  wieder  Delius  entgegengetreten,  der  dem  Urteil 
des  0.  V.  G.  beipflichtet6). 

Das  0.  V.  G.  hat  sich  bei  seinen  Ausführungen  hauptsachlich 
auf  <li<*  Motive  des  Konfliktsgesetzes  bezogen:  es  folgert  aus 
diesen  zutreffender  Weise,  daß  bei  den  Beratungen  der  1.  und  2. 
Kammer  nicht  beabsichtigt  gewesen  sei,  die  gerichtliche  Ver- 
folgung der  Staatsminister  uneingeschränkt  zu  gestatten.  Es  weist 
auch  nach,  daß  sich  die  Fassung  des  Gesetzes  mit  einer  solchen 
Absicht  nicht  vertragen  würde1).  Jastrow's  Hauptbedenken  gegen 
dieses  Urteil  besteht  darin,  daß  die  reichsgesetzliche  Bestimmung 
des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  vom  0.  V.  G.  nicht  genügend  beachtet 

•)  vgl.  Arndt  Vcrf.-Urk.  5.  Aufl.  S.  177  and  6.  Aufl.  S.  238;  Oppen- 
hoff  S.  400  Anm.  17;  v.  Roenne-Zorn  5.  Aufl.  S.  588  und  Schwartz 
S.  282.  And.  Mein,  ist  Bornhak  Prcuß.  Staatsrecht  Bd.  1  S.  144.  Keine 
Stellungnahme  zu  dieser  speziellen  Frage  findet  sich  in  den  Artikeln  über 
„Staatsmin  ister  *  bezw.  „Staatsministeriuin"  bei  Brie  in  v.  Stenge  Ps  Wörter- 
buch des  Vcrwaltungsrcchts  und  bei  Rintelen  in  Bachem^  Staatslexikon. 

»)  Nadbjl  S.  824. 

3)  vgl.  Entsch.  d.  O.  V.  G.  Bd.  47  S.  436  ff.  und  Auszug  in  der  Deut- 
schen Juristen-Zeitung  1906  Sp.  150.  Dieselbe  Rechtsauffassung  vertritt  für 
Baden  der  badische  V.  G.  H.  (vgl.  Ztschr.  f.  bad.  Verw.  u.  Verw.-Rechtspfl. 
35.  Jahrg.  S.  34 \  der  die  Vorentscheidung  zu  Gunsten  eines  Ministers  zu- 
läßt, trotzdem  in  Baden  nach  Art.  h  des  Gesetzes  v.  17.  VI.  1899  das  vor- 
gesetzte Ministerium  die  Vorentscheidung  verlangen  muß  (vgl.  unten 
§  32,  IV). 

«)  Venvaltungsardiiv  Bd.  14  S.  145  ff. 

s)  PreuD.  Verwaltungsblatt  Jahrg.  27  S.  407  ff. 
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sei.  Dieser  Paragraph  verbiete  die  Konfliktserhebung  durch  den  ver- 
klagten Minister  selbst.  Nebenbei  aber  seien  die  Materialien  des 
preußischen  Gesetzes  für  dessen  Auslegung  in  einem  Umfang  ver- 
wertet, wie  er  nicht  statthaft  sei:  insofern  will  allerdings  Jastrow 
„nicht  mit  dem  in  Frage  stehenden  Urteil  rechten."  Schließlich 
weist  er  (S.  150  ff.)  noch  daraufhin,  daß  es  auch  sachlich  höchst 
bedenklich  ist  und  die  Gerechtigkeit  verletzen  muß,  wenn  ein 
Beamter  zu  seinen  eigenen  Gunsten  den  Konflikt  erhebt. 

Nur  den  letzteren  Ausführungen  .Tastrow's  ist  zuzustimmen, 
da  die  hier  in  Betracht  kommenden  Ausführungen  des  0.  V.  G. 
unzutreffend  erscheinon.  Die  Möglichkeit  ist  allerdings  vor- 
handen, daß  ein  Skatsminister,  wenn  er  den  Konflikt  zu  seinen 
eigenen  Gunsten  erhebt,  das  Verfahren  hinzieht  und  dadurch 
unter  Umständen  eine  Vereitelung  des  gegnerischen  Rechts  erzielt, 
wie  Jastrow  ausführt.  Es  ist  auch  anzuerkennen,  daß  nur  eine 
Regelung  der  Art,  daß  der  Staatsminister  gezwungen  sein  muß, 
zunächst  eine  dritte,  unbeteiligte  Stelle  von  seiner  Unschuld  zu 
überzeugen,  eine  Sicherheit  gegen  das  Unternehmen  einer  frivolen 
Hemmung  des  Rechtswegs  zu  Gunsten  der  eigenen  Sache  bietet. 
Diese  Erwägungen  werden  auch  nicht  entkräftet  durch  die  von 
Delius  ausgesprochene  Überzeugung,  daß  Minister  in  Preußen  nur 
erprobte  Männer  werden,  denen  eine  Pflichtwidrigkeit  nicht  zu- 
zutrauen ist,  und  daß  Minister  von  der  Art,  wie  sie  Jastrow  für 
möglich  hält,  keinen  Tag  im  Amt  bleiben  würden:  die  Mög- 
lichkeit, daß  die  gehegten  Befürchtungen  einmal  eintreten,  kann 
dadurch  nicht  weggeleugnet  werden. 

Im  übrigen  aber  kann  Jastrow  nicht  zugestimmt  werden. 
Er  meint,  §  11 2  a.  a.  0.  habe  nur  *2  Fälle  im  Auge,  die 
Bindung  an  die  Vorentscheidung  im  Falle  des  Verlangens 
einer  vorgesetzten  Behörde  und  die  unbedingte  Bindung. 

*  * 

•)  Arndt  Verf.-Urkunde  G.  Aufl.  S.  322  sieht  in  der  Entscheidung  des 
O.  V.G.  eine  „willkürliche  Ergänzung  des  Ges.  v.  13.  II.  54."  (Ebenso 
S.  239.)  Er  meint,  der  Konflikt  zu  Gunsten  von  Ministern  sei  nicht  ge- 
geben. l>ics  kann  er  aber  schwerlich  mit  den  darauf  folgenden  Worten 
begründen  wollen:  „Die  fr.  Klage  wäre  auch  von  dem  ordentlichen  Gerichte 
wegen  UnzuUssigkcit  des  Rechtsweges  und  als  materiell  unbegründet  zurück- 
gewiesen. Dazu  brauchte  man  aber  weder  die  Vorentscheidung  des  0.  V.  G. 
noch  die  willkürliche  Ergäuzuug  des  Ges.  v.  13.  II.  'Ar 
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Da  keines  von  beiden  vorliege,  wenn  der  Staatsminister  zu  eigenen 
Gunsten  den  Konflikt  erhebe,  so  sei  der  Minister  von  dieser 
Wohltat  ausgeschlossen.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2  des  §  11 
legt  Jastrow  so  aus:  „Abs.  2  macht  eine  Ausnahme  zu  Gunsten 
solcher  Bestimmungen,  welche  dem  Inhalt  des  Abs.  2  entsprechen." 
Dies  ist  richtig,  aber  auf  der  anderen  Seite  hält  Abs.  2  die- 
jenigen landesgesetzlichen  Vorschriften  aufrecht,  welche  die 
Vorentscheidung  einer  besonderen  Behörde  im  Falle  des  Ver- 
langens einer  vorgesetzten  Behörde  oder  unbedingt  fordern,  nur 
sollen  diese  Vorschriften  gewissen  Modifikationen  unterworfen 
sein.  Unter  die  Vorschriften  der  erstgenannten  Art  fallen  die 
des  preuß.  Konfliktgesetzes:  dieses  Gesetz  wird  also  durch  Abs.  2 
des  §  1 1  aufrecht  erhalten.  Sowohl  das  preuß.  Gesetz  als  auch 
die  reichsgesetzliche  Bestimmung  des  §  11  sprechen  von  der 
„vorgesetzten  Behörde:"  warum  nun  Jastrow  das  Gewicht  darauf 
legt,  daß  das  von  ihm  beanstandete  Urteil  des  0.  V.  G.  mit  dem 
Rciclisrecht  collidiert,  während  er  ja  anscheinend  nur  behaupten 
will,  daß  keine  vorgesetzte  Behörde  beim  Minister  vorhanden  ist, 
dalier  also  im  vorliegenden  Falle  weder  die  eine  noch  die  andere 
Alternative  des  £  11,2  erfüllt  wird,  erscheint  nicht  recht  erklärlich. 
Damit,  daß  das  O.  V.  G.  in  seinem  Urteil  nachweist,  daß  die 
Erhebung  des  Konfliktes  seitens  des  Ministers  zu  eigenen  Gunsten 
dem  Willen  des  preuß.  Gesetzes  nicht  widerspricht,  ist  auch  nach- 
gewiesen, daß  dieselbe  ebenfalls  dem  Reichsrechte  nicht  wider- 
spricht, denn  die  durch  das  Reichsreeht  getroffenen  Änderungen 
des  Ges.  v.  II.  .">-!  beziehen  sich  lediglich  auf  die  in  Absatz 
2  Zitier  1  und  2  genannten  Punkte.  M.  E.  hatte  darum  Jastrow 
nur  da  einsetzen  dürfen,  wo  sich  das  Urteil  des  O.  V.  G.  bewegt: 
innerhalb  der  Vorschriften  des  preuß.  Gesetzes  v.  IM.  Febr.  18">4. 
Hier  aber  begnügt  er  sich  mit  der  Bemerkung,  daß  die  Materialien 
des  Gesetzes  vom  0.  V.  G.  zur  Auslegung  in  einem  Umtang  ver- 
wertet seien,  der  nicht  statthaft  erscheine.  Dies  nachzuweisen, 
will  Jastrow  jedoch  nicht  unternehmen.  Darum  genügt  es  auch, 
wenn  hier  nur  kurz  bemerkt  wird,  daß  nach  unserer  Ansicht  die 
Materialien  vom  O.  V.  G.  durchaus  sachgemäß  verwandt  worden 
sind1)  und  daß  darum  das  beanstandete  Urteil  formell  zurecht 

')  vgl.   z.   R.  Kndomann   Lehrbuch  des   R.G.B.    9.  Auflago  Rd.  1. 
50  f.  und  ferner  Entsch.  d.  R.  (i.  in  Civil».  Bd.  9  S.  404,  Bd.  16  S.  298. 
RU.  20  '6.  22  und  Bd.  57  S.  31G. 
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ergangen  ist,  während  allerdings,  wie  bereits  erwähnt,  sachlich 
die  Bedenken  Jastrow's  geteilt  werden  müssen.  Weder  bei  der 
Beratung  des  preuß.  Ges.  v.  1:1  II.  .')4  noch  bei  der  Beratung 
des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G. ')  ist  betont  worden,  daß  es  darauf 
ankomme,  daß  der  Konflikt  in  jedem  Falle  von  einer  vorgesetzten 
Behörde  erhoben  werde.  Immer  ist  vielmehr  betont  worden, 
daü  der  Konflikt  dazu  da  sein  solle,  die  Beamten  —  ganz  all- 
gemein —  vor  vexatorischen  Klagen  zu  schützen:  hätten  die 
Minister  hiervon  ausgenommen  werden  sollen,  so  hätte  dies  aus- 
drücklich gesagt  weiden  müssen.  Aber  nicht  im  Interesse  der 
einzelnen  Beamten  als  Personen,  sondern  im  Interesse  des  Amtes 
wird  der  Konflikt  erhoben,  wie  das  0.  V.  G.  des  öfteren  auszu- 
führen Gelegenheit  gehabt  hat54):  wenn  derselbe  im  Interesse  des 
höchsten  Amtes  nicht  hätte  erhoben  werden  sollen,  so  wäre  dies 
zweifellos  hei  den  Beratungen  zur  Sprache  gekommen.  M.  E. 
muß  darum  den  Erwägungen  des  <).  V.  G.  beigetreten  werden. 
Zu  demselben  Resultat  kommt  auch  Delius. 

It.  Das  bereits  erwähnte  Urteil  des  0.  V.  G.  vom  30.  V.  li>Oa 
hat  sich  nun  noch  besonders  mit  der  Frage  beschäftigt3),  ob 
der  Konflikt  zu  Gunsten  des  Justizministers  zulässig  oder  ob 
letzterer  zu  den  in  §  7  No.  ->  des  Konfliktsgesetzes  genannten 
„anderen  Justizbeamten u  zu  zählen  sei,  welche  von  der  Wohltat 
der  Konlliktserhebung  ausgeschlossen  sind.  Es  kommt  dabei  zu 
dem  Ergebnis,  daß  auch  der  Konflikt  speziell  zu  Gunsten  des 
Justizministers  zulässig  ist.  Das  0.  V.  G.  weist  einmal  darauf  hin, 
daß  der  Bericht  der  Kommission  der  1 .  Kammer  für  Rechtspflege 4) 
bei  der  Vorberatung  des  Kontliktsgesetzes  sich  folgendermaßen 
äußerte : 

„Der  §  7  schließt  von  dem  Gesetze  die  richterlichen  Be- 
amten sowie  die  übrigen  (Subaltern-)  Beamten  der  Justiz- 
verwaltung aus  .  .  .* 

Ferner  beruft  sich  das  O.  V.  G.  darauf,  daß  das  Konfliktsgesetz 
dazu  bestimmt  war,  Konflikte  zwischen  „Justiz"  und  „Verwaltung" 

>)  Hier  kommt  nur  Hahn,  Materialien  z.  G.  V.  Ü.  S.  1622-1641  in 
Betracht. 

-)  Tgl.  oben  S.  76  Anm.  1. 

3)  Entsch.  (1.  0.  V.  G.  Bd.  47  S.  445-447. 

<)  vgl.  Drucksachen  der  1.  Kammer  1852/53  Bd.  5  No.  349. 
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zu  vermeiden;  da  aber  solche  Konflikte  nicht  entstehen  könnten 
wenn  die  Gerichte  darüber  urteilten,  ob  Justizbeamte  sich  einer 
Überschreitung  ihrer  Befugnisse  schuldig  gemacht  hätten,  so  sei 
anzunehmen,  daß  §  7  No.  2  des  Konfliktsgesetzes  unter  „Justiz- 
beamten" nur  die  nichtrichterlichen  Beamten  der  Gerichte  verstehen 
wolle.  Zu  diesen  sei  aber  der  Justizminister  nicht  zu  rechnen 
Schließlich  sei  der  Justizminister  ja  auch  die  Spitze  der  Staats- 
anwaltschaft, deren  Beamte  dem  Konfliktsgesetz  unterständen;  es 
sei  unlogisch,  wenn  man  seine  Rechtsstellung  derartig  teilen 
wolle,  daß  der  Konflikt  zu  seinen  Gunsten  als  Vorgesetztem  der 
Staatsanwaltschaft  zulässig  sein  solle,  als  Vorgesetztem  der  Gerichte 
dagegen  nicht.  Jastrow  hat  sich  in  seiner  Abhandlung  nicht  weiter 
auf  eine  Besprechung  der  einzelnen  Grande  eingelassen,  meint  viel- 
mehr2), daß,  wenn  man  die  Erhebung  des  Konfliktes  zu  Gunsten 
der  Staateminister  überhaupt  aus  §  1  des  Konfliktsgesetzes  ver- 
neine, wie  er,  man  sie  auch  zu  Gunsten  des  Justizministers  ver- 
neinen müsse3).  Delhis4)  dagegen  kommt  zu  demselben  Resultat 
wie  das  O.  V.  G.,  indem  er  hervorhebt,  daß  es  auffällig  sein  würde, 
wenn  man  dem  Justizminister  eine  exceptionelle  Stellung  unter 
den  übrigen  Ministem  hätte  einräumen  wollen  (zu  deren  Gunsten 
ja  auch  nach  seiner  Ansicht  der  Konflikt  erhoben  werden  kann), 
sodann  aber  gehöre  der  Justizminister  nicht  zu  den  richterlichen 
Beamten,  sondern  sei  ausschließlich  Verwaltungsbeamter.  Delius 

')  Arndt  Verf.-Urk.  6.  Aufl.  1907  S.  321  stimmt  dem  zu.  Im  übrigen 
aber  verneint  er  die  Zulässigkcit  des  Konfliktes  zu  Gunsten  des  Justizministers 
lediglich  mit  folgenden  Worten  (S.  239):  „Da  auch  der  Reichskanzler  und 
die  Reichsstaatssekretäre  sich  ohne  solches  Verfahren  behelfen  müssen  und 
können,  sollte  solches  auch  dem  preußischen  Justizminister  möglich  .  .  .  sein." 

*)  Vcrwaltungsarrhiv  Bd.  14  S.  152  f.  Im  Verw.-Archiv  Bd.  4  S. 
3fi2  Anm.  1  rechnet  Jastrow  den  Justizministcr  zu  den  Jnstizbeamten  und 
verneint  darum  die  Zulässigkeit  des  Konfliktes. 

3;  Schließlich  rügt  er  noch  den  Ausdruck  des  0  .V.  (?.,  daß  unter  den 
Justizbeaiiiten  des  §  7  No.  2  nur  „die  nicht  richterlichen  Beamten  der 
Gerichte**  zu  verstehen  seien,  denn  dann  müsse  auch  der  Konflikt  zu 
Gunsten  von  Notaren  zulässig  sein  (vgl.  Jastrow  Verw.- Archiv  Bd.  14  S. 
14o  Anm.  2)  darüber  oben  §  14.)  Delius  setzt  darum  zutreffender  Weise 
an  Stelle  der  Worte  des  ().  V.  G.  die  schärfere  Ausdrucksweise  „die  bei  den 
Gerichten  angestellten  oder  gerichtliche  Geschäfte  vornehmenden  Beamten" 
(Preuß.  Verw.  Bl.  S.  408.) 

**;  Preuss.  Verw.  Bl.  S.  4U6. 
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wendet  sieh  jedoch  gegen  die  Erwägung  des  0.  V.  G.,  daß  eine 
Trennung  der  verschiedenen  Funktionen  des  Justizministers  nicht 
möglich  sei,  indem  er  darauf  verweist,  daß  der  Amtsrichter  als 
Grundbuehrichter  nach  §  1*2  Grundbuchordnung  von  der  primären 
Haftung  für  Versehen  befreit  sei,  daß  er  dagegen  primär  hafte, 
wenn  er  als  Richter  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  einen  Akt 
für  das  Grundbuch  aulnehme.  M.  E.  muß  man  der  Ansicht  von 
Delius  beistimmen,  sodaß  man  prinzipiell  behaupten  kann:  es  ist 
möglich,  daß  der  Konflikt  zu  Gunsten  desselben  Beamten  erhoben 
werden  kann  oder  nicht,  je  nachdem  er  in  verschiedener  Eigenschaft 
tätig  gewesen  ist1)  (Anwendung  vgl.  III). 

Von  besonders  weittragender  Bedeutung  ist  die  Frage  allerdings 
nicht,  ob  das  0.  V.  G.  oder  Delius  richtig  deduziert  haben,  denn 
beide  haben  zur  Genüge  anderes  Material  beigebracht,  welches 
überzeugt,  daß  auch  zu  Gunsten  des  Justizministers  von  diesem 
selbst  der  Konflikt  erhoben  werden  kann. 

III.  Bezüglich  der  Zulässigkeit  der  Konfliktserhebung  nimmt 
der  Kriegsminister  im  Verhältnis  zu  den  anderu  Ministern 
eine  Ausnahmestellung  ein,  und  zwar,  seitdem  durch  die  Reichs- 
verfassung die  Stellung  des  Kriegsministeriums  in  Preußen  eine 
Änderung  bezw.  Erweiterung  erfahren  hat.  Seitdem  vereinigt 
nämlich  der  Kriegsminister  in  sich  zwei  Funktionen,  die  eines 
preußischen  und  die  eines  Reiehsbeamten. 2)  Arndt  ')  meint, 
«laß  zweifellos  das  Konflikts^ erfahren  nicht  zu  Gunsten  des  Kriegs- 
ininisters  zulässig  sei,  da  dieser  (wenn  auch  nur  nüttelbarer) 
Reiehsbeauiter  und  also  dem  Reichsbeaintengcsetz  unterworfen 
sei,  welches  in  §  104  das  Kontliktsverfahren  nicht  zulasse.  An 
einer  anderen  Stelle4)  sagt  er,  die  Heeresverwaltung  sei  „dem 
Subjekt,  der  Hoheit,  nach  Landesverwaltung,  dem  Objekt  nach 
Reichsverwaltung."  Diesen  Feststellungen  ist  jedoch  nicht  in 
allen  Punkten  beizupflichten,  wie  eingehender  begründet  werden  soll. 

')  Diese  Trennung  auch  anerkannt  in  den  Url.  des  bayr.  V.  G.  H.  v. 
11.  V.  1904  und  15.  III.  1905  (Sammlung  von  Entscheidungen  des  Kgl. 
Bayr.  V.  G.  H.  Bd.  25  S.  326  ff.  und  Bd.  26  S.  253  ff.). 

*)  Eine  eingehende  Betrachtung  dieser  Doppellstellung  vom  militär- 
politischen Standpunkt  aus  gibt  General  der  Infanterie  v.  Blume  iu  den 
„Militärpolitischen  Aufsätzen-  Berlin  1906  S.  151  ff. 

«)  Verfassungsurkunde.  6.  Aull.  1907  S.  239. 

*)  S.  230. 
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Der  Kriegsminister  wird,  wie  alle  anderen  preußischen 
Minister,  vom  Konig  von  Preußen  ernannt  :  insofern  ist  er  zwei- 
fellos preußischer  (und  zwar  unmittelbarer)  Landesbeamter  und 
insofern  ist  er  dem  König  von  Preußen  und  dem  preußischen 
Landtag  verantwortlich. !)  Er  steht  an  der  Spitze  der  Heeresver- 
waltung in  Preußen.  Das  Heer  ist  aber,  wie  insbesondere  aus 
der  Fassung  der  Art.  62  und  (57  der  Reichsverfassung  hervorgeht, 
nebst  den  dazu  erforderlichen  Institutionen  Machtmittel  des 
deutschen  Reiches,  indem  dieses  die  Heereskosten  trägt.  Daher 
verwaltet  also  der  preußische  Kriegsminister,  als  an  der  Spitze 
der  Heeresverwaltung  in  Preußeu  stehend,  im  Verein  mit  dem 
sächsischen  und  württembergischen  Kriegsminister  als  an  der 
Spitze  der  Heeresverwaltung  der  noch  in  Betracht  kommenden 
Eiuzelstaaten  stehend  (Bayern  soll  hier  wegen  seiner  besonderen 
Stellung  ausscheiden),  das  Heer  auf  Kosten  des  Reiches.  Sie 
berechtigen  und  verpflichten  durch  ihre  Handlungen  das  Reich  *) 
und  vertreten  den  Reichsmilitärn'skus  —  denn  nur  einen  solchen 
gibt  es  —  sowohl  beim  Abschluß  von  Rechtsgeschäften  als  auch 
im  Prozeß.3)  Darauf  folgt  aber,  daß  der  preußische  Kriegs- 
minister auch  Reichsbeamter  ist.  Dies  beweisen  die  beiden 
Verordnungen  über  die  Zuständigkeit  der  Reichsbehörden  zur 
Ausführung  des  Keichsbeamtengesetzes  vom  23.  XL  1S74 4)  und 
27.  XII.  1x99*),  welche  das  preußische,  sächsische  und  württem- 
bergisehe  Kriegsministerium  als  oberste  Reichsbehörden  auf- 
führen. Insofern  hat  also  Arndt  Recht,  wenn  er  den  Kriegsminister 
als  mittelbaren  Reichsbeamten  bezeichnet  und  die  Heeresverwaltung 
als  „dem  Objekt  nach  Reichsverwaltung"  nennt. 

Die  Tätigkeit  des  preußischen  Kriegsministers  ist  nun  eiue 
außerordentlich  ausgedehnte,  da  von  dem  preußischen  Kriegs- 
ministerium die  Mobilmachuugs,-  Dislokations,-  Organisations- 
und Inspektionsangelegenheiten  bearbeitet,  die  Personalangelegen- 

vgl.  Wiechert  Staatsrechtliches  Verhältnis  des  preußischen  Krieg*- 
iiiiuisters  zum  Reichskanzler.  Leipziger  Inauguraldissertation.  Borna-Leipzig 
11)03  S.  12. 

»)  vgl.  Wiechert  S.  17. 

3)  vgl.  Entsch.  d.  R.  <J.  in  Civils.  Bd.  20  S.  152  f. 
*)  Ii.  (J.  Bl.  1874  S.  135. 
s)  R.     Bl.  1899  S.  730. 
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hoiten  der  Offiziere  des  Reiches  geregelt  werden  und  von  ihm 
auch  sämmtliche  Militarbildungs-  und  Lehrinstitute.  Prüfungskom- 
missionen aller  Art,  Feldzeugmeisterei,  Militärreitinstitut  u.  s.  w.1) 
ressortieren.  Alles  dies  sind  Angelegenheiten,  die  nicht  auf 
Rechnung  Preußens,  sondern  auf  Rechnung  des  Reiches  verwaltet 
werden,  wie  hisher  richtig  erkannt  worden  ist.*)  Bei  Verwaltung 
dieser  Angelegenheiten  kann  also  der  Kriegsminister  nur  als 
Reichsbeamter  tat  ig  werden. :1)  Nicht  ist  jedoch,  soweit  ersichtlich, 
hisher  darauf  hingewiesen  worden,  daß  dem  Kriogsminister  noch 
zwei  Institute  unterstehen,  die  mit  der  wirklichen  Heeresver- 
waltung nichts  zu  tun  haben  und  die  ihn  nur  in  seiner  Eigen- 
schaft als  preußischen  Beamten  angehen.  Das  ist  die  Ver- 
waltung des  Zeughauses  in  Berlin  und  ferner  die  preu- 
ßische Landgendarmerie.  Erstere  ressortiert  vom  Allgemeinen 
Kriegsdepartement  des  Kriegsministeriums4),  letztere  ist  durch 
die  Verordng.  vom  30.  Dezbr.  18205)  „in  Rücksicht  auf  Oekonomie, 
Disciplin  und  übrige  innere  Verwaltung"  (Näheres  §  2\)  der  Ab- 
handlung) dem  Kriegsministerium  untergeordnet  worden.  Beides 
sind  lediglich  preußische  Institutionen,  die  mit  der  Verwaltung 
des  Reichsheeres  keineswegs  im  Zusammenhang  stehen  und  deren 
Kosten  vom  preußischen  Staat  getragen  werden").  Wenn  der 
Kriegsminister  also  in  Ansehung  dieser  Institute  Verfügungen 
trifft  und  Verordnungen  erlaßt,  so  berechtigt  und  verpflichtet 
er  lediglich  den  preußischen  Staat,  erhandelt  also  in  seiner 
Eigenschaft  als  preußischer  Landes beamter.  Macht  er  sich 
dabei  einer  l'herschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  schuldig  (über- 

')  Näheres  vgl.  v.  Kirch  ruhe  im  im  Wörterbuch  des  Verwaltungs- 
rechts  876  (-Kriegsministerium")  und  Rangliste  der  Kgl.  Preuß.  Armee  u. 
des  13.  Armeekorps  für  1906  S.  8— 14. 

')  z.  B.  Wicchort  S.  20-22. 

3)  v.  Blume  stellt  S.  164  fest,  daß  das  preuß.  Kriegsministerium 
tatsächlich  unter  allseitiger  Zustimmung  die  Aufgaben  eines  Reichskriegs- 
ministeriuins  erfüllt. 

*)  vgl.  Rangliste  1906  S.  11. 

5)  G.-S.  1821  S.  1. 

«)  vgl.  G.-S.  1906  8.  72  Kapital  94  und  S.  75  Kapital  127.  Daß  die 
Ausgaben  für  die  Landgendarmie  unter  den  Ausgaben  des  Ministeriums  des 
Inneren  aufgeführt  werden,  hängt  mit  der  eigentümlichen  Stellung  der  Land- 
gendarmerie zusammen,  die  zwar  militärisch  organisiert,  aber  in  erster  Linie 
polizeiliches  Vollzugsorgan  ist  (vgl.  Näheres  §  29.) 
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sieht  er  z.  B.  wissentlich  ihm  zu  Ohren  gekommene  Unregel- 
mäßigkeiten in  der  Dienstführung  der  Gendarmeriebeamten)  und 
wird  er  darum  in  irgend  einer  Hinsicht  gerichtlich  in  Anspruch 
genommen,  so  kann  er,  weil  es  sich  um  die  Amtsüberschreitung 
eines  preußischen  Beamten  handelt,  zu  seinen  eigenen  Gunsten 
den  Konflikt  erheben,  über  den  dann  das  OVG.  entscheidet  (vgl. 
oben  I  u.  II). 

Das  Ergebnis  ist  also,  daß  entsprechend  der  Doppelstellung 
des  Kriegsministers  als  preußischen  Beamten  und  als  Reichs- 
beamten der  Konflikt  erhoben  werden  kann,  wenn  der  Kriegs- 
minister in  erstgenannter  Eigenschaft  sich  einer  Überschreitung 
seiner  Amtsbefugnisse  schuldig  gemacht  hat,  dagegen  nicht,  wenn 
er  dies  in  seiner  Eigenschaft  als  Reichsbearater  getan  hat.  In- 
sofern ist  die  oben  erwähnte  Bemerkung  von  Arndt  über  die  Un- 
zulässigkeit des  Konflikteverfahrens  zu  Gunsten  des  Kriegsministers 
nicht  erschöpfend. 

§  28.  Militärpersonen. 

I.  Eine  besondere  Regelung  ist  weiterhin  der  Erhebung  des 
Konfliktes  durch  §  (i  des  Ges.  v.  13.  II.  54  zuteil  geworden,  wenn 
Personen  des  Soldatenstandes  wegen  Handlungen,  die  von  ihnen 
bei  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  ihrer  Dienst- 
verrichtungen vorgenommen  sind,  oder  wegen  Unterlassung  ihrer 
Dienstverrichtungen  bei  anderen  als  Militärgerichten  belangt 
werden1).  In  diesem  Falle  soll  das  Recht  zur  Konfliktserhebung 
«lern  vorgesetzten  Divisionskommandeur  oder  komman- 
dierenden General  zustehen.  An  Stelle  des  K.  G.  H.  ist  das 
Militärjustizdepartement  eingesetzt,  welches2)  aus  dem  Kriegs- 
niinister  und  dem  Justizminister  besteht3).  Die  Feststellung  kann 
jedoeh  von  den  beiden  letzteren  nicht  allein  getroften  werden, 
vielmehr  wird   das   Militärjustizdepartement   zu   diesem  Zwecke 

')  Dies  kommt  bei  den  bürgerlichen  Civtlgc  richten  vor,  aber  auch, 
wennschon  selten,  bei  den  bürgerlichen  Strafgerichten  (vgl.  §§  2  —  4  der 
Militarstrafgerichtsordng.  v.  1.  XII.  98). 

2)  Seit  einem  Patent  von»  23.  X.  1798  an  Stelle  des  tiroßkanzlers  and 
des  Chefs  dos  Militfirdepartenients. 

3)  Vgl.  Born  hak  Geschichte  des  preuß.  Verw.-Rochtes  Bd.  3  S.  119 
und  Born  hak  Staatsrecht  Bd.  3  S.  57 
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durch  Abkommandierung  dreier  höherer  Offiziere  verstärkt,  welche 
vom  König  auf  je  drei  Jahre  von  Oktober  zu  Oktober  zur  Mit- 
wirkung ernannt  werden.  Die  Ernennung  wird  im  Justiz-Ministerial- 
Blatt,  nicht  auch  im  Armeeverordnungsblatt,  bekannt  gegeben, 
(iewöhnlich  hat  der  eine  der  drei  mitwirkenden  Offiziere  den 
Rang  eines  Generalleutnants,  die  beiden  anderen  den  eines  General- 
majors. Auch  pflegt  für  den  Fall  der  Verhinderung  eines  der 
Mitwirkenden  noch  ein  Stellvertreter  in  der  Person  eines  General- 
majors ernannt  zu  werden.  Die  Vorentscheidung  des  verstärkten 
Militärjustizdepartements  hat  auf  den  schriftlichen  Vortrag  zweier 
rechtsverständiger  Referenten  zu  erfolgen1),  von  denen  der  eine 
vom  Justizminister,  der  andere  vom  Kriegsminister  ernannt  wird. 

Diese  besondere  Regelung  tür  Militärpersonen  ist  rein  preußisch- 
rechtlichen Ursprunges  und  kann  jedenfalls  auf  einen  Einfluß  der 
französischen  Gesetzgebung  nicht  zurückgeführt  werden.  Vielmehr 
läßt  die  allgemeine  Fassung  des  Art.  75  der  Konsularkonstitution 
vom  '2-2.  frimaire  VIII  (vgl.  oben  S.  22)  darauf  schließen,  daß 
die  Bestimmungen  desselben  in  Frankreich  auch  auf  Militärpersonen 
Anwendung  finden  sollten*).  Der  Grund  für  die  Übertragung  des 
Rechtes  zur  Erhebung  des  Konfliktes  auf  den  Divisionskommandeur 
und  den  kommandierenden  General  ist,  abgesehen  davon,  daß  sie 
(wenigstens  der  Korpskommandeur)  eine  den  Provinzialbehörden 
analoge  Stellung  einnehmen,  in  deren  Vorgesetztenverhältnis  gegen- 
über der  Militärperson  zu  suchen3),  der  Grund  für  die  Übertragung 
der  Vorentscheidung  auf  «las  verstärkte  Militärjustizdepartement 

l)  Die  Klagenden  sollen  dadurch,  weil  sonst  das  juristische  Element 
zu  wenig  vertreten  wäre  und  die  Interessen  etwa  beteiligter  Civilpcrsoncn  mit 
Rücksicht  darauf,  daß  es  sich  hier  fast  nur  um  Civilansprücho  handelt, 
sonst  nicht  im  richtigen  Verhältnis  gewahrt  sein  würden,  „eine  erhöhte 
Sicherheit  erhalten,  daß  die  Sachlage  richtig  vorgetragen  und  daß  der 
Recbtspunkt,  da  beide  Referenten  Rechtsverständige  sein  sollen,  schon  von 
vornherein  scharf  ins  Auge  gefaßt  wird. *  (vgl.  Steuogr.  Berichte  der  Beratungen 
der  1.  Kammer  1853  54  Bd.  3  S.  50  und  Bericht  der  Justiz-Kommission 
in  den  Drucksachen  der  2.  Kammer  1854  Bd.  1  No.  49). 

'J)  Näheres  vgl.  aber  bei  Freund  S.  401. 

3)  Darum  können  die  Genannten  nicht  den  Konflikt  zu  Gunsten  der 
(allerdings  militärisch  organisierten)  Gendarmen  erheben  (vgl.  Erk.  d. 
O.  V.  G.  Bd.  31  S.  438-452). 
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darin,  daß  —  wie  die  Motive  erklären ')  —  den  richterlichen  Be- 
hörden „nicht  die  nötigen  militärischen  Kenntnisse  beiwohnen. ** 
Zu  den  „Personen  des  Soldatenstandes, 44  für  die  §  6  des 
Konfliktsgesetzes  besondere  Bestimmungen  trifft2),  gehören  aus- 
schließlich die  Generäle3),  Stabsoffiziere,  Hauptleute  und  Kitt- 
meister, Subalternoffiziere,  Unteroffiziere,  Gemeine  und  die  Mit- 
glieder des  Sanitätskorps.  Nicht  gehören  dagegen  hierher  die 
Militarbeamten,  und  zwar  aus  zwei  Gründen:  einmal,  weil  die- 
selben, wie  §  4  Abs.  1  des  deutschen  Militärstrafgesetzbuches4) 
zeigt,  neben  den  Personen  des  Soldatenstandes  eine  besondere, 
von  diesen  verschiedene  Klasse  der  Militärpersonen  bilden,  sodann 
aber,  weil  sie  durch  §  1  des  Konfliktgesetzes  ausdrücklich  den 
allgemeinen  Regeln  über  den  Konflikt  unterstellt  worden  sind. 
Letztere  Bestimmung  ist  jedoch  ohne  Wirkung,  denn  die  Militar- 
beamten sind  jetzt  sog.  mittelbare  Reichsbeamte6)  und  als  solche 
wirkliche  Reichsbeamte  im  Sinne  des  Reichsbeamtengesetzes,  nicht 
etwa  Landesbeamte6).  Zu  Gunsten  von  Reichsbeamten  kann  jedoch 
auf  Grund  des  preußischen  Gesetzes  vom  13.  Februar  1854  der 
Konflikt  nicht  erhoben  werden  (vgl.  unten  §  30) 7),  also  auch 
nicht  zu  Gunsten  von  Militärbeamten. 

')  vgl.  Stenogr.  Berichte  der  Beratungen  der  1.  Kammer  1853/64 
Bd.  3  S.  48,  ferner  Drucksachen  der  1.  Kammer  1852/53  Bd.  4  No.  278  und 
Bd.  5  No.  349,  wonach  der  K.G.H.  selbst  die  gleiche  Ansicht  vertreten  hat. 
und  Drucksachen  der  2.  Kaminer  1854  Bd.  1  No.  5. 

2)  Bezüglich  der  gemeinen  Soldaten  ist  dies  der  ausschlaggebende 
Gesichtspunkt:  vgl.  den  anderen  Gesichtspunkt  oben  S.  73.  . 

3)  Der  kommandierende  General  kann  analog  dem  in  §27,1  auf- 
gestellten Grundsätze  zu  eigenen  Gunsten  den  Konflikt  erheben.  Keines- 
falls könnte  hier  etwa  der  Kriegsministcr  (abgesehen  von  seiner  Eigenschaft 
als  Reichsbeamter)  in  Frage  kommen,  da  die  kommandierenden  Generäle 
nicht  persönlich  Untergebene  des  Kriegsministers  sind  (vgl.  auch  v.  Blume 
S.  155). 

*)  lt.  G.  Bl.  1872  S.  174. 

vgl.  Uarseim  in  Frhr.  v.  Stengel  s  Wörterbuch  Bd.  2  S.  97.  (Art. 
rMilitärbeamtc-)  u.  Perels-Spilling  Reichsbeamtenges.  2.  Aufl.  S.  8. 

c)  vgl.  dazu  auch  schon  Urt.  d.  Reichsoberhandelsgerichts  in  Bd.  21 
der  Entsch.  S.  48. 

7)  Dies  übersehen:  v.  Bitter  Bd.  1  S.  949;  v.  Brauchitsch  Neue 
Prcuü.  Verwaltuugsgesetze  19.  Aufl.  (bearbeitet  von  Studt  und  v.  Braun- 
behrens Berlin)   1903  Bd.  1  S.  680  Note  4  und  v.  Marck-Kloss  Staats 
auwaltschaft  bei  Land-  u.  Amtsgerichten  in  Preußen.    Berlin  1903  S.  98. 
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II.  Neuerdings  hat  die  Zuständigkeit  des  verstärkten  Militär- 
justizdepartements zur  Vorentscheidung  über  den  Konflikt  in 
Soldatenprozessen  in  einer  Abhandlung  von  Jastrow  „Über  die 
Zuständigkeit  des  preußischen  Militär-Justizdepartements  und  des 
Oberverwal  tungsgeriehts  fflr  die  Konflikte  in  Soldatenprozessen ')" 
eine  eingehende  Darstellung  und  Prüfung  erfahren.  Danach  kann 
man  als  erwiesen  ansehen,  daß  das  verstärkte  Militär -Justiz- 
Departement  seit  Erlaß  der  Reichsjustizgesetze  als  Behörde  zur 
Entscheidung  von  Konflikten  nach  §  6  des  Ges.  v.  1:3.  II.  54  nicht 
mehr  zu  Recht  besteht  und  daß  an  seine  Stelle  das  0.  V.  G. 
getreten  ist.  Jastrow  weist  nämlich  einmal  nach,  daß  die  Vor- 
schrift des  §6  prozeßrechtlicher  Natur,  mithin  dem  §14  E.-G.  z. 
C.  P.  0.  und  §  6  E.-G.  z.  Str.  Pr.  0.  unterworfen  ist,  wonach  „die 
prozeßrechtlichen  Vorschriften  der  Landesgesetze  für  alle  der  C.  P.  0. 
bezw.  Str.  Pr.  0.  unterworfenen  Sachen  außer  Kraft  treten,  soweit 
nicht  in  der  C.  P.  0.  bezw.  Str.  Pr.  0.  auf  sie  verwiesen  oder  soweit 
nicht  bestimmt  ist,  das  sie  nicht  berührt  werden."  Das  Letztere 
ist  aber  in  Bezug  auf  §  0  nicht  geschehen.  Ferner  macht  Jastrow 
darauf  aufmerksam,  daß  §  G  auch  im  Widerspruch  mit  §  16  G.  V.  G. 
steht,  wonach  Ausnahmegerichte  unstatthaft  sind.  Schließlich 
kommt  er  auf  Grund  einer  eingehenden  Betrachtung*)  zu  dem 
Resultat,  daß  durch  §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G.  die  besondere  Behörde 
des  §  6  des  Konfliktgesetzes  als  aufgehoben  anzusehen  und  an 
deren  Stelle  das  0.  V.  G.  getreten  ist,  welches  mit  der  durch  §  11 
Abs.  *2  No.  1  gegebenen  Modifikation*)  entscheidet.  Die  Ausführungen 
Jastrow's  darf  man  in  jeder  Beziehung  für  überzeugend  erachten. 

Die  preußische  Regierung  hat  jedoch  bisher  daran  festgehalten, 
daß  das  verstärkte  Militärjustizdepartement  als  zur  Vorentscheidung 
berufen  fortbestehe4),  indem  es  die  drei  zur  Mitwirkung  zu  ent- 
sendenden höheren  Offiziere  ständig  noch  weiter  ernennt.  Zuletzt 

')  Verwaltungsarchiv  Bd.  4  S.  33C— 363. 
»)  S.  345-356. 

3)  Anders  Stölzcl  Rechtsweg  S.  60  Anm.  32  und  Text  dazu. 

4)  vgl.  auch  das  im  Justizministerium  bearbeitete  r Jahrbuch  der 
preußischen  Gerichtsverfassung"  Berlin  1902  S.  192.  Derselben  Ansicht 
Arndt  Verf-Urk.6.Aufl.l907S.321;  CrctschmarS. 48  und  Loewe-Hell  w  eg 
Note  4a  zu  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  And.  Meing.  sind  v.  Brauchitsch  19.  Aufl. 
Bd.  1  S.  685:  Oppenhoff  S.  414  f.  Anm.  101;  Rintelen  §  la  B.  2  und 
Schwärt  z  S.  282. 

11* 
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ist  dies  für  die  Zeit  vom  1.  Okt.  1005  bis  l.  Okt.  1<)08  geschehen1). 
Nach  den  obigen  Ausführungen  ist  aber  erforderlich,  daß  im 
Wege  der  Gesetzgebung  Abhilfe  geschafft  wird,  und  zwar,  wenn 
das  Militär-Justiz-Departement  beibehalten  werden  soll,  im  Wege 
der  Reichsgesetzgebung.  Der  Fall,  daß  in  der  in  §  6  des  Ges. 
v.  13.  II.  f>4  vorgeschriebenen  Form  der  Konflikt  erhoben  wird, 
kommt  zwar  sehr  selten  vor:  so  hat  sich  das  verstärkte  Militär- 
Justiz-Departement  in  den  Jahren  lJSö 4  —  18i»'2  nur  mit  ü  Fällen 
von  Vorentscheidung  beschäftigt2)  und  seit  dem  1.  Oktober  1870  ist 
nichts  von  einer  Tätigkeit  desselben  verlautbart  worden3),  auch 
wird  bezeichnender  Weise  beim  Kriegsministerinm  eine  Statistik 
über  die  Tätigkeit  des  verstärkten  Militär  justizdepartements  nicht 
geführt4).  Immerhin  aber  ist  es  wünschenswert,  nicht  erst  zu 
warten,  bis  die  Praxis  einen  Fall  zeitigt,  welcher  zu  eingehenden 
und  vielgestaltigen  Krörterungen  Anlaß  gibt,  sondern  vorher  die 
Consequenzen  zu  ziehen  und  so  Unzuträglichkeiten  aus  dem  Wege 
zu  gehen. 

§  *2o.   Polizeibeamte  und  Gendarmen. 

I.  Wie  bereits  oben  (S.  'M\)  erwähnt,  ist  für  die  Verfolgung 
von  Pol  izei  beamten  eine  Sonderbestimmung  in  Gestalt  des  Ge- 
setzes „Uber  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  in  Beziehung  auf 
polizeiliche  Verfügungen"  vom  11.  Mai  1842  (G.-S.  S.  1  O.Y)  er- 
lassen worden.  War  schon  durch  die  38—40  IT.  der  Verordn. 
v.  l'l>.  XN.  1808  der  Rechtsweg  in  Beziehung  auf  polizeiliche. 
Verfügungen  beschränkt  gewesen,  so  geschah  dies  in  noch  erhöhtem 
Maße  durch  das  neue  Gesetz,  welches  an  Stelle  der  alten  Be- 
stimmungen vom  Jahre  1808  treten  sollte5».  Denn  durch  §  1 
des  Gesetzes  wurden  sämtliche  Beschwerden  über  polizeiliche  Ver- 
fügungen, sie  mögen  die  Gesetzmäßigkeit.  Notwendigkeit  oder  Zweck- 
mäßigkeit derselben  bet retten,  vom  Rechtsweg  ausgeschlossen  und 

l)  vgl.  Just.-Min.-W.  Um  8.314. 

a;  So  Svdow  Die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  in  Preußen  S.  156. 
Ihm  standen  wohl  amtliche  Quellen  zur  Verfügung. 

l)  vgl.  auch  Verwaltungsarchiv  Bd.  4  8.  362  (Jastrow). 
*)  Nach  einer  Auskunft  des  Kriegsministeriums. 

'->)  vgl.  Oppenhoff  S.  315  Anm.  1.  u.  2  und  die  ausführliche  Darstellung 
von  Fucrstemann  IVm/ipifii  d.s  preußischen  P<diz»drechts.  Berliu  1869 
S.  474  ff. 
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vor  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  verwiesen.  Der  Rechtsweg  sollte 
zulassig  sein,  wenn  die  Verletzung  eines  zum  Privateigentum 
gehörenden  Rechtes  behauptet  wurde,  und  unter  außerdem  im 
Gesetz  noch  näher  aufgeführten  Bedingungen.  Ebenso  wie  das  Kon- 
fliktsgesetz bezweckte  also  das  Gesetz  von  1N4-J,  wenngleich  auch  die 
genannte  Bedingung  für  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  ab- 
sonderliche Erschwerung  nicht  schuf,  eine  Beschränkung  in  der 
gerichtlichen  Verfolgung  von  Beamten,  ebenso  wie  jenes  (vgl. 
oben  §  8)  war  es  daher  das  Ziel  heftiger  Angriffe.  Es  galt  als 
das  Grundgesetz  des  Polizeistaates,  welches  jeder  Logik  Hohn 
spreche;  der  Staat  mißbrauche  —  so  hieß  es  —  mit  diesem 
Gesetze  seine  Hoheit,  indem  er,  statt  mit  besonderer  Strenge  gegen 
die  Beamten  vorzugehen,  deren  Fehlgriffe  decke:  und  doch  seien 
die  Beamten,  wenn  sie  sich  einer  Rechtsverletzung  schuldig  ge- 
macht hätten,  gerade  die  schlimmsten  Feinde  des  Staates l). 

Wenn  nun,  wie  gesagt,  das  (iesetz  von  1X42  ebenso  wie  das 
Konfliktsgesetz  die  gerichtliche  Verfolgung  von  Beamten  an  be- 
sondere Voraussetzungen  knüpft,  dann  müßte  es  auch,  so  sollte 
man  meinen,  ebenso  wie  dieses  durch  die  Bestimmungen  des  §  1 1 
E.-G.  z.  G.  V.  G.  modifiziert  oder  überhaupt  aufgehoben  worden  sein. 
Das  ist  jedoch  nicht  der  Fall,  denn  im  Gegensatz  zu  den  Be- 
stimmungen des  Konfliktsgesetzes,  welche  prozeßrechtlicher 
Natur  sind,  enthält  das  (iesetz  vom  11.  V.  1*4*2  materielle 
Beschränkungen  der  gerichtlichen  Verfolgung:  auf  diese  rinden 
aber  die  prozeßrechtlichen  Vorschriften  des  $  1 1  keine  Anwendung2). 
Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1n4_*  bestehen  also  neben 
denen  des  Konfliktsgesetzes  fort1).  Wie  aber  verhalten  sich  die 
beiden  Gesetze  zu  einander?  Findet  auf  Polizeibeamte  nur  das 

l)  vgl.  La.sk  er  Zur  Verfassungsgeschichte  1'reuBcns.  Leipzig  1874 
S.  181  u.  210. 

-)  u.  3)  vgl.  Arndt  Verfass. -t'rk.  <>.  Aufl.  1907  S.  322:  Häuser  Bd.  4 
der  Ztschr.  f.  Keielis-  u.  Land.-  K.  8.  281  f.  u.  303  ff:  Laak  er  8.  66  f.: 
M  r  \  or-Anschfitz  S.  681:  Oppcnlmff  8.342  Anm.  161  und  die  dort  an- 
geführte Literatur  und  Judikatur.  Außerdem  die  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts (im  (iegensatz  zu  Kntsch.  d.  II.  (i.  in  Civils.  Bd.  5  8.  48)  in  der 
Jur.  Wochenschrift  v.  1887  8.  270 l,  1888  8.  144  3,\  1893  8.  50sl,  in 
lirucliot's  Beiträgen  Jahrg.  39  8.  1023  u.  40  8.  1043  und  in  den  Entsch. 
d.  K.  (J.  iu  Civils.  Bd.  51  8.  327  IL  und  Bd.  59  8.  170  ff.  Dasselbe  Resultat 
endlich  bei  8tölzel  Hechtsweg  8.  225  f. 
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Gesetz  von  1842  Anwendung  oder  auch  das  Konfliktsgesetz  oder 
ist  das  letztere  nur  auf  die  anderen  Beamten,  mit  Ausnahme  der 
Polizeibeamten ,  anwendbar?   Eine  Zeit  lang  haben  über  diese 
Frage  tatsächlich  Zweifel  in  der  Rechtsprechung  geherrscht,  indem 
man  annahm,  der  Konflikt  könne  zu  Gunsten  eines  Polizeibeamten 
nicht  mehr  erhoben  werden,  dessen  polizeiliche  Verfügung  gemäß 
§6  des  Ges.  v.  11.  V.  42  („Wird  eine  polizeiliche  Verfügung 
im  Wege  der  Beschwerde  [nach  §  131  L.  V.  G.  auch:  „im  Ver- 
waltungsstreitverfahren durch  rechtskräftiges  Endurteil"]  als  ge- 
setzwidrig oder  unzulässig  aufgehoben1),  so  bleiben  dem  Be- 
teiligten seine  Gerechtsame  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Vertretungsverbindlichkeit   der  Beamten 
vorbehalten")  aufgehoben,  bei  dem  also  schon  eine  Überschreitung 
der  Amtsbefugnisse  konstatiert  worden  sei.    So  erschien  es  dem 
K.  G.  H.*)  überflüssig,  wenn  in  diesem  Falle  noch  ein  Mal  der  Kon- 
flikt zu  Gunsten  eines  ganz  offenbar  im  Unrechte  befindlichen 
Beamten  erhoben  werde,  da  ja  nach  Aufhebung  der  polizeilichen 
Verfügung  gemäß  §  G  des  Ges.  v.  11.  V.  42  dem  Beteiligten 
seine  Gerechtsame  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Vertretungsverbindlichkeit  der  Beamten  vorbehalten  blieben 
d.  h.  ihm  der  Rechtsweg  geoftnet  sei.  Dieser  Anschauung  hat  sich 
jedoch  das  0.  V.  G.3)  nicht  angeschlossen,  vielmehr  geht  es  davon 
aus,  daß  §  II  a.  a.  Ü.  die  besondere  Vorbedingung  für  die  Zu- 
lässigkeit  von  Regreßklagen  wegen  polizeilicher  Verfügungen  zum 
Gegenstande  hat,  nämlich  die  Aufhebung  der  Verfügung,  ohne 
jedoch  damit  Gewißheit  üher  die  Frage  zu  schaffen,  ob  nach  den 
allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Vertretungsverbindlichkeit  der 
Beamten  eine  Regreßklage  zulässig  ist  oder  nicht.    Ist  die  be- 
sondere Vorbedingung  nicht  erfüllt,  so  ist  der  Rechtsweg  nicht 


')  Es  genügt  jedoch  schon  eine  Mißbilligung  der  Verfügung  (Tgl. 
Stolz el  Rechtsweg  S.  226). 

a)  vgl.  Erk.  d.  K.  G.  H.  v.  13.  I.  77  (J.-M.-B1.  S.  43). 

3)  vgl.  Erk.  d.  0.  V.  G.  v.  4.  II.  82,  16.  VI.  86  u.  3.1.  1905  (Entsch. 
Bd.  8  S,  408,  14  S.  423  u.  46  S.  441),  ebenso  ein  früheres  Urteil  des  K.  G.  H. 
v.  9.  11.  56  (Min.  Bl.  f.  d.  ges.  inn.  Verw.  1882  S.  94).  Auch  das  bisher 
unveröffentlichte  Urteil  d.  O.  V.  G.  v.  10.  Mai  1907  —  dem  Verfasser  von  den 
Parteien  zur  Verfügung  gestellt  —  in  dem  Civilprozcsso  L.  gegen  B.  zu 
Königsberg  geht  stillschweigend  von  diesem  Grundsatz  aus. 
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zulassig,  ist  sie  dagegen  erfüllt,  so  ist  der  Rechtsweg  gegeben 
und  dabei  ist  die  zweite  Frage  zu  prüfen.  Dabei  kann  der  Kon- 
flikt sehr  wohl  erhoben  werden,  ohne  daß  auf  die  Entscheidung 
desselben  die  Entscheidung  über  die  besondere  Vorbedingung  von 
Einfluß  wäre.  Wird  also  nach  Aufhebung  der  polizeilichen  Ver- 
fügung noch  der  Konflikt  erhoben,  so  muß  das  0.  V.  G.  zur  materiellen 
Beurteilung  der  Frage  schreiten,  ob  Überschreitung  der  Amts- 
befugnisse und  schuldhaftes  Verhalten  des  Beamten  vorliegt  oder 
nicht '). 

II.  Hinsichtlich  der  Gendarmen  kann  man  Zweifel  hegen,  ob 
dasO.  V.  G.  oder  das  für  Militärpersonen  bestimmte  verstärkte  Mi  litär- 
justizdepartement  der  zur  Vorentscheidung  berufene  Gerichtshof 
ist,  wenn  Wer  der  Konflikt  erhoben  wird.  Die  Stellung  der  Gen- 
darmen ist  nämlich  insofern  eine  doppelte,  als  sie  nach  §  2  der 
Verordnung  „Über  die  Organisation  der  Gendarmerie"  vom  30.  Dezbr. 
18208)  „in  Rücksicht  auf  Ökonomie,  Disziplin  und  übrige  innere 
Verwaltung  militärisch  organisiert  und  unter  dem  Oberbefehl  eines 
Generals,  als  Militärchefs,  dem  Kriegsministerium  untergeordnet 
sind.u  aber  „in  Ansehung  ihrer  Wirksamkeit  und  Dienstleistung 
den  betreffenden  Civilbehörden  und  dem  Ministerium  des  Inneren 
und  der  Polizei44  unterstehen.  Es  wirken  also  sowohl  Militär-  als 
auch  Civilbehörde  bei  Überwachung  der  pünktlichen  und  zu- 
verlässigen Erfüllung  der  Dienstobliegenheiten  der  Gendarmen 
mit  Die  Zweifel  werden  dadurch  erhöht,  daß  die  Strafbestimmungen 
für  Gendarmen,  die  sich  eines  Mißbrauches  ihrer  Dienstgewalt 
schuldig  gemacht  haben,  in  §  5S  der  Verordnung  „Über  die  An- 
wendung der  Kriegs artikel  für  das  preußische  Heer"  vom  27.  VI. 
1844s)  enthalten  sind.  Sowohl  K.  G.  H.  als  auch  0.  V.  G.  sind  jedoch 
übereinstimmend  der  Ansicht  gewesen,  daß  nicht  das  verstärkte 
M.-J.-D.,  sondern  der  zur  Vorentscheidung  bei  den  anderen  Be- 
amten berufene  Gerichtshof  auch  die  Vorentscheidung  im  Falle 
der  Konfliktserhebung  zu  Gunsten  von  Gendarmen  zu  treffen 
habe*). 

»)  vgl.  auch  v.  Arnstedt  Bd.  1  S.  337;  Oppenhoff  S.  345  Anm.  178 
und  Stölzel  Rechtsweg  S.  228. 
3)  ygl.  G.-S.  1821  S.  1. 
3)  G.-S.  S.  295. 

«)  Tgl.  J.-M.-Bl.  1858  S.  91  ff.  und  Entsch.  d.  0.  V.  G.  Bd.  31  S.  438  ff. 
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Schon  oben  (§  28)  ist  darauf  hingewiesen  worden,  daß  für 
die  besondere  Regehing  des  §  (I  des  Ges.  v.  13.  II.  .">4  für  Soldaten- 
prozesse lediglich  das  Vorgesetztenverhältnis  der  dort  besonders 
eingesetzten  Beamten  gegenüber  den  Soldaten  maßgebend  war, 
daß  man  also  nicht  daran  dachte,  die  Bestimmung  des  §  H  auch 
auf  Gendarmen  Anwendung  finden  zu  lassen1),  die  nicht  direkte 
Untergebene  der  dort  in  Frage  kommenden  höheren  Militärpersonen 
sind.  Man  würde  auch,  wenn  man  die  Vorentscheidung  bei 
Gendarmen  dem  verstärkten  M.-J.-D.  übertragen  hätte,  in  dieser 
Beziehung  zwei  Beamtengattungen  gleichartig  behandelt  haben, 
deren  Tätigkeit  von  einander  sehr  verschieden  ist.  Der  Gen- 
darmerie liegt  es  nämlich  in  der  Hauptsache  ob,  in  Unterstützung 
der  Polizeibehörden  die  öffentliche  Ruhe  und  Sicherheit  im  Inneren, 
besonders  auf  dem  Lande,  zu  erhalten  und  zu  bewahren.  Sie 
sind  also  in  erster  Linie  polizeiliche  Vollzugsorgane.  Das  Militär 
dagegen  richtet  seine  Tätigkeit  in  erster  Linie  auf  die  Verteidigung 
gegen  äußere  Feinde;  nur  unter  besonderen  Bedingungen  (Art.  36 
Preuß.  Verf.)  liegt  ihm  die  Unterdrückung  innerer  Unruhen  r»b. 
Die  Gendarmerie  ist  also  nicht  etwa  eine  Unterabteilung  der 
Militärmacht,  sondern  eine  besondere  Einrichtung  des  Staates 
mit  militärischer  Organisation8).  Was  schließlich  die  oben  er- 
wähnten Bestimmungen  der  Verordnung  vom  30.  Dezbr.  1820  an- 
langt, so  kann  man  sagen,  daß  die  Aufsicht  der  vorgesetzten 
Militärbehörde  lediglieh  eine  formelle  ist,  indem  sich  diese  Be- 
hörde nur  mit  Fragen  beschäftigt,  die  die  Voraussetzungen 
für  ein  ersprießliches  Wirken  der  Gendarmen  und  für  ihren  Be- 

')  Ebenso  v.  Brauchitscb  a.  a.  0.  S.  684  Note  15. 

a)  Das  für  die  Gendarmen  Gesagte  gilt  jedoch  nicht  für  dio  Gendannerio- 
of fixiere:  diese  muß  man  zu  den  Personen  des  Soldatonstandes  rechnen, 
sodaß  also  das  für  die  letzteren  (oben  §  28,  I)  Gesagte  auch  für  sie  gilt. 
Sie  werden  als  lediglich  zur  Armee  gehörig  betrachtet,  was  auch  äußerlich 
dadurch  zum  Ausdruck  kommt,  daß  ihre  Hangverhältnisse  in  der  „Hangliste 
der  Kgl.  Preuß.  Armee"  (Jahrgang  1906  S.  524  u.  1176)  Teröffentlicht 
weiden.  Sie  sind  Militärvorgesetzte  (Hue  de  Grais  lldbch.  der  Verf.  u. 
Verw.  16.  Aufl.  Perlin  1904  S.  321)  und  werden  auch  in  den  preußischen 
Ges.  tzen  mit  den  Offizieren  des  Peichsheere&  gleichbehandelt.  So  erfolgt 
nach  §  4  des  Pensionsgesetzes  v.  27.  III.  1872  (G.-S.  S.  268)  die  Pensionierung 
der  Gendarnicric'iffizierc  im  Gegensatz  zu  der  der  Oberwachtineister  und 
Gendnnneii  nach  den  für  die  Oliiziere  des  Reichsheeres  geltenden  Vorschriften. 
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ruf  bilden :  also  z.  B.  ob  die  Gendarmen  rein  äußerlich  ihren 
Dienst  pflichttreu  erfüllen,  ob  sie  ihren  Funktionen  angemessen 
und  punktlich  nachkommen  u.  dergl.  Die  Fragen  dagegen,  welche 
den  Beruf  selbst  betreffen  (den  polizeilichen  Beruf  regelt  §  \'2 
der  Verordnung)  oder  besser  gesagt,  bei  denen  es  auf  die  Be- 
urteilung der  intellektuellen  Tätigkeit  der  Gendarmen  ankommt, 
beschäftigen  nicht  die  Militärbehörde,  sondern  gemäß  §  17  der 
Verordnung  die  Civil behörde;  diese  ist  auch  gemäß  §  18,  2  der 
Verordnung  allein  für  die  Recht-  und  Zweckmäßigkeit  der  den 
Gendarmen  erteilten  Aufträge   und  Anweisungen  verantwortlich. 

Wenn  also  ein  Gendarm  sich  der  Überschreitung  seiner  Amts- 
befugnisse schuldig  macht,  so  kann  es  sich  nur  um  eine  Tätigkeit 
handeln,  hinsichtlich  deren  er  der  Civil  behörde  untersteht. 
Dann  können  also  nur  die  Civilbehörden  zu  seinen  Gunsten  den 
Konflikt  erheben,  die  besonderen  Bestimmungen  des  §  (J  des  Ge- 
setzes vom  II.  f>-4  können  also  keine  Anwendung  finden  und 
zur  Vorentscheidung  ist  ohne  Zweifel  nur  das  O.  V.  (i.  berechtigt. 

III.  Man  möchte  versucht  sein,  aus  der  Stellung  der  Polizei- 
beamten und  Gendarmen  zu  schließen,  daß  zu  ihren  Gunsten 
besonders  häufig  der  Konflikt  erhoben  wird.  Einmal  nämlich 
kommen  diese  Beamten  viel  öfter  in  ihrer  amtlichen  Stellung  mit 
dem  Publikum  in  eine  gegensätzliche  Berührung,  als  andere  Be- 
amte, sodann  sind  auch  die  Anforderungen,  die  ihr  Amt  an  sie 
stellt,  im  Verhältnis  zu  ihren  Kenntnissen,  ihrer  Urteilsfähigkeit 
und  ihrem  Unterscheid nngsvennögen l)  oft  derartig  schwierige, 
daß  sie  denselben  kaum  immer  gewachsen  sein  können.  Ohne 
daß  ihnen  ein  Vorwurf  daraus  gemacht  werden  kann,  wird  sich 
oft  bei  ihnen  ein  Mangel  scharfer  Begriffs  Unterscheidung  und  des 

')  vgl.  z.  H.  den  im  Archiv  für  prakt.  Rechtswissenschaft  (Neue  Folge) 
IM.  13  S.  388  und  in  der  Ztschr.  f.  Staats-  und  (Jemeindeverw.  im  (Jroßh. 
Hessen  7.  Jahrg.  S.  137  fT.  und  14rt  ff.  mitgeteilten  Fall.  Ein  Polizeibeamter  fand 
einen  Arbeiter  besinnungslos,  mit  zerrissenen  Kleidern  und  stark  nach  Alkohol 
riechend,  auf  der  Stratte  liegend  und  transportierte  ihn  als  Betrunkenen  in 
das  Polizeigefangnis.  Der  Arbeiter  starb  am  nächsten  Tage,  und  zwar  in- 
folge eines  inneren  Leidens,  durch  welches  auch  lediglich  seine  Besinnungs- 
losigkeit herbeigeführt  worden  war.  Die  Witwe  verklagte  darauf  den 
Polizeibeamten,  weil  durch  sein  Verhalten  der  Tod  ihres  Mannes  eingetreten 
sei :  der  hessische  V.  G.  H.  jedoch  stellte  fest,  da  Ii  Amtsüberschreitung  nicht 
vorgelegen  habe. 
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für  ihr  Amt  unerläßlichen  Grades  von  juristischer  Schulung  zeigen 
und  der  Grund  zu  Klagen  sein.  Man  denke  z.  B.  an  die  Tätigkeit 
des  Polizeibeamten  bei  Überwachung  öffentlicher  Versammlungen, 
bei  welcher  Gelegenheit  er  sich  aus  dem  Inhalt  der  gehaltenen 
Reden  schlüssig  zu  machen  hat,  ob  er  die  Versammlung  gegebenen 
Falles  auflösen  soll1). 

Trotzdem  aber  ist  die  praktische  Anwendbarkeit  der  Be- 
stimmungen Aber  den  Konflikt  bei  Entschädigungsklagen  gegen 
Polizeibeamte  eine  ziemlich  geringe,  da  eben  schon  das  Gesetz 
von  1842  einen  Riegel  vorschiebt,  indem  es  den  Rechtsweg  nur 
unter  besonderen  Bedingungen  zuläßt.  Erst  wenn  eine  polizeiliche 
Verfügung  im  Wege  der  Beschwerde  oder  Verwaltnngsklage  als 
gesetzwidrig  oder  unzulässig  aufgehoben  ist,  ist  die  Verfolgung 
des  Beamten  vor  dem  ordentlichen  Gericht  möglich,  und  dies  ist 
ja  die  Voraussetzung,  damit  der  Konflikt  überhaupt  erhoben  werden 
kann.  Infolgedessen  handelt  es  sich  bei  Erhebung  des  Konfliktes 
zu  Gunsten  von  Polizeibeamten  in  den  meisten  Fällen  um  Straf- 
prozesse, um  Klagen  wegen  Beleidigung  u.  dergl.,  selten  um  Civil- 
prozesse.  Auch  bringt  es  die  Natur  der  Sache  mit  sich,  daß  sich 
dann  die  Klage  meist  gegen  niedere  Beamte,  wie  Polizeidiener 
und  Amtsdiener,  richtet  *),  ganz  selten  gegen  Beamte  in  höherer 
Stellung. 

')  vgl.  oben  auch  §  8. 

a)  vgl.  auch  Lö  nilig  Vcrwaltungsarchiv  Bd.  3  S.  530. 
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Die  Rechtslage  im  Reiche  und  in  den  übrigen 

deutschen  Staaten. 

Eine  gleiche  Ausführlichkeit  in  der  Darstellung,  wie  sie  der 
Rechtslage  in  Preußen  zuteil  geworden  ist,  wird  hier  für  das 
Reich  und  die  übrigen  Staatsgebiete  nicht  beabsichtigt.  Der 
Teil  II  hat  bereits  den  Anlaß  auch  zu  grundsätzlichen  Er- 
örterungen geboten,  bei  denen  hier  und  da  schon  die  Rechts- 
verhältnisse in  niehtpreußisehen  Staaten  berührt  werden  konnten. 
Hier  soll  es  lediglich  darauf  ankommen,  ein  einigermaßen  ab- 
gerundetes Bild  über  die  Rechtslage  in  diesen  außerpreußischen 
Staatsgebieten  zu  geben.  Ausführlicher  als  die  (mir  bekannten) 
Darstellungen  für  die  Einzelstaaten ')  ist  es  allerdings  geraten.  Das 
liegt  an  dem  oben  (S.  2fl'.)  gekennzeichneten  Stande  der  Literatur.  — 
Mit  Rücksicht  auf  die  verschiedenartige  Regelung  in  den  einzelnen 
deutschen  Gliedstaaten  wäre  eine  Gruppierung  nach  verschiedenen 
Gesichtspunkten  möglich,  insbesondere  danach,  ob  der  Konflikt  bei 
civil-  oder  bei  strafgerichtlicher  Verfolgung  erhoben  werden  kann, 
ob  er  nur  statthaft  oder  geboten  und  schließlich  von  welcher  Be- 
hörde er  zu  erledigen  ist.  Wenn  wir  dabei  in  Kapitel  2  und  3  eine 
Scheidung  unter  den  einzelnen  Staatsgebieten  nach  dem  Gesichts- 
punkte vornehmen,  ob  der  oberste  Verwaltungsgerichtshof  oder 
das  Reichsgericht  jeweils  zur  Fällung  der  Vorentscheidung  berufen 
ist,  so  war  dafür  der  Umstand  bestimmend,  daß  die  Beichsgesetz- 
gebung  in  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.,  von  dessen  Betrachtung  wir 
(oben  S.  1)  den  Ausgang  nahmen,  gerade  dieses  Merkmal  am 
deutlichsten  hervorgekehrt  hat. 

')  Vielleicht  mit  Ausnahmo  ron  Bayern.  Die  Judikatur  ist  jedoch  auch 
in  den  Einzeldarstellungen  für  Bayern  bisher  nicht  hinreichend  zu  Worte 
gekommen. 
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1.  Kapitel. 

Das  Reich. 

§  80. 

Die  Verantwortlichkeit  der  Reichsbeamten  wird  jetzt  (vgl. 
oben  S.  74  f.)  durch  §70  G.  V.  G.  und  durch  §13  des  Gesetzes 
„über  die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten'*  vom  31.  März 
18731)  („.Teder  Reichsbeamte  ist  für  die  Gesetzmäßigkeit  seiner 
amtlichen  Handlungen  verantwortlich")  geregelt. 

Ks  hatte  bei  den  gesetzgeberischen  Vorbereitungen  lange  ge- 
dauert, bis  man  sich  über  die  Fassung  des  §  13  einigte.  Der 
Rundesrat  (bezw.  das  Präsidium  des  Norddeutschen  Bundes; 
hatte  in  seinen  Entwürfen,  deren  erster  dem  Reichstag  am  18.  März 
1H()9V)  zuging  und  deren  letzter  vom  s.  April  1X725)  datiert  ist, 
den  Standpunkt  eingenommen,  daß  für  die  Beurteilung  der  Amts- 
vergehen der  Reichsbeamten  die  Rechtsgrundsätze  desjenigen 
Staates  vorläufig  maßgebend  sein  sollten,  in  dessen  Gebiet  der 
Roichsbeamte  seinen  Wohnsitz  habe.  Einem  späteren  Reichsgesetz 
über  die  Zulässigkeit  der  gerichtlichen  Verfolgung  eines  Reichs- 
beamten  solle  die  genauere  Regelung  der  Frage  vorbehalten  bleiben. 
Das  hieß  also  z.  K.  für  Preußen,  daß  für  die  Reichsbeamten,  die 
auf  preußischem  Gebiete  ihren  Wohnsitz  hatten,  das  Konfliktsgesetz 
vom  1:1.  Februar  1S.'»4  Anwendung  finden  sollte. 

Bei  der  allgemeinen  Abneigung  aber,  die  auch  damals*)  dem 
Konflikt  gegenüber  bestand,  war  es  nicht  zu  verwundern,  daß  der 
Reichstag  sich  mit  den  Regierungsvorlagen  nicht  einverstanden 
erklären  mochte,  vielmehr  darauf  sah,  daß  ein  Übergreifen  von 
Bestimmungen,  die  die  Verfolgbarkeit  der  Beamten  einschränkten, 
auf  die  Verhältnisse  der  Reichsbeamten  verhindert  werde.  Darum 
stand  der  Reichstag  von  Anfang  an  auf  dem  Standpunkte,  daß 
jeder  Reichsbeamte  unbedingt  für  die  in  Ausübung  seines  Amtes 
begangenen  Handlungen  vor  den  ordentlichen  Gerichten  ver- 
antwortlich sein   und   daß  die  gerichtliche  Verfolgung  iu  ihren 

>)  vgl.  K.-G.-Hl.  1873  S.  61.  In  der  neuen  Fassung  vom  18.  Mai  1907: 
vgl.  lf.-G.-Hl.  1907  S.  245. 

2)  Stenographische  Berichte  des  Reichstages  von  1869  Rd.  3  S.  78. 

3)  ebenda  1872  Rd.  3  S.  60. 

*)  Im  übrigen  vgl.  oben  S.  41  ff. 
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Grundlagen   nach  Sätzen   des   gemeinen  Hechtes  geregelt 

werden  solle:  der  Bundes  rat  gab  unter  diesen  Verhältnissen 
seinen  Standpunkt  auf.  Auf  solche  Weise  kam  §  \:\  in  der  oben 
genannten  Form  zustande. 

§  13  will  nun  mit  seiner  Bestimmung,  daß  der  Reichsbeamte 
für  seine  amtlichen  Handlungen  unbeschränkt  verantwortlich  sei, 
nicht  nur  in  materieller  Hinsieht  Vorkehrung  treflen1),  sondern 
sein  Zweck  ist  es  auch,  jede  formale  Beschränkung  in  der  Ver- 
folgbarkeit des  Reichsbeamten,  wie  sie  in  Preußen  durch  das  Ge- 
setz vom  13.  Februar  IK54  geschahen  war,  auszuschließen.  Das 
zeigen  die  Verhandlungen  des  Reichstages  zur  Genüge2).  Wir 
verweisen  nur  auf  die  Worte  des  Abg.  Reichensperger  bei  der 
:t.  Beratung  im  Plenum3): 

„Mit  der  Konfliktserhebung  gegen  gerichtliche  Verfolgung  von 
Reichsbeamten  hat  ja  allerdings  der  Bundesrat  sich  recht  viel 
Mühe  gegeben,  um  diesen  einfachen  Konflikt  zur  Geltung  zu 
bringen.  Der  Bundesrat  hat  aber  in  §  Li  des  Reichsbeamten- 
gesetzes schließlich  darauf  verzichtet,  und  die  Tatsache  steht  also 
heute  so,  daß  die  Reichsbeamten,  die  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten ihre  Residenz  haben,  ohne  jede  derartige  Beschränkung 
gegenüber  den  Gerichten  Rede  stehen  müssen." 

Dieselbe  Ansicht  wurde  später  noch  ein  Mal  gelegentlich  der 
Beratung  der  Reichsju>tizgeset/.e  vom  Abg.  Klotz  ausgesprochen4) 
und  blieb  damals  ohne  Widerspruch. 

Literatur  sowie  Judikatur  haben  denn  auch  sowohl  früher5) 
als  auch  jetzt6)  sich  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  es  eine 

')  Hierfür  vgl.  Dock  im  Archiv  für  ötfentl.  Kocht  Bd.  10  S.  263 
und  La  band,  .Staatsrecht  d.  Deutsch.  Keiclx-s  4.  Aufl.  Bd.  1  S.  447  f.  Auch 
die  Kommission  für  die  2.  Lesung  eines  Kntvvurfes  des  B.  < J.  H.  ging  von 
dieser  Ansieht  als  einer  weitverbreiteten  aus  (vgl.  Protokolle  II  S.  662). 

3)  vgl.  z.  It.  Antrag  des  Frhr.  v.  Zedlitz  (Stenographische  Berichte 
von  1872  Bd.  3  S.  163). 

3)  vgl.  Hahn,  Materialien  z.  <l.  V.  U.  S.  1508  f. 

«)  Hahn,  Materialien.  S.  1618. 

5)  vgl.  Kann gi esse r,  Recht  der  deutschen  Reichsbeamten.  Berlin 
1874  S.  65:  Thudichum,  Reichsbeamtenrecht,  in  den  Annalen  des  Deutschen 
Reiches  Jahrg.  1876  S.  279  u.  277. 

rt)  vgl.  Brand,  Das  Reichsbeamtengesetz.  Berlin  1  '.»02,  S.  3D,  10  und 
227;     Birkmever,   Knevklopiidie,  S.  1833;     Freund,  Abschn.  2  Kap.  1 
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Vorentscheidung  bei  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  durch 
Reichsbeamte  nicht  gibt,  insbesondere  daß  eine  Ausdehnung  der 
Bestimmungen  des  Konfliktsgesetzes  auf  die  Reichsbeamten  nicht 
stattfindet.  Die  gegenteilige  Ansicht  des  K.  G.  H. '),  welcher  aus 
§19  des  Reichsbeamtengesetzes  die  Anwendbarkeit  des  Konflikts- 
gesetzes auf  die  Reichsbeamten  folgert,  kann  durch  die  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichtes  und  des  Oberverwaltungsgerichts 
als  endgültig  aufgegeben  gelten  *).  Nur  in  ganz  besonders  ge- 
arteten Fällen  könnte  auch  zu  Gunsten  eines  Reichsbearaten  der 
Konflikt  erhoben  werden,  wenn  etwa  z.  B.  der  Reichsbeamte  früher 
preußischer  Beamter  war  und  wegen  einer  angeblichen,  in  die  Zeit 
seiner  Tätigkeit  als  preußischer  Beamter  fallenden  Überschreitung 
seiner  Amtsbefugnisse  in  Anspruch  genommen  wird5),  denn  §  4 
des  Konlliktsgesetzes  gestattet  die  Erhebung  des  Konfliktes  auch 
gegen  einen  aus  dem  Dienst  ausgeschiedenen  Beamten  (oben  S.  76). 
Ferner  würe  der  Konflikt  unter  Umstünden  zu  Gunsten  eines 
Reichsbeamten  zulässig,  der  in  sich  sowohl  die  Eigenschaft  eines 
Reichsbeamten  als  auch  die  eines  preußischen  Landesbeamten  ver- 
einigt (z.  B.  der  preußische  Kriegsminister,  oben  S.  157  ff.). 


2.  Kapitel. 

Staaten,  in  denen  der  oberste  Verwaltungsgerichts- 
hof die  Vorentscheidung  trifft, 

§  31.  Bayern. 

Schon  oben  ist  angedeutet  worden  (S.  7),  daß  für  Bayern  im 
Gegensatz  zu  den  anderen  Staaten  bereits  wichtigere  Untersuchungen 

§2:  Hauser,  Bd.  5  S.  29;  Keller  S.  255:  v.  Marek- Kloss,  Staatsan- 
waltschaft 2.  Aufl.,  S.  98:  Nadbyl  S.  821;  Pereis  u.  Spilling,  Reichs- 
beamtengesetz 2.  Aufl.  Berlin  1906  §  13  III;  Schicrlinger  S.  8  b;  v.  Wil- 
mowaki-Levy  S.  1255  Ferner  Erk.  d.  0.  V.  G.  i.  Bd.  11  der  Entsch.  S.  403  ff 
und  Erk.  d.  Keichsger.  i.  d.  Jur.  Wochen  sehr.  1900  S.  122.  Anderer  Ans. 
Förtsch  No.  32  u.  33  sowie  Hilse  in  Gruchot's  Beitragen  Bd.  35  S.  807. 

l)  vgl.  Oppenhoff  S.  398  Anw.  11  (Erk.  v.  13.  IX.  1879). 
')  vgl.  Beschluß  v.  2.  XI.  1899  in  den  Entsch.  d.  R.  G.  in  Straf«.  Bd.  32, 
S.  324  unten  u.  Erk.  v.  24.  I.  1885  i.  d.  Eutech.  d.  O.  V.  G.  Bd.  11  S.  403. 
vgl.  z.  B.  Entsch.  d.  0.  V.  G.  v.  26.  II.  1897  Bd.  32  S.  452  (o.  S.  70) 
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über  die  Vorentscheidung  bei  Amtsdelikten  vorliegen.  Dies  gilt 
insonderheit  für  die  geschichtliche  Entwicklung,  aber  auch  für  die 
materiell-rechtlichen  Fragen1).  Dementsprechend  soll  sich  die 
folgende  Darstellung  auf  den  Versuch  beschränken,  lediglich  einen 
allgemeinen  Überblick  über  die  Rechtslage  in  Bayern  zu  geben. 

I.  Die  gesetzlichen  Grundlagen  sind  für  die  Pfalz  und  für 
das  rechtsrheinische  Bayern  verschieden.  Es  empfiehlt  sich  darum 
für  die  Geschichte  eine  getrennte  Betrachtung  dieser  Gebiete. 

1.  In  der  bayrischen  Pfalz  erlangte,  ebenso  wie  in  dem 
ebenfalls  links  des  Rheines  gelegenen  Rheinhessen  (§  33)  und 
Elsaß-Lothringen  (§  35),  Art.  75  der  Konstitution  vom  22.  frim. 
VIII  (oben  S.  22)  gesetzliche  Geltung2).  Die  zivil-  und  strafge- 
richtliche Verfolgung  (oben  S.  25)  von  Beamten  war  also  dort  an 
die  Genehmigung  des  conseil  d'Etat  gebunden  und  konnte  darum 
ganz  willkürlich  zugelassen  werden  oder  nicht.  Bei  dieser  Fest- 
setzung einer  adraission  prealable  handelte  es  sich  nicht  so  sehr 
um  eine  wirkliche  Feststellung  der  Schuld  des  Beamten  als  viel- 
mehr darum,  die  revolutionsfreundlichen,  radikalen  Verwaltungs- 
beamten vor  willkürlichen  Akten  der  als  reaktionär  und  unzuver- 
lässig geltenden  Gerichte  (oben  S.  2ty  zu  schützen 3),  also  um  eine 
Frage  des  Staatsinteresses ,  nicht  um  eine  Rechtsfrage.  Die  Be- 
stimmung war  auf  französische  Verhältnisse  zugeschnitten  und 
mochte  sich  dort  rechtfertigen,  paßte  aber  nicht  für  andere  Länder. 
Erst  mit  dem  1.  X.  1879  trat  jedoch  eine  Änderung  in  den  be- 
stehenden Rechtsverhältnissen  ein.  Zunächst  wurde  durch  Art.  2 
Ziff.  14  g  des  Gesetzes  „zur  Ausführung  der  R.  Str.  Pr.  0."  vom 
18.  VIII.  1879*)  der  Art.  75  „nebst  den  hierzu  erlassenen  ge- 

')  Tgl.  v.  Krais,  Zur  Frage  «1er  Bcauitenhaftpflicht  (Blätter  für  admini- 
strative Praxis  Bd.  33  S.33ff.  u.Bd.50S.291  ff.);Lippinann  in  Hirth  u.  Scydel's 
Annalen  Jahrg.  1885,  S.  421  ff.:  v.  Seydcl,  Bayrisches  Staatsrecht  2.  Aufl. 
1896  Bd.  1  S.  595  ff.  und  (allerdings  kurz,  aber  mit  ausführlicher  Literatur- 
angabe) v.  Seydel-  Grassmann,  Das  Staatsrecht  des  Kgr.  Bayern  (in 
Marquardsen's  Handbuch  des  öffentl.  Reehta)  3.  Aufl.  1903  S.  97. 

')  vgl.  Freund,  Abschn.  2  Kap.  2  §  3;  Hauser  Bd.  5  S.  10;  Reger- 
Dyroff,  Handausg.  des  bayr.  Verwaltungsgerichtsgesetzes  3.  Aufl.  Ansbach 
1902  S.  157. 

3)  vgl.  v.  Neubronn,  in  den  Annalen  der  badischen  Gerichte  Jahrg. 
60  8.  365. 

4)  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  f.  d.  Kgr.  Bayern  S.  782  f. 
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setzlichen  Bestimmungen,  insoweit  sieh  diese  Vorschriften  auf 
Strafsachen  beziehen",  aufgehoben.  An  Stelle  der  bestehen  ge- 
bliebenen und  noch  weiterhin  erforderlichen  Genehmigung  für  den 
Fall  der  z i vi  1  rechtlichen  Verfolgung  wurde  dann  durch  §  11  E.-G. 
z.  G.  V.  G.  eine  gerichtliche  Vorentscheidung  über  die  Schuld 
oder  Nicht  schuld  des  Beamten  gesetzt,  und  endlich  wurde  durch 
Art.  7  des  Gesetzes  vom  8.  VIII.  18791)  das  bayrische  Recht  mit 
dem  Reichsrecht  insofern  in  Einklang  gebracht,  als  die  Befugnis 
zur  Vorentscheidung  dem  bayrischen  Verwaltungsgerichtshofe  über- 
tragen wurde2).  Damit  trat  dann  an  die  Stelle  der  diskretionären 
Genehmigung  einer  Verwaltungsbehörde  die  Entscheidung  einer 
Rechtsfrage  durch  ein  Richterkollegium,  jedoch  nur  bei  zivilrecht- 
licher Verfolgung3),  da  ja  in  Strafsachen  die  Vorentscheidung 
nicht  mehr  existierte. 

2.  Im  rechtsrheinischen  Bayern  waren  ausdrückliche 
Bestimmungen  über  eine  vorherige  Entscheidung  nur  für  Straf- 
sachen erlassen  worden:  Art.  432  und  434  Teil  II  des  Strafgesetz- 
buches von  1813  bestimmten  nämlich,  daß  die  vorgesetzte  Amts- 
bchorde  des  Beamten  die  GeneraluriTersuchung  zu  eröffnen  und 
auszuführen  habe.  Wenn  sich  dabei  hinreichender  Verdacht  eines 
Verbrechens  ergeben  hatte,  so  wurde  imKgl.  Geheimen  Rat  schriftlich 
Vortrag  erstattet  und  dann  entschieden,  ob  der  Beamte  vor  Gericht 
zu  stellen  sei  oder  nicht4).  Diese  Vorschrift  wurde  jedoch  durch 
Art,  2  Ziff.  1—3  des  bayr.  A.-G.  z.  R.  Str.  Pr.  0.  vom  18.  VIII. 
1S70  (vgl.  oben  1)  wieder  beseitigt.  —  Für  zivil  rechtliche  Ver- 

l)  lies.-  u.  Verordn.-Bl.  S.  369  ff. 

a)  vgl.  hierzu  auch  Vorentsch.  d.  bayr.  V.  H.  G.  v.  30.  VI.  1887  in  der 
„Sammlung  von  Entsteh,  d.  Königl.  Bayr.  V.  G.  II."  Bd.  8.  S.  279.  —  Eigent- 
lich war  ein  besonderes  Gesetz  zur  Ausführung  von  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G. 
vorgesehen  worden.  Man  regt  e  jedoch  im  Abgeordnetenausschuß  zur  Beratung 
des  Gesetzes  von  1878  den  Gedanken  an,  die  Angelegenheit  schon  damals 
mit  zu  regeln.  Die  Staatsregierung  stimmte  zu.  Es  erschien  in  Bayern 
bedenklich,  dem  Reichsgerichte  die  Vorentscheidung  auch  nur  für  kurze  Zeit 
übertragen  zu  sehen  (vgl.  Meyer  -  Anschütz  §  183  Anm.  9  und  Reger- 
Dyroff  S.  löG). 

;<)  vgl.  auch  Vorentsch.  d.  V.  H.  G.  v.  22.  IX.  u.  3.  XI.  1890  u.  v.  27.  VII. 
1894  (Sammlung  Bd.  12  S.  331  u.  332  u.  Bd.  15  S.  268). 

*)  vgl.  weiter  die  Bestimmungen  des  §  16  der  IX.  Beilage  zur  Verf.- 
L'rk.  von  1818  und  des  Art.  72  Ges.  betr.  Abänderung  des  2.  Teiles  des 
Str.  G.  B.  von  1813  v.  10.  XI.  1818. 
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folgung  bestanden  keine  Bestimmungen.  Nicht  lange  aber  währte 
es,  so  fanden  (vgl.  ebenso  Baden  §  32)  in  der  Praxis  Grundsätze 
Anerkennung,  die  dem  §  75  inhaltlich  entsprachen '),  und  allmählich 
bildete  sich,  wenn  auch  nicht  ohne  Widerstand  der  Gerichte,  eine 
feststehende  Ansicht  bei  den  obersten  Gerichtshöfen  aus,  daß  über 
die  Frage  der  Amts  Überschreitung  auch  bei  zivilrechtlicher  Verfolgung 
nur  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  des  Beamten  zu  entscheiden 
habe*).  Ein  wirkliches  Gewohnheitsrecht  hat  sich  jedoch  dadurch 
nicht  zu  bilden  vermocht3).  Daher  konnten  m.  E.  die  Be- 
stimmungen des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G  und  des  Art,  7  des  Ges. 
v.  8.  VIII.  1878  (vgl.  oben  1),  als  sie  (am  1.  X.  1879)  in  Kraft 
traten,  für  das  rechtsrheinische  Bayern  überhaupt  keine  Wirkung 
äußern*). 

Somit  war  vom  1.  Oktober  1879  ab  nach  bayrischem  Recht 
lediglich  dann  eine  Vorentscheidung,  und  zwar  unbedingt,  er- 
forderlich, wenn  in  der  bayrischen  Pfalz  ein  Staatsbeamter5)  civil- 
rechtlich  vor  Gericht  in  Anspruch  genommen  wurde*). 

II.  Die  letzte  Regelung  der  Beamtenhaftpflicht  wurde  durch 
Art.  165  des  A.-G.  z.  B.G.B. 7)  vorgenommen*),  indem  nunmehr 
in  ganz  Bayern9)  die  Vorentscheidung  mit  folgenden  Worten 
verlangt  und  näher  geregelt  wird: 

»)  vgl.  Nadbyl  S.  821;  Reger-Dyroff  S.  157  u.  v.  Seydol  S.  595 
big  599. 

')  Oben  S.  54  versehentlich  für  die  Pfalz  erwähnt. 

3)  Tgl.  eingehend  Lippmann  S.  459  ff.  u.  v.  Seydel  a.a.O. 

*)  And.  Mein,  mit  der  Begründung,  daß  es  sich  hier  um  eine  „als  landes- 
gesetzliche Vorschrift  zu  erachtende  und  geltende  Norm"  handele,  der  bayr. 
Verw.-Gerichtshof  in  den  Entsch.  v.  19.  III.  81,  30.  XII.  84  und  18.  X.  95 
(Sammlung  Bd.  2  S.  609,  Bd.  5  S.  20  f.  und  Bd.  17  S.  80). 

6)  Und  zwar  kamen  diejenigen  in  Betracht,  die  agens  du  GonTernement 
in  Sinne  des  pfälzischen  Rechts  sind  (vgl.  auch  Hauser  S.  6  Anm.  7  und 
Lippmann  S.  466  Anm.  1)  d.  h.  auch  die  mittelbaren  Staatsbeamten, 
nicht  aber  Richter,  Notare,  sonstige  Justizbeamte,  Hilfsorgane  der  Staats- 
anwaltschaft und  Soldaten. 

«)  Zutreffend  daher  Miquel  und  Laake r  in  Hahn  Materialien  zum 
E.-G.  z.  G.  V.  G.  S.  1448  u.  1624. 

7)  Beilage  zum  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  Ton  1899  No.  28  S.  1—82. 

»)  Geschichte  des  Art.  165  bei  v.  Krais  Bd.  50  S.  291  und  Reger- 
Dyroff  S.  159  f. 

»)  Tgl.  auch  Schi  er  1  in  ger  Bayrische  Landcsges.  u.  Verordn.  (Anhang 
zu  Gaupp-Stein)  3.  Aufl.  1902  S.  135. 

<i  ravenborM  ,  Konflikt  12 
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„Der  Vcrwaltungsgerichtshof  ist  berufen,  in  den  Füllen,  in 
welchen  der  Staat,  eine  Gemeinde  oder  ein  anderer  Kommunal- 
verband wegen  des  Schadens  in  Anspruch  genommen  werden  soll, 
den  ein  Beamter  in  Ausübung  der  ihm  anvertrauten  öffentlichen  Ge- 
walt vorsatzlich  oder  fahrlässig  einem  Dritten  zugefügt  hat,  die 
Vorentscheidung  darüber  zu  treffen,  ob  der  Beamte  sich  einer 
Überschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung  einer 
ihm  obliegenden  Amtshandlung  schuldig  gemacht  hat.  Das  Gleiche 
gilt,  wenn  ein  Beamter  wegen  des  Schadens  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  soll,  den  er  durch  eine  in  Ausübung  oder  in 
Veranlassung  der  Ausübung  der  ihm  anvertrauten  öffentlichen  Gewalt 

vorgenommene  Handlung  einem  Dritten  zugefügt  hat  

Bei  Handlungen  eines  Beamten  der  streitigen  oder  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  ist  die  Vorentscheidung  nicht  erforderlich. 

Die  Vorentscheidung  ist  für  das  Gericht  bindend. 

Soll  der  Anspruch  gegen  den  Staat  oder  den  Verband  wegen 
schuldhafter  Verletzung  der  Amtspflicht  erhoben  werden,  so  wirkt 
die  Vorentscheidung  auch  für  das  Verhältnis  zwischen  dem  Staate 
oder  dem  Verband  und  dem  Beamten. 

Auf  das  Verfahren  finden  die  für  Verwaltungsrechtssachen 
geltenden  Vorschriften  Anwendung"  

in.1)  Was  die  Zulässigkeit  des  Konfliktes  betrifft,  so  gilt 
die  vorgenannte  gesetzliche  Regelung,  da  sie  als  Ausfuhrungs- 
bestimmung zum  B.  G.  B.  ergangen  und  da  nichts  besonderes 
Anderes  gesagt  worden  ist,  lediglich  für  die  civilrechtliche 
Inanspruchnahme.  Eine  Beschränkung  der  strafrechtlichen  Ver- 
folgbarkeit eines  Beamten  dagegen  ist  in  Bayern  nicht  angängig. 

IV.')  Nach  dem  Wortlaut  des  Art.  165  ist  die  Vorentscheidung 
unbedingt3;  erforderlich4),  ohne  daß  sie  durch  das  Verlangen 
einer  Behörde  (wie  in  Preußen,  oben  §  15)  veranlaßt  würde.  Die 
Verjährung  des  Klaganspruches  wird  gemäß  §  210  B.  G.  B.  in 
gleicher  WTeise  wie  durch  Klagerhebung  unterbrochen,  wenn  der 
Gegner  des  Beamten  durch  ein  Gesuch  den  V.  G.  H.  um  Fällung 

l)  und  a)  vgl.  schon  oben  S.  67  f. 

3)  vgl.  Gi er ke  (Gutachten)  in  den  Verhandl.  de8  28.  deutsch.  Juristen- 
tages  1906  Bd.  1  S.  124  Anm.  92. 

4)  Es  tindet  also  für  Bayern  wie  für  Hessen  §  210  B.  G.  B.  Anwendung 
(Näheres  oben  S.  112). 
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der  Vorentscheidung  bittet  und  3  Monate  nach  Fällung  der  Vor- 
entscheidung Klage  erhebt, 

V.  Die  Vorschriften  über  die  Vorentscheiduug  gelten  für 
alle  öffentlichen  Beamten  «ämtlicher  Verwaltungszweige,  ins- 
besondere auch  für  die  mittelbaren  Beamten1)  (Wie  Preußen, 
oben  S.  75).  Auch  die  nur  vorübergehend  angestellten  Beamten9) 
werden  in  Bayern  in  Übereinstimmung  mit  Preußen  (oben  S.  73) 
ab  den  genannten  Vorschriften  unterliegend  erachtet.  Dagegen 
werden  die  Militärpersonen  nicht  zu  den  Beamten  im  Sinne 
des  Art.  1 05  gerechnet 3) :  bei  ihnen  wird  also  eine  Vorentscheidung 
nicht  gefällt  (Anders  Preußen,  oben  §  28).  Ebensowenig  ist  nach 
ausdrücklicher  Vorschrift  des  Art.  105  die  Vorentscheidung  bei 
den  Beamten  der  streitigen*)  oder  freiwilligen  Gerichtsbarkeit*) 
„erforderlich".  Auch  in  Preußen  unterliegen  die  richterlichen 
Beamten  nicht  den  Bestimmungen  über  den  Konflikt,  auch  hier 
sind  sie  ausdrücklich  „ ausgeschlossen u  (oben  S.  80).  Daß  es  in 
Bayern  „nicht  erforderlich",  in  Preußen  „ausgeschlossen"  heißt, 
kann  nicht  etwa  insofern  einen  Unterschied  begründen,  als  man 
vielleicht  annehmen  möchte,  in  Bayern  wäre  die  Möglichkeit,  daß 
eine  Vorentscheidung  gefallt  werde,  durch  den  Wortlaut  des  Ge- 
setzes offengelassen.  Vielmehr  muß  man  annehmen,  daß  der 
Wille  des  Gesetzes  dahin  ging,  die  Vorentscheidung  ebenso  wie 
in  Preußen  nicht  zuzulassen.    Das  bayrische  Gesetz  brauchte  nur 

l)  Entsch.  d.  V.  G.  H.  v.  7.  X.  1903  u.  6.  IV.  1904  (Sammlung  Bd.  25 
S.  26  o.  274)  und  v.  Seydcl  Bd.  1  S.  604. 

»)  Entsch.  d.  V.G.H.  v.  12.  IV.  1905  (Sammlung  Bd.  26  S.  282). 

3)  Entsch.  d.  V.  G.  H.  v.  15.  IV.  1903  (Sammlung  Bd.  24  S.  183)  und 
v.  Krais  Bd.  50  S.  312. 

*)  Da  das  Gesetz  allgemein  von  Beamten  der  „streitigen",  nicht  solchen 
der  „ordentlichen  streitigen"  Gerichtsbarkeit  spricht,  so  gilt  auch  z.  B. 
für  die  Beamten  der  Gewerbegerichte  das  Erfordernis  der  Vorentscheidung 
nicht.  Die  Beamten  der  Verwaltungsgerichte  dagegen  fallen  nicht  unter 
die  Beamten  der  streitigen  oder  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  (vgl.  v.  Krais 
Bd.  50  S.  328  f.,  Reger-Djroff  S.  164  und  v.  Schelhorn  Amtshaftpflicht 
gegenüber  Dritten  nach  deutschom  u.  bayrischem  Bürg.  Hecht,  Annalen 
des  deutschen  Reiches  Jahrgang  1906  S.  683). 

5)  Wenn  sie  als  solche  tätig  werden.  Erforderlich  ist  jedoch  die 
Vorentscheidung,  wenn  sie  als  Organe  der  Ju  stiz  Verwaltung  Handlungen 
vorgenommen  haben  (vgl.  Henle-S ehneider  Bayrische  Ausführungsgesetze 
zum  B.G.B.  S.  301  u.  v.  Schelhorn  a.  a.  0.) 

12» 
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nicht  den  scharfen  Ausdruck  „ausgeschlossen"  anzuwenden,  wie 
das  preußische.  Denn  das  erstere  legt  demjenigen,  der  die  Vor- 
entscheidung beantragt  (dem  Gegner  des  Beamten,  unten  VI),  eine 
Pflicht  auf,  in  Preußen  dagegen  ist  die  Erhebung  des  Konfliktes 
und  damit  die  Beantragung  einer  Vorentscheidung  ein  Recht  (der 
Behörden,  vgl.  oben  §  15).  Soll  nun  in  Bayern  die  Pflicht,  die 
Vorentscheidung  zu  beantragen,  in  bestimmten  Fällen  nicht  be- 
stehen, so  genügt  es,  wenn  es  heißt,  die  Vorentscheidung  sei 
„nicht  erforderlich,"  denn  ohne  Zwang  wird  sie  niemand  beantragen. 
Damit  will  das  Gesetz  in  Bayern  dasselbe  erreichen,  wie  das 
preußische  Gesetz,  welches  natürlich  ein  Recht,  wenn  es  dasselbe 
nicht  bestehen  lassen  will,  ausschließen  muß.  —  Im  Gegensatz 
zu  Preußen  aber  (oben  S.  80),  welches  bei  Beamten  der  Staatsanwalt- 
schaft die  Konfliktserhebung  zuläßt,  werden  in  Bayern  die  Staatean- 
wälte unter  der  Motivierung,  daß  der  Begriff  „streitige  Gerichts- 
barkeit" möglichst  weit  zu  fassen  sei,  demnach  auch  die  gesamte 
Strafgerichtsbarkeit  in  sich  greife,  zu  den  Beamten  der  streitigen 
Gerichtsbarkeit  gezählt1),  die  Vorentscheidung  ist  also  bei  ihnen 
nicht  erforderlich2). 

VI.  Soll  der  Verwaltungsgerichtshof  in  Tätigkeit  treten,  so 
muß  nach  der  Praxis  desselben  der  Kläger  die  Vorentscheidung 
beantragen 3).  Dies  mag  sich  mit  Rücksicht  darauf  rechtfertigen, 
daß  in  Bayern  die  Vorentscheidung  nur  bei  Civilprozessen  (oben  III) 
erforderlich  ist  und  daß  darum  der  Kläger  nach  dem  Grundsatz 
des  Prozeßbetriebes  durch  die  Parteien  auch  dafür  sorgen  muß, 
daß  die  Vorentscheidung,  die  unbedingt  erforderlich  ist  (oben  IV) 


')  Entsch.  d.  V.  G.  G.  v.  11.  V.  1904  (Bd.  25  S.  326)  u.  v.  Krais 
Bd.  50  8.  328. 

a)  Näheres  über  die  Beamtengruppen  bei  Oertmann  Bayr.  Landes- 
j.rivatrecht  (Ergbd.  1  zu  Hornburg  Burg.  Recht)  Halle  a/S.  1903  Abteil.  1 
S.  258  ff.  u.  2G8  und  bei  v.  Krais  Bd.  50  S.  328  Anm.  4.  —  In  vielen  Vor- 
entscheidungen des  V.  G.  H.,  die  auf  Grund  des  Art.  165  A.-G.  z.  B.  G.  B. 
ergangen  sind,  ist  die  Frage  in  den  Vordergrund  getreten,  ob  gewissen 
Personen  die  Boamtencigenschaft  zukommt.  Sie  alle  zu  erwähnen,  würde 
aus  dein  Rahmen  unserer  Untersuchung  herausfallen.  Die  Fragen  gehöreu 
unter  das  allgemeine  Bcamtenrecht. 

3;  vgl.  Entsch.  d.  V.  G.  H.  v.  13.  XI.  1901  (Sammlung  Bd.  23  S.  80). 
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und  welche  die  Voraussetzung  für  die  Tätigkeit  der  Gerichte') 
bildet*),  eingeholt  werde. 

Das  nunmehrige  Verfahren  selbst  vor  dem  Verwaltungsgerichshof 
soll  nach  Art.  165  Abs.  4  von  den  für  Verwaltuugsrechtssachen 
geltenden  Vorschriften  beherrscht  sein  d.  h.  es  sollen  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  „über  die  Errichtung  eines  Verwaltungs- 
gerichtshofes8) und  das  Verfahren  in  Verwaltungsrechtssachen" 
vom  8.  VIII.  1878  (oben  I)  Geltung  haben.  Vor  Beginn  der 
Verhandlung  können  etwaige,  für  notwendig  erachtete  Erhebungen 
veranlaßt  werden4),  außerdem  ist  nach  der  Praxis  des  Verwaltungs- 
gerichtshofes die  vorgesetzte  Dienstbehörde  zu  hören,  die  einen 
Bericht  zu  erstatten  hat5). 

Die  Bestimmung  der  Parteien  macht  für  Bayern  keine 
Schwierigkeit,  insbesondere  tritt  dort  keine  Verschiebung  der 
Parteirollen  wie  in  Preußen  (oben  §  21)  ein.  Denn,  wie  eben  er- 
wähnt, hat  der  Kläger  die  Vorentscheidung  gegen  den  früheren  Be- 
klagten, den  Beamten,  zu  beantragen,  es  greift  also  kein  Dritter 
in  den  Prozeß  ein,  wie  in  Preußen.  Der  Beamte  wird  also  nicht 
wie  dort  beigeladen,  sondern  als  Gegenpartei  des  Klägers  geladen, 
da  er  auch  bei  der  Vorentscheidung  Beklagter  bleibt.  Zu  be- 
achten ist  jedoch,  daß  in  Bayern  (vgl.  auch  oben  S.  82  f.)  nach 
Art.  lf>5  Abs.  3  nicht  nur  der  Beamte  selbst,  sondern  auch  der 
Staat  für  den  vom  Beamten  verursachten  «Schaden  in  Anspruch 
genommen  werden  kann6).  Wenn  das  bayrische  Gesetz  ebenfalls 
im  letzteren  Falle  das  Erfordernis  einer  Vorentscheidung  ver- 
langt, so  ist  dies  aus  den  oben  (S.  83)  dargelegten  Gründen 

■)  In  diesem  Falle  der  Landgerichte  (§  70  G.  V.  G.  Abs.  3  und  Art  26 
Ziff.  2-4  des  bayr.  A.-G.  z.  G.  V.  G.). 
3z  vgl.  auch  v.  Schelhorn  S.  682. 

3)  Dadurch  nahm  Bayern  Stellung  zu  der  oben  (S.  63,  I)  erwähnten 
Streitfrage 

«)  v.  Seydel  Bd.  1  S.  641  f. 

»)  Entach.  d.  V.  G.H  v.  16.  IV.  1902  (Bd.  24  S.  98). 

6)  Es  muß  sich  jedoch  bei  der  Vorentscheidung  stets  um  dio  Frage 
der  Gesetzmäßigkeit  von  dem  Beamten  ausgeübter  staatlicher  Hohoitsrcchte 
handeln,  also  nicht  lediglich  um  eine  Tätigkeit  des  Beamten  im  privat- 
rechtlichen  Verkehr,  (vgl.  v.  Krais  a.  a.  0.  Bd.  33  S.  51  ff.,  69  ff,  81  ff,  97  ff, 
106  ff,  119  ff,  163  ff  ;  Vorentsch.  d.  V.  G.  H.  v.  30  VI.  87,  16.  V.  90,  22.  XI. 
90  u.  U.  I.  93  [Sammlung  Bd.  8  S.  279:  Bd.  12.  S.  278,  Bd.  12.  S.  330  u. 
Bd.  14  S.  133  und  135]  und  die  Erörterungen  bei  v.  Schelhorn  S.  460  f.). 
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durchaus  verständlich.  Der  Kläger  kann  nun,  wie  aus  Art.  lf»5 
ohne  weiteres  zu  folgern  ist,  den  Antrag  auf  Vorentscheidung 
beim  V.  G.  H.  alternativ  stellen  d.  h.  in  der  Absicht,  entweder 
den  Beamten  oder  den  Staat  haftbar  zu  machen1).  Für  den 
V.  G.  H.  kommt  es  dann  darauf  an,  gegen  wen  die  Vorentscheidung 
in  erster  Linie  beantragt  war:  bezüglich  dieses  wird  geprüft,  ob 
die  Voraussetzungen  für  die  Fällung  der  Vorentscheidung  vorliegen, 
im  verneinenden  Falle  wird  dieselbe  Prüfung  für  denjenigen  vor- 
genommen, gegen  welchen  der  Antrag  in  zweiter  Linie  gestellt 
ist.  Die  Frage  dagegen,  wer  der  richtige  Beklagte  ist,  ob 
Staat  oder  Beamter,  liegt  der  Entscheidung  des  ordentlichen 
Gerichtes  ob').  Daß  etwa  der  Beamte  selbst  den  Antrag  auf 
Vorentscheidung  stellen  könnte,  verbietet  sich  schon  aus  dem 
Grunde,  weil  das  Gesetz  ja  nicht  dem  Beamten  den  Rechtsweg 
durch  die  Vorentscheidung  eröffnen,  sondern  umgekehrt  den 
Rechtsweg  gegen  den  Beamten  verschließen  will*). 

VII.  In  Übereinstimmung  mit  dem  preußischen  Oberver- 
waltungsgerieht  prüft  der  bayrische  Verwaltungsgerichtshof  bei 
Fällung  der  Vorentscheidung  lediglich  die  Frage  der  Gesetzmäßig- 
keit oder  Gesetzwidrigkeit  und  des  dienstlichen  Verschuldens  des 
Beamten,  während  er  die  Erledigung  der  Frage  nach  dem  subjek- 
tiven Verschulden,  nach  Vorsatz  und  Fahrläsigkeit,  dem  ordent- 
lichen Gerichte  überläßt4),  (vgl.  Grundsätzliches  hierüber  oben 
S.  134  f.) 

»)  Eutsch.  d.  V.  G.  H.  v.  12.  IV.  u.  3.  V.  1905  (Sammlung  Bd.  26  8.  282 
u.  295).  Vor  1900  war  dies  naturgemäß  nicht  zulässig  (vgl.  Entech.  d 
V.  G.H.  v.  31.  VII.  89  Bd.  11.  S.  337). 

>)  vgl.  Entsch.  d.  V.G.H.  v.  1.  V.  1901,  7.  X.  1908  und  5.  X.  1904 
(Sammlung  Bd.  22  S.  167,  Bd.  25  S.  26  u.  Bd.  26  S.  12)  sowie  y.  Krais  a.  a.  0. 
Bd.  50  S.  333  ff.  —  Im  übrigen  gilt  für  die  Tätigkeit  des  ordentlichen  Gericht« 
das  üben  für  Preußen  (§  26, 1,  1  am  Ende)  Gesagte  (vgl.  auch  Entsch.  d. 
V.  G.  H.  v.  23.  III.  92  Sammlung  Bd.  13  S.  470). 

3)  vgl.  Entsch.  d.  V.G.H.  v.  19.  II.  84  (Sammlung  Bd.  5  S.  142). 

4)  Entsch.  d.  V.  G.  H.  v.  12.  IV.  1905  (Sammlung  Bd.  26  S.  282).  And. 
Mein.  v.  Schein orn  S.  684  f.,  der  die  Vorentscheidung  auch  auf  die  Prü- 
fung der  Frage  nach  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit  ausgedehnt  wissen  will  und 
mit  v.  Krais  Bd.  50  S.  331  und  Henle-Schneider  S.  300  sogar  soweit 
geht,  daß  der  V.  G.  H.  feststellen  müsse,  ob  der  Beamte  eine  ihm  einem 
Dritten  gegenüber  obliegende  Amtspflicht  verletat  habe.  Begründot  wird 
diese  Ansicht  in  erster  Linie  damit,  daß  -doch  wohl-  der  V.  G.  H.  darum 
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Das  letztere  ist  an  die  Vorentscheidung  nach  ausdrücklicher 
Bestimmung  des  Art.  165  gebunden  d.  h.  es  kann  an  der  gemäß 
§11  E.-G.  z.  G.  V.  0.  getroffenen  Feststellung,  ob  der  Beamte 
sich  einer  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  oder  Unterlassung 
der  ihm  obliegenden  Amtshandlungen  schuldig  gemacht  habe, 
nichts  ändern").  Trotzdem  kann  es  aber,  wenn  es  nunmehr  in 
die  Prüfung  der  Fragen  eintritt,  ob  überhaupt  ein  Schaden  ent- 
standen ist,  ob  er  durch  die  Verletzung  der  Amtspflicht  verursacht 
worden,  ob  Vorsatz  oder  Fahrlässigkeit  vorliegt  und  ob  sich  die 
Höhe  des  geltend  gemachten  Schadens  rechtfertigt,  zu  einer  Ab- 
weisung der  Klage  kommen,  selbst  wenn  Amtspflichtsverletzung 
durch  Vorentscheidung  festgestellt  ist,  oder  zu  einer  Verurteilung, 
selbst  wenn  Nichtschuld  festgestellt  ist.  —  Mit  Rücksicht  hierauf 
legt  der  Verwaltungsgerichtshof  die  Kosten  der  Vorentscheidung 
dem  Antragsteller  zur  Last,  auch  wenn  die  Vorentscheidung  für 
den  Beamten  ungünstig  ausfallt,  weil  ja  eben  durch  die  Vorent- 
scheidung noch  nicht  bestimmt  wird,  wer  von  den  Parteien  obsiegen 
wird.  Erst  wenn  der  Klage  vor  dem  ordentlichen  Gericht  statt 
gegeben  wird,  kann  der  Antragsteller  die  ihm  auferlegten  Kosten 
der  Vorentscheidung  mit  zu  den  Gerichtskosten  liquidieren8). 

Vorentscheidung  zu  treffen  habe,  weil  die  Beantwortung  dieser  Frage  eine 
genaue  Kenntnis  vieler  detaillierter  Dienstvorschriften  erfordere  und  hierzu 
der  V.  G.  H.  besonders  geeignet  sei.  Auch  praktische  Gründe  sonstiger  Art 
sprachen  für  diese  Ansicht.  Dem  ist  nicht  zu  folgen.  Die  v.  Schelhorn'sche  An- 
sicht leidet  an  dem  Irrtum,  daß  die  Vorentscheidung  darum  einem  Verwaltungs- 
gerichte übertragen  sei,  weil  die  ordentlichen  Richter  nicht  in  der  Lage 
seien,  Dienstvorschriften  so  gut  zu  beurteilen  wie  die  Verwaltungsrichter. 
Dadurch  geschähe  den  ordentlichen  Richtern  Unrecht.  Auch  ist  ja  in  Elsaß- 
Lothringen  und  Mecklenburg  ein  ordentliches  Gericht,  das  Reichsgericht, 
zur  Vorentscheidung  berufen.  Nein,  die  Vorentscheidung  will  lediglich  ein 
8chutz  für  die  Beamten  sein,  insofern  als  dieselbeu  nicht  willkürlich  vor 
Gericht  gestellt  werden  sollen  (oben  S.  45  u.  52).  Dieser  aus  dem  preußischen 
Recht  hier  angewandte  Grundsatz  gilt  auch  für  Bayern,  denn  §  11  E.-G. 
z.  G.  V.  G.  entstand  besondeis  mit  Rücksicht  auf  das  preußische  Konflikts- 
gesetz (oben  §  11).  Ist  dies  aber  der  maßgebende  Gesichtspunkt,  so  würde 
eine  Tätigkeit  des  V.  G.  H.  im  Sinne  von  v.  Schelhorn  weit  über  ihren  Zweck 
hinausgehen.  Die  übrigen  Gründe  von  v.  Schelhorn  dürften  sich  durch  einen 
Hinweis  darauf  erledigen,  daß  er  S.  686  selbst  anerkennt,  die  ordentlichen 
Gerichte  könnten  an  der  Vorentscheidung  des  V.  G.  H.  nichts  mehr  andern. 
l)  vgl.  Schluß  der  vorigen  Anmerkung. 

»)  EnUch.  d.  V.  G.  H.  v.  26.  IX.  1882  (Sammlung  Bd.  4  S.  176). 
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§  32.  Baden. 

I.  Im  Gegensatz  zu  Bayern,  Hessen  und  Elsaß-Lothringen 
blieb  Baden  von  den  Bestimmungen  des  Art.  75  der  französischen 
Konstit.  v.  22.  frimaire  VIII  insofern  unberührt,  als  Art.  75  dort 
niemals  gesetzliche  Kraft  erhielt.  Aber  der  Geist  dieser  Be- 
stimmung äußerte  ebenso  wie  auf  das  rechtsrheinische  Bayern 
(oben  §  31,  I,  2)  auch  auf  Baden  seine  Wirkung.  Die  Praxis  der 
obersten  badischen  Gerichte  ging  nämlich  dahin,  die  vorherige 
Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörde  des  Beamten  als  Voraus- 
setzung für  jede  gegen  diesen  wegen  Amtsüberschreitung  gerichtete 
Klage  anzusehen.  Das  Oberhofgericht  zu  Mannheim  war  der  An- 
sicht, daß  dies  „so  sehr  in  der  Natur  des  Öffentlichen  und  bürger- 
lichen Rechts  liege",  daß  eine  gesetzliche  Regelung  dieser  Frage 
garnicht  erforderlich  sei1).  Trotzdem  aber  beschritt  man  den 
Weg  der  Gesetzgebung. 

Die  erste  gesetzliche  Regelung  wurde  durch  §  8  E.-G.  z. 
Str.  G.  B.  vom  6.  III.  1845,  wenn  auch  nur  für  die  strafrechtliche 
Verfolgung  von  Beamten,  geschaffen,  indem  eine  Art  von  Vor- 
entscheidung der  höheren  Verwaltungsbehörde  als  unbedingtes 
Erfordernis  der  gerichtlichen  Inanspruchnahme  bestimmt  wurde. 
Das  in  diesem  Falle  zuständige  Hofgericht  (§  81»  der  Obergerichts- 
ordnung) durfte  nicht  eher  entscheiden,  als  bis  die  vorgesetzte 
Verwaltungsbehörde  die  erforderliche  Vorfrage  entschieden  hatte8). 

Durch  §  9  des  Einf.-Ediktes  zum  Str.  G.  B.  v.  5.  n.  1851 
wurde  dieser  Grundsatz  auch  auf  die  civilgerichtliche  Verfolgung 
öffentlicher  Beamten  ausgedehnt.  Die  Genehmigung  sollte  vom 
Staatsministerium  erteilt  werden,  insofern  nicht  die  zuständige 
Dienstbehörde  selbst  die  Untersuchung  veranlaßte   oder  zugab 

')  vgl.  Seuffort's  Archiv  Bd.  10  1867  No.  51,  ferner  Annalen  der 
Großh.  Badischen  Gerichte  Jahrg.  13  S.  179  ff.  und  Jahrg.  14  S.  96;  vgl.  auch 
v.  Freydorf,  Prozeßordn.  in  bürgerl.  Rechtastreitigk.  f.  d.  Großh.  Baden. 
1867  S.  263  sowie  Zentner,  Über  Grenzen  zw.  Justiz  u.  Verwaltung  (Ma- 
gazin für  badische  Rechtspflege  und  Verwaltg.  Bd.  5)  1861  S.  323  mit  den 
dort  zitierten  Urteilen. 

*)  Tgl.  Betzinger,  Badische  Landesgesetzc  u.  Verordn.  (Anhang  zu 
Gaupp- Stein)  2.  Aufl.  1902  S.  270:  v.  Frey dorf  S.  247;  Hauser  Bd.  5 
S.  10;  vgl.  ferner  auch  dazu  v.  Sarwey,  OfFentl.  Recht  u.  Yerw.-Rechtspfl. 
1880  §  3  Anm.  73  und  Spohn  (Magazin  f.  bad.  Rechtspfl.  u.  Verwaltg  Bd.  5) 
1861  S.  50. 
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(§  10  1.  c.) Jedoch  schon  nach  kurzer  Zeit  wurde  durch  Art.  4 
der  Schlußbestimmungen  zur  bürgerlichen  Prozeßordnung  vom 
18.  III.  1864,  „vorbehaltlich  des  Rechts  zur  Einleitung  des  K.  K. 
im  geeigneten  Falle*  die  Genehmigung  bei  zivilrechtlicher  Ver- 
folgung wieder  beseitigt'). 

Als  sich  dann  später  von  neuem  das  Bedürfnis  zu  gesetz- 
licher Regelung  zeigte,  beschränkte  man  sich  auf  eine  Neuordnung 
der  strafrechtlichen  Inanspruchnahme  der  Beamten.  Daher  be- 
stimmte §  V)  des  Gesetzes  „betr.  den  Vollzug  der  Einführung  des 
deutschen  Reichsstrafgesetzbuches  in  dem  Großherzogtnm  Baden" 
vom  23.  XII.  1871 3): 

„ Vorbehaltlich  fürsorglicher  Maßregeln  in  eilenden  Fällen  darf 
die  straf  gerichtliche  Verfolgung  eines  öffentlichen  Beamten  wegen 
einer  amtlichen  Handlung  nicht  eingeleitet  werden,  bevor  die  dem 
Beamten  vorgesetzte  Dienstbehörde  gehört  wurde.  Hält  diese  die 
Verfolgung  für  nicht  gerechtfertigt,  so  ist  eine  Entschließung 
des  Staatsministeriums  auf  Vortrag  des  Justizministers 
über  die  Statthaftigkeit  der  Verfolgung  einzuholen." 

Man  gewann  durch  diese  Bestimmung  die  Möglichkeit,  trotz 
Vorliegens  des  strafgesetzlichen  Tatbestandes  die  Verfolgung  des 
Beamten  zu  hemmen,  weil  sie  „ungerechtfertigt"  erschien  d.  h. 
weil  man  sie  im  Interesse  des  Ansehens  des  Amtes  vermeiden 
wollte  und  die  Handlung  des  Beamten  durch  ein  Disziplinarver- 
fahren ausreichend  sühnbar  erschien4).  Darum  übertrug  man 
wohl  auch  das  Recht,  das  Verfahren  nicht  zu  gestatten,  gerade 
dem  Staatsministerium.  Die  Mitwirkung  des  Justizministers  darf 
man  vielleicht  auf  die  Einwirkung  des  preußischen  Rechtes  (vgl. 
oben  S.  119)  zurückführen. 

II.  Dies  war  die  Rechtslage  in  Baden,  als  §  11  E.-G. 
z.  G.  V.  G.  erlassen  wurde;  es  war  also  nur  die  Notwendigkeit 
einer  schließlichen  Entscheidung  des  Staatsministeriums  bei  straf- 

»)  vgl.  Häuser  Bd.  5  S.  10;  Spohn  S.  48-56:  272-284  u.  456  bis 
471  sowie  Zentner  S.  251. 

3)  Tgl.  Freund,  Abschn.  2  Kap.  2  §4;  Betsinger  S.  270;  Weisel, 
Das  Badische  Gesetz  v.  5.  Okt.  1863.  Karlsruhe  1864  §9  No.  8  sowie  Vor- 
entsch.  d.  badischen  V.  (••  H.  v.  I.  VII  1902  (Ztschr.  f.  bad.  Verwaltg.  und 
Verwalt.-Rechtspfl.  Jahrg.  35  S.  34). 

3)  Ges.-Bl.  1871  S.  431  ff. 

*)  vgl.  v.  Neubronn  a.  a.  0.  S.  364. 
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gerichtlicher  Verfolgung,  und  auch  diese  nicht  in  jedem  Falle, 
vorgesehen l).  Mit  Rücksicht  darauf  wollte  man  zunächst  in  Baden 
den  citierten  §  19  als  wirkungslos  und  überflüssig  ganz  aufheben. 
Als  jedoch  in  derselben  Zeit  die  Regierung  den  Kammern  einen 
Gesetzentwurf  vorlegte,  in  welchem  sie  —  es  handelte  sich  um 
einen  Entwurf  für  ein  Kompetenz  -  Konflikts  -  Gesetz  —  die 
Ansicht  aussprach,  die  bisher  erforderliche  Genehmigung  könne 
für  Civilklagen  gegen  Beamte  jedenfalls  durch  eine  Entscheidung 
des  Kompentenzgerichtshofes  ersetzt  werden,  und  als  die  Kammern 
sich  beide  einer  solchen  Regelung  energisch  widersetzten,  entschloß 
sich  die  Regierung  dazu,  im  Anschluß  an  §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G. 
eine  Neuregelung  der  Frage  nach  der  gerichtlichen  Inanspruchnahme 
vorzunehmen2).  Da  ein  diese  Frage  regelnder  Gesetzesentwurf 
nicht  mehr  zum  Abschluß  zu  bringen  war,  stellte  man  zunächst 
in  das  Gesetz  „die  Einführung  der  Reichsjustizgesetze  im  Gr. 
Baden  betr."  vom  3.  III.  18703)  folgenden  §  KJ1  ein,  der  nur 
his  zum  1.  Iü.  1880  gelten  sollte4): 

„Die  straf  rechtliche  oder  civilrechtliche  Verfolgung  eines 
Beamten  wegen  einer  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der 
Ausübung  seines  Amtes  vorgenommenen  Handlung  ist  im  Falle 
des  Verlangens  einer  vorgesetzten  Dienstbehörde  an  die  in 
§  1 1  Abs.  2  Ziff.  1  u.  2  E.-G.  z.  G.  V.  G.  erwähnte  Vorentscheidung 
des  Verwaltungsgerichtshofes  gebunden." 

Eine  vorläufig  abschließende  Regelung  der  Frage  wurde  dann, 
noch  kurz  vor  dem  Endpunkt  der  Wirksamkeit  des  §  161,  durch 
Art.  9  des  Gesetzes  „den  Verwaltungsgerichtshof  und  das  ver- 
waltungsgerichtliche Verfahren  betreffend"  vom  24.  II.  1 880 6)  herbei- 


')  vgl.  aueh  die  Rede  Mi  quo  1 's  als  Berichterstatter  über  §11  in 
Hahn  Materialien  zu  den  Reichsjustizgesetzen  Bd.  2  S.  1448. 
3)  vgl.  Näheres  boi  v.  Neubronn  a.  a.  0  8.364  —365. 

3)  Ges.-  u.  Vcrordn.  Bl.  f.  Großh.  Baden  1879  S.  91  ff. 

4)  §161  beseitigte  gloichzeitig  die  Bestimmung  des  Art.  7  des  Geseties 
„botr.  die  Errichtung  eines  Verwaltungsgerichtshofes  und  das  Verfahren  in 
Verwaltungsrcchtssachen"  vom  8.  VIII.  1878  (Ges.-  u.  Verordn.  Bl.  S.  369  ff.), 
der  im  wesentlichen  dasselbe  wie  §  161  sagte,  sich  jedoch  noch  nicht  über 
die  Befuguis  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  aussprach. 

*)  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  1880  S.  29  ff.  (Das  Gesetz  ist  in  der  Anlage 
abgedruckt.' 
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geführt,  dessen  Absatz  1  an  Stelle  aller  bisheriger  Gesetze  trat 
und  bestimmte1): 

„Die  strafrechtliche  oder  ei v  i  1  rechtliche  Verfolgung  eines 
Beamten  wegen  einer  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Aus- 
übung seines  Amtes  vorgenommenen  Handlung  ist  im  Falle  des 
Verlangens  des  dem  Beamten  vorgesetzten  Ministeriums 
an  die  Vorentscheidung  des  Venvaltungsgerichtshofes  gebunden. 
Das  Verlangen  kann  nur  so  lange  gestellt  werden,  als  in  dem 
gerichtlichen  Verfahren  ein  Endurteil  nicht  verkündet  ist  (Str.- 
Pr.  O.  §  2.V.»,  C.V.  0.  §  27:?).« 

Zu  einer  letzten  Neuordnung,  und  zwar  nur  der  civil  recht- 
lichen Verantwortlichkeit  der  Beamten,  gab  Art.  77  K.-G.  z.  B.  0.  B. 
Anlaß2).  Art.  ">  des  Gesetzes  „betr.  die  Ausführung  des  B.  G.  B.„ 
vom  17.  VI.  INI)!)3)  war  bestimmt,  diese  letzte  Regelung  zu  ent- 
halten. Auf  Drängen  der  Landstande,  der  Staat  solle  die  Haltung 
an  Stelle  der  Beamten  übernehmen,  willigte  die  badische  Regierung 
in  folgende  Fassung  des  Abs.  1  von  Art.  ">: 

„Verletzt  ein  Beamter  des  Staates  in  Ausübung  der  ihm 
anvertrauten  öffentlichen  Gewalt  vorsätzlich  oder  fahrlässig  die  ihm 
einem  Dritten  gegenüber  obliegende  Amtspflicht,  so  trifft  dem 
Beteiligten  gegenüber  die  im  B.  G.  B.  bestimmte  Verantwortlichkeit 
an  Stelle  des  Beamten  den  Staat. u 

Dafür  kamen  die  Landstände  dann  der  Regierung  entgegen. 
Diese  wollte  die  Vorentscheidung  zu  Gunsten  der  Beamten  er- 
halten wissen,  weil  sie  sich,  ebenso  wie  die  preußische  Regierung 
von  der  Kontliktserhebung  (oben  S.  45  u.  .Vi),  davon  einen  Schutz 
vor  mutwilligen  Angriffen  gegen  die  Beamten  versprach4).  So 

')  Die  aus  dieser  Zeit  stammenden,  in  den  „Jahresberichten  des  Großh. 
Badischen  Ministeriums  des  Inneren"  pro  1880/1881  und  1882/1883  auf 
S.  645  f.  bezw.  595  citierten  Vorentscheidungen  vom  22.  VI.  u  22.  VII.  1880 
sowio  vom  23.  I.  1883  sind  derartig  kurz  mitgeteilt,  daß  sie  zu  juristischer 
Ausbeute  keine  Gelegenheit  geben. 

5)  vgl.  Dorner  Badisches  Ausfnhrungsgesctz  zum  B.G.B.  Karlsruhe 
1902  S.  64  No.  12b  und  Vorcntsch.  d.  bad.  V.  G.  H.  v.  1.  VII.  1902  (Ztschr. 
f.  bad.  Verw.  u.  s.  w.  35.  Jahrg.  S.  33). 

8)  vgl.  Ges.-  und  Verordn.-Bl.  f.  d.  Gr.  Baden  1899  S.  229—248.  — 
vgl.  ferner  auch  Glockner  Badisches  Verfassungsrecht.  Karlsruhe  1905  S.  49. 

*)  vgl.  Vorcntsch.  d.  bad.  V.  G.  H.  v.  23.  XII.  1905  (Ztschr.  für  badische 
Verw.  u.  Verwaltungsrechtspflüge.  38.  Jahrg.  Heidelberg  1905  S.  37). 
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willigten  denn  die  Landstände1)  in  folgende  Fassung  von  Absatz 
2  und  3  des  Art.  5: 

„Soweit  nicht  die  Amtshandlung  eines  Beamten  der  streitigen 
oder  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  Frage  steht,  ist  die  nach 
Abs.  1  zulässige  Verfolgung  des  Staates  im  Falle  des  Ver- 
langens des  dem  Beamten  vorgesetzten  Ministeriums 
an  die  Vorentscheidung  des  V.  G.  H.  gebunden.  Das  Verlangen 
kann  nur  solange  gestellt  werden,  als  in  dem  gerichtlichen  Ver- 
fahren ein  landgerichtliches  Endurteil  nicht  verkündet  ist. 

Auf  das  Verfahren  vor  dem  V.  G.  H.  findet  das  Gesetz  vom 
14.  Juni  1884,  die  Verwaltungsrechtspflege  betreffend8),  auf  die 
Entscheidung  Artikel  1 1  des  Gesetzes  vom  24.  II.  1880,  den  Ver- 
waltungsgerichtshof und  das  verwaltungsgerichtliche  Verfahren 
betreffend,  Anwendung." 

III3).  Zulässig  ist  danach  in  Baden  die  Vorentscheidung 
sowohl  bei  strafrechtlicher  (nach  dem  Gesetz  vom  24.  IT.  1880) 
als  auch  bei  ci vilrechtlicher  (nach  dem  Gesetz  vom  17.  VI. 
1899)  Inanspruchnahme  eines  Beamten. 

IV4).  Die  Vorentscheidung  ist  nicht  unbedingt  erforderlich, 
wie  in  Bayern  (vgl.  S.  178).  Sie  kann  erst  dann  gefallt  werden, 
wenn,  ähnlich  wie  in  Preußen  (oben  §  15),  eine  andere  Behörde 
in  das  Verfahren  eingreift  und  den  Antrag  auf  Vorentscheidung 
stellt.  Das  Recht,  dieses  Verlangen  zu  stellen,  steht  dem  dem 
Beamten  vorgesetzten  Ministerium,  und  zwar  naturgemäß  auch 
gegen  den  Willen  des  Beamten,  zu.  Andere  Centraiverwaltungs- 
behörden (wie  in  Preußen)  kommen  nicht  in  Betracht.  Welches 
Ministerium  das  jeweils  vorgesetzte  ist,  richtet  sich  nach  der  in 
Frage  stehenden  Diensthandlung  und  nach  der  Einteilung 
des  Umfanges  der  Tätigkeit  der  Ministerien 5).  Ein  beachtens- 
werter Unterschied  zwischen  Preußen  und  Baden  besteht  insofern, 
als  in  Baden  ein  Antrag  auf  Vorentscheidung  schon  dann  nicht 
mehr  gestellt  werden  kann,  sobald  im  Verfahren  vor  dem  ordent- 

lj  vgl.  Betzinger  S.  270  und  ausführlich  Dorne r  S.  64  No.  12c. 

2)  Durch  die  Novelle  vom  30.  V.  1899  (Ges.-  u.  Yerordn.-Bl.  S.  151) 
mit  Rücksicht  auf  die  am  1.  I.  1900  eingeführten  Neuerungen  abgeändert 
(vgl.  Bckanntm.  im  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  1899  S.  543). 

3)  und  *)  vgl.  schon  S.  67  f. 

*)  vgl.  auch  Dorner  S.  65  No.  14a  und  b. 
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liehen  Gericht  ein  Endurteil  verkündet  ist,  während  in  Preußen 
die  Konfliktserhebung  erst  durch  die  Rechtskraft  des  gericht- 
lichen Urteiles  ausgeschlossen  wird  (oben  §  18). 

V.  Was  die  Person  der  in  Frage  stehenden  Beamten  anlangt 
so  fallt  zunächst  in  die  Augen,  daß  die  Beamten  der  streitigen1) 
oder  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 2)  einer  doppelten  Regelung  unter- 
liegen: werden  sie  strafrechtlich  verfolgt  3),  so  kann  die  Vorent- 
scheidung verlangt  werden4),  werden  sie  dagegen  emirechtlich  in 
Anspruch  genommen,  so  fehlt  diese  Möglichkeit.  (Ähnlich  Mecklen- 
burg, unten  §  35,  IV).  Die  hier  in  Frage  kommenden  Beamten 
„der  streitigen  oder  freiwilligen  Gerichtsbarkeit"  sind  —  wie  man 
wohl  im  Anschluß  an  Art.  9  Abs.  '2  des  Gesetzes  vom  24.  II.  1880, 
der  ebenfalls  bei  civilrechtl icher  Verfolgung  gewisser  Beamten 
die  Vorentscheidung  nicht  zuließ5)  und  diese  einzeln  aufzählte, 
annehmen  darf  —  die  Richter  einschließlich  der  Bürgermeister 

')  Als  Beamte  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  kommen  neben  den  Civil- 
richtern  auch  die  Strafrichtcr  in  Betracht.  Warum  die  2.  Kammer  die 
letzteren,  wie  Dorn  er  S.  65  No.  13d  erwähnt,  ausgenommen  hatte,  ist  nicht 
verständlich.  —  Da  ganz  allgemein  die  Beamten  der  „streitigen/  nicht  nur 
die  der  „ordentlichen  streitigen"  Gerichtsbarkeit,  von  der  Vorentscheidung 
beim  Civilprozeß  ausgenommen  sind,  so  gilt  die  Ausnahme  z.  B.  auch  für 
die  Beamten  der  Gewerbegorichte  u.  dergl. 

3)  Zu  ihnen  gehören  nicht  die  Beamten  der  Verwaltungsgerichte. 

3)  vgl.  z.  B.  Vorentsch.  d.  V.  G.  H.  v.  23.  XII.  1905  Zeitschr.  für 
badische  Verwaltg.  u.  Verwaltungsrechtspflogo  38.  Jahrg.  S.  36. 

*)  Dies  erkennen  richtig  Meyer- Anschütz  §  183  Anm.  10. 

6)  Weil  —  wie  der  Kommissionsbericht  der  1.  Kammer  S.  12  hervorhob 
—  durch  eine  auf  diese  Weise  durchgeführte  Erschwerung  der  Verantwortlich- 
keit der  genannten  Beamten  gegenüber  Privatpersonen  eine  keineswegs 
gerechtfertigte  Änderung  des  bestehenden  Kcchtszustandes  herbeigeführt 
werden  würde,  die  für  den  öffentlichen  Kredit  gefährlich  sei.  Darum  schloß 
sich  die  Kommission  in  diesem  Punkte  einem  früheren,  nicht  Gesetz  ge- 
wordenen Regiorungscntwurf  vom  22.  Januar  1879  an,  in  welchem  dieselbe 
Ansicht  mit  Rücksicht  auf  den  in  der  Syndikatsklage  des  gemeinen  Rechts 
zum  Ausdruck  gelangten  Grundsatz  vortreten  wurde.  Diesem  Grundsatz 
gemäß  sind  nämlich  die  Gerichte  allein  berufen,  über  die  Zulässigkeit  von 
Amtshandlungen,  die  Justizsachen  betreffen,  zu  urteilen,  wenn  wegen  dieser 
Amtshandlungen  die  ausübenden  Beamten  gerichtlich  verantwortlich  gemacht 
werden  (vgl.  Dorner  S.  64  No.  13a).  vgl.  auch  Betzinger  S.  13;  Nadbyl 
S.  821  u.  826  und  Schenkel  Das  Staatsrecht  d.  Großh. Baden,  in  Marquardsen's 
Handbuch  des  öffentl.  Rechts  S.  23). 


Digitized  by  Google 


190 

und  deren  Stellvertreter  (soweit  sie  richterliche  Funktionen  in 
bürgerlichen  Rechtssachen  ausüben),  die  Gerichtsnotare,  Gerichts- 
schreiber, Gerichtsvollzieher,  Standesbeamten  und  die  Mitglieder 
der  Grund-  und  Pl'andbuchbehörden.  Aber  auch  die  Staats- 
anwälte dürften  bei  der  allgemeinen  Fassung  des  Gesetzes  hier 
mit  einzurechnen  sein  (vgl.  ähnlich  Bayern  S.  180). 

Bei  allen  anderen  öffentlichen  Beamten  sämtlicher  Verwaltungs- 
zweige, auch  bei  den  mittelbaren1)  Beamten,  ist  jedoch  die 
Vorentscheidung  zulässig,  wenn  sie  in  Ausübung  oder  in  Ver- 
anlassung der  Ausübung2)  ihres  Amtes  sich  einer  angeblichen 
Verletzung  der  Amtspflicht  schuldig  gemacht  haben3)  d.  h.  wenn 
sie  in  Ausübung  staatlicher  oder  kommunaler  Hoheitsrechte  ge- 
handelt, also  eine  Regierungsgewalt  ausgeübt  haben.  Haben  sie 
dagegen  nur  Rechte  ausgeübt,  die  dem  Staat  oder  Kommunal- 
verband als  juristischer  Person  des  Privatrechts  zustehen,  so  kann 
die  Vorentscheidung  nicht  verlangt  werden.  Das  Gesagte  darf  in 
Übereinstimmung  mit  Preußen  und  Bayern  (oben  S.  73  und  S.  179) 
auch  für  die  nur  vorübergehend  angestellten  Beamten  gelten,  nicht 
aber  für  kirchliche  Beamte4).  Dali  das  Ministerium  in  Baden  die 
Vorentscheidung  zu  Gunsten  eines  Ministers  verlangen  kann, 
spricht  der  V.  G.  H.,  wie  oben  (S.  152)  erwähnt,  ausdrücklich  aus: 
insofern  befindet  er  sich  auch  in  Übereinstimmung  mit  dem 
preußischen  0.  V.  G.  (oben  §  27). 

VI.  Das  Verfahren  vor  dem  V.  G.  H.  über  die  Vorentscheidung 
regelt  sich  gemäß  Art.  5  Abs.  3  des  A.-G.  z.  B.  G.  B.  nach  dem 
Gesetz  vom  14.  VI.  1884  (oben  II).    Da  auch  in  Baden  die  Vor- 

1)  vgl.  Vorontsch.  d.  V.  G.  H.  v.  20.  IX.  94  (Rechtsprechg.  des  Großb. 
Bad.  V.  G.  H.  Bd.  2.  S.  335 ff.  und  Ztschr.  f.  bad.  Verwaltung  27.  Jahrg.  S.  18). 

2)  Dies  dürfte  der  Wille  des  Gesetzes  »ein,  trotzdem  Art.  5  des  A.-G. 
z.  B.  G.  B.  im  Gegensatz  zu  Art.  9  des  Ges.  v.  24.  II.  1880  lediglich  von 
der  Ausübung,  nicht  auch  von  der  Veranlassung  der  Ausübung  spricht. 
Ein  Unterschied  dürfte  hier  kaum  angebracht  gewesen  sein.  —  BIn  Ver- 
anlassung der  Ausübung"  des  Amtes  wird  eine  Handlung  dann  vorgenommen, 
wenn  sie  zwar  nicht  mehr  Amtshandlung  ist,  jedoch  mit  der  wirklichen 
Ausübung  der  anvertrauten  Gewalt  in  einem  gewissen  Zusammenhang  steht 
(vgl.  v.  Schelhorn,  Annalen  des  dtsch.  Reiches  1906  S.  461). 

3)  vgl.  auch  Seng  Grundzüge  des  franz.  Civilrechts  u.  des  bad.  Land- 
rechts.   Halle  a/S.  1904  S.  19. 

Seng  S.  19. 
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entscheidung  auf  Anrufung  einer  besonderen  Behörde  hin  gefallt 
wird,  so  tritt  auch  hier  eine  Verschiebung  der  Parteirollen  ein 
und  es  wird  auch  hier  der  Beamte  lediglich  beigeladen,  was  der 
badische  V.  G.  H.  ausdrücklich  ausgesprochen  hat1).  Ks  darf  dar- 
um hier  auf  das  für  Preußen  Gesagte  (oben  §  21)  verwiesen  werden. 
Zu  bemerken  ist  jedoch,  daß  nach  Art.  f>  Abs.  1  A.-G.  z.  B.  G.  B. 
bei  civil  rechtlicher  Verfolgung  des  Beamten  der  Staat  die  Haftung 
für  den  Beamten  übernommen  hat  und  daß  dann  infolgedessen  die 
Vorentscheidung  zu  Gunsten  des  Fiskus  als  des  Passivlegitimierten 
verlangt  wird  *).  Dabei  prüft  entsprechend  dem  oben  (S.  82  f.)  ver- 
tretenen Grundsatze  und  auch  entsprechend  der  ausdrücklichen 
Regelung  für  Bayern  (oben  S.  181)  der  V.  G.  H.  gemäß  §  11  E.-G. 
z.  G.  V.  G.,  ob  der  Beamte  sich  der  Überschreitung  der  Amts- 
befugnisse schuldig  gemacht  habe,  und  spricht  dann  in  seiner 
Vorentscheidung  aus,  daß  dieser  schuldig  sei  oder  nicht. 

VII.  Wie  bereits  oben  (S.  136)  erwähnt,  hat  sich  der  badische 
V.  G.  H. 3)  im  Gegensatz  zum  preußischen  0.  V.  G.  und  zum  Reichs- 
gerichte bei  Fällung  der  Vorentscheidung  im  Sinne  des  §  1 1  E.-G. 
z.  G.  V.  G.  nicht  auf  die  Prüfung  der  Frage  beschränkt,  ob  ob- 
jektiv eine  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  vorliegt,  sondern 
hat  auch  darüber  entschieden,  ob  ein  subjektives  Verschulden  der 
Amtsüberschreitung  vorliegt,  während  er  die  Entscheidung 
der  Fragenach  dem  strafgerichtlichen  Verschulden  dem  ordent- 
lichen Gericht  überlassen  hat.  Trotz  der  scharfen  Kritik,  welche 
v.  Neubronn4)  dieser  Recht  sauf fassung  hat  zuteil  werden  lassen 
—  er  fragt  schließlich  angesichts  der  subtilen  Unterscheidung 
zwischen  subjektivem  und  strafgerichtlichem  Verschulden:  „Was 
hat  denn  nun  der  V.  G.  H.  eigentlich  entschieden  ?u  —  ist  der 
V.  G.  H.  bei  seiner  Entscheidung,  die  damit  motiviert  war,  daß 
die  Vorentscheidung  darüber,  ob  schuldig  oder  nicht  schuldig,  von 
einem  Gerichtshof  und  nach  den  Regeln  des  Rechts  zu  treffen 
sei,  mit  der  Begründung  verblieben,  daß  die  von  ihm  vertretene 

rgl.  die  oben  S.  126  Amn.2  und  S.  128  Anm.  3  citierten  Entscheidungen. 

3)  vgl.  z.  B.  Vorentsch.  d.  V.  G.  H.  v.  1.  VII.  1902  u.  IG.  I.  190G  (Ztschr. 
f.  bad.  Vcrwaltg.  u.  s.  w.  35.  Jahrg.  S.  33  und  39.  Jahrg.  S.  13). 

»)  Vorentsch.  v.  20.  IX.  1894  (Ztschr.  f.  bad.  Verw.  27.  Jahrg.  S.  18  ff.). 

*)  In  den  „Annalen  der  Großh.  Badischen  Gerichte44  60.  Jahrg.  S.  362  ff. 
und  370  ff. 
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Ansicht  allein  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  entspreche  und  anderen- 
falls §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G.  kaum  einen  erheblichen  Zweck  haben 
würde1).  Für  Preußen  haben  wir  unseren  Standpunkt  bereits 
oben  (S.  134  ff.)  dargelegt:  danach  ist  jedenfalls  dort  seitens  des 
0.  V.  G.  nur  die  Frage  nach  der  objektiven  Überschreitung  der 
Amtsbefugnisse  zu  prüfen.  Was  aber  für  Preußen  gilt,  muß  hier 
auch  für  Baden  gelten,  denn  die  Konfliktserhebung  in  Preußen  und 
die  Vorentscheidung  in  Baden  verfolgen  gleiche  Ziele  (oben  S.  187)  *). 
Abgesehen  davon  ist  der  Standpunkt  des  preußischen  0.  V.  G.  vom 
Reichsgericht  anerkannt  worden :  auch  ist,  da  8  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G. 
für  alle  Staaten  eine  gleiche  Behandlung  der  Vorentcheidung  an- 
strebt, eine  tibereinstimmende  Stellungnahme  auch  in  diesem 
Punkte  durchaus  erwünscht.  Leider  hat  der  badische  V.  G.  H. 
bisher  nicht  wieder  Gelegenheit  gehabt,  sich  prinzipiell  über  die 
Frage  auszusprechen :  in  der  Vorentscheidung  vom  1 .  Juli  1 902  *) 
war  eine  Stellungnahme  nicht  erforderlich,  da  schon  die  Frage 
nach  der  objektiven  Amtspflichtverletzung  zu  verneinen  war,  und 
die  Bemerkung  in  der  Vorentscheidung  vom  23.  Dezember  1905 4). 
es  gehöre  nicht  zur  Aufgabe  des  V.  G.  H.,  darüber  zu  entscheiden, 
ob  durch  das  Verhalten  des  Beamten  strafrechtliche  Wirkungen 
entstanden  seien,  kann  ebenfalls  mit  Rücksicht  auf  die  frühere 
Stellungnahme  des  V.  G.  H.  keinen  Anhalt  dafür  geben,  daß  derselbe 
etwa  seine  Ansicht  geändert  hätte. 

Was  die  Wirkung  der  Vorentscheidung  anlangt,  so  bestimmt 
Art.  5  Abs.  3  des  A.-G.  z.  B.  G.  B.,  daß  Art.  11  des  Gesetzes  vom 
24.  II.  1880  Anwendung  finden  solle.  Danach  ist  aber  in  Über- 
einstimmung mit  §  3  Satz  2  des  preußischen  Konfliktsgesetzes  eine 

•)  vgl.  Nachtrag  in  der  Ztschr.  f.  bad.  Verw.  27.  Jahrg.  8.  24. 

3)  Daß  das  preußische  Konfliktsgesetz  dem  badischen  Gesetzgeber  nun 
Vorbild  diente,  geht  daraus  hervor,  daß  die  Art.  9—14  des  Gesetzes  vom 
24.  II.  80  (mit  den  durch  §§  147  u.  148  des  Beamtengesotzes  von  1888  ge- 
troffenen Modifikationen  abgedruckt  bei  Betzinger  S.  13)  fast  wörtlich  mit 
don  §§  2-5  des  preuß.  Konfliktsgesetzes  übereinstimmen,  soweit  natürlich 
nicht  durch  §  11  E.  G.  z.  G.  V.  G.  Änderungen  bedingt  waren.  Interessant 
für  das  preuß.  Vorbild  ist  auch,  daß  der  badische  V.  G.  H.  in  seinem  Er- 
kenntnis v.  20.  IX.  I8«J4  (Ztschr.  f.  bad.  Verw.  27.  Jahrg.  S.  18  ff.)  des  öfteren 
von  erhobenem  rKonflikt"  spricht,  trotzdem  dieser  Ausdruck  der  badischen 
Gesetze s spräche  jedenfalls  nicht  bekannt  ist. 

3)  Ztschr.  f.  bad.  Vorwalt.  35.  Jahrg.  S.  35. 

*)  Ztschr.  f.  bad.  Verwalt.  38.  Jahrg.  S.  37. 
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die  Schuld  des  Beamten  verneinende  Vorentscheidung  für  das 
ordentliche  Gericht  bindend,  während  die  Bejahung  der  Schuld 
nicht  präjudizierlich  ist  (vgl.  hierzu  das  für  Bayern  S.  183  Gesagte). 

Die  Kostenfrage  ist  in  Baden  anders  geregelt  als  in  Preußen. 
Nach  Art  11  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  24.  II.  1880  hat  nämlich 
eine  die  Schuld  des  Beamten  bejahende  Vorentscheidung  zur 
Folge,  daß  die  Kosten,  die  dem  Gegner  des  Beamten  durch  das 
Verfahren  vor  dem  Verwaltungsgerichtshof  erwachsen,  aus  der 
Staatskasse  ersetzt  werden,  während  nach  §§114  und  113  Abs.  5 
L.  V.  G.  in  Preußen  die  den  Parteien  erwachsenen  Kosten  in  keinem 
Falle  erstattet  werden.  Dafür  ist  aber  in  Preußen  das  Verfahren 
vor  dem  O.V.G.  gebührenfrei  (oben  S.  131).  Im  übrigen  entscheidet 
der  V.  G.  H.  darüber,  wer  die  Kosten  der  Vorentscheidung  zu 
tragen  hat, 

§  33.  Hessen. 

I.  Die  Rechtslage  hat  sich  in  den  einzelnen  Landesteilen 
Hessen's  verschieden  entwickelt: 

1.  In  Rheinhessen  d.h.  in  den  links  des  Rheines  gelegenen 
Landesteilen,  welche  im  Wiener  Kongreß  an  Hessen  fielen1),  galt 
(vgl.  auch  Bayern,  §  31,  und  Elsaß- Lothringen,  §  35)  Art.  75 
der  Konstitution  vom  22.  frimaire  VIII*)  (oben  S.  22).  Dort 
bestand  also  der  Grundsatz  der  Notwendigkeit  einer  vorherigen 
Entscheidung  des  französischen  Staatsrates,  bevor  Beamte  wegen 
Amtsüberschreitung  vor  Gericht  gezogen  werden  konnten,  es  hing 
die  gerichtliche  Inanspruchnahme  eines  Beamten  sowohl  im  Wege 
des  Civilprozesses  als  auch  des  Strafprozesses  (S.  25)  von  der  in 
das  freie  Ermessen  gestellten  Genehmigung  einer  Verwaltungs- 
behörde ab.  Auch  nachdem  das  linke  Rheinufer  wieder  an  Deutsch- 
land zurückgefallen  war,  fand  in  diesem  Zustande,  abgesehen 
davon,  daß  an  Stelle  des  französischen  Staatsrates  das  Hessische 
Geheime  Staatsministerium  trat,  bis  zum  Jahre  1820  keine  Änderung 
statt3).   Durch  die  Bestimmungen  des  Art.  23  des  „Ediktes  über 

')  vgl.  Art.  47  der  Kongreßakte  (Fleischmann  Völkerrechtsquellen 
1905  S.  11). 

a)  vgl.  auch  Erk.  v.  25.  X.  1850  (Archiv  f.  prakt.  Rechtswissenschaft 
Bd.  5  S.  309). 

*)  vgl.  Eigenbrodt  Verhältnis  der  Gerichte  zur  Verwalt.  im  Oroßh. 
Hessen.  Darmstadt  1840  S.  49:  Freund  Abschn.  2  Kap.  2  §5  und  Häuser 
Bd.  5  S.  10. 

C raveuburst,  Konflikt  13 
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die  öffentlichen  Dienstverhaltnisse  der  Civilstaatebeamten"  vom 
12.  April  1820 »)  wurde  dann,  allerdings  nur  für  den  Strafprozeß*), 
eine  Neuordnung  vorgenommen.    Art.  23  lautete: 

„Bei  Anschuldigung  oder  Verdacht  einer  Amtsverletzung  hat 
das  vorgesetzte  Kolleg,  mit  dem  Rechte  einstweiliger  Suspension 
vom  Dienst,  die  vorläufige  Untersuchung.  Zum  Behufe  derselben 
sind  die  Verwaltungskollegien  berechtigt,  eidliche  Zeugnisse  zu 
fordern.  Der  Erfolg  dieser  Untersuchung  ist  Erklärung  der  Un- 
schuld oder  Erkennung  einer  Disciplinarstrafe  oder,  wenn  entweder 
eine  höhere  Strafe  zu  erkennen  oder  gerichtliche  Spezialuntersuchung 
(Versetzung  in  den  Anklagestand)  notwendig  ist,  Stellung  vor  Ge- 
richt, womit  stets  Suspension  vom  Dienst  und  Gehalt  verbunden  ist." 

Den  von  Haus  er  geäußerten  Zweifeln,  ob  es  sich  bei  der 
durch  vorstehende  Bestimmung   dem  vorgesetzten  Kolleg  zu- 
gescliriebenen  Tätigkeit  um  eine  Vorentscheidung  oder  um  eine 
bloße  Verfügung  über  die  Eröffnung  der  Hauptverhandlung  handelte, 
stehen  die  Ansichten  von  Eigenbrodt3)  und  Freund4)  gegen- 
über, welche  sich  beide  für  das  Vorliegen  einer  Vorentscheidung 
erklären.  Letzterer  Ansicht  ist  beizutreten,  und  zwar  schon  darum, 
weil  ja  nach  Art.  2tf  die  eine  der  für  die  Entschließung  des  vor- 
gesetzten Kollegs  zugelassenen  drei  Möglichkeiten  die  „Erkennung* 
einer  Disziplinarstrafe,  also  eine  wirkliche  Entscheidung  war. 
Es  ist,  wenn  man  dies  beachtet,  nicht  anzunehmen,  daß  die  beiden 
anderen  zulässigen  Entschließungen,  nämlich  Erklärung  der  Un- 
schuld und  Stellung  vor  Gericht,  etwas  Anderes  als  eine  Ent- 
scheidung darstellen  sollten.    Da  demnach  die  Tätigkeit  des  Ge- 
richts von  einem  vorherigen  Erkenntnis  einer  Verwaltungsbehörde 
abhing,  so  handelte  es  sich  also  bei  der  Tätigkeit  der  letzteren 
um  eine  wirkliche  Vorentscheidung.    Auch  die  hessischen 
obersten  Gerichtshöfe  scheinen  derselben  Auffassung  gewesen  zu 
sein,  wie  die  bei  Eigenbrodt6)  abgedruckten  Entscheidungen  zeigen. 

In  Rheinhessen  war  also  vom  Jahre  1820  an  die  Rechtslage 
die,  daß  eine  civilrechtliche  Verfolgbarkeit  der  Beamten  von  der 

')  vgl  Regierungsblatt  1820  S.  189. 

')  vgl.  Co  sack  Das  Staatsrecht  des  Groüh.  Hessen  (Hdbch.  d.  »ffentl. 
Hechts  III:  I,  4)  1894  §  23  mit  der  dort  citierten  Literatur. 
3)  S.  66. 
«)  S.  421. 

5;  S.  67—72. 
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Genehmigung  des  Geh.  Staatsministeriums  abhing,  während  eine 
Verfolgung  im  Wege  des  Strafprozesses  die  Vorentscheidung  des  vor- 
gesetzten Kollegs  voraussetzte.  Genehmigung  wie  Vorentscheidung 
waren  beide  unbedingt  erforderlich. 

2.  Anders  lagen  die  Verhältnisse  in  den  rechts  des  Rheines 
gelegenen  hessischen  Landen  d.  h.  in  Starkenburg,  welches 
unmittelbar  an  die  linksrheinischen  Besitzungen  angrenzt,  und  in 
dem  hiervon  durch  preußisches  Gebiet  getrennten  Oberhessen. 
Hier  fehlte  es  zunächst  überhaupt  an  jeder  gesetzlichen  Regelung 
der  Frage,  sodaß  also  die  Verfolgbarkeit  der  Beamten  in  keiner 
Weise  beschränkt  war.  Durch  die  bereits  erwähnten  Bestimmungen 
der  Dienstpragmatik  von  18*20,  welche  für  ganz  Hessen  galten,  wurde 
jedoch  in  strafrechtlicher  Beziehung  eine  übereinstimmende  Regelung 
der  links-  und  der  rechtsrheinischen  Verhältnisse  geschaffen. 
Auch  in  Starkenbnrg  und  Oberhessen  war  also  vom  Jahre  18'20 
an  die  straf  gerichtliche  Verfolgung  der  Beamten  unbedingt  an 
die  Vorentscheidung  des  vorgesetzten  Kollegs  gebunden,  während 
die  civil  rechtliche  Inanspruchnahme1)  im  rechtsrheinischen  Hessen 
niemals  beschränkt  war. 

II.  Zur  Zeit  der  Reichsjustizgesetzgebung  entwickelte  auch 
die  hessische  Gesetzgebung  eine  lebhafte  Tätigkeit,  um  die  be- 
stehenden landesgesetzlichen  Vorschriften  mit  dem  Reichsrecht, 
der  Bestimmung  des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.,  in  Einklang  zu 
bringen2).  Zunächst  wurde  durch  Art.  8  Abs.  "2  des  Gesetzes 
„die  Ausführung  des  deutschen  Gerichts  Verfassungsgesetzes  be- 
treffend" vom  3.  Sept.  1878 3)  Folgendes  bestimmt. 

„Dem  Verwaltungsgerichtshof  steht  ferner  die  Vor- 
entscheidung darüber  zu,  ob  ein  öffentlicher  Beamter  wegen 
einer  in  Ausübung  seines  Amtes  vorgenommenen  Handlung,  in- 
soweit die  Verfolgung  an  die  Vorentscheidung  der  vorgesetzten 
Behörde  gebunden  ist,  sich  einer  Überschreitung  seiner  Amts- 
befugnisse oder  der  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amts- 
handlung schuldig  gemacht  habe." 

l)  vgl.  Erk.  des  Überappellations-  und  Kassationsgerichtes  zu  Darm- 
stadt v.  1.  Dezbr.  1865  in  Seuffcrt's  Archiv  für  Entscheidungen  der  obersten 
Gerichte  in  den  deutschen  Staaten  Bd.  20  S.  800  (alte  Ausgabe). 

*)  vgl.  Nadbyl  S.  821  und  v.  Stengel  Lehrb.  d.  dtsch.  Verw.-  R.  S.  258. 

3)  Urußh.  Hessisches  Regier.- Bl.  v.  1878  S.  103. 

13» 


Digitized  by  Google 


196 


In  Anlehnung  an  diese  Bestimmung  wurde  durch  Art.  II  des 
Gesetzes  „die  Bildung  und  Zuständigkeit  des  obersten  Verwaltungs- 
gerichtes betreffend*  vom  16.  April  1879')  die  Tätigkeit  des 
durch  das  unten  erwähnte  Gesetz  v.  11.  I.  1875  gebildeten  V.  G.  H. 
im  Falle  einer  Vorentscheidung  näher  bestimmt2).  Danach  soll 
in  Hessen  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  nach  dem  bestehenden 
Rechte  ein  Beamter  nur  nach  der  Vorentscheidung  einer  be- 
sonderen Behörde  verfolgt  werden  kann,  der  V.  G.  H.  die  Vor- 
entscheidung darüber  treffen,  ob  der  Beamte  sich  der  Überschreitung 
seiner  Amtsbefugnisse  schuldig  gemacht  hat.  Der  V.  G.  H.  wird 
jedoch  nur  auf  Verlangen  des  dem  Beamten  vorgesetzten 
Ministeriums3)  tätig,  welches  die  erwachsenen  Akten  dem  V.  G.  H. 
mit  dem  ausdrücklichen  Verlangen  einer  Vorentscheidung  über- 
senden muß4).  Dali  ein  Verfahren  wegen  Amtsüberschreitung 
gegen  den  Beamten  schwebt,  erfährt  das  Ministerium  durch  das 
ordentliche  Gericht  bezw.  durch  die  Staatsanwaltschaft,  woraufhin 
das  Ministerium  Beschluß  zu  fassen  hat,  ob  eine  Vorentscheidung 
verlangt  werden  soll  oder  nicht  Bis  zur  Entschließung  des 
Ministeriums,  eine  Vorentscheidung  nicht  verlangen  zn  wollen, 
im  entgegengesetzten  Falle  aber  bis  zu  erfolgter  Vorentscheidung, 
haben  sich  Gericht  und  Staatsanwaltschaft  jeden  weiteren  Vor- 
gehens zu  enthalten;  nur  unverschiebliche  einstweilige  Verfügungen 
dürfen  erlassen  werden.  Das  Verfahren  vor  dem  V.  G.  H.  selbst, 
der  sich  aus  4  richterlichen  und  8  Verwaltungsbeamten  zusammen- 
setzt, regelt  sich  nach  dem  Gesetz  „betr.  das  oberste  Verwaltungs- 
gericht* vom  11.  Januar  1875 6)«). 

»)  vgl.  ebenda  1879  S.  181. 

aj  vgl.  dazu  Erk.  d.  K.  G.  in  Strafs.  v.  24.  V.  1897  Bd.  30  S.  126  ff. 

3)  Nicht  etwa  —  wie  die  Motive  des  Ges.  v.  16.  IV.  79  [Beilage  No.  85 
der  Verh.  d.  2.  Kammer  des  23.  Landt.  (1879  -  1881)  S.  4]  ausdrücklich 
hervorheben  —  auch  auf  Verlangen  des  Beamten  (vgl.  Kftchl er- Braun- 
Weber  Verf.-  u.  Verw.-Recht  d.  Großh.  Hessen.  Dannstadt  1894  Bd.  2  §  276). 
Letzeies  verbietet  sich  darum,  weil  das  Gesetz  durch  die  Vorentscheidung 
den  Rechtsweg  gegen  den  Beamten  verseht  ießen,  nicht  etwa  dem  Beamten 
den  Hechtsweg  eröffnen  will. 

*)  vgl.  dazu  Küchler-Dietz  Verwaltungsgesetzgebung  im  Großh. 
Hessen.  2.  Aufl.  Darmstadt  1885  §  273. 

5)  Großh.  Hess.  Regier.-Bl.  1875  S.  45. 

•>)  vgl.  auch  die  Darstellung  des  Verfahrens  bei  Küchler-Braun-Weber 

Bd.  '2  §  "2 "Ii  mit  einer  (übrigens  keineswegs  erschöpfenden)  Aufz&hlung  der 
veröffentlichten  Vorentscheidungen  des  V.  G.  H. 
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1.)  Diese  Neuregelung  sollte,  wie  gesagt,  nur  für  diejenigen 
Fälle  gelten,  in  denen  „nach  dem  bestehenden  Rechte  ein  Beamter 
nur  nach  der  Vorentscheidung  einer  besonderen  Behörde  verfolgt 
werden"  konnte.  Eine  solche  Vorschrift  bestand  aber,  wie  oben 
gezeigt,  sowohl  im  rechtsrheinischen  wie  im  linksrheinischen 
Hessen  für  den  Fall  der  strafrechtlichen  Verfolgung  eines  Be- 
amten, während  bei  c  i  v  i  lrechtlicher  Inanspruchnahme  links  des 
Rheines  die  Genehmigung  des  Ministeriums  erforderlich  war,  rechts 
des  Rheines  dagegen  eine  Beschränkung  nicht  bestand.  Die  Be- 
stimmungen der  Gesetze  von  1878  und  1879  bezogen  sieb  also  nur  auf 
den  Fall  derstrafrechtlichen  Verfolgungeines  Beamten.  Der  hessische 
Verwaltungsgerichtshof  hat  allerdings1)  einen  anderen  Rechts- 
standpunkt vertreten,  indem  er  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
von  1879  als  auch  auf  die  civilrechtliche  Verfolgung  an- 
wendbar erklärt  hat.  Er  begründet  seine  Ansicht  damit,  daß 
Art.  II.  des  genannten  Gesetzes  ganz  allgemein  von  der  Ver- 
folgung eines  Beamten  spreche,  ohne  einen  Unterschied  zwischen 
straf-  und  civilrechtlicher  Verfolgung  zu  machen.  Auch  seien 
innere  Gründe  vorhanden,  die  diese  Annahme  rechtfertigten, 
denn  Art.  II  wolle  gegen  chikanöse  Verfolgungen  schützen,  ein 
Civilprozeß  sei  aber  oft  lästiger  als  ein  Strafprozeß.  Schließlich 
weist  der  V.  G.  H.  nach,  daß  diese  seine  Annahme  der  tatsächlichen 
Rechtsübung  in  Hessen  entspreche.  Die  beiden  erstgenannten 
Argumente  tragen  in  den  Wortlaut  des  Art.  U,  der  ausdrücklich 
nur  auf  diejenigen  Fälle  Anwendung  finden  will,  in  denen  nach 
dem  bestehenden  Rechte  eine  Vorentscheidung  erfordert  wird, 
etwas  hinein.  Das  letzte  Argument  dagegen  verkennt,  daß 
die  Rechtsübung  nicht  ohne  weiteres  schon  als  „bestehendes  Recht u 
angesehen  werden  kann.  Wieder  anderer  Ansicht  sind  Cosack3), 
Freund  sj  und  Meyer- Anschütz4).    Ersterer  meint,  die  Be- 

')  vgl.  dessen  Erk.  v.  15.  XI.  1882  (Archiv  für  praktische  Rechtswissen- 
schaft. Neue  Folge  Bd.  13  S.  390  und  Zeitschr.  für  Staats-  und  Gemeinde- 
verwaltung im  Groß.  Hessen  7.  Jahrgang  S.  137  und  146),  v.  28.  II.  1885 
(in  der  genannten  Zeitschrift  10.  Jahrgang  S.  157)  und  v.  3.  II.  1892  (eben- 
dort  17.  Jahrgang  S.  11).  Dieser  Ansicht  hat  sich  auch  Best  Hessische 
Gesetze  %.  Ausführg.  d.  B.  G.  B.  Abt.  II.  Mainz  1900  S.  55  angeschlossen 

')  §  23  a.  a.  0. 

*)  2.  Abschn.,  2.  Kap.,  §  5  am  Ende. 
*)  §  183  Anm.  11. 
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Stimmungen  des  Art.  2  fanden  nur  inRheinhessen  Anwendung, 
weil  nur  dort  „die  Klagerhebung  an  die  Erlaubnis  der  vorgesetzten 
Behörde  gebunden"  sei,  Freund  dagegen  will,  ohne  eine  Be- 
gründung zu  geben,  die  Vorentscheidung  nur  für  die  strafrecht- 
liche Verfolgung  im  nichtrheinischen  Hessen  zulassen,  Meyer- 
Anschtttz  schließlich,  ebenfalls  ohne  Begründung,  für  die  straf- 
und  civil  rechtliche  Verfolgung  in  Rheinhessen  und  für  die 
strafrechtliche  Verfolgung  im  übrigen  Hessen.  All  diesen  An- 
sichten kann  jedoch  nicht  beigepflichtet  werden:  Cosack  und 
Meyer-Anschütz  verwechseln  ganz  offensichtlich  die  Genehmigung, 
die  Erlaubnis  des  Geh.  Staatsministeriums,  welche  für  die  civil- 
rechtliche  Verfolgung  in  Rheinhessen  bestand  (vgl.  oben  I),  mit 
der  Vorentscheidung,  von  welcher  allein  Art.  II  des  Gesetzes 
von  1879  spricht,  während  die  Ansicht  von  Freund  bei  seiner 
unklaren  Darstellung  des  hessischen  Rechtes  unverstandlich  ist. 

Welche  von  den  5  genannten  verschiedenen  Ansichten  die 
richtige  ist,  ist  heute  für  die  Praxis  allerdings  unerheblich;  denn 
Hessen  hat  zur  endgültigen  Regelung  der  gerichtlichen  Verfolg- 
barkeit der  Beamten  noch  einmal  den  Weg  der  Gesetzgebung 
beschritten. 

2.)  Durch  Art.  77  des  Gesetzes  „die  Ausführung  des  Bürger- 
lichen Gesetzbuches  betreffend"  vom  17.  Juli  1899')  nämlich  ist 
die  Sachlage  in  Hessen  in  unzweideutiger  Weise  geregelt  worden, 
indem  bestimmt  wurde: 

„Ein  Beamter  des  Staates,  einer  Gemeinde  oder  eines  anderen 
Kommunal  verband  es  kann  wegen  einer  Handlung,  die  er  in  Aus- 
übung oder  in  Veranlassung  der  Ausübung8)  seines  Amtes  vor- 
genommen hat,  civil-  oder  strafrechtlich  erst  verfolgt  werden, 
nachdem  entweder  von  dem  Verwaltungsgerichtshofe  Vorentscheidnug 
dahin  getroffen  worden  ist,  daß  der  Beamte  sich  einer  Über- 
schreitung seiner  Amtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung  einer 
Amtshandlung  schuldig  gemacht  hat,  oder  das  dem  Beamten  vor- 
gesetzte Ministerium  erklärt  hat,  daß  eine  solche  Vorentscheidung 
nicht  verlangt  werde.  Ks  gilt  als  Verzicht  des  Ministeriums  auf 
eine  Vorentscheidung,  wenn  das  Ministerium  nicht  innerhalb  eines 

l)  Üroßh.  Hess.  Reg.-Bl.  1899  S.  133. 
J)  vgl.  hierzu  S.  190  Anm.  2. 
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Monats,  nachdem  ihm  ein  darauf  gerichteter  Antrag  des  Beschuldigten 
zugegangen  ist,  die  Vorentscheidung  beantragt." 

III f).  Danach  ist  jetzt  die  Vorentscheidung  sowohl  im  rechts- 
wie  im  linksrheinischen  Hessen  in  gleicher  Weise  bei  straf-  und 
bei  civil  rechtlicher  Inanspruchnahme  eines  Beamten  zulässig,  im 
letzteren  Falle  gleichgültig,  ob  eine  positive  Leistung  verlangt 
oder  auf  Unterlassung  geklagt  wird.  Nur  muß  der  Beamte  in 
Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  gehandelt  haben.  Eine  solche 
liegt  auch  dann  vor,  wenn  der  Beamte  zwar  auf  Befehl  seines 
Vorgesetzten  handelte,  wenn  das  Gesetz  aber  die  Handlung  aus- 
drücklich verbietet;  Gehorsam  darf  nie  blinder  Gehorsam  sein2). 
Im  übrigen  kann  der  Beamte  einer  Verantwortlichkeit  nur  dann 
überhoben  werden,  wenn  ein  dienstlicher  Befehl  des  Vorgesetzten 
vorliegt,  dem  er  gehorchen  muß:  jedoch  macht  ihn  das  bloße 
Einverständnis  des  Vorgesetzten  nicht  straffrei3).  Wird  die 
Handlung  aus  Irrtum  bei  der  Beurteilung  tatsächlicher  Verhältnisse 
vorgenommen,  so  liegt  eine  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse 
nicht  vor4).  Dagegen  stellen  sich  die  aus  Irrtum  über  das  ob- 
jektive Recht  vorgenommenen  Handlungen,  selbst  wenn  der  Irrtum 
noch  so  entschuldbar  war,  wieder  als  Amtsüberschreitungen  dar5). 

IV6).  Die  Vorentscheidung  ist  aber  nicht  nur  zulässig,  sondern 
unbedingt  erforderlich;  erst  wenn  sie  vorliegt,  ist  eine 
Inanspruchnahme  des  Beamten  möglich.  Jedoch  kann  das  Mi- 
nisterium, welches  dem  Beamten  vorgesetzt  ist,  erklären,  daß  es 
eine  Vorentscheidung  nicht  verlange7).  Dann  ist  dieselbe  nicht 
nötig.  Dem  steht  folgender  Fall  gleich:  ist  dem  Ministerium 
ein  Antrag  des  Beamten  zugegangen,  die  Vorentscheidung  zu  be- 
antragen, und  beantragt  es  diese  trotzdem  innerhalb  Monatsfrist 
nicht,  so  gilt  dies  als  Verzicht  auf  die  Vorentscheidung  und  dann 

')  vgl.  schon  obeu  S.  67. 

»)  vgl.  auch  Pr.  Verwalt,  Bl.  4  S.  192. 

3)  Pr.  Verwalt.  Bl.  21  S.  216. 

')  vgl.  auch  Entsch.  d.  prouß.  0.  V.  G.  Bd.  8  S.  414;  Bd.  14  S.  425; 
Bd.  15  S.  448;  Bd.  32  S.443;  Pr.  Verwalter  20  S.  158. 

»)  vgl.  auch  Entsch.  d.  preuß.  0.  V.  G.  Bd.  14  S.  431 ;  Bd  15  S.  450;; 
Bd.  19  S.  449:  Bd.  23  S.  422  und  Pr.  Vcrw.  Bl.  15  S.  135. 

•)  vgl.  schon  oben  S.  68. 

7)  Dies  ist  eine  Erinnerung  an  die  frühere  Regelung  (oben  II),  wonach 
die  Vorentscheidung  nur  auf  Verlangen  des  Ministeriums  gefallt  wurde. 
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ist  sie  ebenfalls  nicht  erforderlich.  Liegen  aber  diese  besonders 
vorgesehenen  Fälle  nicht  vor,  so  ist  die  Vorentscheidung  prozessual 
Voraussetzung  für  die  richterliche  Entscheidung.  Man  kann 
darum  aber  nicht  etwa  sagen,  daß  die  Vorentscheidung  „Prozeß- 
voraussetzung" in  dem  üblichen  Sinne  wäre.  Für  den  Civilprozcß 
käme  höchstens  als  Einrede,  die  aus  dem  Fehlen  der  Vorentscheidung 
abgeleitet  werden  könnte,  die  der  Unzulässigkeit  des  Rechtsweges 
in  Betracht:  aber  anch  diese  trifft  nicht  zu,  da  nach  §  11  E.-G. 
z.  G.  V.  G.  die  Vorentscheidung  garnicht  die  Zulässigkeit  des 
Rechtsweges  zum  Gegenstande  hat.  Für  den  Strafprozeß  kann 
man  die  Vorentscheidung  lediglich  als  eine  besondere  Voraussetzung 
ansprechen,  die  in  gewissen  Fällen  neben  den  allgemein  erforderten 
Prozeßvoraussetzungen  vorliegen  muß.  Wird  also  gegen  den  Be- 
amten ein  Prozeß  anhängig  gemacht,  ohne  daß  das  Erfordernis 
der  Vorentscheidung  beachtet  worden  ist,  so  kann  man  nur  sagen, 
daß  der  Beamte  hieraus  eine  besondere  Prozeßeinrede  herleiten 
kann  (vgl.  ausführlich  oben  S.  107  ff.). 

Die  Verjährung  des  Klaganspruches  gegen  den  Beamten  wird 
gemäß  §210  B.G.B,  durch  Einreichung  eines  Gesuches  an  den 
V.  G.  H.,  er  möge  die  Vorentscheidung  treffen,  in  gleicher  Weise 
wie  durch  Klagerhebung  unterbrochen,  wenn  die  Klage  binnen 
3  Monaten  nach  Fällung  der  Vorentscheidung  erhoben  wird  (vgl. 
auch  S.  1 12  f.).  Ebenso  ruht  gemäß  §  69  Abs.  1  Satz  2  Str.  G.  B. 
die  Verjährung  für  eine  Straftat  bis  zur  Beendigung  des  Ver- 
fahrens vor  dem  V.  G.  H. 

V.  Was  die  in  Frage  kommenden  Beamten  anlangt,  so  be- 
rechtigt die  allgemeine  Fassung  des  Art.  77  A.-G.  z.  B.  G.  B.  zu 
der  Behauptung,  daß  die  Vorentscheidung  für  alle  Öffentlichen 
Beamten  sämtlicher  Verwaltungszweige,  auch  für  die  richterlichen 
und  anderen  Justizbeamten,  erforderlieh  ist,  ebenso  für  die  mittel- 
baren und,  wie  man  wohl  in  Übereinstimmung  mit  Preußen, 
Bayern  und  Baden  (oben  S.  1 90)  annehmen  darf,  auch  für  die  nur  vor- 
übergehend angestellten  Beamten.  Die  Beantwortung  der  Einzel- 
heiten richtet  sich  im  übrigen  nach  dem  besonderen  Beamtenrecht 
Hessens.  Die  Beamten  müssen  sich  einer  angeblichen  Verletzung 
der  Amtspflicht  schuldig  gemacht  haben,  während  sie  in  Ausübung 
oder  in  Veranlassung  der  Ausübung1)  ihres  Amtes  sich  befanden. 

l)  hierzu  vgl.  oben  S.  190  Anm.  2. 
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Die  Vorentscheidung  kann  also  nicht  in  Betracht  kommen,  wenn 
die  Beamten  Rechte  ausgeübt  haben,  die  dem  Staat  oder  Kommunal- 
yerband  als  juristischer  Person  des  Privatrechts  zustehen,  sondern 
nur  wenn  9ie  in  Ausübung  staatlicher  oder  kommunaler  Hoheits- 
rechte gehandelt  haben. 

VI.  Was  das  Verfahren  vor  dem  Verwaltungsgerichtshofe  an- 
langt, so  gelten  die  Vorschriften  der  Gesetze  vom  11.  T.  1875 
Und  1K.  IV.  1879  noch  weiter  fort1)  und  natürlich  ebenso  die 
diesen  gesetzlichen  Bestimmungen  in  der  hessischen  Rechtsprechung 
zuteil  gewordene  Auslegung.  Eine  Verschiebung  der  Parteirollen 
wie  in  Preußen  (oben  §  Jl)  und  Baden  (S.  191)  tritt  im  Verfahren 
vor  dem  V.  G.  H.  nicht  ein:  denn  es  greift  nicht,  wie  dort,  ein 
Dritter  in  den  Prozeß  ein.  sondern  die  Vorentscheidung  ist  ge- 
setzlich erforderlich,  außer  wenn  unter  besonderen  Umständen 
darauf  verzichtet  wird.  Der  Beamte  ist  also  als  Beklagter  oder 
Angeklagter  zu  laden. 

VII.  Wie  bereits  oben  (S.  136)  erwähnt,  hat  sich  der  hessische 
V.  G.  H.,  wennerimSinnedes§l  1  E.-G.z.  G.  V.  G.  die  Vorentscheidung 
fallt,  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  er  nicht  nur  die  Frage 
der  objektiven  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  zu  prüfen  habe, 
sondern  daß  auch  subjektive  Ausschließungsgrflnde  in  Betracht  zu 
ziehen  seien J).  Damit  steht  der  hessische  V.  G.  H.  im  Gegensatz 
zu  der  Ansicht  des  preußischen  0.  V.G.,  die  auch  vom  Reichsgericht 

gebilligt  ist  und  der  wir  uns  aus  den  oben  (S.  134fl.)  angegebenen 
Gründen  anschließen :  danach  hat  der  V.  G.  H.  lediglich  die 
Frage  zu  prüfen,  ob  objektiv  eine  Amtsüberschreitung  vorliegt. 
Mit  Rücksicht  darauf,  daß  §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G.  eine  gleich- 
mäßige Regelung  der  Vorentscheidung  für  alle  Staaten  bezweckt, 
würde  es  wünschenswert  sein,  daß  auch  der  hessische  V.  G.  H. 
seine  Vorentscheidung  in  der  genannten  Weise  beschränkte. 

Die  Wirkung  der  Vorentscheidung  dagegen  ist  nach  der 
Rechtsprechung8)  des   hessischen  V.  G.  H.  die  gleiche  wie  in 

')  vgl.  auch  Best  Abt.  II  S.  55. 

*)  Tgl.  Entsch.  v.  3.  IL  1892  (Zeitschr.  f.  Staats,  u.  Gemcindererwaltg. 
f.  d.  Gßhtm.  Hessen  17.  Jahrg.  S.  11). 

»)  vgl.  Vorentsch.  d.  hess.  V.  G.  H.  t.  23.  III.  81,  21.111.  88  und 
30.  XII.  91  (Ztschr.  f.  Staats-  u.  Getnuindeverwaltg.  6.  Jahrg.  S.  11  f.,  13. 
Jahrg.  S.  25  u.  16.  Jahrg.  S.  161). 
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Preußen  (oben  S.  142).  Eine  die  Schuld  des  Beamten  verneinende 
Vorentscheidung  ist  für  das  Gericht  verbindlich  und  enthebt  den 
Beamten  jeder  Verfolgung,  eine  die  Schuld  bejahende  Vorentscheidung 
dagegen  ist  für  das  Gericht  nicht  präjudizierlich. 


2.  Kapitel. 

Staaten,  in  denen  das  Reichsgericht  die  Vorent- 
scheidung trifft. 

§  M.  Vorbemerkungen. 

I.  Nach  §  11  Abs.  2  K.-G.  z.  G.  V.  G.  ist  das  Reichsgericht 
zur  Vorentscheidung  in  denjenigen  Landesteilen  berufen,  in  welchen 
nach  Landesrecht  im  Falle  des  Verlangens  einer  vorgesetzten  Be- 
hörde oder  unbedingt  die  Vorentscheidung  einer  besonderen  Be- 
hörde erforderlich  ist,  ein  oberster  Verwaltungsgerichtshof  jedoch 
nicht  besteht.  Diese  Voraussetzungen  treffen  für  Mecklenburg- 
Schwerin1!.  Mecklenburg- Strelitz ')  und  lur  Elsaß -Loth- 
ringen2) zu.  In  den  beiden  erstgenannten  Landesteilen  ist  die 
Vorentscheidung  dem  Reichsgericht  durch  §  3  der  Verordnungen 
vom  5.  Mai  1S793)  noch  ausdrücklich  zugewiesen  worden,  in 
Elsaß-Lothringen  folgt  dasselbe  lediglich  aus  dem  Fehlen  eines 
obersten  Verwaltungsgerichtshofes.  Es  besteht  ja  zwar  in  den 
Reichslanden  eine  oberste  Instanz  für  die  Verwaltungsrechtsprechung. 
indem  gemäß  §  8  des  Gesetzes  „betr.  die  Einrichtung  der  Ver- 
waltung44 vom  HO.  Dezember  1871*)  die  dem  Oberpräsidenten  bei- 
gegebenen Räte  ein  Kollegium  mit  dem  Namen  „Kaiserlicher  Rat  in 
Elsaß-Lothringen"  bilden,  um  die  dem  Staatsrat  bezw.  dem  Ober- 
priisidenten  zugewiesenen  Verrichtungen  wahrzunehmen,  „soweit  die- 
selben die  Rekurse  gegen  die  Entscheidungen  der  Bezirksrate  in 
streitigen  Sachen  betreffen. u  Jedoch  ist  dieses  Kollegium  kein 
oberster  Verwaltungsgerichtshof  im  Sinne  des  §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G., 

')  Seit  1.  Oktober  1879  (vgl.  Näheres  unter  §35). 
*)  Seit  1.  Januar  1900  (Näheres  §  36;. 

3;  Heide  Verordnungen  lauten  gleich  (vgl.  Reg.-Bl.  f.  Meckl.-Schwerin 
S.  101  u.  Offiziell.  Anzeiger  für  Meckl.-Strolitz  S.  137). 
*;  »  ies.-Bl.  f.  Kls.-Lothr.  1872  S.  49. 
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da  er  nur  für  einige  Angelegenheiten  der  Verwaltung  oberster 
Gerichtshof  ist,  auch  jeder  verfassungsmäßigen  Garantie  entbehrt 
und  darum  eben  nur  der  Ersatz  eines  alle  Verwaltungsangelegen- 
heiten  umfassenden  Verwaltungsgerichtshofes  sein  kann1).  Danach 
steht  die  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  auch  für  El  saß- Lothringen 
unbedenklich  fest2). 

II.  Wenn  nun  das  Reichsgericht  für  die  genannten  Länder 
im  Sinne  des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  tatig  wird,  so  wird  die  Ent- 
scheidung von  einem  einzelnen  »Senate  gefallt.  Daß  etwa 
eine  Entscheidung  des  Plenums  des  Reichsgerichts  oder  der  ver- 
einigten Senate  in  Frage  kommen  könne,  hat  das  Reichsgericht 
selbst  verneint  '). 

Die  Beantwortung  der  Frage,  welches  Verfahren  vor  dem 
Reichsgericht  zur  Anwendung  zu  bringen  sei,  mußte  man  bei 
dem  gänzlichen  Mangel  jeder  gesetzlichen  Vorschrift  dem  ent- 
scheidenden Senat  überlassen4).  Das  Reichsgericht  steht  auf  dem 
Standpunkt,  daß  allein  das  in  der  Civil-  bezw.  Strafprozeßordnung 
verordnete  Verfahren  zur  Anwendung  zu  bringen  sei,  da  für  das 
Reichsgericht  durch  die  neue  Prozeßgesetzgebung  eine  prozessuale 
Rechtseinheit  im  ganzen  Deutschen  Reich  geschaffen  worden  sei. 
Auf  der  anderen  Seite  aber  sei  es  mit  Rücksicht  darauf,  daß  es 
sich  nur  um  eine  Vorentscheidung  handele,  die  außerdem  nur 
einen  Teil  der  gerichtlichen  Entscheidung  bilde,  dem  Ermessen 
des  Reichsgerichtes  überlassen,  noch  tatsachliche  Ermittelungen 
anzustellen  oder  nicht,  und  ebenso,  eine  mündliche  Verhandlung 
stattfinden  zu  lassen  oder  nicht.  Es  sei  jedenfalls  nicht  gezwungen, 
in  Gestalt  einer  mündlichen  Verhandlung  die  Grundlage  für  ein 
wirkliches  Urteil  zu  schaffen,  und  brauche  sich  nur  in  Fonn 
eines  Beschlusses  zu  äußern5).   Dem  entsprechend  ist  die  „Vor- 

')  vgl.  die  näheren  Ausführungen  in  den  Entgeh,  d.  II,  G.  i»  Civils. 
Bd.  52  S.  108  und  bei  Focrtsch  Nu.  36. 

2)  Ebenso  Althuff-Foertsch  zu  Art,  75  Constit.  v.  22.  frim.VIII: 
Leoni  in  Marquardsen's  Handbuch  Bd.  i  S.  252;  Kisch  Els.-Lothr.  Laudes- 
privatrecht  (Ergänzungsband  II  zu  Dernburg's  Bürg.  Recht)  Halle  a/S.  1905 
S.  349;  Michaelis  S  180;  Nadbyl  S.  821  u.  826;  v.  Sarwey  Öffentl. 
Recht  §  18  u.  Entsch.  d.  R.  G.  in  Civils.  v.  10.  VI.  81  Bd.  5  S.  48* ff. 

s)  vgl.  Entsch.  d.  It.  G.  in  Strafe.  Bd.  16  S.  198. 

*)  vgl.  Keller  S.  255-258. 

*}  vgl.  Entsch.  d.  Ii.  G.  in  Strafs.  Bd.  16  S.  200-201. 


204 


entscheidung«  des  Reichsgerichts  im  Sinne  des  §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G. 
bisher  stets  durch  einen  Beschluß  ausgesprochen  worden1). 

III.  Ebenso  wie  das  preußische  0.  V.  G.,  nimmt  auch  das 
Reichsgericht  an,  daß  es  zur  Feststellung  der  Frage,  ob  der  Be- 
amte sich  einer  Überschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  schuldig 
gemacht  habe,  sich  auf  die  Prüfung  zu  beschränken  habe,  ob 
der  Beamte  objektiv  seine  Amtsbefugnisse  überschritten  hat*).  In- 
folgedessen bleibt  es  den  mecklenburgischen  und  elsaß-lothringischen 
Landesgerichten  überlassen,  die  Frage  nach  dem  subjektiven 
Verschulden  des  Beamten,  nach  Vorsatz  und  Fahrlässigkeit,  zu 
beantworten. 

Ob  der  Beschluß  des  Reichsgerichts  für  die  ordentlichen  Ge- 
richte bindend  ist  oder  nicht,  ist  bei  der  gesetzlichen  Regelung 
der  Vorentscheidung  durch  die  Landesgesetzgebung  weder  in 
Elsaß-Lothringen  noch  in  Mecklenburg  bestimmt  worden.  Die 
Entscheidung  der  Frage  bleibt  also  der  Wissenschaft  und  Recht- 
sprechung überlassen.  Wenn  das  Reichsgericht3)  sagt:,,  im 

vorliegenden  Falle  kommt  ....  in  Betracht,  daß  es  sich  bei  der 
Entscheidung  aus  §  1 1  E.-G.  z.  G.  V.  G  um  eine  Vor- 
entscheidung handelt,  deren  bejahender  Ausfall  der  dann  ein- 
tretenden Verhandlung  und  Definitiventscheidung  nicht  praju- 

diziert  M,  so  berechtigt  dies  zu  der  Annahme,  daß  das 

Reichsgericht  für  seinen  Beschluß  dieselbe  Tragweite  beansprucht, 
wie  sie  durch  §  H  des  Konflikts gesetzes  in  Preußen  dem  Urteil 
des  0.  V.  G.  zugewiesen  wird,  indem  man  e  contrario  folgern 
kann,  daß  der  verneinende  Ausfall  der  Vorentscheidung  für  die 
Definitiventscheidung  präjudizierlich  sein  soll.  Aus  den  oben 
(§  25)  entwickelten  Gesichtspunkten  darf  man  der  rechtlichen 
Auffassung  des  Reichsgerichts  zustimmen. 

Hinsichtlich  der  Kosten  der  Vorentscheidung  unterscheidet 
sich  die  vom  Reichsgericht  gefällte  Vorentscheidung  von  der  vom 

')  Für  Elsaß- Lothringen  sind  in  der  offiziellen  Sammlung  der  Reichs- 
gerichtsentscheidungen folgende  veröffentlicht  worden :  Entscb.  d.  R.  G.  in 
Civils.  Bd.  52  S.  107,  in  Strafs.  Bd.  16  S.  197  und  Bd.  32  S.  322,  ferner  Jur. 
Zeitschr.  f.  Els.-Loth.  Bd.  25  S.  406  und  Bd.  28  S.  210;  für  die  Großhcrxog- 
tütner  Mecklenburg  nur  Kechtspr.  d.  R.  G.  in  Strafs.  Bd.  10  S.  385. 

')  vgl.  den  oben  S.  136  Anni.2  citierten  Beschluß  des  R.  G.  in  der  Recht- 
sprechung des  R.  G.  in  Strafs.  Bd.  10  S.  385. 

s)  Lutsch,  d.  R.  G.  in  Strafs.  Bd.  16  S.  201. 
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preußischen  0.  V.  G.  gefällten  dadurch,  daß  die  letztere  nach 
§§114  und  113  Abs.  5  L.  V.  G.  gebührenfrei  ist,  während  die 
erstere  dies  nur  dann  sein  könnte  (vgl.  §  1)8,  3  G.  K.  G.),  wenn 
die  Befreiung  von  Gebühren  durch  Kaiserliche  Verordnung  unter 
Zustimmung  des  Bundesrates  gewährt  worden  wäre.  Dies  ist 
jedoch  in  der  wegen  Gebührenfreiheit  ergangenen  Verordnung 
vom  24.  Dezbr.  1883')  nicht  geschehen*).  Infolgedessen  wird 
also  in  jedem  Beschluß  ausdrücklich  ausgesprochen  werden  müssen, 
wer  die  Kosten  des  Verfahrens  vor  dem  Reichsgericht  zu  tragen 
hat.  In  erster  Linie  gelten  die  Bestimmungen  der  C.  P.  0.  und 
Str.  Pr.  0.  über  Prozeßkosten.  In  Ergänzung  derselben  wird 
man  aber  als  allgemeinen  Grundsatz  für  die  Verteilung  der 
Kosten  die  in  §  Kt*  des  Gerichtskostengesetzes  enthaltene  Be- 
stimmung ansprechen  dürfen,  wonach  in  Ermangelung  eines 
anderen  Schuldners  derjenige,  welcher  das  Verfahren  der  Instanz 
beantragt  hat,  Schuldner  der  entstandenen  Gebühren  und  Aus- 
lagen ist. 

IV.  Für  die  beiden  Mecklenburg  sowie  für  Elsaß-Lothringen 
ist  schließlich  noch  in  gleicher  Weise  eine  bereits  oben  (§  12,  I) 
erwähnte  Streitfrage  bedeutsam,  die  sich  an  §  11  Abs.  2  Ziff.  2 
E.-G.  z.  G.  V.  G.  knüpft  und  die  Frage  zum  Gegenstände  hat,  ob 
mit  Rücksicht  auf  das  Wort  „besteht44  das  Reichsgericht  seine 
Zuständigkeit  bewahren  würde,  wenn  in  den  genannten  Ländern 
neuerdings  ein  oberster  Verwaltungsgerichtshof  geschaffen  werden 
sollte.  Meint  man,  daü  sich  das  Wort  „besteht"  lediglich 
auf  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  §  11,  d.  h.  auf  den  1.  Ok- 
tober 1879,  bezieht,  so  muß  man  die  Frage  verneinen,  während 
sie  zu  bejahen  ist,  wenn  dem  Worte  auch  für  die  Zukunft  eine 
Bedeutung  beizulegen  ist.  Die  Ansichten  in  der  Literatur  sind 
darüber  geteilt,  Eine  große  Anzahl  Schriftsteller  verneint  die 
Frage,  weil  die  dem  Reichsgericht  durch  Reichsgesetz  übertragene 
Zuständigkeit  ohne  ausdrückliche  Genehmigung  des  Reichsgesetzes 
durch  die  Landesgesetzgebung  nicht  aufgehoben  werden  könne'). 


i)  vgl.  R.-G.-Bl.  1884  S.  1. 

*)  vgl.  auch  Jur.  Wochenschrift  1894  S.  173  (Urt.  t.  12.  III.  94). 
»)  vgl.  Strnckmann-Koch  Note  8  zu  §  11  E.-G.  /..  G.  Y.  (i.  mit  der 
dort  citierten  Literatur. 
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Eine  vermittelnde  Stellung  nimmt  Hanck1)  ein,  der  zwar  zugibt, 
daß  das  Wort  „besteht"  sich  auch  auf  zukünftige  Zeiten  bezieht, 
es  jedoch  als  mindestens  höchst  zweifelhaft  bezeichnet,  ob  in  der 
Aufrechterhaltung  bestehender  Zustände  auch  die  Anerkennung 
nachträglicher  Veränderungen  zu  sehen  ist.  Die  meisten  Schrift- 
steller2) jedoch  bejahen  die  Frage,  indem  sie  au  die  Worte  „unberührt 
bleiben"  des  §  1 1  Abs.  2  E.-G.  z.  G.  V.  G.  anknüpfen  und  sich 
darauf  berufen,  daß  diese  Redewendung  in  der  Reichsjustiz- 
gesetzgebung durchgängig  (vgl.  z.  B.  §  15  E.-G.  z.  C.  P.  0.)  sich 
auch  auf  die  zukünftig  zu  erlassenden  Vorschriften  bezieht.  Diese 
Erwägungen  sind  (vgl.  oben  §  12,  1)  ausschlaggebend.  Es  ist  nicht 
anzunehmen,  daß  die  Reichsjustizgesetze  die  gleichen  Redewendungen 
bald  in  diesem,  bald  in  jenem  Sinne  gebrauchen,  und  man  darf 
daher  nicht  ohne  Not  für  einzelne  Fälle  einen  abweichenden  Willen 
des  Gesetzes  vermuten.  Danach  bezieht  sich  also  das  Wort  „be- 
steht" auf  die  jeweilige  Rechtslage,  nicht  lediglich  auf  die  am 
1.  X.  1«79  begründete,  und  das  Reichsgericht  kann  gegebenen 
Falles  durch  landesrechtliehe  Anordnung  seiner  Zuständigkeit 
verlustig  gehen. 

§  H5.  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz. 

In  der  Zeit  zwischen  der  Verkündung  und  dem  Inkrafttreten 
des  G.  V.  G.  erließen  die  beiden  Großherzogtümer  Mecklenburg 
zwei  fast  gleichlautende  Verordnungen  „zur  Ausführung  von  §  11 
E.-G.  z.  G.  V.  G.u  vom  ä.  Mai  1879 s),  durch  welche  landesge- 
setzliche Vorschriften  des  in  §  11  Abs.  2  E.-G.  z.  G.  V.  G.  ge- 
nannten  Inhaltes  für  Mecklenburg  neu  geschaffen  wurden4)*). 

')  S.  229  (Struckmann- Koch  zählen  Hauck  irrtümlich  zu  denen,  die 
ihrer  Ansicht  sind).  Auch  Glaser  Bd.  1  S.  298  wendot  §  11  Abs.  2  nur  auf 
bereits  bestehende  Verhältnisse  an. 

a)  v.  Arnsberg  Verordn.  zur  Ausf.  d.  Reichsjustizges.  f.  d.  Großherzogt. 
Mecklenburg-Schwerin  1879  S.  203:  Hauser  S.  32  f.;  Laband  Staatsrecht 
§  97,  III,  2:  Loewe-Hellweg  Note  7  zu  §  11  E.-G.  t.  G.  V.  G.:  Wach 
Bd.  1  S.  202  u.  v.  Wilmowski-Levy  Anm.  5  zu  §  11.  Ebenso  bei  den  Ge- 
setzesberatungen der  bajr.  Justizinin ister  Dr.  v.  Fäustle  gegen  Miquel 
(vgl.  Hahn  Materialien  zu  den  Rcichsjustizgesetzen  S.  1634). 

3)  Reg.-Bl.  f.  Meckl.- Schwerin  S.  101  ff.,  Offiz.  Anzeiger  f.  Mecklenb.- 
Strelitz  S.  137  ff. 

*)  Eine  ausführliche  Darstellung  der  Frage,  inwieweit  nach  bisherigem 
Rechte  in  Mecklenburg  besondere  Voraussetzungen  für  die  gerichtliche  Ver- 
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I.  Danach  ist  die  Vorentscheidung  zulässig  sowohl  bei  civil- 
wie  auch  bei  strafrechtlicher  Verfolgung  eines  Beamten,  wenn 
die  Verfolgung  wegen  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der 
Ausübung  des  Amtes  vorgenommener  Handlungen  eingeleitet  ist. 
(Grundsätzliche  Erklärungen  hierzu  siehe  oben   S.  ist)  f.). 

II.  Die  Vorentscheidung  ist  nicht  unbedingt  erforderlich, 
sondern  kann  nur  dann  gefallt  werden,  wenn  (ebenso  wie  in 
Preußen,  Baden  und  Kisaü-Lothringen)  eine  besondere  Behörde  die 
Sache  vom  Gericht  abruft  und  die  Vorentscheidung  gemäß  §  11 
E.-G.  z.  G.  V.  G.  verlangt1).  Berechtigt,  das  Verlangen  zu 
stellen,  ist  das  Staats- Ministerium  (in  Strelitz  die  Landes- 
regierung), welchem,  damit  es  sich  schlüssig  machen  kann,  ge- 
mäU  §  1  der  Verordnungen  vom  5.  V.  1*71»  von  jeder  hier  in 
Betracht  kommenden  Klage  gegen  öffentliche  Beamte  Abschrift  zu 
erteilen  ist. 

III.  Was  den  Zeitpunkt  der  Möglichkeit,  das  Verlangen  auf 
Vorentscheidung  zu  stellen,  anlangt,  so  dürfte  bezüglich  des 
frühesten  Zeitpunktes  auf  das  oben  S.  99  ff.  Gesagte  zu  verweisen 
sein.  Den  spätesten  Zeitpunkt  gibt  §  7  der  Verordnungen  an :  nach 
rechtskräftiger  Feststellung  der  Schuld  durch  gerichtliches 
Urteil  kann  die  Vorentscheidung  nicht  mehr  verlangt  werden. 
Rechtskräftig  ist  aber  ein  der  Anfechtung  unterliegendes  Urteil 
dann,  wenn  entweder  auf  Einlegung  des  Rechtsmittels  verzichtet 
oder  dasselbe  zurückgenommen  oder  wenn  die  Rerhtsmittelfrist 
zur  Einlegung  des  Rechtsmittels  nicht  benutzt  worden  ist.  Im 
Gegensatz  also  zu  Baden  (oben  §  II  am  Ende)  kann  die  Vor- 
entscheidung auch  noch  nach  Verkündung  des  gerichtlichen 
Urteiles  verlangt  werden,  ausgenommen  allerdings  bei  Fallung  der 


folgung  von  Beamten  galten,  findet  sich  bei  v.  Arnsberg,  Verordnungen 
zur  Ausführung  der  Rciehsjustizgesetze.  Schwerin  1879  S.  195—199. 
*}  Die  Verordnungen  sind  unten  im  „Anhange"  abgedruckt, 

•)  Dies  übersah  der  Vertreter  des  Ministeriums  des  Innern,  wenn  er 
in  dem  in  der  Mecklenb.  Zeitschr.  für  Rechtspflege  und  Rechtswissenschaft 
Bd.  5  S.  23  ff.  mitgeteilten  Falle  —  das  Ministerium  des  Inneren  war  auf 
Schadensersatz  wegen  Überschreitung  amtlicher  Befugnisse  verklagt  —  dio 
Einrede  der  Uuzulässigkeit  des  Rechtsweges  geltend  machte,  trotzdem  das 
Staataministerium  ausdrücklich  auf  Erwirkung  der  Vorentscheidung  ver- 
zichtet hatte. 
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kontradiktorischen  und  der  auf  Einspruch  ergehenden  zweiten 
Versäumnisurteile  der  Landgerichte  in  der  Berufungsinstanz,  der 
Urteile  der  Oberlandesgerichte  in  nicht  revisionsfähigen  Sachen  und 
des  Reichsgerichtes,  die  schon  mit  der  Verköndung  rechtskräftig 
werden. 

IV.  Als  „öffentliche Beamte*  im  Sinne  des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G., 
bezüglich  deren  die  Vorentscheidung  zulässig  ist,  sind  nicht  nur 
die  in  §  t>  der  mecklenburgischen  Verordnung  ausdrücklich  her- 
vorgehobenen landesherrlichen  Beamten,  wie  Geistliche,  Küster, 
Gendarmen  u.  s.  w.,  anzusprechen,  sondern  auch  ständische 
Beamte ,  wenn  sie  staatliche  Hoheitsrechte  ausgeübt  haben  *).  Aus- 
geschlossen ist  dagegen  (vgl.  ähnlich  Baden  S.  189)  die  Vorent- 
scheidung, wenn  es  sich  um  Civil  klagen  gegen  Mitglieder  der 
Grundbuch-  und  Hypothekenbuch -Behörden  bei  Anspruch  auf 
Schadensersatz  nach  Maßgabe  der  Hypothekenordnungen  sowie 
gegen  die  mit  Verwaltung  der  Obervormundschaft  betrauten  Be- 
amten handelt  (§  8  der  Verordnung).  Ob  die  Beamten  ständig 
oder  nur  vorübergehend  angestellt  sind,  macht  in  keinem  Falle 
einen  Unterschied. 

V.  Ist  das  Verlangen  auf  Vorentscheidung  nach  dem  Vorge- 
sagten zutreffend  gestellt,  so  hat  das  ordentliche  Gericht  das 
Verfahren  auszusetzen,  bis  die  Vorentscheidung  erfolgt  ist.  Jedoch 
können  einstweilige  Verfügungen  u.  Untersuehungshandlungen  dring- 
licher Natur  in  der  Zwischenzeit  vorgenommen  werden  (§4  Verordn.). 
Darauf  gehen  die  Akten  mit  dem  Ersuchen  um  Vorentscheidung  an 
das  Reichsgericht,  nachdem  vorher  noch  dem  Kläger  gemäß  §  5 
der  Verordnungen  Gelegenheit  gegeben  worden  ist,  sich  über  den 
Gegenstand  der  Vorentscheidung  zu  erklären. 

VI.  Für  das  Verfahren  bei  der  Vorentscheidung  und  für  die 
Wirkung  derselben,  für  den  Umfang  der  Prüfungspflicht  und  für 
die  Kosten  der  Vorentscheidung  ist  nichts  Besonderes  zu  be- 
merken (vgl.  oben  S.  203  ff.). 


*)  vgl.  v.  Arnsberg  S.  205  ff.  und  Rösing  Das  Staatsrecht  der  Grotth. 
Meckl.-Schwerin  u.  Meckl.-Strelitz  (in  Marquardsen's  Handbuch  d.  öff.  Recht«) 
1884  S.  63.  B«i  v.  Huchka  Landesprivatrecht  d.  Großh.  Meckl.-Schw.  u. 
Mcekl.-Strelitz  (Erg&nzbd.  zu  Dernburg,  Das  Bürgerl.  Recht)  Halle  1905 
findet  sich  nichts  über  die  ganze  Frage. 
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VII.  Zu  der  mit  Rücksicht  auf  das  Wort  „besteht"  in  §  11 
Abs.  2  Ziff.  2  E.-G.  z.  G.  V.  G.  entstandenen  Streitfrage,  ob  das 
Reichsgericht  zur  Vorentscheidung  zustandig  bleiben  soll,  auch 
wenn  in  den  Staaten,  in  welchen  jetzt  seine  Zuständigkeit  be- 
gründet ist,  später  ein  oberster  Verwaltungsgerichtshof  geschaffen 
wird,  hat  der  §  3  der  Verordnung  in  dem  Sinne  Stellung  ge- 
nommen, daß  das  Reichsgericht  nur  subsidiär  zur  Erlassung  der 
Vorentscheidung  berufen  ist  d.  h.  nur  zuständig  sein  soll,  „solange 
ein  oberster  Verwaltungsgerichtshof  für  Mecklenburg  nicht  besteht". 
Es  soll  also  der  jeweilige  Rechtszustand  maßgebend  sein,  nicht 
lediglich  die  am  1.  X.  1879  begründete  Rechtslage  (vgl.  dazu  das 
oben  S.  205  f.  Gesagte). 

§  3fi.  Elsas*  -  Lothringen. 

I.  Vor  dem  Jahre  1S70  galt  in  Elsaß-Lothringen  ebenso  wie 
in  den  übrigen  Teilen  Frankreichs  die  Bestimmung  des  Art.  75 
der  Constitution  vom  23.  frimaire  VIII.  (vgl.  oben  S.  22).  Mit 
Ausnahme  der  Minister  durften  also  die  „agens  du  Gouvernement fa  *) 
wegen  der  auf  ihr  Amt  bezüglichen  Handlungen  nur  auf  Grand 
einer  vorgängigen,  genehmigenden  Entscheidung  des  Staatsrates 
verfolgt  werden  d.  h.  die  Verfolgbarkeit  der  agens  du  Gouverne- 
ment hing  von  dem  freien  Willen  des  Staatsrats  ab. 

In  Frankreich  ist  Art.  75  zweifellos  durch  das  decret 
du  gouvernement  de  la  defense  nationale  vom  19.  Sept.  1870 
(oben  S.  27)  aulgehoben  worden3).  Fraglich  ist  jedoch,  ob  dieses 
Dekret  auf  Elsaß  -  Lothringen  denselben  Einfluß  ausgeübt  und 
auch  dort  die  Bestimmungen  des  Art.  75  beseitigt  hat.  Nach  der 
herrschenden  Ansicht*)  ist  diese  Frage  zu  verneinen,  weil  das 
Dekret  in  Elsaß-Lothringen,  ausgenommen  nur  einige  wenige  Orte, 
keine  verbindliche  Kraft  mehr  zu  erlangen  vermocht  hat.  Dies 
hängt  damit  zusammen,  daß  im  deutsch  -  französischen  Kriege 
1870/71  die  Gesetzgehungsbcfugnis  Frankreichs  in  El  saß- Lothringen 
nicht  infolge  eines  einheitlichen  Rechtsaktes  erlosch,  sondern  daß 

')  Ober  den  Begriff  vgl.  oben  S.  23 ff.  n.  0.  Mayer  Theorie  des  franz. 
Verwaltungsr.  S.  99. 

*)  vgl.  Althoff- Foertsch  II,  S.  155  Anm.  1  zu  Art.  75  und  Glaacr 
Hdb.  des  Strafprozesses.  Leipzig  1885  Bd.  2  S.  197  Antn.  7. 

3)  vgl.  z.  B.  Meycr-An  schütz  §  183  Anra.  12. 
Gravenhorst .  Konflikt  11 


Digitized  by  Google 


nach  und  nach  die  französischen  Gesetze  immer  mehr,  je  weiter 
die  deutschen  Heere  vorrückten,  die  Möglichkeit  verloren,  Geltung 
zu  erlangen.  Denn  in  denjenigen  Gebieten,  die  dem  Machtbereich 
des  französischen  Staates  entzogen  waren,  konnten  gesetzgeberische 
Willensakte  nicht  mehr  zur  Geltung  gelangen  oder  sie  wurden 
suspendiert,  trotzdem  die  Gebiete  noch  rechtlich  Teile  Frankreichs 
waren.  Da  nun  schon  um  die  Mitte  des  August  1870  fast  das 
ganze  jetzige  Reichsland  Elsaß-Lothringen  (mit  Ausnahme  der 
Festungen  und  des  südlichen  Teiles  von  Ober-Elsaß  und  Ende 
November  mit  Ausnahme  der  Festung  Bitsch)  dem  Machtbereich 
der  französischen  Staatsgewalt  entzogen  war,  so  konnte  das  Dekret 
vom  19.  IX.  1870  nur  in  einem  kleinen  Teile  des  Landes  recht- 
liche Wirksamkeit  erlangen,  während  dies  in  den  Hauptteilen  aus- 
geschlossen war1). 

Artikel  75  blieb  daher  im  größten  Teil  von  Elsaß-Lothringen 
richtiger  Ansicht  nach  in  Kraft.  Es  muß  allerdings  hinzugefügt 
werden,  daß  er  eine  kurze  Zeit  lang  wirkungslos  war,  denn  die 
zur  Vorentscheidung  berufene  Behörde,  der  Staatsrat,  war  ja  eben- 
falls durch  das  Vordringen  des  deutschen  Heeres  in  seiner  Tätig- 
keit suspendiert,  sodaü  damals  eine  Vorentscheidung  in  Elsaß- 
Lothringen  nicht  hätte  getrotten  werden  können.  Dagegen  lebte 
Art.  75  wieder  für  das  Land  auf,  als  durch  §  i»  des  Gesetze* 
,.betr.  die  Einrichtung  der  Verwaltung"  vom  30.  XII.  1*71  *). 
das  die  Verwaltungsverhältnisse  in  Elsaß-Lothringen  neu  ordnete, 
die  dem  Staatsrat  früher  zustehenden  Verwaltungsfunktionen  dem 
Oberpräsidenten  übertragen  wurden,  der  nun  kraft  Gesetzes  über 
die  Verfolgung  sämtlicher  elsaß-lothringischer  Beamten  zu  befinden 
hatte3). 

l)  vgl.  Förtsch  S.  469  ff.:  Häuser  Bd.  5  S.  9;  Laband  Staats- 
recht d.  «Usch.  Reiches  B.t.  2  §  62,  1:  Leoni  l>as  öffentliche  Recht,  Teil  1 
1  und  ö:  Loiting  Verwaltung  des  General-Gouvernements  im  Kl  sali. 
Straüburg  1874,  8.  26  ff.  und  Kutsch,  d.  R.  G.  in  Strafs.  v.  26.  IX.  1887  in 
Bd.  16  der  Kutsch.  8.  197  ff.  Hamburger,  Die  staatsrechtlichen  Besonder- 
heiten der  Stellung  des  Reichslandes  KlsaB-Lothringen.  1901,  S.  11  zeigt 
die  in  der  rechtlichen  Auffassung  bestehende  Unklarheit. 
3)  Gesetzbl.  f.  Klsaß-Lothr.  1872  S.  49. 

3)  vgl.  Foertsch  8.  469  ff.;    Leoni  in  Marquardsen's  Hdbch.  Bd.  2 
8.252  und  Meyer- An  seh  fitz  $  183  Anm.  12. 
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Diese  Auslegung  des  §  9  des  Verwaltungsgesetzes  ist  jedoch 
nicht  unbestritten  geblieben.  Miquel  als  Berichterstatter  im  Reichs- 
tag war  vielmehr  der  Ansicht,  daß  die  Entscheidung  des  Staats- 
rats im  Falle  des  Art.  75  nicht  zu  den  bloßen  Verwaltungs- 
funktionen desselben  —  nur  diese  seien  ja  auf  den  Oberprasidenten 
übergegangen  —  gehöre,  sondern  er  habe  bei  Abgabe  der  Vor- 
entscheidung entweder  nach  Analogie  des  preußischen  K.  (}.  H. 
oder  aber  in  der  Eigenschaft  eines  Verwaltungsgerichtshofes  gehandelt. 
Darum  sei  nicht  anzunehmen,  daß  die  Befugnisse  auf  den  Ober- 
präsidenten tibergegangen  seien.  Da  aber  außer  dem  letzteren 
keine  andere  Behörde  an  Stelle  des  Staatsrates  getreten  ist,  so 
nahm  Miquel  an,  daß  überhaupt  die  Bestimmung  des  Art.  75 
weggefallen  sei  und  daß  irgend  welche  Beschränkung  der  civil-  und 
strafrechtlichen  Verfolgung  von  Beamten  in  Elsaß-Lothringen  nicht 
mehr  bestehe.  Diese  Ansicht  fand  jedoch  nur  geringe  Zustimmung. 
Vielmehr  wurde  von  anderer  Seite  <  v.  Puttkamer  und  v.  Arnsberg) 
behaupet,  Art.  75  sei  in  Elsaß-Lothringen  noch  weiter  geltendes 
Recht.  Man  konnte  sich  dabei  auf  die  Ansicht  Batbie's,  eines  der 
besten  Kenner  des  französischen  Verwaltungsreehts,  stützen,  der 
darauf  hinwies,  daß  der  Staatsrat  in  Frankreich  die  „decision" 
in  seiner  administrativen  Sektion,  nicht  in  der  section  du  contentieux, 
wie  Miquel  annimmt,  getroffen  hatte.  Fiel  aber  die  decision  in 
den  Bereich  der  administration  pure,  so  ist  sie  auch  auf  den  Ober- 
präsidenten übergegangen.  Somit  läßt  sich  die  Ansicht  von  Miquel 
nicht  halten1). 

II.  Durch  Gesetz  vom  23.  Dezember  187:1  „betr.  die  Ein- 
führung des  Reichsbeamtengesetzes  in  Elsaß-Lothringen"  a)  wurde 
nun  Folgendes  bestimmt: 

„Das  anliegende  Reichsgesetz  vom  21.  III.  1873  ...  wird  in 
Elsaß-Lothringen  eingeführt. 

Dasselbe  findet  auf  die  Rechtsverhältnisse  der  elsaß-lothringischen 
Landesbeamten,  welche  ein  Diensteinkommen  aus  der  Landeskasse 
beziehen,  sowie  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  öffentlichen  Schulen 
Anwendung ....)." 

Damit  wurden  also  auch  die  Bestimmungen  des  §  13  des 
Reichsbeamtengesetzes  auf  Elsaß-Lothringen  und  elsaß-lothringische 

»)  vgl.  Hahn  S.  1447,  1458  u.  1463;  Hauser  Bd.  5  S.  9. 
3)  Gesetzblatt  f.  Els.-Lothr.  1873  S.  479. 

14* 
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Landesbeamte  für  anwendbar  erklärt.  Die  Folge  davon  war,  daß 
dieselben  Zweifel,  die  §  13  für  das  Reich  hervorgerufen  hatte, 
auch  in  Elsaß-Lothringen  auftauchten  •).  Die  Zweifel  sind  jedoch 
ebenso  wie  im  Reiche  zu  entscheiden  (vgl.  oben  S.  173  f.).  Insbe- 
sondere ist  hervorzuheben,  daß  die  durch  §13  herbeigeführte  Än- 
derung sowohl  die  strafrechtliche  wie  die  civilrechtliche  Verant- 
wortlichkeit betrifft  und  daß  ferner  §  13  sowohl  die  materielle 
Verantwortlichkeit  des  Beamten  für  die  Gesetzmäßigkeit  seiner 
Amtshandlungen  ausspricht  als  auch  die  landesgesetzlich  bestehenden 
formalen  Beschränkungen  der  Verfolgbarkeit  eines  Beamten  auf- 
hebt8). Unbedenklich  haben  daher  die  Bestimmungen  des  Art.  75 
der  Constitution  vom  '2*2.  frimaire  VIII  durch  die  Ausdehnung 
des  Reichsbeamtengesetzes  auf  Elsaß-Lothringen  dort  ihre  Geltung 
verloren. 

Da  aber  §  13  für  die  el saß- lothringischen  Landesbeamten 
nur  kraft  der  Landesgesetzgebung  Geltung  erlangt  hat 3),  so  mußten 
erneute  Zweifel  entstehen,  als  ein  späteres  Landesgesetz,  das  elsaß- 
lothringische Ausfuhrungsgesetz  zum  Geriehtsverfassungesetz  vom 
4.  XI.  1X7*4)  (§  11),  bestimmte,  daß  die  in  §  11  Abs.  2  E.-G. 
z.  G.  V.  G.  bezeichnete  Vorentscheidung  nur  dann  erforderlich  sein 
solle,  wenn  die  vorgesetzte  Behörde  dies  verlange.  Manche  meinen 
nun,  da  in  dem  Gesetz  von  1878  die  Vorentscheidung  als  gegeben 
vorausgesetzt  werde,  so  konneman  einen  entgegengesetzten  Standpunkt 
nicht  einnehmen  und  müsse  ebenfalls  mit  dem  Bestehen  der  Vor- 
entscheidung rechnen 5).  Hiergegen  nimmt  jedoch  das  Reichs- 
gericht mit  zutreffenden  Ausführungen  Stellung,  indem  es  argumen- 
tiert, daß  zwar  1*78  bei  den  gesetzgebenden  Faktoren  die  Meinung 
bestanden  habe,  Art.  75  gelte  noch  ungeachtet  der  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  23.  Dezember  1873  in  Elsaß-Lothringen  weiter, 
daß  aber  diese  Meinung  als  verfügende  Norm  in  das  neue  Gesetz 

')  vgl.  Althuf  f-Ko«ut«cb  zu  Art.  75:  Hauser  Bd  5  S.  9;  Laband 
Bd  1  S.  424  11.  u.  441:  Eooni  in  Marquardt'»  Handbuch  Bd.  2  S.  252  u. 
Erk.  R.  G.  füvils.  Bd.  5  S.  48. 

3)  vgl.  Entgeh,  d.  R.  G.  in  Strafg.  Bd.  32  S.  822  ff.  Ebengo  Loewc- 
H  eil  weg  Anm.  4  a  zu  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  u.  Jur.  Wochengchr.  1900  S.  122. 

3j  vgl.  Jur.  Zeitachr.  f.  Els.-Eothr.  Bd.  25  S.  406:  Kisch  S.  349  und 
Michaelis  S.  179. 

*)  Gea.-Bl.  f.  Els.-Lnt.hr.  1878  S.  65. 
!  vgl.  Haus  er  S.  137  Anm.  14:  Leoni  Öffentl.  Recht  Bd.  1  S.  10. 
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hätte  aufgenommen  werden  müssen,  wenn  sie  das  ältere  Oesetz 
ändern  sollte').  Danach  brachte  das  Gesetz  von  1K7K  keine 
Änderung  in  dem  bestehenden  Rechte.  sodaÜ  also  von  der  Aus- 
dehnung des  Reichsbeamtengesetzes  auf  Elsatt-Lothringen  an  eine 
Beschrankung  in  der  gerichtlichen  Verfolgung  von  elsaß-lothringischen 
Landesbeamten  nicht  stattfand  und  auch  beim  Inkrafttreten  der 
Reichsjustizgesetze  die  Möglichkeit,  eine  Vorentscheidung  im  Sinne 
des  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  einzuholen,  bei  Klagen  gegen  elsaß- 
lothringische Landesbeamte  nicht  gegeben  war2). 

Dieser  Zustand  dauerte  bis  zum  Inkrafttreten  des  B.  G.  B. 
fort,  denn  erst  durch  §  89  des  Gesetzes  „betr.  die  Ausführung  des 
B.  G.  B.u  vom  17.  April  18995),  welches  mit  dem  B.G.B,  am 
1.  Januar  1900  in  Kraft  trat,  machte  die  elsaß- lothringische 
Landesgesetzgebung  von  dem  ihr  zufolge  der  Vorschrift  des  §  1 1 
Abs.  2  E.-G.  z.  G.  V.  G.  zustehenden  Rechte  Gebrauch  ,  durch 
eine  neue  Vorschrift  die  Verfolgung  der  Beamten  mit  den  durch 
§  11  Abs.  2  getroffenen  Modifikationen  an  die  Vorentscheidung 
einer  besonderen  Behörde  zu  binden*).  §39  bestimmte  nämlich: 

„Wird  ein  Beamter  wegen  einer  Handlung,  die  er  in  Aus- 
übung der  ihm  anvertrauten  öffentlichen  Gewalt  vorgenommen 
hat,  civilrechtlich  oder  strafrechtlich  verfolgt,  so  ist  die  vorgesetzte 
Behörde  befugt,  die  im  §  1 1  Abs.  2  des  E.-G.  z.  G.  V.  G.  vom 
27.  Januar  1877  (R.-G.-BI.  S.  77)  bezeichnete  Vorentscheidung  zu 
verlangen. u 

El.  Zulässig  ist  danach  die  Vorentscheidung  (ebenso  wie  in 
Preußen,  Baden,  Hessen  und  Mecklenburg)  sowohl  bei  civil- 
als  auch  bei  strafrechtlicher  Inanspruchnahme  eines  Beamten. 

IV.  Die  Vorentscheidung  ist  nicht  unbedingt  erforderlich 
(wie  in  Bayern  und  Hessen),  sondern  kann  erst  dann  gefallt 
werden,  wenn  eine  andere  Behörde  in  das  Verfahren  eingreift  und 
die  Fällung  der  Vorentscheidung  verlangt.    Das  Recht,  dieses 

»)  Beschl.  d.  R.  G.  v.  2.  XI.  1899  in  den  Entsch.  d.  K.  G.  in  Strafs. 
Bd.  32  S.  322  (abgedruckt  auch  in  der  Jur.  Ztschr.  f.  Els.-Lothr.  Bd.  25  S.  406). 
a)  And.  Moin.  Freund  2.  Abschn.  2.  Kap.  §6. 
3)  Ges.-Bl.  f.  Els.-Lothr.  1899  S.  43. 

*)  Beschl.  d.  R.  G.  v.  1.  VII.  1902  (abgedruckt  in  der  Jur.  Zeitschrift 
für  Els.-Lothr.  Bd.  28  S.  211  und  in  den  Entsch.  d.  B.  G.  in  Civils.  Bd.  52 
S.  107). 


Digitized  by  Google 


214 


Verlangen  zu  stellen,  steht  der  dem  Beamten  jeweils  vorgeset  zten 
Behörde  zu.  Während  also  in  Preußen  nur  Provinzial-  und 
Centraibehörden,  in  Baden  (oben  S.  188)  nur  Centraibehörden  in 
das  Verfahren  eingreifen  dürfen,  steht  dies  Recht  in  Elsaß -Loth- 
ringen z.  B.  schon  der  Polizeibehörde  zu.  Ob  dies  zweckent- 
sprechend ist,  darf  begründeten  Zweifeln  unterliegen.  Man  wird 
annehmen  müssen,  daß  untergeordnete  Instanzen  nur  nach  Ein- 
verständnis, wenigstens  mit  der  Bezirksbehörde,  tätig  werden. 

V.  Bezüglich  der  Person  der  in  Frage  kommenden  Beamten 
ist  hervorzuheben,  daß  jetzt  die  Vorentscheidung  für  Beamte 
schlechthin  verlangt  werden  kann,  nicht  mehr,  wie  Art.  75  der 
Consularkonstitution  verlangte,  lediglich  für  agens  du  Gouvernement 
d.  h.  in  der  Hauptsache  Verwaltungsbeamte.  Damit  ist  aber 
gleichzeitig  gesagt,  daß  §  35)  auch  für  richterliche  und  sonstige 
Justizbeamte  wie  Notare,  Gerichtsvollzieher  und  Gerichtsschreiber 
gilt  (im  Gegensatz  zu  Preußen,  oben  §  14),  ferner  für  mittelbare 
und  auch  für  nur  vorübergehend  angestellte  Beamte;  dagegen  gilt 
§  31)  nicht  für  die  nur  im  Dienste  einer  öffentlichen  Anstalt 
stehenden  Beamten  sowie  für  die  Geistlichen1). 

VI.  Für  das  Verfahren  bei  der  Vorentscheidung  und  für 
die  Wirkung  derselben,  für  den  Umfang  der  Prüfungspflicht  und 
für  die  Kosten  der  Vorentscheidung  darf  auf  die  Ausführungen 
oben  S.  203  ff.  verwiesen  werden. 


4.  Kapitel. 

Die  übrigen  Staaten. 

§  37. 

I.  Von  den  übrigen  deutschen  Staaten  bedarf  in  erster  Linie 
Württemberg  der  Erwähnung.  Dort  war  die  Frage,  ob  eine  Vor- 
entscheidung bei  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  zu  verlangen 
sei,  niemals  gesetzlich  geregelt  worden,  wie  denn  dort  überhaupt 
allgemeine  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Kompetenz  der 

')  vgl.  auch  Mnlitor  Ges.  betr.  Ausführung  des  B.  G.B.  ia  Els-Lothr. 
Straßburg  1898  u.  HKX)  S.  (>7  f. 
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i»erirhte  im  Verhältnis  zu  den  Verwaltungsbehörden  fohlton 1 
Ks  ist  erklärlich,  daß  die  Rechtslage  der  angrenzenden  Staaten 
(Bayern  und  Raden),  in  denen  der  Rechtsweg  gegen  den  Reamten 
nicht  unbeschränkt  zulässig  war,  fllr  Württemberg  wenigstens  eine 
Anregung  war,  die  Frage  auch  für  das  württembergische  Recht 
zu  erwägen.  Ks  dauerte  nicht  lange,  so  war  man  in  Württem- 
berg im  Zweifel  darüber,  ob  nicht  auch  hier  für  die  gerichtliche 
Verfolgung  der  vorgängige  Ausspruch  der  vorgesetzten  Dienst- 
behörde erfordert  werden  müsse,  und  es  fanden  sich  auch  Stimmen, 
die  für  ein  solches  Krfordernis  eintraten.  Die  herrschende  Meinung 
jedoch  erklärte  sich  gegen  dasselbe2!  und  lehnte  jede  Beschränkungs- 
möglichkeit  der  Verfolgung  ab.  Trotzdem  aber  hielt  man  mit 
Rücksicht  auf  das  Strittige  der  Frage  eine  gesetzliche  Regelung 
für  erforderlich,  und  zwar  nur  für  Civilklagen;  denn  für  Straf- 
klagen wurde  allerdings  dem  Strafrichter  das  Erkenntnis  über 
das  Vorhandensein  von  Dienstptlichtverletzungen  allgemein  zu- 
gestanden. Man  stellte  darum,  um  jeden  Zweifel  zu  vermeiden s), 
in  Art.  "2  Ziff.  :i  des  Entwurfes  für  das  Gesetz  über  die  Ver- 
waltungsrechtspflege vom  1(>.  XII.  1H7(>  die  Hestimmung  ein.  daß 
alle  Entschädigungsklagen  gegen  öffentliche  Reamte  wegen  Amts- 
pflichtsverletzungen vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehören  sollten. 
Das  Plenum  der  Abgeordnetenkammer  lehnte  jedoch  die  Aufnahme 
jener  Bestimmung  nach  lebhaften  Debatten  ab:  sie  sei  nicht  nötig,  denn 
man  habe  in  Württemberg  niemals  von  der  Präjudizialentscheidung 

')  vgl.  Berne r-Schäfer  Verfahren  in  bürg.  Streitsachen  vor  den 
Württemb.  Orienten.  Stuttgart  1858  S.  54  und  Gaupp  C.  P.  0.  für  da* 
dtsche  lieich  Freiburg  i./B.  u.  Tübingen  1879  Bd.  1  S.  8  f. 

-)  vgl.  die  lieden  d«  r  Abg.  St  ruck  mau n  und  Schmid  (Hahn,  Materialien 
S.  1456  u.  1404)  anläßlich  der  Beratung  des  <j  11  K.-G.  z.  G.  V.  G.  Ferner 
Gaupp  Die  auf  den  Civilprozeü  bezügl.  Normen  des  württemb.  Landes- 
rechts, Fr.iburg  i./B.  u.  Leipzig  1893  S.  13):  Göz  Staatsrecht  des  Kgr. 
Württemberg,  in  MarquanUen'*  Handb.  Freiburg  i./B.  u.  Tübingen  1904 
S.  153;  (i  essler  Wnrttembergisehc-  Landcsgcsctze  n.  Veror<lnungen  (Anhang  zu 
Ganpp-Stein's  C.  1'.  ().)  Tübingen  u.  Leipzig  1902  S.  218:  Loening  Ver- 
waltungsrecbt  S.  12«:  Nadbyl  S.  821:  v.  Sarwey  Off.  Recht  u.  Verwaltung*- 
rechtspflege  §  1K:  v.  Sa r wey  Staatsrecht  des  Kgr.  Württemberg.  Tübingen 
1883  Bd.  2  §  118  und  Streich  Württemb.  Beamtengesetz.  Stuttgart  1876 
S.  14  f. 

3)  vgl.  Hohl  Gesetz  über  die  Verwaltungsrechtspflege.   Stuttgart  1877 

S.  40. 
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einer  Administrativbehörde  gehört1).  Die  Kammer  der  Standes- 
herret] trat  dem  Beschluß  der  Abgeordnetenkammer  bei,  nachdem 
sie  den  Entwurf  zunächst  angenommen  hatte,  darauf  die  Sache 
nochmals  an  die  2.  Kammer  zurückgegangen  war,  diese  jedoch 
bei  ihrer  ablehnenden  Haltung  verblieben  war.  Mit  Rücksicht 
hierauf  darf  man  jetzt  behaupten,  daß  in  Württemberg  eine  Be- 
schränkung der  Verfolgung  der  Beamten  im  Sinne  des  §  11  E.-G. 
z.  G.  V.  G.  nicht  besteht:  dies  umsomehr,  als  auch  das  württem- 
bergische A.-G.  z.  B.G.B,  vom  28.  VII.  1809»)  in  Art.  202 
lediglich  davon  spricht,  daß  bei  civilrechtlicher  Verfolgung  des 
Beamten  wegen  Amtsüberschreitung  an  Stelle  des  Beamten  der 
Staat  die  Verantwortlichkeit  übernimmt. 

II.3)  Der  einzige  von  den  größeren  deutschen  Staaten,  in  dem 
nach  Landesgesetz  eine  Vorentscheidung  niemals  erforderlich  ge- 
wesen und  auch  hierüber  niemals  Zweifel  geherrscht  haben,  ist 
das  Königreich  Sachsen4)5).  Dort  ist  also  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G. 
niemals  von  Einfluß  gewesen. 

Dasselbe  ist  von  allen  übrigen  deutschen  Monarchien  sowie 
von  den  Hansestädten6)  zu  sagen. 

§  38.  Schlussbetrachtung. 

I.  Ein  buntes  Bild  gesetzgeberischer  Tätigkeit  hat  sich  vor 
unseren  Augen  entfaltet.    Mit  den  verschiedensten  Nuancen  hat 

')  vgl.  Abg.  Struckinann  bei  Beratung  des  §11  E.-G.  z.  G.  V.  G. 
(Hahn  Materialien  S.  1456)  und  Hohl  S.  88— 94. 

J)  Reg.-Bl.  f.  d.  Kgr.  Württemb.  1899  S.  423  ff. 

3)  Das  Folgende  nach  einer  an  die  zustandigen  Behörden  der  in  Frage 
kommenden  Staaten  gerichteten  Rundfrage,  die  ?on  allen  —  außer  von  Sachsen- 
Weimar-Eisenacb  —  in  entgegenkommender  Weise  beantwortet  wurde. 

*)  Die  gegenteilige  Angabe  von  Kleinfeiler  Lehrb.  d.  Civilprozeßr. 
S.  59  ist  irrig. 

5)  vgl.  Frickcr  Grundriß  des  Staatsrechts  d.  Kgr.  Sachsen.  Leipzig 
1891  S.  174:  Grengel- Glaser  Sächsische  Landesgesetze  und  Verordnungen 
v  Anhang  zu  Gaupp- Stcin's  Kommentar  zur  C.  P.  0.)  2.  Auflage.  Tübingen 
1906  S.  285;  Loening  Verw.  Recht  S.  126:  v.  d.  Mosel  Handwörterbuch 
des  Kgl.  Sachs.  Verwalt.-Rccht*  9.  Aufl.  Leipzig  1901  S.  77  u.  630:  Xadbyl 
S.  821:  Opitz  Das  Staatsrecht  des  Kgr.  Sachsen.  Leipzig  1884  Bd.  1 
S.  253  ff.  und  v.  Sarwey  Öffcntl.  Recht  und  VerwaltungsrechUpflege  §  18. 

6)  Xadbvl  ^ibt  (ohne  gesetzlichen  Belag)  irrig  an  (v.  Steugei's 
WörterbiHth  S.826),  für  Hainburg  treffe  das  Reichsgericht  die  Vorentscheidung. 
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die  Gesetzgebung  der  7  hier  in  Betracht  kommenden  deutelten 
Staatsgebiete  die  gesetzlichen  Bestimmungen  ausgestattet,  die  alle 
demselben  Ziele  zustreben.  So  kennen  Preußen,  Baden,  Hessen, 
Mecklenburg  und  Elsaß-Lothringen  die  Vorentscheidung  bei  civil- 
und  bei  strafrechtlicher,  Bayern  dagegen  nur  bei  civilreehtlicher 
Inanspruchnahme  des  Beamten.  Bayern  und  Hessen  erfordeni  die 
Vorentscheidung  unbedingt,  die  übrigen  Staaten  nur  dann,  wenn 
eine  Behörde  das  Verlangen  stellt,  und  zwar  kann  dies  in  Preußen 
die  vorgesetzte  Provinzial-  oder  Zentralbehörde  sein,  in  Baden 
das  vorgesetzte  Ministerium,  in  Mecklenburg  das  Staatsministerium 
und  in  Elsaß-Lothringen  überhaupt  die  vorgesetzte  Behörde.  Auch 
bezüglich  der  in  Frage  kommenden  Beamtengruppen  herrschen 
Verschiedenheiten.  Wir  nennen  nur  die  richterlichen  Beamten; 
bezüglich  dieser  findet  in  Preußen  und  Bayern  die  Vorentscheidung 
nicht  statt,  wahrend  Hessen  und  Elsaß-Lothringen  diese  Ausnahme 
nicht  machen  und  Baden  und  Mecklenburg  dieselbe  nur  für  die 
civilrechtliche  Inanspruchnahme,  und  zwar  Mecklenburg  wieder 
nur  bezüglich  bestimmter  richterlicher  Beamten,  kennen.  Insoweit 
ist  das  Gesetz  klar. 

Nicht  immer  stießen  wir  jedoch  bei  unserer  Untersuchung 
auf  befriedigende  Resultate.    Wir  fanden  zunächst  für  Preußen: 

1.  Die  Sondervorschriften  für  die  Personen  des  Soldatenstandes 
sind  veraltet  und  bedürfen  durchaus  der  Neuregelung  (vgl.  §  28). 

2.  Der  Doppelstellung,  die  dem  Kriegsminister  durch  die 
Reichsverfassung  zuteil  geworden  ist,  ist  nicht  Rechnung  getragen 
worden.  Die  Folge  davon  ist,  daß  auf  ihn  im  Gegensatz  zu  den 
anderen  Ministern  die  Bestimmungen  über  den  Konflikt  nur  in 
ganz  beschranktem  Umfange  Anwendung  finden  (vgl.     27  u.  2H). 

3.  Es  ist  erstrebenswert,  daß  durch  Gesetz  ausgesprochen 
werde,  wie  die  Verteilung  der  Parteirollen  vor  dem  Oberverwaltungs- 
gericht zu  denken  i*t.  Das  Fehlen  einer  derartigen  gesetzlichen 
Vorschrift  zwang  uns  (oben  §  21)  zu  einer  längeren  Untersuchung 
dieser  Frage,  ohne  daß  die  Lösung,  die  wir  fanden,  nach  jeder 
Richtung  befriedigen  könnte. 

Für  alle  Staaten,  die  durch  §  11  E.-G.  z.  G.  V.  G.  betroffen 
werden,  machen  sich  folgende  Übelstände  bemerkbar: 

4.  §  11  läßt  es  im  Unklaren,  wie  weit  die  Prüfungspflicht  des 
obersten  Verwaltungsgerichtshofes   zu  gehen  hat  bezw.  zu  be- 
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schränken  ist  (oben  S.  134  ff.).  Dem  könnte  schon  dadurch  abge- 
holfen werden,  daß  in  §  1 1  Abs.  2  Ziff.  I  etwa  als  klärendes  Wort 
eingeschoben  wird:  „ob  der  Beamte  sich  objektiv  einer  Über- 
schreitung  schuldig  gemacht  hat." 

").  Das  Gesetz  spricht  sich  nicht  darüber  aus,  ob  der 
Konflikt  auch  erhoben  bezw.  Antrag  auf  Vorentscheidung  gestellt 
werden  kann,  wenn  das  Rechtsverfahren  vor  dem  Reichsgericht 
scli webt.  In  Preußen  ist  für  den  Kompetenzkonflikt  in  diesem 
Falle  Vorkehrung  getroffen  worden  (vgl.  S.  93  f.),  den  Konflikt 
hat  man  übergangen.  Auch  hier  würden  wenige  Worte  genügen, 
um  Unzutragliehkeiton  aus  dem  Wege  zu  gehen,  indem  dem  §  1 1 
Abs.  2  folgende  Ziffer  3  hinzugefügt  würde:  „daß  jedoch  eine 
Vorentscheidung  nicht  zulässig  ist,  wenn  das  Verfahren  beim 
Reichsgericht  anhängig  ist." 

II.  Wenn  wir  oben  S.  41  ausführlich  darstellten,  welchen 
vielfachen  Angriffen  das  alte  preußische  Konfliktsgesetz  begegnete, 
so  müssen  wir  in  gleicher  Weise  einen  kritischen  Blick  auf  Kon- 
flikt und  Vorentscheidung  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  werfen.  Die 
beiden  Hauptmängel  des  Konfliktes  in  seiner  alten  Gestalt,  die 
darin  bestanden,  daß  die  Vorentscheidung  sich  damit  beschäftigte,  ob 
die  Überschreitung  der  Amtsbefugnisse  zur  gerichtlichen  Verfolgung 
geeignet  sei,  und  daß  dem  Verfahren  bei  der  Vorentscheidung 
die  Öffentlichkeit  mangelte,  finden  wir  jetzt  beseitigt.  Durch  §  11 
E.-G.  z.  G.  V.  G.  haben  Konflikt  und  Vorentscheidung  nunmehr 
eine  derartige  Form  erhalten,  daß  ein  Verdacht,  die  Justiz  solle 
im  Interesse  der  Beamten  ausgeschaltet  werden,  nicht  mehr  be- 
rechtigt ist,  denn  an  die  Stelle  einer  Genehmigung  ist  jetzt  die 
Kntscheidung  einer  Rechtsfrage  getreten.  Auch  sind  durch  §§114 
und  1 13  Abs.  5  L.  V.  G.  auf  das  Verfahren  bei  der  Vorentscheidung 
die  Vorschriften  über  das  Verwaltungsstreitverfahren,  welches  der 
Abgeordnete  Lasker  mit  der  ganzen  Verwaltungsrechtspflege  einst 
anlaßlich  der  Beratung  der  Kreisordnung1)  als  Emancipation  des 
selbständigen  Bürgers  von  jeder  Regulierung  von  oben  her 
sympatisch  begrüßt  hatte,  zur  Anwendung  gebracht  worden. 

Danach  läßt  sich  also  an  der  V  mg  ren  z  ung  der  Vorentscheidung 
nichts  mehr  aussetzen.    Wir  halten  aber  auch  das  Erfordernis 

')  vgl.  Stwmgr.  Herioht.«  «1.  Abg.-Hauses  1872,73  Bd.  1  S.  34  f. 
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einer  Vorentscheidung  überhaupt  bei  Beamtendelikten  für  innerlich 
begründet.  Vielfach  wird  ja  das  ganze  Institut  für  entbehrlich 
gehalten ')  bezw.  als  unnötige  Erschwerung  der  Verfolgung  angesehen, 
sodaß  „eine  ziemlich  erhebliche  Entschlossenheit  dazu  gehört,  eine 
Klage  gegen  einen  Beamten  durchzuführen*)/  Und  es  mag  auch 
zugegeben  werden,  daß  die  Staatsbürger,  die  sich  die  Beamten, 
«welche  sie  angehen  müssen,  nicht  aussuchen  können,  einen  An- 
spruch darauf  haben,  daß  die  Beamten  von  den  ihnen  anvertrauten 
Befugnissen  nur  den  sorgfältigsten  Gebrauch  machen  und  daß  jede 
Überschreitung  der  Befugnisse  daher  streng  bestraft  werde.  Aber 
es  unterliegt  doch  keinem  Zweifel,  daß  es  auf  der  anderen  Seite 
für  einen  gewissenhaften  Beamten  eine  Beruhigung  sein  muß 
und  daß  er  freudiger  seine  Pflicht  erfüllen  wird,  wenn  er  die 
Gewißheit  hat,  daß  der  Staat  für  ihn  eintreten  wird,  sobald  er 
aus  willkürlicher»  Gründen  und  unberechtigter  Weise  in  An- 
spruch genommen  wird.  Das  gilt  auch  für  Strafsachen:  wenn 
hier  auch  dadurch,  daß  eine  objektive  Staatsanwaltschaft  einschreitet, 
Gewißheit  gegeben  ist,  daß  der  Beamte  nicht  grundlos  unter  An- 
klage gestellt  werden  wird,  sondern  daß  das  Verfahren  eingestellt 
werden  wird,  wenn  sich  die  Unschuld  des  Beamten  ergibt,  so 
hat  der  Einstellungsbeschluß  nur  interne  Wirkung,  wahrend  die 
Erhebung  des  Konfliktes  nach  außen  hin  bekundet,  daß  die 
Vorgesetzten  selbst  den  Beamten  nicht  für  schuldig  ansehen  und 
bereit  sind,  ihn  vor  böswilliger  Denunziation  zu  schützen.  Für 
solche  Fälle  böswilligen  Vorgehens  ist  eben  der  Konflikt  und 
damit  die  Vorentscheidung  bestimmt;  hier  soll  die  Autorität  des 
Staates  eingreifen  und  den  Arm  schützend  über  den  Beamten 
strecken.  In  solchen  Fallen  soll  allerdings  ein  gewisser  Mut  und 
eine  reifliche  Überlegung  dazu  gehören,  den  Beamten  zu  ver- 
klagen. 

Endlich  spricht  noch  für  die  Zulüssigkeit  der  Konfliktserhebung, 
daß  das  Prinzip  der  uneingeschränkten  Verantwortlichkeit  für  die 
Folgen  seiner  Handlungsweise  beim  Beamten  notwendiger  Weise 
dadurch  eingeschränkt  werden  muß,  daß  ihn  oft  sein  Amt  zwingt, 

')  vgl.  z.  B.  Miquel  in  den  Sten.  Bcr.  des  Reichstages,  3">.  Sitzung 
v.  20.  XII.  1876  S.  925  ff.  u.  v.  Neubrunn  in  den  Annalen  der  Großh.  Bad. 
Gerichte  60.  Jahrg.  S.  3C4. 

a)  vgl.  Biermann  Privatrecht  u.  Polizei  in  Preußen.  1897  S.  201. 
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tätig  zu  werden,  und  daß  dadurch  die  Gefahr,  die  Amtsbefugnisse 
zu  überschreiten,  viel  näher  geruckt  wird.  Demgegenüber  ist  die 
Privatperson  keinem  fremden  Willen  unterworfen,  vielmehr  in 
ihrer  Kntschließung  vollkommen  frei.  Von  diesem  Standpunkt 
aus  könnte  man  sogar  fordern,  daß  ein  ähnlicher  Schutz  wie  teil- 
weise den  Landesbeamten,  auch  den  Reichsbeamten  zuteil  werde. 
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Anhang 


I. 

Preussisches  Gesetz  betr.  die  Konflikte  bei  gerichtlichen  Ver- 
folgungen wegen  Amts-  und  Diensthandlungen 
vom  13.  Februar  1854  (6es.-Samml.  S.  86) l). 

§  i. 

Wenn  gegen  einen  Civil-  oder  Militärbeamten  wegen  einer  in 
Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  seines  Amtes  vor- 
genommenen Handlung  oder  wegen  Unterlassung  einer  Amtshandlung 
eine  gerichtliche  Verfolgung  im  Wege  des  Civil-  oder  Strafprozesses 
eingeleitet  worden  ist,  so  steht  der  vorgesetzten  Provinzial-  oder 
Centraibehörde  des  Beamten,  falls  sie  glaubt,  daß  demselben  eine 
[flur  gertdjtlicfjen  Verfolgung  geeignete]  Überschreitung  seiner  Amts- 
befugnisse oder  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  nicht 
zur  Last  fällt,  die  Befugnis  zu,  den  Konflikt  zu  erheben. 

Auf  einen  solchen  Konflikt  finden  die  Vorschriften  des  Gesetzes 
vom  8.  April  1847  (G.-S.  S.  170)  Anwendung. 

§2. 

Erachtet  der  Gerichtshof  [jur  (intfd)eibung  ber  Äompetcnjfonflifte] 
vor  Fällung  seines  Urteiles  noch  tatsächliche  Ermittelungen  für  er- 
forderlich, so  ist  er  befugt,  solche  durch  die  Verwaltungs-  oder  Ge- 
richtsbehörden zu  veranlassen,  insbesondere  die  Fortsetzung  der 
gerichtlichen  Instruktion  oder  Untersuchung  bis  zu  einem  zu  be- 
stimmenden Z'ele  anzuordnen. 

[Uber  bo.3  Ergebnis  biefer  Ermittelungen  finb  uor  ftüllung  beä  Ur- 
teilet bie  in  ber  Sadje  beteiligten  4>riuu karteten  ju  l)ören.  ^enfelben 
ift  gu  biefem  ^weefe  jit  eröffnen,  bnfe  tljnen  freiftehe,  fid)  über  bie  Ver- 
tjanblungen,  bereit  Cyinfid)t  il)tien  bei  beut  Weridjte,  bei  meldjein  bie  Ver- 
folgung  eingeleitet  ift,  geftattet  luerbe,  binnen  einer  ^präf Uifiofrift  uou 
4  Soweit  ju  ertlären.  3m  übrigen  fommen  aud)  Ijierbei  bie  söeftimnumgen 
ber  §§5  ff.  beo  «efe^eö  uom  s.  Npril  1847  jur  flniuenbung.] 

§3. 

Befindet  der  Gerichtshof  (8  2),  daß  dem  Beamten  eine  [jur  ge« 
ridjtlicfjen  Verfolgung  geeignete]  Überschreitung  seiner  Amtsbefugnisse 


)  Veraltete  Bestimmungen  sind  eckig  (  [    ]  )  eingeklammert. 
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oder  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  nicht  zur 
Last  fällt,  so  entscheidet  er,  daß  der  Rechtsweg  gegen  den  Beamten 
unzulässig  sei,  im  entgegengesetzten  Falle  aber,  daß  derselbe  zu- 
lässig sei.  —  F.in  Urteil  der  letzteren  Art  präjudiziell  weder  dem 
Beamten  in  seiner  weiteren  Verteidigung  vor  dem  Gerichte,  noch  dem 
Gerichte  in  seiner  rechtlichen  Entscheidung  der  Sache. 

§4- 

Vorstehende  Bestimmungen  sind  auch  anwendbar,  wenn  eine  ge- 
richtliche Verfolgung  wegen  Amtshandlungen  (§  1)  gegen  einen  aus 
dem  Dienste  bereits  ausgeschiedenen  Beamten  oder  gegen  die  Krben 
eines  Beamten  anhängig  wird. 

§5. 

Unter  den  Beamten  (§  1)  sind  auch  diejenigen,  welche  in  mittel- 
barem Staatsdienste  stehen,  inbegriffen. 

§6. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  findet  auch  Anwendung,  wenn  Personen 
des  Soldatenstandes  wegen  Handlungen,  welche  von  ihnen  bei  Aus- 
übung oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  ihrer  Dienstverrichtungen 
vorgenommen  sind,  oder  wegen  Unterlassung  ihrer  Dienstverrichtungen 
bei  anderen  als  Militärgerichten  belangt  werden.  —  In  diesen  Fällen 
steht  dem  vorgesetzten  Divisionskommandeur  oder  kommandierenden 
General  die  Befugnis  zu,  den  Konflikt  zu  erheben.  Die  Verrichtungen 
des  Gerichtshofes  zur  Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte  werden 
durch  das  Militär-Justizdepartement  ausgeübt,  welches  unter  Mitwirkung 
dreier  höherer  Offiziere,  die  von  dem  König  jedesmal  auf  3  Jahre 
bezeichnet  werden,  zu  entscheiden  hat.  Die  ßeschlußnahme  erfolgt 
auf  den  schriftlichen  Vortrag  zweier  rechtsverständiger  Referenten, 
deren  einer  vom  Justizminister,  der  andere  vom  Kriegsminister  er- 
nannt wird. 

§7. 

Ausgeschlossen  von  dem  gegenwärtigen  Gesetze  bleiben  die 
Fälle,  in  denen  die  gerichtliche  Verfolgung  eingeleitet  ist: 

1.  gegen  richterliche  Beamte, 

2.  gegen  andere  Justizbeamte,  mit  Ausnahme  der  Beamten  der 
Staatsanwaltschaft  und  der  gerichtlichen  Polizei, 

3.  gegen  die  im  Bezirke  des  Appellationsgerichtshofes  zu  Köln 
angestellten  Hypothekenbewahrer ')  [und  Civilstandsbeamten]. 

IL 

Preussisches  Gesetz  über  das  Verfahren  bei  Kompetenzkonflikten 
zwischen  den  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden 
vom  8.  April  1847  (Ges.-Samml.  S.  170). 

[§  l  ] 

§2- 

In  rechtskräftig  von  den  Gerichten  entschiedenen  Sachen  kann 
l)  Vgl.  Ges.  v.  18.  Juli  1896  (G.-S.  S.  165). 
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der  [Äompetcnj']Konflikt  nicht  mehr  erhoben  werden;  ebensowenig 
findet  derselbe  noch  stau,  wenn  in  einem  Prozesse,  bei  welchem 
eine  Verwaltungsbehörde  als  Partei  beteiligt  ist,  die  von  derselben 
aufgestellte  Präjudizialeinrede  der  Unzulässigkeit  des  Rechtsweges 
rechtskräftig  verworfen  worden  ist. 

§3. 

Zur  Erhebung  des  (£ompeteitJ')Kor,fliktes  sind  nur  die  Zentral- 
und  die  Provinzial- Verwaltungsbehörden  befugt.  Hält  eine  liniere 
Verwaltungsbehörde  in  einer  zu  ihrer  Kenntnis  kommenden  Rechts- 
sache die  Erhebung  des  [Äompetenj-JKonfliktes  für  erforderlich,  so  hat 
sie  hiervon  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  sofort  Anzeige  su  machen 

§4. 

Die  Erhebung  des  Itfompetenj'JKonfliktes  erfolgt  durch  Über- 
sendung eines  darüber  abzufassenden  motivierten  Beschlusses  der 
Verwaltungsbehörde  an  das  Gericht  mit  der  Erklärung:  »daß  der 
[Äompetenj»)Konflikt  erhoben  werde«  und  mit  dem  Antrage:  »das 
Rechtsverfahren  bis  zur  Entscheidung  über  denselben  einzustellen.« 

Besteht  die  Provinzialbehörde,  welche  den  Konflikt  erheben 
will,  aus  mehreren  Abteilungen,  so  muß  der  Beschluß  vom  Plenum 
derselben  gefaßt  werden. 

Sobald  der  Konflikt  auf  diese  Weise  (§  4)  erhoben  ist,  stellt  das 
Gericht  das  Rechtsverfahren  durch  einen  Bescheid,  gegen  welchen  kein 
Rechtsmittel  zulässig  ist,  einstweilen  ein,  und  fertigt  diesen  Bescheid, 
nebst  einer  Abschrift  des  Beschlusses  der  Verwaltungsbehörde,  den 
bei  der  Sache  beteiligten  Privatparteien  mit  dem  Eröffnen  zu,  daß 
ihnen  freistehe,  sich  hinnen  einer  Präklusivfrist  von  4  Wochen  über 
den  [.tiompetfltj*] Konflikt  schriftlich  zu  erklären.  Eine  solche  Erklärung 
muß  von  einem  Rechtsanwalt  unterzeichnet  sein  und  nebst  einer 
Abschrift  derselben  eingereicht  werden. 

§6- 

Nach  dem  Eingang  der  Erklärungen  der  Parteien  läßt  das  Ge- 
richt die  Abschriften  derselben  der  Verwaltungsbehörde  (§  4)  zustellen 
und  reicht  sodann  die  Akten  mit  seinem  Gutachten  dem  Justiz- 
minister ein. 

Ist  binnen  der  4  wöchentlichen  Frist  (§  5)  keine  Erklärung  ein- 
gegangen, so  hat  das  Gericht  hiervon  die  Verwaltungsbehörde  zu  be- 
nachrichtigen und  erst  alsdann  die  Akten  an  den  Justizminister  zu  befördern. 

§7. 

Ist  die  Sache  l  ei  einem  [Untergerid)teJ ')  anhängig,  so  erstattet 
dasselbe  den  gutachtlichen  Bericht  (§  tj)  an  das  vorgesetzte  [l'anbeä* 
^ufttjfoUegium]'2),  welches  ihn,  unter  Beifügung  seines  Gutachtens, 
dem  Justizminister  überreicht. 


*)  Amts-  oder  Landgericht. 
a)  Oberlandcsgcricht. 
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§  8. 

(Sonderbestimmungen  für  den  Bezirk  des  früheren  Appellations- 
gerichtshofes zu  Cöln). 

§9- 

Die  Provinzial- Verwaltungsbehörde  ist  verpflichtet,  sobald  sie 
von  dem  Gerichte  entweder  die  Erklärungen  der  Parteien  oder  die 
Benachrichtigung  empfangen  hat,  daß  dergleichen  Erklärungen  nicht 
eingegangen  sind  (§  6),  unter  Überreichung  der  Akten,  an  den  be- 
teiligten Verwaltungschef  gutachtlich  zu  berichten. 

§10. 

Der  Justizminister  sendet  die  ihm  eingereichten  gerichtlichen 
Akten  (§§  6  u.  8.)  nebst  seinen  Bemerkungen  Uber  den  Konflikt, 
wenn  er  solche  beizufügen  für  nötig  erachtet,  an  [ben  im  §  1  genannten 
(&eria)tSl)of] l),  und  setzt  davon  den  beteiligten  Verwaltungschef,  unter 
Mitteilung  jener  Bemerkungen,  in  Kenntnis. 

§11. 

Erachtet  der  Verwaltungschef  den  von  der  Provinzialbehörde 
erhobenen  fÄompeten^JKonflikt  für  nicht  begründet,  so  hat  er  davon 
[ben  ©ertd)t6l)of  (§  1])*}  mit  der  Erklärung,  daß  der  Antrag  auf  Ein- 
stellung des  Rechtsverfahrens  zurückgenommen  werde,  zu  benach- 
richtigen, [©er  ©erid)t$t)of]8)  sendet  alsdann  die  Akten  dem  Justiz- 
minister zurück,  und  dieser  veranlaßt  den  Fortgang  des  Rechts- 
verfahrens. 

§  12. 

Hält  dagegen  der  Verwaltungschef  den  [&omp.«]Konfl.  für  be- 
gründet, so  steht  ihm  frei,  dem  Gerichtshofe  auch  seine  Bemerkungen 
zu  übersenden;  er  hat  dieselben  aber  dann  auch  dem  Justizminister 
mitzuteilen. 

§  13. 

[Sie  bei  bem  föertcbjöljofe  eingegangenen  geridhtlidjen  Elften  (§  10) 
werben  bem  Oieferenten  angeftellt,  fobalb  entiueber  eine  (Srflärung  Joe« 
beteiligten  ^eriualtungöayfd'  eingegangen  ober  eine  8  mdd)entlid)e  $rift 
feit  bem  $age  verpaffen  tft,  an  welchem  ber  ^eriualtimg$bet)örbe  bie  311- 
lefet  eingegangene  Grfläruna  ber  ^arteten,  ober  baß  Benachrichtigung*- 
f abreiben  bcs^eridjteS,  baß  feine  folaje  @rf lärmigen  eingegangen  ftnb 
(§  <»),  jitgeftetlt  loorben  ift.j4). 

f§  14]  5). 
I§  15]«). 
§  16. 

[$ev  3nftijininifter,  foiute  jeber  ber  beteiligten  i*enualtung$a)ef$  tft 
*  befugt,  $u  ben  Beratungen  beö©eria)töt)ofeö  einen  Otatl)  feine«  Departements 
abjuorbnen,  lueldjer  nötiaenfalls  über  bie  Sache  näljere  *lu$funft  $u 
geben  b,at,  an  ber  (*ntfa)etbnng  aber  nid)t  Seil  nimmt]1). 

')  bis  3)  Das  Obcrvcnvaltungsgericht. 
*)  h\%  6)  Ersetrt  durch       114  u.  113  Abs.  0  L.  V.  G. 
Ersetrt  durch  §§  114  u.  74  L.  V.  G. 


Digitized  by  Google 


L>25 
§  17. 

Das  Erkenntnis  des  Gerichtshofes  ist  [mit  bcn  @ntfdjetbung$« 
grünben  unter  ber  llnterfd)rift  beä  ^orftfcenben  auSjufertiflen  unb] ') 
dem  Justizminister  sowie  dem  Verwaltungschef  zur  Mitteilung  an 
das  Gericht  und  die  Verwaltungsbehörde  zuzustellen.  Das  Gericht 
hat  den  Parteien  das  Erkenntnis  bekannt  zu  machen.  Die  Ver- 
öffentlichung solcher  Erkenntnisse  bleibt  dem  Ermessen  des  Justiz- 
ministers  sowie  der  Verwaltungschefs  überlassen. 

§18- 

Ist  die  Entscheidung  (§  17)  gegen  die  Zulassung  des  Rechts- 
weges ausgefallen,  so  hat  das  Gericht  das  Rechtsverfahren  aufzuheben, 
die  gerichtlichen  Kosten  niederzuschlagen  und  die  etwa  schon  be- 
zahlten zu  erstatten.  Zur  Erstattung  außergerichtlicher  Kosten  ist 
in  einem  solchen  Falle  keine  der  Parteien  verpflichtet. 

9  §  19- 

Durch  Erhebung  des  [Äompetetl^lKonflikte»  wird  der  Lauf  der 
Präklusivfristen  im  Prozesse  gehemmt,  auch  ist  die  Exekution  bis 
zur  Entscheidung  über  den  [Äompetcn^jKonflikt  unzulässig. 

18  2o.j 

:§2i.j 

[§  22.] 
§23. 

Alle  diesem  Gesetze  entgegenstehenden  Vorschriften  werden 
hiermit  aufgehoben. 

III. 

Badisches  Gesetz  „den  Verwaltungsgerichtshof  und  das  ver- 
waltungsgerichtliche Verfahren  betreffend"  vom  24.  Februar 
1880  (Gesetzes-  nnd  Verordnungsblatt  f.  d.  Grosshtm.  Baden 

1880  S.  29.) 

Art.  9. 

Absatz  1  vgl.  oben  S.  187. 

Absatz  2:  Eine  Vorentscheidung  ist  nicht  zulässig  mit  Bezug 
auf  civilrechtliche  Klagen: 

1.  gegen  Richter,  einschließlich  der  Bürgermeister,  bezw.  ihrer 
Stellvertreter,  soweit  denselben  richterliche  Funktionen  in  bürgerlichen 
Rechtssachen  übertragen  sind; 

2.  gegen  Gerichtsnotare,  Notare,  Gerichtsschreiber  und  Gerichts- 
vollzieher; 

3.  gegen  die  Mitglieder  der  Grund-  und  Pfandbuchbehörden, 
einschließlich  der  in  §  9  des  Gesetzes  vom  24.  Juni  1874  über  die 

')  Jelrt  maßgebend       114  und  81  L.  V.  C.  sowie  Regulativ  für  das  O.  V.  G. 
vom  '22.  11.  1S92  (Min.  Bl.  f.  d.  gcs.  inn.  Verw.  S.  133). 

(i  :a  venlior^t.  Konflikt  lü 
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Führung  der  Grund-  und  Pfandbticher  in  einigen  Städten  erwähnten 
Personen; 

4.  gegen  die  Standesbeamten. 

Art.  10. 

Nach  Einkunft  des  Antrags  auf  Vorentscheidung  werden  die 
Akten  durch  das  Gericht  unter  Benachrichtigung  der  Beteiligten  dem 
Verwaltungsgerichtshofe  eingesendet. 

Erachtet  der  V.  G.  H.  vor  Fällung  seiner  Vorentscheidung  noch 
tatsächliche  Ermittelungen  für  erforderlich,  so  kann  er  dieselben  durch 
die  Verwaltungs«  oder  Gerichtsbehörden  veranlassen. 

Im  Übrigen  findet  das  in  Artikel  8  dieses  Gesetzes  bezeichnete 
Verfahren  auch  hier  Anwendung. 

Art.  11. 

Die  Vorentscheidung  des  V.  G.  H.  hat  sich  auf  die  Feststellung 
zu  beschränken,  ob  der  Beamte  sich  einer  Überschreitung  seiner 
Amtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amts- 
handlung schuldig  gemacht  hat»  oder  ob  dies  nicht  der  Fall  ist. 

Eine  Vorentscheidung  der  letzten  Art  ist  für  das  Gericht,  welches 
in  der  Sache  zu  entscheiden  hat,  verbindlich. 

Eine  Vorentscheidung  der  ersten  Art  steht  weder  dem  Beamten 
in  seiner  weiteren  Verteidigung  vor  dem  Gerichte,  noch  dem  Ge- 
richte bei  seiner  rechtlichen  Entscheidung  der  Sache  im  Wege;  sie 
hat  die  Folge,  daß  die  dem  Gegner  des  Beamten  durch  das  Ver- 
fahren vor  dem  V.  G.  H.  erwachsenen  notwendigen  Kosten  aus  der 
Staatskasse  ersetzt  werden. 

Art.  12. 

Über  die  Verpflichtung,  die  Kosten  des  Vorentscheidungsverfahrens 
vor  dem  V.  G  H.  zu  tragen,  entscheidet  dieser  Gerichtshof.  Stempel  - 
gebühren  werden  in  solchen  Fällen  nicht  berechnet  und  Sportein 
nicht  angesetzt. 

Art.  13. 

Die  Bestimmungen  über  die  Vorentscheidung  des  V.  G.  H.  sind 
auch  anwendbar,  wenn  eine  gerichtliche  Verfolgung  wegen  Amts- 
handlungen gegen  einen  aus  dem  Dienste  bereits  ausgeschiedenen 
Beamten  oder  gegen  die  Erben  eines  Beamten  anhängig  wird. 

Unter  den  Beamten  sind  auch  diejenigen,  welche  in  mittelbarem 
Staatsdienste  stehen,  einbegriffen. 

IV. 

Mecklenburgisch-Schwerinsche  und  Mecklenburgisch-Strelitzsche 
Verordnung  „zur  Ausführung  von  §  II  des  E.-6.  z.  6.  V.  G."  vom 
5.  Mai  1879  (Regierungs- Blatt  f.  d.  Gsshtm.  Meckl. -Schwerin 
S.  101  und  Grossh.  Meckl.-Strelitzscher  Offizieller  Anzeiger  f.  Ge- 

setzg.  u.  Staatsverw.  S.  137.). 

§i. 

Civilklagen,  Privatklagen  und  öffentliche  Klagen,  welche  gegen 
öffentliche  Beamte  wegen  der  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung 
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der  Ausübung  ihres  Amtes  vorgenommenen  Handlungen  erhoben 
werden,  sind  von  den  Gerichten  in  Abschrift  Unserem  Staatsministerium 
[©trelifc:  Unferer  SanbeSregierung]  mitzuteilen. 

§  2. 

Auf  Verlangen  Unseres  Staatsministeriums  [Streltfc:  Unferer 
^anbeöregierillig]  ist  durch  eine  Vorentscheidung  festzustellen,  ob  der 
Beamte  sich  einer  Überschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  der 
Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  schuldig  gemacht 
habe. 

§3. 

Die  Vorentscheidung  erfolgt,  so  lange  ein  oberster  V.  G.  H.  für 
Unsere  Lande  nicht  besteht,  durch  das  Reichsgericht. 

§4. 

Wird  die  Vorentscheidung  verlangt,  so  ist  das  Verfahren  bis 
dahin  auszusetzen,  daß  dieselbe  erfolgt  ist. 

Durch  die  Aussetzung  wird  die  Anordnung  einstweiliger  Ver- 
fügungen oder  die  Vornahme  dringlicher  Untersuchungshandlungen 
nicht  ausgeschlossen. 

§5. 

Die  Prozeßakten  sind  an  das  Reichsgericht  mit  dem  Ersuchen 
um  Abgabe  der  Vorentscheidung  |  einzusenden.  In  Civilsachen  und 
in  Privatklagesachen  ist  vor  Einsendung  der  Akten  der  Kläger  auf- 
zufordern, sich  binnen  einer  Frist  von  einer  Woche  Uber  den  Gegen- 
stand der  verlangten  Vorentscheidung  zu  erklären.  Diese  Erklärung 
kann  in  Privatklagesachen  auch  zum  Protokolle  des  Gerichtsschreibers 
abgegeben  werden. 

§6. 

Zu  den  öffentlichen  Beamten  im  Sinne  der  gegenwärtigen  Ver- 
ordnung gehören  auch: 

1.  die  Geistlichen  und  die  Küster; 

2.  die  von  den  Ortsobrigkeiten  (Gutsbesitzern  (S  a)  U)  e  r  t  lt  außerbem : 
Saltbeöf löflern) ,  Städten)  zur  Ausübung  obrigkeitlicher  Rechte  an- 
gestellten Beamten,  sowie  die  von  den  Ortsobrigkeiten  an  den 
Öffentlichen  Schulen  angestellten  Lehrer; 

3.  die  von  den  Ortsobrigkeiten  zum  Forst-  und  Feldschutz  be- 
stellten, auf  ihre  Funktionen  beeidigten  Personen; 

4.  die  Gensdarmen. 

§7. 

Ist  im  Prozesse  durch  rechtskräftiges  Urteil  festgestellt,  daß  der 
Beamte  sich  einer  Überschreitung  seiner  Amtsbefugnisse  oder  der 
Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amtshandlung  schuldig  gemacht 
habe,  bevor  die  Vorentscheidung  verlangt  worden  ist,  so  bleibt  das 
Urteil  maßgebend. 

15* 
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§«• 

Bei  Civilklagen,  durch  welche 

1.  gegen  die  Mitglieder  der  Hypothekenbehörden,  bezw.  der 
Grundbuch-  und  Hypothekenbuchbehörden  Ansprüche  auf  Schadens- 
ersatz nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  der  Hypothekenordnungen, 
bezw.  der  Grundbuch-  und  Hypthekenordnungen, 

oder 

2.  gegen  die  mit  der  Verwaltung  der  Obervormundschaft  be- 
trauten Beamten  Ansprüche  auf  Schadensersatz  wegen  Überschreitung 
ihrer  Amtsbefugnisse  oder  wegen  Unterlassung  ihnen  obliegender 
Amtshandlungen 

verfolgt  werden,  darf  eine  Vorentscheidung  nicht  verlangt  werden. 

Über  das  Verfahren,  in  welchem  die  Vorentscheidung  herbei- 
zuführen ist,  werden  Wir,  wenn  erforderlich,  weitere  Bestimmungen 
durch  Unser  Staats- Ministerium  [©trelifc:  Urtfere  SaitbeS'föegierunp,) 
erlassen. 

§  io. 

Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit  dem  G.  V.  G.  in  Kraft. 
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Strafprozeß  67,  24,  99  f.  110.  11L 
ELT,         122.  145.  LLL 

Streitverkündung  schließt  die  K.-er- 
hebung  aus  101. 

T. 

Tcrminsbestimmung  ist  kein  Prozeß- 
begiun  1001'. 


i 


V. 

„Veranlassung    der   Ausübung  des 

Amtes"  190«. 
Verfahren  vor  dem  OVG.  fifi,  120 f. 

128  ff. 

Verfahren  vor  dem  ordentlichen  Ge- 
richte nach  Fällung  der  Vorent- 
scheidung 144  ff. 

Verfassungsmäßigkeit  des  K.  43,  52. 

Verjährung  bei  der  Vorentscheidung 
112f.  128«  2ÜÜ. 

Verjährungseinwand  vor  dem  O  V  G. 
134. 

Verlangen  einer  Behörde  nach  Vor- 
entscheidung 68.  188.  126.  20JL 
914 

Verschulden  des  Beamten  13P.  133ff. 
14Q,  142.  143.  Höf.  183.  121  f. 
2ÜL  204. 

Verwaltungsbeamte  23_i  —  chef  als 
Organ  im  K.-verfahren  1 19.  132. 
134;  —  gerichtsbeamte  80.  179*. 
ISO2. 

Verwechselung  von  K.  uud  K.  K.  13. 

Vorbereitung  der  K.-erhebung  1 14. 

Vorentscheidung:  ist  —  eine  Prozeß- 
voraussetzung? 107.  200:  —  i#t 
ein  Erkenntnis  137 :  Form  uud 
Inhalt  der  —  136 IT.;  Natur  und 
Tragweite  der  —  140  ff.:  Umfang 
der  —  133;  Verschiedenheit  der 
—  IM  f.  139  f.;  —  beschränkt  sich 
auf  die  Frage  nach  der  objektiven 
Überschreitung  134ff.  182.  191  f. 
205  f.  204 ;  —  bei  Inanspruchnahme 
des  Staates  83.  18L  191. 
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Vorgesetzt«»  Behörde  84  f. 
Vorübergehend  berufene  Beamte  73. 
179.  190.  200.  208.  214. 


W. 

Wi-sMi  der  K.-eruebiiiig  10«; ff. 

Widerklage:  bei  —  ist  K.-erhcbung 
zulässig  102. 

Wiederaufnahmeverfahren  bei  Ent- 
scheidung über  den  K.  unzulässig 
131. 

NVirkung  der  K.-erhcbung  UOfl. 
Württemberg  54.  «2.  «7.  214  ff. 


Zeitpunkt  der  K.-erhebung  71:  frü- 
hester —  99  ff.:  spatester  —  102  ff. 

Zeitpunkt  der  Tat  ist  maßgeblich 
für  Prüfung  der  Beamteneigen- 
schaft 75. 

Zentralbehörden  86  ff. 

Zeughausverwaltung  159. 

Zivilstandesbeamte  80. 

Zurücknahme  des  K.  97  f.  119. 

Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  und 
deren  Dauer  205  f.  209 

Zwangsvollstreckung  aus  vorläufig 
vollstreckbarem  Urteil  116.  145. 

Zweck  des  K.  45.  52  72. 

Zwischenurteil  104  f. 
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zu  seinem  SO  jätirioen  Doktorjubiläum 

gewidmet  von  gegenwärtigen  und  früheren  Angehörigen  der 
Breslauer  juristischen  Fakult-it 

I.  Deutsche  Rechtsgeschichte 

  10  Mark  — 

Beverle,  Komad:  Ergebnisse  einer  alamannischcn  rrbarforschuug  2.—  M. 
Brie,  Siegfried:  Die  Stellung  der  deutschen  Kcclits^elclirtou  der  Rezeptiuns- 

zeit  zum  Gewohnheitsrecht  .    .    .   1,20  M. 

Hedemann,  Justus  Wilhelm:  Di«  Fürsorge  des  Gutsherrn  für  sein  Gesinde 

(Brandenburgisch- Preuss»sche  Geschichte)   1,60  M. 

Xa endrup,  Hubert:  Dogmcngcschichte  der  Arten  mittelalterlicher  Khren- 

minderungen  5. —  M. 

Schultz.e,  Alfred:  Gerüfte  uud  Marktkauf  in  Beziehung  zur  Fahrn  is- 

verfolgung  2,—  M. 

II.  Römische  Rechtsgeschichte 

  3  Mark   

Kleineidam,  Feodor:  Beiträge  zur  Kenntnis  der  lex  Poetelia        1,—  M. 

Klingmüller,  Fritz:  Über  Klagenverjäjirung  und  deren  Wirkung    1.—  M. 

Leonhard,  Rudolf:  Die  Replik  des  Prozessgewinns  (replica  rei  socundum 
ine  judicatae),  ein  Beitrag  zur  Lehre  von  den  beiden  Funktionen  der 
exceptio  rei  judicatae  1,20  M. 

III.  Recht  der  Gegenwart 

  9  Mark   

Beling,  Ernst:  Die  Beschimpfung  von  Eeligionsgesellschaften,  religiösen 
Einrichtungen  und  Gebräuchen,  und  die  Refornibcdürftigkeit  des  §  166 
StGB  1,20  M. 

Fischer,  Otto:  Vollstreckbarkeit  1,80  M. 

Gretener,  Xaver:  Die  Religionsverbrechen  im  Strafgesetzbuch  für  Russ- 
land vom  Jahre  11)03  1,—  M. 

Heymann,  Ernst:  Die  dingliche  Wirkung  der  handelsrechtlichen  Traditions- 
papiere (Konnossement,  Ladeschein,  Lagerschein)  3,20  M- 

Jacobi,  Ernst:  Die  Pflicht  zur  Berufung  der  Generalversammlung  einer 
Aktiengesellschaft  ,    0,80  M. 

Meyer,  Herbert:  Die  rechtliche  Natur  der  nur  scheinbaren  Bestandteile 
eines  Grundstücks  (<j  9">  BGB.)  I,—  M. 

Schott,  Richard:  Über  Yeräusserungsverbote  und  Resolutivbedingungen  im 
bürgerlichen  Recht  1,20  M. 

A.  ravorke,  vorm.  fcduard  Trewendt's  Buchdruckerei  in  Breslau 
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